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Bormwort. 


Das vorliegende Werk ift durch Umarbeitung eines umfangreicheren 
Entwurfs entftanden, welcher die Grundlage für die in der fünften Auf- 
lage des Mayrhofer'ſchen „Handbuchs für den politifhen Verwaltungs: 
dienſt“ abgedrudte, von dem Verfaſſer berrübrende Skizze des öſter⸗ 
reichifchen Adbminiftrativverfahrensd gebildet bat. Der Verfaſſer Eonnte 
fich bei Ausarbeitung diefer Skizze der Erkenntniß nicht entziehen, daß 
eine auf das dringendite Bebürfniß berechnete, gerade nur orientirende 
Darftellung der Bedeutung des Adminiftrativverfahrens als der rechtlichen 
Form der bobeitlihen Verwaltung nicht zu entiprechen vermöge. 

Freilich fteht der Verfaſſer mit diefer Würdigung der Bedeutung 
des Adminiftrativverfahrens, mit der Anerfennung der Eignung desjelben 
für eine erjchöpfende wiſſenſchaffliche, alſo vfſtematiſche Darſtellung und 
der Nothwendigkeit einer ſolchen Darfteltung ziemlich vereinzelt da. 

Die bervorragendften deutjchen Stantsrechtslehrer, an ihrer Spihe 
Seydel, ſprechen dem Adminiftrativprocejje geradezu die Eriftenz ab, be- 
zeichnen ihn als einen lucus a non lucendo, weil die Verwaltung als 
eine freie, von Rückſichten der Zweckmäßigkeit beftimmte Thätigkeit die 
Ausbildung eines eigentlichen Proceßrechts nicht geftatte, und weil des⸗ 
halb die dem Verwaltungswege überwieſenen Rechtsfachen im Ganzen an 
den für die Verwaltung geltenden Formvorſchriften beziehungsweiſe 
an der Sormlofigfeit der Verwaltung Theil nehmen müßten.!) 

Bon diefer Anſchauung über die Dürftigleit der Probleme des 
Aominiftrativproceßrechts fcheinen die deutfchen Schriftiteller auch durch 
Bernatzik's Monographie, Rechtsſprechung und materielle Rechtskraft 
nicht belehrt worden zu fein. Eines der nambafteiten, nachgefolgten 
Lehrbücher des deutſchen Verwaltungsrecht, jenes von Georg Meyer, 
bezeichnet das Verfahren in Verwaltungsſachen als im allgemeinen 
formlos, nur ausnahmsweiſe an gewiſſe Vorſchriften gebunden.?) 
Und ſelbſt, wenn eine Darſtellung auf den erſten Blick den Eindruck er⸗ 
regt, als würde ſie dem Verwaltungsverfahren näher treten, behandelt 
fie Dasfelbe bei näherer Betrachtung unter dem Geſichtspunkte eines 
nit der Verwaltung, fondern der Rechtspflege dienenden Ber- 


1) Bayerifches Staatsrecht II. ©.393. | 2)a.a. 8.1. ©. 35. 
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fahrens, bald unter dem Geſichtspunkte der Parteiſache des öffentlichen 
Rechts, der Adminiſtrativjuſtiz ſache, welche der Civilrechtsſache auf ein 
Haar ähnlich fieht, bald unter dem Gefichtöpuntte der ein- oder zwei⸗ 
feitigen Verwaltungsrechtspflege, oder Verwaltungsftreitfache, welcher 
eine Scheidung des Verfahrens in Verwaltungsſachen von den verwal- 
tungsgerichtlichen kaum ermöglicht. Erftere gilt 3. B. von Lemayer’3 
Apologetifhen Studien zur Verwaltungsgerichtsbarkeit, die es für mög- 
lih erklären, Verwaltungsſachen begrifflih zu beitimmen und für ein 
bejonderes Verfahren generell auszufcheiden, bei deren Erledigung fich 
die Verwaltungsbehörde gegen den Ausfall derjelben jo gleichgiltig und 
objectiv verhalten könne wie das Civilgericht, weil nach ber in allen 
Fällen gleichbleibenden Geftaltung der Sachlage auch das öffentliche 
Intereſſe fich gegen dieſen Ausfall indifferent verhalte; Iebteres von 
Dtto Mayer’s, Deutjches Verwaltungsrecht, ungeachtet die dort gebotene 
Definition der Verwaltungsrechtöpflege auf das Berwaltungsverfahren 
vollitändig paßt.?) 





1) Diefes Wert kam ebenjo wie die ! verwaltungstechnifcher Thatbeftänbeburd 
zweite Auflage von Roſin's, dad Police die Berwaltungsgerichte gewidmet. Ber- 
geinerorhnungärecit in Preußen, für die | faller ftellt fih vor, daß derſelbe Ein- 

öglichleit der Benützung durch den  drud, den er aus dieſer Form der 
Verfaſſer zu ſpät. Es bleibt deshalb | Citirung gewonnen bat, bei Otto 
nicht3 übrig, als dieſe beiden, für bie | Mayer entitehen müßte, wenn er irgend- 
Entwidlung der Berwaltungdrecht3- | wo eine Polemik gegen folgendes, ihr 
wiflenjchajt bedeutfamen Werke an dieſer vorangehende Citat Yande: „Man dat 
Stelle ihrem ganzen Inhalte nad an- Ä herausfinden wollen, daB auf Die 
zumerfen. Nur eine Bemerlung pro wiſſenſchaftliche Klärung bes Pro⸗ 
domo muß fich der Berfafler gefiatten, blems der Berwaltungsrechtäpflege die 
die er mit Rückſicht auf feine Werth- Erploitirung der Bonftructionen der 
Ihägung der Xeiftungen Otto Mayer's franzöfifhen Verwaltungs⸗Geſetzgebung 

ern unterbrüdt hätte, wenn nicht die | und Praxis eher einen nachtheiligen als 
Derandforberung zu berjelben eine allzu⸗ einen vortheilhaften Einfluß zu üben 
itarfe wäre. Otto Mayer citirt a.a.D. | vermöge. Otto Mayer, Theorie des 
©. 195 Unm. 82: Man hat heraus- | Ikanze jöen Verwaltungsrecht3 ©. IX.“ 
inden wollen, daß es gewiſſe that- | Zu Diefer, eine Täufhung nicht aus- 
ächliche Feftftellungen gebe, welche ihrer | fchließenden Yorm der Eitirung kommt 
Natur nad) von einem Berwaltungs- | hinzu, daß Otto Mayer der Ueberein⸗ 
gericht nicht nachgeprüft werben könnten: | ftimmung der Formulirung feiner Stel⸗ 
ie Feſtſtellung der Iog- verwaltungs- | lung au der hier berührten Frage mit jener 
techniſchen Thatbeſtaͤnde. Tezner, | des Berfaflers keinen —Aã— Aus⸗ 
Freies Ermeſſen ©. 33 ff.; Bernatzik, druck verleiht. Man vergleiche Tezner, 
Rechtskraft S.43 ff.” Nunmehr folgt Freies Ermeſſen S. 60 (oben bis „mit 
die Polemitk Mayer’3 gegen dieſe der Wirkung formeller Unwiderleglich⸗ 
Anſicht. Darnach müßte er, der | feit”), 122 Abſ. 1, 120, 50 Abſ. 2 und 
feine Information über die Literatur | Otto Mayer a. a. O. 195 u. Anm. 
zu diefer Frage nur aus Mayer bolt, 
annehmen, daß der Berfafler au ber f 
Spige ber Vertreter der von Mayer | Uebereinitimmung des Deutichen Ver⸗ 
abgelehnten Theorie marſchire. un | waltungsrecht3 gerade mit den grund« 
ift aber die Hier von Mayer citirte | fäglichen Ausführungen bes Berfaflers 
Abhandlung des Verfaſſers vom An- | in dem bier berübrten Punkte (vergl. 
fang bis zum Ende der Widerlegung | aud ©. 166 Anm. 10 u. 194 Anm. 29) 
der Theorie von der Uncontrolirbarleit | der Widerfpruch mit feinem mißlaunigen 
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Nun iſt es gerade das öſterreichiſche Recht, welches einerſeits aus 
dem auch ihm bekannten Ausdruck „Parteiſachen des öffentlichen Rechts” 
feine Conſequenzen zieht, die es unbegreiflich machen, daß dieje Partei⸗ 
ſachen nicht den Civilgerichten zugewiefen werden, vielmehr biefelben tn 
allen Fällen als Verwaltungsſachen behandelt, und welches anderer: 
feit3 im 8.6 des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines Verwaltungs: 
gerichtähofes, das abminiftrative und das vermwaltungsgerichtlide Ver⸗ 
fahren als wejensverfchieden ohne jede Vermittlung einander gegenüber: 
ftellt und eine forgfältige Scheidung beider Werfahrensarten unnach- 
fihtig fordert. Wenn nun diefes Geſetz auf der Vorausſetzung des 
Beitandes eines Aominiftrativverfahren® ruht und, wenn ber öfter: 
reichifche Verwaltungsgerichtshof in weiten Umfange die Prüfung der 
Ordnungsmäßigkeit des Berfahrend vor den Berwaltungsbehörden übt, 
fo ift e8 aus allen diefen Gründen für den öfterreihifchen Suriften nicht 
gut möglich, ein von dem vermwaltungsgerichtlichen fich ſcharf abhebendes 
adminiftratived Verfahren als bloßed Phantom zu behandeln und von 
fi) abzuweiſen. 

Dazu gejellt fi) noch eine andere Erwägung: Man bat in Deiter- 
reich von maßgebender Seite wiederholt zu hören befommen, baß ber 
Decentralifation der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Einführung von ver- 
waltungsgerichtlicden Mittelinftanzen mit nicht bloß cafjatorifcher, Jondern 
reformatorifcher Gerichtsbarkeit unitberwindliche politiiche Hinderniffe im 
Wege ftünden, und daß man fich deshalb der Hoffnung auf einen weiteren 
naturgemäßen Ausbau der vermwaltungsgerichtliden Organifation voll- 
ftändig entſchlagen müſſe. Un diefem lasciate ogni speranza wird be- 
barrlich feftgehalten, ungeachtet der als Hindernd bezeichnete Widerftand 
der füderaliftiichen Barteien fi) auf die Ausbildung der „Bermwaltungs- 
gerichtsbarkeit über die ſtaatlichen Behörden” gar niemals erftredt hat. 
Iſt nun demnach einerjeit3 die dauernde Abneigung der maßgebenden 
Kreife gegen die Schaffung des Unterbau für den Bermwaltungsgerichts- 
hof durch den Hinweis auf die politiihen Parteien Oeſterreichs allein 
nicht zu erklären, fo haben dieſelben andererjeit3 in jüngiter Zeit einen 
unerwarteten Anwalt in der Perſon de3 ziveiten Präfidenten des öfter- 
reichifchen Verwaltungsgerichtshofs gefunden. In feinen apologetifchen 
Studien zur BerwaltungsgerichtSbarkeit, deren juriftiiche Bedeutung von 
ihrer juftizpolitifchen übertroffen wird, erflärt nunmehr Qemayer auf Grund 
einer Vergleichung der Einrichtung der Vermwaltungsgericht3barfeit in den 


Urtheil auf ©. 165 Anm. 10 über ben Sarwey, Das Hffentlide Recht und 
Söriltenmwechjel wiihen Bernapit ' bie Verwaltungsrechtspflege ©. 169 ff.; 

Tezner auffallen müſſen. Für | von Rofin, Das Bollgeinerordnunge- 
die felbftitändige Prüfung der Berechti- , recht in Preußen 2. © 281 
gung dieſes Urtheild werden die Leier, | Note 2 und Begriff und lmfang der 
welche Luft haben, ſich näher zu infor⸗ Doligeigemalt im Berwaltungsardiv 
miren, auf die Literaturangaben bieled 3. Bd. ©. 365 Anm. 384 zu er 
Berles ©. 202 Aum. 1 verw ieſen, 


gänzen ſind. 
welche noch durch die Anführung von 
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verſchiedenen Staaten die öſterreichiſche für die dem Weſen der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit angemeſſenſte. Man könnte nun allerdings darauf 
verweiſen, daß man es hier mit einer Apolegetik und nicht mit 
einem Richterſpruche zu thun babe, daß die Einrichtung der öſterreichi⸗ 
chen Bermwaltungsgerichtäbarfeit von dem fchwerften Vorwurf getroffen 
werbe, der fich gegen eine Gerichtöorganifation erheben läßt, nämlich dem 
der Unzugänglichkeit für den größeren Theil der Bevölkerung"), daß aus 
diefem Grunde die Lemaher'ſche Apologetil nur als eine durch die po- 
litiſchen Verhältniffe Defterreich$ bervorgerufene Mahnung zu behandeln 
jet, das Beſſere nicht des Guten Feind fein zu laſſen, zumal fich feine 
Angriffe auf die preußifche Einrichtung nicht gegen das Princip der 
Decentralifation, jondern gegen das Ueberwuchern civiliftifcher Conſtruc⸗ 
tionen im veriwaltungsgerichtlichen Procefje kehren. Allein das Alles wird 
leicht wiegen gegenüber dem Botum eines Mannes von weiten Geſichts⸗ 
frei, ſcharfem Blick und zugleich eines der hervorragendſten Michter des 
Reichs, der urfprünglid‘ mit vielen Andern die gegenwärtige Ber: 


1) Daß Lemayer’3 Ausführungen 
an ber Berurtheilung der öfterreichiichen 
Einrihtung aus dem im Text hervor- 
gehobenen Grunde nicht? zu ändern 
vermocht haben, beweift Die Bemerkung 
des Abgeordneten Lienbacher in der 
Sitzung des Ubgeorbnetenhaufes vom | Teit jeder Art von Keechtsſchutz betrifft, 
26. März 1896 anläßlich der Berathung “ find wir um Sahrhunderte zurüd. 


‚ ausreichen, welche mit einer jabre- 
| 
| 
. eines Friſtengeſetzes für das Admini⸗ | Dean vergleiche dießfalls: Etlich ordnung 
| 


lang mährenden Ungewißheit ihrer 
Rechtslage verbunden find! Zum Min- 
deften, was die principielle Anerfennung 
einer ftaatlihen Rechtspflicht zur 
Heritellung allgemeiner Zugänglich⸗ 


ftrattoverfahren, ftenogr. Brot. der | der Recht außerhalb der Malefiz von 
XI. &efl. S. 23922: „Wir haben nichts (1) Erzherzog Sigmund von Tirol aus dem 
al3 den Verwaltungsgerichtshof als | Sabre 1487, melde die Koftfpieligfeit 
oberfte Inſtanz in dieſer Beziehung | der biöherigen Geftaltung ber Rechts⸗ 
(nämlich für den Zweck des Rechtsſchutzes pflege mit den Worten rügt: „das uns 
gegen die Verwaltung), und dab das | aber nit gematnt ift zu geftatten ſondern 
ein ſehr unvolllommenes Aus⸗ | ald Herrn und Landßfürſten ge- 
funftsmittel ijt, das ift, meine pürt darein zu ſehen.“ Dann eine 
— bei aller Hochachtung für den Polizeiordnung Maximilian J. aus dem 
erwaltungsgerichtshof doch nicht zu | Jahre 1403: Hiefur Söllen auch die 
leugnen, wenn man zuerſt drei, vier | Recht mit den mynnften Eoften gehalden 
Suftanzen durchlaufen muß, um dann | und durch Redner und Gerichtſchreiber 
erft zum Werwaltungsgerichtshof zu ; mit iren Ionen. . . die partheyen nicht 
fommen und nichts anderes zu er- beſwärt werden, Damit manger ar- 
joheen, als daß eine Nullität vorliegt.... muthalben nicht Rechtlos beleyben 
amit iſt den rehtjuhenden Bar- | mueß. (Rapp .über das vater- 
teien nicht gebeten Man muß | Tänbiiche Statutenwefen im V. 8b. der 
Dina fügen: „VBerhältnigmäßig d. 1. mit | Beiträge zur Geſchichte von Tirol und 
üdficht auf die Gegenwart ift biejer | Vorarlberg ©. 142, 153). Das vorige 
Gang der Juſtiz ein Schnedengang, Jahrhundert gab den lnterthänigen 
vergleihbar jenem des ehemaligen | den advocatus subditorum. Bei ber 

| 

| 

| 


en 

Reichskammergerichts. Wie viele müſſen Drgantiakion ber öfterreichiichen Ver⸗ 
nit ihr Recht preisgeben, weil ihre ı wa tungögerichtöbarteit haben Erwä⸗ 
Mittel weder für eine vier- ober fünf- | gungen Diefer Art jedenfalls feinen 
malige Ausfehtung ihrer Sache noch enticheidenden Einfluß geübt. 

für die Ueberwindung jener Nachtheile 
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waltungsgeridhtsorganijation nur als Abſchlagszahlung auf die Forde⸗ 
rungen nach einer wirkſamen Geitaltung des Rechtsſchutzes gegenüber der 
Berwaltung betrachtet hat und nunmehr nach einer langjährigen, an leitender 
Stelle geübten verwaltungsgerichtlichen Praxis jeden Schritt über Die 
gegenwärtigen Einrichtungen hinaus als von Uebel bezeichnet. Qemayer’s 
Apologetif der öſterreichiſchen Verwaltungsgerichtsbarkeit wird aljo eine 
Reform derjelben noch ausfichtslofer geitalten, als fie e8 bisher war, und das 
Rechtsſchutzbedürfniß wird in Zukunft einen theilweiſen Erſatz für die ent- 
ſchwundene Hoffnung in der Reform des Adminiſtrativverfahrens juchen.?) 
Wie ift das num zu: denfen? Läßt fi mittels einer Vervollkommnung 
der Technik des Berwaltungsverfahrens auch nur im beſchränkten Um- 
fange Schuß bieten gegen Willkühr jener Behörden, die zur Durchführung 
berfelben berufen find? Diefe Frage bat ſchon der abjolutiftiiche, das 
Ständeweien innerhalb und außerhalb des Beamtenthums bekämpfende, 
auf die Wahrung. der ftaatlichen Eontrole der ganzen Verwaltung eifer: 
ſüchtig bedachte Staat bejahend beantwortet. Er Hat erkannt, daß 
Rechtöfchugeinrichtungen zu Gunſten der Parteien im Adminiſtrativver⸗ 
fahren zugleich im Intereſſe der ftaatlichen Aufſicht gelegen find, und 
daß überhaupt eine gewifienhafte, gründliche Verwaltung ohne ein auf 
Gewiſſenhaftigkeit und Gründlichfeit Hinzielendes Verfahren der Behörde 
und ohne wirkſame Geftaltung der ZTheilnahme der Parteien an dem- 
jelben nicht zu erreichen fei.?) Daher ift auch in Defterreich die the- 
vefianifch-jofefiniiche Epoche ungleich fruchtbarer an allgemeinen Ber- 
waltungöproceßnormen al3 die Gegenwart, und man braucht nur an das 
Patent über das Berfahren in Unterthansjachen, welches auch Ver⸗ 
waltungsrechtsſachen betrifft, und die faft unliberjehbaren Initructionen 


1) Lienbader a. a. D. ©. 23229: : ben Behörben und Parteien feine ge- 
„Sc werde mich nicht in eine Kritif | ringe Mühe auferlegt, aus ben ein- 
ber Berwaltungsrechtöpflege einlaſſen. . | zelnen Specialgejegen, Inſtructionen 


Aber diejenigen Herren, welche fich f 0 
gerne als die fyörderer der ftantöbürger- 
lichen Freiheit beiennen und den An⸗ 
ſpruch erheben, die eigentlichen Schüßer 
und erer berjelben zu jein, Die 


alten aerführen im © enfaß 
perwaltungsgerichtlichen im Auge. Bar. 
ferner den Bericht des Verwaltungs⸗ 
chufſes des diterr. Abgeordneten⸗ 
hauſes zu dem erwähnten A 
wurfe, Rr. 1399 der Beilagen des Prot 
be a et. — Bene XI. Se fion 
4: „Abgeſehen davon, daB es 


und Durchführungsvorſchriften die Nor⸗ 
men über da3 Adminiſtrativverfahren 
zu jammeln, ifi der Mangel eines 
allgemeinen Gejetes über das 
AUdminiftrativverfahren nur ge- 
eignet, die Rechtsſicherheit zu 
netährb den. 

2) Schon in den Berwaltungsproceh- 
normen des 17. Jahrhunderts wird für 
a naltungdrehtzjachen das jummarifche 

Berfahren vorgefchrieben. Dasſelbe 
charalteriſirt ſich als das noch gegen- 
wärtig für dieſelben geltende kanoniſche 
mündliche Protocollarverfahren, jedoch 
befreit von allen zwedloſen Proceß 
jolennitäten und auf das eine Biel hin⸗ 
jtrebend, daß sola inspecta rei vel 
facti veritate entſchieden oder ver- 
fügt werden könne. 
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proceſſualen Inhalts an die Kreisämter zu erinnern, um die Richtigkeit 
diefer Behauptung zu erfennen. Was die legislativen Ideen über Die 
Seftaltung des Verwaltungsverfahrens anbelangt, fo zehren wir nod) 
an dem Vorratbe jener Zeit. Nur die begriffdentwidelnde und con= 
ftructive juriftiihe Urbeit Hat feit der Errichtung des Verwaltungsge⸗ 
richtshofs theils unmittelbar Durch feine Judicatur, theils unter dem Ein- 
Hufe derfelben mit Rüdfiht auf die Kürze der Zeit feines Beftandes 
bedeutende Fortſchritte gemacht. 

Sp liegt denn mehr ald ein dringender Grund vor, das Wenige, 
was die Gefehgebung für das Wdminiftrativverfahren in der Form des 
Geſetzes und der Verordnung geleiftet, dann die fruchtbaren und durch 
eine ziwanzigjährige Praxis erprobten Principien, welche der öfterreichtiche 
Berwaltungsgerichtähof aus dem Weſen des Adminiſtrativverfahrens 
heraus entwidelt hat, und endlich dasjenige, was die Wiſſenſchaft hin⸗ 
zuzufügen vermag, in einer einheitlichen fyftematifchen Darftellung zu⸗ 
fammenzufaffen, in derſelben dem gegenwärtigen Nechtszuftande einen 
Spiegel vorzuhbalten und zugleich die Ausgangs⸗- und Angriffspunkte für 
eine künftige geſetzgeberiſche Reform des Wominiftrativverfahrens zu 
firiren. 

Mit dem Verſuche einer ſolchen Darftellung fteht der Verfafſer 
allein auf weiter Flur. Er befitt fein Vorbild weder in einem öfters 
reichiſchen noch in einem deutfchen Werke. Befindet er fich ſchon aus 
diefem Grunde in erheblichem Nachtheil gegenüber dem Shſtematiker 
eines pofitiven Civil- oder Strafproceßrechts, jo wurde die Schwierig: 
teit feiner Aufgabe noch dadurch bedeutend gefteigert, daß .der ohnedieß 
Tüdenbafte pofitive Nechtsftoff nicht in einem einzigen gejchloffenen Ge⸗ 
fee oder mindeſtens in einer leicht überfehbaren Reihe von Geſetzen 
vorlag, fondern aus ftofflih ganz auseinandergelegenen Verwaltungs 
gefegen zufammengelefen, oft aus verftedten Winkeln eines umfangreichen, 
Proceßnormen nur nebenbei enthaltenden Geſetzes hervorgeholt, aljo zu- 
weilen geradezu entdedt werden mußte.) Diefe Schwierigkeiten wird eine 
gerechte Kritik entiprehend zu würdigen haben. Freilich muß der Ber: 
faffer andererjeit8 gewifjenhaft bekennen, daß er ohne die Judicatur des 
Verwaltungsgerichtshofes auch noch die Gefahr, in's Uferlofe zu ge- 
rathen, zu beftehen gehabt hätte, und daß ihm die Drientirung über die 
nunmehr 18 Bände umfaflende Sammlung der Erfenntniffe dieſes Ges 
richtshofs durch die Alter’fche Sudtcatenfammlung in fehr hohem Grade 
erleichtert wurde. Der Berfaffer Hat indeß diefe Erkenntniſſe nicht kritik⸗ 
[08 hingenommen und iſt bei der Formulirung der in denfelben auöge- 
drüdten Rechtsſätze ſelbſtſtändig vorgegangen. 

Für die Wahl des Titel des Werkes ift der 8. 6 Abf. 2 de 
Geſetzes, betreffend die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes, maß- 
gebend geweſen. Die durch denfelben legalifirte Bezeichnung „Adminiſtra⸗ 


— — — — — — — 


1) gl. die ©. V. al.1 citirte Bemerkung des Berwaltungsausschufjes des öfterr. 
Abgeordnetenhauſes. 
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tioverfahren” mußte der in Deutichland üblichen, in Oeſterreich wenig 
gelannten „Berwaltungsverfahren, Verfahren in Verwaltungsfachen“ vor: 
gezogen werden. 

So übergibt denn der Verfaſſer dieſes Wert der Deffentlichkeit, 
in voller Kenntniß gewifler Mängel und mit der Ahnung einer durch die 
Berborgenheit der Rechtöquellen hervorgerufenen Lüdenhaftigteit desselben. 

Ihn leitet dabei die Vieberzeugung, daB durch dieſes Werl zum 
erftenmale ein vollftändiges Bild der Technif des Udminiftrativverfahreng 
geboten, der administrativen, verwaltungsgerichtlichen und legislativen 
Braris die Orientirung über die Probleme desjelben ermöglicht und zu- 
gleih, wenn auch nur nothdürftig, eine Lüde der deutfchen Rechtswiſſen⸗ 
haft ausgefüllt werde. Auch die eine Erkenntniß dürfte durch dieſes 
Verf gefördert werden, daß Das Adminiſtrativproceßrecht, was feinen 
geiftigen Gehalt anbelangt, dem Civil- und dem Strafprocekredt voll: 
ftändig ebenbürtig fei. 


Wien, im Mai 1896. 


Der Berfaller. 
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Erites Capitel. 
Begriff des Adminiſtrativverfahrens. 


$. 1. 

I. Man bezeichnet mit dem Ausdrude Adminiftrativverfahren, Ber: 
waltung3verfahren, Verfahren in Berwaltungsfachen den Vorgang, welchen 
die Berwaltungsbehörden einzuhalten rechtlich verpflichtet find, um die Er- 
fenntniß der thatlächlichen und rechtlichen Vorausſetzungen für die Recht⸗ 
mäßigfeit oder die Zweckmäßigkeit eines obrigfeitlichen über den 
Bwed der Rechtspflege hinausgebenden, der Verwirklichung dffentlicher 
S$nterefien dienenden, Individual⸗Rechte und -Intereſſen treffenden Aectes 
zu gewinnen, ſowie ferner, um jolchen Ucten die rechtlich wirkſame Form 
zu verleihen. 

Das Berwaltungsverfahren dient der gefegmäßigen Verwirklichung 
Öffentlicher Anterefien unter Bedachtnahme auf Individualrechte und 
ASndividualintereilen, und fchon dadurch ſcheidet es fi) von jedem 
anderen Verfahren, welches ausschließlich den Zweck verfolgt, zur Erfenntniß 
zu bringen, was in einem concreten Yale Recht iſt. Man wird der Be- 
Deutung des adminiftrativen Verfahrens nicht gerecht, weder, wenn man 
e3 als eine auf Öffentlich-rechtlihe Nechtsverhältniffe angewandte richter- 
Liche Thätigleit bezeichnet und von Wominiftrativjuftiz ſpricht, noch auch, 
wenn man überhaupt demfelben den Zweck der Rechtspflege ſetzt. Das 
Berwaltungsverfahren ift die Form, in welcher die Verwaltungsbehörden 
ihre Thätigfeit über die Einzelnen erjtreden, um ihre Aufgaben zu er- 
füllen. Diefe find aber gerichtet auf die Verwirklichung eines zwar die 
Rechtsordnung nicht durchbrechenden, aber über den Rechtszweck hinaus: 
gehenden äußeren Erfolges, auf die Abwendung von Gefahren für 
Leib und Gut, auf die Sicherung und Förderung der Lebensbedingungen 
der ftaatlihen Geſammtheit und jedes Einzelnen. Darum ift Verwaltung 
weder Juſtiz noch Rechtspflege. Zwar haben die Verwaltungsbehörden 
ihr Thun und Laflen an dem Maßſtabe des geltenden Rechtes zu meffen, 
und das Aominiftrativverfahren fol den Verwaltungsbehörden dad Sub- 
ftrat für diefe Vergleichung liefern, ſoweit es fi um das Verhältniß der 
Berwaltungsbehörden zu dem Einzelnen handelt. Dient aber die Ver- 

Tesner, Handbuch. 1 
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gleichung der Wirklichkeit mit Rechtsnormen, welche fie treffen, der Rechts⸗ 
pflege ausfchließlich für den Bwed der Rechtsverwirklichung, jo Hat Die 
Rechtsfindung für die VBermwaltungsbehörden keine andere Bedeutung als 
die der Selbitcontrole, der Rechnungslegung für fi) und gegenüber den 
Parteien, ob fie fein Unrecht thun durch das, was fie für die Erreichung 
der von der Rechtsverwirklichung verichiedenen Zwecke des Staates tun 
oder unterlaſſen wollen. Aber auf diefes Thun und Lafjen fommt e8 an. 
Es Handelt fich bei der Begriffsbeftimmung binfichtlich des Verwaltungs⸗ 
verfahrens nicht um Aufftellung einer theoretifchen Formel, jondern um 
die Sicherung einer den Nechten des Einzelnen wie den Bedürfniffen der 
Verwaltung angemefjenen Behandlung des Vermwaltungsverfahrende. Die 
falſche Begriffsbeftimmung führt zu Folgerungen, welche ebenfowohl dem 
Einzelnen als Object der Verwaltung, wie den Zwecken der Verwaltung 
abträglich find. So Hat die Äußere Aehnlichkeit des Verwaltungsver⸗ 
fahren® mit der Geftaltung des Eivilprocefjes in jenen Fällen, in welchen 
die Behörde aus widerftreitenden Behauptungen mehrerer Perfonen die für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben maßgebenden wahren Thatfachen heraus- 
finden muß, oder in welchen fie ihre Entichließung gegemüber wider- 
ftreitenden Anträgen mehrerer Perjonen zu faſſen hat, dazu geführt, diefe 
Fälle unter dem Namen von Angelegenheiten der Adminiftrativ-Juftiz 
oder unter dem der Berwaltungsitreitfachen einer befonderen, bald 
nur tbeoretifchen, bald gefeßgeberifchen Behandlung zu unterwerfen auf 
Grund der Annahme, daß foldhe Fälle innerlich verſchieden feien von 
jenen, in welchen die Behörde bei der Erfüllung der Berwaltungsauf: 
gaben nur einer Perſon gegenüberiteht. Allein zu abgefonderter Behand- 
lung geben folde Fälle nur infofern Anlaß, als für die Mitwirkung 
mehrerer Parteien an dem abminiftrativen Berfahren eine beitimmte eigene 
Ordnung binfichtlich dieſer Theilnahme aufgeftellt werden muß. Davon 
abgejehen können nicht nur die Behörden in Bermaltungsfachen der gleichen 
Art das einenal nur einer das anderemal mehreren Berjonen gegenüber- 
ftehen, welche bald ftreiten, bald einig vorgehen, jondern man begeht aud) 
eine Selbfttäufchung, wenn man annimmt, daß die fundamentalen Grundjäge 
des Verfahrens in dem einen Falle nicht diejelben ſeien wie in dem anderen, 
und einen gejeßgeberifchen Yehlgriff, wenn man das adminiftrative Berfahren 
nur mit Rüdficht auf die Fälle der jogenannten Abminiftrativ-Juftiz regelt. 
Denn feine Beſchränkung folder Art kann verhüten, daß fich die in ſolchen 
Geſetzen ausdrüdenden Grundfäbe, wenn fie der Aufgabe der Verwaltung 
angemejjen find, auch in dem VBermwaltungsverfahren mit einer Perfon 
Bahn brechen; andererjeitö zieht eine folche Scheidung, wie die Erfahrung 
beweift, ganz ebenfo wie die Erfafjung der Verwaltung im Berhältnifie 
zu dem Einzelnen unter dem Gefichtöpunfte dre Nechtsiprechung, die Ge⸗ 
fahr nach fih, das Verwaltungsrecht einer formalen civiliftiichen Behand: 
Yung, öffentliche Intereſſen folcden Rechtsſätzen zu unterwerfen, welche nur 


1) gl. Hiezu Laband, Das Staatd- 
recht des Deutfchen Reiche. 3. Aufl., 1. Vd., 


S. 646, gan el, Deutfches Staatsrecht I., 
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Privat⸗Rechten und ⸗-Intereſſen angemeſſen find. Dann aber geben ſolche 
Ausdrüde, wie Adminiftrativjuftiz und Verwaltungsrechtspflege, auf die 
Thätigleit der VBerwaltungsbehörden im VBerwaltungsverfahren angewendet, 
ein durchaus fchiefes, unzulängliches Bild von derjelben. Soweit dad Ber- 
waltungsverfahren der Realilirung von Öffentliden und der Förderung von 
Brivatintereffen zu dienen hat, bieten die beftehenden Normen den Berwal- 
tung3behörden in einem großen Umfange nur Impulſe, und das Uebrige 
überlaffen fie ihrer freien [höpferifchen That auf Grund der Erfennt- 
nifie, welche den Behörden das abminiftrative Verfahren verihafft. Wenn 
die Bergbehörden angewielen werden, im Berfahren zur Ertheilung von 
Bergwerföberechtigungen nad einem Ausweg zu juchen, wie einem hoff⸗ 
nungsvollen Unternehmen nicht unnöthige Hinderniffe in den Weg gelegt, 
andererjeit3 den Sinterefien der Anduftrie und der Landwirtbichaft nicht 
zu nahe getreten, alle öffentlichen Intereſſen entfprechend gewahrt werden; 
wenn fie angewiejen werden, auf Parteienanträge hinzuwirken, welche 
geeignet find, folche Zufammenftimmung diefer Intereſſen herbeizuführen, 
wie jie das Geſetz wünſcht; wenn erwaltungsbehörden auf die Her- 
ftellung und Erhaltung der gebotenen Wohlfahrtsanftalten zu jehen haben, 
jo ift diefe ganze Thätigkeit gar nicht Zuftiz und nicht Rechtsſprechung, 
oder man fchiebt diefen Ausdrüden eine Bedeutung unter, welche ſich mit 
der bloßen Rechtsfindung nicht deckt. Ganz dasfelbe gilt von dem Ber: 
fahren zur Theilung von Gemeinfchaften und von dem Zuſammenlegungs⸗ 
verfahren, in welchem die Parallele mit dem Civilproceſſe Durch die Ge- 
jebgebung am weiteften geführt wird, jofern auch dieſes der Hebung des 
Forſt- und des Uderbaumefend zu dienen hat. Die Sorge!) für die 
Crreihung eines beftimmten Verwaltungszmedes ijt e8, welche die Thätig- 
feit der nach den rechtlichen Mitteln für dieje Erreichung fuchenden Ber- 
waltungsbehörde von der einer rechtöjprechenden Behörde ſcharf abhebt. 
Berfehlt wäre e3 aber, um defjentwillen zu behaupten, das Verwaltungs⸗ 
verfahren fei ein formlofes Verfahren. Eine formloje menſchliche Thätig- 
teit ift nicht denkbar, und menſchliche Thätigkeit ohne Ordnung, welche 
ihrem Zwecke angemeffen ift, führt zu Verwirrung und Mißerfolg. Auch 
dad adminiftrative Verfahren bedarf der Formen und der Ordnung für 
dad SHerantreten der Parteten an die Behörden, der Behörden an die 
Parteien, für die Thätigleit der Parteien vor den Behörden und für die 
Leitung diefer Thätigkeit durch die Behörden, für die Sicherung der Er- 
innerung an die Ergebniſſe des Verfahrens, für die Geftaltung der Ber: 
waltungsacte, zu welchen ſich die Behörden auf Grund dieſer Ergebnijie 
veranlaßt fühlen, für die Verlautbarung derfelben an jene, welche ſich 
nach denfelben zu richten haben, für die Controle diefer Verwaltungsacte 
dur die Oberbehörden u. f. wm. Daß die Formen des adminiftrativen 
Berfahrend nur um feines Zweckes willen da jind, daß fie fallen gelafien 


1) Richt Selten gilt auch bier das | beftimmungen von der Sorge für da3 
Dihtermort: Post equitem sedet atra | und jenes, welche der Behörde obliegt. 
cura. Deshalb fprechen die Competenz⸗ 
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werden, wo ausnahmsweiſe der Zweck auch ohne ſie erreicht worden: ilt; 
daß die Mannigfaltigkeit der Bmwede der Verwaltung zu Formenmannig- 
faltigfeit und Sormengejchmeidigfeit führt, macht das abminijtrative Ber: 
fahren nicht zum formlojen. 

Es rechtfertigt jih alfo nicht bloß im wiſſenſchaftlichen, ſondern 
auch im praktiſchen Intereſſe, daß man auf das Vorgehen der Ber- 
waltung, wenn fie bald nur. allgemeine gejebgeberiihe Impulſe, bald 
detatllirte gejegliche Anmweifungen befolgt, um die Lebensintereſſen Aller 
und jedes Einzelnen auf rechtlichen Wege zu wahren, den Ausdrud 
Rechtsſprechung und Nechtspflege nicht anwende. Allerdings Hat ſich 
die Vermwaltungsbehörde, wenn fie nad) außen wirkt, wie eine recht3- 
iprechende Behörde im rechtlich geordneten Verfahren ein Urtheil über 
die Rechtmäßigkeit ihres Vorgehens zu bilden und diefem Urtheil unter 
Umftänden einen formalen Ausdrud zu verleihen. Aber das Vorgehen 
der rechtöjprechenden Behörde befteht im Ausſprechen ihrer Erfenntniß, 
für die Verwaltungsbehörde ift folder Ausſpruch ein bloßer Durchgangs⸗ 
punkt, ducch welchen fie zur Erfüllung ihrer Aufgabe hindurchichreitet, 
und da formal gleiches, rechtlich relevantes Handeln verjchiedenen Zwecken 
dienen kann, fo ift es doch in letzter Linie der Zweck, der demſelben fein 
charakteriſtiſches Gepräge aufdrüdt. 

Läßt ſich nun auch nicht leugnen, daß der Zweck eines proceſſualen 
Verfahrens der Verwaltungsbehörden (ob es nicht doch der Rechtspflege oder 
nur der rechtmäßigen, nicht widerrechtlichen Erfüllung von Verwaltungs- 
aufgaben zu dienen hat) nicht immer deutlich zu erkennen ift, jo wird dennoch, 
ſelbſt in Fällen, in welchen Angelegenheiten, die man fonft als Eivilrechts- 
Sachen anzufehen genöthigt wäre, der Behandlung im Verfahren vor den 
Berwaltungsbehörden unterworfen werden, die Bräfumtion dafür ftreiten, 
daß es fich dabei um active Förderung gewiſſer, außerhulb der Rechtspflege 
gelegener Bwede durch die VBerwaltungsbehörden handle. So überträgt 
8.24 der Vorſchriften vom 10. December 1850 über den Wirkungskreis der 
. k. Bolizeibehörden (n. d. L. G. u. Reg. Bl. für 1851 Nr. 39) diefen 
lebteren die Entfcheidung in Geſindeſachen ausdrüdlich als eine Ungelegen- 
heit der Öffentliden Ordnung, und nad der Charakteriſtik der Voll⸗ 
zugövorfchrift vom 25. September 1854 zum Berggeſetz ſoll das darin 
geregelte Verfahren in Parteiftreitigfeiten dem Zwecke dienen und allent- 
halben die Gelegenheit dazu eröffnen, jene gebeihliche Wirkung auf eine 
fruchtbringende, national wirthichaftliche und dauernde Entwicklung und 
Ausbreitung des öſterreichiſchen Bergbaues zu üben, welche in der Ab— 
jicht des Geſetzes gelegen: ilt. 

II. Es Handelt fi) noch) darum, das Verwaltungsverfahren gegen- 
überzuftellen anderen Berfahrensarten, an welchen die Berwaltung3> 
behörden betbeiligt find. 

In eriter Linie fommt in Betracht das verwaltungsgerichtliche 
Verfahren. Der Sprachgebrauch hinſichtlich desſelben jtimmt in dem 
Punkte überein, daß in Literatur und Geſetzgebung als verwaltungsgericht- 
liches Verfahren jedenfalls ein folches bezeichnet wird, welches, ſei es auf 
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Antrag einer-Bermaltungsbehörde, ſei es auf Antrag des Privaten, der 
fein Recht durch einen Verwaltungsact verletzt erachtet, von einer als Ver⸗ 
waltungsgericht bezeichneten, den Schub richterliher Unabhängigkeit ge- 
nießenden Behörde durchgeführt wird, um die frage nach der Grenze 
zwifchen der Actionsfreiheit der Verwaltung und der Rechtsſphäre des 
Individuums, ferner um die rechtlichen Anſprüche des Einzelnen an die 
ftaatliche Verwaltung feitzuftellen. Won felbft verfteht es fich, daß in 
einem Verfahren für einen ſolchen Zweck nit nur dem Einzelnen, der 
eine feine Rechte verletzende Rechtsüberichreitung der Behörde oder die 
Rechtswidrigkeit eines gegen ihn gerichteten Antrags derjelben, oder ihres 
abiehnenden Verhalten? gegenüber feinem Verlangen behauptet, jondern 
auch der Behörde, welche den Antrag auf Anerkennung der Rechtmäßig- 
feit eines beabfichtigten, den Einzelnen treffenden obrigfeitlichen Actes 
ftellt, oder deren Verhalten als recht3widrig angegriffen wird, Gelegenheit 
eröffnet fein muß, für die Rechtmäßigkeit ihres Antrages und ihres Ber- 
haltens einzutreten. 

Wenn nun auch die Verwaltungsbehörde dadurch nicht zu einer 
für ihre Rechte und Unfprüche kämpfenden Bartei wird, yielmehr ihre 
Thätigkeit auch in diefer Form Thätigkeit für die Bwede der Bermal: 
tung bleibt, fo wird ihr doch aus procefiualstechnifchen Gründen, um 
den Zweck der Rechtöfindung zu fördern, in diefem Verfahren die be- 
hördliche Function gegenüber dem Privaten genommen, und fie 
wird genöthigt, ſich um die ftaatliche Anerkennung der Rechtmäßigkeit defjen, 
wa3 fie gethan hat oder thun will, ebenfo zu bemühen, wie die Partei 
um die Anertennung ihrer Rechte und Anſprüche. Deshalb bezeichnet man 
diefes Berfahren bald unter dem Gefichtäpunfte, daß die Verwaltungs- 
bebhörde und die ihr gegenüberftehenden Individuen zur Ermittlung des 
Rechts durch Antrag und Gegenantrag, Rede und Gegenrede mitwirken, als 
Berwaltungsftreitverfahren, bald unter dem Gefichtspunfte, daß 
Recht geiprochen wird über die rechtlichen Grenzen der Berwaltungsthätig- 
feit gegenüber dem Einzelnen, als Gericht3barkeit für die Verwaltung?) 
oder Berwaltungsgerihtsbarteit. 

Die Berwaltungsgerichtöbarkeit folgt dem Berwaltungsverfahren bald 
nad), bald geht fie ihm voran; ja zuweilen bildet das verwaltungsgericht- 
lihe Verfahren, da die Verwaltung feinen Augenblick rajtet, und von 
vollendeten Aufgaben aus zu neuen jchreitet, eine Cäſur im Verwal: 
tungsverfahren. Es gibt eine ganze Reihe von ftaatlichen Aufgaben, 
welche eine vorgängige Feſtſtellung, Abſteckung der rechtlichen Grenzen der 
ihrer Erfüllung dienenden Thätigkeit durch eine nur für diefen Zweck be- 
rufene Behörde geſtattet, wofern nur der Verwaltungsbehörde die Befugniß 
ertheilt ift, die dDringfichfte Verfügung für die unaufichiebbare Sicherung 
Öffentlicher Intereffen zu treffen. Wo dann von folcher Grenzziehung Chre 
und Gut abhängt, wo der Ausfall derjelben den Ernährer der Familie 
von heute auf morgen zum Bettelmann machen kann, wie dieß der 


1) Sie ift aber auch Gerichtsbarkeit zum | Schutze des Privaten gegen dießerwaltung. 
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Fall iſt bei der Entſcheidung über die Zuläſfigkeit einer Conceſſions⸗ 
entziehung, der Konfiscation eines werthvollen Waarenvorrathes, der 
Sperrung einer Fabrik, der Ausweifung wegen Beicholtenheit, dort wird 
eine Gejebgebung, die nur zeritören läßt, was zerftört werden muß, vor- 
ziehen die rechtliche Zuläſſigkeit ſolch verhängnißvoller Berwaltungsacte 
vor der Vornahme derjelben durch ein Berwaltungsgericht feftftellen zu 
laſſen. Dadurch ändert ſich die Function der Verwaltungsgerichte nicht 
im Mindeſten. Sie wird nur, um Unglück nach Möglichkeit zu verhüten, 
dem Vorgehen der Verwaltung vorangeſtellt. Denn tft die Verwaltungs⸗ 
gerichtäbarfeit ein judicium finium regundorum zwifchen dem Staate und 
dem Indiviuum, fo iſt nicht einzufehen, warum von Feſtſtellung der 
Grenzen nur dann geſprochen werden joll, wenn fie erfolgt, um die Be- 
bauptung einer renzüberichreitung zu prüfen und den Ueberjchreitenden 
in feine Grenzen zurüdzumeifen, und nicht auch dann, wenn fie eine Grenz⸗ 
überjchreitung verhüten fol; und wenn man jchon bei diefem Bilde bleiben 
will, fo Hatte das römiſche judicium finium regundorum nicht nur repref- 
fiven, fondern auch präventiven Zwed.) 

III. In Literatur wie in Gefebgebung ift der Ausdruck verwaltungs- 
gerichtliches oder Verwaltungsſtreitverfahren, Adminiſtrativ⸗Inſtizverfahren, 
adminiftrativ - contentiofe8 Verfahren, Verfahren in Parteiſtreitigkeiten 
üblih in foldhen Fällen, in denen nicht Recht geiprochen wird zwiſchen 
der Berwaltung und dem Individuum durch ein für diefen Zweck ein= 
geſetztes Gericht, fondern eine Berwaltungsaufgabe im Wege eines Ver⸗ 
fahrens zu erledigen tit, an welchem mehrere mit widerjprechenden, auf 
die Erledigung bezüglichen Behauptungen und Anträgen einander gegen 
übertretende Parteien theilnehmen.?) Wehnliche Bezeichnungen find auch 
dem öfter. Recht nicht fremd. So Spricht $. 4, 3. 17 des Gel. v. 
21. Suli 1871, 8.8.8. Nr. 77, über die Errichtung und den Wirkungs⸗ 
freiß der Bergbehörden, von Angelegenheiten, welche zwiſchen Parteien 
ftreitig find; die n. 5. L. G. v. 3. Juni 1886, 2.0.8. Nr. 39 (8.12) und 
Nr. 40 (8. 18) über das Gemeinfhaftsiheilungg und das Zuſammen⸗ 
legungsverfahren von Parteiftreitigkeiten; 8.4 des Gef. v. 31. Dec. 1894, 
R. G. B. Nr. 7 (Ergänzung des Gef v. 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50), 
betreffend die Bededung der Bedürfniſſe katholiſcher Pfarrgemeinden von 


1) Vgl. Arndts Le rend ber Pan⸗ ee welche gewiſſe Befugniſſe 
dekten, 8. 321 u.a B. 8. 860, wo- | in Anſpruch nehmen, oder die ihnen 
— für das Grenzfeftftellungsverfaßren angefonnene Rerbindlichleit beftretten. 
erlegung der Grenze duch einen ber | Lemaher, Drei Gutachten, betreffend die 
Theilhaber nicht gefordert wird. Neform des Adminiſirativverf 
2) Rad) 8.1 des ſachſ, Geſ. v. 30 Jänner | ceptirt S. 26 die beſondere 


rens, ac⸗ 
egelung 


1835, das Verfahren in Adminiſtrativ⸗ 
juft jur achen betreffend, —— — 

ſoll das hier geregelte Verfahren 
Fi ftreitige Verwaltungsſachen zur An⸗ 
wendung kommen, wenn in einer vor 
die Verwaltungsbehörde gehörigen Sache 


mehrere Betheiligte einander gegen« | 


diefer Fälle und fchlägt nur den Aus⸗ 
drud Barteifachen des öffentlichen Rechts 
vor. Beifpiele find ihm: öffentliche Bei⸗ 
tragspflicht mehrerer Perſonen, Streitig«- 
feiten über Hetmatsberechtigungen, über 
Waſſerrechte unter Einzelnen. 
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Streitigkeiten aus dieſem Geſetze. In den meiſten deutſchen Staaten iſt 
das Verfahren in ſolchen Fällen, wie bemerkt, wegen feiner äußeren 
Hehnlichkeit mit dem Civilproceß als Streitverfahren behandelt, gejetlich 
bejonders geregelt, und vor Behörden gewiejen worden, welche als Ge⸗ 
richte organifirt wurden, ungeachtet e8 auch in folchen Fällen gilt, recht⸗ 
mäßig zu verwalten. Dieje Behörden wurden auch für dieje Function 
Berwaltungsgerichte genannt, oder e3 wurde diefe Function den beftehen- 
den, wirkliche Verwaltungsgerichtsbarkeit (zwifchen Verwaltung und Ju⸗ 
dividuum) übenden Gerichten übertragen, was nicht wenig zur Verwirrung 
bed Begriffs der Verwaltungsgerichtsbarkeit beigetragen bat.?) 

Das öfterr. Recht Hat biöher im Großen und Ganzen aus der Ver⸗ 
wendung des terminus von den ftreitigen Parteiſachen des öffentlichen 
Rechts feine Eonfequenzen gezogen. Selbft wenn es, wie dies im Grund: 
entlaftung3verfahren oder neueſtens im Gemeinfchaftstheilungs- und Zu⸗ 
jammenlegungsverfahren gefcheben ift, im Intereſſe des Rechtsſchutzes der 
Einzelnen für Fälle folder Art collegiale Behörden unter Beiziehung von 
Richtern organifirte und das Verfahren eingehender als fonft regelte, hat 
ed den Ausdrud Gericht und gerichtliches Verfahren für diefe Behörden 
und ihr Verfahren vermieden. Es gibt damit zu erkennen, daß es fich 
doch aud in folchen Fällen um Löſung bebeutfamer, das öffentliche Interefie 
berübrender ZBerwaltungsaufgaben, nicht lediglih um den Act nüchterner 
Subfumtion von Thatbeitand unter Rechtsregel handle. Umgekehrt bat 
das öſterr. Recht das Schugbedürfnig des Einzelnen im Berwaltungs- 
verfahren auch dann als beachtenäwerth anerkannt, wenn er allein und 
nicht mit mehreren Perſonen der Behörde gegenüberjteht?). Regelmäßig 
fennt wenigſtens bisher das öfterr. Recht kein beiondered „Verwaltungs 
ſtreitverfahren“ in jenen Fällen, in welchen die Verwaltungsbehörde vor- 
ber concrete publiciſtiſche Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Einzelnen er- 
mitteln muß, um zu verfügen, was ihres Amtes ift. Dem öſterr. Recht 
gilt es noch als Theil und Aufgabe der Verwaltung, wenn die Ver- 
waltungsbehörden durch eine Reihe von Verfügungen und Entſcheidungen 


1) Zuweilen werben für die Durd)- 
führung des abminiftrativ-contentiofen 
Berfahren? befondere für diefen Zweck 
etwas unabhängiger geftellte Senate oder 
Departements von Berwaltungsbehörden 
berufen. In Fällen, an welche jich bebeut- 
jame öffentliche Intereſſen Infipfen, Tann 
diefe Unabhängigkeit, wenn ihr nicht 
richterlider Schuß zur Seite ſteht, um⸗ 
gangen werden. 

2) ®enn 3.8. 8.45 der mit Bbg. v. 
19. Zänner 1853, R. G. B. Nr. 10, kund⸗ 
gemachten, mit a. h. Entichließung vom 
14. Sept. 1852 genehmigten Drgani- 
fationdbeftimmungen nicht nur im poli- 
tifchen Wege auszutragende Streitigkeiten, 
jondern auch Entjcheidungen in Bartei- 


fachen über Beſchwerde vor das Stait- 
baltereigremium weift, wenn nad $. 25 
de3 Vereinsgeſ. vom 16. Nov. 1862, 
R. G. B. Nr. 253, bie Beichlußfaffung 
über die Auflöſung eines Vereins von 
der Landesbehörde unter Mitwirkung 
weier Inſtizräthe als Stimmführer er- 
* en ſoll, ſo lehrt dies, daß die öſterr. 
Geſetzgebung Rechte und Intereſſen der den 
Verwaltungsbehorden gegenüberſtehenden 
Individuen für gleich ſchutzbedürftig er⸗ 
achtet, mag es ſich um Einen allein 
handeln, oder mögen mehrere Perſonen 
an der Erledigung einer Angelegenheit, 
ſei es im gleichen oder entgegengeſetzten 
Sinne intereſſirt ſein. 
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über actives und paſſives Wahlrecht, über die Ordnungsmäßigkeit des 
Wahlganges geſetzmäßige Wahlen für die Gemeindevertretung und die 
verfafjungsmäßigen repräfentativen Collegien herbeiführen, es gilt ihm als 
Urmenverwaltung, wenn die Behörden den Gemeinden zur Befriedigung 
ihrer Erfaganfprüche gegen einander aus gewährten Armenunterftügungen 
verhelfen. Ob fih da auch der Einzelne als Glied einer öffentlichen Corpo⸗ 
ration und dieſe felbjt, oder mehrere Öffentliche Corporationen als Glieder 
eines, Öffentlichen Zwecken dienenden Organismus mit widerfprechenden An⸗ 
trägen gegenüberftehen, fo erjcheinen auch dieſe Ucte ala Verwirklichung 
öffentlider Zwede nah Maßgabe der Rechtsordnung. Auch ihnen 
ift regelmäßig weder ein befonderes Verfahren noch eine befondere Behörde- 
prganifation gewidmet und erjt, nachdem die Angelegenheit durch alle 
Berwaltungsinitanzen Hindurchgegangen ift, kann fie zum Subftrate eines 
verwaltungsgerichtlichen Streites werden, fei es vor dem öfterr. Verwal⸗ 
tungsgerichtshof, fei es vor dem Neichägericht, in welchem jedoch die 
Nolle der Hauptpartei gegenüber dem Klageführenden nicht den übrigen 
Brivatparteien des Verwaltungsverfahrens, jondern der Verwaltungs⸗ 
bebörde zufommt, alſo unmittelbar nur ein Rechtsverhältniß diefer Be: 
hörde zu dem Klageführenden ausgetragen wird. 

Bon diefer Regel beftehen jedoch Ausnahmen. Es findet nad) Art. 3, 
lit. a des St. &. ©. vom 21. December 1867, R. &. B. Nr. 143, über 
die Einſetzung eines Reichsgerichts ein befonderes, durch das Gef. vom 
18. Aprit 1869, R. ©. B. Nr. 44, geregeltes gerichtliches Verfahren 
vor dem Neichdgerichte ftatt über Anfprüce einzelner der im Reichsrathe 
vertretenen Königreihe und Länder an die Gejammtheit derjelben und 
umgelehrt, dann über Anſprüche eines diefer KRönigreiche und Länder an 
ein anderes derjelben, endlich über Anſprüche, welde von Gemeinden, 
Körperichaften oder einzelnen Perfonen an eines der genannten König- 
reiche und Länder oder an die Gejammtheit geitellt werden, wenn ſolche 
Anſprüche zur Austragung im ordentliden Rechtswege nicht 
geeignet find. Es wird kaum gelingen, zur vollen Klarheit über den 
Inhalt diefer Beftimmungen zu gelangen. Sicher iſt, daß damit ein 
der ftaatsrechtlichen Bedeutung de3 belangten Theils entjprechendes Forum 
für vermögensrechtliche Anſprüche geichaffen werden follte, welche fich 
zwiichen Staat und Kronländern und dieſen untereinander al3 Gliedern 
einer einheitlichen Berwaltungdorganifation ergeben, oder aus hiſtoriſch 
abgetbanen aber noch rechtlich fortwirfenden Rechtsverhältniſſen hervor: 
gehen, und für deren angemefjene Behandlung das geltende materielle 
Privatrecht nicht ausreicht.) So würde dad Reichsgericht zuftändig fein 
für Unfprüche aus den alten Einigungen der Kronländer über Succurje 
im Falle der Türkengefahr?), wenn irgendwie ein Guthaben des einen 

1) Bezeichnender Weife ift in dem cit. | folche Austragung nicht geeignet find. 
Art. 3 nicht die Rede von Anſprüchen, 2) Bol. Bidermann, Geſchichte der 
welche durch gejepliche Anordnung vom öſterreichiſchen Geſammt⸗Staatsidee TI. 


orbentlichen Nechtswege ausgeſchloſſen ©. 101 N.22. 
find, fondern von Anfprücdjen, welche für 
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Kronlandes an das andere aus der Leiſtung des Succurſes erweislich 
waͤre; ſo hat das Reichsgericht ſich zuſtändig erklärt zur Entſcheidung 
über einen Anſpruch des Staates auf eine Leiſtung aus dem ehemaligen 
ſtändiſchen; auf ein Kronland übergegangenen Vermögen auf Grund 
ſtändiſcher Bewilligung landesherrlicher Poſtulation. Das Reichsgericht 
iſt zuſtändig für Anſprüche der Kronländer gegen einander als Glieder 
von Hilfsorganiſationen, für Anſprüche auf Uebernahme der Koſten der 
von Organen des einen Landes vorgenommenen Verwaltungsacte, wenn 
fie das andere angehen. Wenn man will, kann man in dieſer Ein— 
richtung ein Fortwirken des alten föderativen Verbandes der Kronländer 
als felbſtftändiger Staaten, alſo etwa eine Art Bundesgericht, erblicken, 
wie denn in der That die Märzverfaſſung vom Jahre 1849 von der 
Errichtung eines Reichsgerichts als Schiedsgerichts zwiſchen den Kron—⸗ 
ländern und zwiſchen dem Staat und den Kronländern ſpricht. Für 
Gemeinden ergeben ſich Anſprüche an den Staat und an Kronländer, 
denen das Privatrecht nicht auf den Leib geſchnitten iſt, durch Beſorgung 
von Intereſſen, welche den Staat oder ein Kronland angehen, und welche 
fie aus eigenen Mitteln zu beſorgen nicht verpflichtet find, durch vertrags⸗ 
oder gejehmäßige Verbindung von Staat, Land und Gemeinde zur Her- 
ftellung öffentlicher Anftalten, durch Zuſage ftaatliher Subventionen für 
folde Zwecke. Für den Einzelnen können Anſprüche an den Staat, an ron: 
länder erwachſen durch vermögensredhtlihe Opfer im öffentlichen Intereſſe 
derjelben, wenn für die Erhebung derjelben der ordentliche Rechtsweg 
nit ausdrüdlich eröffnet iſt. Neichdgericht und Verwaltungsgerichtshof 
vindieiren fih die Zuftändigkeit für die Entfcheidung über Anfprliche der 
letzeren Art, wenn die Geſetze diefelben obrigfeitlicher Feſtſtellung durch die 
Verwaltungsbehörden unterwerfen, wie dies 3. B. von den vermögens— 
rechtlichen Anſprüchen an den Staat aus dem Staatsdienftverhältniffe gilt. 
Bom Standpunkt des pofitiven Rechts über die Zuftändigkeit des Ver⸗ 
waltungsgericht3hofes ftünde der Competenz des Reichsgerichts um defjent- 
willen allein noch fein Hinderniß entgegen, weil über dieſe Anfprüche 
eine rechtsverbindliche und der formellen Rechtskraft fähige Entfcheidung 
der Verwaltungsbehörden im Bermaltungsverfahren zu ergehen hat. Denn 
nah $. 3, lit. b, des Gef. v. 22. Oct. 1875, befteht die Buftändigfeit 
des Verwaltungsgerichtshofes nit, möchten auch ihre fonftigen 
Borausjegungen gegeben fein, aljo Klage über Rechtsver— 
legung durch behördliche Entiheidung vorliegen, wenn die 
Competenz des Neichsgericht3 gegründet if. Alfo muß im Falle des 
Borliegeng eines rechtöverlegenden obrigkeitlichen Verwaltungsacts erft die 
Frage nach der BZuftändigfeit des Reichsgerichts verneint fein, ehe Die 
nad der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgericht3hof3 aufgeivorfen werden 
kann. Indeß iſt doch aus 8. 16 des Gef. v. 18. April 1869, R. G. B. 
Nr. 44, woſelbſt im Gegenfab zu 8. 17 für die Geltendmachung ver: 
mögensrechtlicher Anjprüche gegen den Staat beim Reichsgericht in keinem 
Valle Austragung im adminiftrativen Inſtanzenzuge gefordert: und 
nur die Regierung als paffiv Iegitimirt für das Geſuch um Zuerkennung 
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erklärt wird, ferner aug dem Mangel der Beitimmung einer von der Aus- 
tragung im Verwaltungsverfahren laufenden Friſt für die Erhebung der 
Anſprüche beim Reichdgericht zu erjehen, daß man bei der Competenz 
des Neichögerichts nicht an Anſprüche gedacht bat, welche geſetzlich im 
abminiftrativen Verfahren und im abminiftrativen AInftanzenzuge auszu⸗ 
. tragen find!), fondern nur an ſolche, welche einer verbindlicher Kraft 
fähigen Entideidung der Berwaltungsbehörden nicht unterliegen. 

Weitere Ausnahmen von der Negel, daß auch die Verwirklichung 
publiciftifcher und im öffentlichen Jutereſſe conftituirter Anſprüche der Ein- 
zelnen gegen einander durch Verwaltungsbehörden im Wege des Berwal- 
tungsverfahrens zu erfolgen bat, find durch die neuere öfterreichifche Urbeiter- 
ſchutzgeſetzgebung gejchaffen worden. Es erfcheinen vorgefehen jogenannte 
Schiedögerichte der Arbeiter-Unfallverfierung, welche ausfchließlich zu- 
ſtändig find a) zur Entfcheidung über die gegen eine Unfallverjicherungs- 
anftalt erhobenen, von derjelben nicht anerkannten Entſchädigungsanſprüche 
der gegen Unfall verficherten Arbeiter und Betriebsbeamten ($. 38 des 
Gef. v. 28. Dec. 1887, R. &. 8. für 1888 Nr. 1); b) zur Entideidung 
über alle von einer Berbandscafje eines Krankencaſſen⸗Verbandes an eine 
andere Verbandscaſſe erhobenen Anſprüche ($. 39 des Gef. v. 30. März 
1888, R. G. B. Nr. 33); Sciedsgerichte der Krankencaſſen, welche aus- 
ſchließlich zuſtändig find, für Streitigkeiten zwijchen den verficderten Per⸗ 
fonen und den Krankencaſſen über Unterfiübungsanfprüce ($. 41 des 
Gel. v. 30. März 1888, R. G. B. Nr. 33); die Schiedsgerichte am Sitze 
eines jeden Nevierbergamts zur Enticheidung aller aus dem Verficherungd- 
verhältniffe entitehenden Streitigfeiten zwiſchen den Bruderladen unter 
einander, ſowie zwifchen ben Mitgliedern oder Bropifioniften einerjeit3 und 
den Bruderladen andererjeits (88. 19, 20 des Gef. v. 28. Juli 1889, R. G. B. 
Nr. 127, 8.20 des Gef. v. 17. Jänner 1890, R. G. B. Nr. 14, und 8.20 
des Gef. v. 17. September 1892, R. G. B. Nr.178). Die Eompetenz dieler 
logenannten Schiedögerichte ift von der Unterwerfung der Parteien unab- 
bängig. Sie entfcheiden nur auf Untrag der Hechtöfuchenden in einem 
durch Verordnung”) auf Grund des Geſetzes geregelten Verfahren. Indeß 


1) Undernfall3 Hätte mohl etwas über | eines Gompetenzconflict3 zwiſchen Reichs⸗ 
das Verhältniß zwiſchen abminiftrativen gericht und Berwaltungsgerichtshof durch 
Berfahren und Verfahren vor dem Reichs⸗ den Lompetenzconflictsfenat. 
geriht oder, wenn eine Concurrenz 1) gl. die Vdg. des Minifterd des 
zwiſchen beiden Formen der Nechtöver- | Innern im Einvernehmen mit dem 
folgung nebacht wurbe, über die Concur⸗ Jufigminifter v. 10. April 1889, 0.0.8. 
renz zwiſchen Antrag beim Reichsgericht Nr. 47, womit nähere Beitimmungen 
und Untrag bei der Verwaltungsbehörbe, | über die Schiebsgerichte der Unfallver- 
ob fie eine elective oder cumulative fei, | fiherungen auf Grund des 8. 38 des 
gelfagt werben müſſen. Bgl. hierüber | Gef. v. 28. Dec. 1887, R. G. B. für 1888 
Tezner in ber Beſprechung von Jel- | Nr. 1, erlaflen werben, dann Die Whg. 
lineks Spyftem der öffentlichen fubjec- | des Wderbauminift. im Einvernehmen 
tiven Rechte, Grünhuts Beitfchrift | mit dem Juſtizminiſt. vom 11.Sept. 1889, 
XXI. Bd., ©. 245 ff, Alter im Bor- R. G. B. Nr. 149, für die Schiedägerichte 
worte zum Judicatenbuch Xahrg. 1895 | der Bruderladen. 
und die dort mitgetheilte Enticheidung | 





— 1 — 
werden auch dieſe Schiedögerichte ihrer Beitimmung nur dann entiprechen, 
wenn fie fich gegenwärtig halten, daß fie zur Verwirklichung der öffent- 
lichen Fürforge für die Arbeiter berufen find.?) 

IV. Es ift endlich darauf aufmerffam zu machen, daß bie Ber- 
waltungsbehörden durch ausdrüdliche Geſetzesbeſtimmung zuftändig erklärt 
werden, folche Streitigkeiten beizulegen, welche ſonſt als privatrechtliche 
Behandelt werden müßten und von der Theorie trotz dieſer Zuweiſung 
als privatrechtlihe behandelt werden. Man dente an die Buftändigfeit 
der Polizeibehörden zur Beilegung von Dienftboten- und Gefindeftreitigleiten, 
an die Streitigkeiten über urſprüngliche Nichtigkeit oder nachträgliche 
Unwirkſamkeit ertheilter Erfindungspatente. Daß für jolche Verſchiebungen 
der Buftändigkeit ein diejen Rechtsverhältniſſen anhaftendes Moment des 
öffentlichen Intereſſe maßgebend iſt, kann nicht geleugnet werden. 
Hält man demungeadhtet an der rein privatrechtlidden Natur derfelben 
jeit, fo verfehen in folchen Fällen die Verwaltungsbehörden ausnahms⸗ 
weile feine Verwaltung, wohl aber Civilgerichtsbarkeit, wie umgefehrt 
die Gerichte im Pflegfchafts-, im Fideicommißweſen öffentliche Intereſſen 
verwalten. Auch dieſe Eivilgerichtäbarfeit der Berwaltungsbehörden 
vollzieht fi), da die Verwaltungsbehörden, von entgegengefehten Be- 
ftimmungen abgefeben, nur nach dem Berwaltungsverfahren zu procediren 
haben, und das pofitive Recht nicht einmal fubfidiäre Anwendung der 
Civilprogeßnormen für ſolche Fälle vorjchreibt, nach den Normen des 


Verwaltungsverfahreng.?) 


1) Die Praxis Scheint diefer Auffafjung 
zuzuneigen. gl. die Beweisaufnahme 
im Rentenverfahren von Frankenberg 
im X. Bd. des Wrchives für Sffentliches 
Recht. Ablehnend verhält fich gegen eine 
ſolche Anaſunt der Aufgabe des 
Schiedsgerichts Menzel, Die Arbeiter⸗ 


verſicherung nach öſterreichiſchem Rechte, 


S. 176 Anm. 18, welcher überhaupt bie 
publiziſtiſche Natur einzelner, der Zu⸗ 
ſtaͤndigkeit derſelben unterworfener An⸗ 
ſprüche beſtreitet. 

2) Gerade um ben Civilproceßnormen 
auszuweichen, erfolgt die Zuweifung ge» 
wifler Civilrechts⸗Sachen vor die Ver⸗ 
waltungsbehörden. 





Zweites Bapitel. 


Recht⸗quellen des öſterreichiſchen Adminiſtrativ- 
verfahrens. 


8. 2. 
Der Begriff des adminiſtrativen Verfahrens ſetzt das Beſtehen ob- 
jectiver Normen für das Vorgehen der Verwaltungsbehörden gegenüber 
den außerhalb der Verwaltung Stehenden und der behördlichen 


Gewalt Unterworfenen voraus. Ein Geſetz nun, welches erfhöpfende 


allgemeine Vorſchriften für das adminiftrative Verfahren aufitellen 
würde, die überall, wo nicht Sonderbeftimmungen eine Abweichung ver- 
fügen, zur Anwendung zu fommen hätten), befteht für die öfterreidiichen 
Bermwaltungsbehörden nicht. Für die Behörden der inneren Verwaltung, wie 
diefelben entjprechend den Grundfägen der Verfaffungsurfunde vom 4. März 
1849, R. G. B. Nr. 150 und der kaiſerl. Entſchließung v. 26. Juni 1849, 
R. G. B. Nr.295, geſchaffen werden follten, hat die fogenannte, mit a. 5. 
Entjchliegung vom 14. April 1850 genehmigte Anftruction . . . für die 
politifhen Wemter vom 7. Upril 1850 in den 88. 18—27 einige 
dürftige allgemeine Verfahrensvorſchriften aufzuftellen beabfichtigt. Welent- 
fih nur Competenzbeftimmungen enthält die Verordnung der Minifter 
des Innern, der Justiz und der Finanzen vom 19. Jänner 1853, R. G. B. 
Nr. 10, womit die a. h. Entſchließung vom 14. September 1852 über 
die Einrichtung und Amtswirkſamkeit der Bezirksämter, Kreisbehörden, 
Statthaltereien und Landesregierungen kundgemacht wird. Gleichfalls 
nur Beltimmungen allgemeinften Inhalt für das adminiftrative Ver— 
fahren bietet der II. und III. Abjdmitt der Vdg. der Minijter des Innern 
und der Suftiz vom 17. März 1855, R. G. 3. Nr. 52, mit welcher 
unter Beziehung auf die zulegt cit. a. 5. Entfchließung und Vdg. Die 
Amtsinftruction für die rein politifchen Bezirk: . . . ämter erlafjen 
wird. Das Gefeh vom 19. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 44, ordnet im 
8. 11 ausdrüdtich nur den Webergang der Wirkſamkeit der Bezirks: 
ämter, foferne nicht die Gemeinden an ihre Stelle getreten waren, auf 
die neuen Bezirkshauptmannfchaften an, ohne die Fortdauer der Wirk: 


1) Wie etwa die landeöherrliche Ver- | das Großherzogtum Baden Nr. XXXV, 
ordnung für Baden vom 31. Auguft | ©. 385 ff. 
1884, Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt für 
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jamfeit der proceliualen Beitimmungen der Wintsinftruction für Die 
Bezirksämter auszufprechen. Mangels einer anderweitigen Regelung des 
adminiftrativen Verfahrens hält jedoch die Praxis der Verwaltungsbehörden 
und auch die des Bermwaltungsgerichtähofes!) an dieſen Vorſchriften ala 
tubjidiär geltenden feft. Die durch Geſetz vom 22. October 1875, R. G. B. 
tür 1876 Nr. 36, angeordnete Errichtung eined VBerwaltungsgerichtshofes 
mit der Competenz, nicht bloß die materielle Rechtmäßigkeit der Ent- 
iheidungen und Verfügungen der Berwaltungsbehörden, jondern auch die 
Ordnungsmäßigfeit des ihnen zu Grunde liegenden Berfahrens zu .über- 
prüfen, hat den Miniſter für Eultus und Unterricht veranlagt, mitteld Erl. 
vom 14. Mai 1876, 3. 8040 (Berordnungsblatt des Eultus- und Unter⸗ 
richtsminiſteriums, Jahrg. 1876, Nr. 20, ©. 8Off.) Weifungen an alle 
Landeschefs und alle Landesichulräthe über die Behandlung der in das 
Cultus- und Unterrihts-Rejfort gehörenden abminiftrativen 
Streitfaden zu ertheilen. Es ift aber daran feitzubalten, daß ſowohl 
die Amtsinftruction als eine bloße Minifterialverordnung, als auch der 
Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht als eine interne Dienft- 
initruction binfichtlich der Geſetzmäßigkeit ihres Inhalts der Ueberprüfung 
durch das Neichsgeriht und durch den Vermwaltungsgericht3hof unter- 
liegen.) Außerdem ift die Frage nicht müßig, ob bei dem Mangel ber 
Publication des Erlaſſes des Unterrichtöminifterd im Reichsgeſetz⸗ 
blatte die Parteien ſelbſt aus diefem Erlaffe procefiuale Anfprüche 
abzuleiten befugt feien, und ob der Mangel der Publication durch ge⸗ 
wohnheitsrechtlihe Geltung der Beitimmungen dieſes Erlaſſes erſetzt 
werden könne. 

Da es fomit an einer jiheren gejeglihen Grundlage für den 
adminiftrativen Proceß fehlt, an welcher ſubſidiär feſtzuhalten märe, wenn 
nicht Sonderbeitimmungen eine anderweitige Verfügung treffen, jo tft es 
erflärlih, daB das Bedürfniß nach der Regelung eines die perjönliche 
greiheit und die materielle Eriftenz der Einzelnen an der Wurzel er: 
faffenden Verfahrens Iebhaft empfunden wird. Einen beachtenswerthen 
Ausdrud haben demfelben die Anträge Brunfteins an den öfterreichiichen 
Advocatentag verliehen, über welche fich Tegterer Gutachten von Lemayer, 
Bann und Pradak erftatten ließ. Diefe Gutachten find im Jahre 1884 
von dem Advocatentage unter dem Titel „Drei Gutachten über die Reform 
des Adminiftrativverfahrens“ herausgegeben morden.?) Indeß haben 
die darin enthaltenen werthvollen Anregungen keinerlei umfafjenden 
Einfluß auf die Gefehgebung geübt. Nach wie vor wird das Ber: 
waltungsverfahren von Fall zu Fall in den einzelnen für befondere Ver: 


1) Bol. 3.8. 8.8.9. J v. 2. April | Erkenntniſſe, 8. 8 des Gef. über den 
1880, "02, Budw. 740; 9. Februar V. G. H. 
1893, 3 528, Budw. 7070. 3) Ueber die Behandlung des Brun- 


2) g 30 des Gel. v. 18. April 1869, | ftein’schen Antrags auf dem 7. öſterr. 
R. G. B. Nr. 44, über die Drgantfation Tanoententan, vgl. Zurift. Blätter, Jahrg. 
des Seichögerichts, das Verfahren vor | 1884, ©. 486 ff. 
demjelben und die Bollziehung feiner 
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waltungszweige erlaffenen Gejeben geregelt, welche den zahlreichen durch 
die Literatur und Braris aufgetworfenen Fragen in feiner Weiſe näher 
treten.!) Diefe Verfahrensvorſchriften find als gefegliche Beltimmungen 
ohne Rüdfiht auf ihre BZwedmäßigleit für die Berwaltungsbehörden 
bindend. Beifpiele für folche Verfahrensvorſchriften finden ſich faft auf 
allen Gebieten der Bermwaltungsthätigleit. Hier ſeien ftatt anderer an⸗ 
geführt das mit kaiſ. Pat. v. 15. Auguft 1852, R. ©. 8. Nr. 184, er: 
laſſene Privilegiengeſetz; aus dem mit Tail. Bat. v. 3. December 1852, 
N. G. B. Nr. 250, erlaffenen Forſtgeſetze der 8. 20 über die Bann: 
legung eines Waldes, die 88. 26—30 über die Verleihung einer Holz: 
trift; das in den SS. 40—97 des kaiſ. Pat. v. 23. Mai 1854, R. G. B. 
Nr. 146, geregelte Verfahren über die Ertbeilung von Bergwert3s- 
beredtigungen; das mittel3 Vdg. der Ministerien der Juſtiz und des 
Handels v. 31. October 1856, R. G. B. Nr. 204, geregelte Verfahren 
bei Conſtatirung der Renleigenf haft der in ben Grundbüchern als 
radicirt eingetragenen Gewerbe; die Beftimmungen ber Gewerbe⸗ 
gejebnovelle vom 15. März 1883, R. ©. B. Nr. 39, IH. Hauptftüd 
88. 25—30 über die Genehmigung läftiger oder gefährlider 
Betriebsanlagen; das durh die Landesgejebgebungen für die ein- 
zelnen Kronländer geregelte waſſerrechtliche Verfahren vor den 
. Berwaltungsbehörden. Umftändliche Verfahrensvorſchriften enthalten die 
einzelnen Expropriationsgeſetze; fo jene vom 18. Februar 1878, R.G. B. 
Nr. 30, betreffend die Enteignung zum Bwede der Herftellung 
und des Betriebes von Eifenbahnen; das Reichsgeſetz vom 7. Juni 
1883, R.G. B. Nr. 92, betreffend die Zufammenlegung landwirth— 
Ihaftlider Grundftüde, und vom 7. Juni 1883, R. G. B. Nr. 94, 
betreffend die Theilung gemeinfhaftliher Grundftüde und die 
Negulirung der Hierauf bezüglichen gemeinfchaftlicden Benützungs⸗ und 
Berwaltungsrechte, fowie die auf Grund diefer Reichsgeſetze erlaffenen 
Landesgeſetze. Das Verfahren, nad) welchem die zur Herftellung und 
Erhaltung der katholiſchen Kirchen- und Pfründengebäude, zur Bei— 
ſchaffung der Kirchenparamente und der fonftigen fachlichen Erforbernifie 
für dieſe Zwecke Verpflichteten und das Ausmaß ihrer Verpflichtung zu 
ermitteln ift, ordnen die 88. 55— 57 des Geſetzes zur Regelung der 
up Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche vom 7. Sunt 1874, 
N. G. B. Nr. 50, und die Hiedurch aufrecht erhaltenen für die einzelnen 
Kronlänber beftehenden älteren Beftimmungen.?) Wbminiftrative Ver⸗ 
fahrensvorſchriften find auch jene, welche, zeritreut in den einzelnen die 
Öffentlichen Abgaben regelnden Geſetzen, den Vorgang bei der Bemeflung 
und Einhebung derfelben beftimmen, dann diejenigen, an welche bie be- 
ftehenden Geſetze die Verwaltungsbehörden bei der Ermittelung der für 


1) Auf einer Höheren als der gewöhn- 2) Bgl. den 26. 8b ber Manz’ichen 
lien Stufe techniſcher Bollendung fteht | Sammlung, enthaltend die Sultuögeiebe, 
das Berfahren der neueren Geſetze über Jrvandgegeben von Dr. Burdhard, 
Grundtheilung, Grundregulirung, Bu- 
jammenlegung von Grundftüden. 
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die Selbftverwaltungstörper, die Landtage, den Reichsrath activ und 
yaffiv Wahlberechtigten, ſowie bei der Durchführung oder Ueberwachung 
von Wahlen binden. 

Wenn nun auch die allerwenigften Fragen rechtlicher Natur, melde 
das administrative Verfahren betreffen, eine gefehgeberifche Löfung erhalten 
haben, fo findet die Praxis der Berwaltungsbehörden dennoch eine Schrante 
und zugleih Stütze in ber Eompetenz des Berwaltungsgerichtähofes, 
eine vor ihm angefochtene Enticheidung oder Berfügung einer Verwal⸗ 
tung3bebörde nad 8. 6 des cit. Gefehes vom 22. October 1875 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufzuheben und die Sache an die vor ihm 
belangte Berwaltungsbehörde zurüdzuleiten, wodurch für dieſe die Ver⸗ 
pflichtung entfteht, die gerügten Mängel zu beheben, und auf Grund des 
der Rüge gemäß verbeflerten Verfahrens eine neue Enticheidung oder Ber- 
fügung zu treffen. Nach ihrem Wortlaute dient dieſe Beftinnmung dem Bivede, 
die Berwaltungsbehörden zu nöthigen, daß fie ihren gegen den Einzelnen 
gerichteten Entjcheidungen und Verfügungen einen Thatbeftand zu Grunde 
zu legen, welcher in feinem für den Ausfall der Enticheidung oder Ver: 
fügung wejentlihen Punkte eine Lüde aufweilt, und bei defien Er- 
mittelung feine weſentliche Form des Wominiftrativverfahrene außer 
Acht gelaffen worden if. Damit ift dem Berwaltungsgerichtshof die 
Anweifung ertbeilt, die das. abminiftrative Verfahren betreffenden 
Bweifel aus dem Weſen d. i. dem Zweck diejes Berfahrens im Allge⸗ 
meinen und dem Zwecke der für befondere Kategorien von Verwaltungs: 
fahen erlaffenen gejeglichen Beitimmungen im Bejonderen zu löſen.) 
Diefe Löjung bindet allerdings ſowohl den Verwaltungsgerichtshof als 
auh die Verwaltungsbehörde nur mit Beichränfung auf den ent- 
jhiedenen Fall (8. ©. H. E. v. 6. April 1886, 3.876, Budw. 2995, 
Erel 2193). Weder ift die Behörde gebunden, die fi aus der einzelnen 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs ergebende, das Verfahren 
betreffende Anleitung in anderen Fällen zu befolgen, noch auch iſt der 
Verwaltungsgerichtshof ſelbſt gehindert, auf Grund geläuterter und 
reiferer Erkenntniß von einer, wenn auch in noch ſo zahlreichen Fällen 
kundgegebenen Anſchauung über das, was dem Weſen des adminiſtra⸗ 
tiven Verfahrens entſpricht, abzugehen. Allein die durch das Geſetz 
(8. 10 al. 3) aufgeſtellte Vorſchrift, daß wenigſtens die Hälfte der Mit— 
glieder des Verwaltungsgerichtshofs die Dualification zum Richter 
haben müſſen und die übungsgemäße Befegung der fo gebundenen tie 
niht gebundenen Stellen mit Bermwaltungspraftilern bietet eine 


1) Eine folde Anweifung allgemeinen ! worden ift, oder wenn durch ein gegen 


Inhalts ertheilt auch die Öfterr. Straf. 
proceBordnnung v. 23. Mat 1873, R. G. B. 
Rr. 119, den Strafgerichten im 8. 281 
P. 4: Die Nichtigkeitsbeſchwerde kann 
gegen ein... Urtheil... ergriffen 
werden... 4. wenn während ber 
Hanptverbandlung über einen Antrag 
des Beichwerbeführers nicht erkannt 


feinen Antrag oder Widerſpruch gefälltes 
Erkenntniß Geſetze oder Grundfäge 
bes Verfahrens —E oder un⸗ 
richtig angewendet worden ſind, deren 
Beobachtung durch das Weſen eines 
die Strafverfolgung und die Vertheidigung 
ſichernden Verfahrens geboten iſt. 
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gewiſſe Garantie für die Vorſicht und dem Tact des Gerichts bei Feſt⸗ 
jtelung desjenigen, was, abgejehen von ausdrüdlichen geſetzlichen DBe- 
jftimmungen im administrativen Verfahren, zu beobachten fei, um die 
idealen und die materiellen Rechtsgüter der Einzelnen vor 
Sehlgriffen oder Willfüracten der Behörden zu fihern, ohne 
andererfeit® die von den Berwaltungsbehörden nah ihrer 
gefeglihen Umtspfliht zu wahrenden öffentlichen Intereſſen 
zu ſchädigen. Und damit ift auch eine Sicherung der Stetigleit der 
Praxis des Berwaltungsgerichtshofes getwährleiftet, welche derjelben, ganz 
abgejehen von ihrer überzeugenden Kraft, vegulative Wirkung auf die 
Berwaltungsbehörden verleiht, da biefelben bedacht fein müſſen, ihre 
Entfheidungen und Berfügungen vor der Gefahr der Vernichtung durch 
den Berwaltungsgerichtshof zu bewahren.) Dean fanıı deshalb fagen: 
die Regeln des adminiftrativen Brocefjes in Defterreih ruhen 
zum größten Theil auf Rechtsſätzen des Auriftenreht3 und 
die vornehmfte Duelle desjelben find die Entjheidungen des 
Berwaltungsgerichtöhofes.?) 

Die Zuläffigleit der Fortbildung des adminiftrativen Verfahrens 
duch Verordnungen ift controver®.”) Einerſeits erftredt das Geſetz 


1) Der bereits citirte Erl. des €. u. | fafjungsmäßig gewährleifteten gejeglichen 
u. M. ift zugeitandenermaßen durch die | Rechte meift wegen Verlegung des 
Rückſicht auf die Caffationzbefugniß des | materiellen Rechts angeruen wird, 
8. ©. 9. hervorgerufen worden. Des- ı dann weil die feiner Judicatur unter« 
gleihen die Erläffe der Landesftellen | liegenden vermögensrechtlichen Anſprüche 
behufs Sicherung des Beweiſes der Zu- | einer vorhergehenden adminiftrativen 
ftelung behördlicher Enuntiate. Entiheidung obrigfeitlihder oder 
2) Die Erfenntniffe des V. G. H. finden | boheitliher Natur nicht unterliegen. 

ſigein folgenden Sammlungen: Erkennt⸗ 3) Für ſchlechthin ſtatthaft erachtet 
uiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes ſolche Verordnungen Lemayer, Drei 
von Budwinski, Verwaltungsgerichts- | Gutachten u. ſ. w, ©. 33. Dagegen 
bof3-Erfenntniffe nad 8. 6 des Gel. v. | Bernapik, Rechtsſprechung und mate- 
22. October 1875, R. G. B. Nr. 36 ex | rielle Rechtskraft, S. 1071. Mit Be 
1876, geihöpft ohne vorausgegangene | ſchränkung au die —— der In⸗ 
mündliche erhandtung, von demjelben | terefjen der Öffentlihden Sicherheit 
Herausgeber; Verfahren vor dem Ber- | tritt für bie 

waltungsgerichtehofe von Theodor Erel. 
Eine Sammlung von Rechtsſätzen des 
V. G. H. iſt das Judicatenbuch des k.k. 
Verwaltungsgerichtshofs, begonnen von 
Wolski, fortgeſetzt auf Grund einer 
ſyſtematiſchen Ordnung des Stoff von 








uftändigfeit der Verwal⸗ 
| tungsbehörden zum Erlaſſe procefjualer 
; Normen unter Berufung auf die Unent- 
behrlichleit dieſer Competenz und auf 
eine unbeſtrittene Praxis ein Tezner 
im Jahrg. 1886 der Juriſt. Blätter 
| Nr.18. Als Ausführungsverorb- 
Alter. Zu vergleichen find ferner die | nungen zu Berwaltungsgefeten find 
Anmerkungen zu 8.6 des Gef. über den | eine ganze Reihe von Brocehverordnungen 
8.6.9. in der von Mahl-SchedI be- | erlaflen. So die Bdg. des Fin. Miniit. 
forgten Ausgabe der den Berwaltungs- | v. 7. Februar 1850, 3. 11723, zur Durd)- 
gerichtöhof betreffenden Gejehe und Ver- | führung des Eintommenfteuerpat.: der 
ordnnungen. Eine geringere Ausleſe für die | einverftändlich mit dem Minift. d. Innern 

wecke des Aominifratipverfahrens bieten pinansgegebene Erlaß de3 Fin. Min. v. 

tfenntniffe des k. k. Reichsgerichts in ril 6, 8. 1419, zur Durchfüh⸗ 
der Sammlung von HpYe, einmal des⸗ —* des Serfienefehes in Finanzrechts⸗ 
halb, weil derfelbe in Sachen der ver- 
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v. 21. December 1867, R. ©. 3. Nr. 141, die Buftändigfeit des Reichs⸗ 
rathed und der Landtage auf alle Gebiete ded Verwaltungsrechts, hier 
zwiihen materiellen und procefjualen Normen zu fcheiden, andererfeitg 
jollen die Verwaltungsbehörden für den Einzelnen verbindliche Normen 
nah Art. 11 des St. ©. ©. v. 21. December 1867, R. ©. B. Nr. 145, 
une kraft gejeßlicher Ermächtigung erlaflen dürfen. Dennoch Tann nicht 
gezweifelt werden, daß in allen jenen Fällen, in welchen die materiellen 
Berwaltungsrechtögefehe einer unmittelbaren Anwendung nicht fähig find, 
in der Vollzugsclaufel der Geſetze die Ermächtigung erblidt werden muß, 
die Geſetze prafticabel zu machen, namentlid) dann, wenn ed fi um 
unaufjchiebliche Maßregeln zur Abwendung von Gefahren für Leben und 
Gejundheit oder für die Sicherheit des Staates handel. Man denke an 
die Durchführung des Wehrgeſetzes. Im Intereſſe der Rechtsbeſtändigkeit 
folder Verordnungen ift es aber gelegen, wenn die ausdrüdliche Ermäd- 
tigung zum Erlaſſe derfelben, wie dieß im $. 15 des Geſ. v. 21. Juli 
1871, R. ©. B. Nr. 77, über die Einrichtung und den Wirkungstreis 
der Bergbehörden, geſchehen ift, in die verwaltungsrechtlichen Geſetze auf- 
genommten, und wenn die fo erlaffenen Verordnungen, mas gleichfall3 oft 
überjehen wird, im Reichsgeſetzblatt kundgemacht werden. 

Die Schwierigkeit erfchöpfender gefeßgeberifcher Regelung des 
abminiftrativen Proceßrecht3 Tiegt einmal darin, daß die Stärke, mit 
welder das öffentliche Intereſſe an den von den Verwaltungsbehörden 
zu enticheidenden Angelegenheiten betbeiligt ift, die mannigfaltigften Grad⸗ 
abftufungen aufweiſt. In einer Reihe von Fällen geht es nicht weiter 
als auf die möglichit fchleunige und möglicht formloſe Entſcheidung von 
Rechtsverhältniffen zwijchen den Einzelnen, welche ohne ausdrückliche 
gefegliche Beftimmung vor den Eivilrichter gehören würden, wie bei ben 
Dienjtboten=, den Gefindeftreitigleiten, bei Streitigkeiten über die Erſatzpflicht 
des ZTriftberechtigten für Schäden, welche Dritten durch die Trift zugefügt 
werden. Dann gibt es ein nicht unbedeutendes Gebiet von Verwaltungs⸗ 
maßregeln, welche ihren Zweck und ihre Wirkung verfehlen würden, 
wenn ihnen ein dem Nechtsichug der Betroffenen dienendes Verfahren 
vorherzugehen hätte. Es find dies die Verfügungen zur Abwendung 
imminenter Gefahren für Leben, Gefundheit und Eigenthbum?), die Ver: 


fachen v. 19. März 1876, R. G. B. Ar. 28, 
mitgetheilt in Roll's Sammlung der 


treffend bie Einrichtung der Schiedsge⸗ 
richte der Unfallverfiherungsanftalten 








öiterr. Steuergefehe, 31. Bb. der Manz- 
ihen Sammlung, II. Aufl., ©. 882 ff. 
S. 672; auf Grund der Ermächtigung 
8.15 des Gef. v. 21. Zuli 1871, R. G. B. 
Rr. 77, die Smitruction für die Berg⸗ 
hauptmannſchaften v. 25. April 1872; 
anf Grund des 8.38 des Gef. v. 28. Dec. 
1887, R. G. B. für 1888 Nr. 1, die 
Bdg. des Minift. des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Juſtizminiſt. v. 
W. April 1889, R. G. B. Nr. 47, be 


Tezner, Handbuch. 


und das Verfahren vor benjelben; bie 
Bollzugsvorichrift vom 18. April 1889, 
R. G. BI. Nr. 45, zum Wehrgefeb vom 
11. April 1889, 8.6.8. Nr. 41. 

1) Man denke an zwangsweile Delo- 
girungen and Gebäuden, deren unmittel- 
arer Einfturz droht, bei Epidemien ꝛc. 
Prucha, ©. 97, citirt ein mit Hofb. v. 
28. October 1831 publicirte U. h. Ent- 
ſchließung vom felben Tage über die Bor- 


| ansfegungen derzwangsweiſen Delogirung 
2 
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Verfügungen der Erecutivorgane zur Wufrechterhaltung der Ordnung 
und zum Schube der perfünlichen. Sicherheit auf öffentlichen Straßen, 
in öffentlichen LZocalen, oder gegenüber Verſammlungen. Der Rechtsſchutz 
gegen den willfürlichen Erlaß folder Verfügungen kann nur in der Form 
einer der Verfügung nachfolgenden Beſchwerde angerufen werben. 
Außerdem wird, wenn die Anerlennung von Parteienrechten zu einer 
unerträglicden Verzögerung von Bermwaltungsacten führen müßte, welche 
Borausfegung für die zweckmäßige Beſorgung öffentlicher Intereſſen find, 
Öfterd zu diefem LBiele über Rechte und Intereſſen hinwegeſchritten wer: 
den müflen.!) Einen weſentlichen Einfluß auf die Gejtaltung des ad: 
miniftrativen Verfahrens muß endlih in einzelnen Fällen, und es gilt 
dies namentlich für die Yeitftellung des Beitandes und für das Ausmaß 
Öffentlicher AUbgabepflichten, die Calculation der für den Staat aus der 
Durhführung des Verfahrens entitehenden Koften ausüben. Hier wird 
öfters der Nechtsichub der zur Abgabe Herangezogenen hinter die Er: 
wägung zurüdtreten müfjen, daß die Koften des Verfahrens, der Ermitt- 
fung und der Hebung den Ertrag der Abgaben nicht überjchreiten dürfen. *) 
Aus den bier angeführten Gründen, und weil fi der Schub gegen 
Willkür der adminiftrativen Behörden nicht allein mittel der Bor- 
Ichrift einer der Verfügung oder Enticheidung vorangehenden Parteien- 
vernehmung gewähren läßt, tit es bei jeder allgemeinen legislativen Hege- 
fung des adminiftrativen Berfahrend überaus fchwierig, das abftracte 
Friterium jener Fälle zu beftimmen, für welde etwaige allgemeine 
procefiuale Borfchriften maßgebend fein follen. Die Gefehgebungen, 
welche der Frage der Regelung des adminiitrativen Verfahrens näher 


Kranker bei Epidemien. Auch die Landes- 
Bauordnungen enthalten Beitimmungen 
über zwangsweiſe Delogirung. Nach 8.97 
der meiften Vandes⸗Waſſerrechtsge ſetze 
haben bie Ortspolizgeibehörden in drin» 
genden Fällen ohne Verzug hinficht- 
li der Benutung, Leitung und Abwehr 
der Sewafler das im Interefle ber öffent- 


lichen Sicherheit Nothmendige vorzu- | 


ehren. Nach 8.101 der auf Grund des 
Geſetzes vom 25. Dec. 1894, R. G. B. 
für 1895 Nr. 1, mit Bdg. des Minift. 
für Landesvertheid. v. 20. März 1890, 
R. G. B. Nr. 43, erlafienen Inſtruction 
für die Gendarmerie, Mayrhofer J. 
©. 1057, iſt der Gendarm ausuahmsweiſe 
berechtigt, in jedes Haus bei Tag und bei 
Nacht und namentlich (alſo nicht aus⸗ 
ſchließlich) Über Unfuchen des Hauseigen⸗ 
tHümer8 oder der Hausbewohner ein- 
zudringen und die Bewohner vor der 
drohenden Gefahr zu warnen und zu 
BE alſo die zu foldem Schutze 

orderlihen Verfügungen zu treffen. 
Nach dem Organifationzftatut der k. k. 


Sicherheitswache in Wien ift den von 
berfeiben innerhalb ihrer Competenz 
getroffenen Anordnungen unbefchadet des 
Nechtes nachträglicher Beichwerdeführung 
Folge au leiften. Erl. des Dein. des Sun. 
v. 10. April 1884, 3. 5645 und v.18. Ang. 
1891, 3. 3255, Mayrhofer I. ©. 854. 
gl. ferner 88.21, 22 des Vereind- und 

8.13, 14 des Verſammlungsgeſetzes vom 

ahre 1867. 

1) So Haben die Heimatberechtigten, 
ungeachtet ihr Heimatreht duch die 
Theilung der Heimatgemeinde oder ihre 
Bereinigung mit einer andern berührt 
wird, leinerlei Einſpruchsrecht gegen biefe 
he ſei e8 vor oder nad Vollzug der⸗ 
elben. 

2) Zn den fogenannten Gebühren⸗ 
ſachen läßt fih, wenn die Feſtiſtellung 
des Gebührenausmaßes nur von Rechts⸗ 
und nicht von Thatfragen abhängt, Die 
borgängige Bernehmlaffung der Partei 
als weſentliche formale Vorausſetzung 
der @iltigleit des Bemefjungsactes nicht 
nachwetien. 
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getreten ſind, zählen deshalb entweder unter Verzicht auf eine principielle 
Löſung des geſetzgeberiſchen Problems die Fälle ſeiner Anwendung 
tarativ?) auf, oder begnügen ſich mit einer jo unbeſtimmten Charakte⸗ 
riſtik) derjelben, daß für die Begrenzung der Unmenbbarkeit, für die 
Beltimmung der Anwendungsfälle wenig getvonnen erfcheint. In Folgen: 
dem follen die das adminiſtrative Verfahren der öfterreichiichen Behörden 
beberrfchenden Regeln dargeftellt werben, ſoweit fie fich einestheil3 aus 
dem allgemeinen Wefen und dem Zweck der Verwaltung ergeben, und 
joweit jie anderntheild in den Beitimmungen für jene VBerfahrensarten 
enthalten find, bei welchen dem Barteiengehör ein weiterer Raum 
eröffnet ift. 


1) gl. 3.8. die im 8.10 des würt⸗ 
tembergifchen Geſetzes v. 16 December 
1876 aufgezählten vor die SKreisregie- 
rungen gehörigen “Barteiftreitigleiten, 
Sarwey, Das öffentliche Recht und die 
gerwalfungärechtäpftege, ©. 262 u. ff., 

m 


nm. 4. 

2) Sp das ſächſiſche Geſetz vom 30. 
Jannar 1835 für das Berfahren in 
jolhen Verwaltungsſachen (Geſetze und 
Berordnungdblatt für das sönigeeid 
Sachſen, Jahrg. 1835, Nr. 20, ©. 88 ff.), 


bei welchen „mehrere Betheiligte einander 

egenüberftehen und gewifle Befugnilie 
n Anſpruch nehmen oder die ihnen 
angejonnene Berbindiichleit beftreiten.“ 
Noch unbeitimmter ift die Borfchrift des 
erwähnten Exlaffes de3 Cult.- u. Unt.- 
Min. vom 14. Mat 1876, welcher die 
Einhaltung feiner Beftimmungen in den 
um Eultus- und Unterrichtörejjort ange- 
— „adminiſtrativen Streitſachen“ 
eiſcht. 


2* 


Drittes Capitel. 


Die öſterreichiſche Literatur des Adminiſtrativ- 
verfahrens.') 


$. 3. 


Die öfterreichtiche Literatur über das Verwaltungsverfahren ift wie 
die deutfche über die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht die Frucht theoretifcher, 
ein praktiſches Biel nicht verfolgender Unterfuchungen, fondern durch ein 
proftijches Bedürfniß in Fluß gebracht worden. 

Man kann nicht jagen, daß die jelbit aus der Zeit der Reaktion 
des Abſolutismus gegen die Revolution des Jahres 1848 ftammenden 
Normen über den Berwaltungsproceß fih die Wahrung der jubjectiven 
Bermögensrechte gegenüber der Willkür der Verwaltungsbehörden nicht 
hätten angelegen fein laffen. Ein Blid auf das aus dem Jahre 1854 
ftammende Berggejet und die zu demfelben ergangene Vollzugsvorichrift, 
und auf eine Reihe anderer aus diefer Epoche ftammenden Verwaltungs 
gejege müßte eine ſolche Behauptung widerlegen. Zehren doch auch noch 
die modernen öſterreichiſchen Verwaltungsgeſetze an den in dieſen älteren 
Gelegen zum Ausdrud kommenden, für den Rechtsſchutz der Parteien 
‚ aufgeitellten Berfahrensgrundfägen. Der Zummelplag der abjolutiftiichen 
Willkür war vorwiegend die Geſetzgebung über die Buläffigkeit von 
Freiheitsbeſchränkungen aus Gründen der Staatspolizei, aljo über 
das Preß-, dad Ausmwanderungs-, dad Vereinsweſen u. |. w., ferner über 
das Polizeiftrafrecht, und gerade in diefem letteren Punkte hat es auch 
der conjtitutionelle Staat nach bald 30jährigem Beftande nicht um einen 
Schritt weiter gebradht. Noch heute wird der Thatbeitand des Polizei- 
ftrafdelictes nach der Min. Vog. vom 5. März 1858, R. G. B. Nr. 34, 
aufgenommen, welche den Behörden unter Hinweis auf ihre disciplinäre 
Verantwortung einjchärft, daß die Beihleunigung de3 Verfahrens 
die Grundbedingung für die Aufrechterhaltung des Anſehens des ver- 
lebten Geſetzes und der Wirkſamkeit der verhängten Strafe et, die Auf- 
nahme eines eingehenden Berhandlungsprotofolles nur als Ausnahme 


1) Für die deutfche Literatur über das 
Verwaltungsverfahren vgl. die Literatur- 
angaben in ben Xrtileln Berwaltungs- 
gerichtäbarkeit, Berwaltungsftreitverfah- 


ren und Berwaltungsverfahren im 
Stengel’fhen Wörterbuch des deutſchen 
Berwaltungsrecht3, dann bei Bernatzik 
a. a. D. 88.2 und 8. 
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für verwidelte Bälle, in der Regel aber die Thatbeitandöfeititelung mittels 
der Ausfüllung der Rubriken eines Blankettes (!) vorfchreibt, von den 
Rechten des Beichuldigten mit feinem Worte ſpricht. Zu. diefer Orgie 
der abfoluten Bureaufratie ftehen nun die Verfahrensnormen der abjo- 
Iutiftiihen Verwaltungsgeſetzgebung, wo diefelbe nur mit den Vermögens: 
rechten des Einzelnen zu thun bat, in wohlthätigem Gegenfabe, und mer 
Gelegenheit bat, Aeten der älteren, nur Bermögensrechte betreffenden Ad— 
miniftrativprocefje zu leſen, wird auf folche ftoßen, welche beweilen, daß 
Schon die Broceßnormen diefer älteren Geſetze im Stande waren, viel für die 
Wahrung der Rechte der betheiligten Barteien zu leiften — wenn fie befolgt 
wurden. Über Hierin lag der wunde Punkt des damaligen Rechtszu⸗ 
ftanded. Es fehlte, abgejehen von der Controle innerhalb der Verwal⸗ 
tung felbft, an Garantien für die Befolgung der Geſetze durch die Ver⸗ 
waltungsbehörden, und fo Bing alles von der Gründlichkeit und dem Eifer 
ab, mit welchem dieje Controle im Intereſſe des Rechtsſchutzes des Ein- 
zelnen gegen Bergewaltigung geübt wurde. Es iſt nun eine feitftehende 
Erfahrung — und es wird in diefem Punkte nie anders werden — daß 
eine Controle der Verwaltung, welche nicht außerhalb des Verwaltungs: 
organismus ſteht, das Schwergewicht ihrer Prüfung auf die Wahrung 
der Ööffentlihen und nicht der Rechte des Einzelnen legen wird. Des- 
halb ift die Reaktion gegen dieſen Nachtheil zumeiſt darauf gerichtet, die 
Verwaltung Hinfichtlich ihres Verhaltens zur Nechtsfphäre des Einzelnen 
unter eine bejondere, außerhalb berfelben ftehende Controle zu ftellen. 
Anfangs glaubte man mit der parlamentarifchen Eontrole fein Ausfommen 
zu finden. Als aber diefelbe fich zumeilen machtlos. und in allen Fällen 
Parteirüdfihten unterworfen zeigte, begann man über die SHerftellung 
einer bejonderen Behördenorganifation nachzudenten, welche den aus⸗ 
geiprochenen Zweck haben follte, zu verhüten, daß die Verwaltungsbe- 
börden dem Einzelnen Unrecht zufügen. 

Kein Berufitand wird die Mängel einer procefjualen Praxis fo leb- 
baft empfinden, als der rechtsfundige Anwaltftand, der zur Nechtähilfe bes 
ftimmt, durch eine willkürliche Praris der Behörde ſelbſt zur Ohnmacht 
nnd Hilflofigleit verurtheilt und noch dazu für dad, was nur Schuld der 
Praxis ift, von dem rechtsſuchenden Publikum verantwortlich gemacht 
wird. Und jo war es auch der öfterreichifche Advocatentag, welcher, wie 
bemerkt, den Antrag eines feiner Mitglieder, die Reform des Adminiftrativ- 
verfabrens betreffend, in folcher Weiſe begutachten ließ, daß die viel- 
feitigfte Betrachtung des Gegenftandese vrbürgt war, und hierdurch eine 
djterreichifche Literatur über das Verwaltungsverfahren hervorgerufen 
Hat. Charakteriftiich file dieſe Literatur ift e8, daß die öfterreichifchen 
Autoren mit Ausnahme Bernapifs aus dem Wefen des Adminiſtrativ⸗ 
geſetzes bald in radicaler Weife wie der Antrag Brunfteins, bald mit 
einer Reihe von Klaufeln zu der Folgerung gelangen, e3 müfle für den 
Adminiſtrativproceß, wenn die gefebmäßige Wahrung der Rechte der Ein- 
zelnen nicht zu Turz kommen jolle, eine befondere, mit dem Organismus 
der BVerwaltungsbehörden fih nicht deckende Rechtsſchutzorganiſation 
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geſchaffen werden. Ein feinem Zwecke voll entſprechender Adminiſtrativ⸗ 
proceß könne nur durch richterliche, nicht durch „reine” Verwaltungs⸗ 
behörden durchgeführt werden. In diefem Sinne fordert Brunftein: 
„Im ftreitigen Aomintftrativverfahren entfcheiden ald Gerichtshöfe or- 
gantfirte und inftanzenmäßig gegliederte richterlide Wominijtrativ- 
behörden“. 

Zu einem ähnlichen Reſultate, ungeachtet ſcharfer Polemik gegen die 
Orundauffaffung, auf welcher der Brunftein’fhe Antrag rubt, gelangt 
auch Lemayer. Wllerdings erkennt er, daß keine Berwaltungsangelegen- 
heit an fich „ftreitig” oder „nicht ftreitig” fei, und jede aus dem einen 
in dad andere Stadium übergehen könne); allerdings ftellt ihm die 
richterlihe und adminiftrative Aufgabe einen Gegenfab dar, wie er 
fchlüffiger faum gedacht werden kann; der Richter verwaltet, die Ver⸗ 
waltung richtet nicht?); dennoc gebe es Angelegenheiten, in welchen bei 
der adminiftrativen PBrocedur nur die Austheilung fubjectiven Rechts 
und nicht, hievon gefondert, ein adminiftrativer Zweck, ein Erfolg für das 
Ganze erreicht werden folle, und ſolche, wo die Behörde nur über eine 
zwifchen zwei oder mehreren Barteien ftreitige (öffentlich-vechtliche) An- 
gefegenheit zu enticheiden hat und nicht auch felbft Namens der Ullgemein- 
heit der Partei gegenüber fteht; wo fie nur als ein richtender Dritter 
einfchreitet, wie bei Repartition der Laften für öffentliche Zwecke, in 
Streitigfeiten über Heimatsberechtigungen, Waſſerrechte. Sole Ange⸗ 
legenheiten, abminiftrativ:contemtiöfe, beſſer Barteifachen des öffentlichen 
Rechts genannt, bildeten das Object der Verwaltungsrechtöpflege, Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit sensu strictissimo.. Schwierigkeiten biete das 
judicium finium regundorum zwiſchen adminiftrativer und abminiftrativ- 
rechtlicher Sache, wo ein Öffentliher Zwed mit der Wahrnehmung fub- 
jectiven Rechts coincidire, mo die Verwaltung als Partei Necht nehmen 
und geben, andererjeit3 eine öffentliche Aufgabe unter ihrer Berant- 
wortung erreichen foll.?) Uber in dem erfteren Falle ſowohl als auch 
in dem zweiten, foweit in demſelben eine Scheidung, eine Auslöfung 
des Rechts des Einzelnen gegenüber der Befugniß der Behörde möglich 
fei, habe eine Reform des öfterr. Rechts nicht beim Verfahren zu beginnen, 
jondern bei der Organiſation des Rechtsſchutzes in Verwaltungsrechts⸗ 
fahen.*) Der Vorſchlag Lemayer’s gipfelt in der Umgeftaltung der 
administrativen Mittelinftanzen (Statthaltereten, Landesregierungen, Landes⸗ 
ausſchüſſe) als untere Verwaltungsgerichte für den Zweck der Berwal- 
tungsgerichtsbarkeit, Verſtärkung diefer ftaatlichen Mittelinftanzen für 
diefen Zwed durch Elemente der Selbitverwaltung und Ausſtattung der- 
jelben mit allen Wttributen der Judicatur, insbeſondere mit dienftlicher 
Unabhängigkeit.) So ablehnend fih Lemayer gegen das Syſtem 
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der preußifchen Verwaltungsgerichtsbarkeit verhält, dieſer Organiſations⸗ 
vorſchlag ift unleugbar nach preußifchem Muſter gebildet. 

Und wie die preußifche Gefehgebung, jo wird Lemaher in feinem 
Gutachten der VBebeutung der Regelung des Verfahrens der Verwal: 
tungsbehörden Teinesfalls volllommen gerecht. Alles was von diefem 
Geſichtspunkte verlangt werden könne, jei eine entiprechende Geftaltung 
der Wominiftration, die zwedmäßige Zuſammenſetzung und bierardhiiche 
Gliederung ihrer Organe, nach Umftänden Selbftverwaltung, ein geregeltes 
Verfahren innerhalb der Admintftration, Wahrnehmung des Auffichts- 
rechtes feitens der vorgefebten Behörde.) Es wird zugegeben, daß aud 
derzeit ſich fchon einige, das Verfahren der Verwaltungsbehörden be- 
ireffende Wünſche urgiren Tießen?), aber Hinfichtlich der in dem Brun- 
ftein’schen Antrage enthaltenen, wenn auch zuweilen überftürzt gelöften, 
dennoch nicht mwegzuleugnenden bedeutfamen Probleme des Bermwaltungs- 
verfabreng macht Lemayer feine weitere Bemerkung, als daß diejer 
Borichlag eine ziemlich eilige Collection von Marimen des civilgericht- 
lihen Verfahrens ohne genügende Berüdfichtigung der Eigenthümlichkeit 
der abminiftrativen Procedur zu fein fcheine.?) 

Ebenjo antwortet Brazat in feinem Gutachten über die Frage 
nah der Reform des Verwaltungsverfahrens mit einem Vorfchlag 
über Schaffung einer Organijatton des Nectsfchubes des Einzelnen 
gegen Hechtöverleßungen durch die Verwaltung. Die Vertretung des 
öffentlichen fraatlichen oder communalen Intereſſes foll den Behörden ab- 
genommen, eigenen Organen übertragen werden, welche den enticheidenden 
oder verfügenden Behörden gegenüberjtehen.*) Das wären dann über 
den Barteien ftehende Behörden. Der Vorſchlag iſt nicht mit der er- 
forderlihen Deutlichleit ausgeführt; man erfährt nicht, ob es fih nur um 
abhängige Verwaltungsgerichte handelt, welche die Grenzen der Befugniffe 
der ftaatliden Behörden präventiv zur Verhütung der Grenzüberfchreitung 
teitzuftellen fuchen, oder ob die dizciplinäre Verantwortlichleit der ent- 
jheidenden Behörde für den Anhalt der Entſcheidung befiehen bleibt, in 
welchem Falle von richterlicher Unbefangenheit feine Rede fein könnte. 

So iſt denn die Aufmerkſamkeit der öfterreichifchen Literatur bei der 
Löſung der Frage nach der Reform des Adminiftrativverfahrens, alfo 
der procefjualen Regeln dieſes Verfahrens, anfänglich ganz wie jene der 
beutihen von dem Probleme der VBerwaltungsgerichtsbarfeit in 
Anfpruch genommen, während dad VBerwaltungsverfahren dur ein paar 
gelegentliche Bemerkungen geitreift wird. Seydel?) rechtfertigt diefe Un- 
gleihmäßigleit der Behandlung damit, daß, wenn auch dem Bedürfniffe 
eines geordneten Rechtöverfahrens in Sachen, die dem Verwaltungswege 
überiwiefen find, durch einzelne Normen procefiualer Natur Rechnung ge- 
Iragen fei, dennoch dieſe Rechtsjachen im Ganzen an den für die Berival- 
tung geltenden Formvorſchriften, beziehungsweiſe an der Formlofigkeit der 
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Verwaltung teilnehmen, und diefen Formmangel bezeichnet er an anderer 
Stelle, dem Wefen der Verwaltung, als einer freien von Nüdjichten der 
Bwedmäßigleit beftimmten Thätigfeit entfprechend?), und ganz diefelbe An- 
iht von der Formlofigkeit des Verwaltungsverfahrens hegt auch Georg 
Meder.?) 

Auf der anderen Seite der literariihen Discufjion über dad Ber- 
waltungsverfahren fteht Bernatzik in feiner Monographie, Rechtsiprechung 
und materielle Rechtäkraft.?) Während fich die deutfche und mit ihr die 
Öfterreichifche Literatur abmüht, zu beweiſen, daß die Verwaltung, joferne 
fie Recht ſpreche, eine ihrem Weſen durchaus fremde Function ausübe, 
welcher fie aus eben dieſem Grunde niemals gewachſen fein fünne, warnt 
Bernatzik vor der Verwechslung von richterlicher Thätigfeit oder Juſtiz 
mit Rechtsſprechung, an welcher die deutſche und öſterreichiſche Literatur 
leive. Der Begriff der Rechtsſprechung fei der weitere, fofern Recht 
ſprechen nicht. mehr Heißt, als ausſprechen, was im concreten Falle 
Rechten? ift, alfo eine abitracte Rechtsnorm auf einen ZThatbejtand in 
einer Weife anwenden, daß dadurch ein concretes Nechtöverhältniß feſt— 
geftellt wird.) Garantien für die Unparteilichleit der Rechtsſprechung 
feien gewiß geboten, allein vorausgejeßt, daß die Abficht einer hiefür 
zuftändigen Behörde bloß auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes ge- 
richtet jet®), bleibe dieſe Thätigkeit immer Rechtsſprechung, die Behörde 
möge twie immer organifirt oder qualificirt fein, alfo auch fo, daß ihre 
Wideritandsfraft gegenüber Motiven, welche den Zweck der Erkenntniß 
des Rechts beirren können, nicht bis zur Grenze der Möglichkeit geſtützt 
ſei.“) Auch eine parteiifche Rechtsfprechung fei immerhin Rechtsprechung. ”) 

Wie man fieht, verfehlt diefe Polemik ihren Angriffspuntt. Mag näm- 
lich der Vorwurf, daß die Forderung nad) Uebertragung der rechtsiprechenden 
Thätigfeit der Verwaltungsbehörden auf Gerichte, fei e8 auf Eivil- oder 
auf bejonders organifirte Gerichte, wie fie die deutiche und öfterreichiiche 
Literatur fordert, durch eine Identificirung des Begriffes Rechtsſprechung 
und Juſtiz veranlaßt worden jei, vollkommen zutreffen, fo reicht die Charaf- 
terifirung einer in beftimmter Abficht erfolgenden Thätigfeit der Verwal⸗ 
tungsbehörde als Rechtsſprechung volllommen bin, um Zweifel wach zu 
rufen, ob nicht hiemit der Verwaltung eine ihrem Weſen fremde Thätig- 
feit übertragen ſei, welche entiprechender durch eine bejondere, dem Zwecke 
der Rechtsſprechung angepaßte Behördenorgantijatton vollzogen werde. ‚Die 
Unterfuchung wäre darauf zu richten gewefen, in weldem Umfange und 
ob überhaupt den Ausſprüchen der Verwaltungsbehörden über Recht und 
Unrecht feine weitere Abſicht als die der Rechtöfeititelung für Andere 
zu Grunde liege, bei welcher das Verhalten des Feſtſtellenden nicht in 
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Frage kommt, oder ob nicht vielmehr folche Urtheile dem Zwecke der 
Klaritellung der Rechtinäßigkeit des Vorgehens und Verhaltens der feit- 
ftelenden Berwaltung zu dienen haben, und ob — wenn dies der Yall 
ift — Rechtsſprechung folder Art ohne Nachtheil für den Verwaltungs- 
zweck als auch für den Einzelnen von der Verwaltung getrennt werden könne. 

Indeß gelangt Bernatzik, von ſeinem Begriffe der Rechtsſprechung 
aus, zu einem ſchon vorher erfannten?), aber noch nirgend mit fo großer 
Klarheit und überzeugender Kraft vertvetenen Sa, welcher geeignet ift, 
eine arge, Gefebgebung und Literatur beberrichende Verwirrung zu be= 
ſeitigen. Bernatzik folgert nämlich aus feiner Beitimmung des Begriffes 
der Nechtöfprehung, daß diefelbe weder einen Streit mehrerer 
Barteien vor der Behörde, noch einen Streit mit der Behörde 
vorausjege?), und dab für die Rechtsſprechung durch die Verwaltung 
niht mehr erforderlich fei, als daß ihr ein Intereſſent gegenüberitebe, 
defien Rechtslage durch den Spruch der Verwaltung beftimmt werben 
fol.) Damit ift die Reformbewegung zur Sicherung der Rechte des 
Einzelnen gegenüber dem Vorgehen der Verwaltungsbehörden in das 
richtige Bett geleitet worden. Denn es ergibt fih daraus, daß jede 
Reform für diefen Zwed fi davon frei machen müſſe, die Wohlthat der 
Sicherung der Rechtsſphäre des Einzelnen vor Webergriffen der Verwal⸗ 
tung an die Vorausſetzung eines Streites, jet es mehrerer Parteien 
untereinander, oder der Parteien mit den Behörden zu Inüpfen. In der 
hat it die preußiſche Reform von dieſer falſchen Vorausſetzung aus: 
gehend jo weit gelommen, daß fie in einzelnen Fällen, um die Partei 
der Rechtsihugmaßregeln theilhaftig machen zu können, künſtliche Streit- 
verhältnifje geichaffen bat. Jedes Tünftige dem Rechtsichuge gegenüber 
der Berwaltung regelnde Reformgejeb wird feine Rechtsfchugbeftimmungen 
dem Einzelnen, der allein der Verwaltung gegenüberjteht, ganz jo zu 
ftatten kommen laſſen müljen, al3 wenn die Behörde ed mit mehreren 
Barteien zu thun bat; fie wird im lebteren Falle die mehreren Parteien 
gleihmäßig zu behandeln haben, ob fie mit einander ftreiten, oder in 
derjelben Angelegenheit zwar verfchiedene, aber mit einander vereinbare 
Bwede verfolgen. Freilich ift Bernatzik auf der anderen Seite, indem 
er im Laufe feiner Erörterungen von dem Zwecke der auf die Rechts⸗ 
erkenntniß und Rechtsfeſtſtellung gerichteten Thätigkeit al3 bloßer Hilfs- 
thätigkeit für die Sicherung der Rechtmäßigkeit der Erfüllung der 
Berwaltungsaufgaben abfteht, zu bedenklichen, die Civiliſtik noch 
übertreibenden formalen Confequenzen gelangt. Da ihm Rechtsſprechung 
nur im Urtheil, in der Entfcheidung Liegt, in dem Ausſpruch der 
Behörde, was im einzelnen Falle Rechtens ift, nicht in der Verfügung‘), 
und da er ein die rechtlichen Intereſſen der Barteten ſchützendes Verfahren 
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als unerläßliche Vorausſetzung nur für die Rechtsſprechung durch die 
Verwaltung, nicht für die als ſolche nicht zu qualificirende Thätigkeit der⸗ 
ſelben bezeichnet?), fo folgt daraus unabweislich, daß jede legislative 
Behandlung diefer Frage dem Rechtsbedürfniſſe Genüge thue, wenn fie 
den Einzelnen ſchützende Formen nur für jene Fälle des administrativen 
Verfahrens aufftellt, welches durch einen Act der Rechtsſprechung, alfo 
durch ein Urtheil, eine Entjcheidung der Verwaltungsbehörde abzufchließen 
ift?), nicht aber, wenn e3 fih um den Erlaß von Verfügungen handelt. 
Auch durch die Umkehrung feines Sates in der Weife, daß Rechtsiprechung 
ohne ein beftimmtes vorhergegangened Verfahren nicht denkbar fei, wobei 
Bernatzik an Vernehmlaffung der Parteien denkt, führt zu einer unan- 
gemefjenen Behandlung der fih an das VBerwaltungsverfahren fnüpfenden 
Probleme, welcher freilich paralifirt wird durch die hiermit nicht verein⸗ 
bare Bemerkung Bernagi!’3*), daß auch eine im Mandatsverfabren, 
alfo ohne Vernehmlaffung der Partei ergangene Enticheidung der Ber- 
waltungsbehörde Rechtsiprechung fei, wofern nur das Mandat angefochten 
werden könne. Die weder mit dem praktiſchen Bedürfniffe noch auch mit 
dem Stande der Vermaltungsgejebgebung vereinbare Uebertreibung der 
Bedeutung bes Unterfchiedes von Entfcheidung und Verfügung für 
das Verwaltungsrecht zieht fi) als Leitmotiv durch die ganze Mono- 
graphie hindurch, wobei die Betrachtung bed poſitiven Rechts entſchieden 
zu kurz kommt. Mit diefem Vorbehalte muß man aber fagen, daß die 
Probleme des Verwaltungsverfahrens niemal3 weder vorher noch nachher 
eine fo tief eingehende, mit den Mitteln einer univerfalen juriſtiſchen 
Bildung arbeitende Behandlung erfahren haben als von Bernatzik. Die 
Bernatzik'ſche Monographie Hat erit den Verwaltungsproceß zu einer 
wiffenfchaftlichen Disciplin erhoben. 

Eine Nachfolge Hat fie indeß in der deutfchen Literatur bisher nicht 
gefunden. Auch die neue Ausgabe des Lehrbuchs des deutjchen Verwal: 
tungsrechtes von Georg Meyer verzichtet darauf, dem Verwaltungs: 
verfahren näher zu treten. 

Dennoch bricht fich die Erkenntniß Bahn, daß die Probleme des 
Berwaltungdverfahrene durch die Vernadhläffigung, die ihnen von der 
Literatur und der Gefehgebung widerfährt, ſich nicht aus der Welt 
Ihaffen laſſen, und daß fie an Bedeutung jener des verwaltungsgericht- 
lichen Verfahrens ebenbürtig find. In der That, man mag die Berwal- 
tungsgerichtöbarfeit präventiv und richtunggebend den Acten der Verwal: 
tung vorbergehen oder fie nachprüfend folgen laffen, irgendwie wird bie 
Berwaltungsbehörde bei der Erfüllung ihrer die Rechtsſphäre des Ein- 
zelnen treffenden Aufgabe verfahren müfjen, und dieſes Verfahren wird 
ſowohl im Sintereffe der Eontrole der Auffichtsbehörden ala im Intereſſe 
der Sicherung der Rechtsſphäre der von der Thätigfeit der Verwaltungs- 
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behörden Betroffenen eine rechtliche Regelung, eine Ordnung fordern. So 
endet doch die Aufgabe der ſtrafproceſſualen Geſetzgebung nicht mit der Auf: 
itellung von Normen über den Rechtögang bis zur Rechtskraft der Verurthei⸗ 
fung, fondern hat auch den Strafvollzug zn erlaſſen. Es wird deshalb, 
man mag das Bolllommenfte in der technischen Geitaltung ber Berwaltungs- 
gerichtsbarkeit Leiften, immer ein Vertwaltungsverfahren geben müflen, und 
gerade die Einrichtung der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird dazu führen, 
den Problemen desjelben bis in die feiniten Detaild nachzugehen. Da 
nämlich die Verwaltungsbehörden auf verjchiedene Weife mit dem Ein- 
zelnen verfahren können, um die Zwecke der Verwaltung zu erfüllen, fo 
kann die Berwaltungsgerichtsbarkeit ihrer Aufgabe, Hecht zu Tprechen 
zwifhen der Berwaltung und dem Individuum, gar nicht genügen, ohne 
Löſung der Frage, ob die Verwaltung im coucreten Falle auf recht- 
mäßigen Wege zu der von ihr herbeigeführten Geftaltung der Rechtslage 
des Individuums gelangt fei. Der von ihr angegebene Thatbeftand und 
die von ihr angemendete Rechtsnorm können fich deden, aber die Er- 
bebungen find in einer dem Zwecke der Erforfchung der Wahrheit wider: 
ftrebenden Weiſe gepflogen worden. Die Rechtsfrage wird fich nicht löſen 
laſſen ohne Löfung der Vorfrage, wie weit die Behörden an Anträge 
der Barteien, wie weit fie an ihre eigenen Erklärungen gebunden find u. |. w. 
So enthalten denn alle Geſetze über Einrichtung von Verwaltungsgerichten 
die Anordnung, daß Enticheidungen und Verfügungen der Verwaltungs⸗ 
behörden als rechtswidrig auch dann zu behandeln find, wenn fie unter 
Verlegung mejentlicher Formen des Verfahrens zu Stande gelommen 
find. Hiezu macht ſchon Lemager in feinem Gutachten eine Bemerkung, 
weiche den Vorgang aller Staaten bei der Einführung der Verwaltungs: 
gerichtöbarkeit treffend charalterifirt, daß man nämlich durch die Auf: 
nahme biefer Beitimmung, ohne gleichzeitig den formellen Proceduren 
der... . . VBermwaltungsinitanzen die ihnen nunmehr zukommende ver- 
mehrte Beachtung zu theil werden zu lafien, das Pferd beim Schwanz 
aufgezäumt habe.!) Das kam daher, weil man, ohne fich dieſes doregov 
zreöregov bewußt zu werden, einfach alle auf die techniſche Ausgeftaltung 
des Verwaltungsverfahrens aufgewandte Mühe für verloren bielt, und 
alled Heil für die Nechtsentwidlung von der neuen Einrichtung der Ver⸗ 
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fennniß der Bedeutung der Formen bes | handlung und Enticheidung eine erhöhte 
adminiftrativen Verfahrens für das ver- ; ÜUchtſamkeit zu wenden, damit vorfom- 
waltungsgerichtfiche. Punkt 1 ordnetan: , menden Falles der Sachverhalt dem Ber- 
In den zum Eultus- und Unter- | waltungsgerichtähofe Har und in jener 
tihtörelfort gehörenden Admini- Förmlichkeit vorliege, welche Die unerläß- 
itrativverfahren ift Hinfort genau | liche Vorausjegung jeder gerichtlichen 
zu beachten, welche derfelben als | Eognition ift. Ebenſo Lemayer früher 
adminiftrative Rechtsſachen dem in Grünhut’s Beitichrift I. ©. 745. 
Rechtszuge an den Verwaltungs— 
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waltungsgerichtäbarfeit oder befonderer Spruchbehörden in der Berwal- 
tung erwartete. So ftellte man eine Warnungstafel für die Verwaltungs: 
behörde gegen Wegüberfchreitung auf, ohne den einzubaltenden Weg zu 
bezeichnen. Dadurch) waren die Bermwaltungsgerichte genöthigt, follte nicht 
die Beriwaltungsgerichtsbarkeit zum großen Theil ihres Nubens beraubt 
werden, was ihnen das objective Hecht nicht bot, aus dem Weſen einer 
rechtmäßigen Verwaltung felbit zu erfennen. Dem praftifhen Erfolge 
nach wird alfo in Deutichland wie in Defterreich die Gejeßgebung über 
das Vermwaltungsverfahren in einem bedeutenden Umfange von den Ber: 

waltungsgerichten geübt. Es iſt dies nicht zu beklagen, weil eine beachtens- 
werthe Forſchung über die Probleme des Berwaltungsverfahrens zur Zeit 
der Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht beitand, und weil 
deshalb die Gefebgebung, wenn fie gleichzeitig auch zur Megelung des Ber: 
waltungsverfahrend gejchritten wäre, unzweifelhaft verhängnißvolle Miß- 
griffe begangen hätte, welche, fo wie die Sache jebt Steht, auf den ein: 
zelnen Fall beichränft und bei gewonnener richtiger Erfenntniß für die 
Bulunft vermieden werden können. Auch läßt der praftifche Fall die praf- 
tiichen Conſequenzen einer beſtimmten Löſung eines Problems leichter er- 
fennen, als bloßes Nachdenken im Bureau der Minifterien oder am Studir- 
tiſche. Dan wird deshalb wünjchen müfjen, daß der gegenwärtige Rechts- 
zuſtand noch erhalten bleibe, bis fich die Praxis mit Hilfe der Literatur 
zu noch größerer Klarheit über bedeutſame Probleme des Verwaltungs⸗ 
verfahrens hindurchgearbeitet hat, als fie gegenwärtig befteht. Diele Be⸗ 
hauptung findet ihre Beitätigung.in der Landesherrlichen Verordnung für 
das Großherzogthum Baden, das Verfahren in VBerwaltungsfachen betreffend, 
vom 31. Auguſt 1884, welches gerade den jchwierigften Fragen des Ber- 
waltungsverfahreng theild ausweicht, theils Feine genlgende Löſung der- 
felben bietet. 

Für jebt ift es genug, daß ſich die Literatur der Bedeutung des 
Adminiftrativverfohrens für das Nechtsleben auch bei dem Beitande der 
Bermwaltungdgerichte oder gerade wegen desjelben bewußt wird, und daß 
diejer Erfenntniß ein fo überzeugender und fprachlich vollendeter Aus⸗ 
drud geliehen worden ift, wie in Lemayer’3 Apologetiihen Studien zur 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, einem biltorifch-Eritifchen Eſſai, welcher Die 
Entwidlung der Idee der Verwaltungsgerichtsbarkeit nach allen Ridh- 
tungen verfolgt. Zwar die Lieblingsidee, die „Parteiſachen des öffent⸗ 
lichen Rechts“, in welchen eine Rechtsfrage zwiſchen zwei Privatparteien, 
nicht zwiſchen der Partei und der Behörde fchwebt!), in welchen das 
Öffentliche Sinterefje unbetümmert um den Ausgang der Sache diefem Streite 
zuſehen fann?) und die Verwaltungsbehörde gänzlich in der Lage eines 
Richters fich befindet, als eine befondere Kategorie von Berwaltungsredht3- 
ſachen allen andern tbeoretifch gegemüberzuftellen, in denen die Behörde 
Partei ift, wird troß der mwuchtigen Angriffe Bernatziks von Lemayer 





1) A. a. O. Grün u e Beitihrift, : 2) A. a. O. ©. 430. 
XXI. ®b., ©. 429, E '. "s | 


— 9 — 


auch hier nicht fallen gelaffen und ſelbſt bezüglich ſolcher Angelegenheiten 
feftgehalten, in welchen ſich der Streit der Parteien nicht um den Anhalt 
eined zwifchen ihnen, ſondern zwifchen jeder ‘Bartei und dem Staate 
beftehenden Rechtöverhältniffes dreht, alfo z. B. um die Beitragspflichten 
für einen Öffentlichen Zwed.!) Allein es wird ſchon zugegeben, daß in allen 
Berwaltungsangelegenheiten immer ein Öffentlicher Zwed und ein beitimmter 
Erfolg des abminiftrativen Vorgehens in Frage fteht?), es wird erfannt, 
daß troß der angeblich unparteiiſchen Stellung, in welcher fi die Be 
hörde gegenüber dem Streite der Parteien über ihre Verpflichtung zur 
Herftellung einer öffentlichen Anſtalt befinde, derſelben doch eine Ein- 
fußnahme behufs rechtzeitiger Verjorgung des öffentlichen, an dieje 
Herftellung fi) knüpfenden Intereſſe zuftehen müffe: die Straße oder 
Brüde muß gebaut, der Damm fofort aufgerichtet werden?). Der partei- 
mäßige Charakter eines öffentlich - rechtlichen Stzeitverhältnijjes jet ein 
höchſt relativer Begriff und könne ſelbſt in einer und derjelben Rechts- 
ſache oft fchwantend werden‘). Im Verwaltungsrechte fei Die Enucleatio 
jaris nur eine VBegleiterfcheinung der Verwaltungsaction, welch’ letztere 
für ſich feldft den ftaatliden Zweck bilde,’) Und barum empfiehlt 
Lemayer vom legislativ politifchen Geſichtspunkte, die theoretifche Schei- 
bung zwiſchen Barteifachen der öffentlichen Rechts und andere Berwal- 
tungöfachen fallen zu laſſen, und auch für die erfteren die Ver— 
einigung der VBerwaltungs- und der Jurisdictiondfunction, vor 
behaltlich der Nachprüfung der letzteren, durch einen Verwaltungsgerichts⸗ 
hof feftzuhalten.*) Danach wird der ganzen Scheidung die praftifche 
Bedeutung genommen und die Forderung nach Reform des Adminiſtrativ⸗ 
verfahren wird unter Preisgebung dieſes Unterfchiedes aufgeftellt.”) 
Hiemit dürfte dieſe Frage vorläufig zum Stillſtand gebracht fein. 

Dan kann zufammenfaffend jagen: Bon den zwei, Die deutſche wie 
die öfterreichifche Geſetzgebung beherrichenden Reformbewegungen ijt jene, 
welche auf die Einführung einer ausgebildeten Gerichtsbarkeit für Die 
Feſtſtellung der Grenzen der Uctionsfreiheit der Verwaltung und ben 
Nechten und Anſprüchen des Individuums gerichtet tft, eine begründete. 
Sole Verwaltungsgerichtsbarkeit ift unentbehrlih nit nur zur 
Sicherung des materiellen, fondern auch der formellen Verwaltungsrechtg, 
ohne welches letztere Nechtsficherheit des Individuums nicht gedacht werden 
fann. Die Verwaltungsgerichtöbarkeit bleibt der unentbehrlihe Schugwall 
für die materiellen und für die denfelben dienenden procefjualen Rechte 
des Einzelnen gegenüber der Verwaltung. Dergeblid it aber das DBe- 
mühen, die Rechtsfindung von der Verwaltung derart zu trennen, daß diefe 
niemal3 nöthig hätte, fich über die Nechtmäßigkeit ihres Vorgehens gegen 
den Einzelnen ſelbſt fchlüffig zu werben, und immer nur auf Grund richter- 
licher Erfenntniß gegen den Einzelnen zu verfahren hätte. So lange eine 


.D. ©. 480. 5) A. a. O. ©. 436. 
. 6) N a. O. ©. 439. 
432, 433. MU. aD. ©. 437. 

438. | 
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Norm der Verwirklichung von Verwaltungsaufgaben zu dienen hat, 
wird die zur Erfüllung derſelben ſchreitende Behörde Verwaltungsbehörde 
ſein, wie immer ſie organiſirt und wie immer ſie benannt ſein mag; ſie wird 
es auch dann fein, wenn fie im Intereſſe der von. dieſer Erfüllung be— 
troffenen Individuen, bevor fie etwas unternimmt, das von ihr zu beob- 
achtende Verhalten auf feine Rechtmäßigkeit im geordneten Verfahren unter 

Theilnahme der Betroffenen zu prüfen, und ihrer Erkenntniß hierüber for: 
malen Uusdrud zu verleihen Hat. Hier muß fich jede Reformthätigkeit zum 
Schube des Individuum darauf beſchränken, ſolches Verfahren technifch 
zu vervollfommnen, und die vorgehende Verwaltungsbehörde fo zu 
organifiren, daß fie dem Rechtsſchutzzwecke am beften entiprechen Tann.) 
Nicht nöthig iſt ed, die Berwaltungsgerichtäbarkeit in allen Fällen dem 
Berwaltungsverfahren nachfolgen zu laſſen.“) Es iſt hier auf die Er- 
Örterungen an früheren Stelle zu verweilen. Die preußiſche Einrichtung, 
welche in gewiflen für die Eriftenz der Einzelnen wichtigen Fällen Die 
Berwaltungsbehbörde unter Borbehalt ihre Befugniß zu proviforiichen 
Verfügungen zur Erwirkung eines verwaltungsgerichtlicden Erkenntniſſes 
über die Rechtmäßigkeit eined von ihr beabſichtigten Verwaltungsacts an- 
weißt, ift um nichts unverftändlicher und ftaatswidriger als die Ver⸗ 
pflichtung des öſterr. Staatdanwalts, von ihm angeordnete Eonfiscationen 
von Drudichriften binnen einer beitimmten Frift vor dem Gerichte zu 
rechtfertigen und die gerichtliche Beſtätigung zu erwirken, bei fonftiger 
Hinfälligkeit des Beſchlages. Eine Ordnung de Rechtsſchutzes auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts, bei welcher dem Staate die Kläger: 
rolle zukam?), jchien felbit dem abfolutiftiichden Staate nicht unannehm- 
bar, infoferne ber durch finanzbehördliches Decernat Betroffene die Ber: 
waltungsbehörde durch eine provocatio ex lege diffamari nöthigen 
fonnte, die Anerkennung ber Rechtmäßigkeit ihres Vorgehen! mittels 
einer befrifteten, bei Gericht zu überreichenden aufgeforderten Klage 
bei Gefahr der Auferlegung des ewigen Stillfchweigend zu erwirken.*) 
Auch die Decentralifation der Verwaltungsgerichtsbarkeit unter Zulaſſung 
der Berwaltungsflage gleih gegen die Enticheidung der eriten er: 
waltungsinftanz war der abfolutiftiichen Epoche nicht unbelannt. Ihre 
Fürſorge war nur darauf gerichtet, eine entfprechende Vertretung des 
Öffentlichen Intereſſe vor den Mittelftellen der Verwaltungsgericht3barkeit 


1) Bemertendwerti ift die Beftimmung 
ber n.8. 2.8. v. 3. uni 1886, 8.9.8. 
Nr. 39 (@. 13) und Rr. 40 (8.19), wo⸗ 
nad in beſonders fchwierigen Fällen 
von Barteiftreitigfeiten im Theilungs⸗ 
und Regulirungs⸗, ſowie im Zuſammen⸗ 
bezugsverfahren für die juriſtiſche und 
öfonomiiche Beurtheilung der Sachlage 
je ein beſonderer Localcommiſſär be⸗ 
ſtellt werden kann, von denen einer 
(nicht gerade der Juriſt) mit der Ober- 
leitung betraut wird. 


2) Man denke ferner an die Stellung 
einer Pen unter ————— melde 
nach diterr. Recht nur kraft richterliche 
Erkeuntniſſes ftatthaft tft. Nur als Renel 


wird man, wegen de3 Damit verbundenen 


Aufwandes an Zeit und Geld, die Bor- 
prüfung nicht aufftellen dürfen. 

3) Wogegen Lemayer jih a. a. D. 
©. 428 nachdrücklich ausfpridt. 


4) Bol. 3. 8. Hofder. v. 16. Februar 
ı 1792, & € ©. Nr. 251. 


— 
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zu organiſiren. Deshalb ließ ſie ſich die Ausbildung des aus der 
Epoche Maximilian J. ſtammenden Inſtituts der Fiscale im höchſten 
Grade angelegen ſein, ſowohl was die Förderung ihrer Kenntiſſe auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts, als auch, was die Herftellung eines 
innigen Contactes derjelben mit den Mittel: und Centralftellen der Ver: 
waltung anbelangt.*) 

Uebrigens ijt auch die Gerichtsbarkeit des öfterr. Verwaltungsgerichts⸗ 
hofs Borprüfung für die Zuläffigleit defien, was nad Cafjation eines 
administrativen Erkenntniſſes weiter zu geicheben bat. Denn alddann hat 
unter Umftänden die Action der Berwaltungsbehörde für die Ausfüllung 
einer etwa duch die Caflation entftandenen Lücke wieder einzutreten; ſie 
erhält unter Umftänden durch die mit der Eafjation zugleich ausgefprochene 
Rechtsanſchauung des Vermaltungsgerichtshofes (8. 7 al. 2 des Gel. v. 
22. Dct. 1875, R. G. B. für 1876 Nr. 36) die Anerkennung der Zu⸗ 
läfjigteit einer beitimmten Urt der Erfüllung einer Verwaltungsaufgabe, 
welche fie bisher, weil fie dieſelbe für unzuläffig erachtete, nie gewählt 
bat. Die preußifche Einrichtung erjcheint, wenn man fie von ihren durch 
Lemayer mit vollem Recht gerügten civiliftifch-formalen Auswüchſen be- 
freit, in Fällen der früher charalterifirten Art in hohem Grade nachahmens⸗ 
werth, und fie hat nachweislich in einem gewiflen Umfange auch in Deiterreich 
bis zum Beginne unferes Jahrhunderts beftanden. Das gegenwärtige 
öiterr. Syſtem bat den ſchweren, durch feine Apologetik zu mildernden 
Racıtheil, daB der größte Theil der Nechtsichugbedürftigen, ehe ihm das 
Rechtsmittel der Beſchwerde zufteht, alſo no vor Erichöpfung des Sn: 
ftanzenzuges erſchöpft ift, daß oft Jahre feit der behaupteten Rechtsver⸗ 
legung vergehen, ehe der Berwaltungsgerichtshof in die Lage kommt, den 
angefochtenen Berwaltungsact wegen Nichtigleit des Verfahrens zu cal: 
firen, worauf das Spiel in drei, mitunter vier Inftanzen von Neuem be- 
ginnt, Daß endlich der verwaltungsgerichtliche Rechtsſchutz nur auf Grund 
eines Thatbeftandes von Papier und Tinte gewährt wird.) 


1) Der Verfaſſer Hofft hiefür in ab- | werden, daß bie ne und Stetigkeit der 
jehbarer Beit einengründlichen hiftorifchen | Judicatur bei demjelben nicht mehr zu 
Nachweis liefern zu können. erhalten iſt, oder es müßte die öfterr. 

2) So kann man das Urtheil über | Einrichtung ber preußifchen Decentrali- 


fafien, dab fie dem ärmften und ſomit 
des rohe am meiften bebürftigen 
Theil verfchloffen if. Nur diefem Um⸗ 
ftand verdankt fie ihren unveränderten 
Beftand bis zum heutigen Tage. Schon 
jest vermag der öſterr. Verwaltungs⸗ 
gerichtshof "eine Ugenden ſchwer zu be- 
wältigen. Würde er aber allen zugäng- 
li fein, welche zwar die Luft aber nicht 
die Mittel Haben, den Iangwieriger Weg 
zu demfelben gucädäulegen, etwa durch 
Schaffung ber Armenvertretung in öffent- 
liden Rechtsfachen, dann müßte er ent- 
weder eine fo ungeheuerliche Behörde 


die Öfterr. Einrichtung me zufammen- | fation der Verwaltungsgerichtsbarkeit 


weichen. Hiermit fönnte der Anfang hin- 
fihtlih der ftaatlihen Verwaltungsbe⸗ 
hörden gemacht werden, weil für eine 
folcde Reform jene verfaffungsrechtlichen 
Bedenken, welche einer reichsgeſetzlichen 
Einſetzung von Serie lungögeriahtd- 
Mittelinftanzen im Hinblid auf die Be- 
hörden der Selbftverwaltung entgegen- 
ejegt werden Tönnten, nicht bee en. 
gl. einen darauf bezüglichen Vorſchlag 
Lemapyer’3 ſelbſt in drei Gutachten Über 
de Reform des Adminiftrativverfahrens 
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Damit wäre das Bedeutſamſte über die öſterreichiſche, das Verwal⸗ 
tungsverfahren betreffende Literatur erſchöpft. Es zeigt ſich, daß die 
deutſche Literatur in dieſem Punkte eine weſentlich öſterreichiſche iſt. 

Nur der Vollſtändigkeit wegen ſeien hier noch einige ſtizzenhafte, 
auf das dringendſte Bedürfniß berechnete Darſtellungen des öſterr. Ad⸗ 
miniſtrativverfahrens angeführt. Eine findet ſich in Mayrhofer's Hand- 
buch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, I. Bd., V. Abſchnitt. Die 
noch in der vierten Auflage enthaltene, von Mayrbofer ſelbſt her⸗ 
rührende entbehrt jedes wiflenfchaftlichen Werthes.) Den einzelnen Pro- 
blemen des Verwaltungsverfahrens tritt näher die Inappe Darftellung in 
Ulbrich's Lehrbuch des öſterreichiſchen Staatsrecht3?) und in den Grund- 
zügen des öfterreichifchen Verwaltungsrechts.“). Einen beftimmten Ab⸗ 
ichnitt des Abmirffftrattoverfahrens behandelt die nur auf das praftifche 
Bedürfniß berechnete, aber für diefen Zweck vortrefflih verwendbare 
Schrift, das administrative Nechtömittelverfahren in Ungelegenheiten der 
politifchen, Schul: und autonomen Verwaltung von Volkar. 

Das Berfahren, foweit es in einzelnen für befondere ®ebiete der 
Öfterreichifchen Verwaltung erlaffenen Geſetzen geregelt ift, findet fich in 
den diejelben betreffenden Werken behandelt. Diefe beichränten ſich aber 
zumeift auf eine Paraphraſe der Gelege, oder auf die faſt kritikloſe 
Darftellung der Praxis. Als beacdhtenswertb find zu erwähnen das 
öfterr. Waſſerrecht mit vorzüglichfter Rüdficht auf die Entftehungsgeichichte, 
die Spruch⸗ und VBerwaltungspraris von Payrert), das Öfterr. Patent- 
recht von Bed-Managetta.°). 
4) Randa, Das öfterr. Waſſerrecht 
Anton Pace unter Mitwirkung von | ftellt überwiegend das materielle Recht 
Verwaltungspraltilern bejorgt und ift | und das Competenzverhältniß zwiichen 
un Ericheinen begriffen. Gerichten und Berwaltungsbehörden dar. 


2 162—168. 5) Abjchnitt IV. 
3 © 62 fi. Abſchnitt 


1) Die 5. Auflage wird vom Grafen 








Viertes Kapitel. 
Die Perfonen des adminiſtrativen Verfahrens, 
Erfter Abfchnitt. 


Die Behörden. 
6.4. Weber die Befegung der Behörden und über die Erzeugung 
bebördlicher Willensacte. 


Vorausſetzung des adminiftrativen Verfahrens ift eine dasſelbe 
leitende oder durchführende Verwaltungsbehörde. Diefelbe tritt dem 
Einzelnen gegenüber als eine phufiiche Perſon (bureaukratiſche Behörde), 
oder mehrere phyfiiche Perjonen (Collegialbehörde), welche in georbneter, 
nah außen Hin zu Einheit erhobener Verbindung mit einander zur Er⸗ 
Härung obrigfeitlichen ftaatlichen Willend auf dem Gebiete der Verwaltung, 
wenn auch nur für vorübergehende Zwede?), berufen find.?) Die Form 
diefer Berufung und des Zuſammenwirkens mehrerer Perfonen zur Er⸗ 
zeugung eines einheitlichen obrigfeitlichen Willensactes regelt das objective 
Aemter⸗ oder Behörbenreht. Dasjelbe enthält die allgemeinen Beltim- 
mungen über die Art der Beſetzung der Behörden und über die Formen 
der Berufung der für die behördliche Thätigkeit qualificirten Perſonen, 
jei e8 durch Ernennung oder dur Wahl oder durch Verbindung beider 
Berufungsformen oder durch 208 u. ſ. w.; ferner über die Formen, in 
weichen mehrere zu einer Behörde vereinigten Perſonen zuſammenwirken 
müffen, um einen einheitlichen Willen zu erzeugen; alfo insbefondere 
über den Ort der behördlichen Thätigfeit, über die geſetzmäßige Urt der 
Einleitung derfelben, über die Aufeinanderfolge in der Abgabe der 
Villenserflärungen der Mitglieder einer mehrgliedrigen Behörde, über die 
Bildung eines einheitlichen Willens aus abweichenden Willenserflärungen 
(Einberufung, Abitimmung, Ermittlung und Verkündigung des Abſtim⸗ 
mungsrejultates). 

Für den Einfluß, welchen die Verlegung ſolcher Organiſationsvor⸗ 
Ihriften auf die Rechtsbeſtändigkeit eines organifationswidrig vorgenom⸗ 
menen Willendacted oder eines organilationswidrig zuftandegelommenen 


1) Deshalb find auch die tranfitorifchen | waltungskörper geübt wird, welche ein 
Bahllommiffionen, welche die Durh- | Recht auf die Vollziehung ftaatlicher 
jührung einer concret ausgejchriebenen | Sunctionen befigen. So führt aud 8. 2 
Wahl nicht Äberdauern, Behörden. des Gef. über den Berwaltungsgerichtö- 

2) Es bleibt fich gleich, ob die obrig- | hof unter den Berwaltungsbehörden 
teitlihe Thätigleit durch Staatödiener | die Organe der Landes-, Bezirks— 
oder ob fie durch Organe der Selbfiver- | und Gemeindeverwaltung an. 


Teyner, Handbuch. 3 
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Ausſpruches übt, eriticheiden in eriter Linie die ausdrüdlichen geſetzlichen 
Beitimmungen.!) Soweit dies nicht der Fall ift, muß die Bedeutung 
derfelben für die Repräfentation der Behörde nah außen, für 
die Controlirbarteit und Zweckmäßigkeit des behördlichen 
Willensactes maßgebend fein.) So werden die Vorjchriften, welche 
die Repräfentation einer Behörde nach außen regeln, auch ohne aus: 
drückliche gejeliche Beitimmung als unter der Sanction der Nichtigkeit 
‚oder mindeſtens ernichtbarkeit jeder Verlegung derfelben ftehend an- 
gejehen werden müſſen. Gleiches gilt von der Vorſchrift der Deffent: 
lichleit der Gemeindefigungen. Wo duch gejebförmig publicirte Inſtruc⸗ 
tionen eine Behörde angewiejen wird, vor dem Erlafje von Anordnungen, 
welhe das Vermögen und die perjönliche Freiheit der von denjelben 
Betroffenen empfindlich berühren, den Rath eines ihr beigegebenen Sad) 
verftändigen oder eines ihr einverleibten fachlundigen Collegiums zu hören, 
wird im Intereſſe des Schuges vor willkürlichen Wuflagen und Be: 
ſchränkungen die Einhaltung diejer Beſtimmung bei fonjtiger Vernichtbar: 
teit des dieſelbe verlegenden Verwaltungsactes gefordert werden müffen.?) 

Im Intereſſe der Gerechtigkeit der Verwaltung der ftaatlichen Madıt: 
mittel und der Hintanhaltung von Störungen der Gerechtigkeit, welche 
fi) aus der menjchlichen Natur ergeben, ordnet 8.42 der Amtsinftruction 
für Bezirtsämter vom Sabre 1855 an: „Den Beamten der Bezirks: 
behörden ift auch in politifchen Angelegenheiten zur Pflicht 
gemacht, fi wegen perſönlicher Verbältniffe von der Be: 
handlung eines beftimmten Geſchäftes auszufchließen. Diele 
Berhältniffe treten ein: 1. wenn e3 fi) um die eigenen PBrivatangelegen- 
heiten des Beamten handelt, 2. wenn das Geſchäft jeine Gattin, feine 


1) ©o tft jede Verfammlung des Ge- ' defien Wahl nicht in einer Weiſe vor 
meinbeouälehufied, welcher feineBerufung | fih gegangen ift, welche die Berufung 
durch den Gemeindevorfteher oder durch | einer den Beſtimmungen der Gemeinde 
defien Stellvertreter zu Grunde liegt, oder | ordnung entiprechenden Vertretung 
welche nicht unter dem Borfiß dieſer —ã fehlt die geſetzliche Grundlage 
Perſonen tagt, ungeſetzlich, und die fo | ſeines Veſtandes (V. G. H. E. v. 3. Mai 
gefaßsen Beſchlüſſe ungiltig. Nach 8.16 | 1888, 8.1483, Bubw.4085). Vgl. ferner 
er Amtsinjtruction darf fein Beamter | die Zuſammenſtellung der Judilate des 
oder Diener ohne vorherige Ablegung V. G. H. bei $.22 ber böhm. Gemeinde: 
des vorgefchriebenen Dienfteides fein Umt | wahlordnung in der von Brockhauſen 
ausüben. Nah $. 53 der Amtsinftruc- | beforgten Ausgabe des 1862er Gemeinde 
tion find bie Amtsfchreiber (Kanzliften) | gejehes und der Kronlands-@emeinde- 
nur im Notbfalle zu Gonceptäarbeiten | ordnungen der Manz'ſchen Samml. Bd.9. 
zu verwenden. Daß fie zur Zeitung 3) So erflärt der 8.9.9. in jeiner 
von Parteiverhandlungen verwendet wer- | Enticheidung vom 3. März 1879, 8. 280, 
den dürfen, ift nicht ausgefprochen. Bd. VI 71, die im 8.10 des Geſ. vom 

2) Nach der Enticheidung des V.G. H. 30. April 1870, R. G. B. Nr. 68, der 
vom 19. December 1883, 8. 2547, Bubw. | Statihalterei vorgefchriebene Verneh⸗ 
1951, ift die Frage, ob die Unterlaffung | mung des Landesfanitätsrathes vor dem 
der Bekanntgabe der Tagesorbnung einer Erlaſſe janitätspolizeilicher Anordnungen 
Gemeindeausihußfitung vor Abhaltung | von mehr als localer oder don irgendwie 
derjelben die Ungiltigfeit der jo gefaßten | einjchneidender Bedeutung als eine 
Beichlüffe zur Folge hat, nicht unbedingt | weſentliche Form des Abminiftrativver- 
zu bejahen. Einem ®emeindeausfchuife, | fahrens. 
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Blutäverwandten oder Verſchwägerten bis zum zweiten Grade, feine Wahl: 
oder Pilegeeltern, Wahl: oder. Pflegelinder, jeine Mündel oder “Pflege- 
befohlenen betrifft. In folchen Fällen bat der betreffende Beamte den 
Amtsvorfteher . unter Angabe feines Ausfchließungsgrundes um die Ent- 
bebung von der Vollziehung des ertheilten Auftrages eines zugewieſenen 
Geichäftes zu bitten. Befindet fi der Umtsvorfteber felbft in 
einem die Ausfchließung begründenden Berhältniffe, fo bat er 
.... der Landesregierung die Unzeige zu machen, die fohin 
nah Umftänden und je nah Wichtigkeit der Sache, entweder die 
Stellvertreter des Vorftehers beim Bezirksamt oder ein benach— 
bartes Bezirksamt mit der Behandlung und Erledigung des Geſchäftes 
beauftragt.” Diefelbe Beftimmung findet ſich im 8.36 der Inſtruction 
für die Berghauptmannſchaften, nur daß bei der collegtal organifirten Berg: 
hauptmannfchaft der behinderte Vorſtand jelbft die Erledigung an feinen 
Stellvertreter abzugeben hat. Nach den einzelnen Gemeindeordnungen hat 
jedes Mitglied des Vorftandes und Ausſchuſſes von ſolchen Berathungen 
und Schlußfaffungen abzutreten, deren Gegenſtand feine privatrechtlichen 
Intereſſen oder jene feiner Ehegattin und feiner Verwandten oder Ber- 
jhwägerten bis einfchließlich zum zweiten Grade betrifft.!) Hier tft ferner 
auf jene Vorfchriften?) Hinzumgifen, welche eine folche Befegung einer mehr- 
gliedvrigen Behörde verbieten, daß zwifchen den Mitgliedern derfelben Bluts⸗ 
verwandtfchaft in auf: und abjteigender Linte, oder Seitenverwandtſchaft 
oder Schwägerſchaft bis einjchließlich auf den Neffen und Oheim (88. 7,23 
der Amtsinftruction für Bezirksämter, nah anderen Vorſchriften ſelbſt 
im vierten Grade) beiteht. Danach widerjpricht diefem Verbote auch der Be- 
ſchluß einer Eollegialbehörbe, an welchem im verbotenen Verwandtfchafts- 
oder Schwägerjchaftsverhältnig ftehende Perſonen theilgenommen haben 
(88. 4, 21 der Inſtruction für die Berghauptmannichaften).?) 


6.5 Sachliche Zuftändigfeit. 
I. Segrifl. | | 
Die fachliche Zuftändigkeit bedeutet den durd) das objective Recht feit- 
geiebten, gegenüber dem Wirkungsfreife anderer Behörden durch Beftim- 
mung feines Inhalts abgegrenzten Complex von jtaatlihen Aufgaben und 


ie Enticheidung de3 V. G. H. vom unter Leitung des Grafen Anton Bace 


ecember1877,3.1575,Budw.VL.24, 
erflärt felbjt ſolche Gemeindeausſchußbe⸗ 
ſchlüſſe ungiltig, vor deren Faſſung ber 
verjammelte Ausſchuß ein ausgeſchloſſenes 
Mitglied nur zur Information ver 
nommen hat. Der Ausdrud privatrecht- 
liche Intereſſen bedeutet Brivatinterefien, 
nit gerade Privatrechte. 

‚ 2) ®gl. die Anmerkung 2 anf ©. 202 f. 
im I. Vd. von Mayrhofer's Handbuch 
des politiichen Berwaltungsdienftes der 


bejorgten 5. Auflage. 

3) Die Feitftelung der Bedeutung 
diefer Vorſchriften zur Sicherung der 
Unbefangenheit und Unparteilichleit der 


Behörde für die Giltigleit von Verwal-⸗ 


tungsacten muß der Praxis überlafjen 

werden. Ueber das Verfahren bei Aus- 

ſchließung im Theilungs⸗, Regulirungs- 

und im Zujammenlegungsverfahren vgl. 

die Bdgn. 0.9. Februar 1887, n. ö. L. —8 

Nr.20 (88.40, 41) und Nr. 21(88. 46, 46). 
3* 
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Intereſſen, welche einer beſtimmten Behörde zur Beſorgung zugewieſen 
ſind. Die Behörden haben jederzeit ſchon bei Beginn ihrer Thätigkeit das 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen ihrer Zuſtändigkeit zu prüfen (8.10, 
al. 1 des n. ö. L. ©. v. 3. Juni 1886, R. G. B. Nr.39). Die Grenzen 
der fachlichen Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden find durch das ob: 
jective Recht, wofern nicht etwa der Hiftorifche Entwidlungsgang Aus 
nahmen in diefer Richtung herbeiführt, regelmäßig vom Standpuntte der 
zwedmäßigften Bejorgung der ftantlichen ntereffen geregelt. Grund» 
fäglich it deshalb daran feitzuhalten, daß die gefeßmäßige Ordnung der 
Aufgaben ber Verwaltungsbehörden weder durch die Verwaltungsbehörden 
ſelbſt, noch durch Verfügungen der ihnen gegenübertretenden Parteien 
verjchoben werden kann. Das objective Necht, welches die fachliche Zu- 
ftändigkeit der Berwaltungsbehörden regelt, ift grundfäßlich ala jus cogens 
zu behandeln?!), infoferne durch Verwaltungsact einer unzuftändigen Be- 
hörde Rechte und Anſprüche der Parteien weder begründet noch gegen An- 
fechtung anderer Parteien fichergeftellt werden künnen. Dagegen ift es nidt 
ausgeſchloſſen, daß den Parteien die Befugniß zum Wideritande gegen den 
Befehl einer für denfelben fachlich unzuftändigen Behörde wegen der Be 
denken, welche ſich an die Geftattung eines folchen Widerftandes knüpfen, 
abgeichnitten, der Widerftand als ftrafbgres Delict erklärt fein Tann. 
Anfoferne erleidet der Sab, daß ein 4 einer ſachlich unzuſtändigen 
Behörde ausgehender Verwaltungsact gar keine rechtliche Wirkung zu 
üben vermöge, abſolut nichtig fet?), eine nicht unwichtige Einſchränkung. 


II. Abgrenzung der Bufländigkeit der Berwaltungsbehörden gegenüber 
jener der Organe der gefeßgebenden Gewalt, 


Die ZuftändigfeitSgrenzen für die Verwaltungsbehörden fiud gezogen 
einmal zwiſchen dieſen felbft, dann gegenüber den Organen der geſetz⸗ 
gebenden und der richterlichen Gewalt. Die Erörterungen über das 
Berhältniß der Organe ber Verwaltung zu denen der gefeßgebenden 


1) Die Prüfung ber Competenz ob» | Entfcheibung, wenn fie vollzogen if, 
liegt den Behörden von Amtswegen. Der | aus dem Grunde ber Unzuftändigteit 
Mangel der ſachlichen Zuſtändigkeit ann | nicht mehr anfechten. Es braucht nicht 
von ben Parteien vor dem 8. &. 9. | weitläufig audeinandergefeßt zu werben, 
geltend gemacht werden, auch wenn er | daß bon mehreren widerſprechenden Dr 
im abminiftrativen Verfahren von ihnen | ganifationd- und Eompetenzgejegen, jedoch 
nicht gerügt worden ift (B.©.9.€. vom | nur ſoweit der Widerfprud reidt, 
7. November 1888, 8. 3485, Budw.4831). | das fpätere dem früheren derogirt, und daß 
Weber durch pofitive noch durch negative | Organifationd- und Competenzverord⸗ 
Handlungen der Parteien können die für | nungen giltig nur dann find, wenn fie 
die Organe der Staatöverwaltung durch | von der ſachlich zuftändigen Behörde er- 
Geje gezogenen Conipetenzgrenzen ge= | laflen werben und den aus der hödjiten 
ändert werden (V. G. 9. E. vom 28. De» | nejebgebenden Gewalt herborgegangenen 
cember 1889, 3.4295, Budw. 5046. — Geſetzen nicht widerſprechen. 

Vgl. ferner Budw. 6135, 6705, dagegen 2) So Bernapif, Rechtsſprechung 
2361). Nah 8. 2, al. 3 des bad. Gef. | und materielle Rechtskraft, S. 270, ferner 
tönnen die in der Sache aufgetretenen | V. G. H. €. v. 19. Februar 1891, 3. 457, 
Privatbetheiligten die von einer Budw. 5761. 

unzuftändigen Bezirksbehörde erlaffene 
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Gewalt gehören in das Gebiet des Verfaſſungsrechts. Für die vor- 
liegende Darftellung genügt es, darauf zu verweilen, daß nach dem 
Stantögrundgefebe über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugs- 
gewalt vom 21. December 1867, R.G.B. Nr. 145, ſämmtliche Staats- 
diener, auch die Minifter (Art. 9), für die Gejegmäßigfeit ihrer Ver⸗ 
waltungsacte verantwortlich find?!) (Urt. 12), daß die Staatsbehörben 
erzwingbare Verordnungen und Befehle nur auf Grund der Geſetze er- 
laſſen können (Urt. 11)°), und daß feit der Wirkſamkeit der Verfaffungs- 
gejege aus dem Jahre 1867 (Gef. vom 21. December 1867, R. G. B. 
Nr. 147, vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 141 [8.13], Nr. 144 
(Art. 7], Nr. 145 [Urt. 10)) als Geſetze im techniſchen Sinne d. W., 
jene Willenserklärungen des Monarchen zu behandeln find, welche im 
Ramen desfelben mit Berufung auf die Zuftimmung der verfaffungs- 
mäßigen Bertretungslörper?) unter Mitfertigung eines berantiöortlichen 
Minifterd durch die gejehlich gebotenen Mittel“) kundgemacht tworden 
find.) Denfelben werden unter den Bedingungen des 8. 14 des Gef. v. 
21. December 1867, R. G. B. Nr. 141, gleichgeftellt die vom Kaiſer unter 
Mitfertigung ſämmtlicher Miniſter ohne Berufung auf foldhe Buftimmung 
erlaffenen Verordnungen, welche ihrem Inhalte nach, von dem Eintritte 
diefer conditiones legis abgefehen, der Zuftimmung des Reichsrathes be- 
bedurft Hätten. Sie führen auch den Namen Nothverorbnungen. Die 
Dauer der Gejebestraft Solher Verordnungen und die Fälle ihrer Ent- 
kräftung find gleichfalls im Verfaſſungsrechte zu erörtern. Die Verwal- 


1) Inmwieferne diefe Berantwortlichkeit | find der Neichsratd und die Landtage 
durch die Dienftlihe Unterordnung der | im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit. 
einen unter die andere Behörde berührt 4) Das gebotene Mittel für die wirk⸗ 
wird, ift eine Frage des Beamten- ſame Veröffentlichung von Reithögeiegen 
recht s. ſt gegenwärtig zufolge des Geſ. v. 
2) Die Verordnungsgewalt der Be⸗ 8 B. Nr. 113, das 
hörden im Vereiche des in neren Dienſtes 


uni 1869, R. G. B. 
Reichsgeſetzblatt Vorſchriften über die 
gründet ſich auf Art. 2 des oben cit. | gebotene Art der Verlautbarung der 
St. G. G. wonach der Katjer die Regie- | Zandeögefehe finden fih nur für einzelne 
tungsgewalt durch verantwortliche | Kronländer, wie Böhmen und Galizien, 
Mintfter und bie denfelben unter- | bezüglich anderer befteht nur der faktiſche 
geordneten Beamten und Beftell- | Zuftand, daß diefelben in den Landes⸗, 
ten ausübt. Die Dienftverorbnungs- Geſetz⸗ und Verordnungsblättern Fund» 
gematt findet ihre Grenze an ber höchſten gemadıt erben. ierüber vergl. Spiegel, 
egierungsgewalt des Kaiſers einer- ie Eaijerlichen erordnungen mit pro- 
jeitd, an den Geſetzen andererfeit3. viforifher Geſetzeskraft, und den Art. 
| Geſetzesſammlungen im dfterr. Staats⸗ 
wörterbuch von Mahl⸗Schedl ©. 839 f. 
5) gl. hiezu: das 7. Hauptftüd des 
L 8. von Mayrhofer's Handbuch, 
©. 415 ff, Tezner über bie gehörige 
Funbmadung bon Geſetzen nad) diter- 
reichiſchem Verfaſſungsrecht im Jahr⸗ 
gang 1887 der Juriſt. Blätter Nr. 4—9, 
Be hr 6 on hurittiicgen Bierie 
jahrsſchri . (10. ., Spiegel a. 

a. O. w ©. 44ff., ©. di ff. 


3) Nicht „eines” verfaffungsmäßigen 
Bertretungstörperd. Hiezu vgl. Menger 
0.0.0. ©.46f., den Artikel „Geſetz“ im 
öiterr. Staatöwörterbud von Luſtkandl 
6.829 ff. Burkhard, Syftem bes öſterr. 
Privatrechts I. ©. 77f., Bernapil a. 
a. D. ©.108, Anm. 15, Zezner in 
Geller's Gentralblatt für juriſtiſche 
Praxis IV. ©. 155, und in Grün- 
hut's Zeitfchrift XX. Bd. ©.727, Anm.b. 
Berfafiungsmäßige Vertretungskörper 
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tungsbehörden handeln alfo rechtmäßig nur kraft geſetzlicher Autorifation 
und innerhalb der für ihr Handeln aufgeftellten gefeglichen Grenzen. 

Bon Verordnungen fpricht das öfterr. Verfafjungsrecht nicht mehr, 
als daß es die Gerichte zur Prüfung ihrer Giltigfeit beruft (Art. 7 des 
St. G. G. über die richterliche Sewalt vom 21. December 1867, R.G.8B. 
Nr. 144) und die Staatsbehörden innerhalb ihres amtlichen Wirfungs- 
kreiſes befugt, auf Grund der Geſetze Berorbnungen zu erlaſſen (Art. 11 
des St. G. G. über die Regierungs- und Vollzugsgewalt). Es Handelt fich 
dabei um die Erlaffung allgemeiner Verordnungen mit Wirkfanteit über 
den Bereich des Berwaltungsorganismus hinaus ohne Mitwirkung eines 
gejebgebenden Collegiums. Die Frage, ob durch die Fafjung dieſer Zu: 
ſtändigkeitsbeftimmung der Monarch von dem Erlaffe von Verordnungen 
ausgefchloffen .fei, wird vom Standpunkte der Erwägung zu beurtbeilen 
fein, da das St. G. G. über die Regierungs- und Vollzugsgewalt fich als 
erſchöpfendes Geſetz über die Eompetenzen des Monarchen nicht dar- 
ſtellt. &8 regelt nicht die unzweifelhafte Zuftändigfeit des Monarchen zur 
Repräfentation des Staates im völferrechtlichen Verkehre, abgejehen von 
dem Abſchluß von Verträgen und von Kriegderflärungen, das Abolitions⸗ 
recht, das Begnadigungsrecht auf dem Gebiete des Bolizeiftrafredhts, inzbe- 
fondere des Finanzpolizeiſtrafrechts, lauter Competenzen, welde die con- 
ftitutionelle Berfaffung dem Monarchen zu nehmen nicht beabfichtigte. Es 
gehört fomit das dfterr. Verfafſungsgeſetz zu jenen conftitutionellen Ver⸗ 
fafiungen, welche die Competenzen des Monarchen vor der Begründung 
der Verfaſſung beitehen laſſen, foweit fie ihm nicht Durch. die Verfaſſung 
genommen oder durch dieſelbe befchränkt werden. Es ift deshalb anzu- 
nehmen, daß einzelne Neichögefete, welche den Monarchen zur Regelung 
eine® Gegenstandes durch kaiſerl. Verordnung ermächtigen?), keine Neue- 
rung in die Berfafjung einführen wollten. 

Die geſetzliche Ermächtigung. der Verwaltungsbehörden zum Erlafie 
von Verordnungen ift auch in allgemeinen gejeglichen Competenzbeitim- 
mungen zu erbliden, welche diefelben zur Fürſorge für beftimmte öffent- 
liche Intereſſen berufen. Unbeftritten wird diefe Buftändigfeit ausgeübt 
auf dem Gebiete der Sicherheitöpolizei. Die Anordnungen zur Abwehr 
von Epidemieen, welche mehr al3 andere ſich nach den jeweiligen Er- 
fahrungen richten, diejelben zur Anwendung bringen müfjen, find bisher 
ohne weitere gejehliche Ermächtigung als jene zur Abwehr von Gefahren 
von Leben und Gefundheit im Wege der Verordnung erlaffen worden; 
desgleichen die meiſten eifenbahnpolizeilichen Anordnungen. Cine gejeh- 
lide Ermächtigung der VBerwaltungsbehörden Liegt zumeilen auch darin, 


1) Wiez. B. des Geſ. v. 28. Jänner1875, | Unger in feiner Rede in ber Debatte 
R.G.B.Nr.12. VBgl. hiezu Pf aAf def des öoſterr. Abgeordnetenhauſes, betreffend 
mann, Commentar zum öfterr. a. b. G. den liner Vertrag, aufmerkſam ge⸗ 
B. J. S. 131, 0.23, Burckhard a.a.D. macht. Selbſtverſtaͤndlich bebarf jede, ieh 
©.88, Bernatzik a. a. O. ©. 108, N. 16. | Taiferl. OR gemäß 8.1 bes Gel. v. 
Auf die Unvollftändigkeit der Beftim- | 25. Juli 1867, R. G. 8. Nr. 101, ber 
mungen des öfterr. Berfaflungsrecht3 über | Gegenzeichnung eines verantwortlichen 
die Sompetenzen des Monarchen hat | Minifters. 
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daß den gejebgebenden Eollegien verfaflungsmäßig nur die Mitwirkung 
zu den grundlegenden Beitimmungen betreffend einen Gegenſtand geſetz⸗ 
geberifcher Regelung vorbehalten!) werden. Wenn in folhen Fällen die 
Auslegung nicht zu Gunſten der Landtage lauten muß, iſt damit die Bus 
tändigleit der Berwaltungsbehörden zur weiteren Ausführung des gefeh- 
geberiichen Grundgedankens anerkannt. Zu erwähnen iſt bier ferner da3 
Gel v. 5. Mai 1869, R. G. B. Nr. 66, womit die VBorausfehungen der 
Befugniß der verantwortlichen Negierungdgewalt zur Verfügung zeitweiliger 
und örtlicher Ausnahmen von den beftehenden Geſetzen bejtimmt werden. 
Die verbindliche Kundmachung von Verordnungen mit Wirkſamkeit 
für dad ganze Gebiet der im Reichsrathe vertretenen Königreihe und. 
Länder kann nur durch Einihaltung im Reichsgeſetzblatt erfolgen.?) Die 
Kundmachung der nur fiir ein beitimmtes Kronland erlaffenen Verordnungen 
erfolgt regelmäßig im Landes-Geſetz⸗ und Verordnungsblatt filr dasfelbe. 
Bur Prüfung der gehörigen Kundmachung der Gefebe und der Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit erlafjener Verordnungen find die Verwaltungsbehörden ver- 
möge ihrer verfafjungsmäßigen VBerantwortlichkeit für eine gefehmäßige 
Seihäftsführung (Art. 9 u. 12 des St. G. G. über die Negierungd- und 
Bollzugdgewalt v. 21. December 1867, R. G. B. Nr. 145) ganz ebenfo 
befugt und verpflichtet wie die Gerichte. Allein die Verantwortung der⸗ 
jelben für die Gejegmäßigkeit ihrer Amtsführung unterliegt anderen 
Kormen, als jene der Gerichte. Die Verantwortlichfeit der Minifter und 
der mit der felbftftändigen Leitung eines Minifteriums betrauten Beamten 
iit durch Gef. v. 25. Suli 1867, R. G. B. Nr. 101, geregelt, jene der 
übrigen ftaatlihen Beamten ift gemäß. Urt. 12 des cit. Gef. über die 
Regierung3- und Bollzugögewalt den Normen des Disciplinaritrafrechts 
unterworfen, bei deren Anwendung die dienftliche Abhängigkeit des Beamten, 
verglichen mit der Unabhängigkeit des Richters in Betreff der Ausübung 
feiner richterlihen Function, ſchwer in's Gewicht fallen muß. Die Ber: 
antiwortlichleit der Organe der Selbftverwaltung findet ihre Regelung in 
den die Organifation derfelben betreffenden Geſetzen. 


IH. Abgrenzung der Buftändigkeit der Berwaltungsbehörden gegenüber 
jener der Berichte.?) 

I. Hier kommt vor allem in Betracht die Thatfache, daß die Bermwal- 

tung3behörden in einem gewiſſen Umfange Strafrechtspflege üben. Bon 





1) Ein folcher Vorbehalt macht aber 
die aus demjelben zu erichließende Eom- 
petenz der Verwaltungsbehörden .zur 
Regelung der Detail nicht zu einem 
Verfaſſungs He der nur im Wege 
der er ungögejebgebung geändert 
werden könnte. 

2) Die verbindende Kraft der im Reichs⸗ 
geſetzblatt enthaltenen Kundmachungen, 
alſo auch der Verordnungen, beginnt, 
wenn dieſelben nicht ausdrücklich eine 


abweichende Veſtimmung treffen, nad 
8.6 bes Geſ. v. 10. Juni 1869, R. G. B. 
Nr. 113, mit dem Unfange des 
45. Tages nad) Ablauf des Tages, an 
welchem die deutſche Ausgabe jenes 
Stückes bes Reichögefehblattes, in welchem 
die Kundmachung enthalten ift, heraus- 
gegeben und bertenbet wurde. 

3) Vgl. hiezu für das oͤſterr. Recht, 
Menger, Suiten bes öfterr. Eivilproceh- 
rechts I. S. 216ff. Sanftein, Lehrbuch 


— 2 — 


den ohne Verfahren zu verhängenden Ordnungs⸗ und Zwangsſtrafen ab⸗ 
geſehen, iſt den öſterr. Verwaltungsbehörden die Poltzeiſtrafrechtspflege, 
dann die Handhabung des Disciplinarſtrafrechts gegenüber den Beamten 
der Staats: und der Selbſtverwaltung zugewieſen. Die Frage, wie weit 
dieſe Strafrechtöpflege neben jener der ordentlichen Strafgerichte zur Aus⸗ 
übung gelangen könne und inwieferne die Competenz der Strafgerichte 
jene der Verwaltungsbehörden ausfchließe, ift in einer Darftellung bes 
Berwaltungsverfahrens nicht zu behandeln.!) 

Was die Frage der Zuftändigfeit der Eivilgerichte oder wie fie auch 
genannt werden der ordentlichen Gerichte und der Berwaltungsbehörden 
einander gegenüber anbelangt, fo bietet das öſterr. Hecht ganz jo wie Die 
einfchlägigen Competenzgejege anderer Staaten für die Erkenntniß diefer 
Frage nicht mehr als den Sat, daß die ordentlichen Gerichte zur Ge⸗ 
richtsbarkeit in bürgerlichen Nechtsfachen berufen, und daß fie das von 
thnen eingeleitete Verfahren einzuftellen, Entfcheidungen zu vernichten 
haben, wenn es fich heraußftellt, daß der Gegenftand des Verfahrens ihrer 
Zuftändigkeit entzogen ſei, So die Einleitung zum kaiſ. Bat. v. 1. Mai 
1781, 3.8.6. Nr. 13 (allgemeine Gerichtsordnung), dann zum Tail. Pat. 
v. 20. November 1852, R.G. B. Nr.251 (die jebt noch mwirffame Juris⸗ 
dicttonsnorm), 88.1, 42 der noch nicht wirffamen Jurisdietionsnorm v. 
1. Auguft 1895, R. G. B. Nr. 110, 

8.1 des a.6.©. 8. bezeichnet das bürgerliche Recht als Inbegriff 
jener Geſetze, wodurch die Privat-Nechte und Pflichten der Einwohner 
des Staates unter fich beftimmt werden. Das tft aber eine Tautologie, 
weil nad) dem Sprachgebrauch jener Beit, welcher dieje Beſtimmung ent⸗ 
ftamınt, bürgerliches Recht ſoviel bedeutet als Privatrecht. 

Soviel ift aber zu erkennen, daß bier alle Rechtsverhältnifie in's 
Auge gefaßt werden, für welche die Beziehung des Einzelnen zum Staate 
ald Subject der Staatögemwalt, aljo die öffentlich:rechtliche Beziehung 
des Individuums nicht weiter in Betracht kommt, als daß für die Ord⸗ 
nung diefer Rechtsverhältniffe der gejeliche Wille des Staates maßgebend 
ift, und zum Schuge derfelben gegenüber dem Widerftreben der Verpflich⸗ 
teten gleichfalls die Gewalt des Staates angerufen werden muß. 

Hievon abgefehen ftehen die Subjecte eines Privatrechtsverhältnifies 
außer Beziehung zum Staate als Subject der Staatögewalt oder als 
Subject von Pflichten, die ihm aus feinem Herrſchaftsverhältniß erwachſen; 
fie find von diefer Beziehung gelöft, gefchieden, privi, privati.?) 

Wenn nun alfo die Civilgerichte zur Rechtspflege in bürgerlichen 
Rechtsangelegenheiten berufen werden, wenn ihnen die Pflege des 
Privatrecht3 anvertraut wird, jo bedeutet dies etwas Doppeltes. Sie find 





des öfterr. Civilproceßrechts I. S. 10 ff, Anm. 1, Tezner in erünhutd 3 Zeit⸗ 

ür die allgemeine Behandlung dieſer N zu a ©. 182, Anm 

Materie Wach, Handbuch des deutfchen . spleice Bad, —*— 

Civülprocefrects 8.8, Hänel, Deutjches | bes —E— —E 

Staatsrecht 8.2 und ge nel, Deutſches Staatsrecht ie 
1) Hiezu Sellinet a. a. O. ©. 206, | ©. 178. 
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zuftändig für die Feſtſtellung von privatrechtlichen Nechtöverhältnifien, 
joferne dieſe Feſtſtellung eine Vorſtufe ift für die Verwirklichung 
der ſich aus denſelben ergebenden Privatrechte und privat- 
rechtlichen Pflichten. Ihre Zuſtändigkeit für dieſe Feſtſtellung tft keine 
abjolnte, jondern eine auf dieſen Zweck bezogene. Ferner: ihre Schutz⸗ 
thaͤtigkeit reicht nicht hinaus über die Beziehung von Privaten zu Privaten. 
Bon dieſem Grundſatz befteht einmal die Ausnahme, welche aus der 
Function der Gerichte von felbft fließt, daß die Civilgerichte über den 
Anſpruch des Einzelnen auf gerichtlihen Schub der Privatrechte ent- 
ſcheiden, daß die Strafgerichte das Hecht des Staates zum Vollzuge von 
Sriminalftrafen feftftellen; dann können ausnahmsweife Civilgerichte durch 
befondere geſetzliche Beitimmungen, auch abgejehen von diefen Fällen, be- 
rufen fein, öffentlichesrechtliche Rechtsverhältniſſe behufs Vorbereitung der 
Siherung und Verwirklichung der daraus fließenden öffentlichen Rechte 
und Pflichten feitzuftellen. 

In der Regel aber kommt die Buftändigkett zur Feftitellung öffent- 
lich⸗rechtlicher Rechtsverhältniffe für den Zwed ihrer Sicherung und 
Realifirung und die Zuftändigkeit zur Sicherung und Realifirung öffent- 
licher jubjectiver Rechte und Pflichten den Verwaltungsbehörden zu. 

IL Deffentlich⸗rechtlich find nun einmal jene Rechtsverhältniſſe, in 
welchen auf der einen Seite der Staat als Subject von Herrfhaft und 
Gewalt, auf der anderen Seite der diefer Herrfchaft Unterworfene fteht, 
oder welche begründet find zwiſchen dem Staate ala Träger von Pflichten, 
die ihm feine Herrihaft auferlegt, um derentwillen er beftebt, 
und dem Einzelnen, ver auf ihre Erfüllung Anfprucd hat, oder dem fie 
zu ftatten kommen fol. Es find alfo öffentlich-rechtlich alle Pflichten des 
Einzelnen gegenüber dem Staate, deren Erfüllung der Staat durch er- 
zwingbaren Befehl fordern darf, mögen fie auf ein beftimmtes Thun 
oder Laſſen, auf eine fachliche oder eine Dienftleiftung gerichtet fein. 
Deffentlich-rechtlich ift der geſetzlich anerfannte Anſpruch des Einzelnen 
auf Benügung der ftaatlichen Beranftaltungen fiir die allgemeine Wohl- 
fahrt, 3. 8. auf Bulaffung zum Befuche öffentlicher Schulen. 

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit jchiebt der Staat zwilchen fich 
und dem Einzelnen ſowohl zur Ausübung von Herrſchaft als auch zur 
Erfüllung von Wohlfahrtszwecken Körperichaften ein, oder es beftehen 
ſolche Körperfchaften ala Zwiſchenglieder zwiihen dem Staat und dem 
Einzelnen in Folge der gefchichtlihen Entwidlung des Staates. Dann 
fließen auch aus diefer DOrganifation der ftaatlichen Herrſchaft und der 
Erfüllung der Herricherpflichten öffentlich-rechtlihe Pflichten und Rechte. 

Deffentlich-rechtlich find hier die erzwingbaren Letftungspflichten der 
Einzelnen gegenüber folchen Eorporationen, ſowie die Leiftungspflichten 
folder Corporationen gegenüber dem Staate und dem Einzelnen, welche 
dieſen Corporationen durch das objective, der allgemeinen Wohlfahrt 
dienende Recht auferlegt find. Es gehören alfo dem öffentlichen Rechte 
an die erziwingbaren, durch die Gemeinden zu wahrenden polizeilichen 
Pflichten, die Pflichten zur Entrichtung von Abgaben für Gemeindezwede, 
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die Pflichten zu dienftlichen Leiftungen für diefe Zwecke; auf der anderen 
Seite die Pflicht der Gemeinde gegenüber dem Staate zur Erfüllung 
ihrer gejeglichen Aufgabe, die Pflicht der Gemeinde gegenüber den Ge⸗ 
meindegliedern zur Gewährung des Aufenthalts, zur Leiftung der Armen- 
verforgung, die im 8.10 der mährifchen Gemeindeordnung von 15. März 
1864, 2.8.8. Nr. 4, feitgeiebte Pflicht der Gemeinde, den Gemeinde- 
mitgliedern die Benübung der Gemeindeanftalten nad Maß der beftehenden 
Einrichtungen zu gewähren, folglich auch alle diefen und ähnlichen Ge— 
meindepflichten correfpondirenden Ansprüche der Gemeindeglieder. 

III. Rechtsverhaltniſſe des öffentlichen Rechts entftehen ferner da- 
dur, daß Einzelnen wie Corporationen durch) das objective Recht ein 
Anſpruch eingeräumt wird, an der Bildung ftaatlidder Organe, an der 
Bildung der Organe der jtaatlih für nothivendig erachteten, mit hoheit⸗ 
licher Gewalt ausgeftatteten Corporationen mitzuwirten, oder ald Organe 
des Staates oder folcher öffentlicher Eorporationen eine Thätigkeit hoheit⸗ 
licher Natur zu entfalten. Es gehören alfo dem öffentlichen Rechte an 
das active und pajfive Wahlrecht für die Gemeinde, die Bezirkävertretungen, 
die Landtage, den Reichsrath, das Recht der Mitglievichaft bei dieſen 
collegialen Organen, da8 Recht auf die Vornahme der mit einer- be- 
ftimmten Organftellung innerhalb diefer Collegien verbundenen Yunctionen; 
das Nechtöverhältnig des Staates zu den mit obrigfeitlicher Gewalt aus⸗ 
geitatteten Eorporationen, foweit e8 fi um die aus demſelben ent- 
jpringenden wechjelfeitigen Anſprüche handelt. Oeffentlich-rechtlich find 
die Grundverhältniffe, welche für Rechtsverhältniſſe der Hier angeführten 
Art bedingend find, aljo das Nechtöverhältniß der Staatsbürgerichaft, der 
Gemeindezugehörigleit, des Adels u. ſ. w. Außer diefen liquiden Rechts⸗ 
verhältniffen des öffentlichen Rechts gibt es eine Reihe von Rechtsver⸗ 
bältniffen, bei welchen ſich die Entſcheidung über ihre Zugehörigkeit zu 
dem Gebiete des öffentlichen oder des Privatrechts fehr ſchwierig geftaltet. 

IV. Diefe Bemerkung trifft vor allem gewiſſe Pflichten, welche 
durch Geſetz geregelt werden, ohne Haren Ausſpruch darüber, wem 
gegenüber fie beitehen jollen, ob gegenüber einem Privaten oder gegen» 
über dem Staat ald Subject ftaatliher Hoheit. 

Die Schwierigkeit fyftematifcher Beitimmung fteigert ſich bejonders 
dann, wenn erkennbar die Erfüllung der Pflicht jedenfalld Privaten oder 
einem Kreife von privaten Intereſſenten, privatwirtbichaftlichen Intereſſen 
zu ftatten fommen fol. Das Wafler-, das Forft-, das Bergrecht enthält 
eine ganze Reihe folder Normen. Im Zweifel wird man fi} hier für 
die Competenz der Verwaltungsbetörden zur Feititelung und Erzwingung 
folder Pflichten entfcheiden, wenn und foweit die Erfüllung derjelben 
Maßregln erheifcht, welche eine Prüfung vom Standpunkte polizeilicher 
Intereſſen nöthig maden.!) Auf diefer Erwägung beruht 8. 18 des 


1) Unter diefem Geſichtspunkte find Die | wehr von Gewäflern beziehen, und deren 
zahlreichen Enticheidungen des o. G. H. | Befriedigung nur mittels technifcher, die 
aufzufaflen, welche Klagsanſprüche, die waſſerpolizeilichen Intereſſen berührender 
fi) auf die Benußung, Leitung und Ab- Maßregeln möglich ift, von den Gerichten 
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Forſtgeſetzes, demzufolge über Zweifel, Anſtände und Streitigkeiten, 
weiche ſich in Wäldern, die mit Einforftungen belaftet find, rüchſichtlich 
der Anwendungen der in den 88. 10—17 des Gef. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen ergeben, die politifchen Behörden mit Ausſchluß des Rechts— 
wegs zu enticheiden haben. Es gehört ferner nach 8.9 dieſes Geſetzes, 
wenn zwiſchen ben Betheiligten feftfteht, wer Subject eines Einforſtungs⸗ 
rechts und welches der Anhalt eines jolchen Rechts fit, doch die Regu—⸗ 
lirung der Modalitäten der Ausübung zu den politifchen Be— 
hörden. Sonach Haben diefelben jedenfalls auf die Execution eines civil- 
richterlichen Erkenntnifjes, durch welches ein Einforftungsrecht feitgeltellt 
wird, den gefehmäßigen Einfluß zur Wahrung der forftpolizeilichen 
Interefien zu nehmen (Min. Erl. v. 8. Juli 1865, 8. 11997, und Min, 
Vdg. dv. 24. April 1852, R.G. B. Nr. 97).) 

V. Bumeilen ordnet ein Geſetz die Erfüllung öffentlider Fürſorge⸗ 
pflihten und die Vertheilung der biemit verbundenen Bermögenglaften 
auf Öffentliche Eorporationen in der Weiſe, daß grundſätzlich .die Für— 
jorgepflicht an ein beftimmtes Verhältniß des zu Berjorgenden zu einer 
folhen. Corporation gefnüpft wird (3. B. an die Gemeindezuftändigfeit), 
und daß, wenn hievon abweichend im Intereſſe einer raſchen Hilfs- 
action eine andere Eorporation zur Vorfehrung des Nöthigen verpflichtet 
wird, fie dafür von der grundjäglich verpflichteten den Erfah begehren 
kann. Da ein folder Erſatzanſpruch zugleich im Intereffe der von dem 
Geſetzgeber für zwedmäßig erachteten Laftenvertheilung, im Jutereſſe 
der Sicherung der Leiftungsfähigfeit der ganzen Htlfdorgani- 
ſation feftgefegt erjcheint, fo Liegt die Erfüllung desfelben zugleich auch 
im Öffentlichen Intereſſe, die Pflicht ift Öffentliche Pflicht, und es gehören 
deshalb derartige Erſatzanſprüche (auch, wo es an einer ausdrücklichen 
Zuweifung an die Berwaltungsbehörden mangelt) zur Competenz derfelben. 
Auf diefer Erwägung beruht die Beitimmung des 8. 39 des Gef. vom 
3. December 1863, R. G. B. Nr. 105, betreffend die Regelung der Heimat- 
verhältnifje, wonach über Erjabanfprüche, welche Gemeinden wegen des 
Aufwandes von Verpflegskoften wider die nicht nach dem Civilrechte, 


abweifen. So die €. v. 31. Juli 1873, 


müffen, um ber Erreichung des Staats⸗ 
3.6679, SIafer-Unger 5052, v. 7. De ! 


zwede3 nicht Hinderlich zu jein, gehöreu 


tober 1879, 8. 10005, Slajer-Unger 
75695, vom 5. Februar 1880, 3. 137, 
Glajer-Unger 7843. Bgl. Tezner 
im XXI. Bd. der Grünhut’ichen Beit- 
ihrift S. 115 f. „Segenftände, welche das 
rechtliche Privatverhältniß der Bürger 
zunächjt berühren, gehören zur Behand- 
lung derZujtigbehörden. Angelegenheiten 
Hingegen, bei welchen das Privatintereffe 
der Individuen gar nicht, oder nur in 
einer untergeordneten Beziehung eintritt, 


wo alfo entweder ausfchließend oder doch | 


vorzüglich öffentliche Rückſichten eintreten, 
welde aufreht erhalten werden 


in den Wirfungsfreis der politiichen Be⸗ 
hörden“ (Uusipruch der niederöfterr. Re⸗ 
terung dv. 24. Mai 1820). Nicht ganz 
o Randa a. a. D. ©. 154. 
1) Man kann alfo in Fällen diejer 
Art die Competenzvertheilung folgenders 
maßen beftimmen: Die Gerichte ftellen 
die Rechtsjubjecte und den Inhalt rechts⸗ 
eihäftlider Dispofitionen feſt. Die 
Frage nach. der Ausführbarfeit und die 
Regelung der nalührung liegt bei den 
Berwaltungsbehörden (8. ©. 9. €. v. 
2. März 1892, 8. 784, Budw. 7118). 
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ſondern nach anderen Geſetzen verpflichteten Perſonen, oder wider Ge⸗ 
meinden erhoben, im politiſchen Wege zu entſcheiden iſt.). Unter 
„anderen Gefegen“ find diejenigen zu verftehen, welche die Subjecte der 
öffentlichen Unterftügungspflicht beftimmen. 

VI. In Ermanglung ausdrüdlicher Beftimmung werden die Ad— 
miniftratiobehörden auch zuftändig fein fir Feſtſtellung der Anſprüche des 
Staates oder mit obrigfeitlicher Gewalt ausgeftatteter Sorporationen auf 
die von den Parteien für die Vornahme von Acten obrigteitliher Ratur 
oder für die Benutzung öffentlicher Veranftaltungen derfelben zu ent- 
richtendben Gebühren.?) Doc ift der Fall auszunehnen, in welchem bie 
allgemeiner Benutzung offen ftehende Anſtalt den ausgeprägten Eharalter 
eine3 Privatunternehmens Hat.?) Im admintftrativen Wege find 
alfo zu beftimmen die dem Staate erwachſenen Koften der Durchführung 
des Abminiftrativverfahren?, joweit fie von den Parteien zu erjegen find, 
Gebühren für die ſanitätsbehördliche Todtenſchau, für die obligatorifdhe 
oder freiwillige Einmündung eines Hauscanals in einen Öffentlihen Canal. 

VO. Sehr beftritten ift die ſyſtematiſche Stellung folcher vermögens- 
rechtlichen Anjprüche, welche dem Einzelnen als Yequivalent für die 
Erfüllung öffentlider Pflichten oder für nachtheilige Wirkungen 
obrigfeitlicher Acte auf fein Vermögen gebühren. Hier wird man fidh 
wegen de3 inneren Bufammenhangs zwiſchen dem hoheitlichen Anſpruch 


1) Im Intereſſe einer rajchen Durch⸗ Iung bur einen Bertrag nicht be» 
jean bes Erſatzanſpruchs weift der cit. dü iger oder nicht füähiger Anfprud 
8.39 Die endgiltige Bemeflung der Höhe |, auf Benutzung einer Beranftaltung des 
der Berpflegstojten den politifchen Ber | Staates oder einer öffentlichen Corpo- 
hörden auch dann zu, wenn die Klage | ration durch Gefeb begründet Hit, wo 
auf Erjag, wie dieß gegenüber den | die Normen über die Rugungdgewährung 
nad dem Civilrecht verpflichteten Ber- | nicht lex contractus find, fondern Den 
fonen ber Fall ift, beim Gericht erhoben | Nutzungsanſpruch ohne rechtögefchäftliche 
mwerden muß. Ueber diefe Materie vergl. | Dispofition des Staates oder eines 
Jellinek's Syſtem der fubjectiven öffent | öffentlichen Verbands entitehen Taffen. 
lichen Rechte, ©. 258, ferner die Be- | Der&ebührencharalter eines Aequivalents 
ſprechung diefes Werl! von Tezner im | für die Benutzung einer foldhen Ber- 
XXI. Bd. der Grünhut’fchen Zeitſchrift anftaltung wird nicht berührt durch Die 
©. 201. Bei Aniprüden, wie den im | Möglichkeit von Erſatzanſprüchen, welche 
Text Dbeiprochenen, fommen die An- | dem Anfpruchsberechtigten aus der 
ipruchöberechtigten nicht als Private, | Mangelhaftigkeit der Beranftaltung er- 
fondern als Glieder ber öffentlichen | wachlen Tönnen. So ift der Urtheils- 
Hilfsorgantiation in Betraht. Man | ftempel Gebühr, ungeachtet das fehler- 
Tann bier fprechen von niittelbar öffent- | hafte Urtheil den Grund für eine Syn- 
Ticherechtlichen Rechtsverhaltniſſen. dikatsklage abgeben kann, die Poftgebühr 

2) So fließt 8.16 bes kaiſ. Bat. v. iſt Gebühr, ungeachtet der Schabenserfah 
26. Jänner 1853, R. G. B. Nr.18, dad | für Beſchädigung ober Verluſt der der 
gerichtliche Verfahren über Die Frage, ob |; Boft zum Transport übergebenen Gegen- 
eine Gebühr für die gerichtliche Ver⸗ | ftände, nach Erihöpfung des adminiſtra⸗ 
wahrung von Depofiten zu entrichten fet, | tiven Inftanzenzuges im Rechtswege be- 
fowie über die richtige Bemeſſung der- | anfprucht werben kann (8.27 des Boft« 
felben aus. geſetzes v. 5.Nov. 1837,%. &. ©. Nr.240, 

3) Man wird ſich für den Gebühren- | 88.45,46 der Fahrpoſtordnung v. 12. Juni 
Charakter in jenen Fällen enticheiden, wo | 1838, J. G. S. Nr. 280). 
ein unmittelbarer, d.h. der Vermitt- | 
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des Staates und feiner Leiſtungspflicht, wo es an geſetzlichen Beftim- 
mungen fehlt, für Die Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden zur Feſt⸗ 
ftellung derartiger Anſprüche enticheiden. Denn es handelt ſich um die 
Modalitäten eines boheitlichen Acts, um die Beantwortung der Frage, 
ob ein bobeitlicher Act mit einer Erfabpflicht des Staates belaftet jei 
oder pure vorgenommen werden könne, aljo immer um ein Rechtsver⸗ 
hältniß des Staates als Herricher. Dies gilt 3. B. von dem Anſpruch 
auf Vergütung für die pflichtmäßige Gewährung von Obdach und Ber- 
pflegung nach Maßgabe des Heereseinguartierungs- und Verpflegungs⸗ 
gejege8 vom 11. Zuni 1879, R. G. B. Nr. 93 (8.20)%), für den An- 
ſpruch auf Vergütung der pflichtmäßigen Beiftelung von Vorſpann nad 
den verjchiedenen, hierüber beitehenden Normalien. Das pofitive Recht 
ftellt fi zu den Hier charakterifirten Rechtöverhältniffen verjchieden, je 
nachdem die Rückſicht überwiegt, die Abwicklung der entgeltlichen Fürſorge 
für öffentliche Intereſſen möglichft glatt zu geftalten, eine nachtheilige 
Wirkung der Erledigung der vermögensrecdhtlichen Anſprüche durch die 
Gerichte auf Öffentliche Intereſſen hintanzuhalten, oder je nachdem das 
Beitreben, einen Rechtsſchutz im geordneten proceijualen Verfahren zu 
gewähren, bei der Löjung der Competenzfrage den Ausſchlag gibt. Aus 
dem erfteren Grunde läht 8.9 des Bel. vom 16. April 1873, R. G. B. 
Nr. 77, den Rechtsweg gegen die durch die Aushebungscommilfion vor- 
zunehmende Feſtſtellung des Schätungspreifes für Pferde, welche im 
Mobilifirungsfalle für den Heeresbedarf ausgehoben werden, nicht offen. 
Im Intereſſe der Bewahrung der Dispofition des abjolutiftiichen Staates 
vor Rüdfihten auf gerichtliche Erkenntniffe, welche einer jolchen Dispo⸗ 
fition finanzielle Schranten jeben, verordnet das Hofd. v. 16. Auguft 
1841, J. G. S. Nr. 565, daß Streitigkeiten zwilchen dem Werar und 
landesfürftligen Beamten über Befoldungen und Gebühren, welche ledig- 
ih aus dem Dienftverhältnifie abgeleitet werden, im abminiftrativen 
Wege auszutragen find. 

Sehr Häufig it eine ſolche Löfung der Competenzfrage, daß die 
Verwaltungsbehörde zu vorläufiger Feſtſtellung des Aequivalents für die 
Erfüllung einer öffentliden Pfliht oder für den Nachtheil aus einer 
obrigfeitlichen Verfügung zuftändig erklärt, und daB gegen dieſe Feſt⸗ 
ftellung der Rechtszug an den Eivilrichter eröfinet wird. 

Dies gilt vornehmlich in Fällen, wo obrigkeitliche Eingriffe in das 
PBrivateigentfum, zwar im Intereſſe der Hebung der Volkswirthſchaft, 
jedoch vermitteld der Hebung individuell beftimmter Privatwirthichaften 
vorgenommen und die Entichädtgungspfliht auf jene überwieſen wird, 
denen diejer Eingriff zunädft und unmittelbar zu ftatten fommt. So 
it nach 8. 42 des Forſtgeſ. vom 3. December 1852 die Yorftbehörde zu- 


1) Bel. z. B. V. G. H. €. v. 3. Mat | ift nicht Leiflung eines Privaten. An 
1882, 8 687, Bubm. 1389, dann 8. 2 | einzelnen Beitimmungen des im Text 
der kaiſ. eu vd. 15. Mat 1851, R. G. B. | citirten Gef. v. 11. Juni 1879 find mit 
Nr. 124. e Geldleiftung des Staates | Gef. v. 25. Yuni 1895, R. G. B. Nr. 100, 
für Öffentliche Leiftungen der Einzelnen | Aenderungen getroffen worden. 


ständig, die Erfableiftung für Schäden, welche den von einer Holztrift 
Betroffenen durch diefelbe zugefügt wurden, mit der Wirkung zu ermitteln, 
daß fie dem Verpflichteten die Stcherftellung des ermittelten Betrag auf- 
geben kann, wenn die eine oder die andere der Parteien mit der Ent- 
ſcheidung unzufrieden ift und deshalb mit ihrem Anfpruche auf den Rechts⸗ 
weg verwieſen wird. Nah 8.17 des Neichswaflergejeges vom 30. Mai 
1869, R. G. B. Nr. 93, ift der Betrag der Entfchädigung, welche für Die 
Erpropriatton von Grund und Boden oder von Wafferrechten zu Guniten 
der Waſſernutzung dritter Perjonen oder von Gemeinden nad den 88.15 
und 16 dem bievon Betroffenen gebührt, nach mißlungenem Bergleichs- 
verjuch zwifchen den Parteien im Verwaltungswege zu ermitteln, und 
wenn die Betheiligten damit nicht zufrieden find, duch gerichtlichen 
Befund mit Buziehung beider Theile nach den Grundfätzen des Erpro- 
priationdverfahrens zu beftimmen. Sn Yällen dieſer Art wird die 
Durhführung des Verfahrens vor den Berwaltungsbebörden 
zur Broceßvorausfehung für Die Geltendmachung des Unfprud 
auf die gerichtliche Feititellung des Entfhädigungsbetrages. 
Daß aber vor der Betretung des Rechtswegs der abminiftrative In- 
ftanzenzug erſchöpft fein müfle, tft, von ausdrüdlichen Beitimmungen ab- 
gefehen, nicht erforderlid. Selbft im Falle des Zweifels wird man nicht 
zu Gunften einer Vertheuerung und Verzögerung der Rechtsdurchſetzung 
interpretiren dürfen. 

. Das Hftzd. vom 28. Juli 1843, J. G. S. Nr. 726, läßt dem durch 
Remontentransporte an Feldern und Wiefen Beichädigten für die Geltend- 
machung des Erſatzanſpruchs die Wahl frei zwifchen dem gewöhnlichen 
Rechtsweg gegen das Militärärar und dem adminiftrativen Wege. 

VII. Es finden fich in einzelnen, öffentliche Pflichten und Anſprüche 
regelnden Geſetzen zumetlen Beftimmungen, welche die Vorausfegung von 
Pflicht und Anſpruch an das BZutreffen von Nechtsbegriffen Inüpfen, die 
ihre technifche Durhbildung überwiegend auf dem Boden des Privat: 
rechts gefunden haben. Um vefientwillen allein wird die Pflicht umd 
der Anſpruch nicht zu einem privatrechtlichen. Irrthum, Erfigung, Ber- 
jährung, Verzicht find juriftiiche Thatfachen, welche durch die Scheidung 
bon Öffentlidem und Privatrecht gar nicht getroffen iwerden. Die frage 
nah der Natur eines Rechtsverhältniſſes iſt alfo auch in einem ſolchen 
Falle, wo für deifen Entftehung, Endigung, Aenderung derartige That: 
ſachen maßgebend find, allein danach zu beantworten, ob nad) der Abficht 
des Geſetzes aus dem Rechtsverhältniſſe Hoheitliche Anfprüche des Staates, 
des Landes, der Gemeinden u.f.w. zur Erfüllung öffentlicher Zwede, 
oder Anſprüche an den Staat, das Land, die Gemeinde u. f. m. ald Wohl: 
fahrt3anjtalten oder als Subjecte öffentlicher Gewalt hervorgehen follen. 
Es find deshalb Pflichten gegenüber dem Staate und den öffentlichen 
Körperſchaften zu unmittelbaren Leiftungen für öffentliche Zwecke, auch 
wenn fie durch das Geſetz auf fogenannte Privatrechtstitel, 3. B. 
auf eine verbindliche Erflärung gegenüber der zur Beſorgung des öffent: 
lihen Zwedes zuftändigen Behörde, auf Präfceription u. |. w. gegründet 
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werden, öffentliche Pflichten und es bedarf ausdrücklicher geſetzlicher 
Beſtimmung, um die Zuſtändigkeit des Civilrichters für die Feſtſtellung 
derſelben zu begründen.?) 

IX. Die Verwaltungsbehörden dringen nicht in das @ebiet der 
gerichtlichen Thätigkeit ein, wenn fie ſchlüſſig werden über dad Dajein 
von PBrivatrechtöverhältnifien, welche für den Beitand von öffentlich: 
rechtlicher Nechtöverhältniffen bedingend, präjudiciell find, und wenn fie 
fih über das Dafein diefer Privatrechtsverhältnifie ausſprechen Tedig- 
ih fir den Zweck, um die Sicherung und Verwirklichnng der fi an 
biefelben knüpfenden NRechtäverhältniffe des öffentlichen Rechts vorzu= 
bereiten, ihre hierauf gerichtete Thätigfeit zu rechtfertigen. Denn was fie 
fichern und verwirklichen, fmd doch nur öffentliche Rechte und Pflichten. 
An dem privatrechtlichen Berhältnifie rühren fie nicht. Umgekehrt Tiegt 
feine Sompetenzüberfchreitung der Gerichte darin, wenn fie Privat-Hechte 
und Pflichten fihern und verwirklichen, die fi) an dad Dajein von 
öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältniffen knüpfen und nur für dieſen Zweck?) 
die ſich hieraus ergebenden öffentlichen Rechte und Pflichten bei Seite 
loffend, das Daſein folder Rechtsverhältniſſe feſtſtellen. Grundſätzlich 
find Verwaltungsbehörden und Gerichte in der Löſung von Vorfragen 
für das. Dafein ihrer eigenen Zuftändigfeit nur an die gejeglichen, dieſe 
Fragen regelnden Beitimmungen gebunden, auf welches Rechtögebiet die- 
jelben auch immer fallen mögen. Allein ausdrüdliche gejeglicde Beitim- 
mungen, wie bie ſonſt erfennbare Wbficht des Geſetzes können diefen 
Grundfab modificiren. Wenn 3. B. gejeßliche Beitimmungen Acten der 
Gerichte oder Verwaltungsbehörden rechtöbegründende oder rechtsvernich⸗ 
tende Wirkung verleihen, jo wird, die Formgerechtigfeit des Actes, Die 


1) Eine folche enthält 8.55 des Gef. | Nechtiprehung und materielle Rechts⸗ 
vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50, kraft S. 101ff.; Radnitzky, PBarteimill- 
wonach Streitigkeiten über die Verpflich⸗ Für im öffentlichen Rechte; Prazak, Die 
tung zu Leiftungen für Cultuszwecke, | principielle Mögrenzung ber Competenz 
wenn fie nicht aus dem allgemeinen | der Gerichte und Berwaltungsbehörden 
Grunde der Bugehörigkeit zu einer kirch⸗ im IV. Bd. des Archivs für öffentliches 
lihen Gemeinde, jondern aus einem | Necht, S. 841ff.; Tezner, Privatrechts- 
„befonderen Titel” gefordert werden, | titel im öffentlichen Recht im 9. Bd. des 
von den Gerichten zu entichetden find. | Archivs für öffentliches Recht und Die 
Der V. ©. H. erklärt mit Erl. vom 7. Zuli daſelbſt S. 351 angeführte Literatur. So 
1887, 8.1907, Budw. 8628, ein Ueber⸗ | ift auch die Erfabpflicht desjenigen, auf 
eintommen, welches unter Jntervention defien Rechnung die Berwaltungsbehörde 
der zuftändigen Behörde äbgeſchloſſen wegen Bergeblichleit anderer Formen des 
wurde und auf die Erhaltung eines | Zwanges, oder aus Zweckmäßigkeits⸗ 
öffentlichen Gemeindeweges gerichtet ift, | gründen kraft der ihr zuftehenden Be: 
im Hinblid auf den Zweck, auf die Dabei B, 

beteiligten Berfonen und auf das Hfb. 
v. 11. Sänner 1836, J. G. S. Nr. 113, 
als Grundlage dffentlih-rechtlicher 
Verpflichtung. Bu diefem Gegenftande 
vergl. Funke, Die Verwaltung in ihrem 
Berhältniß zur Yuftiz, ©. 66; Sarmwey 
0.0.08. ©. 316, 339, 367 ff.; Ber natzik, 


gniß, eine ihm obliegende öffentliche 
Leiftung durch einen Dritten vollziehen 
läßt, eine öffentlich-rechtlihe. V. G. H. E. 
v. 8. Februar 1884, 3.274, Budw. 2016, 
dv. 22. Nov. 1893, 8.3906, Budw. 7534. 

2) Vgl hiezu Unger, Syſtem des 
öfterr. Brivatrechts, Bd. II. ©. 626. 
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Zuftändigfeit der ihn vornehmenden Behörde vorausgefeht, das begründete 
Nechtöverhältuig au von der Behörde des anderen Reſſorts als be- 
ftehend anerkannt werden müſſen. Perficirt die gerichtliche bücherliche 
Eintragung den Eigenthumserwerb an Immobilien, jo muß die Verwal⸗ 
tungsbehörde den eingetragenen Eigenthümer als ſolchen auch anerfennen 
und behandeln, mwofern ſich an das Eigenthum öffentlide Rechte und 
Pflichten Inüpfen. Umgekehrt muß das Gericht, wenn der Befib einer 
Gewerbeconceffion für die Entfeheidung über einen privatrechtlicden An- 
ſpruch präjudiciel ift, die vorgelegte ordnungsmäßig ausgeftellte Ver⸗ 
leihungsurfunde der zuftändigen Behörde zur Grundlage ihrer Entfcheibung 
nehmen, fofern nicht nachträgliche Erlöſchung behauptet und bewiefen wird.”) 

Der 8. 193 der noch nicht wirkfamen Kivilproceßordnung vom 
1. Auguft 1895, R. G. B. Nr. 113, erlaubt nur, gebietet aber nicht 
den Gerichten, wenn die Enticheidung des Nechtäftreites ganz oder zum 
Theile von dem Beſtehen eines Nechtöverhältnifies abhängt, welches in 
einem anhängigen Verwaltungsverfahren feitzuftellen ift, anzuordnen, daß 
das Verfahren bis zum Vorliegen einer vechtäfräftigen Enticheidung unter- 
brochen werde. Das Gericht muß dies aber nicht thun, und es iſt auch 
nicht ausgeiprochen, daß es durch eine folche Anordnung an die rechts⸗ 
fräftige Entjcheidung der Verwaltungsbehörde über das präjudicielle Rechts- 
verhältniß gebunden werde.?) 

Acte der Verwaltungsbehörden, welche nah Form und Anhalt fich 
als Acte obrigkeitlicher Natur barftellen, umzuftoßen, fei es durch Ver⸗ 
nichtung, fei e& durch Auordnungen, welche jenen der Berwaltungsbehörden 
entgegengejest find, find die Gerichte, von Ausnahmsbeitimmungen ab- 
gejeden, auch dann nicht zuftändig, wenn dieje Acte Verfügungen liber 
Bermögensrechte, insbejondere über dingliche oder abjolute Sachnutzungs⸗ 
rechte enthalten. Die Gerichte find unzuftändig zur Ausübung eines 
Zwanges gegen den Einzelnen, daß derſelbe ein polizeiliches Verbot oder 





1) „Die Berwaltungsbehörden find zu- 
ftändig, fih ihr Urtheil über das Vor⸗ 
liegen privatrechtlicher, für die Entſchei⸗ 
dung Öffentlicher Angelegenheiten maß⸗ 
gebender NRechtöverhältnifie ſelbſtſtändig 
zu bilden. Sofern jedoch gerichtliche Ur- 
funden, wie 3.B. bücherliche Eintragungen, 
wenn auch nur zur formellen Feftitellung 
von Brivatrechtöverhältniffen, beftimmt 
find, Tann fich die Entſcheidung der Ber- 
waltungsbehörde nicht in Widerſpruch 
zu bem Inhalte perjelben ftellen” 8 G. H. 
v. 5. April 1883, „Budw. 1721). 
Nach 8.37 des Seimaisge iehes vom 3. De- 
cember 1863 B. Rt. 150, ſteht, in- 
joweit bei Seimatsinden treitige Fragen 
des Civilrechts, 3. B. Über die eheliche oder 
uneheliche eburt mit einfließen, die Ent- 

















Gebot, fei e8 an Zedermann oder an ihn perfönlich gerichtet, verlege.*) 


ſcheidung über diefe ragen dem Gerichte 


3 u. Bei gerichtlichen Requifitionen find 


die 8. 8. zuftändig und verpflichtet, Die 
Competenz des en Gerichts 
un Ihe eigene zu prüfen. 
Bol. Dagegen 8. 63 der Civilpro⸗ 
I 
8) Sp unter anderen die €. des 0. ©. 9. 
vom 13. September 1870, 3. 10732, 
Slajer-Unger 3872, und v. 29. De 
cember 1870, La 15044 ibid. 4003. Hätte 
4. B. Die Waſſerpolizeibehörde eine be- 
inmte Unordnung in Betreff von 
Waſſernutzungen erlafjen, ſo ift die Ere- 
cution eines Erkenntniſſes über eine Be- 
fipftörungsflage, welche auf die Befolgung 
| diefer Anordnung geitügt wird, den 
Fortbeſtand derjelben vorausgeſetzt, ebenfo 
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X, Allerdings Haben fi) die Verwaltungsbehörden, wenn die Bu- 
löffiglett der Vornahme von Handlungen in Frage kommt, ihr Urtheil 
auf die Zuläffigleit vom Standpunkt des öffentlichen Recht zu be= 
Ihränfen und die Parteien mit ihrem Streite über die privatrechtliche 
Zuläffigkeit an die Gerichte zu weiſen.) Die Gerichte aber müffen das 
Botum der Berwaltungsbehörden über die polizeiliche Zuläffigfeit reipectiren. 

XL Ausnahmsweiſe jind die Verwaltungsbehörden durch ausdrüd- 
liche geſetzliche Beitimmung zur Entjcheidung von Anſprüchen berufen, die 
ohne jolche Beftimmung feine "anderen öffentlich rechtlichen Beziehungen 
ertennen lafjen würden, als fie allen PBrivatrechten zukommen. Auf diefe 
Ausnahme dürfte die Beſtimmung des Art. 16 des St. ©. ©. über die 
rihterlihe Gewalt vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 144, zu be 
ziehen fein, nach welcher in allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde 





unitatthaft, als die Execution eines Ur | (&lajer-Unger 8868, 8378, 11197, 
theild auf Tradition einer Sache, welhe | Budw. 3386, Hye 233). — Ueber Pri⸗ 
zu befigen durch ficherheitspolizeiliche | vatrechte, auch über den privatrechtlichen 
Verordnung verboten ift. Beſitz an Öffentlichen Wegen enticheiden 

1) So bei der Trage nach der Zu- | die Gerichte (Slafer-Unger 7838, 
läffigfeit einer Wafleranlage, eines | 13352, E. de8 0.6.9. v. 26. uni 18%, 
Baues, einer gewerblichen Betriebsanlage | 3. 5786, Werichtähalle 1891:35, und 
(8.30, al.4 der Gew. Nov.). In allen | vom 17. März 1891, 3. 3009; 17. März 
diefen Fällen darf die Behörde die Vor- | 1891, 3. 3009, öfterreichiihe Gerichts- 
nahme der von ihr für zuläffig erach⸗ zeitung, Jahr. 1891 Nr. 20, Budw. 
teten Handlungen zwar nicht unterfagen, | 2288, 3386). Auch hier wird aber daran 
andererjeits fchügt ihr Ausſpruch, da er |, feitzuhalten fein, daß die in den Wege⸗ 
ſich nur auf die polizeiliche Zuläffig- | ordnungen den Behörden auferlegte Ver⸗ 
feit beſchränkt, nicht vor einer Unter- ichtung, den Verkehr auf öffentlichen 
lagung durch das Civilgericht. Umge⸗ gen zu fihern, durch den Inhalt 
fehrt wird Die Behörde durch den In⸗ | civilgerichtlicher Erfenntnifje nicht beirrt 
halt eines civilgerichtlicden Erkenntniſſes werdentann(Glafer-UngerNr.13246), 
über wafferrechtliche Verhältniſſe zwiſchen und daß die hiedurch hervorgerufene Un⸗ 
Privaten nicht gehindert, diefe Verhält- | vollziehbarkeit folcher Erfenntniffe nur 
niffe nad Maßgabe der abfoluten Be- | Erfabaniprüde zu begründen vermag. 
ftimmungen des WafferpolizeirechtS zu | Weber die Unzulänglichleit des materiellen 
teguliren. Sie kann aljo auch erflären, | Rechts für die Zubilligung eines Erſatzes 
daß die Nealifirung der vom Gerichte | in diefen Fällen vergl. Tezner, Zur 
jeftgeftellten Nutzungsanſprüche vom poli» | Einführung von Straßen- und Wege- 
zeilihen Gefichtspuntt aus unmöglich jei | Grundbüchern in &eller’3 Eentralblatt 
und dieverbotene Form der Nutzung unter» | für jurift. Braris IV. ©.159f. Indeß 
jagen Log Randa, Das öfterr. Wafler- | ertennen die Gerichte zuweilen über Be⸗ 
recht, 3. Aufl.,S.154, u. Glaſer-⸗Unger figftörungsflagen gegen Gemeinden und 
Kr. 10930). — Was die Nugungen | gegen Dritte, melde auf den Inhalt 
an öffentlichen Wegen anbelangt, fo wegepolizeiliher Verfügungen der Ge⸗ 














icheidet die Praxis, wenn fie auch Eonfe- | meinden geftüßt werden. Darin liegt 
quenz in hohem Grabe vermiflen läßt, die | aber, die Formgerechtigkeit der Ver⸗ 
Nutzungen kraft publiciftifcher und kraft | fügungen vorausgefegt, nicht Musübung 
privatrechtlicher Rechtsverhaͤltniſſe. Die | civilgerichtlicher, ſondern Ujurpation ver- 
eriteren weiſt fie den Berwaltungsbe- | waltungsgerichtlicher Judicatur, welche 
hörden, die leßteren den Gerichten zu. | ihre Erflärung findet in dem Mißbrauch 
Danach follen die Verwaltungsbehörden | ber megepolizeilichen Competenz der Ge⸗ 
nach Maßgabe des usus longaevus und | meinden für Privatzwede Dieter felbft 
de beftehenden Verkehrsbedürfniſſes ent- ober ihrer Organe. 

ſcheiden, ob ein Weg ein öffentlicher ſei 

Tezner, Handbuch. 4 
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nach den beftehenden oder künftig zu erlaffenden Gefeßen über einander 
widerftreitende Anfprühe von PBrivatperjonen zu entjcheiden bat, es 
dem durch diefe Enticheidung in jeinen Privatrechten Benachtbeiligten 
frei fteht, Abhilfe gegen die andere Bartei im ordentlichen Rechtswege 
zu ſuchen. 

Dana ftünde in Fällen diefer Art, nachdem die Verwaltungd- 
behörde entichieden hat, der Weg zu dem ordentlichen Gerichte (d. i. dem 
Eivilgerichte) offen, ſelbſt wenn die gejehliche Ausnahmsbeſtimmung ihn 
nicht ausdrüdlich eröffnen würde.!) Freilich aber entiteht durch die Zu: 
weifung eines bisher als privatrechtlich behandelten Hechtsverhältnifies 
zur Beitimmung dur die Verwaltungsbehörden gerade erit der 
Zweifel, ob damit nicht auch eine innere Umwandlung desſelben, 
eine Umgeftaltung beitimmter daraus erwachſender Pflichten zu öffent: 
lichen, polizeilich erzwingbaren gewollt fei.?) So find zwar nicht 
die Pflichten des Gewerbsinhaber nach 8. 84 Gewerbe-Rov. (1885), 
für deren Berlebung er: erfaßpflichtig it, wohl aber die Dienftpflicht des 
Hilfsarbeiter8 im $. 85 desſelben Gejebes als orbnungspolizeiliche 
conitruirt. 

Wenn deshalb einem Hilfgarbeiter durch die zwangsweiſe polizei: 
liche Zurüdführung in das Dienftverhältnig zwar nicht die Möglichkeit 
abgeichnitten wird, die Anerkennung der Rechtmäßigfeit feines Austrittes 
im gerichtlichen Wege zu erfämpfen, fo kann er ſelbſt durch den Nachweis 
der Unrufung des gerichtlichen Rechtsſchutzes einen Aufſchub der Voll: 
ziehung des polizeilichen Reverſionsbefehls nicht herbeiführen. Die Polizei- 


1) Der Wortlaut des cit. Art. 15 um den Art. 15 practicabel zu ge- 
ſchließt nicht mit der erforderlichen Bu- | ftalten. 
verläjligleit die Deutung aus, daß er 2; Selbſt in jenen Fällen, in welchen 
die „Adminiftrativ - Suftizfacden” im | pie Buftändigleit der Verwaltungsbe⸗ 
Uuge Hat, wo die Behörde zwiſchen hörden auf die Dauer des Rechtsver⸗ 
Gtreitenden, d. i. mit entgegengefeßten hältnifjes oder auf eine beſtimmte Beit nach 
oder abweichenden Anträgen auftreten- | Endigung derſelben beſchränkt ift, waltet 
den Parteien über die Zuläjfigfeit von : doch auch das publiciftifhe Element 
obrigfeitlichen Eingriffen in WBermö- | der, rafche Berfügung erheifchenden, ord⸗ 
ensrechte der Parteien enticheidet. | nungspolizeilichen Intereſſen vor, welches 
j Rum Vortheil der Sache hat ſich Theorie mobdificirend auf die Normen über Die 
und Praxis für die im Zerte angeführte ; proceliuale Behandlung der Parteien 
Deutung entichieden. Vgl. bejonders die | einwirfen wird. Hervorgehoben wird 
gründlichen WUusführungen von Ber» | das im 8.24 der Vorfchriften über Die 
natzik a.0.D.©.147ff., und die dort | Wirkfamfeit der Polizeibehörben vom 
angeführte Literatur. Ihm folgen die | 10. Dec. 1850, mojelbit die Buftändig- 
Civil-Broceß-Lehrer, jo Schrutla im | keit der Polizeibehörden in Gelindeftreit- 
Artikel Civil⸗Proceßſache des öſterr. fachen unter Hinweis anf das öffentliche 
Staatswörterbuchs ©. 270, Pollak im | Wohl gerechtfertigt wird. Als civilrecht- 
Artikel Dienftftreitigleiten S. 295 f. | liche Gtreitigleiten behandelt Volkar 
ebenda, der indeß im Anſchluß an | alle Erſatzanſprüche, melde von den 
Prazal(in Samitjch' Beitichrift I. 233, , Verwwaitungsbehörden, ſei e8 im Ad— 
IH. 3ff) und au Ulbrich (Prager haäſionsproceſſe des Bolizeiftrafverfahrensg, 
Juriſt. Bierteljahrsfchrift 1890, ©. 101, | fei es hievon abgefehen, geltend gemacht 
vgl. au Bernatzik a. a. O. ©. 254 ff.) | werben, alfo auch Verpflegstoftenerjag- 
ein Ausführungsgefeß erforderlich Hält, | anſprüche ©. 94. 
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verfügung mag eine proviſoriſche Wirkung üben, aber bis zum gericht⸗ 
lichen Austrage der Sache iſt fie zwingend wie jeder andere Befehl zur 
Erfüllung einer polizeilichen Pflicht.?) 

Der in das Judicatenbuch des ö. oberſten Gerichtähofes eingetragene, 
durh das Juſtizminiſterium provocirte „Pleniſſimarbeſchluß“ v. 5. März 
1895, 3. 36, Jud.B. Nr. 130, Sprit fih dahin aus, daß Streitig- 
feiten aus dem Dienftverhältnifie und dem Lohnvertrage, joferne fie durch 
die Verwaltungsbehörden zu enticheiden find, unzweifelhaft unter die 
Beitimmung des Art. 15, al. 1 des St. G. ©. über die richterliche Gewalt 
fallen. Gleichzeitig erjcheint Hier der wichtige Grundſatz aufgeftellt, daß 
das Rlagebegehren des mit der verwaltungsbehörblichen Entfcheidung Un 
zufriedenen, wenn er den Rechtsweg betritt, nicht fo formulirt werden 
dürfe, ala ob eine behördliche Enticheidung gar nicht erflofien wäre, da 
ja die cit. Beitimmung des St. &. ©. die erfolgte Benadhtheiligung 
von Privatrehten durch einen Verwaltungsact zur Vorausſetzung der 
Zuläſſigkeit richterlicher Abhilfe erkläre und deshalb dem Richter die Be- 
nchtheiligung darzuthun fe. Sonad Hat in den Fällen des Art. 15, 
al. 1, nicht eine bloße Erneuerung des durch die Verwaltungsbehörde 
entſchiedenen Rechtäftreites unter Ignorirung der erfloffenen Entjcheidung, 
jondern lediglih eine Nachprüfung diefer Enticheidung in jenen Rich 
tungen ftattzufinden, in welchen eine ſolche Nachprüfung möglich ift, alfo 
Hinfichtlid der Correctheit des Verfahrens und der Geſetzmäßigkeit der 
Entſcheidung.?) 

XII. Aus Rückſichten für beſtimmte öffentliche Intereſſen, um 
derentwillen privatrechtliche Dispofitionen als verboten oder ungiltig 
erklärt werden, kann den Verwaltungsbehörden die Zuſtändigkeit ein— 
geräumt ſein, darüber zu wachen, daß ſolche Dispoſitionen nicht getroffen 
werden, und die verbotswidrig getroffenen privatrechtlichen Dispoſitionen 
für nichtig zu erklären. Dies gilt z. B. von der den Gemeinden zur 
Pflicht gemachten Verpachtung ihrer Jagden, welche feine den forft- und 
jagdpolizeilichen Verbotsgeſetzen mwiderfprechenden Beitimmungen enthalten 
darf. Die Aufficht hierüber fteht den Bezirkshauptmannſchaften zu, und 
diefe find auch befugt, nach Lage der Sache eine verbotswidrig abgefchlofjene 
Verpachtung zu annulliren. Auf eine folcde Vernichtung ift aber die 
Beitimmung des Art. 15, al. 1, nicht anwendbar, weil es fidh Bier um 
Wahrung öffentlicher Intereſſen handelt. Der Rechtsweg fteht aljo feinem 
der Eontrahenten offen. 

XIII. Die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
gegenüber dem Neichögerichte und dem Verwaltungsgerichtshof ift zweck 
mäßiger in einer Darftellung diefer Nechtsinftitute abzuhandeln.?) 





1) Bgl. Hierüber Krasnopolsti, Faſſung, daß das Gericht nur Abhilfe zu 
Der civilrechtlihe Inhalt des Gef. vom | gewähren, nicht aber den Proceß von 
8. März 1885, 3. 22, betreffend die Ab- | vorne anzufangen habe. 
änderung und Ergänzung ber Gewerbe- | 3) Die richtige Abgrenzung der Zuftän- 
ordrungin ind Beitihrift®d.14. | digkeit der Berwaltungsbehörden gegen- 

2) Diefe Auslegung entipricht der | über den Verwaltungägerichten gehört 
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IV. Abgrenzung der ſachlichen Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
untereinander. | 


Die Abgrenzung der Buftändigleit der Verwaltungsbehörden unter- 
einander findet ihre Regelung in den Geſetzen, publicirten wie nicht- 
publicirten Organijationsverordnungen, welche die verfchiedenen ftaatlichere 
Aufgaben an verfchiedene Behörden vertheilen oder die Fragen der Theil- 
nahme verjchiedener Behörden an der Erledigung ein und derfelber 
Aufgabe ordnen. Die Abſcheidung richtet fich nach der Verjchiedenheit 
der ftaatlichen Intereſſen, nach Kategorien dieſer Intereſſen, welchen die 
Anforderungen an die technischen Kenntniffe der Beamten angepaßt wer- 
den. Jede Behörde vertritt die ihr anvertrauten Intereſſen gegenüber 
widerrechtlichen Dispofitionen anderer nichtzuftändiger Behörden über dieſe 
Anterefien, und fo ftehen fich die Behörden verfchiedener Verwaltungs 
zweige wie Perfönlichkeiten mit abgegrenzten Rechtskreiſen gegenüber. ") 

Es fommt bier die grundlegende Eintheilung der Behörden in die der 
inneren Verwaltung, der Finanz- und der Militärverwaltung in Betracht. 
Das ift eine Eintheilung nach dem am ftärkiten hervortretenden Charakter 
der einzelnen Behörden. 

Allein man darf nicht an eine mechaniſche Thetlung denken, welche 
der innere Zuſammenhang der ftaatlichen Intereſſen überhaupt nicht zu- 
läßt. Außerdem führt das Bedürfniß nach möglichiter Vereinfachung 
der Behördenorganifation dazu, ein und diefelbe Behörde in die Orga- 
nifation verfchiedener Berwaltungsrefforts einzujchieben. So find die 
unterjten Behörden der inneren Verwaltung, die Bezirfshauptmannfchaften, 
zugleich an der Berwaltung der directen Steuern, an der Ermitt- 
lung der Wehrpflichtigen, an der gejehmäßigen Vertheilung der fach- 
lichen Leiftungen für das Heer betheiligt. 


zu den bedeutfamften Problemen des hut'ſchen Zeitfchrift, Dagegen die Reptif 
modernen Staatd- und Verwaltungs Tezner's im XIX. Bd. derjelben Beit- 
recht3 und von diefem Problem nimmt | fchrift, endlich die vermittelnde Anſchau⸗ 
die ganze deutſche Literatur über die ung Lemayer's in feinen apologe- 
Berwaltungsgerichtöbarkeit ihren Aus⸗ tiſchen Studien zur Berwaltungsgerichts- 
gangspunkt. Eine gute Meberficht über | barkeit im XXII. Bd. der Grünhut'ſchen 
diefe Literatur bietet Sarwey a.a.D. | Zeitichrift, ©. 108 ff. 
8.11, Löning, Lehrbuch des Bulsen 1) gl. zur Frage nad) der Berfön- 
Berwaltungsrechts, 8.6. Für das öiterr. | lichkeit der Behörden Bernatzik, Kri- 
Recht find zu vergleihen Beter Koller, | tiihe Studien über den Begriff der 
Bedenken geaen die Anträge der Negie- | juriftiichen Perſon im V. Bd. des Archivs 
rung zur Errichtung eines Berwaltungs- | für öffentliche Rechte, Kellinel, Syſtem 
erichtähofes, Lemayer zur Frage der | der jubjectiven öffentlich. Rechte, S.216 ff; 
ctivirung des Berwaltungdgerichts- | über leßteren Tezner in Grünhut's 
Hofes in der Grünhut'ſchen Zeitſchrift, Beitichrift, XXI. Bd. ©. 183. Sn der 
Bd. I, ©. 738 ff., Prazaf in Hart- ! abjolutiftiichen Zeit faßten die Behörden 
mann's Beitichrift, I. Jahrg. ©. 12 ff., | Competenzftreitigleiten wie eine perſön⸗ 
Rösler im IV. Bd. der Grünhut'ſchen lihe Sache auf, fie führten föürmliche 
Beitichrift, Bernapil a. a. ©. ©. 4, Proceſſe um ihre Competenz in höchſt 
Tezner zurXchre vom freien Ermefjen | perjönlicher Yorm und baten den ent- 
auf Grund der Unzuſtändigkeit der Ver- | jcheidenden Monarchen fie bei ihrer Juris⸗ 
waltungögerichte, dagegen die Kritif | dietion zu „manuteniren“. 
Bernagif’sim XVII. Bd. der Grün⸗ 
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Zuweilen ſcheidet ſich die Competenz nach dem Unterſchiede von 
Erledigung und Aufſicht. Das gilt z. B. von dem Verhältniſſe der 
Staatsbehörden zu den Gemeindebehörden auf dem Gebiete des eigenen 
Wirkungskreiſes derſelben. Hier können die Staatsbehörden nur als Be- 
ſchwerdeinſtanzen oder mittels Siſtirung von Gemeindeausſchußbeſchlüſſen, 
mittels Straf⸗ und Executionszwangs gegen die Gemeinde und ihre Organe 
ihätig werden. 

Auf diefer Scheidung von Erledigung und Auffiht beruht aud) 
jene Gliederung der Competenz von ftaatlichen und Selbftverwaltungs- 
behörden desſelben Berwaltungszweiges, die man ala Gliederung bes 
Snftanzenzug3 bezeichnet. Nach außen Hin müflen nämlich die erften 
Erledigungen einer Angelegenheit meift als Erledigungen einer untergeord- 
neten Behörde ergehen. Die vorgefeßte Behörde darf ihre Erledigungen 
aur ald Ergebniffe ihrer Aufficht und ihrer Weberprüfung der unterbehörd- 
Iihen Erledigungen ergeben laſſen. Sie darf nur die Erledigungen der 
unteren Inſtanzen beftätigen, vernichten und durch ihre eigenen erjegen, 
niht aber die prima cognitio der Unterbehörden an ſich ziehen. 

Dft ift e8 die Bedeutung einer Angelegenheit, welche zur Folge bat, 
daß die erjte Erledigung einer Angelegenheit nicht der unterften Behörde 
eines beftimmten Reſſorts, fondern einer höheren Behörde zugewiejen 
wird, die in anderen Yällen nur ald Auffichtsbehörde tätig iſt. So ift 
nad 8.142 Gew.-D. die regelmäßig als zweite Inſtanz fungirende Landes⸗ 
jtelle erjte Inſtanz für die Verleihung der Preßgewerbeberechtigung für 
einen Ort, wo eine politifche Bezirksbehörde ihren Sit hat; für Orte, wo 
dies nicht der Fall ift, verleiht dDiefe Berechtigung das Minifterium des Innern. 

Eine Durchbrechung der Ordnung der Competenzen, wie fie für den 
Normalfall aufgeftellt ift, begründet zuweilen die Thatfache eines vorhandenen 
Nothſtandes. Nach den Waflerordnungen haben die Ort3polizeibehörden 
in dringenden Fällen das im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit Notb- 
wendige in Betreff der Wafleranlagen zu verfügen. Ebenſo ijt nad 
$. 28 des Bereindgef. vom Jahre 1867 jede zur Aufrechterhaftung der 
Sicherheit berufene Behörde befugt, unerlaubte Bereinsverfanmlungen 
bei dringender Gefahr am Verzuge zu unterfagen oder zu fchließen. Iſt 
Gefahr für die Sicherheit von Perfonen und Sachen am Berzuge vor- 
danden, welche durch Ereignifie im Bergbaubetriebe hervorgerufen wurde, 
jo verfügt die politifche oder die Bergbehörde, je nachdem die eine oder 
die andere dem Creigniffe näher tft oder früher davon erfährt, die 
unaufjchieblichen Rettungs- und Sicherungsmaßregeln (8. 222 Berggei.). 

Die HZuftändigleit zur Leitung eines adminiftrativen Berfahrens 
begründet noch nicht die Zuftändigfeit für die dasfelbe abichließende Er- 
ledigung. Sp kann die PBroceßinftruction nach $. 1 der Inſtruction für 
Nevierbergbeamten (erl. auf Grund des $. 15 des Gef. vom 21. Juli 
1871, R. G. B. Nr. 77) dieſer Iebteren auch in jenen Fällen über- 
wiefen werden, wo die Enticheidung der Berghauptmannſchaft zulommt. 

Bedeutfam it in der öfterr. Verwaltungsorganiſation der Unterjchied 
zwilchen jenen Behörden, welche hoheitliche Acte in urfundlicher Form 
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ergehen laſſen, und jenen niederen behördlichen Organen, welche nur 
mündlich de plano verfügen dürfen, den in mannigfaltiger Form organi⸗ 
firten Wachen. Deshalb ift die Qualification für dag „Conceptsfach“ 
durch eingehende Beitimmungen geregelt. 

Das Intereſſe an einer einheitlichen Organifation der ftaatlichen 
Zwangsgewalt führt zur Unterfcheidung zwiſchen Behörden, denen die 
Competenz zur Erzmwingung ihrer Verfügungen mitteld der geſetzlichen 
Zwangsmittel, zukommt und ſolchen, welche fie gar nicht oder nicht im 
vollen Umfange befiben. 

Das Handeldminifterium kann 3.8. nah 8. 24 der Gew.Nov. 
(1883) im Einvernehmen mit dem Minifterium des Innern gewiſſe 
öffentliches Vertrauen erforbernde Gewerbe für örtlich monopolifirt erllären. 
Allein der Polizeizwang zur Sicherung einer ſolchen Anordnung kommt 
nah 8. 143 Gew.D. dem Minifterium des Innern zu. Der Uderbau- 
minifter ift zuftändig in Waſſerrechtsſachen über die Berufungen gegen 
die ohne Berfahren erfolgte Androhung von Zwangsſtrafen (pönfällige 
Betreibung der Parteien) zu erkennen, nicht aber über Berufungen gegen 
Straferfenntnifje nach durchgeführtem PBolizei-Strafverfahren (Entich. 
des Aderbau-Minift. v. 2. Juni 1877, 8. 5385, 8. f. B. 1878 Wr. 34). 

Den Behörden der Selbftverwaltung kommt der unmittelbare Exe⸗ 
cutionszwang aus politiichen Gründen theild überhaupt nicht, theils ix 
befchränttem Umfange und mit befchräntten Mitteln zu. Zum großen 
Theile find fie auf die Rechtshilfe der ftaatlihen Erecutivbehörden an- 
gewieſen. 

Die öſterr. Organiſationsgeſetzgebung iſt wie die der anderen weſt⸗ 
europäiſchen Staaten durchzogen von dem Gegenſatz zwiſchen ſtaatlichen 
Behörden und jenen der Selbſtverwaltung. Dieſer Gegenſatz hat Hier die 
Bedeutung, daß die Verwaltung beftimmter Öffentlicher Angelegenheiten zum. 
Gegenitand eines öffentlichen Rechts erhoben ift, als defien Subject bald 
beftimmte öffentliche Körperfchaften, wie 3. B. die Gemeinden, die Bezirke, 
die Länder, bald generisch beftinmte phyfiſche Berjonen wie die Inhaber der 
ausgefchiedenen Gutsgebiete erklärt find. Deffentliche Körperfchaften üben 
das Recht durch ihre repräfentativen Organe aus. Verwaltung in dieſer 
Form iſt nach öſterr. Net Selbitverwaltung, oder wie fie auch mit 
einem unwiſſenſchaftlichen Ausdruck bezeichnet wird, autonome Berwal- 
tung, im Gegenja zu der entweder durch Staatsdiener ober im 
Namen des Staates, an dejien Stelle durch öffentliche Körperjchaften 
(3. B. Gemeinden) ausgeübten Verwaltung!) des Staates. Dagegen macht 


— 





1) Die jogenannte Verwaltung de8 der Gemeinden im techniſchen ©. d. 
Staate8 durd die Gemeinde im über- W. ift Verwaltung der Eompetenz ber 
tragenen Wirkungsfreife ift im Gegen- haattihen Bezirtshauptmannichaften (mit 
ſatze zu jener, auf welche ſie ein Hecht hat, zur . Ausnahme der Steuerverwaltung) durch 
Berwaltung im jelbitftändigen oder WMagiftrate größerer Städte zu ſcheiden. 
eigenen Wirkungskreife, nur®egenftand? Der übertragene Wirkungskreis ift für 

ejegliher Pflicht der Gemeinden. alle Gemeinden durch allgemeine geieh- 
on dem übertragenen Wirkungsberufe , liche Beftimmungen geregelt, die Uebung 
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die Thatſache, daß in einer Behörde Staatsdiener und aus der Wahl 
der Intereſſenten hervorgegangene, meiſt ohne Entgelt functionirende 
Perſonen organiſch verbunden find, alſo die Vereinigung von Staats-⸗ 
dienerthum und Ehrenamt, die Behörde noch nicht zu einer Behörde der 
Selbſtverwaltung; entſcheidend iſt vielmehr, welchem Organismus eine 
ſolche Behörde eingegliedert iſt. So iſt der Landesſchulrath, trotzdem 
Landesausſchußmitglieder zu demſelben gehören, ſtaatliche Behörde. Die 
geſetzmäßige Bezeichnung fir ſtaatliche Behörden im Gegenſatz zu Be- 
hörden der Selbftverwaltung iſt Faiferlich-fünigliche oder Iandesfürjtliche 
Behörden. Ueber die Eompetenzabgrenzung zwiſchen ftaatliden und Be- 
hörden der Selbftverwaltung entjcheiden die hierauf bezüglichen Geſetze. 
Die principielle Abgrenzung der Eompetenz ziwiichen Staat und Gemeinde 
im Gef. v. 5. März 1862, R. G. B. Nr. 18, und in den |päter durch 
die Landesgeſetzgebungen erlaflenen Gemeindeordnungen ift nicht? weniger 
als ſcharf. Deshalb wird es vorgezogen, in den einzelnen Specialver: 
waltungsgeſetzen den Untheil des Staates und der Gemeinde an der 
Berwaltung der Polizei genau zu umfchreiben.?) 

Noch ift zum Verſtändniß einzelner Competenzbeftimmungen des 
Ausdrucks „politiiche Behörden“ zu gedenfen. Am Häufigiten ift feine 
Verwendung, um den Snftanzenzug: Bezirkshauptmannſchaft (bezirks⸗ 
hauptmannſchaftliche Competenz übende Stadtmagiftrate), Landesftelle, 
Mintfterium des Innern zu bezeichnen. Zuweilen umfaßt er jedoch alle 
ftaatlihen Behörden der inneren Verwaltung im Gegenfab zu denen 
der Finanz⸗ und Militärverwaltung. Nur ganz vereinzelt, wie in der 
Aufihrift zur kaiſ. Big. vom 11. Mai 1851, R. G. B. Nr. 127, wird 
er auch zur Bezeichnung der Gemeindevorfteher verwende. Mit NRüd- 
fiht auf diefe mehrfache Verwendung ift die Bedeutung diefes Ausdruckes 
in jedem alle beſonders feitzuftellen. 


8. 6. Dertliche Zuftändigfeit. 


L Innerhalb eines größeren Staatsgebietes können ſelbſt vollitändig 
gleichartige ftaatlihe Aufgaben nicht durch eine einzige Behörde beforgt 
werden. Es ift vielmehr erforderlih, daß das Stantögebiet für den 
Zwed der Bejorgung ein und derjelben Kategorie von öffentlichen Inter- 
eſſen in ®ebietätheile von ſolcher Größe abgetheilt werde, daß die Be- 


der Eompetenz der Bezirtshauptmann- | eigenen Rechte ter &emeinden gelangt 
haft durch Stadtmagiftrate bedarf be- Ä Brodhaufen in dem S. 5 angeführten 
fonderer Uebertragung in jedem ein« | Were. Wenig Originelles bietet 9. 
zelnen Yall. Blodig jun., Die Selbftverwaltung als 
1) Vgl. hiezu Tezner in Grün- | Mechtsbegriff. Tief erfaßt den Gegen- 
hut's Beitichrift, S. 207 ff. Ausführ- | ftand Labanda. a. O. J. S. 93f. Roſin 
lich gewürdigt findet fih da3 Princip | a. a. O., Gleth, Die Lehre von der 
der diterr. Selbftverwaltung bei Rofin, | Selbftverwaltung im Lichte formaler 
Souverenität, Staat, Gemeinde, Selbft- | Begriffebeftimmung, und Jellinek a. 
verwaltung in Hirth’3 Annalen 1883; | a. F ©. 362 ff. 
zu einer eigenartigen Conftruction der 
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forgung diefer Sintereffen durch die Kraft einer Behörde bejtritten werden 
Tann. Das find die Amtsfprengel. Die fachliche Zuftändigkeit einer Be: 
hörde erjtredt fich in der Regel nicht über die Grenzen des Amtsſprengels. 
Jede Behörde niederer oder mittlerer Ordnung iſt regelmäßig nur für ihren 
Sprengel örtlich zuftändig ($. 10 al. 11 3.2 der Bollzugsporichrift zum 
Berggeiebe vom 25. September 1854). Ausnahmen kommen indeß auch 
von diefer Regel im Intereſſe der Bejeitigung von Umftändlichleiten vor, 
wenn durch diefelben bedeutjame öffentliche Intereſſen geichädigt würden. 

Die Grundzüge für die Abgrenzung der Amtöfprengel der ftaatlichen 
Behörden der inneren Verwaltung find im Gejege vom 19. Mai 1868, 
R. G. B. Nr.44, enthalten.) Danad Hat die Abgrenzung der Sprengel 
der Bezirkshauptmannſchaften“) als der fogenannten politifchen Verwal⸗ 
tungsbehörden erjter Inſtanz durch Berordnungen zu erfolgen. Diejelben 
bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Rundmachung durch das Reichsgeſetz⸗ 
blatt. Im Intereſſe der zwedmäßigeren Beforgung der öffentlichen Sicher: 
heit in den größeren Städten ift zuweilen diefe Aufgabe iunerhalb des 
Polizeirayons, der nicht nothivendig mit dem Stadtgebiet zujammenfällt, 
bejonderen fogenannten landesfürftlichen Sicherheit3- oder Polizeibehörden, 
Polizeidirectionen übertragen. Deögleichen üben einzelne größere Stadt⸗ 
gemeinden die Buftändigleit der Bezirkfshauptmannichaften mit Ausnahme 
der Bemeſſung der directen Steuern an Stelle derjelben innerhalb des 
Stadtgebieted aus. Nach der Bublication des cit. Gef. v. 19. Mai 1868 
kann wegen des 8. 11 diejes Gef. eine ſolche Durchbrechung der Grund- 
beitimmung desfelben nur im Wege der Gejepgebung, nicht wie früher durd) 
bloße Unordnung der Regierung erfolgen 

Die Örtliche Zuftändigleit der politifchen Behörden zweiter Inſtanz: 
der Landesſtellen, Statthaltereien, Landesregierungen erftredt fich über je 
eines der im Reichsrathe vertretenen Kronlä.ıder (ohne daß dieß als ver- 
faflungsmäßiges Boftulat anzujehen wäre), die der Miniiterien über alle 
dieje Kronländer. Die Gemeindebehörden find zuftändig für das ganze 
Gemeindegebiet, die Behörden der Bezirke, wo ſolche für Zwecke der 
Gelbitverwaltung beitehen, für das Gebiet aller zu einem Bezirke ver- 
bundenen Gemeinden, die Landesausſchüſſe für das ganze Gebiet des 
Kronlandes, für welches fie beitellt find. Veränderungen der örtlichen 
Buftändigfeit der politifhen Bezirksbehörden find im Wege der Berord- 
nungen innerhalb der Grenzen des 8. 10 des Gel. vom 19. Mai 1868 
ſtatthaft. Zur Aenderung des örtlichen Gebietes von Gemeinden derart, 
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1) Hierüber vergl. Mayrhofer J. Vd., 
I. Hauptſtück, ©. 46 ff. 

2) Dieje Behörden beiten Entſchei⸗ 
dungs⸗ und Berfügungsgewalt auf dem 
ganzen Gebiete der inneren Verwaltung 
(mit Ausſchluß des eigenen Wirkungs⸗ 
freijed der Gemeinden, binfichtlich defjen 
fie nur die Functionen einer Auffichts- 
behörde üben), ferner auf dem Gebiete 


ber Berwaltung der directen Steuern; fie 
wirken mit zu Entſcheidungen und Ver⸗ 
fügungen auf dem Gebieteder militärijchen 
Pflichten und Laften. Sie gehören aljo 
zugleidh der Organijationsordnung für 
die innere Verwaltung, die Finanz- und 
die Militärverwaltungan. Inden höheren 
Snitangen ericheinen dieſe Functionen 
meift an verfchiedene Behörden vertbeilt. 
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daß mehrere Gemeinden zu einer einzigen bereinigt, oder Daß die Grenzen 
zweier Gemeinden anders gezogen werden ala bisher, ift im erfteren 
alle dag Einverjtändniß der betheiligten Gemeinden, in beiden Fällen das 
Zuſammenwirken der Organe der Kommunalverwaltung höherer Ordnung 
(der Bezirkövertretungen, Landesausſchüſſe) und der Landesitellen in der 
in den Gemeindeordnungen für die einzelnen Kronländer vorgefchriebenen 
Weiſe erforderli.!) Nach den meiften diefer Gemeindeordnungen darf 
eine Gemeinde erſt, nachdem dieſelbe über die Betheiligung der aus ihr 
zu bildenden Gemeinden an den Rechten und Pflichten der zu theilenden 
Gemeinde verfügt Hat, und nur durch ein Landesgejeh in mehrere Ge⸗ 
meinden geteilt werden. Beſondere Beitimmungen beftehen für vie 
Anderung des Sprengels der böhmifchen, galizifchen, fchlefiichen, fteierifchen 
und tiroliſchen Bezirkövertretungen. Die näheren Erörterungen hierüber, 
fowie über die Örtliche Zuftändigkeit, ſoweit fie fih auf die nach Kron- 
ländern verjchiedenen Formen der Organifation der obrigfeitlichen Selbit- 
verwaltung, 3. B. auf die galizifchen Gutsgebiete, die dalmatiniſchen Ge⸗ 
meindefractionen u. |. w. bezieht, gehören in die Darftellung diejer Organti- 
ſationsformen. 

II. Vom rein formalen Gefihtspuntte aus erſcheint es gleichgiltig, 
ob eine vorzunehmende Umtshandlung in diefem oder jenem Sprengel 
vorgenommen wird, wenn nur ihre Vornahme da oder dort phyſiſch mög- 
ih if. Vom Standpunkt des praftifchen Bedürfniffes wird man eine 
Amtshandlung an jene von mehreren auf abgegrenzten Gebieten fachlich 


1) Die auf Die Bereinigung gerichteten 
Erflärungen der vereinigungsluftigen 
Gemeinden find Teinesfalls, wie Brod- 
haufen, Bereinigung und Trennung von 
Gemeinden ausführt, Vertrag, fie find 
nicht Verfprechen und Annahme, fondern 
mehrere nebeneinander vorgenommene, 
auf diejelbe rechtliche Wirkung hinzielende 
Nechtögeichäfte; fie bilden alto zulammen 
einen Geſammtact. In Dielen Ber- 
einigungserflärungen liegt ganz fo wie 
in der Erflärung einer Gemeinde, fich 
in mehrere Gemeinden auflöfen zu wollen, 
ein legem dicere rei suae. Es haben 
bei der Beurtheilung des Buftande- 
lommen3 des Bereinigungsacts nicht die 
Beitimmungen iiber das Dafein einer 
Angebot3-und Annahmeerflärung, 
jondern über das Dafein übereinftim- 
mender conftituirender Acte zweier oder 
mehrerer Gemeinden zur Anwendung zu 
gelangen. Die Einigungserklärungen 
fallen alfo in die Zuftändigfeit der Ge- 
meindeausjchüffe, nicht wie Vertrags⸗ 
ertlärungen in jene der Gemeindevor- 
ſteher. Die Wirkung diefer Acte ift nicht 


Begen-, jondern Barallel- oder Summen- 
wirfung. Wollen die Eontrahenten eines 
Vertrages jeder etwas anderes, 3. B. 
felbft bet der Tradition der Eine geben, 
der Undere empfangen, fo wollen beim 
Gefammtact mehrere Perſonen gemein- 
ſchaftlich ein und dasſelbe bewirken, her- 
borrufen, 3. B. ein Geſammtſchuldver⸗ 
haͤltniß, Schaffung neuer Gemeinden 
unter gleichzeitiger Ordnung der ver- 
mögensrechtlichden Verhältniſſe der unter- 
gehenden alten Gemeinde oder mehrerer 
alten Gemeinden. Gegen Menzel, Die 
Arbeiterverſicherung nach öfterreichtichem 
Recht S.116, der geltend macht, daß es 
Gejammtacte gibt, welche aud) die Be- 
tbeiligten unter fich verpflichten, ift zu 
bemerken, daß bier ben Geſammtact be- 
gleitende Rechtsgeſchäfte, oder Wirkungen, 
die fih an den Gefammtact kraft geieb- 
fiher Beſtimmung unabhängig von dem 
Villen der Handelnden tnüpten, mit dem 
Gefammtact vermechjelt werden. In allen 
Fällen ift der Gefammtact ein Cooperiren, 
fein Contrahiren. 
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zuftändige Behörde verweiſen, oder jene Behörde für dieſelbe örtlich zu- 
ftändig erklären, welche fie am rafcheften und am beiten beforgen Tann. 

Da es fi nun auf dem Gebiete der Verwaltung zumeift um Be- 
forgung öffentlicher Intereffen handelt, jo Tpielt die Ortsnähe der Behörde 
gegenüber dem zu beforgenden Intereſſe die bebeutfamfte Rolle als legiä- 
lativer Beftimmungsgrund der örtlichen Yuftändigleit der Verwaltungs: 
behörden. Im Zweifel jpricht die Präfumtion dafür, daß die Feititellung 
und Regelung aller Berhältniffe, welche theils aus factifchen, theil3 aus 
rechtlichen Gründen territorial gebunden find, von jener fachlich zuftändigen 
Behörde vorzunehmen fei, in deren Amtsſprengel das Verhältniß feinen 
Sig hat. Das ift die Bedeutung des foram rei sitae auf dem Gebiete 
des Berivaltungsrechts. Wo die Perfonen, welche an einem das dffentliche 
Intereſſe berührenden Berhältniffe betheiligt find, für die Urt der Bes 
forgung indifferent erfcheinen, fpielt ihr Domicil oder ihr Aufenthalt 
für die örtliche YZuftändigleit der Behörden eine untergeordnete” Rolle. 
Deshalb iſt für die Konfentirung von Bauten, Wafleranlagen, gewerb⸗ 
lichen Betriebsanlagen ohne Rückſicht auf Aufenthalt und Domicil des 
Geſuchſtellers diejenige fachlich zuftändige Behörde örtlich) competent, in 
deren Sprengel der Bau oder die Anlage errichtet werden joll. Für Die 
Ausfertigung eines Gewerbeſcheins, die Ertheilung einer Conceſſion ift 
zuftändig die Gewerbsbehörde des Standortes der Gewerbsausübung 
(88.12,18 al.4 Gemw.-Nov. 1883). Die Feftitellung der Heimathberechtigung, 
des Wahlrechts für die Gemeindevertretung, die Landtage, den Reichs⸗ 
rath gehört zur Zuftändigkeit jener Behörden, in deren Sprengel ſich die 
in Betracht fommende Gemeinde oder der Sitz jenes Berhältniffes befindet 
(Steuerleiftung, Gewerbebetrieb, Ehrenbürgerichaft, Amtsfig in jenen Fällen, 
wo der Beamte mehrere Wohnfite hat u. ſ. m.), an welche die Berech- 
Hgung gefnüpft if. Die Abhaltung einer Vereinsverfammlung ijt nicht 
der Vereinsbehörde des Sitzes des Vereins, fondern des Orts der Ab- 
haltung anzuzeigen, und nur dieje hat über die Yuläfiigkeit zu enticheiden. 
Diefe Grundfäge wirken fo ftarf, daß fie jelbit dort maßgebend find, mo 
ein duch die V. B. zu regelndes Verhältniß privatrechtlicher Natur ift 
oder fich derjelben nähert, Deshalb ift zur Enticheidung von Dienftboten- 
ftreitigleiten die Polizeibehörde des Dienftortes zuftändig, möchte auch das 
gerichtliche Perfonalforum des beflagten Dienftboten außerhalb desjelben 
gelegen fein. Das Princip der Ortsnähe durchhricht fogar zumeilen das 
Princip der Beſchränkung der Competenz der Behörde auf ihren Amt3- 
fprengel. Es wird 3. B. nicht gegen den Geift des Geſetzes verſtoßen, 
daß die Vorfchrift des 8. 222 des Berggef., welche zur Anordnung der 
nöthigen Rettungsanftalten bei Unglüdsfällen im Bergbetrieb die nähere 
Behörde verpflichtet, in dem Sinne auszulegen fei, daß jede politifche oder 
Bergbehörde, welche örtlich der Gefahr zumächit gelegen ift, einzujchreiten 
bat, auch wenn der Ort der Gefahr nit in ihrem Sprengel liegt, bis 
die örtlich zuftändige Behörde eintrifft. Soll doch nad) 8. 106 der Amt3- 
inftruction die Bezirksbehörde in befonders dringenden Fällen auch außer- 
halb ihres Sprengelö zuitellen laſſen dürfen. 
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Erſtreckt fich ein beftimmtes zu regelndes Verhältniß auf die Sprengel 
zweier für deſſen Regelung fachlich zuftändiger Behörden, jo werden, von 
abweichenden gejeblichen Beftimmungen abgejehen, diefe Behörden zur 
Regelung zufammenzumirten haben, und es wird im Falle eines Diſſenſes 
die Weiſung der höheren Behörde einzuholen fein; fo, wenn fich eine be- 
hördlicher Genehmigung unterliegende Betriebsanlage in das Gebiet zweier 
Bezirkshauptmannschaften eritreden fol. Die meiften Wafferrehtsordnungen 
übertragen die Proceßleitung, wenn fi ein folcher Hall Hinfichtlih einer 
Bafjeranlage ereignet, jener Behörde, in deren Gebiet ſich der Haupt- 
beitandtheil der Anlage befindet. Die Behörde, in deren Gebiet fich der 
andere Theil befindet, wirft mit. Im Falle des Diffenfes findet Devo- 
lution an die Oberbehörde ftatt. 

II. Die Regel actor sequitur forum rei gelangt im Berwaltungs- 
proceß zumeilen zur Geltung für die Geltendmachung vermögensrechtlicher 
Anſprüche publiciftifcher Natur der Einzelnen untereinander. So tft der 
Erſatzanſpruch einer Gemeinde für die Verpflegung eines Fremden gegen 
die Unterftübungsgemeinde nach den 88. 28 und 39 des Heimathsgeſetzes 
vor jener politifchen Bezirksbehörde geltend zu machen, in deren Sprengel 
die beflagte Gemeinde liegt.) An diefem Sinne entfcheidet der Erl. des 
C. u. U. M. v. 14. Mai 1876, P. 2, folgendermaßen: „In Anwendung 
des vorstehenden Grundſatzes ift zunächft bei jeder adminijtrativen Rechts⸗ 
ſache zu erwägen, ob die damit befaßte Wominiftrativftele zur Ver: 
handlung und Entſcheidung zuftändig it. Hiefür find die ander- 
wärts gegebenen Competenzvorfchriften maßgebend und ift nur ingbejondere 
zu beachten, daß bei verſchiedenem Forum der Betheiligten jene Ad— 
miniftrativbehörde vorzugehen hat, welcher der belangte heil unterfteht 
(aljo 3. 3. bei einer ftreitigen Erfcindirung von Pfarreinkünften nach $. 21 
des Gefehes v. 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50, nicht die Bezirkshaupt- 
mannfchaft der Pfarre, für welche, fondern die der Pfarre, aus welcher 
fie erfeindirt werden follen). Sind mehrere Barteien mit verjchiedenem 
Forum belangt, fo dürfte, foferne die Cumulirung der Anfprüche über- 
haupt zuläffig ift, nach Analogie der Vorſchriften der allgemeinen Gericht3- 
ordnung die Wominiftrativftelle, welcher der Erftbelangte unterjteht, als 
zuftändig erjcheinen. Selbftverjtändlich ift durch die Hier gegebenen Vor⸗ 
Ihriften die Requifition anderer Aominiftrativftellen zur Vornahme 
einzelner Ucte des administrativen Verfahrens Namens der judicirenden 
Behörde nicht ansgejchloffen.” Aber, wie bemerkt, ein allgemeiner Grund» 
ab ift das nicht. So find Erfahanfprüche für Schäden, welche durch 
Triftung zugefügt werden, durch jene politifche Bezirksbehörde feitzuftellen, 


1) Ebenfo ift nach $. 20 des Bel. v. ; oder Provifioniften der Bruderlade eines 
17. Sänner 1890, R. G. B. Nr. 14, zur | ſolchen Bezirks und der Bruderlade eines 
Entſcheidun von Streitigleiten, welche andern Bezirls entftehen, das Schieds⸗ 
aus dem Ber Fiherungäverhätmiffe zwifchen | gericht jenes Bezirks zuftändig, in welchem 
Bruderladen verfchtedener NRevierberg- | der belangte Theil Seinen Wohnſitz oder 
amtsbezirke, ſowie zwiichen Mitgliedern | Sizt hat. 


in deren Sprengel der Schade zugefügt wurde, nicht aber bei der Stelle, 
in deren Bezirk der Inhaber der Zrift wohnt. 

IV. Aufenthalt, Wohnort einer Perfon kommen al3 Beitimungs- 
grund für die örtliche Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörde nothwendiger 
Weife dort in Betracht, wo Amtshandlungen an der Berfon vorgenommen 
werden müflen, wie bei der Zustellung von urkundlichen Erklärungen der 
Behörden, bei der zwangsweiſen Vorführung, der Abichiebung, beim 
Erecutionszivang gegen die Perſon, bei der Vornahme von Control- 
maßregeln an der Perfon, Leibesvifitation u. ſ. w. Das ift gewifler- 
maßen der Competenzgrund der manus injectio. 

Die Zugehörigfeit zu einer Gemeinde Spielt als Grund örtlicher 
Competenz eine Rolle auf dem Gebiete des Armenpflegemeiend und der 
Feſtſtellung der Wehrpflicht. | 

V. Mangel der örtlichen Zuftändigfeit ift ein Grund für die Ver: 
nichtbarfeit des von der zwar fachlich, aber nicht örtlich zuftändigen Be: 
börde vorgenommenen Verwaltungsacts (8. G. H. Erf. v. 28. September 
1891, 8. 2482, Budw. 6135).) 


8.7. Delegirte Zuftändigkeit. 


Die Beftimmungen über fachliche und örtliche Zuftändigfeit find nicht 
bloß der Dispofition der Parteien, fondern auch jener der Behörden ent- 
zogen. Die eine Behörde kann ihre Buftändigfeit an eine andere Be- 
Hörde nur dann abgeben und überhaupt WÜbweichungen von den Compe: 
tenzgeſetzen nur dann eintreten lafjen, wenn ihr das objective Recht dies 
erlaubt und nur unter den durch dasselbe aufgeftellten Vorausfeßungen. °) 
Die technifche Bezeichnung für eine ſolche Uebertragung der Zuftändigfeit 
ift Delegation. Die angeführte Vorausſetzung für die Yuläffigfeit der 
Delegation wird in der Praxis nicht immer beobachtet. Es wird über- 
fehen, daß die Verlegung des hier aufgeitellten Grundſatzes die Giltig- 
feit der ohne rechtliche Ermächtigung erfolgten Delegation und des auf 
Grund unbefugter Delegation vorgenommenen Verwaltungsacts nach: 
theilig beeinflußt.®) 

Die Delegation ift Verwaltungsact der delegirenden Behörde. 
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1) Nach 8.43 der bad. Vdg. kann die behörde nicht überlaſſen (8. ©. F E. v. 
entſcheidende oder verfügende Behörde 23 Juni 1884, 3. 1090, Budw. VL 233). 
ſelbſt, oder die ihr vorgeſetzte höhere Be⸗ 3) Ein Erlaß des Aderbaumtinifteriums 
hörde eine ertheilte Bewilligung oder v. 21. September 1873, 3. 1573, welcher 
Genehmigung, wenn fie unzuftändiger ‘ die Delegirung der Gemeinden zur Durdy- 
Weiſe ertheilt wurde, aufheben. ı führung der Berhandlungen für Jagd- 

2) So erflärt ein Min.E. v. 10.October . verpachtung im Namen der politifchen 
1873, 8. 14400, die Delegirung von Be» | Beziriöbehörde und den Erlag der Jagd⸗ 
zirksfeldwebeln ftatt politifcher Beamter | padhtauction bei der Gemeinde für ftatt- 
zu Controlverſammlungen unftatthaft. Haft erflärt, fteht im Widerſpruch mit 
Die Aufſichtsbehörde kann die Erledigung den 88. 1 u. 9 ber im Neichögefehblatt 
von Recurſen der angegriffenen Untere publicirten Min. Bdg. vom 15. December 
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Es liegt deshalb Feine Delegation vor, wenn eine gejebliche Beſtim— 
mung den Webergang der Zuftändigfeit von einem ftaatlichen Organ auf 
ein anderes anordnet, aljo wenn 3. B. die faif. Vog. vom 20. December 
1848, R. G. B. für 1849 Nr. 39, die big dahin dem Monarchen allein 
vorbehaltene Zuftändigfeit zur Bewilligung von Namensänderungen auch 
dem Minijterium des Innern einräumt.) Es liegt auch feine Dele- 
gation vor, wenn ein Geſetz öffentliche Körperfchaften, wie die Gemeinden, 
verpflichtet, Verwaltungsacte, welche in den Bereich der ftaatlichen Ver⸗ 
waltung fallen, ohne befonderen Delegationsact, ohne ein behörd- 
fihe3 Verlangen, an Stelle der ftaatlichen Verwaltung vorzunehmen, bis 
ihnen der Staat diefe Verwaltung abnimmt. 

Keine Delegation, fondern Requifition liegt vor, wenn eine fach- 
ih oder örtlich unzuftändige Behörde von ber fachlich oder örtlich zus 
ftändigen die Vornahme eines Verwaltungsacts verlangt, ohne welchen 
die verlangende Behörde zur Erfüllung einer ihr obliegenden Aufgabe 
nit zu gelangen vermag, alfo wenn 3. B. eine zur PBarteienvernehmung 
nit zuftändige, die zuftändige um Vornahme folcher Vernehmung, oder 
wenn die zur Execution ihrer Unordnungen nicht zuftändige Behörde die 
Erecutionsbehörde um Vollzug ihrer Anordnungen erfuht. Auch Hilfs: 
anfpruh und Hilfspflicht der Behörden einander gegenüber bejtehen nur 
joweit, al3 fie gefeglich anerkannt find. 

Kraft wirklicher Delegation handelt der Bezirkshauptmann des be- 
nahbarten Sprengeld, der wegen Befangenheit des örtlich zuftändigen 
Bezirkshauptmanns nach $. 42 der Amtsinstruction vom Jahre 1855 mit 
der Bornahme einer Amtshandlung im fremden Sprengel betraut wird. 
Kraft Delegation Handelt der Gemeindevorfteher, wenn er gemäß $. 3 
der faif. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96, im Namen und 
auf Anordnung der politifchen Bezirksbehörde rüdftändige Geldleiftungen 
für öffentliche Zwecke erecutiv eintreibt. 

Nicht nothwendig ift, daß die Delegation über den Berfonalftand 
der delegirenden Behörde Hinausgehe. Dem Vorftand einer bureaufratifchen 
Behörde wird regelmäßig die Befugniß zufommen, feine Gehilfen für die 
Vornahme bejtimmter Verwaltungsacte, 3. B. für Prozeßinftructionen zu 
delegiren?), oder im Falle feiner Verhinderung fein Amt an einen Stell- 
vertreter abzugeben. Wo eine Collegialbehörde behufs Wahrung der ihr 
anvertrauten Intereſſen zum Erſcheinen vor einer anderen Behörde geladen 





1852, R. G. B. Rr. 257. Eine nad) | ftanz übertragen ift, die Yällung von 
anfen wirkende im Reichögejegblatt public Abſchiebungs⸗ und Abſchaffungserkennt⸗ 
tirte Verordnung kann aber nur durch niſſen am Standort einer Polizeidirec- 


eine ebenfo publicirte Verordnung aufe | tion im Berordnungswege über 





gehoben werben. | tragen werben. 
1) Nach 8. 5 Ki nich] ub ee |, ae) 8.78 der Amtsinftruction vom Jahre 
dom 17. Juni 1 "fr 5 ſpricht von den vom Amtsvor- 





Heben mit der Beſorgung eines Gejchäftes 


kann —e———————— Denen die Füh⸗ 
betrauten Beantten. 
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wird, wird fie nicht in corpore auftreten, fondern ein Mitglied des 
Gremiums für diefen Zweck abordnen.') 

Die giltig delegirte Behörde tritt, jo weit die Delegation reicht, an 
die Stelle der delegirenden im VBehördenorganismus. Es Tann alfo 
durch die Delegation der Entiheidung von einer Behörde an eine andere 
die Zahl der Anftanzen nicht vermehrt werden; der Rechtszug geht von 
der Enticheidung der delegirten Behörde an die der delegirenden unmittel- 
bar vorgeſetzte Oberbehörde (vgl. $. 77a des Forſtgeſetzes). 


$. 8. Eremtionen von der behördlichen Gewalt. 


+ Dad normale Geltungsgebiet der Rechtsfähe über die fachliche und 
Örtliche Zuftändigleit der Behörden erfcheint aus Gründen verjchiedener 
Art da und dort durchbrochen. 

I. Einmal fommt hier die ftantsrechtliche Stellung von Individuen 
in Betracht, deren Perfon und deren Vermögen von Acten obrigfeitlicher 
Natur betroffen werden fol. Bor allem fchließt die verfafjungsmäßige 
Stellung des Kaiſers als des höchſten, ſomit feiner anderen behördlichen 
Gewalt unterworfenen Organs der Regierungsgemwalt, feine Unverant- 
wortlichkeit und Unverleglichteit (Art. 1 u. 2 des St. G. G. vom 21. Der. 
1867, 8.6.8. Nr.145, über die Regierungs: und Vollzugsgemwalt) nicht 
bloß jeden adminiftrativen Zwang gegen feine Perfon und fein Ber- 
mögen, jondern auch jede an feine Perfon gerichtete behördliche Anord— 
nung, jeden an ihn gerichteten Befehl aus. Es gibt eben feine Obrig- 
feit über dem Kaifer. Deshalb können obrigfeitliche Anordnungen, Die 
fih auf Sachen beziehen, welche dem Monarchen gehören oder von ihm 
benugt werden, niemald gegen die Perſon desfelben gerichtet werden, und 
ihr Vollzug ift niemals gegen den Willen des Monarchen ftatthaft. 


Da dieje Rechtsſtellung des Monarchen dur Staatögrundgefep 
gefichert ijt, jo bedarf es nicht der Anerkennung derfelben durch die ein- 
zelnen, für befondere Gegenftände erlaffenen Verwaltungsgeſetze. Wo des 
halb gejegliche Beitimmungen Regeln für adminiftrative Verfügungen über 
Saden des Kaiſers aufftellen, find fie unter Berüdfichtigung der ver- 
fafjungsrecdtlichen Stellung desfelben auszulegen. Rechtlich ift auch der 
Kaiſer diefen gefeglichen Beftimmungen wie überhaupt allen Geſetzen, von 
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1) So iſt nach 8. 13 des Geſetzes vom nete als legitimirt zur Abgabe von Er- 
18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, im klärungen namens der abordnenden Be- 
Falle der politiſchen Begehung für den Hörde angeſehen werben müſſen, ſoweit 
Zweck der Expropriation von Grundftüden | dies der Zweck der Abordnung erheiſcht. 
zur ‚gerftellung einer Eijenbahn durch , Vgl. Über die Befugnifie des Delegirten 
die Begehungscommilfion, der Landes | des Landesausfchufies im Verfahren zur 
ausfchuh von der Gtatthalterei einzu⸗ Theilung gemeinichaftlider Grundftücde 
laden, jih an diefer Commiffion durch | $. 62 des u. 5.2. G. vom 3. Juni 1886, 
einen Abgeordneten zu betheifigen. Sn L. G. B. Nr. 39. 
einem ſolchen Falle wird der Abgeord⸗ 








denen er nicht ausgenommen ift, unterworfen!), aber feine ver: 
faffungsmäßige organijche Stellung über allen Behörden Hat zur Folge, 
daß keine Behörde zuftändig tft, die gejeblichen Pflichten des 
Kaifers gegen feinen Willen zur Geltung zu bringen. 

Dasjelbe gilt aber nicht von den Mitgliedern des kaijerlichen Hauses. 
Gremtionen derfelben von der Verfügungsgewalt der Behörden über: 
haupt oder von jener der regelmäßig zu beftimmten Verfügungen zuftän- 
digen Behörden ergeben ſich nicht aus der verfafjungsmäßigen Stellung 
verjelben, fondern bedürfen gefetlicher Anerkennung?) Um fo mehr gilt 
dies von den Berfonen, welche, ohne Mitglieder der kaiſerl. Familie zu 
fein, den perſönlichen Gerichtsſtand vor dem Oberfthofmarichallamt genießen. 

Die n. ö. Negierungsverordnung vom 26. October 1823, 3. 51481, 
Sammlung der Geſetze für dad Erzherzogthum Nieder-Defterreih, V. Thl. 
Nr. 218, verlautbart hierüber folgendes: 

„Das Oberſthofmarſchallamt hat in den Hofgebäuden (unter welchen 
nicht nur die E. f. Burg und ihre Nebengebäude, fondern wohl auch die 
f. £. Zuftichlöffer und die Palais und fonftigen Wohngebäude der Mit- 
glieder des regierenden Haufes zu veritehen find), über das Hofdienft- 
perjonale an der Ausübung des politifchen Verfahrens, der beitehenden 
Ordnung nad, in der Regel feinen anderen Antheil zu nehmen, als daß 
fih dasfelbe a) mit der Handhabung der Dienftdisciplin, und 
b) der häuslichen Polizei im ftrengen Siune beichäftiget. Außer 
diefen beiden Rubriken gehören alle übrigen zur Cognition des poli- 
tiiden Richters geeigneten Fälle ohne Widerfpruch in den Wirlungs- 
freis der gewöhnlichen politifhen Behörden, jedoch mit der Be— 
ſchränkung, daß 1. wenn von diefen Behörden Vorforderungen an folche 
Individuen, die in einem oder dem anderen zum Hofgebrauche beitimmten 
Gebäude oder Luftorte wohnen, ergehen jollen, das Oberſthofmarſchall— 
amt um Beſorgung der Buftellung erfucht werde, und daß 2. wenn e3 
dort überhaupt um Bornahme von was immer für einer Amtshandlung 
zu thun ift, feine Stelle ipso jure zu Werle zu geben, jondern vor- 
erit das Oberſthofmarſchallamt erfuhsmweije zur Beiordnung 
einer Umtsperjon zu beranlajjen hat.“ Eigene Hofbeamte haben 
übrigens die Hofgebäude in polizeilicher Hinficht zu infpiciren. In den 
k. k. Zuftichlöffern übt die Schloßhauptmannichaft eine Art Polizei aus 
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1) Darum Hat man es für nöthig er- | ziehentlich von der Be tlonaleintontmen- 
achtet im Gef. v. 11. Juni 1879, R. G. B. | euerpflicht frei zu erklären. 
Nr. 93, 5.10 P. 1, und im Entwurfe ; 2) Der erwähnte noch nicht erledigte 
zum Geſehe betreffend die directen Per- , Entwurf eines Geſetzes betreffend die 
jonalftenern (8.190 der Regierungsvor- | directen Berfonalfteuern erflärt (8.237 der 
lage und 8. 154 der Anträge des Aus- | Negierungsvorlage —= 8. 103 der Aus— 
Ihuffes, Nr. 1041 der Beilagen zu den | fchußanträge) den Finanzminifter zuftän- 
Renographiichen Protolollen des A wre ‚ dig zur Uebernahme der für die Mit- 
netenhaufes, XI. Seſſion 1894, ı glieder des kaiferl. Haufes von dem Oberit- 
den Kaifer von der —— —— | bofmeifteramte einzubringenden Renten⸗ 
für die zu feinem Aufenthalt dauernd | ftener-Belenntnifje. 
oder zeitweilig beftimmten Gebäude be- | 
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(a. 9. Entſchließung vom 17. Februar 1827, Hoftzld. vom 8. März 
1827). Der Erlaß des Juftizminifteriums vom 6. Zuni 1849, 8.6.8. 
Nr. 269, an das n. dB. Uppellations- und Criminal-Obergericht theilt eine 
Note des Oberfthofmeifteramtes mit, zufolge welcher nach Anhalt des 
faiferl. Cabinetjchreibens vom 26. April 1849, vom 1. Juni 1849 an- 
gefangen da8 Hofquartierwefen und der Hoffiherheitsdienft in 
der kak. Hofburg, fowie in fämmtlidhen E. f. Nefidenzen, Luft: 
ſchlöſſern und Hofgebäuden dem Oberjthofmeifteramte übertragen 
wurde. Die Beitellung der Milttär-Xnpaliden zum Aufſichts— 
dienste erfolgt durch die zum Oberfthofmeifterftabe gehörige Hofgebäube- 
Inſpection unter Mitwirtung der Invalidenhaus⸗Commando's und ift 
ihnen, ihrer Inſtruction nach, insbejondere auferlegt, über die Befolgung 
der Vorfchriften zu wachen, welche dad Oberfthofmeifteramt für das 
die Hofgärten befuchende Publikum erlaffen Hat, und welche auf den da- 
ſelbſt angebrachten Tafeln veröffentlicht find; dieſe AuffichtSperjonen haben 
zunächſt mahnend einzufchreiten, bei größerem Unfuge aber den Ercedenten 
anzubalten und an die Inſpections⸗Kanzlei abzuliefern, und fie find über: 
haupt berufen, ganz die Stelle der in Gärten der übrigen k. k. Luftichlöfier 
zum gleichen Dienfte verwendeten kak. Hofburgwade zu ver: 
treten (Prucha, Polizei, S. 75). 

Nach Urt. I. des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. B. Wr. 18, 
und den. hiemit übereinftimmenden Beitimmungen der für die einzelnen 
Kronländer dur) Landesgeſetze aufgeftellten Gemeindeordnungen find grund: 
fäglid von der Ortspolizeigewalt der Gemeinde ausgenommen die zur 
Wohnung oder zum vorübergehenden Aufenthalt des Kaifers und des 
Allerhöchſten Hofes!) beftimmten Nefidenzen, Schlöffer und andere 
Gebäude nebft den dazu gehörigen Gärten und Barlanlagen. Diefer Grund» 
fat wird in einzelnen Bertwaltungsgefegen modificirt. So beftimmt 8.29 
al. 2, 3 der n. ö. Bauordnung vom 17. Sänner 1883, 2. G. B. Nr. 36: 
„Bei Bauten für den Allerhöchſten Hof ift bezüglich des Bauplanes von 
der E. f. Statthalteret, unter Zuziehung der berufenen k. k. Hofbehörde, der 
Vertreter der Gemeinde, ſowie der Anrainer eine Commiſſiou abzuhalten 
und bat die k. f. Statthalterei über allfällige, bei diefer commiffionellen 
Verhandlung fi) ergebende, im gütlichen Wege nicht behobene Einwen⸗ 
dungen im Sinne der Bauordnung zu enticheiden. Die Ertheilung des 
Dewohnungs- und Benußgungsconfenfes fteht der betreffenden k. k. Hof: 
bebörde zu.” 

Aus den angeführten Beitimmungen geht hervor, daß die legißlative 
Praxis den Vollzug polizeiliher Acte Hinfichtlich der Hofgebäude nur 
durch die Hofbehörde oder unter Intervention derſelben geftattet. 


— — — —— 


1) Die „Beſtimmung“ eines Gebäudes | Erklärung des Dberfthofmeifteramted feſt⸗ 
zum Aufenthalte des Kaiſers und bes | zuftellen (8. G. H. €. vom 16. Jänner 
a. h. Hofes tft, wenn aus ben that- | 1885, 8.60, Budw. 2370, vom 15. Sänner 
ſächlichen Berhältniffen auf dieſelbe 1886, 8.89, Budw. 2870). 
nicht gefchlojfen werden kann, durch die | 
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Die Form, in welcher dem Monarchen eine den Polizeigeſetzen ent- 
Iprechende Verwaltung feines Privatvermögens ermöglicht wird, 3. B. der 
Bau eines Privatgebäudes, die Ausübung einer gewerblichen Conceifton 
wird die fein, daß die Hiefür erforderlichen Aufträge an feine Bevoll⸗ 
mächtigten ergehen, 3. B. an feine @üterdirection u. ſ. w.) Wo er aber 
jelbft für die Handlungen diefer Bevollmächtigten einſteht, kann ein Zwang 
zur Bejeitigung polizeiwidriger Dispofitionen Über Sachen ded Monarchen, 
auch wenn diefelben bloßes Privateigenthum des Monarchen find, nicht 
geübt werden. 

Was die Hechtsitellung fremder, auch depofjedirter oder abgedantter 
Souveraine, der Gefandten und ihres Gefolges gegenüber der obrigfeit- 
lihen Gewalt der Berwaltungsbehörden anbelangt, jo werden die Lüden 
des pofitiven Rechts dur die geltenden Beitimmungen des Völker⸗ 
rechts zu ergänzen fein. Die Unterwerfung des Gefandten unter 
die Territorialgewalt bildet bier die Regel. „Doc ift ein be- 
ſonders fchonendes Verfahren auf diefem Gebiete eine Pflicht, die aus 
der Stellung des Geſandten ald Repräfentanten feines Staates folgt, 
und ein Zwang gegen den Gejandten zur Vornahme perfünlicher Dienft- 
leiltungen und zur Herausgabe der völferrechtli von der Staatlichen 
Zerritorialgewalt ausgenommenen Sachen ift unftatthaft.“?) Allein felbft 
diefer völkerrechtlich bedeutſame Grundſatz wird. zur Anwendung nicht 
gelangen können, wenn e3 fi darum Handelt, imminente Gefahren von 
Leben, Gefundbeit, Vermögen abzuwenden. Bon pofitiv rechtlichen Be- 
ftimmungen find hier zu erwähnen das Hofdecret vom 6. November 1751 
(Codex Austriacus IV. ©. 605), wonach bei „VBornehmung der Feuer: 
vilitationen in Freihäufern und in den KBotichaftSmohnungen in der 
Stadt ein Rath oder Secretarius, in den Vorſtädten ein Secretarius 
mitgenommen werden fol.” Bann die kaiſ. Refolutionen vom 28. Sep- 
tember 1770 und vom 22. December 1770 (Cod. A. VI. ©. 1375 
und 1389), in welchen gefordert wird: „Die fremden Gejandten follen 
feinen Anftand nehmen, die in ihren Dienften ftehenden Inländer con- 
feribiren zu laſſen. Auch die kaiferliche Burg, Luftfchlöffer, nicht minder 
Reichscanzlei, Nuntiatur und überhaupt alle Gebäude follen con- 
feribirt werden — wie denn auch mit der Confceription in der Burg 
und fo auch in gleicher Urt in allen übrigen Gebäuden auf allgemeinem 
Zuß fürzugeben fein wird.” Nicht zu vermwechjeln mit der Frage nach 


1) Die jeubate Epode, welche ale 2) gl. bierüber den auf gedrängtem 
ſtaatlich⸗pu 


liciſtiſchen Rechtsverhältniſſe Raume eine Fülle von Belehrung und 
al3 NRechtsverhältniffe zwilchen Landes- | Unregung bietenden Artikel „Exterrito- 
fürft und Unterthan erfaßte und der rialität“ von Strijower im öfterr. 
gerichtlichen Judicatur unterwarf, half | Staatswörterbuch S.422 ff, fr den vor⸗ 
ih über die Unvereinbarfeit der Unter- | liegenden Zweck bei. ©. 445, 8.11 ©. 432, 
ordnung des Landesfürften unter gericht- | 8.19 ©. 440ff. Dann Mayrhofer I. Bd. 
liche Berfügungen mit dem monardiichen | ©. 932 f. 

Brineipe in der Weife hinweg, daß jie die- 

ielben an den Yiscal als Vertreter des 

Landesfürften ergehen ließ. 


Teaner, Handbuch. 


or 
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der Eremtion der Gefandten von der Gewalt der inländifchen Behörden 
ift die nach ihrer Befreiung von allgemeinen öffentlichen Pflichten. Denn 
einerfeit3 wäre es denkbar, daß der Geſandte mindeitens der Enticheidung 
der inländischen Behörde unterworfen ift, ob eine folche Befreiung ftatthabe, 
andererfeit3 wird gerade dann, wenn eine Eremtion von einer Öffentlichen 
Pflicht durch Geſetz nicht anerkannt ift, die Frage beionders praltiſch, 
ob oder bis zu welcher Grenze ein Zwang zur Erfüllung gegen den 
Exterritorialen geübt werden dürfe. 

II. Der allgemeinen Bolizeigewalt unterjtehen alle Behörden, welche 
das Eigenthum des Staates oder in ftaatlicher Verwaltung ftehender 
Sonde und Anitalten oder das Eigenthum von Selbitverwaltungstlörpern 
und von Anfialten?) derjelben zu verwalten haben in Hinficht auf dieſe 
Verwaltung. Wenn ihnen gegenüber, wie died von der Confentirung 
von Öffentlihden Bauten gilt, andere Behörden zu Entfcheidungen und 
Verfügungen berufen werden, al3 welche fonft biefür gegenüber Privat: 
perfonen zuftändig find, fo gefchieht dies nicht, um den Perſonen, 
welche die öconomiſche Verwaltung diefer Sachen führen, eine begünftigte 
Nechtsitellung zu gewähren, fondern um bejondere Garantieen für die 
Wahrung jener öffentlichen Intereſſen?) zu fchaffen, die fi an folde 
Öffentlihe Anftalten knüpfen. Un einer allgemeinen Beltimmung, 
welche eine Ausnahme zu Gunften von Militärbehörden feitfegen 
würde, infoferne es fich um polizeiliche Verfügungen über die ihrer mili- 
täriſchen Gewalt unterliegenden Gebäude und fonftigen militärifchen An⸗ 
ftalten Handelt, mangelt ed. Wllein daraus, daß die Dispofition über 
jolhe Gebäude und Anitalten in erjter und Iebter Linie militäriſchen 
Nüdfichten unterworfen ift, wird die Folgerung abzuleiten fein, daß aud), 
abgejehen von gejeglihen Sonderbeitimmungen, die Polizeibehörden die 
zur Ausübung der Militärgewalt berufenen militäriichen Gommanden um 
die Bulaffung der Durchführung polizeilicher Verfügungen an militärifchen 
Objecten zu requiriren, oder wie der Ausdrud des Amtsſtyls lautet, zu 
begrüßen Haben, und daß Wideritand diefer erfuchten Behörden im Wege 
der Meberleitung der Ungelegenbeit an die vorgeſetzte Milttärbehörde und 
nöthigenfall3 an die betheiligten Reffortminifterien zu befeitigen ift. Dielen 
fommt es zu, ſich über die Orbnung der Sache zu einigen, oder die Ent- 
ſcheidung des Monarchen, als des Träger der höchſten und einheit: 


1) Der Bejeitigung der Eolliifion der ' behufs ausreichender Wahrung der mi- 


—* zur Wahrung öffentlicher Inter⸗ 
eſſen mit der Rüdficht auf Privatintereſſen 
dient z. B. die Beſtimmung der Wafler- 
rechtöordnungen, daß, wenn eine mit 


der ftantliden Verwaltung in erfter $ne 


ftanz betraute Gemeinde felbft ald Un- 
ternehmer einer Wafleranlage auftritt, 
fie nicht zugleich als Waflerpolizeibehörde 
handeln kann, vielmehr den Conſens bei 
der de vorgejeßten politifchen Behörde 
anjuchen muß. 








Ittärtihen Intereſſen beiſpielsweiſe 8. 6 
bes Militäreinquartirungsgeſ. v. 11. Juni 
1879,R.6.8.Nr.93, wonach die Frage, 
ob eine ärarifche ober nicht ärariſche Ka- 
ferne aus bau- oder Vanitätöpotigeificen 
Gründen aufgelajlen werben folle, ber 
Minifter für Landesvertheidigung 
‚ und, wenn es fih um SKafernen de 
! ftehenden Heeres handelt, im Einver- 

nehmen mit dem Reichskriegsminiſter 
zu entſcheiden bat. 


2) Eine ſolche Sonderbeſtimmung trifft | 
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lien Staatsgewalt einzuholen.) Auch die für die Wiener Sicher: 
heitswache mit Erl. des Min. des Innern vom 16. December 1892, 
3. 24863, fejtgeftellten allgemeinen Grundſätze über die Ausübung des 
Dienftes (Mayrhofer I, S. 8545.) machen dem Wahmann zur Pflicht, 
Amtshandlungen in Militärgebäuden regelmäßig nur kraft behördlichen 
Auftrages vorzunehmen, wo aber ein folcher zu fpät käme, den In⸗ 
fpectionsofficier, beziehentlich den Bocalcommandanten oder den leitenden 
Militärbeamten um die entjprechende Verfügung anzugehen. 


II. a3 nun den Einfluß der Zugehörigkeit einer Berfon zum 
Militärverbande auf die BZuftändigfeit der Verwaltungsbehörden anbelangt, 
fo iſt bierüber Folgendes zu bemerken: Die Regelung der bürgerlichen 
Berhältniffe und der fih nicht auf den Militärdienft beziehenden 
Rechte und Berpflidtungen der Mitglieder des Heeres, wie fih 8.1 
des Sei. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 146, ausdrüdt, oder der 
bürgerlichen Verhältniſſe, Rechte und Berpflichtungen der einzelnen Mit- 
glieder des Heeres, welche ſich nicht auf den Militärdienft beziehen, wie 
die Fafjung des 8.14 des ung. Gel. Art. XII vom Jahre 1867 Tautet, 
ift feine gemeinfame Angelegenheit der beiden Neichshälften. Sie unter- 
liegen auch nicht der gefehlichen Regelung Durch den gemeinfamen Mon- 
arhen allein, welhem nur die Anordnungen in Betreff der Leitung, 
Zührung und inneren Organijation der gefammten Armee ausfchließlich, 
d. i. ohne Mitwirkung der gefebgebenden Collegien in beiden Reichs⸗ 
hälften zukommt (8.5 des öfterr., 8.11 des ung. Ausgleichsgeſetzes). 
Damit erfcheint es für verfaſſungswidrig erflärt, die Zuſtändigkeit der 
Givilbehörden, alfo auch der Gipilverwaltungsbehörden gegenüber ben 
Mitgliedern des Heered in Angelegenheiten, für deren Erledigung dieſe 
Mitgliedfchaft gar keine Bedeutung befitt, die mit der militärifchen 
Dienftpflicht derfelben nichts zu thun haben, dur Armeeverordnungen 
zu regeln. Es bleibt vielmehr bei der verfaflungsmäßigen Competenz 
der geleßgebenden Organe in beiden Reichshälften, die Zuftändigkeit der 
Berwaltungsbehörden in allen Angelegenheiten, von welchen der Inhalt 
der militärifchen Dienftpflicht nicht berührt wird, felbftftändig zu ordnen, 
und bei den allgemeinen Regeln über die Buftändigleit der Verwaltungs: 
behörden in folchen Angelegenheiten auch gegenüber Militärperjonen, 
wenn nicht durch Geſetz eine Ausnahme hiervon verfügt ift. 

1) Bgl.Barthenheim, Pollzei ©.79: 
Die Eivilpoligeibehörden haben auch in 
Militärgebäuden ohne Begrüßung und | 
Suterventrung des einfchlägigen Militär- 
commandos nicht zu wirken, vielmehr 
nur eriuchungötoeife en In dem 
Fall Nr. 720 Exel, Verfahren vor Be 
Berwaltun Sgeri fe, ‚218 (8 
des V. G. 5 v. Mat 187 En 
Haben die —— olizei⸗ 
behörden über die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
wendung eines Hauſes als Militär⸗ | 


marobehaud entichteden. Eine Entſchei⸗ 
dung des preußiichen Oberverwaltungs- 
geriäte v. 5. Mat 1877 ruht auf dem 
echtsſatze, de Colliſionen zwiſchen der 
Aufgabe der Polizeibehörde, die öffent⸗ 
liche Sicherheit zu wahren, und jener 
der Milttärbehörden, die Sriepstthtig 
keit des Heeres zu fichern, ihren Ausgleich 
nicht durch das Einfchreiten der Polizei 
gewalt, fondern im gefeßlichen Organis 
‚ mus der Staatögewalt zu finden Baben. 


— — m — 
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Eine ſolche grundſätzliche Ausnahme beſteht nun keinesfalls; viel- 
mehr hält 8.62 des Wehrgejehes vom 11. April 1889, R. G. B. Nr.41, 
daran feft, daß die dauernd Beurlaubten, die nicht in der activen Dienft- 
leiftung ftehenden Dfficiere und Mannfchaften der Neferve, Seewehr und 
Landwehr, die nicht activen Erjatrejerviften in allen ihren bürgerlichen 
Verhältniſſen, fowie auch in Straf: und polizeilihden Angelegenheiten den 
Civilgerihten und Behörden, und daß die in dauernder oder zeitlicher 
activer Dienftleiftung ftehenden Perfonen des Heeres, der Kriegsmarine 
und der Landwehr ziwar den militärtfchen Strafgefeten und Disciplinar- 
vorfchriften unterliegen, aber Hinficgtlich ihrer. bürgerlichen Verhältniſſe, 
die fih nicht auf den militärifchen Dienft beziehen, den bürgerlichen Ge⸗ 
fepen und Behörden unterſtehen. 

Daraus folgt, daß, von weitergehenden gejehlichen Beitimmungen 
abgejehen, die Zuſtändigkeit der Givilverwaltungsbehörden gegenüber 
activen Militärperfonen ihre Grenze nur daran findet, daß durch An- 
ordnungen derſelben die Erfüllung der milttärtihen Dienftpflicht, bie 
Verfügung der Militärbefehlshaber über die ihnen untergebenen activen 
Milttärperfonen für militärifche Zwecke nicht beirrt werden darf. 

Unzuftändig find demnach die Civilverwaltungsbehörden nur zur 
unmittelbaren Anordnung unmittelbaren Zwanges an einer Militärperfon, 
wenn fie ihnen nicht ausnahmsweiſe zugeftanden ift!), alfo zur unmittel- 
baren Ladung einer Militärperfon, zur Anordnung des Borführungs- 
zwanges?), zur Erecution einer Arreftftrafe gegenüber activen Militär- 
perjonen. Dagegen fteht ihnen die Durhführung des Polizeiftraf- 
verfahren und dad Erkenntniß in Polizeiftraflachen auch gegenüber 
activen Milttärperfonen zu. Ein Bweifel kann wegen des Grundjaßes 
non bis in idem nur hinſichtlich folder Polizeidelicte entſtehen, 
welche ſich zugleich ald Verlegung disciplinärer Pflichten des Soldaten 
darftellen, wie 3. B. unanjtändiges Benehmen an öffentlichen Orten. De 
lege lata ift davon auszugehen, daß Hier polizeiliche Abftrafung und 
disciplinare Behandlung neben einander ftattzufinden haben, ganz wie 
bei den Civilftaat3beamten. Der Fall liegt ganz gleid. Die Praxis 
neigt jedoch bier ohne gejeglichen Anhaltspunkt zu einer privilegirten 
Behandlung der activen Militärperfonen.?) Rationell und im moderner 





1) Die Formel, durch welche die Bra- | Anregung des Brager Generalcommandos 
hialgewalt von Executivorganen, welche | den untergeordneten Behörden aufgetra- 
für Zwecke der Eivilverwaltung beftimmt | gen, Borladbungen und Buftellungen an 
find, auf active Milttärperfonen audge-r die activ dienenden Mannichaften, die 
dehnt wird, lautet dahin, daß denſelben | Einjährig- Freiwilligen etngeichloflen, ſteis 
die Mechte einer Militärwache ertheilt | im Wege des betreffenden Zruppenför- 
—* ga 5 Te ren pers zu bewirken. 
wache v ayrhofer J1. ©. 508, für bie 3) So wurde mittels eines Statthal- 
Befugniile der Gendarmen $.11 de Geſ. terelertenutniffes, mitgetheilt in der 8. 
v. 25. Dec. 1894, R. G. 8.5.1895, Rr.1. ' g, V, Jahrg. 1886 ©. 39, ein Polizei⸗ 

2) Die Prager Statthalterei hat mit ſtraferkenntniß gegen einen Officier, wel⸗ 
Erl. v. 24. Dec. 1871, 8. 603873, auf | her vorzeitig von einem Eifenbahnwagen 
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Geiſte, der eine Sonderftellung der Milttärperfonen nur infofern erträgt, 
als es das militärische Intereſſe gebieterifch fordert, löſt jchon im Sabre 
1854 die bier aufgeworfene Frage $. 232 des Berggeſetzes, wonach 
nur der Bollzug eined Straferfenntnifjeg gegen eine Militärperjon an 
die Militärbehörde zu leiten ift, während Verfahren und Erkenntniß 
der Bergbehörde zukommt. Die Verordnung der Minifterten des Innern, 
der Inſtiz und der oberften Bolizeibehörde vom 3. Mai 1858, R. G. B. 
Ar. 70, und die darin mitgetheilte Verordnung der Wrmeeobercommanden 
vom 29. Juli 1857, welche die Beftrafung der Polizeidelicte, felbft bloßer 
Urlauber und Reſerveleute den militärtfichen Disciplinarbehörben 
zuweiſen wollte, entbebrte fchon ihrerzeit nicht nur der geſetzlichen Grund⸗ 
Inge, jondern auch einer beachtenswerthen ratio. Denn die Militärjtraf- 
rihter find nach ihrer technifchen Ausbildung zur Ausübung der Polizei- 
ftrafjuftig in der überwiegenden Bahl der Fälle (man denke an die Straf: 
polizei auf dem Gebiete des Wafler-, Berg-, Forft-, Baurechts u. ſ. w.) 
nicht qualificirt, und eine Trennung von Polizetaufficht und polizeilicher 
Beitrafung im höchſten Grade zweckwidrig. 

Die Militärverwaltung ift befugt, in den Kaſernen Perſonen zur 
entgeltliden Berabreihung von Speilen und Getränfen an die Sol: 
daten zuzulaften. Ihr kommt es zu, Diefelben bei der Ausübung diejer 
Thätigfeit zu überwachen. Wllein darüber hinaus unterliegen dieje Per: 
jonen der AZuftändigleit der Eivilgewerbebehörden, alfo insbeſondere, 
wenn fie die Grenzen der Befugniß eines Bantineurd oder Marletenders 
überjchreiten.!) Soweit diefe Perſonen für den Grund, auf dem fie das 
Gewerbe ausüben, und für die Gewerbeausübung fteuerpflichtig find, er- 
folgt die Steuerbemefjung durch die Eivilfinanzbehörben. 

Die Competenz der Eivilgewwerbebehörden erftredt ſich auch auf die 
Gattinnen der Militärperfonen und Militär-Unterparteien (niederer Militär: 
beamter), feien diefe letztere activ oder penfionirt. Nur wegen der Exe⸗ 
cution von Geld- und Arreititrafen an diejen rauen follen nach dem 
Erl. des Handelsminifteriums vom 22. October 1864, 8.4656, die Militär- 
behörden requirirt werden. ?) 


— 


abgeiprungen war, als competenzmwibri 
ergangen, behoben mit Berufung darauf, 
dab active Militär ben militärtichen 
Straf- und Disciplinargefeben unter 
liegen. Allein die milttäriihen Straf- 
geiehe beziehen fi) nur auf Eriminal- 
icte, die Disciplinarborfichriften ver- 
folgen ganz andere Zwecke ala Sicherung 
polizeilicher Pflichten. Zur Handhabung 
anderer Strafgejeße als der militärifchen 
find die Militärbehörden nicht gu känbig, 
und jo müßten active Militärs flir Bolizet- 
delicte ftraflod ausgehen. Mit Recht wird 
biefe Praxis auch von Braftifern als un- 
haltbar erflärt. Bol. Mayrhofer I. 
S. 863 oben. Weist, Polizeiftrafgewalt 


über active Milttärperfonen, Sur. Blätter, 
Jahrg. 1895 Nr. 33, will gar die Straf- 
normen des Bolizeiftrafgejeges mit den 
GStraffanctionen der militärischen Dis- 
eiplinarborichriften combiniren, die einen 
auf Die anderen pfropfen! Es braudt 
nicht weitläufig bewielen zu werden, daß 
nicht alle Polizeidelicte eine Verlegung 
der militärtfchen Disciplin beinhalten. 

1) Hfdet. v. 8. Oct. 1819, 8. 19646, 
v. 5. uni 1834, 8. 12845, v. 4. Oct. 
1836, 3. 24260, Galiʒ. Prov. &. ©. 179, 
mitgetheilt bei Röll I. ©. 508 fi. 

2) Doch wohl nur, wenn die Execution 
in Mifitärgebäuden vorgenommen werden 
fol. Bel. auh V. G. H. E. v. 22. Mai 
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IV. Reinerlei Eremtionsprivilegium gegenüber den Behörden ber 
inneren Verwaltung befigen die Hörer der Univerfitäten und anderer 
höherer Lehranftalten. Zwar iſt es zunächſt Sache der akademiſchen 
Disciplinarbehörden, die Ruhe und Ordnung innerhalb der für Lehr- 
und fonftige akademiſche Zwecke dienenden Gebäude aufrecht zu erhalten. 
Allein ihre Gewalt ift nur Disciplinargemwalt, deren Aufgabe und 
Inhalt ih mit der Aufgabe und dem Inhalt der allgemeinen Bolizei- 
gewalt nicht dedt, und deren Mittel auch für die Erfüllung ber 
Aufgaben der ftaatlihen Polizeigewalt nicht ausreichen. Es 
werben deshalb die ftaatlichen Polizeibehörden im Intereſſe der Erbaltung 
der akademischen Disciplin bei der Herftelung von Ruhe und Ordnung 
in afademifchen Gebäuden zunächſt den akademiſchen Behörden das Wort 
laſſen müſſen.) Wenn fich aber die Autorität derfelben nicht zulänglich 
erweift, oder diejelben ihre Pflicht nicht erfüllen oder bei Gefahr am 
Berzuge werden die fonjt berufenen Bolizeibehörden an Ort und Stelle 
die erforderlihen Verfügungen zu treffen haben. Dies gilt umſomehr 
für niedere öffentliche Lehranftalten.?) Nur mit der hier angeführten 
Beſchränkung ift die von Barthenheim, Polizei S. 84, angeführte Weiſung 
der ehemaligen Polizeihofftelle (Bolizeiminifterium) zu verjtehen, welde 
in Erledigung eines Commiffionsprotofolle® vom 6. Mai 1823 erflofien 
it: „Wtewohl die Bewohner der therefianifhen Ritterakademie 
allen Bolizeigefegen unterliegen, jo tft fich doch in allen das Therefianum 
betreffenden Fällen an den Afabemievorfteher, zugleich aber auch an den 
Curator zu wenden.“ 

V. Sonderbeftimmungen in Betreff der Competenz der Behörden, 
fomweit es fi um Ausländer handelt, werben durch die internationalen 
Interefſen hervorgerufen, welche filh an die Behandlung von Ausländern 
fnüpfen. Sie verfolgen alſo eben fo wenig als die Beitimmungen, welche 
id auf Militärperfonen und Militärbehörden beziehen, den Zweck, 
dem Betroffenen eine privilegirte ftaatsrechtliche Stellung einzuräumen. 
Bon ſelbſt verfteht fich eine Abweichung von den regelmäßigen Competenz- 
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1887, 8.1110, Budw. 3496, v. 26. März | 8. f. B. 1876, ©. 112, nad) welchem 


1885, 3. 865, Budw. 2477, v. 2. Juli 
1891, 3. 2323, Budw. 6068, vom jelben 
Tage 3. 2324, Budw. 6069. 

1) Died ift Die ganze Bedeutung bes 
Ausdrudes akademiſches Bürgerrecht, an 
welchen fich unklare, aus der befeitigten 
Gerichtd- und Bolizeigerichtsbarkeit ber 
Univerfitäten in der ftändiichen Epoche 
hervorgegangene Borftellungen knüpfen. 
Bol. die Disciplinarordnung für die 
Univerfitäten v. 13. Oct. 1849, R. G. B. 
Nr. 416, ferner den Erl. des Min. des 
Kun. v. 1. Juni 1876, 8.2209, und ben 
auf demjelben beruhenden Erl. des Min. 
für €. u. U. v. 26. 


uni 1876, 8.7918, ' 


die Handhabung der Vereinspolizei gegen- 
über Studentenverbindungen den allge 
meinen vereinspolizellidden Behörden zu- 
kommt, ferner die Noten 9—17 zu 8.1 


des Vereinsgeſ. v. Jahre 1867 in der 


nit aus. 
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beftinnmungen wegen der Ausländerqualität einer Partei nit. Sie muß 
gefeglich angeordnet fein, wie 3. B. im 8.8 der Gew. Nov. (1883), 
welcher in dem dort vorgefehenen Falle die Buftändigkeit der Landes- 
behörde für die Zulaffung eines Ausländers zum Gewerbebetriebe vor: 
fieht. Verſchieden von der Frage, inwieferne Die Competenzordnung 
dur) Die Yusländergualität einer Partei berührt werde, ift die, wie 
weit Ausländer überhaupt der Zuſtändigkeit der öfter. Behörden unter: 
worfen find. Das ift eine Frage des internationalen Verwaltungsrecht, 
welches befonderer Behandlung bedürftig ift. 


8.9. Der Eompetenzeonflict, 
I. Der pofitive Competenzconflict, 
a) Bedeutung. 


Da e3 felbft der techniſch volllommenften Geſetzgebung nicht gelingen 
wird, eine ganz gleiche Auffafjung über den Inhalt der von ihr ge— 
ihaffenen Normen bei allen Individuen hervorzurufen, fo find auch die 
Competenzgeſetze der Gefahr verfchiedener Auffaffung durch die zu ihrer 
Anwendung berufenen Berfonen ausgefett. Außerdem können Meinungs- 
verjchiedenheiten über das Dafein der thatfächlichen Vorausfehungen für 
die Buftändigkeit der Behörden nicht vermieden werben. 

Es iſt bereitö früher bemerft worden, daß, von gejehlichen Aus: 
nahmsfällen abgejehen, keine Behörde über ihre Zuftändigkeit disponiren, 
aljo etwa auf diejelbe verzichten Tann, daß vielmehr jede Behörde ihre 
Buftändigfeit nicht bloß gegenüber den Einzelnen, jondern auch gegen-, 
über jeder andern ‚Behörde zu wahren hat, deren Dienftbefehl fie nicht 
unterliegt. Die Möglichleit von Meinungsverſchiedenheiten über die Bu- 
ftändigfeit der Behörden und die Pflicht derjelben, ihre Zuſtändigkeit 
gegenüber Eingriffen anderer Behörden zu behaupten, kann folgende Ber- 
widlungen hervorrufen: 

In einem Halle, in welchem es feftfteht, daß eine Amtshandlung 
mit einem beitimmten Inhalte vorzunehmen ift, können mehrere, dienftlich 
von einander nnabhängige Behörden einander gegenüber die Zuftändigfett 
für diefe Vornahme in Anfpruch nehmen, obwohl nah Maßgabe der 
Competenzgejege diefelbe nur durch eine Behörde zu erfolgen bat. 

Oder es treten folche Behörden mit Zuſtändigkeitsanſprüchen in 
einem Yalle gegenüber, in welchem noch nicht feftiteht, ob eine Amts- 
handlung vorzunehmen ſei und mit welchem Inhalte, indem jebe der- 
felben behauptet, daß die Prüfung und Entfcheidung diefer Frage 
ihr zukomme. 


1) Hiezu not b bie Beiehrenben Abhand⸗ zeitung, Jahrg: 1889, Nr. 43—45, und 
lungen von At Rechtskraft des von emaper, Kompetenzconfliet im 
Urtheils bie nsuläffigten bes Rechts- Oeſterr. Staatswörterbuche. 
weges, in der allgem. öſterr. Gerichts⸗ 
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Es iſt aber auch möglich, und dieſer Fall iſt von den beiden früher 
erwähnten innerlich verſchieden, daß eine Behörde von einer ihr nicht 
untergeordneten Behörde verlangt, fie möge eine von dieſer ergangene An⸗ 
ordnung zurüdnehmen, oder daß fie dem Vollzuge derjelben Hindernifie ent- 
gegenftellt, nicht au3 dem runde, weil Die Anordnung nicht in die Zuftändig- 
feit der anordnenden Behörde fällt, fondern weil ihr Vollzug ein von 
der entgegentretenden Behörde von Amtswegen zu mahrendes öffentliches 
Intereſſe rechtswidrig verlegt. Es trifft 3. B. ein Gericht im waſſer⸗ 
rechtlichen Befigftörungsftreite eine proviforifche Verfügung, von welcher 
die Waflerpolizeibehörde behauptet, daß fie polizeiwidrig fei. Sie ver: 
langt die Zurüdnahme oder verbietet den Perſonen, welche die Verfügung 
vollziehen tollen, den Vollzug. 

In allen diefen Fällen find Verhältuiffe gegeben, welche jich mit 
der gedeihlichen Löſung der Aufgaben des Staated und mit der Einbeit- 
lichfeit des ftaatlichen Willens nicht vertragen, und denen. in irgend einer 
Weife ein Ende gejebt werden muß. 


Soweit e8 fih um die technifche Bezeichnung einer ſolchen unhalt⸗ 

baren Concurrenz mehrerer Behörden handelt, jo ſpricht 8. 12 und 8. 15 
des Gef. vom 18. April 1869, R. G. B. Nr. 44, von einem beſtehenden 
Competenzconflict in jenen Fällen, in welchen eine Gerichts- und 
eine Verwaltungsbehörde die Zuftändigfeit in derfelben Sache in An: 
fprud nimmt, oder in welchen eine Landesvertretung und eine 
oberite Regterungsbehörde das Berfügungs: oder Entfcheidungsredht 
in einer abminiftrativen Angelegenheit beanſprucht. Der dritte oben er: 
wähnte Fall erfcheint durch dieje Erläuterung der Bezeichnung nicht ge: 
„troffen. 
j Die Eoncurrenz mehrerer Bermaltungsbehörben für die Erledigung 
ein und derjelben Angelegenheit entbehrt einer technifchen Bezeichnung, 
doch wird im Anſchluſſe an die Beftimmung des $. 3 der Surisdictiong: 
norm vom 20. November 1802, R. G. B. Nr.251, des 8.47 der noch nicht 
wirkſamen Jurisdictionsnorm vom 1. Auguft 1895, R. G. B. Nr. 111, und 
des 8.64 der Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873, R. G. B. Nr.119, 
von Streitigfeiten über die Zuftändigfeit, und zwar von Streitigkeiten 
bejahenden Inhalts gefprochen werden können. In der Sprache der älteren 
öfterr. Geſetze (vgl. Codex Austriacus IV. ©. 1141 P. 27, und 8.5 ber 
älteren Jurisdictionsnorm) wurde vom Standpunft der Auffafjung, daß 
auch den Berwaltungsbehörden das officium jus dicentis zukomme, in 
allen bier erwähnten Fällen von Jurisdictionsſtreitigkeiten geſprochen, 
und diefe Jurisdictionsſtreitigkeiten wurden von den betbeiligten Behörden 
wirklich mit folcher Leidenſchaft und jo perjönlich durchgeführt, als handelte 
es ſich um Gtreitigfeiten über fubjective Rechte. 

Zur Vereinfachung der Darjtelung fol bier für alle Fälle des Vor⸗ 
liegens unvereinbarer Zuſtändigkeitsanſprüche verjchiedener einander nicht 
untergebener Behörden von (bejahenden, affirmativen) pojitiven Competenz: 
conflictsfällen geſprochen werden. 
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b) Der positive Eompetenzconflict zwifchen Gerichts: und 
Bermwaltungsbehörden. 


So lange der Monarch die höchſte Gerichtögeiwalt perſönlich aus⸗ 
übte, wozu er verfafiungsmäßig bis zum Ausgange der abjolutiftiichen 
Epoche zuftändig war, vollzog fich die Löfung pofitiver Competenzconflicte 
zwilchen den Gerichts: und Berwaltungsbehörden in gleicher Weije, wie 
gegenwärtig jene der Staatlichen Verwaltungsbehörden unter einander. 
Die Gerichtsbehörden waren eben Behörden des Landesfüriten, Behörden 
zur Ausübung feiner Gewalt, wie alle anderen Behörden. Die Anregung 
zur Löſung fonnte deshalb von den Gerichtöbehörden ebenſo gut aus: 
gehen wie von den Verwaltungsbehörden. In unmittelbare Berührung 
zum Zwecke jolcher Löfung konnten jedoch organijationsgemäß nur die 
Mittelbehörden treten, zulebt alfo vor der Begründung der conftitutio- 
nellen Berfaflung die Appellationsgerichte auf der einen, die Landesſtellen 
auf der andern GSeite.!) Die Unterbehörden hatten deshalb die Sache, 
in welcher der Conflict entjtanden war, an die ihnen vorgejegte Mittel: 
behörde zu leiten.?) Diefe allein war zur Geltendmadhung bes Eom- 
petenzconflict3 dur Einleitung des Einvernehmen mit der competenten 
Mittelbehörde des andern Neffort3 zuftändig. In diefem Stadium konnte 
der Eompetenzeonflict jein Ende nehmen, wenn nach gepflogenem Ein: 
vernehmen eine der gegenüber ftehenden Inſtanzen erfannte, daß die An- 
gelegenheit nicht in ihr Reſſort gehöre und etwa bereit von einer ihr 
untergeordneten Inſtanz oder von ihr felbit audgegangene Amtshand- 
lungen außer Kraft ſetzte. Konnten fich die beiden Inftanzen nicht einigen, 
fo ging die Sache an den Monarchen, oder wie es auch heißt, nach Hof.?) 
So beftimmt noch das Hfdct. vom 5. Juli 1790, 3.6.6. Nr. 32, daß 
wenn fich über allgemeine Iandesfürftliche Anordnungen Zweifel und An 
ftände ergeben, über welche fich die politischen und Juſtizbehörden nicht 
einverjtehen können, ſich in feine einfeitige Wuslegung einzulaſſen, jon- 
dern über folche Umftände jedesmal die höchſte Entſchließung einzuholen 
fei. Keine Beitimmung ausſchließlich für die Löſung von Competenzcon- 
flicten enthält das Hfdct. vom 23. Juni 1820, J. G. S. Nr. 1669. Das- 
jelde trifft nur Anordnung darüber, wie der bei einem Gerichte erſter 
Inſtanz auftauchende Zweifel, ob ein Gegenjtand zur gerichtlichen oder 


1) Das Hofdet. v. 5.0ct.1816, J. G. S. 
Nr. 1285, erblict in diefer Beſchränkung 
ein Mittel, um eine fchädliche Häufung 


nachdem die Scheidung von Juſtiz und 
Verwaltung in lebter Inſtanz organic) 
erfolgt war, ſeitens der oberiten Suftiz- 


von Sompetenzconflicten Hintanzuhalten. 
2) Hfdet. v. 8. Oet. 1784, J. G. ©. 
Nr. 349, v. 6. Oct. 1816, J. G. S. Nr. 1285, 
v. 23. Juni 1820, J. & S. Nr. 1669. 
3) Das cit. Hfdet. v. 8. Det. 1784. 
Die Entihließung des Monarchen erfloß 
nad) gutachtlicher Aeußerung der hoͤchſten 
Berwaltungsd- und Zuftizbehörven, alfo 


ftelle und der böhm.-dfterr. Hoflanzlei. 
Eine Ueberprüfung des Gutachtens durch 
den von Maria Therefia errichteten 
Staatsrath war nicht ausgeſchloſſen. In 
der legten Zeit des patriarchaliſchen Ab- 
ſolutismus gelangte die Sadje vor den 
Monarchen nur dann, wenn fich beide 
Hofftellen nicht einigen konnten. 
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politifchen Amtshandlung gehöre, zu löſen fei und verpflichtet zu dieſem 
Zweck das vorgejegte Appellationdgeriht auf Antrag des Untergerichtes, 
das Gutachten (Wohlmeinung) der Landesftelle darüber einzuholen, und 
wenn dieſes zu Gunften der Zuftändigfeit der politifchen Behörden aus: 
fällt, die Angelegenheit an die oberjte Auftizftelle zu leiten. Das Hof: 
decret verlangt alfo nicht für die Einleitung diefes Verfahrens, daß der 
Zweifel bei der Unterbehörde durch die Erhebung des Zuftändigkeits⸗ 
anſpruchs ſeitens einer politiichen Behörde rege gemacht fein müſſe, nod 
verpflichtet e8 die Unterbehörde, jeder Erhebung eines ſolchen Anfpruces 
nachzugeben, es fordert endlich für die Vorlage der Ucten an die Juſtiz⸗ 
ftelle feinen Diſſens zwifchen Appellationsgericht und Gubernium, fondern 
ordnet dieſelbe jchlechthin an, wenn das Gubernium für die YZuftändig- 
fett der politiichen Behörden ift, möchte jelbft das Appellationsgericht der 
gleihen Meinung fein. 

Nicht ganz Har tft die Bedeutung des 8. 48 der alten Jurisdictions⸗ 
norm für den bier erörterten Gegenftand. Er verpflichtet bie Gerichte, 
vor Gericht gepflogene Verhandlungen über einen Gegenstand, welder 
vor die Verwaltungsbehörde gehört, fo Tange fie nicht durch rechtskräftige 
Entſcheidung erlebigt find, von Amtswegen, aljo ohne einen Parteien 
antrag abzuwarten, nach Rechtskraft der Entjcheidung, aber auf Antrag 
der zur Anfechtung und Beitreitung beredtigten Behörde als ungiltig 
aufzuheben. Dffen gelaffen ift die Frage, ob für die Caſſation des redt3- 
träfttgen Erkenntnifjes diejenige Inſtanz zuftändig ſei, welche zuleßt ent: 
Tchieden hat, oder wofern fie nicht die höchſte Anftanz ift, die ihr un- 
mittelbar vorgefeßte. Daß dieſe Beitimmung den @erichten die endgiltige 
Löſung der Sompetenzconflicte Habe einräumen tollen, ift ebenfowenig wahr⸗ 
ſcheinlich, als daB die Gerichte an den Antrag der Behörde gebunden fein 
follten. Da nun weder die im 8.35 der mit faiferl. Entichließung vom 
24. Juni 1849, R. G. B. Nr. 278, genehmigten Grundzüge der neuen 
Gerichtöverfaflung, und im 8. 17 der Statuten des oberften Gerichtshofes 
vom 7. Auguſt 1850, R. G. B. Nr. 325, in Ausfiht genommene Auf: 
ftellung eines aus Richtern und Verwaltungsbeamten gemischten Senates 
beim oberften Gerichtähofe noch die im 8.5 des Statutes für den öfterr. 
Staatsrat vom. 26. Febr. 1861, R. G. B. Nr. 22, geplante Verwendung 
desjelben als CompetenzconflictSbehörde realifirt wurde, fo muß man 
fagen, daß bis zur Einfegung des Reichsgerichts im Jahre 1869 jener 
Nechtszuftand in Sachen der Löfung der bier berührten Competenz 
conflicte fortdauerte, der in den älteren, dem Hofdecrete vom Sabre 
1820 vorangegangenen gefeßlichen Beitimmungen feinen Ausdruck ge 
funden Hat. Derfelbe ift in folgender Weife zu beftimmen: Gericht 
und Verwaltungsbehörden ftehen zu einander im Nebenordnungsverhältniß, 
e3 fteht ihnen einander gegenüber feine Control und feine Dienftgewalt 
zu. Sie haben jedoch einander gegenüber nicht nur ihre eigene Com: 
petenz zu wahren, fondern die fremde zu rejpectiren.!) Erfenntnifie, 


1) Das Hfdet. v. 26. Auguft 1800, | 3.8.6. Nr. 509, verpflichtet Die Juſtiz⸗ 
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welche mit Verletzung der Normen über die Abgrenzung der Zuſtändigkeit 
von Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden ergangen ſind, find bindender 
Kraft gegenüber dem Staate nicht fähig!) Allein, und bier äußert ſich 
die wechjeljeitige Unabhängigkeit von Gerichten und Verwaltungsbehörden, 
fein richterlicher Uct darf durch eine Verwaltungsbehörde, fein adminiftra- 
tiver Act darf Durch eine richterliche Behörde vernichtet werden. Biel- 
mehr kann fi) die Vernichtung eines competenzverlegenden richterfichen 
Aetes nur mittels eines richterlichen, eines jolchen abminiftrativen Acts 
nur mittels eines adminiftrativen Erkenntniſſes vollziehen.) Die Löfung 
eined pofitiven Gompetenzconflictes zwiſchen Gerichts: und Verwal⸗ 
tungöbehörden iſt deshalb nur in der Weife möglich, daß die Hiefür 
zuftfändigen Gerichtsbehörden auf der einen, die biefür zuftändigen Ber- 
waltung3behörden auf der andern Seite fi über die Beantwortung der 
Competenzfrage einigen, und daB alſo entweder der beanftänbete Act aufs 
recht erhalten bleibt, wenn die Beanftändung zurüdgenommen wird, oder 
daß er durch die zuftändige Behörde vernichtet wird. Gelingt eine ſolche 
Einigung bis in die legten Inſtanzen nicht, dann tritt die Entſcheidung 
des Monarchen, als des verfafiungsmäßigen Inhabers der höchften Zuftiz- 
und Regierungdgewalt, ein. Buftändig für die Erledigung des Com⸗ 
petenzconflictes durh Einigung in eriter Inſtanz find aber nur die 
Mittelbehörden. Die angegangene Behörde muß dem Untrage der zu⸗ 
itändigen Behörde des andern Reſſorts auf Auseinanderjegung ent- 
ſprechen. Buftändig für den Antrag auf WUuseinanderjebung find aber 
die Gerichte ebenjo wie die Verwaltungsbehörden. Den Parteien kommt 
ein ſolches Antragsrecht nicht zu. Vorfragen öffentlichen Rechtes unter: 
ftehen der ausschließlichen Enticheidung der Berwaltungsbehörden, und 
Vorfragen des PBrivatrechtes der ausfchließlichen Enticheidung der Gerichte 
nur, joweit diefe ausdrücklich angeordnet ift.®) 





behörden die zur politiichen Enticheidung | J.G. S. Nr. 349, v. 5. Oct. 1816, J. G. S. 
gehörigen Sachen ſofort a limine zu weiſen. Nr. 1285. Das Hfdet. an das Prager 

1) Das Hfdct. v. 8. Jänner 1795, Appellationsgericht v. 19. Dec. 1793 be⸗ 
3.0.6. Nr. 212, erflärt Erlebigungen | fimmt, baß das Gubernium nicht mit 
von bloßen Brivatiuftizfachen, wenn fie der Aufhebung eines unterrichterlichen Er- 
nit von den durch landesfürſtliches Tenntnifles vorgehen bürfe, jondern ſich 
Geſetz aufgeftellten Gerichtsbehörden aus- | zu diefem Qued mit dem Uppellationg- 
gegangen find, für erichlihen und daher ; gericht Ins Einvernehmen zu ſetzen babe. 
feiner Rüdficht würdig. Umgefehrt ſpricht p} Bol. Hfdet. vom 31. December 1818, 
das Hfbet. v. 28. Det. 1815, J. G. S. J. G. S. Wr. 1531, wonach, wenn bei 
Ar. 1187, ans, daß ein Urtheil über | der Erbfteuerbemeilung die Frage bes 
einen offenbar zum Nechtsweg nicht ge- | NRechtsgrundes des Erwerbes einer Sache 
eigneten Gegenftand, ungeachtet des Hier- | von Todeöwegen zweifelhaft ift, über die⸗ 
über von den Parteien nicht nach Vor⸗ | felbe die Erbfteuer-Hofcommilfton zu ent» 
\hrift der Gerichtsordnung ergriffenen | fcheiden hat. Nur die Entfcheidung der 
Nechtsweges, nicht dergeftalt in Rechts⸗ Frage, wer Subject des der Beitenerung 
kraft erwachſe, daß folches nicht auf Ein- , zu unterwerfenden nermögen fet, ift den 
\hreitung der competenten politiichen | Gerichten zu überlaflen. ndererfeits er. 
Behörde vom Obergerichte aufgehoben | achtet es das Hfdet. v. 26. Febr. 1789, 
werben könnte. J. G. S. Nr. 977, für nöthig, das ad- 

2) Bgl. das Hfdct. v. 8. Oct. 1784, | miniftrative Steuerbemefiungserlenntniß 
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Das ältere öſterr. Recht ruht alſo auf dem Principe der „Eoncer- 
tation“, wie es in der älteren NRechtsiprache heißt, derzufolge der Compe⸗ 
tenzconflict zwiſchen Gerichtd- und PVerwaltungsbehörden zunächſt durd 
dad Zuſammenwirken diefer felbft zu löſen ill. Zur Bildung einer 
von den Gericht3- und Verwaltungsbehörden verfchiedenen, diefelben durch 
ihre Entjcheidungen verbindenden Behörde zur Behebung von Comipetenz: 
eonflicten iſt es in der abfolutiftiichen Epoche nicht gelommen. Die fran- 
zöfifche Theorie von der Theilung der Gewalten und ihre praftifche Ge⸗ 
ftaltung hat ihren Einfluß auf die ältere öfterr. Organijationsgefehgebung 
nicht ſowohl dadurch geübt, daß Juſtiz- und Verwaltungsthätigkeit an ver- 
Ichiedene von einander unabhängige Behörden vertheilt wurden, da die 
Unftalten zu diefer Bertheilung ſich ſchon in einer der Entftehung diejer 
Theorie vorbergegangenen Epoche nachweilen lafjen, als vielmehr dadurd, 
daß die Gerichte Acte der Behörden nicht vernichten dürfen. Mit dieſem 
letzteren Principe trat die Gejehgebung in Gegenſatz zur Anerkennung 
eines richterlichen Schußes gegen Rechtöverlegungen durch die Verwaltungs: 
insbefondere die Finanzbehörden, deſſen Beſtand ſich His zum eriten 
Drittel unferes Jahrhunderts nachweiſen läßt. Das deutid: 
rechtliche Princip erhielt fih in dem Punkte, daß die Gerichte von der 
Entſcheidung von PVorfragen des dffentliden Recht? nicht ausgeſchloſſen 
waren.!) Specifilch öſterreichiſch war aber, daß Gerichte den Competen;: 
eonflict ebenjo rege machen durften als die Berwaltungsbehörden, und der 
Mangel einer bejonderen CompetenzconflictSbehörbde. 


Die Nothwendigkeit der Errichtung einer folchen Behörde ergab fid, 
als im Jahre 1867 verfaffungsmäßig klar ausgefprochen wurde, daß die 
Gerichtsgemalt nicht durch den Monarchen, fondern in deſſen Namen 
durch Richter ausgeübt werde, welche in Ausübung ihres richterlichen 
Amtes felbitftändig und unabhängig feien (Urt. 1 u. 6 des St. G. ©. vom 
21. December 1867, R. G. B. Nr. 144, über die richterlicde Gewalt). 
Damit war zugleich die Verpflichtung der Gerichte, auf Eoncertationsan: 
träge der Verwaltungsbehörden einzugehen, in Frage gejtellt und bie 
Unterwerfung des niederjten wie des höchſten Gerichts in Betreff der Ge 
feßesanwendung unter den Machtiprud des Monarchen ausgefchlofien. 
So mußte denn die hiedurch in Betreff der Löfung von Competenzcon⸗ 
flicten entitandene Lücke ausgefüllt werden. Demgemäß ordnete das St. 
®. ©. vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 143, die Einfegung eines 
Neichögericht3 für den Zweck der Entfheidung von Competenzconflicten 
zwiichen Gerichts- und Verwaltungsbehörden an, welche darüber entftehen, 
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den gerichtlichen Erkenntniſſen gleich zu | J. Bd. 1.Abth. ©.27: „Die Subfumirung 
ftellen, um die Prüfung feiner Rechte , der einzelnen Fälle unter das politiiche 
mäßigfeit dem um die Execution ange | Gejeß ift ... . . wegen des nahen wid- 
gangenen Gerichte zu entziehen. tigen Zuſammenhanges mit dem ganzen 
1) Berg. Brotobevera, Materialien Privatrechtlichen Bultande des Bürgers 
für Gejegtunde und Rechtöpflege in den | den Gerichtöhöfen zu überlafien. 
öfterreihiichen Erbflanten (1814—1824), 
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ob eine Angelegenheit im Rechts: oder Verwaltungswege auszutragen 
fei. Die Einjegung und die Organifation diefer Reichsbehörde, die Regelung 
des Verfahrens vor berjelben erfolgte mit Geſetz vom 18. Wpril 1869, 
R.G.B. Nr. 44. — Die Löfung von Eompetenzconflicten zwiſchen Ge- 
richte: nnd Verwaltungsbehörden kann gegenwärtig nur nah Maßgabe 
der Beſtimmungen diefer Geſetze vor fich gehen, deren eingehende Erürte- 
rung der bejonderen Behandlung des Heichögerichtd vorbehalten bleiben 
muß. Bon der alten Einrichtung fcheidet fih die neue dadurd, daß die 
Löſung durch eine befondere außerhalb der Organiſation der ordentlichen 
Gerihte und der Berwaltungsbehörden ftehende, verfafjungsmäßig als 
nothwendig erflärte Behörde in einem proceBähnlichen Verfahren er- 
folgt, an welchem fi die Miniſterien, alfo auch das Juſtizminiſterium, 
zue Wahrnehmung der ntereffen ihres Verwaltungszweiges durch ab- 
geordnete Vertreter, außerdem aber auch die an der Löſung des Eonflictes 
rechtlich intereffirten PBrivatparteien (88. 22, 25 des Geſetzes) betheiligen 
können (nicht müſſen). Der Antrag zur Einleitung des Verfahrens beim 
Reihsgeriht kann nur von einer (ftaatlichen oder Selbft:) Verwal: 
tungsbehörde (niemald von einem Gerichte oder einer Partei) ausgehen 
und es muß zum mindeften eine Qandesverwaltungsbehörbe, fei ed eine 
ftaatliche oder eine Selbftverwaltungsbehörde, fein. Die niederen Behörden 
müfien die Sache an die zur Erhebung des Conflicts zuftändige Ober- 
behörbe leiten. Der Untrag beim Reichögericht ift ftatthaft nur inner- 
bald 60 Tagen, von jenem gerechnet, an welchem die Zuſtändigkeit gegen- 
über dem Gerichte in Anſpruch genommen wurde (hiezu tft auch die 
nievere Berwaltungsbehörde befugt), und nur fo lange, als nicht etwa 
ein in der Hauptfache ergangener Spruh in formelle Rechtskraft er- 
wachſen ift. Die Feititellung des Reichsgerichts hat feine Wirkung fiber 
den concreten Fall hinaus.) Die Frage, ob fie auch jene Verwaltungs⸗ 
refjort3 bindet, welche den Conflict nicht erhoben haben (alfo 3. B. das 
Finanzreſſort, wenn der Conflict von den Behörden der inneren Verwal⸗ 
tung ausgegangen ift), ift im Geſetze vom Jahre 1869 nicht beantwortet. 
Bon ſelbſt veriteht fich die Bejahung diefer Frage nicht, da nach 8. 22 
diejeg Geſetzes der Präfident des Reichsgerichts über die Verftändigung der 
Minifterien von den jtattfindenden Berhandblungen entfcheidet und die 
Üebergehung eines intereffirten Reſſorts nicht ausgefchloffen iſt. Die Er- 
fenntnifje des Weichögerichts Tprechen fid aber mit Recht wegen Art. 2 
lit. a des Gef. v. Sabre 1867 in einer für alle Gerichte und für Die 
Behörden aller Verwaltungsrefiorte bindenden Form aus. Das Reichs- 
gericht ftellt nur die Competenzgrenzen feit, es befiehlt nicht die Ein- 
baltung. Diefer Befehl ift in der verfafjungsmäßigen Beitimmung des 
Reichsgerichts gelegen. 

Das Neichgericht ift in der hier hervorgehobenen Function fein 
Gericht, welches über ftreitige fubjective Rechte entjcheidet, fondern eine 
verfaſſungsmäßig nothwendige Behörde zur Zeftitellung von Fragen der 
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1) Vergl. R.G. E. v. 30. Oct. 1874, | 3. 190, Hye 64. 
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Zuſtändigkeit zwiſchen den die verfaſſungsmäßige Unabhängigkeit genießenden 
Gerichten und den Verwaltungsbehörden. An dieſer ſeiner Zuſtändigkeit 
findet die Selbſiſtändigkeit der Gerichte ihre Grenze. Die Competenzcon— 
fliet3entfcheidung bindet fie ebenſo wie die Werwaltungsbehörden. An 
diefem Charakter des Reichsgerichts wird nicht? dadurch geändert, daß 
Dasselbe nur auf Antrag einer Verwaltungsbehörde einjchreiten kann, und 
daß es jeine Thätigfeit einzujtellen bat, wenn die biefür zuftändige Be: 
hörde unter gleichzeitiger Erklärung der Unzuftändigleit ihres Reſſorts den 
Untrag auf Durchführung des Verfahrens zuridzieht. Denn die Thätig— 
feit des Reichsgerichts ift nur eine fublidiäre für den Fall, al3 der Conflict 
nicht durch die aufeinanderftoßenden Behörden ſelbſt behoben wird, und 
hat deshalb zu enden, wenn der Conflict noch vor Fällung des reichs 
gerichtlichen Erfenntniffes fein Ende nimmt. Dagegen ift eine Rüdziehung 
des Antrags ohne Erflärung der Unzuftändigleit und mit der Abſicht, 
die Zuftändigleitöfrage offen zu laſſen, wirkungslos und bloße Aufflärungen 
der Negierungsvertreter über das Zuſtändigkeitsverhältniß binden das 
Reichsgericht nicht. Es handelt fich eben um die verfaſſungsmäßig gebotene 
Bernidtung von Competenzconflicten, nicht um Entſcheidung über di 
ponible Rechte. Die Feſtſtellung erfolgt auch, wenn die Minifterien von 
ber Befugniß der Entjendung der Vertreter, oder die Privatparteien von 
der Befugniß zum Erjcheinen keinen Gebrauch gemacht haben. 
| Die Geftaltung der hier geſchilderten Einrichtung tft unter dem Ein- 
Huffe der civiliftiich angehauchten Doctrin erfolgt und mehr dem Mißtrauen 
gegen die Verwaltungsbehörden entiprungen, als einer nüchternen Er- 
wägung des praftiichen Bedürfniffes. Sie räumt der richterlichen Thätigkeit 
ſtärkere Wirkung ein als der verwaltungsbehördlichen. Die formelle Rechts 
kraft des richterlichen Erfenntniffes tit eine Schranke für die Zuftändig: 
feit der Verwaltungsbehörde, von gleicher Stärle wie die Eompetenzcon- 
fliet3entfcheidung des Reichsgerichts felbft; den formell rechtöfräftigen Ver⸗ 
waltungsacten jedoch ift gleiche Wirkung gegenüber den Gerichten nidt 
zuerlannt. Die gedeihliche Befriedigung öffentlicher Intereſſen, welcher die 
Einrichtung dienen ſoll, ift abhängig gemacht von dem zufälligen Umſtande, 
ob die Verwaltungsbehörden von dem competenzüberjchreitenden Acte des 
Gericht? noch vor dem Eintritt der formellen Rechtskraft des Urteils in 
der Hauptfache erfahren haben, und zwar um bes pandeltiftiichen Schlag- 
worte3 willen von der auctoritas rerum judicatorum, welches hingenommen 
wird ohne Unterjuchung, ob das Princip der res judicata in folder 
Verwendung dem römifchen Rechte bekannt war, und ungeachtet jene Jr: 
tereffen, welche durch die Sentenz prächudirt werden follen, in dem judi- 
einm feine entjprechende Vertretung gefunden haben. Indeß wird bie 
moderne Auffaffung vom Staate die Sicherung feiner Autorität nicht in 
der Erhaltung, jondern in der Befeitigung eines die Öffentlichen Intereſſen 
verlegenden Mißgriffs der Behörden erblicken müſſen. Die Kraft eines 
Staates ſteckt nicht in der künſtlich erhaltenen, ſondern in einer inneren, 
echten Wutorität jeiner Acte. Andererſeits find zum Nachtheil der Sache 
zwei Fälle nicht in Betracht gezogen, welche freilich auch in ber bis⸗ 
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herigen Literatur über die das Problem ber jogenannten Trennung der 
Gewalten nicht die ihnen gebührende Berüdjichtigung gefunden haben. 

Es ift nämlich nicht ausgefchloffen, daß Gerichts: und Verwaltungs⸗ 
behörden, ohne die Grenzen ihrer Zuftändigfeit zu überjchreiten, zu ent- 
gegengejegten Unordnungen gelangen, welche nebeneinander nicht beftehen 
innen. Wenn heute Jemand auf fremdem Grund ohne Zuftimmung des 
EigentHümers einen Damm aufführt, um fi, feine Leute und fein Eigen- 
thum vor Ueberſchwemmungsgefahr zu jchügen, jo wird man nicht jagen 
tönnen, daß ein Gericht, welches im Befiftörungsftreite die Abtragung 
des Dammes verfügt, und die Verwaltungsbehörde, welche diefe Ab- 
tragung aus Rüdficht für Sicherheit von Leben und Eigenthum verbietet, 
die Grenzen ihrer Buftändigfeit überjchreitet. Dieſe unvereinbaren zu” 
Händiger Weife erlafjenen Anordnungen der Gerichte und Verwaltungs: 
behörden können zeitlich zujammentreffen. Welche Hat der andern zu 
weichen ? 

Desgleichen können die Gerichte kraft ihrer Buftändigfeit, Vorfragen 
des Öffentlichen Rechts jelbititändig für den Zweck der Brivatredts- 
pflege zu löſen, ficherbeitspoligeiliche Verordnungen, die fie für gefeb- 
widrig Halten, von der Anwendung auszufchließen, zu Anordnungen gelangen, 
welche jenen der Berwaltungsbehörden entgegengeſetzt find, ohne dieſe 
letzteren formell zu entkräften. In folden Fällen liegt fein pofitiver 
Competenzconflict vor, fondern ein Conflict von Normen zweier Rechts⸗ 
ordnungen, welche verichiedenen Lebensverhältnifien, alfo verfchiedenen 
Bweden zu dienen haben, ganz ebenfo, wie die Frage nad der Wirkjam- 
feit eines Staatsvertrage® vom Standpuntte des Staatsrechts eines be- 
theiligten Staates und jenem des Völkerrechts zu entgegengejehten Löſungen 
führen kann. Dean kann ebenſowenig behaupten, daß die fogenannten 
Competenzconflietsordnungen diefen Hall treffen, als daß er unmöglich 
und im Intereſſe der Hintanhaltung von ftrafrechtlichen Collifionen von 
Gerichts: und Berwaltungsbeamten oder des Machtmißbrauchs auf der 
einen oder auf der anderen Seite einer gejehlichen Regelung nicht be- 
dürftig Sei. 

Es ift ferner möglid, daß die Verwirklichung des Inhalts eines 
gerichtlichen Erfenntnifjes öffentliche Intereſſen auf delictifche Weiſe ver- 
legen muß, und es entfteht da die Frage, ob die zur Hintanbaltung 
ſolcher Berlehungen verpflichteten Behörden den Bollzug ohne Rüdficht 
auf die vorausfichtlichen Folgen desfelben für Leib, Leben und Vermögen 
vornehmen laſſen müſſen oder nicht. 

Solchen Eventualitäten gegenüber ift mit der bloßen Theorie von der 
Trennung der Gewalten, der wechjeljeitigen Unabhängigkeit von Gericht3- 
und Verwaltungsbehörden nicht geholfen; denn man gelangt damit zu 
dem unmöglichen Refultate, daB fraft des hoheitlichen Willens des Staates 
ganz dasſelbe zugleich zu gejchehen und zu unterbleiben habe, und ſoweit 
der Einzelne in Betracht fommt, an den die entgegengefeßten Anordnungen 
ergehen, zu Gehorjamspflichten mit widerfprechendem Inhalt. 

So lange nun dieſe Eollifionsfälle keine gejebgeberifche Löſung 
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gefunden Haben, tft diefelbe aus der Stärke der den entgegengeſetzen An- 
ordnungen zu Grunde liegenden Intereſſen zu gewinnen, mag man aud in 
Gegenſatz zu Theorieen gerathen, welche dieſe Fälle nicht erwogen oder 
diejelben unter dem Drude des Selbiterhaltungstriebes umgangen haben. 
Denn der Bedeutung der verfchiedenen durch geſetzliche Beftimmungen 
geregelten Intereſſen wird die Kraft und Stärke der diefelben regelnden, 
in der Anwendung zu unvereinbaren Ergebnifien führenden gejeßlichen 
Beitimmungen entiprechen, und e3 wird der Normenconflict entjprechend 
dem auch auf dem Gebiete des Privatrecht3 geltenden Principe zu löſen 
jein, daß das jchwächere dem ſtärkeren Rechte zu weichen habe. Diefe 
Abſchätzung führt zu folgenden Sätzen: Selbft ein rechtsfräftiges civil- 
gerichtliche Erkenntniß vermag die Behörden nicht an der Unordnung 
folder Maßregeln zu hindern, welche für die Sicherheit von Leben, Ge 
fundheit und Vermögen geboten find. So erfennt der oberſte Gerichts⸗ 
Hof in feiner Entjcheidung Nr. 10930 der Glaſer⸗-⸗Unger'ſchen Sammlung, 
daß ein rechtöträftiges Erkenntniß in einem an die Benutzung des Waſſers 
fih Mnüpfenden Befitftörungsftreit der Befugniß der Wafferpolizeibehörbe, 
im Hinblid auf die den Streitgegenitand bildende Benubung bie gebotenen 
polizeilichen Anordnungen zu treffen, nicht präjudicire; und es handelte 
ih in dem entjchiedenen Fall bloß um polizeiliche Verfügungen zur wirth: 
ſchaftlich zweckmäßigen Ausnutzung des Waflerd.?) Den ftrafrechtlichen 
Beſtimmungen zur Sicherung dieſer Intereſſen ſind auch die richterlichen 
Beamten unterworfen, und die Sicherheitsbehörden find auch dann ver- 
pflichtet, Die Verübung von ftrafbaren Verletzungen der öffentlichen Sicher: 
heit Hintanzubalten, wenn diefelben durch die Ausführung eines richter- 
lien Exrfenntnifjes begangen würden. Würde 3. B. ein Gericht die Auf 
reißung der Schienen einer Eifenbahn in Erledigung des Streites über 
Beſitz und Eigenthum eines Eiſenbahngrundſtücks anordnen, jo wäre die 
Sicherheitäbehörde zuftändig, die Ausführung diefer Anorbnung zu unter 
fagen, bis eine für die Sicherheit des Publicums ausreichende Beran- 
jtaltung die Durchführung des Erfenntniffes vom Standpuntte diejes In: 
terefje ftatthaft erjcheinen Läßt.”) 

Soweit die hier erwähnten Fälle in Betracht fommen, ift Die Frage 
von untergeorbneter Bedeutung, ob der Beſtimmung des 8.48 der alten 
Jurisdietiondnorm, derzufolge die Verwaltungsbehörden auch nad Ein: 
tritt der formellen Rechtskraft einer richterlichen Verfügung oder Ent 


1) Gebilligt wird diefe Entfcheidung | Minift. des Innern, der Juftiz und bed 
von Randa a. a. D. ©. 154. | Handels v. 2. September 1856, R. G. 0. 
2) Auch wenn durch gerichtliche Er- , Nr. 164, für Krakau ausgedrüdte Auf- 
fenntniß gemäß 8. 341 a.6. ©. 8. die | faffung des Berhältniffes der Gerichts⸗ 
Vortführung eined Baues geftattet | und der Sicyerheitöpoligeibehörben, wo⸗ 
worden ift, wird dadurch die geſetzliche nach die Sicherheitsbehörde die Demo- 
Befugniß der Baubehörde, die Demo- Tirung eines baufälligen Gebäudes zu 
lirung desfelben wegen Gefährdung von | verfügen bat, ohne Rüdiprache mit dem 
Menſchenleben anzuorbnen, nichtbefeitigt. | Richter pflegen zu müffen. 
Nichtig iſt fomit die in ber Vdog. des | 
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ſcheidung von den Gerichten die Vernichtung derjelben verlangen können, 
wenn durch jie die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden verletzt wird, 
durch $. 12 des Geſetzes über die DOrganifation des Reichsgerichts dero⸗ 
girt fei.!) Die Antwort mag ausfallen, wie fie will, jo find die Ber- 
waltungsbehörden rechtlich nicht gehintert, ehe fie zu Maßregeln behufs 
Abwendung polizeiwidriger Folgen des Vollzuges eines richterlichen Actes 
Ihreiten, die Rücknahme desfelben bei dem zuftändigen Gerichte zu bean- 
tragen, und es wird fich ein folcher Vorgang zur Vermeidung von Eolli- 
jionen empfehlen, welche auf der einen oder der anderen Seite ſtrafrecht⸗ 
liche Folgen nach fih ziehen können.?) 

Ebenſowenig bildet die Selbſtſtändigkeit der Gerichte, die Pflicht der- 
jelben, über ihre Zuftändigfeit felbjt zu erfennen, ein verfafjungsmäßiges 
Hinderniß für fie, in Fällen, in welchen die Grenze ihrer Zuftändigfeit 
gegenüber jener der Verwaltungsbehörden zweifelhaft ift, vor Schöpfung 
der ihnen allein zufommenden Entfcheidung über ihre Zuftändigfeit die gut- 
achtliche Aeußerung der nach dem Hfoct. vom 23. Juni 1820 zur Ab- 
gabe derfelben befugten VBerwaltungsbehörden einzuholen.”) 


Noch iſt die Beitimmung des 8. 42 der neuen, noch nicht wirkfamen 
Jurisdictionsnorm zu erwähnen: „Sit die (bei Gericht) anhängig gewordene 
Rechtsſache den ordentlichen Gerichten entzogen, jo bat das angerufene 
Seriht in jeder Lage ded Verfahrens feine Unzuftändigfeit und Die 
Nichtigkeit de3 vorangegangenen Verfahrens fofort durch Beſchluß auszu— 
ſprechen. Das Gleiche bat feitens der Gerichte höherer Anftanz zu ge: 
Ihehen, wenn der Mangel hier offenbar wird. Wenn der Mangel erſt 
nach rechtskräftigem Abjchluffe des Verfahrens offenbar wird, fo tft auf 
Antrag der oberften Adminiftrativbehörde vom Oberften Ge— 
richtshofe die Nichtigkeit‘ des durchgeführten gerichtlichen Verfahrens 
auszufprecden. Ein Ausſpruch (im Sinne diefer Beftimmung) fann nicht 
erfolgen, wenn demjelben in Anjehung des Grundes der Nichtigkeit eine 
von demjelben oder von einem anderen Gerichte gefällte, noch bindende 
Entiheidung entgegenſteht.“ Auch diefe Beitiimmuug trifft den zuleßt er- 
örterten Fall nicht, daß nicht die Zuftändigkeit der Gerichte, fondern die 
Zuläſſigkeit des Vollzugs richterlicher Erfenntnifje vom Standpunfte ficher: 
heit3polizeilicher Intereſſen beitritten wird. 


öfterreich. Gerichtäzeitung, Jahrg. 1889 | flicten befaßt, die fich aus ſolchen An- 
S. 339ff. gegen ihn bejonders Spiegel, | läffen zwiſchen Gerichten und Berwal- 
DieCompetenzmacht des Reichsgerichts im tungöbehörden ergeben können. 
—* ber rager Juriſtiſchen Biertel- | 3) Dies wird ausgeſprochen in den 
jahrsſchrift. Beichlüffen des 0. 6. 9. v. 11. Juli 1872, 
2) In Fällen diejer Art kommt dem | 8. 9654 (Spruch-Repertorium Nr. 2, 
rechtäfräftigen richterlihen Erkenntniß Glafer-Unger Nr. 4656) und vom 
feine ftärkere Wirkung bei al3 dem nicht ' 27. September 1872, 3. 9420 (Sprud- 
techtöfräftigen.. Weder Literatur noch Nepertorium Nr. 21, Glajer-Unger 
Geſetzgebung Haben fich bisher und nicht | Nr. 4715). 
ZTezner, Handbuch. . 


1) Dieje Anficht vertritt Ott, Allgem. nur in Defterreich allein mit den Con⸗ 
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ec) Der poſitive Competenzceonfliet zwiſchen den Verwal- 
tungsbehörden untereinander. 


J. Wenn in einem Competenzconflicte ſtaatliche Verwaltungs— 
behörden einander gegenüber ſtehen, liegt die verfaſſungsmäßige Löſung 
desſelben in dem Satze, daß die Regierungsgewalt von dem Monarchen 
durch die Miniſter und die denſelben untergeordneten Beamten und Be: 
ftellten ausgeübt werde (Art. 2 des St. G. ©. vom 21. December 1867, 
R. G. B. Nr. 145, über die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt). 
Hierin Liegt die Bürgſchaft für die Einheit der ftaatlichen Verwaltung, 
wenn ſich ein Diffens über Anwendung der Gejege bis zu den Reſſort— 
mintjterien binaufzieht, injoferne deſſen Löfung durch Entfcheidung des 
Monarchen al3 Inhabers der höchſten Regierungsgewalt zu erfolgen bat. 
Sonst werben beftehende Competenzconflicte zwifchen mehreren ſtaatlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden durch die ihnen gemeinfam vorgejeßte Oberbehörde, wenn 
fie verjchiedenen Oberbehörden unterjtehen, durch das Einverftändniß dieſer 
letzteren gelöft. Sit ein folches nicht zu erzielen, fo ſetzt fich die Devo— 
Yution der Entiheidung jo lange fort, bis fie bei einem einheitlichen 
ftaatlihen Organ anlangt, welches für fich allein zu entfcheiden befugt üt, 
alfo nöthigenfalls bi zum Monarchen.!) 

I. Die Einrichtung des wiederholt erwähnten djterr. Reichsgerichts 
wurde auch benubt, um die organische Verbindung zwiſchen dem Staat, 
den Zandesvertretungen und den Landesausſchüſſen herzuſtellen. Es find 
dies, vom Standpunfte ihrer Vermaltungsfunction aufgefaßt, Verwaltungs: 
organe, deren Bildung ſich unter dem politifchen Principe der Selbitver: 
waltung der Kronländer vollzieht, welche aber an der hoheitlichen Boli- 
zeiverwaltung theilnehmen. Die Landesverfaffungen ließen es an einer 
folhen Verbindung, joweit die obrigteitlichen Functionen diefer Organe 
in Betracht kommen, fehlen, ungeachtet die Landesausſchüſſe als Berufung: 
inftanzen gegen Beichlüffe de Gemeindeausfchuffes in der Handhabung 
der Staatlichen Bolizeigefege fungiren, in3befondere zur Entiheidung über 
die Gejehmäßigfeit der von dem Gemeindeausfchuß befchlofjenen Polizei: 
verordnungen berufen find. Die Landesordnungen kennen fein Recht3mittel 
der Staatlichen Behörden, Competenzüberfchreitungen dieſer Behörden zu 
verhüten. Nur der Vorfißende des Landesausſchuſſes, welcher aber felbit 
fein Glied des ſtaatlichen Verwaltungsorganismus ift, kann Beſchlüſſe 
des Collegiums, die ihm geſetzwidrig erfcheinen, fiftiren und die kaiſer⸗ 
liche Entſcheidung herbeiführen. Ebenſo entbehrte die Verfafjung bis zur 
Einfegung des Reichsgerichts einer Einrichtung zur Löfung von pofitiven 
Competenzconflicten von Landtagen und Landesausſchüſſen verjchiedener 
Kronländer als Berwaltungsbehörden unter einander. Es iſt Dies eine 


1) 8.4 des Sereinögeleged v. 26. Nov. mit diefem fich in das Einvernehmen zu 
1852, R. G. B. Rr.253: Das Minifterium | ſetzen und bei einer fich ergebenden 
des Innern hat rückſichtlich aller den Wir⸗ Meinunsverſchiedenheit von Fall zu Fall 
kungskreis eines anderen Miniſteriums die a. h. entigeitung einguholen. 2.9 
berührenden Ungelegenheiten vorläufig | der a..h. E. v. 12. April 1852 
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Folge theils des Einwirkens von Rückſichten föderativer Natur, theils 
jener eigenartigen Geſtaltung des Principes der Selbſtverwaltung in der 
älteren öſterreichiſchen Geſetzgebung, welche das Weſen der Selbſtverwal⸗ 
tung in der möglichſt ſcharfen Gegenüberſtellung von Selbftverwaltungs- 
förper und Staat erblidte und eine Verbindung von Staatddienern und 
Nichtſtaatsdienern zu einer ftaatlichen Behörde ausſchloß. Die bedenk⸗ 
liche Spige ift diefer ftaatswidrigen Behördenorganifation dadurch ab- 
gebrochen, dab den Landesausichüfien die Befugnik, Über die Machtmittel 
des Staates unmittelbar zu verfügen, nicht zulommt. Die Zuftändigkeit 
des Reichsgerichts erftredt fi nun gemäß Art. 2 lit.b und c des St. G. G. 
vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 143, und 8.15 des Gef. vom 
18. April 1869, R. G. B. Nr. 44, auch auf pofitive Competenzconflicte 
zwilchen den Landeövertretungen, den Landesausſchüſſen mit den oberſten 
Regierungsbehörden und unter einander. Danach find nur die oberften 
Regierungsbehörden und die Zandesvertretungen, Landesausſchüſſe zur Er- 
hebung des Competenzconflict® beim Reichsgericht zuftändig, Die Land: 
tage ſelbſt als Verwaltungsorgane können gemäß den Landesverfaffungen 
nah außen Hin nicht felbft wirffam Handeln, fondern werben durch 
den Landesausfhuß „repräſentirt“.) Die den oberjten Regierungs- 
behörden unterjtehenden ftaatlichen und die den Landesvertretungen, den 
Landesausſchüſſen unterftellten Organe der Selbitverwaltung find alſo 
au bier nur auf die Antragitellung vor den zuftändigen Oberbehörden 
beihräntt. Die Rechtzftellung des Reichsgerichts gegenüber ſolchen Com— 
petenzconflicten tft gejeßlich feine andere ala gegenüber Competenzconflicten 
zwilchen Gerichts⸗ und ftaatliden Verwaltungsbehörden. Es ftellt aud) 
bier nur Zuſtändigkeitsgrenzen feſt, ift alſo auch bier die verfaflungs- 
mäßig berufene Behörde zur Wahrung der im Staate geltenden Organi- 
jetionsordnung, nicht Richter zur Feſtſtellung beftrittener fubjectiver Rechte. 
Daran wird durch den Umftand nichts geändert, daß auch in diefen Fällen 
das Reichsgericht feine Thätigkeit nur auf Antrag einer für denjelben 
zuftändigen Behörde entfalten kann?). Die Beſchränkung, daß ein Com— 
petenzconflict diejer Art nad Eintritt der Rechtskraft der Entjcheidung 
der Behörde, deren Unzuftändigleit behauptet wird, beim Neichögerichte 
nit mehr anhängig gemacht werden Tann, ift bier nicht aufgeftellt. 
Daß in derjelben Sache eine Selbftverwaltungsbehörde nieberer Ord- 
nung (Gemeinde-Bezirf3-Behörde) und eine jtaatliche Verwaltungsbehörde 


1) ergl. 3. B. 8. 28 der Landes« : erachtet. ‚Dagegen twird das Reichögericht, 
Ordnung für das Königreich Böhmen, von welchem im 8.106 der Berfaffung 
Beilage II de3 Bat. vom 26. Februar | vom 4. März 1849, R. G. B. Nr. 150, 
1861, R. G. B. Nr. 20. die Rede ift, dort als Schiedägericht be- 
2) Das Reichsgericht it eben feine | zeichnet, das von amtswegen oder auf 
Auffichtsbehörde, jondern Behörde zur | geführte Klage bei Streitfragen zwifchen 
Declaration, Feſtſtellung der Buftändig- | dem Reich und den einzelnen Kronländern 
leitögrenzen, wenn dieſe Seftftellung von | und zwiſchen diejen unter fich einzu- 
einer Behörde verlangt wird, welche ihre | jchreiten hat, jofern der Gegenftand nicht 
Zuftändigkeit durch das Verhalten einer | der gejeßgebenden Gewalt angehört. 
anderen Behörde gefährdet oder verlebt 
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oder mehrere niedere Selbftverwaltungsbehörden die Buftändigkeit bean- 
fpruchen, ift nicht ausgefchloffen, und es ift auch in folchen Fällen nicht 
unftatthaft, von Competenzeonflicten zu Tprechen, fofern eine Befeitigung 
des erhobenen Anſpruchs durch bloße dienftlihe Anordnung der einen 
Behörde gegenüber der anderen nicht möglich iſt.) Nach dem Drgani- 
jationzgefeg für das Reichsgericht fehlt aber diefen Selbftverwaltungs: 
behörden niederer Ordnung die Zuftändigfeit zur Erhebung des Compe: 
tenzconflict3 vor demjelben. Sie fünnen fich deshalb der Competenzüber: 
griffe ſeitens ftaatlicher Behörden nur im Wege der Rechtsbeſchwerde bei 
den höheren Inſtanzen und nach fruchtlofer Erfchöpfung des Anftanzenzuges 
durch Beichwerde beim Verwaltungsgerichtshofe — vor dem Reichsgerichte 
aber nur mit Hilfe des ihnen übergeordneten Landesausſchuſſes erwehren, 
indem berjelbe die Sache der Gemeinde, wenn er in höherer JInftanz 
für diefelbe zuftändig ift, zu der feinen macht und den Competenzconflict 
erhebt.) ompetenzconflicte der niederen Behörden der Selbftverwaltung 
laſſen fich entweder auf die Streitigfeit der Grenzen der Gemeindemart 
oder der Bezirke zurüdführen, dann find fie nach Maßgabe der für die 
Grenzberichtigung aufgeftellten Normen zu löfen. Oder e8 ift dies nicht 
der Fall, dann Tönnen fie unter den biefür aufgeftellten Vorausſetzungen 
durch die übergeordneten Landesausſchüſſe vor dem Reichsgericht zum 
Austrag gebracht werden. 


II. Ber negative Lompetenzconflict. 
a) Bedeutung. 


Eine Störung im Functioniren des ftaatlihen Organismus Tann 
auc dadurch eintreten, daß alle”) Behörden, welche nach Maßgabe eine 
objectiven Biveifeld über den Anhalt einer Competenzbeftimmung oder 
über die thatjählichen Vorausſetzungen der Zuftändigfeit zur Vornahme 
einer Amtshandlung berufen fein könnten, diefe Vornahme ablehnen. 
Man bezeichnet diefes völlige Verfagen der Wirkſamkeit der Staatlichen 
Organijationgordnung weniger zutreffend wie aus Gründen der Sym— 
metrie al3 negativen Competenzconflict zwiſchen den ablehnenden Behörden, 
ungeadhtet die ablehnenden Behörden nicht nothwendig in Folge der Ab 
lehnung zu einander in Beziehung treten. " 

Folgende Fälle find dem negativen Competenzconflict entgegen. 
zuftellen: 

Wenn für die Erledigung beftimmter Angelegenheiten dag Einver: 
ftändniß mehrerer Behörden desfelben Reſſorts gefetlich gefordert wird, 
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1) Nach dem öſterr. Gemeinderechte werden. Auch kommt dieſe Befugniß 
kommt Siſtirungsbefugniß den ſtaatlichen nicht allen ſtaatlichen Behörden zu. 
Auffichtöbehörden nur gegenüber Be- 2) weg. den Fall Hye 64. 
ſchlüſſen des Gemeindeauztäuffes zu, Ber 3) R. G. E. vom 4. Juli 1887, 8.9, 
fügungen der Gemeindevorfteher können | Hye 400; 18. October 1882, 3. 206, 
von denfelben nur auf Bejchmwerde behoben | Hye 268. 
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fo begründet das Scheitern der Vereinbarung feinen negativen Competenz⸗ 
conflict, fondern vereitelt nur das Zuftandelommen de3 Verwaltungsacts 
und zieht die Anwendung jener Beitimmungen nach fich, welche für einen 
ſolchen Fall vorgejehen find.?) 

Iſt dagegen für die Vornahme eines Verwaltungsacts bloß die gut= 
achtliche Vernehmung einer anderen, fei es obrigkeitlichen, fei es be- 
rathenden, Behörde gefordert, dann wird die Giltigfeit des fo vor: 
genommenen Verwaltungsacts noch nicht dadurch allein aufgehoben, daß 
fi) fein Inhalt mit jenem des Gutachtens nicht vereinbaren läßt. 


b) Der negative Eompetenzconflict zwiſchen Gericht3- und 
Vermwaltungsbehörden. 


Negative Sompetenzconflicte zwiſchen Gerichtd- und Verwaltungsbe⸗ 
hörden (gleichviel ob ftaatlichen oder Selbftverwaltungsbehörden) konnte 
in der abjolutiftiichen Epoche die von denjelben betroffene Partei, wenn 
fie nicht Schon früher ein Ende fanden, durch die querela denegatae ju- 
stitiae dor den Monarchen bringen. Gegenwärtig werden negative Com— 
petenzconflicte zwijchen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden auf Antrag 
der Partei, welche in Folge derfelben zu feiner ihr gebührenden Erledigung 
gelangen kann, durch die Entſcheidung des Reichsgerichts abgethan (Art. 2 
des St. G. ©. und 8.14 des Geſetzes über das Reichsgericht), Die Ent: 
ſcheidung desſelben bindet je nach ihrem Inhalte den ordentlichen Richter 
oder die VBermaltungsbehörden in der Weile, daß der Antrag, deſſen 
Erledigung aus dem Grunde der Unzuftändigfeit der angegangenen Be— 
hörde abgelehnt wurde, von der für zuftändig erklärten Behörde aus 
biefem Grunde nicht mehr abgemwiejen werden darf (Art.4 des St. G. G. 
über die Einfegung eines Neichögerichtd). Die Partei kann fi auf das 
Vorliegen eines negativen Competenzconflict3 mit Fug nur dann berufen, 
wenn fie fruchtlos alle Gerichts: und Berwaltungsbehörden, deren Zu— 
ftändigfeit vernünftiger Weile in Frage kommen kann, angegangen bat.?) 
Dagegen ift es nicht erforderlich, daß die Partei den ganzen Anftanzen- 
zug diefer verfchiedenen Behörden erfchöpft habe. Es genügt, daß fämmt- 
ide in Betradt kommenden Behörden in irgend einer Inſtanz fich unzu— 
Händig erklärt haben?), und e3 endet der Conflict und damit auch die 
Zuftändigfeit des Neichögerichts, wenn fich nachträglich eine der an- 
gegangenen Behörden für zuftändig erklärt.*) 


— 





1) So Hat nad 8. 4 des Vereinsgeſetzes 
v. 26. Nov. 1852, R. G. B. Nr. 253, 
dad Minifteriun des Innern hinfichtlich 
der jeiner Eoncefftonirung unterliegenden 
Vereine fi) mit den Minifterien, deren 
Birtungsfreis Durch die Ausübung feiner 
Eompetenz berührt wird, in das Einver- 
nehmen zu fegen, und bei einer fich er- 
gebenden Meinungsverfchiedenheit im 
jedem concreten Fall die a. h. Entichei- 


dung einzuholen. Vergl. ferner aud 

8.40 des ea Re 
2) R. G. €. vom 4. Juli 1887, 8. 91, 

Hye 8 ; vom 18. October 1882, 83. 206, 
e 268. 


y 

3) Bom 21. Sänner 1889, 3.7, Hye 
453; vom 14. Jänner 1887, 8. 1, Hye 289. 

4) R. G. E. v. 7. Juli 1884 8. 86, 
Hye 300. 


— 86 — j 


Zur Theilnahme an dem Verfahren für die Löſung folcher Eonflicte 
ift jedenfall3 die antragitellende Partei befugt. Außerdem ift den inter- 
effirten und zur öffentlichen Verhandlung über den Competenzconflict ge: 
ladenen (8. 22) Minifterien durch $. 25 des Gef. vom 18. April 1869 
die Befugniß eingeräumt, zur Wahrung der Intereſſen ihrer Refiorts 
Vertreter abzuordnen. An einer Beitimmung, welche die Tiheilnahme der 
intereffirten Selbitverwaltungsbehörden an dem Verfahren zur Löſung 
eines jolchen Conflict deutlich und beftimmt regeln würde, mangelt «8. 
Es Tann aber nicht bezweifelt werden, daß die intereffirten Miniſterien 
durch ihre Vertreter die Intereſſen der Selbitverwaltungstörper wahren 
fünnen. 


c) Der negative Competenzconflict zwifchen Berwaltungs: 
bebörden unter einander. 


Gerathen ftaatlihe Behörden in einen negativen Competenzconflic, 
jo vollzieht ſich deſſen Löfung ganz fo wie jene pofitiver Kompetenzcon⸗ 
flicte unter denfelben. Wo den Verwaltungsbehörden ein Vorgehen von 
Umtswegen zur Pflicht gemacht ift, wird jede Behörde, deren Berant- 
wortung biefür in Frage kommen kann, wenn fie wahrnimmt, daß aus 
Competenzbedenfen etwas nicht geichieht, was zu gejchehen hat, auf die 
Befeitigung dieſes Zuftandes durch Herbeiführung der Intervention der 
den ablehnenden Behörden gemeinfchaftlich vorgejehten Oberbehörde oder 
der verfchiedenen, den ablehnenden Behörden vorgejegten Oberbehörden 
hinwirken.!) Diefe ſelbſt Haben auch auf Anzeigen von Privatperfonen 
über das Obwalten eines folchen Uebelſtandes Bedacht zu nehmen, felbit 
wenn dem Anzeiger fein Untragsreht zu deſſen Befeitigung zuſteht. 

Höchſt bedenklich ift die Lüde der öfterr. Gejehgebung in Betreff 
der Löſung negativer Competenzconflicte zwifchen den ftaatfihen Verwal: 
tungsbehörden und den Landesausſchüſſen, den Landtagen als Berwal- 
tungsbebörden. Bon der Gefahr eines Rechtsftillftandes zum Nachtheil 
der Parteien ganz abgejehen, fann das auf Seiten des Staates wie der 
Länder beitehende Bedürfniß nach Ueberwälzung von Verwaltungstoften 
hier zu negativen Competenzconflicten führen, für deren Löfung fein ge 
jeglicher Weg eröffnet ift, und welche arge Mißftände im Gefolge haben 
fünnen. 

Nicht geradezu ausgeichloffen ift die Zuftändigfeit des Reichsgerichts 
für die Löfung negativer Competenzconflicte zwifchen den Landtagen und 
Landesausfchüffen verfchiedener Kronländer, und man wird im Intereſſe 
einer gedeihlichen Rechtsentwicklung die für die Zuftändigfeit des Reihe 
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1) Nach 8. 40 des Heimatsgeſetzes iſt geſetzte Landesſtelle oder die vorgeſetzten 
der Zweifel über die örtliche Zuſtändig- Landesſtellen, und wenn zwiſchen ver- 
feit der politifchen Bezirksbehörden in ſchiedenen Landesftellen keine Einigung 
Heimatsſachen durch Einverftändniß der , erzielt wird, durch das Staatsminifterium 
denkbarer Weiſe in Betracht fommenden zu beheben. 

Bezirksbehörden, eventuell Durch die vor- 





— 87 — 


y . 
gericht3 nicht ungünftige Faſſung des Art. 2 lit. c des St. G. G. über bi 
Einſetzung eines Reichögericht3 betonen müſſen. 

Baffivität der niederen Selbftverwaltungsbehörden wie der Gemeinde⸗ 
behörden, der Bezirkövertretungen kann durch die Verfügung der vorgejebten 
Auffihtsbehörden und durch die denfelben zur Erzwingung ihrer Befehle 
zuftehenden Machtmittel gebrochen werden. Nötbigenfall® werden die Com⸗ 
petenzen derfelben durch Regierungscommifjäre beforgt. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Parteien. 


6.10, Besriff. 


J. Bartei im weiteren Sinne des Wort3 bedeutet jede Perſon, welche 
an die Behörde mit einem Antrage in Bezug auf die Verwaltung ihrer 
obrigkeitlichen Gewalt Herantritt, alſo auch den Privaten, der einen Bor: 
ihlag im öffentlichen Intereſſe ftellt, den Anzeiger oder „Denuncianten“. 
Bartei in diefem Sinne des Worts ift alfo die der Behörde gegenüber: 
ftiehende Privatperjon.!) Bartei im engeren Sinne des Wort3 bedeutet 
diejenige Perjon, welche an die Behörde mit dem Unfpruche berantritt, 
daß diefelbe einen obrigkeitlichen Wet im Intereſſe des Untragjtellers 
vornehme oder unterlafje, oder welche umgekehrt als mögliches Subject 
einer öffentlichen Pflicht oder eines öffentlichen Rechts von der Behörde 
einem für die Ermittlung des Verpflichteten oder Berechtigten beftimmten 
Berfahren unterworfen wird, oder an welche die Behörde ohne ein folches 
Berfahren eine Verfügung oder eine Entfcheidung richtet.) In diefem 
Sinne des Worts ift Parteifahe eine Angelegenheit des ftaatlichen, 
den Berwaltungsbehörden zulonmenden Imperium auch dann, wenn 
in derjelben die Behörde auch nur einer ihrer Verfügung unterworfenen 
Berfon gegenüberfteht.?) Dieſe Verwendung erfährt der Ausdrud Partei: 
jache bereit3 in den älteiten befannten Inftructionen für die landesfürft- 


1) V. G. H. E. v. 17. November 1888, | verfügen. (Die n. d. L. G. v. 3. Juni 
Vudw. 4348, 1886,2.6.8. Nr. 39 [8.41], und Nr.40 

2) V. G. H. E. v. 3. December 18%, | [8. 54].) 
3. 3837, Budw. 55%. Nur die Bar- 3) So ſpricht auch das Hofkammer⸗ 
teten können im ee vor den Ver- | deeret vom 10. Februar 1832, J. G. S. 
waltungsbehörden, ſoweit dasſelbe für Nr. 2548, im Punkt 11 von dem Bin- 
Dispoſitionen der Privaten Raum !äßt, | zelnen als Partei, fofern gegen ihn 
disponiren. Anträge von Beugen und | die Bemeflung von Boll- und Berzeh- 
Sachverftãndigen find nur ſoweit zu be⸗ rungsſteuergebühren erfolgen ſoll. Alſo 
achten, als ihre Berückſichtigung dem | auch eine ſolche Bemeſſung iſt Partei⸗ 
Zeugen die Ablegung des —* | fache des öffentlichen Rechts, ungeachtet 
dem Sachverfſtändigen bie Abgabe feines | ſich nur die Behörde und der Einzelne, 
Öutachtens ermöglicht. Weber die ben | nicht mehrere Private einander gegen- 
Gegenitand des erfahrene bildenden  überftehen. 
Rechte und Intereſſen können fie nicht 
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lihen Behörden der öfterreichifchen Kronländer.!) In diefem Sinne hat 
fi der Ausdrud auch in dem Sprachgebrauche der mobernen Berwaltungs- 
gelege erhalten. So fpricht beifpielömweife 8.45 lit. e der a. h. mit Min. 
Vdg. vom 19. Jänner 1853, R. GB. Nr. 10, kundgemachten Organi- 
fationsbejtimmungen, Beil. C, von Enticheidungen in Barteifachen über 
Beichwerden im Gegenſatze zu Streitigkeiten der lit.a zwifchen Brivaten, 
die in politifcher Linie auszutragen find. 

Sn der verwaltungsrechtlichen Literatur, Judicatur, Geſetzgebung 
wird aber der Ausdruck Partei auch verwendet mit Beſchränkung auf 
jene Fälle, in welchen der Behörde mehrere Perjonen mit Unträgen 
entgegengejeßten oder abweichenden Inhalts über eine und diefelbe Ver— 
twaltungsangelegenheit gegenübertreten. Für dieſen Sprachgebraud gibt 
e3 feine Partei im Berwaltungsverfahren ohne Gegenpartei. Parteien 
find demjelben jene Perfonen, melde vor der Vermwaltungsbehörde über 
den Inhalt ihrer Rechte und Intereſſen, über eine Adminiſtrativjuſtizſache 
ftreiten. Es waltet bei diefer Berwendung des Ausdrucks die Auffaf- 
fung vor, daß in Fällen diefer Art das Üffentliche Intereſſe, die Ent: 
Iheidung mag zu Gunften der einen oder anderen Partei ausfallen, 
durd) Belajtung der einen oder der anderen Partei, durch Erweiterung 
der Befugniffe der einen oder anderen Partei in gleicher Weife verforgt 
fei?), daß deshalb die Verwaltungsbehörde über die mwiberftreitenden An: 
ſprüche unbefangen al3 Richter entfcheiden, Juſtiz üben Tünne, daß 
in diefen Fällen die Thätigleit der Verwaltungsbehörden eine richter- 
liche fei. Diefer Sprachgebrauch bildet, mie bereit3 ausgeführt worden 
ift, den Gegenftand einer noch nicht erledigten literariſchen Eon: 
troverfe.?) Bolgende Momente find aber zur Vermeidung von Irr— 
thümern in der Praxis feftzuhalten: Es ijt nicht nöthig, daß die Par: 
teien in jogenannten Adminiſtrativ-Juſtizſachen, in den ftreitigen Admini- 
ftrativfadhen um ein zwilchen ihnen bejtehendes Rechtöverhältniß ftreiten.‘) 
Wenn 3. B. au das Berfahren zur Feftftellung der für einen öffent 


— 





— — — 


1) Vgl. z. B. die Hofkammerordnung 
Kaiſer 
unſere Hofcamerräthe ... . . ſollen ſich 
auch befleifien die partheien ... . . 


abzu⸗ 
ſcheiden, und ſovil möglich iſt, mit —** | 
rung abfertigen, damit fie nicht in ver- | 


faumbnus und uncoften gebracht werben. 
Die VBehördenorganifation Kaiſer Ferdi⸗ 
nand I. von Roſenthal, Archiv für 


ler. Geſchichte Bd. LXIX, I. Hälfte 


257. Die öflerr. Hofrathsordnung 
von 1541 führt unter den von dem 
Hofrathe zu erledigenden PBarteienfachen 
au die Immediathofbeſchwerden gegen 
das Vorgehen der Obrigfeiten an (a. a. 
D. ©. 230), ohne eine andere wider. 


parthey (a. a. D. ©. 272) zu fordern. 
Drei Gutachten 2. 


2) Lemaper, 


erdinand I. von 1537: Gemelt 


: ©. 25f., und neuerlich in feinen Apolo- 
getiſchen Studien zur RBermaltungs 
' gerichtöbarkfeit im XXIL. Bd. der Grün- 
hut'ſchen Zeitichrift ©. 429 ff. 

3) gl. vornehmlich Bernapif a. a. 
8* 8.6 ©. 54ff. und 8.10 ©. 119f, 
1 


47T. 

4) Wohl aber können ſich ala Folge 
‚ der Zheilnahme am Berwaltungsver- 
fahren NRechtsverhältniffe unter den Bar 
teien ergeben, 3. B. Koſtenerſatzanſprüche, 
Anſprüche auf Grund andermeitiger Ber- 
fügungen, und in einzelnen Fällen, wie 
3. B. im berg- und wafjerrechtlichen Ber- 
fahren, iſt das Verfahren gerade dazu 
beftimmt, Rechtsverhältniſſe unter den 
Parteien zu begründen. 
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J 

lichen Zweck beitragspflichtigen Perſonen als ein Verfahren in einer 
ſtreitigen Parteienſache bezeichnet wird), fo handelt es ſich in ber weit- 
aus überwiegenden Zahl diefer Fälle weſentlich um ein Rechtsver— 
hältniß zwijchen dem Staate und den leiftungspflidtigen Per— 
jonen, um die zFeititellung des Verhältniſſes, in welchem der Staat 
die Koften der Bejorgung des öffentlichen Zwecks mehreren Perfonen 
ouferlegen darf, nit um Feſtſtellung obligatorijher An- 
ſprüche dieſer Perſonen unter einander. Es wird deshalb das 
ganz gleiche Verfahren durchzuführen fein, ob die eine der daran bethei- 
ligten Barteien ji) durch die Verweiſung auf eine andere Partei ent- 
Injten will, oder ob jede dem Ermittlungsverfahren unterworfene Per: 
jon fich darauf beſchränkt, geltend zu machen, daß jedenfalls fie nicht 
verpflichtet jet, in welchem alle alſo überhaupt unter den Barteien 
nicht geftritten wird. 

Auch in den fogenannten jtreitigen Parteilachen find Dispofitionen 
der Parteien, welche mit den gejeglichen Beitimmungen zur Wahrung 
Öffentlicher Intereſſen im Widerfpruche ftehen, vollftändig wirkungs⸗ 
08. Es darf deshalb ein polizeiwidriger Bau dem Bauwerber nicht be- 
willigt werden, weil die Anrainer, alfo die dagegen ftreitenden Parteien, 
ihren urjprünglicden Proteſt zurüdgezogen haben. Und da es die orga= 
niſche Beſtimmung der Verwaltungsbehörden ift, zu verwalten und nicht 
zu richten, jo wird das Mitipielen öffentlicher Intereſſen felbft in jenen 
Fällen zu präfumiren fein, wo Nechtsverhältniffe, die zwifchen mehreren 
Privatperfonen beftehen, der Entſcheidung von Verwaltungsbehörden zu- 
gewiefen werden. So motivirt 8.24 der Vorſchriften Über die Wirkfam- 
feit der PVolizeibehörden vom 10. December 1850 die Berufung diefer 
Behörde zur Handhabung der Gefindeordnung und zur Entſcheidung 
über Streitigkeiten zwifchen dem Herrn und feinem Gefinde aus dem Ge- 
iindeverhältniffe damit, daß durch diefelbe der polizeiliche Zweck ver- 
folgt wird ..... beiden Theilen auf dem fürzeften Wege mit Bermei- 
dung beichwerlicher Koften die Erlangung jener Rechte, welche ihnen die 
Geindeordnung für das öffentliche Wohl einräumt, zu verfchaffen. 
Soferne nun Beitimmungen der Gefindeordnung als Ausfluß folcher 
öffentlichen Rüdfichten erfennbar find, kann die Wirkung derjelben durch 
Parteiendispofition auch im Prozefje über Anfprüche aus dem Dienftver- 


hältniſſe nicht befeitigt werden. ?) 


I) Lemayer am zulegt angeführten 
Drte S. 430. Auch wenn im Waſſerrechts⸗ 
verfahren die Rede ift von „Anſprüchen, 
bie fi) entgegenftehen“, jo ijt damit 
richt der Beitand oder die Behauptung 
von Nechtöverhältnifien der Parteien 
unter einander zur Vorausſetzung des 
Verfahrens erhoben. Es iſt vielmehr 
auh dann einzuleiten, wenn mehrere 
Parteien nicht gegen einander, fondern 
an die Behörde Verleihungsanſprüche 


jtellen, welche aus phyfifalifchen oder 


ı aus pofitiv rechtlichen Gründen nicht 


zugleich befriedigt werden tönnen. In 
diefem Falle erledigt die Behörde nicht 
den Streit von Parteien über ein be- 
hauptetes Rechtsverhältniß unter ihnen, 
fondern den Wettbewerb um einen 
behördlichen Act. 

2) Tezner in Srünhufs Beitichrift 

. 199. 


| XXI. Bd. © 
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Noch ein weiterer tiefgreifender Unterſchied beſteht zwiſchen dem 
ſogenannten ſtreitigen Wominiftrativverfahren und dem Civil⸗, ja auch 
dem Strafproceſſe, wenn man abſieht von den Streitigkeiten über con- 
crete NRechtsverhältniffe zwilchen den Streitenden, welche hie und da 
von den Vertvaltungsbehörden zu entfcheiden find. Während in dem 
&ivilrechtöftreit die Beitimmung der Parteien mit der Perſon des Klägers 
und mit denjenigen Perfonen, gegen welche er einen Rechtsanſpruch er: 
hebt und die gerichtliche Hilfe anruft; im Strafprocefje, mit dem Eagenden 
Staate und dem Angeklagten, die an dem erfahren betbeiligten Parteien 
beftimmt find, bieten ſich in den meiſten Fällen des Adminiſtrativproceſſes 
die Parteien der Verwaltungsbehörde nicht wie dem Gerichte von feldft, 
fondern die Behörde muß fih ihre Parteien erſt ſuchen. Man dente 
an den Fall, daß Jemand um die behördliche Genehmigung eines WVafler: 
baues einfchreitet. Hier wird die Behörde mit Unterftügung von Fad: 
leuten zu beftimmen haben, welche von den in Folge öffentlichen Aufgebot 
fich meldenden Perjonen noch innerhalb der Grenze nachtheiliger Einwirkung 
der projectirten Anlage auf ihre Wafjernugungsrechte gelegen und des- 
Halb zur Untragftellung zuzulaffen feien.!) Die gleiche Unficherheit und 
Schwierigkeit obwaltet bei der Beſtimmung der betheiligten Parteien, d. i. 
derjenigen Perſonen, welche zur Zheilnahme durch Untragftellung dem 
adminiftrativen Verfahren beizuziehen find, wenn Ungewißheit befteht, 
welche Berjonen zu einer öffentlichen Leiftung verpflichtet find. Hier 
fann fih als Refultat ergeben, daB das Verfahren mit den demfelben 
zugezogenen Berjonen und ein weitläufiger Streit unter ihnen ganz über: 
flüffig gewefen ift, weil der Ieitenden Behörde aus einer ganz anderen 
Duelle ald dem durchgeführten erfahren, etwa aus archivalifchen Ur- 
funden, die Erfenntniß zufließt, daß fich die verpflichtete Perſon gar nicht 
unter den bisher betheiligt Geweſenen befinde. Nach 8.41 des n. ö. 
Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 56, ift die Reihen: 
folge, in welcher die Pflicht zur Erhaltung und Räumung der Canäle u. |. w., 
die nad) der Abficht des Geſetzes heranzuziehenden Perſonen trifft, folgende: 


— 


1) „Wer gejeglich als Anrainer (einer miniftrativverfahrens am reinften zum 
projectirten conjensbebürftigen Anlage) Vorſchein kommt, der Kreis der dar: 
anzuſehen ift, it eine Frage bes That- teien verläßlich weder durch die Behörde 
be tandes und nicht des Ermeſſens. noch durch die Parteien jelbit beftimmen. 
Im Bufammenhange nıit 8.31 der Gem. Nach 8.47 der Vodg. der Minifter für 
Ordg. (8. 25 der Gew. Nov.) ift die Ackerbau, Inneres, Yuftiz und Finanzen 
Beflimmun bes 8.35 der Gew. D. | vom 8. Februar 1887, n. ö8. L. G. B. 
(8. 29 der Novelle) auf alle Befißer von : Nr. 20, hat die Behörde im Grund-, 
iegenfchaften auszudehnen, welche nach | Theilungd- unb Regulirungsverfahren 
der örtlichen Situation von den im in den Vorladungen, welche ſich auf 
8.31 bezeichneten Einflüffen derart ge- Parteiſtreitigkeiten beziehen, dem Bor- 
troffen werben, daß fie Einwendungen geladenen feine Gegenparteien zu 
zu erheben in der Lage find” (V. G. H. E. bezeichnen. Alſo hat die Partei nicht 
vom 1.Februar1884 3.142, Budw. 2008, ' nöthig, fie der Behörbe anzugeben. Diele 
vom 12. Februar 1885 8. 483, Bubmw. : hat fi) von Amtswegen um ihre Er- 
2403). Es läßt fich alfo gerade in jenen forfchung zu kümmern. 
Fällen, in welchen der Typus bes Ad- 
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In erfter Reihe ftehen Diejenigen, welche durch concrete rechtsgeſchäftlich, 
oder durch usus longaevus begründete Verpflichtungen Dazu verbunden 
ind. Wenn Solche nicht da find, trifft die Räumungspflicht die Eigen» 
tbümer der Anlage, und erft, wenn keine Perfonen der eriten Reihe vor- 
handen und auch die Eigenthümer nicht zu ermitteln find, diejenigen Per⸗ 
ionen, welche die Anlage benützen. Hier iſt es nun denkbar, daß nad 
einem langwierigen Streite zwiſchen den dem Ermittlungsverfahren unter- 
worfenen Berjonen über die Frage, wer Eigenthümer der Anlage fei, 
wer fie benübe, die Behörde auf eine Urkunde in ihrem Wrchive ftößt, 
in welcher fih unter Mitwirkung der Behörde beftimmte PBerjonen für 
nd und ihre Nechtönachfolger zur Erhaltung und Räumung des das 
Streitobject bildenden. Canals verpflichtet haben, an welde biöher von 
“feiner Seite gedacht worden if. Die Verwaltungsbehörde fteht vor 
dem Problem, die ftaatliden Aufgaben zu erfüllen, ohne Rechte und An⸗ 
Iprüche der Einzelnen zu verlegen. Diefe liegen nicht offen zu Tage, es 
muß nach ihnen geforjcht werden. 

Darum fanıı man auch, wenn nicht geradezu, wie bei ‘Brivilegien-, 
Marten, Muſterſchutz⸗, Dienftbotenftreitigleiten, Triftichäden- und fonftigen 
Schadenerjagftreitigkeiten concrete Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
mehreren Perſonen der vermwaltungsbehördlichen Entjcheidung unter: 
ftellt find, nicht von einem Kläger und einem Geflagten jprechen.!) Be- 
hauptet beiſpielsweiſe in dem zulegt erwähnten alle Jemand, als Eigen- 
thümer eine® Canals zur Räumung behördlich aufgefordert, in glaub⸗ 
bafter Weile dad Vorliegen befonderer, andere Perſonen belajtender 
Berpflichtungstitel, und wird dadurch ein Erhebungsverfabren hervor: 
gerufen, dem er und der Bezeichnete zugezogen werden, jo dreht fich ein 
etwa entſtehender Streit nicht um einen Anfpruch des PBrovocanten an 
den Bezeichneten, fondern darum, an wen die Behörde den Räumungs- 
anfpruch ftellen dürfe, und es ift die procefjuale Rechtsſtellung der einen 
Bartei durch nichts von derjenigen der anderen Partei verſchieden. Die 
Behörde wird, wenn genügende Anhaltspunfte für die Nothiwendigfeit 
folder Erforſchung vorliegen, der Sache jelbitftändig nachzugehen haben, 
ohne an das thatfächliche Vorbringen der einen oder der anderen Partei 
gebunden zu feim denn fie darf in allen Fällen die Räumungspflicht nur 
demjenigen auferlegen, dem fie gejeglich obliegt.) Sonach beitimmt 





1) So wenig man bie egeiffe Kläger ' von Kläger und Geflagten zu fprecdhen, 
und Gellagter in dem alle, ald nach | wenn von mehreren Berjonen jede geltend 
8.375 a. b. G. B. der mit der Eigen- macht, daß eine Öffentliche Pflicht nicht ihr, 
thumsklage Belangte feinen Vormann | jondern der anderen obliege. Auch went 
zur Abwendung der Klage nennt (nomi- ! mehrere Berfonen denjelben Berwaltungs- 


natio auctoris), oder wenn der Ange» 


Hagte im Strafproceß ſich mit der Be⸗ 
laftung einer nicht angellagten Perſon 


jo wenig ift es ftatthaft, ohne vollftändige 
Aenderung des Inhalts dieſer Begriffe 


act, 3. B. eine Triftbewilligung, bean- 
ipruchen, Hagen fie einander 4 wenig 


als mehrere Bewerber um basfelbe Amt. 
zu entlaften verjucht, auf den Nomini« | 
renden und Rominirten verwenden kann, 


2) Die Inſtandhaltung künſtlicher Ge⸗ 
rinne iſt eine öffentliche Pflicht, deren 
Erfüllung die mit der Handhabung des 
W. R. ©. betrauten Behörden zu über- 
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ſich auf einem großen Gebiete des Adminiſtrativverfahrens die Parteien⸗ 
ftelung nicht durch das Bethelligtfein an einem zwijchen Privaten be- 
ftehenden Rechtsverhältnifie, jondern danach, ob und welche Perſonen 
einer beftimmten behördlichen Verfügung unterworfen werden können, 
alfo durch eine beitimmte Beziehung zur behördlichen Gewalt, oder es 
bedeutet hier Partei fein Verhältniß von Brivaten zu Privaten, fondern 
von Brivaten zur Behörde. 

Dennoh wird in dem Spracdhgebraud der Literatur, der Praxis 
und. der Gefebgebung die mitbetheiligte Partei derjenigen gegenüber: 
geftellt, welche entweder durch ihr Verhalten oder durch einen von ihr 
bei der Behörde en Untrag zur Einleitung des adminiftrativen 
Verfahrens den Anftoß gegeben Hat.!) Diefe Scheidung zwiſchen dem 
Provocanten des Verfahrens und den Mitbetheiligten Hat aber nur dort 
eine gewiſſe Berechtigung, wo das Verfahren injoferne der Dispofition 
des Provocanten unterliegt, al3 e3 ein Ende nimmt, wenn er feinen An: 
trag zurüdzieht, und als ſich die Geftaltung des Verfahrens zuläjligen 
Anträgen de Provocanten anzufchmiegen hat. Das iſt der Fall, mwo 
Jemand von der Behörde die Feititellung der öffentlich⸗rechtlichen Grenzen 
für die Vornahme von Handlungen verlangt, welche von Amtswegen zu 
wahrende öffentliche Intereſſen oder Intereſſen und Rechte dritter Per- 
onen berühren. Wenn 3. B. Jemand eine Baubewilligung für fi an- 
gefucht Hat, jo Hat mit der NRüdziehung des Geſuchs auch das hierüber 
einzuleitende Verfahren, die Vernehmung der Unrainer, zu entfallen, und 
e3 werden die Einwendungen?) der Anrainer gegenſtandslos, joferne der 
Bauwerber fein Begehren denjelben anpaßt und die Ausführung der von 
ihm zugeftandenen Wenderungen polizeilih ftatthaft iſt. Gleiches gilt 
felbftverftändlich au dann, wenn es fih nur um Feſtſtellung eines con- 
creten Rechtsverhältnifies zroifchen mehreren Perfonen, um Feſtſtellung 
fubjectiver Rechte der Einen gegen die Anderen Handelt, 3. B. um Feit- 
jtelung von Erſatzanſprüchen der durch eine Trift Beichädigten. 

Im Uebrigen hat jedoch dieſe ganze Scheidung zwiſchen Haupt- und 
Mitbetheiligung feinen befonderen wiffenichaftlichen Werth. Denn von der 
Erhebung concreter Ansprüche abgejehen, bat der Provocant des Ber: 
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wachen, eventuell zu erzwinge ingen haben, 2) In der legislativen wie in der 
und es iſt ebenſo in Natur der Praxis der Verwaltungsbehörden werden 
Sache nis in den Grundfägen des W. | die Gegenanträge, Protefte der Gegner 
R. G. gelegen, daß die Amtshand- desjenigen, der die Einleitung des Ber- 
lung der politifhen Behörde ſich fahrens durch feinen Antrag hervor- 
gegen Denjenigen wenbet, dem im | gerufen hat, ald Einwendungen bezeid- 
eoncreten Fall die Verpflichtung wirf« | net (vgl. 88.29, 30, 34 Gem. Nov. 1885), 
lich obliegt (8. ©. 9. E. von 13. De- auch wenn fie "nicht auf die Beftreitung 
cember 1884 3. 2821, Budw. 2327). eined Rechtes des Probocanten hs 

1) gl. über dieſe Materie Sarmwey | oder nicht zur Abwehr eines 
0.0.D. 8.74 ©. 700ff.; Löning, Lehr- | desfelben auf Rechte des an 
AR des sosutfchen Berwaltungsrechts erhoben werden. Der Ausdrud bed ſich 
209 ©.817f.; Otto Mayer, Theorie aljo nicht mit dem gleichen terminus de3 

des franzöſ. Verwaltungsrecht ©. 102 ff. Privat und Civilproceßrechts. 
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fahrens die mitbetheiligten Parteien nicht zu bezeichnen, ſondern die Be— 
hörde Hat fie von Amtwegen zu ermitteln!) und vorzuladen. Hiefür iſt 
die technifche Bezeichnung „Beiladung Dritter“ üblih. Kerner ift die 
Stellung der fämmtlichen Parteien, two fie an der Geftaltung eines Ver- 
waltungsact3 mitzuwirken befugt find, die gleiche, jo daß jede Partei 
durch ihre Anträge zur Hauptpartei wird, der gegenüber alle durch die 
Realifirung derjelben in ihren Rechten und Intereſſen betroffenen anderen 
Barteien als Mitbetheiligte erfcheinen. Deshalb bezeichnen auch die 58.19 
und 27 des Geſetzes betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes als Mitbetheiligte nicht die Gegenparteien desjenigen, der das ad- 
mintftrative Verfahren in erſter Inftanz durch Antrag provocirt bat, 
fondern diejenigen, welche durch den Antrag der Beichwerde beim V. G. H. 
in ihrer Rechtslage nachtheilig betroffen werden könnten. 

Endlih ift feftzuhalten: die fundamentalen Grundfäße des admini- 
itrativen Verfahrens find immer diejelben, ob daran eine oder mehrere 
Berjonen theilnehmen, ob diefe mehreren Perfonen wegen divergivender 
Intereſſen ftreiten, oder ob fie wegen der Vereinbarkeit ihrer Intereſſen 
miteinander harmoniren. 


I. Die Handhabung der objectiven VBerwaltungsrechtänormen durch 
die VBerwaltungsbehörden fteht unter dem unvermeidlichen pſychologiſchen 
Einfluffe ihrer dienftlichen Abhängigkeit von den vorgejeßten Behörden 
und bei allen Behörden unter dem pſychologiſchen Einflufje des Gefühles 
der Verantwortlichkeit für eine rechtzeitige und wirkjame Bejorgung der 
ihnen anvertrauten öffentlichen Intereſſen.) Dies wird unter Umftänden 


1) €. v. 23. October 1884 3.2195 und fcheidung, ganz und voll wie der Richter 
2196, Bubw. 2263; 15. Februar 1886 : auf die Herbeiführung einer gerechten 
9.314, Bd. VI. 292. Der weit gefaßte Entſcheidung verlegen könne, weil das 
Rechtsſatz dieſer Entſcheidungen bedarf . öffentliche Intereſſe gleichmäßig verforgt 
einer näheren Beftimmung durch die Ent- | fei, die Enticheidung möge ausfallen, 
widlung der Praxis. Auch 8. 27 des Geſ. wie fie wolle. Denn einerjeitö wird es 
vom 22, October 1875, R. G. B. Nr.36 | der Behörde für den Zweck, dem fie zu 
ex 1876, verpflichtet den 8. ©. H., un⸗ erfüllen hat, viel- erwünfchter fein, daß 
abhängig von den Anträgen des Be- | eine jolvente Berion verpflichtet fei als 
ichwerdeführers allen „an dem Gegen- : eine infolvente; die Stadtgemeinde Wien 
ftand der Entſcheidung betheiligten Ber- ift der Behörde als Verpflichteter will- 
ſonen“ die Möglichkeit des Gehörs und | kommener wie ein benachbarte Dorf. 
die Gelegenheit zur Wahrung ihrer Rechte | Andererfeitö beiteht in jenen Fällen, wo 
zu eröffnen. Biel bezeichnender als der | complicirte Rechtsverhältniſſe die Bejorg- 
Ausdrud Mitbetheiligter ift übrigens der | niß nahe legen, daß fich die Befriedigun 
Ausdrud Gegenbetheiligter im 8. 20 | eines öffentlichen Anterr fie ungebilbrfid 
der bad. Vog. vom 31. Auguft 1884. | verzögern werde, die ftarle Verjuchung, 
Man könnte auch von Antrags- oder den gorbiichen Knoten zu durchhauen. 
Gejuchögegnern ſprechen. Bol. den Fall Nr. 2327 Budw. Tezner, 

2) Aller Erfahrung wideripriht die : Bur Lehre vom freien Ermeflen ©. 89, 
Annahme, daß die Behörde, wenn fie | und in Grünhut's Zeitfchrift XIX. Bd. 
bei der Ermittlung der Beitragspflich- | ©. 354. Selbſt Lemayer, ber eifrigite 
tigen für einen öffentlichen Zwed mit | Vertreter der Hier bekämpften Anficht, 
mehreren Parteien zu thun Hat, fi ; Spricht in feinen Apologetiſchen Studien 
gleichgiltig gegen den Ausfall der Ent- | S. 467 unummunden aus: „Die Behörde 
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zu einer anderen Auslegung der objectiven Rechtsnormen führen, als 
wenn beide Befangenheitögründe für die Berwaltungsbehörden nicht ob- 
walten möchten. Allein aus dieſer empirifchen Thatjache dürfen für das 
adminiftrative Verfahren feine juriitifch-formalen Confequenzen ge 
zogen werden. Weil die Verwaltungsbehörden im Widerſtreite des pri- 
voten und Öffentlichen Intereſſe durch ihre amtliche Stellung der Ber: 
ſuchung ausgeſetzt find, bei der Gefegesauslegung und bei der Würdigung 
thatfächlicher Verhältniſſe für das öffentliche Intereſſe Bartei zu nehmen, 
fo find fie darum nicht Partei im procefjualen Sinne. Sie find viel- 
mehr in allen Fällen obrigfeitlicher Thätigleit Behörden, welche den 
Parteien bei der Enticheidung über ihre Anträge, bei der Feſtſtellung 
ihrer Pflichten mit der größten bei ihrer Nechtöftellung möglichen Un: 
parteilichfeit gegenüberzutreten haben. Und wenn fie die Parteien 
zum ©egenftande eines Inquiſitionsverfahrens behufs Feſtſtellung ihrer 
Rechte und Pflichten machen, fo ſtreiten fie nicht mit den Parteien, 
fondern üben obrigfeitliche Functionen; und endlich bleibt die Behörde, 
was fie ift, und wird nicht zur Streitpartei, wenn ihre Berwaltungsacte 
von den Parteien angefochten werden und, wenn fie in ihren Berichten 
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wird und muß ſtets zu einer ſolchen 
Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen 


Aufgabe am beſten beſtehen kann.“ Ueber 


das Irrthümliche in der Anſicht Gneiſt's, 


daß dieſe Befangenheitsgründe durch die 
Einführung des Ehrenamts in die Staats⸗ 
verwaltung abgefchiwächt zu werden ver- 
mögen vgl. Tezner, Zur Lehre u. f. w., 
©. 105f., 1135. Nach ben in 
reich gemachten Etfahrungen bedar 
feines Beweiſes, daß Gneift Die Bedeu- 
tung der Selbftverwaltung für die Ge- 
rechtigkeit und Billigleit der verwaltungs- 
behördfichen Decernate ſtark überſchätzt 
babe. Um defientwillen wird man aber 
aus dem Urtheile Tezners über bie 
Gelbftverwaltung nicht wie Born (Kri⸗ 
tiſche Studien zur Berwaltungsgerichts- 
barkeit im Verwaltungsarchiv 2. Bd. 
©. 86 Anm. 40) die Conſequenz ziehen 


dürfen, daß mit den Principe derjelben, ' 


die Richtigleit der Tezner’ichen Anficht 
vorausgeſetzt, je eher deſto beſſer zu brechen 
ſei. Denn der Staat kann die täglich 
anſchwellenden öffentlichen Aufgaben mit 
dem Staatsdienerthum nicht bewältigen 


und die Elemente der Selbſtverwaltung 


führen ihm Erfahrungen und Impulſe zu, 
welche das Staatsdienerthum nicht zu bieten 
vermag. Vgl. nunmehr auch Herkner, 
Socialreform und Politik, in der Beit- 


—2 bei welcher ihre hauptſächlichſte 


dften 
es 


an die Oberbehörden dieſe angefochtenen Verwaltungsacte rechtfertigt.') 


fchrift für die gefammten Staatswiſſen⸗ 
ichaften, 51. Jahrgang ©. 585 ff. 

1) Die folgenden Beſtimmungen ber 
Amtsinftruction für die Bezirksämter 
vom 17. März 1855 deden fich zwar 
nicht mit dem im Text entwidelten Ge- 
danfen, fommen ibm aber nahe: „Pie 
den Staatsbeamten und Dienern über- 
| Haupt auferlegten Pflichten obliegen audı 
den bei den Bezirksämtern angeftellten Be- 
' amten (8.29). Das pflidhtmäßige Be- 
ı nehmen der, bei den Bezirtsämtern An- 
ı geftellten in Angelegenheiten der poli⸗ 
tiſchen Verwaltung befteht vorzüglid in 

Umſicht, Eifer, Unparteilichteit und 

Hingebung für den A. h. Dienft, in fefter 

und bebarrlicher Entichiedenheit bei Hand⸗ 
habung der Geſetze und der öffentlichen 
Ordnung, in forgfältiger und jelbftthätiger 
Wahrnehmung der Intereſſen des Be 
irkes und in pünttlicher und ungefäumter 

ollziehung erhaltener Aufträge ($. 31). 
Am dienſtlichen Verkehre mit den Bar- 
teien ift Freundlichkeit und Hilfsbeflifien- 
heit mit Anftand und würdigem Ernite 
| zu verbinden. Die Barteien Sind bereit- 
willig anzuhören, und mit dem Beftreben 
zu behandeln, ihren gegründeten An- 
liegen, ohne daß ihnen bie mindere @e- 
' wandtheit des Vortrages oder die Un⸗ 
‚ tenntniß der einzufchlagenden Wege zum 
Nachtheile gereichen oder zur Abmeifung 
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5.11. Nepräfentanten, Vertreter, Bevollmächtigte, Beiſtände. 


I. Wo mehrere Individuen (als Corporation, Genoſſenſchaft, Ver⸗ 
ein u. ſ. w.) oder Individuen in Verbindung und nur wegen ihrer Ver— 
bindung mit einer ihrer Verwaltung unterjtehenden, zu unmittelbarer 
Verwirklichung gemeinnüger Zwede dienenden VBeranftaltung (als An: 
ftalt)), oder in Verbindung und nur wegen ihrer Verbindung mit einem 
zur Förderung beftimmter, dauernder Bwede gebundenen Bermögen 
(Stiftung) durch das objective Recht zur einheitlichen Perfönlichkeit er- 
hoben werden, bedarf es objectiver Normen für die Beantwortung der 
Frage, in welcher Weife der Wille diefer Perjönlichleit auf dem Gebiete 
des Rechtslebens zum Ausdruck gelange, oder (da rechtlich bedeutjamer 
Ville immer nur durch menjchliche Individuen ausgedrüdt werden Tann) 
welhe Individuen und nach welcher Ordnung, und in welden Formen 
diefelben den Willen diefer Perjönlichkeit darzuſtellen, fie zu repräjentiren 
vermögen. Dieſe Normen finden fich nun vorwiegend durch Privatrechts- 
gejee geregelt, weil fi) auf dem Gebiete des privatrechtlichen Verkehrs 
dad Bedürfniß nach diefer Regelung im Intereſſe der Nechtsficherheit, im 
Intereſſe der Erreihung der Zwecke der Perjönlichkeit ſelbſt zunächſt 
geltend macht. Nur dort, wo das Schwergewicht einer ſolchen PBerjön- 
lichleit auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts Liegt, und ihre Theil- 
nahme an dem privatrechtlichen Verkehr nur ein Hilfsmittel für die Er: 
fülung ihrer öffentlichen Bwede ift, wie die von den Gemeinden, 
den Gewerbögenofienichaften, den öffentlichen Krankenkaſſen u. ſ. w. gilt, 
finden fi) die Normen über die NRepräfentation derfelben in Berwaltungs- 
rechtögejegen. Da aber dieſe Beltimmungen ſchlechthin den Zweck ver- 
folgen, den natürlichen Trieb der Individuen nach Verbindung ihrer 
Villen zu einer Einheit zu befriedigen und die rechtlichen Bedingungen 
für die Geltung ſolchen Willens als Willen einer PBerjönlichkeit zu 
Ihaffen, Jo Tiegen fie mit diefem Zweck außerhalb des Gebietes des 
Privat: und des öffentlichen Rechts, auf dem Gebiete des Perjönlichkeits- 
rechts, deſſen Eriftenz durch das Privat: und das öffentliche Recht ſchon 
vorausgeſetzt wird. Sie find alfo, von entgegengejegten Beitimmungen 
abgejehen, möchten fie fich jelbft in Privatrechtsgefegen finden, zur An- 
wendung zu bringen, wenn es fih darum handelt, feitzuitellen, ob eine 
für das öffentliche Recht in Betracht kommende Willenserklärung einer 
ſolchen Perfon gegenüber der Behörde oder gegenüber Dritten vorliege, 
oder, wenn es ſich darum Handelt, den rechtlichen Verkehr zwiſchen der 


der Bitte oder Beſchwerde Anlaß geben ſchaftsrecht II. Bd. ©. 08 ff.; dann 
darf, wirtfam und möglichft Schnell Rofin, Die Öffentliche Genoſſenſchaft 
abzubelfen, bei ungegründeten oder ©. 4 8 ff.; ferner Bernatzik, Kritiſche 
unzuläſſigen Anbringen aber eine klare Studien über den Begriff der juriftifchen 
uft und Belehrung zu erteilen Beton | im Archiv für öffentliches Recht 
250 ff.; Menzel, Die Arbeiter- 
* Bum Begriffe der Anftalt vgl. in "Verfidering nad öfterreich. Recht S. 71 ff. 
erfter Linie Gierke, Das Genoflen- | 
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Behörde und ſolchen Perſonen herzuſtellen. Es ſind alſo auch die in 
Privatrechtsgeſetzen aufgeſtellten Normen über die Repräſentation juriſtiſcher 
Perſonen gegenüber dem Gerichte und dritten Perſonen maßgebend für 
die Löſung der Frage, in welcher Form ſolche Perſonen ihre Parteien: 
thätigleit im admintftrativen Verfahren entfalten und auf welde 
Weiſe fie von der Behörde dem administrativen Verfahren unterworfen 
werden können.!) Für die Ermittlung der NRepräfentation von Corpo: 
rationen ift man (8.26 a. b. G. 8.) auf den Vertrag, d. i. die verein. 
barte Corporationsfagung, das Statut; für Stiftungen (8. 646 ebenda) 
auf die politiichen Verordnungen angemwiefen. Regelmäßig wird der In— 
halt des behördlich genehmigten Stiftäbriefes oder, wo ein folcher fehlt 
oder feine Regelung der Repräfentationdfrage enthält, die durd die 
competente :Behörde?) (Landestelle) getroffene Ordnung des NRepräfen- 
tationsverhältnifieg maßgebend fein. Einen Zweifel Laffen die Beſtim⸗ 
mungen des allgemeinen Handelsgeſetzbuchs vom 17. December 1862, 8.9.2. 
für 1863 Nr. 1, über die Repräfentation der Handelsgefellichaften offen, 
weil nach ihrem Inhalte und nach der ganzen Tendenz des Gefehes die 
Regelung bewußt nur für die Zwecke des privatrechtlichen Rechtsverkehrs 
erfolgt if. Da indeß die Art. 117 al. 2, 167 al. 2, 196 al. 2, 235 
Beitimmungen über die Art der Borladungen von offenen?) Handels 
Commanditgefellichaften ohne Actien oder auf Uctien und von Xctien- 
geſellſchaften treffen, ohne Beichränfung auf eine bejtimmte Kategorie der 
vorladenden Behörde, da ferner die Art. 240 al. 2 und 242 3.3 bei 
der Regelung der verwaltungsbehördlichen Auflöfung einer Actiengeſell- 


— — 


1) Man wird deshalb Beitimmungen der offenen Handelsgeſellſchaft entſcheidet 
wie jene des $.13 der Neicharathämahl- | fih der 8. ©. H. in feinem Erl. vom 
ordnung vom 2. April 1873, R.G. B. 7. April 1886 3.1002, Budw. 3000, für 
Nr.41 und die der einzelnen Landtags» die Auffallung berjelben als juriſtiſcher 
und Gemeindewahlorbnungen, welche die Perſon. 8. 46 Gem. Gef. Novelle ſetzt 
irgendivo getroffenen gefeglichen Beitim- einen polizeilic) verfolgbaren Anfprud 
mungen über die Hepräfentatton juriftie auf Unterfagung des widerrechtliden Ge⸗ 
ſcher Berfonen auch für die Geltend- | brauch einer Firma feft, ohne für die 
madhung des Wahlrecht3 maßgebend er- . Legitimation zur Berfolgung bejondere 
Hären, nicht ala Uusnahmsbeftimmungen, Beltimmungen zu treffen. Uebrigens ers 
iondern als Beltätigung des im Texte klaͤrt 8.3 der Vollzugsvorſchrift vom 
aufgeftellten Grundjages anläßlich be⸗ 11. Zänner 1850, R. G. B. Nr.10, zum 
fonderer Anmwendungsfälle behandeln |; Einfommenfteuergejeg vom 29. October 
müflen. Vgl. aud Tezner, Privat- 1849, R. G. B. Nr. 439, für Handel 
rechtötitel im öffentlichen Rechte, Ardhiv und Ermerböunternehmungen den zur 
für öffentliches Recht IX. Bd. ©. 353. Gefchäftsführung Bevollmächtigten auf) 
Auf den Erwägungen des Terte beruhen | zur Faſſion und zur Ertheilung von 
die Beftimmungen des n. d. Gef. vom Aufklaͤrungen ermächtigt, wenn nidt 
3. Suni 1886, 8.9.8. Nr. 39 (8. 36) der Eigenthümer eine anderweitige Ber: 
und Nr. 40 (8. 50), über die Proceß- fügung der Behörde anzeigt. Nach dem 
führungslegitimation bei Theilungen ge n. ö. L. G. vom 3. Juni 1886, L. ©. UL. 
meinfamer Grunditäde und Yufammen-  Rr.39 (8.36 3.5) und Nr. 40 (8.50 3 5), 
legung landwirthſchaftlicher Grundſtücke. werben Gejellichaften durch die gefeglic 

2) Hidet. v. 21. Mai 1841, J. G. ©. " ihrer Vertretung nad) Außen berufenen 





r. 541. erfonenrepräfentirt. Vgl. auch Broſche 
3) In der Controverſe über die Natur in 8. f. V. 1896 Nr. 3. 
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ſchaft keine vom Art. 235 abweichende Anordnung für die Wirkſamleit 
der Zuftellung der Auflöfungsverfügung treffen, jo wird die allgemeine 
Wirkſamkeit dieſer Beitimmungen anzunehmen fein. Ueberdieß fordert 
s.9e im Zufammenhalt mit $.1 lit.b des Vereinsgeſ. vom 26. November 
1852 für Uctiengefellfchaften, jowie $. 4h des Vereinsgeſ. vom 15. No- 
vember 1867 für Vereine überhaupt eine einheitliche ftatutarifche Nege- 
fung ihrer Nepräfentation nad) außen, alſo gegenüber Behörden wie 
gegenüber Privaten. Es wird jomit repräfentirt die offene Handelägefell- 
ihaft durch jeden von der Vertretung nicht ausgeſchloſſenen Gefellichafter, 
die Sommanditgefellichaft ohne und auf Actien durch jeden von der Ber- 
tretung nicht ausgeſchloſſenen, perjönlich haftenden Gejellichafter, die 
Actiengefellichaft durch jedes zur Zeichnung oder Mitzeichnung der Firma 
befugte Mitglied des Vorſtands. Urkundliche Willenserkflärungen diefer 
Handelsgefellfchaften gegenüber der Behörde bedürfen zu ihrer Wirkſam⸗ 
feit der ordnungsmäßigen Zeichnung der Firma.?) Davon ift jedoch 
der Fall zur fcheiden, wenn durch Fertigung eines amtlichen Protokolls 
beitätigt werden foll, daß eine von einem Repräfentanten einer offenen 
Handel3gefellfchaft gegenüber der Behörde mündlich abgegebene Erklärung, 
mag fie auch Verpflichtungserflärung fein, richtig aufgenommen worden 
jet. Denn in diefem Falle ift, wenn fein weiterer Vorbehalt gemacht 
wird, Die mündliche, durch den befugten Repräjentanten abgegebene Er- 
Härung eine Erklärung der repräfentirten Perſon und die Brotofollirung 
beurfundet nur die mündliche Abgabe derjelben. 

Es können indeß an diejer Stelle die gejeglichen Beſtimmungen über 
die Repräfentation der einzelnen juriftifchen Perjonen nicht erjchöpft 
werden. 

IH. Was die handlungsunfähigen Perſonen, wie die nascituri, die 
Unmündigen, Minderjährigen, Verſchwender, die des Verſtandsgebrauches 
braubten Perſonen anbelangt (88.21, 22 a. 6. G. 8.), fo erjtredt ſich die 
Wirkung der Beitimmungen des a. b. G. B. darüber, welche Perſonen 
zum Erſatze des Mangel? der Willens: oder Handlungsunfähigfeit be- 
rufen feien, auch auf das Gebiet des öffentlichen Rechts, da dieſe Per⸗ 
jonen berufen find, die Intereſſen ihrer Schüglinge ſchlechthin zu wahren, 
und da fie diefer Fürſorgepflicht, ohne Befugniß, den Pflege- 
befohlenen auch gegenüber den Behörden zu vertreten, nicht 
zu genügen vermöcdhten. Anmwendungsfälle diejes Princips find 8. 233 
(Schlußpaſſus) des a. b. G. 8. in Verbindung mit den 88.152, 273, 282 
a. b. G. B. und mit $.2 der Gew.Nov. (1883) über die Zuläfligfeit der 
Ausübung von Gemwerben für Rechnung willend- und handlungsunfähiger 
Berfonen durch den Vater, den Bormund, den Burator; die Beitimmung 
der einzelnen Gemeindewahlordnungen, wonad nicht eigenberechtigte Per- 
ſonen das ihnen etwa zufommende Gemeindewahlrecht durch ihre Ver—⸗ 


2) Auch Eingaben eines Vereins fönnen | Form gezeichnet find. Erf. des R. ©. 
als ſolche nur dann behandelt werben, | vom 13. Jänner 1890 8. 2; Hye 47. 
wenn fie in der ftatutenmäßig feftgejegten 


Tesner, Handbuch. 7 
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treter auszuüben haben. Zur Wahrung der Rechte und Intereſſen von 
Verſchollenen und ſolchen Abweſenden, welche keinen gehörig Bevollmäch— 
tigten zurückgelaſſen haben, gegenüber der Behörde iſt der nach den 
88. 276, 277 a. b. G. B. beſtellte Curator berufen.?) Dieſelbe Function 
kommt für die minderjährige Ehegattin hinſichtlich der Vertretung der 
vermögensrechtlichen Intereſſen dem Vater (in allen anderen Be— 
ziehungen wird fie gemäß 8. 175 a. b. G. B. durch den Ehemann ver- 
treten), für die Gläubigerſchaft des im Concurs befindlichen Schuldners 
nah den 88. 76—78, 142 al. 2 Concursordnung vom 25. December 
1868, 3.6.8. 1869 Nr. 1, dem Concursmaffevermwalter zu. Die gefeb- 
lichen Borjchriften, welche beitimmte Willenserklärungen diejer „gefeblichen 
Vertreter” an die Zuſtimmung des VBormundfchafts- oder des Curatels-, 
des Goncurdgericht3 knüpfen, find auch für die Adminiſtrativbehörden 
maßgebend. Es darf deshalb wegen des 8. 233 a. b. G. B. die Ge: 
werbsanmeldung des Vormunds für den Pupillen von ber Gewerbs⸗ 
behörde ohne Nachweis der Zuftimmung des competenten Pflegeſchafts⸗ 
gericht3 nicht der ordnungsmäßigen Behandlung durch Ausfertigung eines 
Gewerbeſcheins unterzogen werden (8.2 Gew. Non.).?) Allein auch von 
ſolchen Beitimmungen abgejehen, wird für die freiwillige Uebernahme 
Öffentlicher Pflichten durch Handlungsunfähige Perſonen die Zuftimmung 
der Pflegichaftsgerichte gefordert werden müflen, wenn nicht geſetzliche 
Beitimmungen die Zuftimmung des geſetzlichen Bertreterg allein für ans: 
reichend erflären.®) Ä 

Es fommt aber für die Frage nach der Wirkſamkeit der Vornahme 
von PBarteihandlungen durch gefehlihe Vertreter gegen die Bertretenen 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts an, ob nicht ausdrückliche geſetz⸗ 
liche Beitimmungen oder das Weſen eines beitimmten publiciftifchen Rechts: 
verhältniffes die Stellvertretung ausschließt und perſönliches Handeln 
fordert. So legt die Vdg. des Min. f. C. u. U. vom 18. Jänner 1869, 
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1) Kommt anläßlich einer adminiftra- der” Pflegichaftöbehörde für genehmi- 
tiven Verhandlung hervor, daß für einen | gungäbebürftige rechtsgeſchäftliche Er- 
Abweſenden oder Verichollenen Vorſorge Härungen namens pflegebefohlener Ber 
durch VBeftellung eines Euratord nicht : [onen im Bufammenlegungsverfahren 

etroffen fet, dann hat die procefleitende ; und im Verfahren zur Theilung gemein 

ehörbe diefe Beftellung durch das zu- ſchaftlicher Grundſtücke die Genehmigung 
ftändige Gericht zu veranlafien (n. d. , der Landescommilfion zu treten. Aud) 
L. G. vom 3. Juni 1886, L. G. B. Nr.39 , für die Bewerbung um Berleihung der 
(8. 37) und Nr. 40 (8. 51.) Staatsbürgerſchaft an einem minder 

2) Es genügt aber für die Wusferti- | jährigen Ausländer wirb wegen der fid 
gung der Wahlvollmadjht namens eines | daran knüpfenden Pflichten vormund- 
minderjährigen Babberedhtigten die Fer⸗ ſchaftsbehördliche Genehmigung gefordert 
tigung durch die Vormünderin. Mit- werden müſſen. 
fertigung bes Mitvormunds ift nicht er- 3) Für die Webernahme der ftaatd 
forderlih (V. G. H. €. v. 20. Sept. 1882 bürgerlichen Pflichten vgl Hfbet. vom 
3.1471, Budw. 1495 B. 6, und Budw. , 31. März 1831, für den freiwilligen Ein- 
17708B.5). Nach dem Reichsgeſ. v. 7. Juni tritt in das Heer 8. 32 des Wehrgeſetzes 
1888, R. G. B. Nr. 92 (8. 24) und Nr. 94 vom Jahre 1889. 

(8.7) Hat an Stelle der Genehmigung 
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R.G.B. Nr. 13, der nad dem Gef. vom 25. Mai 1868, R.G. B. Nr. 49, 
ftatthaften, „vor der Behörde" abzugebenden Erklärung des Austritts 
aus einer Kirche oder Religionsgenoffenichaft mit Hecht eine folche ethifche 
Bedeutung bei, daß fie wirffam nur entweder mündlich — gemeint ift, 
durh den Austretenden perjönlid — oder fchriftlich mittel einer von 
ihm unterfertigten Erklärung abgegeben werden fann. Aus dem Weſen der 
Srllärung, freiwillig in das ftehende Heer eintreten zu wollen, folgt, 
daß der Minderjährige auch binfichtlich der Ubgabe einer jolchen Erklärung 
durch feinen gefeglichen- Vertreter nicht vertreten werden kann, und daß 
hier die Zuftimmungserllärung des letzteren (8.22 al. 3 des Wehrgejehes 
vom 11. April 1889, R. G. B. Nr. 41) nur als ergänzend, die Wirk: 
ſamkeit der perſönlichen Eintrittserflärung des Minderjährigen Herftellend, 
als interpositio auctoritatis zu denken ift. 

Ein Gegenftäd zu denjenigen rechtlich bedeutjamen Willenserflärungen, 
welche im Intereſſe der Sicherung der Freiheit des Wollenden durch diefen 
perjönlich abgegeben werden müfjen, bildet die Ausübung jolcher Rechte 
dur Stellvertreter, von deren perjönlicher Ausübung der Handlungs- 
fähige Beredtigte aus Gründen verfchtedenartiger Natur durch das pofi- 
tive Recht außgejchloffen ift. So können active Militärperfonen das ihnen 
in der Claſſe des Großgrundbefiges für den Reichsrath und den Land- 
tag oder kraft ihrer Steuerleiftung für die Gemeinde zufommende active 
Wahlrecht nur durch Stellvertreter, Frauensperjonen, denen aus dieſem 
Titel ein ſolches Wahlrecht zulommt, wenn fie in eheliher Gemeinschaft 
(eben, in einzelnen Kronländern nur dur den Ehegatten?!) ausüben. 
Dies gilt in beiden Fällen, auch wenn die Wahlberechtigten eigenberech- 
tigt find. 

II. Bortethandlungen, für deren Wirkſamkeit perfönliches Handeln 
der Partei weder durch dag objective Recht, noch aus ethifchen Gründen, 
noch durch die Natur der Sache gefordert erjcheint, können im Namen 
der Partei mit Wirkſamkeit für und gegen dieſelbe auch durch dritte be- 


1) Dies gilt jo lange, als nicht die | jonen fünnen vor den Berwaltungsbe- 
Aufbebung der ehelichen Gemeinſchaft hörden durch Bevollmächtigte handeln 
duch rechtsförmige Acte (aljo etwa ge | [n. ö. Landesgeſ. v. 3. Juni 1886, 2.9.8. 
richtliches Erkenntniß, gerichtliche Erledir Nr. 39 (8. 36) und Nr. 40 (8.50)]. Nach 
gung des einverftändlichen Scheibungs-  $.3 der Kolgnesvorfärift v. 11. Sänner 
begehrens) dargethan ericheint (V. G. H. 18560, R. G. B. Nr. 10, zum Einkommen⸗ 
E. v. 10. Juli 1878 3. 990, Budw. 301); ſteuerpatent v. 29.October1849, R. G. B. 
doch kann der Ehegatte auch einen Dritten Nr.439, übernimmt derjenige, der auf 
mittel3 Vollmacht fubftituiren (E. vom , Grund fchrififiher Vollmacht Namens 
19. Mai 1883 8. 1162, Budw. 1770 , einer anderen Perſon das Einfommen- 
S. Wi). Der Bevollmächtigte muß nicht | fteuerbefenntniß überreicht, damit die 
wahlberechtigt, darf aber auch nicht vom ‚ perjönliche Haftung für befien VBollftändig- 
Bahlrechtausgeichlofienjein(Budw.2848, |; feit und Nichtigkeit gemäß $. 33 bes 
3058, 8871, 4334). Patentes. DBgl. auch 3.9 al.2 der kaiſ. 

2) Auch die Repräjentanten juriftiicher | Vdg. v. 20. April 1864, R. G. B. Nr. 96. 
Berfonen, dann die gefeglichen Vertreter , 8.7 des fächfiichen Gefehes.: „Die Ber- 
willens⸗ oder handlungsunfähiger Per⸗  tretung der Intereſſenten durch Anwälte, 

7* 
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ftruction für die Bezirksämter foll die Behörde, weil für die Parteien 
Bevollmächtigte in der Regel erjcheinen dürfen, wenn fie das perfön- 
liche Erſcheinen der Parteien für erforderlich erachtet, dies in der Bor- 
ladung zur Verhandlung erfichtlich machen. Nach 8. 81 diefer Inſtruc⸗ 
tion für die Bezirksämter ſoll fich der Leiter der abminiftrativen Ber- 
handlung bei Beginn derjelben von der Perjönlichkeit (d. i. Identität) 
und beziehungsweife der Bevollmächtigung der Erjchtenenen überzeugen. 

Für die Giltigkeit und Wirkſamkeit der Vollmachten zur Steliver- 
tretung dor den Verwaltungsbehörden find in Ermanglung andermeitiger 
Sejegesbeitimmungen!) die Normen des Privatrechtd maßgebend. Die 
organifatorifchen Beitimmungen über die Vertretung de3 Staates und 
der piae causae durch die yinanzprocuratur vor den Gerichten gelten 
auch für die Vertretung diefer Berjonen vor den Berwaltungsbehörden.?) 

Für wirkſam auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts erklärt der 
V. G. H. die im 8.1238 a. 5. G. B. aufgeftellte, nur durch den Wiber- 
ſpruch der Gattin zeritörbare Bräfumtion, daß diefe den Ehegatten als 
ihrem gejehmäßigen Vertreter die Berwaltung ihres Vermögens anver⸗ 
traut habe?), desgleichen die handelsrechtliche PBrocura.*) 


die Legitimation zur Sahe und zum, 3) E 1. October 1884 3. 2102, 
Proceß beruhen auf allgemeinen proceß⸗ Budw. 2934, Doc interpretirt der 8. 
rechtlichen Vorfchriften. Innungen und : ©. 9. jomwie ber o. &. 9. dieſe Präfum- 
andere mit der rechtlichen Eigenichaft | tion mit ber Beichränktung, daß fie fi 
einer Gemeinheit verfehene&orporationen : nicht auf jene Fälle Der Bevollmächtigung 
und Gefellichaften erjcheinen und handeln | erftredt, in welchen 8.1008 a. b. G. B. Spe- 
dur ihre Vorjteher, welche in dieſen Cialvellmadhten Torbert. Bal. ferner €. 
Ungelegenbeiten als Generalipmbicen. au | de8 8.0.9. v. 7. Juli 1887 8. 17, 
betrachten find.” 8.7 Der bad. — Budw. 3628: „Der bei adminiftcativen 
Betheiligten können fich dur ninälte Verhandlungen” für die Ehefrau inter 
und Benollmächtigte vertreten offen, jo-  venirende Ehegatte ift als ihr geleglicher 
weit nicht ihr perfönliches Erfcheinen zur Vertreter anzu uiehe en; dann E. v. 27. April 
uußfunitzeriheitung gefordert wird. Bei 1889 8. 1547, Budw. 4655, wonach der 
ihren perjönlichen Erſcheinen können fie Ä Ehe innerhalb der ihm Durch 8. 1034 
fih ftet3 durch einen Anwalt begleiten , a. b. ©. B. eingeräumten Vertretungs⸗ 
laſſen.“ befugniß amtliche, an jeine Ehefrau ge 
1) 88.9. E. v. 4. Juli 1884 3.1547, | richtete Buftelungen mit Wirffamteit 
Budw. 2198 ©. 386, folgert aus den Be- . gegen „Dielelße annehmen kann. ad 
flimmungen der Gemeindewahlordnung, | dem n. Bd. . vom 3. Juni 1886, 
daß bie Ertheilung einer mündlichen L.G. B. Nr. 39 (8. 40) und Nr. 40 (8.53) 
Wahlvollmacht vor der Wahlcommiſſion | gilt der Ehemann ohne Vollmacht als 
unftatthaft ſei. Diefe Auslegung ent- Machthaber feiner Gattin, er wäre denn 
ipricht dem Geifte der Wahlordnung, da ; gefchieden oder jelbft nicht eier 
ber Anweſende perjönlich wählen fol. | tigt, oder bie ftilljchweigende Vollmacht 
2) Für die Vertretung der pise caurae . vor dem Localcommiflär ausdrückiich 
muß fich die Finanzprocuratur mit der widerrufen. 
Ermächtigung der competenten Admini- 4) E. v. 23. December 1891 3. 4149, 
ftrativbehörde ausmeifen (8. 13 der In- Budw. 6330. Indeß darf die Bevoll⸗ 
ftructton vom 16. Sebruar 1855, R.G. B. mädhtigung über bie öffentlich-rechtlichen 
Nr. 34, 8. G. H. Beſchl. v. 27. December Beziehungen des Principals als Kauf- 
1887 8. 3523, Erel 2312; V. G. H. E. mann nicht ausgedehnt werben. Ein- 
v. 21.Septbr. 1893 8. 3186, Budw. 7397; , gehende Beitimmungen über den Inhalt 
4. November 1892 3. 3292, Budw. 6855. und die Form der Vollmacht treffen die 
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Dagegen kennt das öſterr. Verwaltungsrecht 'kein Rechtöinftitut, wie 
die nach Öfterreichtichem Privatrecht beftehende gemeinfame Vertretung aller 
Inhaber von Theilſchuldverſchreibungen durch einen Curator, welches darauf 
berechnet wäre, den Schwierigkeiten, die durch Verſchiedenartigkeit der Be- 
bandlung gleichartiger Rechtöverhältniffe gegenüber verjchtevenen an der- 
jelben Angelenheit intereffirten Perſonen entftehen können, in der Weife 
vorzubeugen, daß diejen Perſonen die felbititändige Vertretung ihrer Rechte 
und Sinterefien abgenommen und einem für alle diefe Parteien gleich: 
zeitig handelnden, amtlich bejtellten Eurator übertragen wird. Ein Be- 
dürfniß gleicher Art waltet bier ob, wo Berordnungen, wie 3. B. bie 
Bolizeiverordnungen der Gemeinden der Parteienanfechtung ausgejebt find, 
und wo deshalb jede Beichwerde, ungeachtet es ſich in allen Fällen um 
diefelbe Verordnung handelt, gefondert entichieden werden muß. Ebenſo 
bei der Feſtſtellung der Deffentlichleit eines Weges. 

Nicht ausgeſchloſſen ift, daß für mehrere Perſonen ein gemeinjamer 
Bevollmächtiger handelt (n. ö. L. G. v. 3. Juni 1886, 2.6.81. Nr. 39 
[8.36] und Nr. 40 [8.50]); ferner können in den Fällen des 8. 5 letztes 
alinea des n. d. L. G. vom 3. Runi 1886, 2.6.8. Nr. 39, die Genoſſen 
einer agrarifchen Gemeinſchaft gewifje Intereſſen nur als folche der Ge— 
meinſchaft durch einen von ihnen gemäß 8.91 mit Stimmenmehrheit zu 
wählenden gemeinfamen Vertreter geltend machen. 

Bo aus Gründen des Öffentlichen Intereſſe jonft Handlungsfähige 
Perſonen nur durch Bevollmächtigte handeln können, wird diefe Minde— 
rung der Handlungsfähigfeit mit Beichränfung auf den Zwed auszulegen 
jein. Somit ift die Vorjchrift, daß active Militärperjonen, unverehelichte 
oder nicht in ehelicher Gemeinfchaft Iebende rauen ein ihnen zukommendes 
Wahlrecht nur durch) Bevollmächtigte ausüben fünnen, nur auf den Wabl- 
act ſelbſt, nicht auf das Neclamationsverfahren oder die Wahlanfechtung 
zu beziehen. 

Die Zulafjung der Bevollmächtigung it bedeutjam als Erjag für 


in der vorhergehenden Anmerkung er- Proceß lauten und die Befugniß er- 
wähnten Landesgeiege betreffend das theilen, vechtöverbindliche Erklärungen ab» 
Grundtheilungs- und Zuſammenlegungs⸗ . zugeben, Bergleiche zu fchließen, Schieds⸗ 
verfahren in den 88.40 reip. 53. Die richter zu wählen und Rechte unentgelt- 
Bollmachten müſſen entweder ſchriftlich Tich aufzugeben, und dürfen feine Be— 
oder mündlih vor dem Localcommillär, ſchränkungen oder Borbehalte der &e- 
dem Gericht oder dem Semeindevorfteher | nehmigung feiten® Des Machtgeberd ent- 
ertheilt werden. (Sof dagegen V. G. H. halten, widrigens einer diefen Erforder- 
E. 9.4. Juli 1884 3. 1547, Budw. 2198, niſſen nicht entiprechenden Vollmacht Die 
welches im Intereſſe der perjönlichen | Anerkennung verjagt wird. Eigenthüm⸗ 
Ausibung des Wahlrehtd mündliche licher Weile ift die durch $. 31 der all- 
Bevollmächtigung vor. der Wahlcommif- : gemeinen Grundbuchdordnung aufgeitellte 
fion nicht zuläßt.) Sie müflen auf die Cautel ber gerichtlichen oder notariellen 
Theilnahme an dem abminiftrativen Ber- Legalifircung, dann die des alinea 2 
fahren zur Theilung gemeinfamer und dieſes Paragraphen bier fallen gelaffen, 
zur Bufammenlegung landwirthſchaft- ungeachtet es ſich um Dispofitionen über 
liher Grundftüde überhaupt oder an Grund und Boden handelt. 

dem concreten, diefem Zwecke dienenden ' 
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den Mangel einer Armenvertretung auf dem Gebiete des Abminijtrativ- 
procefies. Eine völlig ungegründete Anficht, daß die Intereſſen des Armen 
im Berwaltungsprocefie in der Pflicht der Behörde, von Amtswegen 
nach Recht und Wahrheit zu forjchen und den Unkundigen zu unterftägen, 
genügende Sicherung fänden, hat die Armenvertretung auf dem Gebiete 
des Öffentlichen Rechts, auf welcher fie noch nöthiger ift als auf dem des 
Privatrechts, nicht zur Ausbildung fommen laffen. Welcher noch jo wohl- 
gefinnte, redlich waltende Berwaltungsbeamte dürfte ſich vermeſſen, ted- 
niſch oder juriftiih durch feine eigene Kraft bei der Feititellung der Rechte 
und der Sintereflen der Parteien immer das Wichtige zu treffen? Ber: 
nünftiger dachte das vorige Zahrhundert, welches den advocatus sub- 
ditorum gegenüber der Örundherrichaft für Verwaltungsrechtsſachen ebenjo 
heitellte al8 für Privatrechtsſachen. Gegenwärtig kann dem Armen nur 
durch ideal gefinnte Männer!) geholfen werden, welche feine Bertretung 
vor den Berwaltungsbehörden unentgeltlich als feine Bevollmächtigte führen. 
Es brauchen nit Anwälte zu fein. 

Die politiihen und die Iandesfürftlihen Sicherbeitspolizeibehörden 
fönnen, wenn fie in der Berfon des Bevollmächtigten ein Hindernik für 
die gedeihliche Erledigung einer Angelegenheit erbliden, oder wenn fie 
die perfönliden Auskünfte der Parteien für nöthig erachten, deren per: 
ſönliches Erjcheinen fordern, für diefen Bwed im Falle der Dringlichkeit 
fofort, in anderen Fällen, nachdem die erite Borforderung vergeblich ge: 
wefen ift, die zwangsweile Vorführung der Borgeladenen androhen und 
diefelbe vollziehen lafſen. Auch Gelditrafen bis 21 fl. dürfen fie zur 
Erzwingung des Erjcheinend androhen und verhängen. (Rail. Vodg. v. 
20. April 1854, R. G. B. Nr. 96 [8.9], n. d. L. G. v. 3. uni 1886, 
L. G. B. Nr. 39 [8.39], Nr. 40 [8.52]). Uebrigens treffen Den unent: 
ſchuldigt Ausbleibenden auch die fonfligen nachtheiligen Rechtsfolgen des 
Ausbleibens (8.9 letztes alinea der faif. Vdg.). 

IV. Nicht gleichbedeutend mit der Stellung des Parteibevoll⸗ 
mäcdtigten ift jene der Parteienbeiftände. Während jene ausſchließlich 
an Stelle der abwejenden Partei handeln, find die Parteienbeiftände 
auch dazu berufen, der anwejenden und handelnd auftretenden Partei 
mit ihrer Rechts⸗ und fonjtigen Sachkunde bet der Geltendmachung ihrer 
Rechte und Intereſſen beizuftehen. Die Zuläffigleit gewerb3mäßiger, d. i. 
gegen Entgelt ftattfindender Ausübung der Rechts anwaltſchaft ift 
an die Erfüllung mehrfacher Erfordernifje gefnüpft, welche in der Advo⸗ 
catenordnung vom 6. Juli 1868, R. G. B. Nr. 96°), gejetlich geregelt 
find, und welde der Sicherung der Rechtsfunde und der fonftigen per: 
ſönlichen Berläßlichkeit der Rechtsanwälte zu dienen haben. Perſonen, 
welche diefe geſetzlichen Erforderniffe nicht erfüllt haben, find zur ge: 
werb smäßigen Ausübung der Rechtsanwaltſchaft nicht zuzulaflen‘), 
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1) In neuerer Beit bilden fi eigene 2) Abgebrudt im 6. Bd. der Mauz- 
Bereine zur Gewährung von Rechtöhilfe ichen Serehfammlung. 
an Bermögenstofe. ) Dem entpredhend bat der oberſte 
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möchten fie ſelbſt eine umfaſſende Rechtskunde beſitzen und vertrauens- 
wärdig fein; fie find unter den Vorausſetzungen der Vdg. des Suftizminifte- 
riumd vom 8. Juni 1857, R. G. B. Nr. 114, fogar als Winkelſchreiber 
zu beftrafen.?) In Defterreich Hat ſowohl die Gefehgebung als auch die 
Praxis feit jeher die Befugniß der Advocaten auch auf den PBarteienbei- 
ftand vor den Bermwaltungsbehörden erjtredi. So beftimmt gegenwärtig 
auch 8.8 der Advocatenordnung: „das Vertretungsrecht des Advocaten 
erftredt fi auf alle... . Behörden jämmtlicher im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreihe und Länder, und umfaßt die Befugniß zur be- 
ruf3mäßigen Barteienvertretung . ..... in allen Öffentlichen und 
Privatangelegenbeiten.”“ Andererſeits gibt es feine Vorjchrift, welche für 
irgend einen Fall des adminijtrativen Verfahren? einen Anwaltszwang 
feſtſetzen oder der Behörde geftatten würde, einer Partei wegen Unver- 
mögend, ſich verftändlich auszudrüden, oder wegen ungebührlihen Be- 
nehmens die Beijtelung eines Advocaten zu ihrer Vertretung unter An— 
drodung von Rechtsnachtheilen aufzugeben. 

Die einzelnen Landes-Wafferrechtöordnungen, die n. ö. L. G. vom 
3. Juni 1886, 2.9.8. Nr. 39 (8.34), über das Gemeinfchaftstheilungs- 
verfahren und Nr. 40 (8. 48) über das Zufammenlegungsverfahren, ver- 
pflihten die Behörden, zu den abminiftrativen Verhandlungen neben den 
Rechtsanwälten auh fachkundige, d. i. ſolche Parteienbeiftände zuzu- 
laffen, deren Fachkunde fich auf Gebiete des Willens und der Erfahrung, 
abgejehen von der Aurisprudenz, eritredt, in welde die für die Er- 
ledigung der concreten Ungelegenheit erforderlichen Kenntniffe einjchlagen. 


Serihts- und Gaffationshof in feinen : den Gerichten ein. Allein es läßt ſich 
Entiheidungen v. 10. November 1853 ; fein Anſpruch der Parteien erweijen, daß 
3. 11523, öfterr. G. 3. Jahrg. 1854 | Beiftände derfelben, Die nicht Advocaten 
Nr. 9, v. 15. December 1853 8. 12814, | find, zur Raztelenberhandlung zugelafjen 
ebenda Nr. 21 und in zahlreichen anderen | werden müßten; auch hat bie politijche 
Judicaten auch die unbefugt betriebene | Behörde die Befugniß, die Parteien zum 
Verfaſſung von Schriften und Eingaben perſönlichen Erfcheinen aufzufordern. Sie 
für Parteien an öffentliche Behörden ſteht deshalb nicht ganz machtlos dem 
unter den Begriff der ftrafbaren Winkel⸗ | Winkelſchreiberthum gegenüber. Im Pri⸗ 
ſchreiberei gebracht. vilegienſtreitverfahren werden die Patent⸗ 
1) Dieſe Vdg. ſchränkt den Begriff der agenten als Parteienbeiſtände nicht zu- 
Binleifchreiberei nur auf die unbefugte gelaſſen. Bed-Managetta, Das öfterr. 
im gewinnfücdhtiger Übficht erfolgende . Batentrecht ©. 442. 
Ausübung der Parteienanwaltichaft vor ' 


Fünftes Capitel. 
Der Gang des Verfahrens bis sur Erledigung. 


8.12. Verfahren auf Antrag und Verfahren von Amtswegen 
(officioſes Verfahren). 

Diefer Unterſchied betrifft nur die gejeglichen Vorausſetzungen der Ein: 
leitung des Verfahrens. Die Grundſätze des Verfahrens felbjt werden 
durch diefen Unterjchied, wenn man von den Streitigkeiten civilrechtlicher 
Natur, welche ausnahmsweiſe vor die Verwaltungsbehörden gewieſen find, 
und wenn man davon abfieht, daß in gewillen Fällen des Verfahrens 
auf Antrag die Fortfegung des. Verfahrens von der Aufrechterhaltung 
des Antrags abhängt, nicht berührt.) 

Maßgebend für die Scheidung der Fälle des behördlichen Einjchrei- 
tend auf Antrag und von Amtöwegen find in eriter Linie die geek 
lihen Beitimmungen, darunter auch die Competenzbeitimmungen, twelde 
bie von der Behörde aus eigener Initiative zu erfüllenden Yürforge 
pflichten mit den allgemeinsten Wendungen bezeichnen. Die Formen des 
Ausdruds für den Willen des Gefebgebers, daß die Behörde auf Barteien- 
antrag vorzugehen habe, find mannigfaltig. Entweder wird dies ausdrüd- 
ih ausgeiproden. So hat nad) den Landes-Wafjerrechtdordnungen die 
Waflerpolizeibehörde nur „über Anſuchen“ der Betheiligten den Befiker 
einer Wafjeranlage zu Maßregeln anzuhalten, daß Teine Anlage dem 
Wafler und dem Eife einen thunlichſt ungehinderten Ablauf Iaffe, andere 
Waflernugungen (darunter insbefondere die Fiſcherei) nicht unnöthig 
erichwere und beeinträchtige, Feine Waſſerverſchwendung begründe. Ober 


1) Es iſt möglich, daß ein Verfahren 
zwar nur auf Barteienantrag ein- 
geleitet werden darf, daß aber der An⸗ 
tragiteller die Yortfegung und Durd- 
führung des einmal eingeleiteten Ber- 
fahren? nicht mehr durch Nüdziehung 
des Antrags aufzuhalten vermag. Dann 
ift nur die Einleitung, nicht die Durch» 
führung de3 Verfahrens Gegenstand der 
Barteiendispofition.. Discutabel wäre 
3.8. die Trage, ob nicht die Majorität 
der Örunbbefiger, deren Antrag die Ein- 
leitung bes Berfahrens zur Bildung 


einer Waſſer⸗Zwangsgenoſſenſchaft nach 
ſich zieht, bei demſelben von der Behörde 


gefaßt, alſo dem Verfahren unterworfen 
werden Tann, wenn etwa fpäter eine 
Sinnesänderung eintritt und kund gegeben 
wird? Nach 8. 59 des n. d. L. G. vom 
3. Juni 1886, 8.6.8. Nr. 39, bleiben 
diejenigen, welche das Gemeinjhaft- 
theiflungsverfahren provociren, wenn fie 
die gefeglich erforderte Anzahl nicht er⸗ 
reichen, noch durch 6 Monate vom Zeil 
puntt der Brovocation an ihren Ein- 
lettungsantrag gebunden für ben Fall 
als inzwiſchen die gefeßliche Zahl voll 

es n. ö. L.G. 


wird. Vgl. auch 8.68 d 


vom gleichen Datum Nr. 40. 
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es wird die Behörde berufen, über concrete erhobene Anſprüche zn ent- 
fheiden, mögen fich diefelben gegen dritte wenden, wie die Verpflegd- 
toftenerjaganfprüche der Unterftügungsgemeinden gegen die Heimat3gemeinde 
nah $. 39 des Heimatsgejeßes, oder zunächit gegen die Behörde, wie 
dies der Fall ift bei dem Anſpruche der Gemeinden an die Behörde, 
ihnen die zu ihrem Wafjerbedarf nöthigen Privatgewäſſer oder Wafler- 
benugungsrechte gemäß 8. 16 des Reichswaſſergeſetzes mittels Erpro- 
priation zu verſchaffen.) Oder es wird, und es gilt dies regelmäßig 
von Reht3verleihungen, Erlaubnijjen, Gewährungen, eine Amt3- 
bandlung ala Gegenitand einer vorangehenden Bewerbung oder eines auf 
ihre Vornahme gerichteten Anſuchens charafterifirt, wie die Verleihung 
einer Gewerbeconceifion im 8. 22, eines Betriebsconfenjes im 8. 28 der 
Gew. Nov. Grundfählich werden die Behörden Feitftellungen pofitiven 
Inhalts, ob und unter welchen Borausfegungen innerhalb welcher Grenzen 
die Abſicht einer Partei, eine bejtimmte Handlung vorzunehmen, aus- 
geführt werden dürfe, nur dann in Angriff nehmen, wenn die Partei 
diefe Abficht der Behörde kundgibt und die Feititellung verlangt, 
aljo 3. B. die Feſtſtellung der Vorausſetzungen für die Zuläffigkeit eines 
Baues einer gewerblichen Betriebs: oder einer Waſſeranlage. 

Indeſſen find hier allgemeine Säge nur mit großer Behutjamleit 
anzuwenden. Namentlich, mas die Öffentlichen Fürjorgepflichten, wie bie 
Armenunterftügungspflicht der Heimatsgemeinden, anbelangt, wird davon 
auszugehen fein, daß die Behörden, wenn fi an die Erfüllung derfelben 
von Amtswegen zu wahrende öffentliche Intereſſen Mmüpfen, nicht mehr 
den Antrag der zu verjorgenden Partei abzuwarten haben, um auf die 
Erfüllung zu dringen, möchte diefelbe auch als Gegenftand eines Par- 
teienanfpruch3 erflärt fein. Ferner gehen im Gemeinichaftstheilungs- 
und im Zufammenlegungdverfahren NRechtsbegründungen zu Gunſten von 
Barteien nad) agrarpolitifchen Geſichtspunkten vor fich, ſelbſt wider Willen 
der Parteien. Die Parteien mögen diefe Rechte nicht ausüben, fie mögen 
den zugewiejenen Grund derelinquiren, aber den Rechtserwerb zu Gunſten 
ihres Grundſtücks können fie nicht vereiteln. Der Rechtserwerb vollzieht 
fh ähnlih wie der Erwerb der Erbichaft durch den heres necessarius 
zu Gunſten jedes Beſitzers des Grundſtücks, deſſen Bewirthfchaftung das 
dur die Obrigkeit gejchaffene Recht zu ftatten kommen foll (88. 26 al.1, 
103 und 29 der n. d. 2. ©. vom 3. Juni 1886, L. G. B. Nr. 39). 


6.13. Einleitender Antrag, Form und Inhalt und Ausflattung 
deöfelben (Inſtruirung des Geſuchs). 


I. Aus jener Epoche, in welcher das Unterthänigfeit3verhältnig 
einen Gegenftand ſchwerer Sorge für die öfterreichiihen Herricher zu 
1) Nach $ 23 der Vollzugsvorſchrift von Bergwerksberechtigungen nur auf 
zum Berggeſetz ift die Bergbehörde zur Anrufen des Schürfers (befugt und) ver- 
Einleitung von Expropriationsverhand- pflichtet. 
Inngen im Intereſſe der Begründung 
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werden begann, ſtammen eine Reihe von Borjchriften über Form und 
Inhalt der Parteieneingaben an die Verwaltungsbebörden, welche vor- 
zugsweiſe diefe Berhältniffe im Auge Hatten und den Zweck verfolgten, 
durch Hintanhaltung verivorrener Darfjtelung der Sad- und Rechtälage 
Beit und Mühe der Behörden zu fchonen, Wgitationen die Spige abzu- 
brechen und der Vleberflutfung des Hofes durch Immediatbeſchwerden der 
Unterthanen vorzubeugen, welche vol Mibtrauen gegen die dem Stände- 
thum entnommenen Beamten, und des fchleppenden Ganges der Erledigungen 
müde, den Monarchen unmittelbar anriefen, oder perſönlich angingen, ihrer 
Noth ein Ende zu ſetzen. Dieſe Vorſchriften find auch in die Therefianifche 
und Joſefiniſche Gejebgebung übergegangen. Bemerkenswerth in dieſer 
Hinficht ift das wahrscheinlich unter dem Einfluffe von Sonnenfels erlaffene 
Patent vom 2. Jänner 1782 (Gef. Sofef IL, Bd. 1, ©. 18 ff, 2. Aufl., 
5. 3b. ©. 138 ff.), welches indeß allgemeine, nicht gerade auf Unterthans- 
angelegenheiten bezüglihe Anordnungen in Betreff der Form von Bitt- 
ſchriften trifft und fi an Advocaten, Agenten und überhaupt Ulle wendet, 
welche fih mit der Verfaſſung von Bittfchriften bemengen. Es lautet: 

„Bet der Sorgfalt, mit welcher Se. Majeftät den Gefchäften über- 
haupt einen fchnelleren Trieb zu geben, und dann insbefondere, die von 
den Parteien bei irgend einer höheren oder unteren Stelle anhängig ge- 
machten Angelegenheiten fchleuniger zu Ende bringen zu laſſen, bemüht find, 
fonnten diefelben das Hinderntß nicht verfennen, melches-ihrer, von jeder 
Seite fo gemeinnügigen Abfiht durch Uebergehung der unteren 
Inftanzen (Behörden), dann durch die unbegrenzte Weitläufig: 
feit der Bittfchriften bisher entgegengefeßt wurde. Um diefes Hinder⸗ 
niß bei Seite zu räumen, finden Se. Majeftät für nöthig, Aduocaten, 
Agenten, und überhaupt alle, die ſich mit Verfaſſung von Bittichriften 
für Parteien bemengen, wegen Einreichung derfelben, an die gehörige 
Ordnung zu vermweifen, zugleich ihnen bei diefen Wufjägen eine ſolche 
Einrichtung vorzufchreiben, welche, ohne dem Schriftfteller die Gelegen- 
heit zu benehmen, alles anzuführen, was immer das Geſuch zu begründen 
fähig iſt, ihm nur den Weg zu Erweiterungen und Wiederholungen ab- 
ſchneidet, als wodurd den Gründen nichts am Gewichte beigelegt, aber 
der Aufſatz oft verworren und undeutlich gemacht, wentgftens ſtets un⸗ 
nöthig verlängert wird... .. Ferners erlafien feine Majeftät ſowohl bei 
Bittfehriften, welche unmittelbar an ihre eigene Perfon, als bei denjenigen, 
die an was immer für Behörden geftellt find, alle Titulaturen, Eingänge 
und Schlußformeln, alle übrigen bis jeht gewöhnlichen, fogen. Curialien, 
und wollen fünftig nur fo viel davon beibehalten willen, als zur Leitung 
des Geſchäftes felbit, und zur Richtſchnur der Protofolle und Regiftra= 
turen unentbehrlich ift, nämlich: 


(Bon Außen) 


Die Benennung der Behörde, an welche die Bittſchrift geht, und 
zwar an die Perſon des Monarchen ſelbſt, oder an die Hofſtellen bloß: 
An Se. Majeſtät; an die Länderſtellen: Gubernium N. N., Regierung 





— 107 — 


AN. u. dgl.; an die den Länderftellen fubordinirten Oberämter, Kreis- 
ämter, Landesältefte und andere Aemter: Oberamt N. N., Kreisamt N. N. 
u. dgl. Dann den Zauf: und Bunamen des Bittſtellers, mit den Bei: 
ſatze ſeines Standes oder Beichäftigung, endlich die Rubrik des Geſuches 
ohne allen beigejeßten Beiveggrund, fo kurz als möglich zufammengezogen. 


(Bon Innen.) 


Die Anrede, welche abermald nur in der einfachen Benennung der 
Behörde: Eure Majeftät! Hochlöbliches Gubernium! Löbliches Kreis- 
amt! u.f.w. ohne fonft einigen Zuſatz beftehen fol. Die Unterzeichnung 
des Namens, unbegleitet von einem der bisher üblichen Beiwörter: unter- 
thänigit, gehorjamft u. dgl. Am Scluffe der Bittfehrift aber fol, was 
jonft nicht gefchehen, ftet3 der Ort, wo der Bittjteller ſich be- 
findet, und die Zeit der Einreihung beigerüdt werden. 

Die Bittichrift ſelbſt, welche halbbrüchig auf der rechten Spalte 
(Columne) zu fchreiben ift, wird, wo immer das Geſuch aus Haren, nicht 
verwidelten Anläffen entipringt, mit Hinweglaffung aller Eingänge un- 
mittelbar von dem Geſuche, mit kurzer Einſchaltung der Beranlaffung 
anfangen; in jenen Fällen aber, wo verwideltere Umftände zum Grunde 
liegen, kann zu mehrerer Aufflärung der Sade, die veranlafjende 
Begebenbeit (das fogen. Factum) dem Geſuche vorausgeichidt werden. 
Diefem folgt in einem neuen Abſatz der Beweggrund, auf welchen es 
geftügt wird; oder wären mehrere Beweggründe, jo find diefelben Hinter 
einander, jedoch jeder in einem eigenen und numerirten Abſatze zu ftellen, 
womit die Bittichrift vollendet it. Enthält das Geſuch mehrere Puntie, 
jo find ſolche, wenn fie fih auf einerlei Beweggründe ſtützen, zwar in 
einer Bittfchrift vorzutragen; aber die Punkte müfjen gleichfalls mit 
Nr. 1, 2, 3 u. ſ. w. abgelondert werden; wären aber auch die Beweg— 
gründe verichieden, fo ift über jeden Punkt eine bejondere Bittichrift ein- 
zureichen.“ 

Wie man ſieht verlangt das Patent Individualiſirung des Geſuch⸗ 
iteller83 durch Angabe des Bor- und Bunamens, ded Standes und. bes 
Wohnorts, genaue Bezeichnung der Behörde eigenhändige Fertigung, 
bündige und überfichtlide Darftelung des Sachverhalts, auf den ſich 
das Begehren bezieht, oder aus welchem feine Berechtigung abgeleitet 
wird, des Factums oder des Beweggrundes, wie fih das Patent aus: 
drüdt. Wird es auf verfchiedene, von einander unabhängige Thatjachen 
gegründet, dann follen diejelben überfichtlich gegliedert angegeben werden. 
Die Eumulirung mehrerer Anträge (Punkte) in einer Eingabe ift ftatt- 
haft, wenn fie auf dasfelbe Sach: oder Rechtsverhältniß geſtützt werben. 
Anderenfalls Hat eine Trennung ftattzufinden. Eine Sanction enthält 
das Patent nicht. Bahlreich und aus der vortherefianifchen Epoche ftam- 
mend find die Borfchriften, welche perjönliche Fertigung des fchriftlichen 
Antrags und zur Hintanhaltung der Umgehung des Snftanzenzuges, die 
A aeehung der unterbehördlichen Entfcheidungen für Beſchwerden vor- 

reiben. 
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Die neueren Verwaltungsgeſetze ftellen nähere Vorjchriften für den 
Anhalt und die Beilagen von Gefuchen auf, welche auf beitimmte, im 
Geſetze geregelte Amtshandlungen gerichtet find; das Privilegiengejeg in 
den 88. 9—12 die Erforderniffe eines Gefuches um die Ertheilung eines 
Erfindungpatentes, 8.49 des Berggej. jene eines Geſuchs um Verleihung 
einer Bergmwerföberechtigung, die Landes-Waſſerrechtsgeſetze die Erfordernifle 
eines Gefuchs um Bewilligung einer Wafleranlage, die Landesbauordnungen 
die Erforderniffe eines Baubewilligungsgeſuchs. In allen Fällen wird ein 
Geſuch mit allen fchriftlichen Beweismitteln auszuftatten, zu „inftruiren“ 
fein, welche einen Schluß auf das PVorhandenfein der für deffen Be: 
willigung erforderlihen und thatjächlichen Vorausſetzungen geitatten, fo: 
weit eine objective Möglichkeit beiteht, folcde Bebelfe zu erlangen. Wer 
alfo einen Gemwerbefchein für ein freie8 Gewerbe Iöfen will, wird feinem 
Geſuche den Tauf- oder Geburtsfchein, welcher die phyſiſche Grokjährig- 
feit, den Heimatſchein, melcher feine Staatsbürgerihaft zu bejcheinigen 
vermag, beilegen. Wer in fremden Namen einfchreitet, muß feine Bevoll: 
mächtigung oder feine Repräfentationsbefugniß nachmweifen. 

Eine Beurtheilung des Berlangens der Partei fett auch, ohne Daß 
dies durch procefjuale Vorfchriften ausgedrüdt fein müßte, Deutlichkeit 
und Beftimmtheit feines Inhalts voraus.) 

Indeß erleiden die hier angeführten Grundfäge für die Form und 
den Inhalt der Parteieneingaben eine Einſchränkung, die fi aus Dem 
Gefichtspunkte ergibt, daB das Endziel der Verwaltung nicht in der 
ängftlichen Behütung formalen Rechts, ſondern in der Sicherung und 
Förderung des Wohles der Gefammtheit und jedes Einzelnen Liegt. 
Darum ift die rechtliche Bedeutung der bier angeführten Formvor⸗ 
Hriften für den Antrag auf Einleitung des Mominiftrativerfahrend nicht 
diefelbe wie jene der gleichen Beltimmungen eined Civilproceßgeſetzes. 
Sie begründen nicht in demjelben Umfange wie Eipilproceßnormen 
im Sintereffe der Rechtsjicherheit einen Anfprud der Gegenpartei auf 
Einhaltung, weil von einer Gegenpartei im Sinne des Civilproceßrechts 
hier nur ausnahmsweiſe die Rede fein kann. Auf dem Gebiete des Ber- 
waltungsrecht3 verfolgen ſolche formale Beitimmungen weſentlich den 
Zweck, die Erledigung der Parteienanträge zu vereinfachen und zu 
erleichtern, eine ötonomijche Vermwerthung der Arbeitöfraft der 
behördlichen Organe zu ermöglichen. Deshalb werden Borjchriften 
der bier beiprochenen Art, wenn nicht ein entgegengejegter Wille des 
Geſetzgebers erkennbar ift, nicht als unter der Sanction ftehend gedacht 

werben dürfen, daß ihre Verlegung die Pflicht der Behörde begründet, 
das Eingehen in die formwidrige oder formloſe Eingabe abzulehnen. 


— — -.. —. — 


1) Nach 8. 15 des ; Berggefehes und : haftangeben. Klarheit und Deutlichkeit in 
8. 13 der Vollzugsvorſchrift hiezu muß ber Darftellungb er Erfindung, Entdedung, 
das Geſuch um eine Schurfbewilligung | Verbeſſerung, deren Batentirung angefucht 
die Be egrenzung des Schurfgebietes nad wird, fordert 8.12 lit. d des Privilegien- 
den ndparzellen oder auf andere gefeheh, vom Auguft 1852, ©. G. B. 
Reife möglichjt genau und unzmeifel- , Nr. 184 
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Einmal würde dadurch die BZwedbeitimmung der Behördenorganifation, 
die Wohlfahrtseinrichtungen ded3 Staate8 Jedermann, auch dem in— 
telleetuell oder ökonomiſch Schwachen zugänglich zu machen ver- 
eitelt?), dann aber geftatten die öffentlichen Intereſſen nicht, da8 Weſen 
über die Form zu feßen, und ein durch materiell rechtliche Beftimmungen 
gebotenes Einjchreiten der Behörde abzulehnen, nur aus dem runde, 
weil der als Vorausſetzung desfelben aufgeftellte Parteienantrag nicht 
formgerecht verfaßt ij. Zuweilen fteht eine ausdrüdliche geſetzliche Be- 
ftimmung auf dem Boden derartiger Erwägungen. Nah 8.76 des n. ö. 
Landes⸗Waſſerrechtsgeſetzes und der ihm entfprechenden Beitimmung in 
den übrigen Waflerordnungen jollen dent Bewerber um Verleihung eines 
Waſſerbenützungsrechts etwaige Bedenken gegen die Buläffigkeit, die ſich 
aus dem Geſuche ergeben, noch vor der Einleitung der Barteienver- 
handlung mitgetheilt werden, offenbar zu dem Zwecke, daß berjelbe das 
Koftenrifico einer folchen Verhandlung reiflich zu überlegen oder den 
rege gemachten Bedenken durch entiprechende Aenderung feines Gefuchs 
Rehnung zu tragen in der Lage fei. Auch dem Bewerber um ein Er- 
findungspatent ſoll gemäß 8.13 (Schlußabſatz) und 8.15 (vorlehtes alin.) 
des Gef. vom 15. Auguft 1862, R. G. B. Nr. 184, die Möglichkeit zur 
Berbefferung feines Geſuchs und der Inſtruirung desfelben eröffnet werden. ?) 
Dem um Eintragung einer Marke Einfchreitenden fowohl als aud dem 
Markenberechtigten hat die im 8.18 des Markenſchutzgeſetzes v. 6. Jänner 
1890, R. G. B. Nr. 19, vorgejchriebene Verftändigung zu dienen, daß 
die zur Eintragung angemeldete Marfe mit einer bereit eingetragenen 
identiich oder ähnlich ſei (avis prealable). 

I. Unter dem Gefichtspunfte, daß ben Parteien „die Thätigkeit 
der politifchen Adminiftration leicht zugänglich gemacht werben müfje,“ °) 
it au die Frage nach der Schriftlichkeit der ſollicitirenden Parleien- 
anträge zu beantworten. Es ftellt deshalbd 8.79 der Anftruction für die 
Bezirlsämter vom Jahre 1855 in diefem Punkte folgende Grundfähe feit: 
„Berjönlich beim Amte erfcheinende Parteien find in der Regel nicht 
zur fchriftlichen Anbringung ihrer Anliegen zu verhalten. Solche An 


1) Es fei hier verwiejen auf den be- 


reits cit. 8. 35 der Amtsinftruction für 
die Bezirksämter, nach welchem die min- 
dere Gewanbtheit der Parteien im Bor» 
trag, die Unkenntniß der einzu- 
Ihlagenden Wege denfelben nicht zum 
Nachtheil gereichen und der Behörde keinen 
Anlaß bieten fol, eine gegründete Bitte 
oder Beichwerbe abzumeiten, und welder 
ferner den Behörden die Pflicht zur Be⸗ 
lehrung der Parteien auferlegt. Diefe 
Unterftägungspflit ber Verwaltungs⸗ 
behörden gegenüber den Parteien bat 
jeit jeher beitanden. Man vergl. auch 
das Schreiben des Minifters des Innern 
bom 24. April 1850 3. 2132, M. J., 


dann 8.35 der a. h. am 14. April 1850 
genehmigten Suftruction für Die poli« 
tiichen Behörden ©. 26 und 52 der offi- 
ciellen Ausgabe diejer Inftruction. Nach 
8.83 der Vollzugsvorſchrift zum Berg⸗ 
geich fol die Bergbehörde bei der Prüfung 
er don ihr zu genehmigenden Gejell- 
Ichaftsverträge feine ängſtliche Silben- 
ftecheret treiben. 

2) Bgl. auch die Unterftügungspflicht 
ber Eivilgerichte im ſummariſchen und in 
Bagatellverfahren (88.13, 14 des Suftig- 
Hof Decrete® vom 24. October 1845, 

. G. S. Nr.906 und 8.13 des Gef. v. 
27. April 1873, R. G. B. Nr. 66). 

3) Ausgabe der Grundzüge ©. 26. 
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. gelegenheiten find wo möglich fogleih mündlich abzutfun. Kann ein 

mündlihes Anbringen wegen Wichtigkeit der Sache, oder wegen 
der hienach zu treffenden Verfügung niht im kurzen Wege 
mündlich abgethban werden, fo ift hierüber ein Protocol vom Amts⸗ 
vorjteher oder einem durch ihn bezeichneten Beamten aufzunehmen, und 
im legteren Halle mit dem „Geſehen“ des Vorſtehers vder bei der Prä- 
fentirung (8. 67) zu verfehen.” 

Hält man dieſe Beitimmung zujammen mit der im 8. 35 ftatuirten 
Unterftügungspfliht der Behörde gegenüber der bilflojen Partei, jo wird 
im Geifte diejer Beftimmungen die Behörde auch dann, wenn Barteien 
ihr Einfchreiten lediglich behufs Verwirklichung von Privatinterefien ver- 
langen, das fchriftliche Anbringen des Geſuches nicht fordern dürfen, falls 
diefe Forderung nach der materiellen Lage und der intellectuellen Fäbig- 
feit der Partei praftiid darauf hinausfäme, derjelben die Thätig- 
feit der Behörde unerreihbar zu machen.) Wenn aber eine 
gejegliche Beitimmung für das Einfchreiten der Parteien Schriftlichkeit 
ſchlechthin fordert?), dann ift eine Einfchräntung ihrer Bedeutung auf 
Grund der Hier angeführten Erwägungen unftatthaft; dann ift fie jus cogens. 

Soferne der Inhalt einer fchriftlicden Eingabe von der Behörde 
nicht aus Gründen des öffentlichen Intereſſe zur Kenntniß zu nehmen if, 
und für alle gejegmäßig Ichriftlich zu ftellenden Anträge wird die Frage, 
welche Schriftzeichen von dem Einjchreitenden zu wählen feien, in gleicher 
Weile zu beantworten fein, wie die Frage nach der Wahl der Sprache. 
Nur die Kenntniß der deutfchen und lateinifchen Lettern wird nah Maf- 
gabe der für die Bekleidung ftaatlicher Aemter geforderten Borbildung 
den ftaatlichen Behörden in allen Kronländern zugemuthet werden 
Dürfen. ®) 


1) Dabei hat bie Erwägung in’3 Ge⸗deſſen Bevollmächtigten. Ebenſo jpricht 
wicht zu fallen, daß dem Gebiete des | die Min. Vdg. vom 27. October 1869, 
abmintftrativen Procefled, ungeachtet der | R. G. B. Nr. 196, von einer unmittelbar 
ſchwerwiegenden Bedeutung verwaltungs- | bei der politiichen Landesbehörde zu 
behördlicher Acte für die ganze wirth- | Überreichenden Berufungsichrift. 
ſchaftliche Exiſtenz der Einzelnen, das 3) Durh a. h. Entichließung vom 
Rechtsinſtitut des Anſpruchs der Mittel- | 10. April 1861 ift laut des Juſt. Min. 
lofen und Armen auf ftaatlidhe Bei- | E. vom 21. April 1861 3. 3297 an das 
ftelung eines Urmenvertreters unbefannt | Oberlandesgerichtspräfidtium und Die 
it. Vgl. auch 8. 13 der Vollzugsvor- | Oberftaatsanwaltichaft in Lemberg aus- 
Ihrift vom 15. September 1854 zum geſprochen worden, daß ſämmtliche k. L. 
Berggeſetz. Behörden und Aemter ſowie bie Ge 

2) Wie 3. B. 8.4 des Vereinsgeſetzes meindeämter und Magiftrate in den zu 
vom 15. November 1867 für die An⸗ | dem ehemaligen Lemberger Berwaltungs- 
zeige der beabfichtigten Bildung eines | gebiete gehörigen Kreifen Galizien und 
Bereind und für die Mittheilung feiner | der Bukowina verpflichteteien, ruthenijche 
Statuten, 8.9 des Privilegiengefebes für | Eingaben auch mit cyrilliihen Schrift. 
das Anfuchen um bie Erthetlung eines Er⸗ zeichen anzunehmen und der geſetzlichen 
findungspatentd, 8.49 des Berggel. und | Amtshandlung zu unterziehen. Der Ge- 
8.39 der Vollzugsvorſchrift zu demfelben brauch diefer Schriftzeichen fteht unter 
für Geſuche um Verleihung von Berg- : dem Schuhe bes Reichsgerichts (K. G. €. 
werlöberechtigungen. Beide Geſetze fordern | vom 25. April 1882 3. 54; Hye 257. 
Fertigung durch den Gejuchfteller oder | : 
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Schriftlihe Eingaben find im Verwaltungsverfahren regelmäßig nur 
einfah zu überreichen, mag auch ihr Anhalt eine Verhandlung mit 
mehreren Parteien nöthig machen!) Es ift aber Sacde der Behörde 
dieſen Inhalt den übrigen Parteien zugänglich zu machen. 

IH. Eine Beftimmung über die vorjchriftmäßige Wahl der Sprache 
für ſchriftliche Eingaben oder protocollariih anzumeldende Anträge bei 
den Berwaltungsbehörden, wird man in dem Rechtsſatze des Art. 19 des 
Staatögrundgejehes vom 21. Drember 1867, R. G. B. Nr. 142, über 
‚die allgemeinen Rechte der Staatsbürger erbliden müſſen, durch melchen 
die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt 
und öffentlichen Leben vom Staate anerkannt wird.?) Die Anficht, daß 
diefe Beſtimmung eine bloße Geſetzespromeſſe fei, durch melde bloß die 
gefeßgeberifche Verwirklichung eines Grundſatzes in Zukunft verfprocden 
werde, findet in dem Wortlaute des Geſetzes, wenn man ihn mit Art. 20 
desfelben Staatögrundgefeges vergleicht, Teine Beftätigung. Ob fie nach 
der Abficht der Redactoren, ein bloßes, der Einlöfung harrendes Ver—⸗ 
iprechen fein follte, darauf kommt es gegenüber dem Ausdruck des 
gejeßgeberifchen Gedankens nicht an. Die Anficht, daß die Beitimmungen 
des erwähnten Staatdgrundgefeges bloße geſetzgeberiſche Vorſätze, keine 
unmittelbar verbindlichen Normen enthalte, hat wegen ihrer großen Be— 
denflichleit für die verfaffungsmäßige Sicherung der perjönlichen 
Freiheit Anſpruch auf Beachtung nur dann, wenn fie ſich als da3 un: 
vermeidliche Rejultat einer objectiven Gejebesauslegung ergibt. Für 
die hier in Rede ftehende Yrage iſt dies nicht der Fall. Hält man die 
Anerkennung der Gleichberedhtigung aller landesüblichen Sprachen im 
Amte mit der Thatjache zufammen, daß fie in einem die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger regelnden Geſetze ausgeſprochen ift, jo erjcheint 
die Auslegung ganz ungeziwungen, daß ein Barteienantrag, welcher bei der 
Behörde eines Kronlandes in einer der in dieſem Lande üblichen Sprachen 
überreicht wird, aus dem Grunde, daß er in diefer Sprache verfaßt jet, nicht 
abgewiejen werden könne. Die unleugbare Schwierigkeit der Begriffsbeitim- 
mung der landesüblichen Sprache rechtfertigt nun die Siftirung der Anwen— 
dung der Norm fo wenig als fonft eine jchwierige Anterpretationsfrage, 
welche ſich an ein Geſetz knüpft, die Behörde berechtigt, diefelbe wegen der 


2) Die Frage nach der Bedeutung diejes 
oder nachträgliche Erlöfchung eines Er- | Artileld muß an diefem Orte ohne Rück⸗ 
fndungspatent3 fordert Die Praxis Ueber“ | ficht auf die politifchen Folgen ber Ant- 
veihung der Klage in doppelter Aus- | wort nur nach rechtlichen Geſichtspunkten 
fertigung, nebftbem eine Rubrif, d. i. behandelt werden. gl. hiezu den Artikel 
eine jchriftliche Wiedergabe der Daten Geſchäftsſprache vom Grafen Schaff- 
anf der Außenſeite ber Klage. Ein gotſch im I. Bd. des öfterr. Staats⸗ 
Eremplar der Klage behält die Behörde, ; wörterbuchd und die bort angeführte 
eine zweite ftellt jie mit der erſten ein- Literatur. R.G. E. Hye 423, 424, 440; 
leitenden Erledigung dem Geflagten zu. dann R.G. E. vom 12. Sänner 1894 
Der Kläger wird von berjelben mittels 8. 394 ex 1891, 8. f. 8. 1894 ©. 26. 
aubrit verftänbigt. Bed-Managetta | 


1 


1) Im Berfahren über die Giltigfeit 
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möglichen zu beforgenden Schwankungen, Widerfprüde und Unbegreiflid- 
feiten der Praxis von der Anwendung auszufchließen. Bracticiren doc 
die Gerichte felbft den Art. 15 al.1 des St. ©. G. über die richterlice 
Gewalt, und wäre doch auch jedes Ausführungsgejeb zum Art. 19, welches 
auf die Verhütung folder Unficherheit abzielen würde, wenn es nidt 
ſelbſt al3 Staatsgrundgeſetz erlaffen wird, der Kritik und dem Gtreite 
der Parteien auögefebt, ob es der Forderung ded Art. 19 entipreche, alſo 
einen verfaffungsmäßigen Anhalt habe. Ein folches Geſetz könnte einen 
verfaſſungswidrigen Buftand befeftigen, während Irrthümer in der Praris 
auf den concreten Fall beichräntt bleiben und der Gewinnung beſſerer 
Erfenntniß für die Zukunft nicht im Wege ftehen. Mit Hilfe der älteren 
Geſetze, der Geſchichte, der Statiftit und anderer Hilfswiſſenſchaften 
muß e3 gelingen, zu einem Begriffe der landesüblichen Sprade zu 
gelangen, der nur geringen Schwankungen ausgefegt ift, zumal in einem 
nicht unbedeutenden Umfang die Löfung der Frage fchon jetzt eine liquide 
iſt. Urt. 19 al. 2 iſt, fofern er fich auf die Zugänglichkeit der Aemter 
für die Staatöbürger bezieht, zugleich anzufehen als ein verfaſſungsmäßiges 
Grundprincip der Behördenorganijation, für deſſen Verwirklichung mittel 
gehöriger Beſetzung der Behörden, jo weit es die rechtmäßig zu Ge 
bote ftehenden materiellen Mittel zulaffen, die Regierung gemäß rt. 11 
lit. 1 des Gef. v. 21. December 1867, R. G. B. Nr. 141, verfafjungs: 
mäßig zuftändig ift. Sie verftößt durch ſolche Bejegung nicht gegen den 
Rechtsſatz, daß die Öffentlichen Aemter allen Staatsbürgern gleich zugäng- 
lich fein muſſen, infoferne die Forderung bejonderer, erlangbarer, für die 
eriprießliche Verwaltung eines Amtes nöthiger Kenntniffe nicht gleid: 
bedeutend ijt mit der Aufftellung eines gegen beitinnmte Perſonen von 
Bornherein gefehrten, unabhängig von ihrer Dualification für das 
Amt aufgeftellten Ausfchliegungdgrundes.!) 

Es ift jedenfalls eine bedeutungsvolle Thatfache, daß zwei auf jo 
verfchiedenartigen Bejehungsprincipien ruhende Gerichtshöfe, wie das 
Reichsgericht und der Verwaltungsgerichtöhof, das al. 2 des Art. 19 der 
unmittelbaren Anwendung fähig erklärt haben und der Bermwaltungs- 
gericht3hof fogar gegen die Organe der Selbftverwaltung, für welche die 
Erfüllung des verfaflungsmäßigen Grundfages ungleich ſchwieriger ift 
al3 für den Staat. Nach den Erf. v. 15. April 1885 8. 1031, Budw. 
2504 (für Böhmen), und vom 1. Mai 1890 3. 1280, Budw. 5287 
(für Tirol), find die Gemeindebehörden im eigenen Wirkungskreis ver- 
pflichtet, Eingaben, welche in einer landesüblichen Sprache an fie gerichtet 
find, ohne Rüdfiht auf ihre interne Dienftfpradhe, zu erledigen. Dies 
muß um jo mehr gelten von Ungelegenheiten des übertragenen Wirkung: 
freifes, in welchem fie Functionen des Staates verjehen. 


1) Fordert der Staat far die Beklei⸗ der Aemter für Alle, jo wird er doch wohl 
dung diplomatiſcher Poſten Kenntniß ; von den in Böhmen fungirenden Beamten 
ausländiicher Sprachen, ohne Verlegung . die Kenntniß beider Landesſprachen for- 
des Rechtsſatzes über die Zugänglichfeit ; dern dürfen. 
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Bon fonftigem diefe Frage betreffenden pofitiv-rechtlihen Material 
ind zu erwähnen: 8. 12 des Privilegiengefeges vom 15. Wuguft 1852, 
R.G.B. Nr. 184, wonach die Beſchreibung des Gegenſtandes eines an⸗ 
geſuchten Patentes in der deutſchen!) oder in der Geſchäftsſprache des 
Kronlandes zu überreichen tft. Hier wird alfo die deutiche Sprache als 
eine folche bezeichnet, melche allen ftaatlichen Behörden befannt fein muß. 
Gleichberechtigt ift ihr innerhalb jedes Kronlandes die Sprache, in welcher 
außerdem die Behörden desjelben gegenüber den Parteien zu amtiren 
haben, das ift wohl die landesübliche Sprache. In diefem Sinne be- 
zeichnet auch ein Zuftiz-Min. Erl. vom 9. Juli 1860 3. 10340°) an 
die Oberlandesgerichtö-Präfidien und Oberftaatdanwaltfchaften in Lemberg 
und Krakau als gerichtlihe Geſchäftsſprache für den Verkehr der Ge: 
richte mit den Parteien die Landes⸗- oder die deutſche Sprache derart, 
daß den Barteien innerhalb des Kronlandes geitattet ift, ihre Angelegen- 
heiten bei den @®erichtöbehörden in der Landes⸗ oder in der deutjchen 
Sprade anzubringen.) Um fo mehr muß dies für die Verwaltungs⸗ 
behörden gelten, welchen eine weitergehende Unterftügungspflicht gegenüber 
dem Einzelnen obliegt als den Gerichten. Die Vdg. der Minifter des 
Innern, für Eult. und Unterr., der Juſtiz, der Finanzen, des Handels 
und des Ackerbaues, dann für Qandesvertheidigung und öffentliche Sicher- 
beit, betreffend die Amtssprache der !. E. Behörden, Aemter .... im 
Königreih Galizien mit dem Großherzogthum Krakau im inneren Dienfte 
und Verkehre mit anderen Behörden, L. G. B. für Galizien Nr. 24%), 
läßt im 8. 5 die Vorſchriften über den Verkehr der Behörden und Aemter 
mit den Parteien, den nicht Iandesfürjtlichen Behörden, Corporationen 
und Gemeinden unberührt. 

Für die Regelung des Gebrauchs der Landesipraden im Verkehre 
der politifchen ... . . Behörden mit den Parteien und autonomen Or⸗ 
ganen in Böhmen und Mähren wurde die Vdg. der k.k. Minifter des 
Innern und der Juſtiz vom 19. April 1880 (böhm. L. G. B. Nr 14, 
mähr. Nr. 15) erlafien. Diejelbe verfügt: „S.1. Die politijchen Be- 
börden ..... im Lande find verpflichtet, die an die Barteien auf deren 
mündliche Anbringen oder jchriftlide Eingaben ergebenden 
Erledigungen in jener der beiden Landesſprachen auszufertigen, 
in welcher das mündliche Anbringen vorgebracht wurde oder die Eingabe 
abgejaßt it, 8. 2. Brotocollarifhe Erklärungen der Parteien find 


1) Die Benni ber beutichen Sprache Oberlandesgerichts- Bräfidium a. a. D. 
wird im Intereſſe ber Einheitlichleit der S. 347, wonach die Abweiſung einer 
Berwaltung vonden Berwaltungsbeamten ſloveniſchen Eingabe durch ein Gericht 
gefordert im Patente Fofef I. vom 1. De- | in Steiermart aus dem Grunde, weil 
eember 1785, Biller’iche Belehiomm- ber Einjchreitende deutich verfteht, als 
lung J. 1785 Nr. CXIX © ein bequemes aber nicht geſetzliches Mittel 

2) Adgebrudt bei Raf erer, anbbud zur Abmeijung der Frage nad) der Gleich⸗ 
der öfter. Auftizverwaltung ©. 338. berechtigang bezeichnet wird. 

3) Bemerlenswerth ift die Stelle im 4) boedruai bei Kaſerer a. a. O. 
iz-Min.Erl. vom 18. April 1882, | ©. 38 

. 20513 ex 1881, an bas Grazer 


Tezner, Handbuch. 8 
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in jener der beiden Landesſprachen aufzunehmen, in welcher die Erklärung 
abgegeben wird. 8.3. Urkunden oder andere Schriftjtüde, welde 
in einer der beiden Landesſprachen abgefaßt find und als Beilagen, Be 
helfe oder fonjt zum ämtlichen Gebrauche beigebracht werden, bedürfen 
feiner Weberjegung. $.5. Die Beitimmungen der 88. 1—4 gelten auch 
rüdfihtlih der Gemeinden in jenen Wngelegenheiten, in denen fie als 
PBarteien anzujehen find.” 

In den zahlreihen aus verjchiedenen Negierungsfgitemen hervor: 
gegangenen, zum Theil fchon vor der Wirkſamkeit des Art. 19 erlafienen 
Auftizminifterialverordnungen?), welche die Gerichtsſprache betreffen, iſt 
die fortfchreitende Tendenz zu erkennen, den Rechtsſatz, welcher im Art. 19 
al. 2 ausgedrüdt ift, in dem Umfange zur Geltung zu bringen, daß inner: 
halb jedes Kronlandes ein Gericht Gehör nicht verfagen darf, wenn e 
um feine Hilfe in einer der üblichen Landesſprachen angegangen wird. 
Um fo weniger wird in ſolchem Falle die ftaatlicde Berwaltungsbehörd 
die Schranken zuziehen dürfen. ?) 


$. 14. Die Feititelung der Parteien im Adminiftrativverfahren 
und der Anfpruch auf Zulafiung zur Parteienthatigkeit.?) 


I. Sn fehr vielen Fällen und zwar beſonders in jenen, in welchen 
Parteien die Vornahme eines Berwaltungsact3 zur unmittelbaren Be: 
friedigung ihres Privatintereffe, 3. B. die Gewährung der Einficht in 
Öffentliche Bücher, oder zur Ermöglichung folcher Befriedigung durch eigene 
Thätigfeit, 3. B. die Ertheilung eines Haufirpaffes, eines Waffenpafies, 
begehren, wird feine Ermittlung der Parteien des Verfahrens erforderlich fein, 
weil die einzige Partei ‚des Verfahrens mit dem Gefuchiteller gegeben ilt. 
Die Behörde wird fich darauf befchränfen, die Zuläffigkeit des Begehren: 
nad Lage der XActen, dann auf Grund noch andermweitiger erforderlicher 
Erhebungen und der etwa von dem Gefuchiteller über das Refultat der: 
felben abgeforderten Aufklärungen zu prüfen und nad dem Ergebnifie 
diefer Prüfung ihre Entfchließung über das Begehren des Gefuchs zu faflen. 

Aber auch in einem folchen alle entiteht die Frage, ob der An 
tragfteller der Behörde wirklich als eine ihrer obrigfeitlichen Thätigfeit 
unterworfene Partei überhaupt oder im concreten Falle gegenübertreten 
fünne, ob ihm Parteienfähigkeit zukomme. 





1)U a. O. ©. 3281. 3) Sm den Verordnungen betreffend do? 
2) Sn "Patentitreitigfeiten läßt die | Theilungs-, Regulirungs⸗ und das Zu⸗ 
Praxis die Abfaſſung der Klage in der jemmenlegungsverfabren ift die Feſtſtel⸗ 
deutichen Sprache oder in einerim Lande | lung der Vetheiligten und ihrer Rechte 
des Wohnorts des Klägers (landes)üblichen | ala ein Stadium des abminiftrativen 
Sprade zu. Bed-Managetta ©. 446. nerlahrens erflärt. (Bdgen. vom 8. Febr. 
Diele Broria ift ee aanbest ‚tinfoferne 2.8.8. Nr. 20 3 76] und Nr. 21 
fie den Gebrauch der Landesſprache bei rw u 
einer Centralftele, aljo auch außerhalb 
des Rronlandes für ftatthaft erklärt. 
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Was nun die Berwaltungsbehörden eines und desſelben Reſſorts 
anbelangt, jo find fie zur Beforgung ganz derjelben Sntereffen nur unter 
verſchiedenen Borausfegungen berufen. Sie find in Beziehung auf die- 
jelben alle Obrigkeiten, nicht Parteien. WUeberfchreitungen der den ein- 
zelnen Behörden durch die Behördenordnungen gejebten Grenzen, Srr: 
thümer und Zweifel über diefe Grenzen finden auf dem durch diefe Ord- 
nungen vorgefchriebenen, über den Bereich des ſtaatlichen Organis— 
mus nicht Hinausfchreitenden, das objective Recht wie das Intereſſe 
der Disciplin gleichmäßig wahrenden Wege ihre Löſung. Gleiches gilt 
von den ftaatlihen Verwaltungsbehörden verfchiedener Reſſorts, 
injoferne vdiefelben der Verwirklichung der einheitlichen Negierungs- 
gewalt des Monardhen zu dienen haben. So verordnet fchon das 
Hföct. v. 6. November 1840 8. 33521: „das Recursrecht beſchränkt ſich 
nur auf Parteien, die fich Durch ämtliche Entfcheidungen und Verfügungen 
gefränkt fühlen. Wemtlichen Organen, foweit fie in der Sache eine ämt- 
lihe Ingerenz genommen haben, kann ein Beſchwerderecht in Dienftjachen 
nit eingeräumt werden. Hofbeſchwerden untergeordnneter Behörden gegen 
die Beichlüffe der vorgejegten Landesftelle find unzukömmlich, und Die 
untergeordneten ämtlichen Organe können biezu weder als berufen nod) 
berechtigt angejehen werden.” Anders jteht das Verhältniß, ſoweit es ſich 
um phyſiſche oder juriftifcehe Berfonen handelt, welche den Staatlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden mit dem gegenüber der Competenz der letteren ab- 
gegrenzten Anſpruche auf obrigkeitliche Verwaltung oder auf Theilnahme 
an derjelben gegenüberftehen. Diefe befigen für den Zweck dieſer ihnen 
rechtlich gebührenden obrigkeitlichen Verwaltung Parteienfähigfeit gegen- 
über den ftaatlichen Behörden.) 

Die Wahlcommifftonen für die Leitung der Wahlen in die Ge— 
meindevertretung, den Landtag, den Reichsrath find tranfitorifche, den 
ftantlihen Behörden untergebene Behörden zur Durchführung des 
Vahlverfahreng, nicht Parteien gegenüber den letzteren (V. G. H. Beſchl. 
vom 7. Juli 1884 8. 1431, Erel Nr. 79). Die Gemeinden beziehent- 
id ihre Organe find für den Bereich der Verwaltung ftaatlider Com— 
petenzen im übertragenen Wirkungskreiſe den Staatlichen Behörden der 
inneren Verwaltung untergebene, ihren dienftlihen Weifungen unter- 
worfene Dienftbehörden.?) Wohl aber können die Gemeinden die Frage, 
ob ihnen die Verwaltung beftimmter ſtaatlicher Aufgaben im übertragenen 
Wirkungskreiſe auferlegt werden dürfe, und ob nicht ein beitimmtes Ber- 


I) Alfo entfaltet die Gemeinde durch 2) Nach $. 92 des Prager Gemeinde- 
ihre Organe Barteienthätigfeit gegenüber | ſtatuts unterliegt die Gemeinde der dienft- 
der ftantlichen Behörde, wenn fie die | lichen Verfügung ber ftaatlichen Auffichts- 
Anerkennung ihrer Zuftändigfeit für einen | behörde in Betreff der im übertragenen 
obrigfeitlihen Act von der ftaatlihen | Wirkungskreiſe anzumendenden Amts- 
Behörde forbert. Inſoferne fie aber einen | ſprache (8. ©. 9. €. v. 13. Juli 1893 
jolhen Act gegenüber dem Einzelnen | 3. 2328, Budw. 7383). | 
duch ihre Organe vollzieht, übt fie obrig- 
teitlihe und nicht Parteienthätigfeit. 

9% 


— 116 — 


waltungsreffort in erfter Inſtanz in ihre Zuſtändigkeit falle und nur 
ſtaatlicher Aufficht, nicht Dienftliher Verfügung feitens der Staatsbehörden 
unterftehe, als Parteien, fei e8 vor den Berwaltungsbehörden ſelbſt, ſei 
es vor dem Verwaltungsgerichtshofe, austragen.!) 

Auch einzelne phyſiſche Perjonen, denen das Recht auf Mitwirkung 
an der Öffentlichen Verwaltung zulommt, wie etwa die Mitglieder des 
Gemeindeausfchuffes, können dasfelbe al3 Parteien zur Geltung bringen.’) 

Staatliche ſonſt dienftlicher Verfügung der Oberbehörbe unterftehende 
Behörden können dieſer gegenüber Parteienthätigkeit entfalten, foferne 
biefelbe der ihnen übertragenen Wahrung von Rechten umd Intereſſen 
dritter insbeſondere juriftifcher Perſonen dient. In folcden Fällen treten 
fie aber nicht ald Behörden, jondern als Repräfentanten von Anftalten, 
Stiftungen, Corporationen u. ſ. w. auf.?) 

Ebenjo kommen den einzelnen zu einer Behörde gehörigen Perjonen 
Parteienrechte gegenüber der Oberbehörde zu, foferne es ſich um die 
Wahrung ihrer, wenn auch aus dem öffentlichen Dienftverhältnifie hervor: 
gehenden Rechte und Ansprüche, insbefondere ihrer Anſprüche auf Rang, 
Gehalt, Erjagleiftungen u. f. w. Handelt. 

Die Frage, ob öffentlichen Eorporationen, wie etwa den Handels 
fammern, den Gemwerbegenoffenichaften, Barteienftelung zugedacht ift, wenn 
den Behörden ihre Vernehmung vor der Vornahme beſtimmter Verwal⸗ 
acte vorgefchrieben wird, ift für jeden einzelnen Fall nach Maßgabe einer 
wifienfchaftiihen Interpretation der einfchlägigen Geſetzesſtelle zu löſen. 

Behörden, von deren Zuftimmung die Giltigfeit der Acte anderer 
Behörden bedingt ift, wirken zur Entitehung einer behördlichen Erklärung 
mit. Ihre Zuftimmung ift deshalb kein Act privater Parteienthätigleit, 
fondern hobeitlicder Natur. Eigenmächtiges Vorgehen jener Behörde, melde 
formell als entjcheidend aufzutreten bat, wird im internen Dienftlicdhen 
Wege durch Anzeige der übergangenen Behörde zur Kenntniß der vor: 
gejebten Behörde zu bringen fein, aber feinen Gegenſtand einer “Barteien: 
beichwerde derjelben bilden können. Eine Ausnahme bildet auch hier 
wieder der Fall, daß die Mitwirkung zu Acten ftaatlicher Behörden zum 
Gegenftand eines Anſpruchs von Corporationen und Corporationdorganen 
erhoben ift, welcdde dem Organismus der ftaatlichen Behörden nicht an: 
gehören. *) 


— 








V. G. H. E bom ai October 1884 | 3.2167, Budw. 1256), das Profefloren- 
B. 25 Budw. 2 | collegium einer Univerfität als Repräfen- 
2) & kann ber kraft feiner Steuer- | tant einer Stiftung Anordnungen der 
leiftung und ohne Wahl zum Eintritte | oberiten Unterrichtsbehörbe A G. H. E. 
in den —— Berechtigte vom 21. November 1883 8. 2384, Bubm. 
diefes fein Recht als Partei geltend : 1917) anfechten, welche Rechte ober An 
machen. Bgl. 3.8 V. G. 9. E. vom | terefien der Stiftung verlegen. 
8. November 1880 8. 2207, udw. 928. 4) Bol. den Fall des V. G. H. E. v. 
3) Es kann deshalb der Ortsichulrath | 11. guli 1884 8, 1644, But, 2208, 
als Hepräfentant der Schulgemeinde betreſtend S Aus ee es * 4 bei 
gelegtvibrige Yufla en ber Sculober- Geſ. v. 29. Juni 1 
ehörden (8. G. H. E. v. 5. Zänner 1882 demzufolge der —— — im — 
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Ausnahmsweiſe kann behufs wirkſamerer Beſorgung beftimmter 
öffentlicher Intereſſen, welche etwa mit anderen öffentlichen Intereſſen colli- 
diren, ein behörbliches Organ zur anmwaltichaftlichen Vertretung derfelben 
vor der zur Enticheidung über diefelben berufenen Behörde oder gegen 
die Behörde beftellt werden, ohne daß diefe Sintereffen zu Rechten irgend 
einer Perſönlichkeit geftaltet wären. So ergibt fi aus den Beftimmungen 
der 8.7 u. 12 des böhm. Landesgeſetzes v. 19. December 1875, 8.6.8. 
Nr. 86, über die Rechtsverhäftniffe der Lehrer, die Befugniß für den k. k. 
Bezirksſchulrath, gegen die Erledigung der ihm zulommenden Beſetzungs⸗ 
vorſchläge durch den Vandesſchulrath Beichwerde an dad Unterrichtd- 
minifterium zu ergreifen. So haben die Gemwerbebehörden ihre Verfügungen, 
über die vom Gewerbeinfpector erftatteten Anzeigen gemäß 8. 10 des 
Gefepes vom 17. Juni 1883, R. G. B. Nr. 117, diefem fofort mitzu- 
teilen. Dem Gewerbeinſpector fteht e8 dann frei, gegen die Enticheidungen 
der erften umd zweiten Inſtanz, innerhalb der Recursfriſt, Einſpruch zu 
erheben, welcher die Wirkung hat, daß die Angelegenheit zur höheren 
Entiheidung vorgelegt werden muß. Ebenſo räumt 8.58 P. 1 der Vog. 
des Minifteriums für Landesvertheidigung vom 15. April 1889, R. G. B. 
Nr. 45, zur Durchführung des Wehrgeſetzes vom 11. April 1889, R. 
8.8. Nr. 41, „den Bertretern des Heeres und der Landwehr“ beziehungs- 
weile dem Ergänzungsbezirkscommando und der Landmwehrevidenthaltung 
die Befugniß ein und beruft fie dazu, gegen eine gefegwidrige Zuerfennung 
der Begünftigung des Stellungspflichtigen aus Yamilienrüdfichten durch 
Ueberreihung einer fchriftlichen Aeußerung bei der erfennenden politifchen 
Bezirtsbehörde Einiprache zu erheben. In Folge diefer Einſprache 
devolvirt die Enticheidung an die Landesitelle im Einvernehmen mit 


vernehmen mit den einzelnen Handels⸗ ftaatlicher Aufficht unterftehender Selbit- 
fommern die Unzahl ihrer wirklichen vermwaltungsförper. Sie find kein tech⸗ 
Mitglieder, die Zahl der Mitglieder Ber , nifcher, einer ftaatlicden Behörde ein- 
Gertionen u. ſ. w. zu beitimmen bat. Der | eordneter oder dienftlich untergeordneter 
8.6.9. faßte die Wendung „im Ein- | Beirath, fondern, wie ber 8. ©. 9. feldft 
vernehmen mit” unter Berufung auf Die | au wiederholtenmalen anerlannt hat, mit 
Abhängigkeit der Handelskammer vom | Rechtöfubgectivität gegenüber den ftaat- 
Handeldminifter in dem Sinne auf, daß : lichen Behörden ausgeftattet. Sie find 
die Kammer nur zu hören fei, nicht | . 8. innerhalb der gejeplichen Grenzen 
aber, daß die Beftimmung nur einver- —* in der Wahl ihrer Berathungs⸗ 
ſtändlich mit ihr erfolgen fönne. Allein | gegenftände, fie haben ein Hei auf Ein- 
abgejeden davon, daß die Rechtsficher- | bringung von Anträgen bet der ftegierung, 
heit in's Schwanken geräth, wenn bie ſie haben ein Necht auf die Ausübung 
Sefegesauslegung an dem klaren Wort⸗ ihrer fonftigen gejeglichen Competenzen. 
laut des Geſetzes nicht ihre Schranke Daß fie verpflichtet find den Behörden 
findet (vgl. 8.41 des Geſ. v. 22. Dctober | auf Verlangen Gutadten zu erftatten, 
1875, 8.8.8. für 1876 Nr. 36), daß | haben fie mit den Gemeindeausſchüſſen 
die officiellen Ueberfegungen des bezüg- | gemein. Gegen die Auslegung bes 8. 
lihen Gejeped in die Übrigen Landes- | G. H. in einem ähnlichen, dem deutſchen 
ipraden der Auffafjung des 8.6.9. Staatsrecht entnommenen Falle aud) 
entgegenftehen, reicht die Whhängigleit : Yaband a. a. D. I. Bd. ©. 602 An⸗ 
ver Handelslammern vom Handels- merk. 2. 

mintfter nicht weiter, als die anberer 
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der höheren Militärbehörde. Eine Art interner Vertretung des fiscaliichen 
Intereſſe gegenüber den Verwaltungsbehörden organifirt die Vdg. der 
Minifter des Innern und der Finanzen vom 31. Auguſt 1853, 8.6.8. 
Nr. 172, bei den Kreisbehörden in der Perſon des Steuerinjpectors. 
Diefer fol nah P. 5 der Vdg. der Fachreferent in Sachen der directen 
Steuern bei den zum Decernate berufenen Behörden: der inneren Ber- 
waltung fein. Er ſoll in diefen Ungelegenheiten die Entfcheidungen vor: 
bereiten. Die Entfcheidungsgemwalt kommt der politifchen Behörde zu, 
welcher der Steuerinfpector zugetheilt if. Es befikt aber der Steuer: 
infpector die Befugniß, im Intereſſe der Finanzen zu verlangen, daß der 
Vorſtand der Behörde, wenn feinem Untrage nicht beigepflichtet wird, 
die Angelegenheit der Steuerlandesbehörde vorlege. Diefem Verlangen 
muß entſprochen werden, den Fall der Gefahr am Verzuge ausgenommen, 
in welchem der Vorſtand auf eigene Gefahr und unter gleichzeitiger An- 
zeige an die Landesiteerbehörde die Entfcheidung zu fällen und das 
Geeignete zu verfügen bat. Hierher gehört auch die Beitimmung des 
8.43 P. 4 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetz, daß öffentliche Der: 
waltungsbehörden, welche bei der Berhandlung über eine Bergrecht3-Per: 
feihung betbeiligt find, zur Sreifahrung eingeladen werden müffen.‘) 

Der Monarch kann als privatus durch feine Bevollmächtigten PBar- 
teienthätigfeit entfalten, wenn er einen Anſpruch auf eine behördliche 
Reiftung, 3. B. auf Rüdvergütung einer irrthilmlich von feinem Vermögen 
behobenen Steuer, oder auf declarative Feſtſtellung der polizeilichen Zu: 
Yäffigkeit einer beftinmten Handlung erhebt. Er will z. B. auf einem 
von ihm erworbenen Grund für Privatzmede ein Haus bauen. Die Er: 
fedigung darf aber nie in die Form eines Befehle an den Monarden 
gefleidet werden. 

Der Staat ift Partei, foweit er nicht als Subject ftaatlicher Hoheit 
auftritt. Baut er aljo ein Zinshaus oder felbft ein öffentliches Gebäude‘), 
jo muß er fih um die Baubewilligung vor der zujtändigen Behörde be- 
werben und kann durch die zum Einfchreiten zuftändige Behörde Rechts⸗ 
mittel gegen eine ihm ungünftige Entjcheidung einlegen. 

U. Außer der Frage nach der Fähigkeit zur Parteiftellung kommt 
für den Adminiſtrativproceß auch die nach der Legitimation zur Sache?) 


1) Die Competenz der Behörden zur 3) B.3 des Erl. des C. u. UM. v. 
parteienmäßigen Pertretung öffent | 14. Mat 1876: „Bei jeder Berhandlung 
licher Intereſſen bedarf aber gefeglicher | tft die Legitimation ber Parteien zur 
Anerlennung, aus ihrerallgemeinen Com- | Sache genau zu prüfen. er im fremden 
petenz fließt fie nicht. Es fteht deshalb | Ramen handelt, muß fich über feine 
ben icchlichen Behörden gegen Entichei- | Vollmacht ausweiſen. Bei Perſonen die 

ngen der politifchen in Ehefachen nad) | fraft einer allgemeinen Vollmacht Handeln 
Maßgabe des Gel. v. 25. Mai 1868, | (3. B. bei Privatbeamten), ift im Auge 

R.o. B. Nr. 47, kein Beſchwerderecht zu. gu behalten, ob nicht die Beſchaffenheit 

2) Vgl. Beichluß bes 8. G. H. vom 2 * eine beſondere Bollmadt 
27. Mai 1878 2. 811 ‚ Erel 505 be- ' erheij 
treffend die vom tiegsminifterium beab- | 
fichtigte Einrichtung eines Haufes als 
Militärmarodehaus. 
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in Betracht. Sie tft nicht gleichbedeutend mit der Frage nach der Pflicht 
der Behörde, einem an fie geftellten Antrage ftattzugeben. Die XLegiti- 
mation zur Sade kann vorhanden fein, ohne daß eine folche Pflicht der 
Behörde beitände.. Es tit bisher weder der Theorie nod) der Praxis 
gelungen, eine erjchöpfende Formel für die Feitftellung der legitimatio ad 
cansam im Nöminiftrativproceß zu finden. Hier mögen einige allgemeine 
Andeutungen Plab finden, welche der Modification im Einzelnen fähig 
find. Wer einen Anfpruh an die Behörde auf Erledigung eined von 
ihm geftellten Antrages ftellt, disponirt damit über deſſen Anhalt, info- 
ferne er ihn eben der Entſcheidung der Behörde unterftelt.e Es kommt 
alfo für die Legitimation zur Sache darauf an, ob der Antragjteller zu 
einer ſolchen Dispofition befugt fei. Daraus ergibt fich vor allem der 
Grundſatz: Anfoferne ein Antrag die Erflärung der Abſicht zu einer 
Verfügung oder eine unmittelbare Verfügung über Vermögensrechte, über 
die perjönliche Freiheit des Sndividuums enthält, infoferne er gerichtet 
ift auf die Sicherung des Bmwedes, auf die Erhaltung oder Erhöhung 
des Werthes eines Bermögengrechts, auf die Geltendmachung der Freiheit 
von einem obrigfeitlichen Befehle oder von einer obrigfeitlicden Wuflage, 
ift zur Stellung desfelben in der Pegel nur das Subject des Ver⸗ 
mögensrechts Tegitimirt, über welches disponirt und welches confervirt, 
erploitirt werden fol, beziehentlich jenes Individuum, deſſen Freiheit 
gegenüber der Behörde gewahrt werden fol. Einen anderen gehen dieſe 
Dinge in der Regel rechtlich nicht? an: Es kann deshalb um den Schub 
einer Waſſeranlage gegen polizeimidrige Acte Dritter, feien dieſe Werl: 
befiger oder nicht, in der Regel nur der Befiter der gefährdeten Anlage 
einfchreiten; und es ift zur Partetenthätigkeit behufs Abwehr einer Frei⸗ 
heitsbeſchränkung oder Auflage durch die Behörde nur derjenige legi- 
timirt, dem die Behörde durch eine hierauf gerichtete Erklärung (wie 5. 2. 
dur eine Borladung) zu erfennen gegeben hat, daß fie ihn als mög- 
liches Object eines folchen hoheitlichen Acts in Betracht ziehe. *) 
Eine behördliche Verfügung zur Erweiterung der perjönlichen Frei- 

beit und der Rechte des Einzelnen zu beantragen, ift in der Regel nur 

1) Dritte Perfonen, auch wenn fie kaſſe verpflichtet ift (B. &. H. E. vom 
an der richtigen Bemeſſung der Steuer- 19. October 1886 3. 2511, Budw. 3212). 
ſchuldigkeit des Leiftungspflichtigen in  Bur Beſchwerde an Das Weichögericht 
hohem Grade intereffirt find, wie 3.8. | im Namen eine3 aufgelöften Vereins 
der Eontrabent, der die Zahlung der | find die Mitglieder desjelben nicht legiti- 
Steuer gegenüberdem Leiftungspflichtigen | mirt (R. G. E. vom 27. Xänner 1871 
auf fi genommen hat, find zur Anfech⸗ 3.3, Hye 10). WS rechtlich intereflirt 
tung der Bemeflung nicht Tegitimirt | (und jomit fachlich legitimirt) bei Strei- 
Beh. des 8.8.9. vom 20. Februar | tigfeiten über Beiträge au öffentlichen 
1887 8. 3213, Exel II. 1254). Die | Laften gilt nach 8. 28 der bad. Whg. 
Legitimation zu folder Anfechtung fehlt nur der Vorftand, welcher den Beitrag 
auch dem Dritten, welcher dem Stante anfordert, ſowie die einzelnen Steuer⸗ 
gegenüber zum Abzuge der Steuern von | pflichtigen, um deren Beiträge es fidh 
einer dem Leiftungspflichtigen geſchul- ı handelt, nicht aber die übrigen Steuer- 
deten Zahlung und zur Abfuhr des , pflichtigen. 
jurüdgehaltenen Betrag an die Steuer- . 
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derjenige fachlich legitimirt, deſſen Freiheit erweitert werden, oder der ein 
Recht erlangen fol. Die Berleifung einer Conceffion Tann alfo wirkſam 
nur derjenige, fei es perfönlich oder durch Stellvertreter, anfuchen, dem 
fie verliehen werden joll.?) 

Iſt das Subject eines publiciftiichen Anſpruchs an die Behörde 
genau beftimmt, dann ift zur Erhebung desfelben nur diejes, nicht ein 
Dritter legitimirt. So räumt 8. 34 des Heimatögejebes einen Anſpruch 
an die Gemeinde auf Ausfertigung eines Heimatjcheine® nur dem Hei⸗ 
matberedhtigten ein, nicht Dritten, möchten fie ſelbſt an der Erlangung 
desfelben ein noch fo großes Intereſſe Haben. Dem Auffichtöverhältniß 
in Betreff der Verwaltung des Gemeindevermögens unterliegt nur die 
Gemeinde; nur fie hat den Anfprud auf folde Hilfsacte der die Aufficht 
führenden Bezirkövertretung oder des Landesausſchuſſes, ohne welche fie 
über ihr Vermögen privatrechtlich nicht verfügen Tann. Deshalb fann 
fi) gegen die Verweigernng der geſetzlich nothwendigen Genehmigung 
eine3 Vertrages der Gemeinde nur biefe wehren, nicht der dritte Con: 
trahent. Zur Geltendmachung der hoheitlichen Anſprüche aus dem Staats- 
dienftverhältniffe it nur der Staat, nicht der Private legitimirt. Es 
fehlt nach dem geltenden Disciplinarrechte dem Privaten die Legitimation 
zur Geltendmachung der dienstlichen Bflichten der Behörden. ft dem: 
nad eine Behörde zur Bornahme eines Verwaltungsactes nur dienftlic), 
alfo nur gegenüber dem Staate, verpflichtet, dann Tann der Private 
die Erledigung eines auf deffen Herbeiführung gerichteten Untrags nicht 
beanfpruchen, mag der Inhalt desfelben ſich mit dem Inhalte der Dienft: 
pfliht auch vollftändig deden. So ift z. B. die zwedmäßige Wahl des 
Standort3 der Behörden nur Dienftpflicht der wahlbefugten Behörde; 
der Private hat keinen Unfpruch, zur beitimmenden Mitwirkung zugelaflen 
zu werben. 

Sn feinem alle vermag, von entgegengelehten Beitimmungen ab: 
gejehen, das bloße Intereſſe an dem Inhalte eines Verwaltungsactes, 
welcher feine Dispofition über die perjönliche Freiheit oder das Ber: 
mögen des Untragftellerd enthält, die fachliche Legitimation zur Antrag: 
ftellung über diefen Inhalt zu begründen; deshalb ift ein Verein, der 
fid den Zweck der Fürforge für Schulangelegenheiten gejegt hat, um 
deffentwillen allein zur Anfechtung fchulbehördlicher Verfügungen, die gar 
nit an ihn ergangen find, nicht Iegitimirt (V. G. H. E. vom 13. Februar 
1889 8. 542, Budw. 4506). 

Allein pofitiverechtliche Normen?) können die fachliche Legitimation 
über Die bier angeführten Grenzen ausdehnen oder auch diefe Grenzen 


1) Eine ungebeten erteilte Eonceifion  fechtungsflage legitimirt. Nur Priori⸗ 
ift aber darum allein noch nicht ungiltig täts⸗ oder Gdenfitätstlagen gelten nur 
(8.8.9. €. v.11. October 1888 8.3138, | auf Grundlage der Behauptung ald 
Budw. 4278). fundirt, daß der Kläger ein mit dem 

Die Praxis in Patentſachen be⸗ | FInhaiie des Patentes des Geklagten 
—* tet jeden, der an der Anfechtung identiſches und älteres Patent beſihe. 
eines Batents intereffirt ift, al3 zur An- | Bed-Managetta ©. 444. 
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verengern. So find nad 8.55 8.1 der Durchführungsverordnung des 
Landesvertheidigungäminifteriums vom 15. April 1889, R. G. B. Nr. 45, 
zum Wehrgeſetz vom 11. April 1889, R. G. B. Nr. 41, beitimmte, von 
dem Wehrpflichtigen verichiedene, an feiner Befreiung von der Wehrpflicht 
intereffirte Berfonen und nur dieje (die jogenannten Ungehörigen) zur Er: 
hebung des Anſpruchs auf diefe Befreiung (Reclamation) legitimirt. Nach 
8.26 der Reichsrathswahlordnung vom 2. April 1873, R. G. B. Nr. 41, 
ift der Wahlberechtigte zur Anfechtung der Wählerlijte nicht nur, foferne 
er einen feinen Wahlbetheiligungsanſpruch verleßenden Mangel derjelben 
behauptet, fondern auch wegen Weglafjung dritter wahlberechtigter oder 
wegen Aufnahme nicht mwahlberechtiger Perſonen legitimirt. Ja es Tann 
das Intereſſe des Staates an der Gejegmäßigkeit beftimmter Berwal- 
tungdacte ein jo intenjives fein, daB er Jedermann ein auf diefen Zweck 
gerichtete Untragsrecht einräumt. So follen nad 8.30 3.2 der Voll⸗ 
zugsverordnung zum Wehrgefeh vom Sabre 1889 die Lilten der Stellungs- 
pflichtigen zur freien Einficht aufgelegt werden. jedermann kann An— 
zeigen wegen Auslafjungen und fonitiger Mängel eritatten. . Jeder Anzeiger 
hat nach 8. 31 3. 2 Anfpruh auf Zuftelung der Erledigung und das 
Recht der Beſchwerde gegen die Erledigung In Fällen diejer Urt liegt 
die Vergleihung mit der römischen, jedem Bürger in gewiflen Fällen 
zuftehenden actio popularis zur Wahrung öffentlicher Intereſſen nabe.?) 

DI. Mit der Perſon des fachlich legitimirten Untragftellers ift 
jedenfall® eine Partei des adnıtniitrativen Verfahrens beftimmt. Unter 
Umftänden erftredt fi) das abminiftrative Verfahren nur über diefe eine 
Bartei. Ein Beiſpiel hiefür ift der Yall, wenn die Eriftenz eines nur 
den Antragfteller verpflichtenden Nechtsverhältnifjes feitfteht, und nur 
dad Maß der Pflicht beftimmt werden fol. Es fatirt Jemand das Ein- 
fommen aus feiner erwerbfteuerpflichtigen Unternehmung, und es erübrigt 
nur mehr die Erhebung der Wahrfcheinlichkeit feiner Angaben und 
die Bemeſſung auf Grund der Erhebungen. Handelt es fi im Ad—⸗ 
miniftrativverfahren um die Geltendmachung obligatorifcher Anſprüche, 3.8. 
auf Erfah von Wildfchäden, oder abjoluter echte, wie des Patent: oder 


1) gl. ber Tegner in Grän- ; mit einem nicht ftrafbaren Inhalt anzu⸗ 
hurs geitſchrift XJ. Bd. ©.156. Ueber | nehmen, und an bie Ueberreihung der⸗ 


biefe Grenze hinaus ift e3 Niemandem 
verwehrt, bei den Behörden Anträge 
Br wirtjameren und zwedmäßigeren 
ejorgung öffentlicher Antereflen zu 
fielen, allein er bat keinen Anſpruch 
auf Erledigung, er ift nit mehr 
Bartei im technichen Sinne des Wortes, 
jondern Anzeiger, Denuntiant, Petent. 
Rah Art. 11 des St. G. G. v. 21. De- 
cember 1867, R. G. 9. Nr. 142, ftebt 
dad Petitionsrecht Federmann zu. Das 
bedeutet aber nicht mehr, als daß bie 
Behörde verpflichtet ſei, die Betition 


felben feine Rechtsnachtheile für den 
Petenten Inüpfen dürfe. DaB es ſich 


‚ bier nur um Feſtſtellung der Erlaubt- 
ı beit der Petition und der Annahme⸗ 


pflicht der Behörde, nicht um Anſpruch 
auf Erledigung Handle, beweift Die 
Faflung des Artikels insbeſ. fein al. 2: 
„Petitionen unter einem Geſammtnamen 
dürfen nur von gefeßlich anerkannten 
Körperichaften oder Vereinen ausgeben.” 
Weiter faßt das Betitiondrecht Jellinek 
a. a. O. S.124 ff. Vgl. ferner Tezner 
in Grünhut's Beitichrift 18.8. ©.583. 
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des Markenrechts, dann ift mit der Bezeichnung derjenigen Perjon, gegen 
welche der Anſpruch auf die obligatorifche Leitung oder auf Einftellung 
der Störung des Rechtes gerichtet ift, die Gegenpartei des Antragftellers 
gegeben. Das Verfahren bewegt fich zwiſchen dem Untragfteller und feiner 
Gegenpartei, wie der Eivilproceß zwiſchen dem Kläger und dem Gellagten, 
und e3 beantwortet fih die Frage, ob der Antrag gegen die richtigen 
Perſonen erhoben worden jei, alfo die Frage nach der paffiven Legiti- 
mation nach gleihen Grundfägen wie jene nad) der Paſſivlegitimation 
im Civilproceſſe. 

Auf einem großen Gebiete der Verwaltung find aber die Parteien 
bes Berfahrens nicht von Vornherein gegeben, vielmehr muß die Behörde 
feldft, Diejenigen Perfonen fuchen und beſtimmen, welde fie dem ad- 
ministrativen Verfahren unterwerfen darf, um die Erfüllung der ihr ge 
jeblich obliegenden Aufgaben vorzubereiten. Auch für dieſe Thätigkeit 
der Vermwaltungsbehörden zur Ermittlung der dem adminiftrativen Xer: 
fahren pflichtmäßtg beizuziehenden Parteien, d. i. derjenigen Berjonen, 
welche von ber. Behörde als activ legitimirt zur Untragftelung und als 
palfiv Iegitimirt für die im administrativen Verfahren ergebenden proceb: 
leitenden Verfügungen zu behandeln find, laſſen fich erjchöpfende Regeln 
nicht aufitellen. 

Der bedeutfamfte Grundſatz, den die Praris über diefen Punft 
heraus entwidelt hat, ift der, daß die Behörde Niemandes Rechte und 
Pflichten durch eine Entſcheidung feitftellen, Niemandem Durch eine Ber- 
fügung etwas zu thun, zu leilten, zu unterlaffen gebieten ſoll, wenn fie 
ihm nicht zuvor durch Zulaſſung von jachgemäßen, für diefen Biel 
geeigneten Anträgen, durch Zuziehung zur Feſtſtellung des von der Be 
hörde ala maßgebend erachteten Thatbeſtands die Möglichkeit eröffnet hat, 
auf einen gejegmäßigen Inhalt der behördlichen Entſcheidung hinzuwirken. 
Das iſt der Grundſatz des Parteiengehörs, nach welchen alfo jeder al? 
Partei zu behandeln ift, über deffen Rechte und Pflichten eine Entichei- 
dung ergehen, gegen den eine Verfügung erlaffen werben fol’), und 
zwar ohne daß hiefür eine gefegliche Beſtimmung nöthig wäre‘) 
Eine Modification erleidet diefer Grundfag bei ficherheitspolizeilichen 
Maßregeln, welche einer imminenten Gefahr vorzubeugen beftimmt find‘), 
dann wenn der Zweck der Verfügung eine fürmliche Barteienverhandlung 
nicht verträgt (man denke an die Anordnungen der Sicherheitäorgane zum 
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1) V. G. H. €. v. 20. März 1884 nöthigenfalls die Abſtellung eines ſicher⸗ 
3. 622, Budw. 2063; 27. October 1884 heitswidrigen Zuſtandes auch ſogleich 

.1773, Budw. VI. 245; 16. Juni 1885 | auf Koſten des Bergwerksbeſitzers anzu⸗ 

. 1591, Budw. VI. 274; 6. October ordnen habe, fo auf, daß im dFalle 
1887 3. 1594, Budw. 3686. dringlicher Gefahr die für geboten er- 

2) 8.6.9. €. vom 24. October 1884 achteten Vorkehrungen ohne vorgängige 
3.2195/6, Budw. 2263; 15. Februar 1886 f Bernehmung des Dergtverfäbefibers e⸗ 
3. 314, Budw. VI. 292. troffen werden müſſen und dab dir 

3) Die Bdg. des A. M. vom 23. Mai | hievon zu verftändigen und nadträglid 
1872 3. 4506 faßt die Borjchrift des über die Nothwendigkeit ihrer Aufrect- 
8. 173 des Berggef., daß die Behörde erhaltung zu vernehmen if. 


& 
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Bmede der Aufrechterhaltung der Ordnung auf öffentlichen Straßen u..w.*), 
durch gejegliche VBeftimmungen, welche Verfügungen ohne Verfahren zu- 
laffien und nur die Befchwerde oder Vorftellung gegen die rechtswidrige 
oder zwedwidrige Verfügung geitatten, oder welche gewifjen Verwaltungs: 
acten gegenüber, auf Mitbefiimmung oder Ubänderung gerichtete Parteien- 
anfprüche, nicht einmal durch Zulafjung nachträglicher Befchwerde anerkennen, 
um fie durch Parteienanfechtungen nicht in Frage zu ftellen; man denfe 
on die Anerkennung der Gemeinnübigfeit einer Eifenbahnunternehmung 
behufs Vorbereitung der Erpropriation. 

Der Grundſatz des Parteiengehörd im Aominiftrativprocefje ift nicht 
erit durch die Doctrin vom Rechtsſtaate entdeckt worden, fondern ift zum 
Mindeften der Berwaltungsgejebgebung zu feiner Zeit aus dem Be- 
wußtfein entfchwunden. Er galt auch zur Beit der Entartung des Ab- 
ſolntismus und fogar auf dem Gebiete des Fiscalrechts, deſſen Hand- 
habung neben jener der fogenannten Staatspolizei vorzüglich” das abjo- 
Iutiftiihe Regime mißliebig gemacht hat. Einen bemertenswerthen Beleg 
für diefe Behauptung bietet der Punkt 11 des Hoflammerdecret3 vom 
10. Februar 1832, J. G. S. Nr. 2548, über die Einbringung rüditän- 
diger Zölle und Verzehrungssteuergebühren: „Durch diefe Beitimmungen, “ 
heißt e3 dafelbit, „wird an den beftehenden Grundſätzen über den Weg, 
auf welchem die Nichtigkeit (Liquidität) und das Ausmaß einer Gefälls- 
gebühr zu verhandeln ift, nichts geändert — Um aber gleich bei der 
urfprünglichen Verhandlung den Gegenſtand erfchöpfend zu erörtern, und 
um zu verhindern, daB nicht wegen unvolljtändiger Beleuchtung desfelben 
unftatthafte Forderungen, von denen bei einer genauen Aufflärung wieder 
abgegangen werden müßte, geftellt werden, ift in den Fällen, in denen es 
ich nicht bloß um die Einbringung einer Gebühr handelt, zu deren Ent: 
rihtung der Partei eine Zufriftung zugeftanden wurde, ftet3 die Partei 
über den Anſpruch, der gegen jie erhoben wird, im kürzeſtem Wege zu 
vernehmen, und mit ihren allfälligen Einwendungen anzuhören, tie 
auch derjelben nad) Erwägung der von ihr vorgebradhten Bemerkungen, 
dann nach vollitändiger Erörterung des Sachverhaltes mittel3 einer den 
letzteren deutlich darftellenden Verordnung, die zu entricdhtende Gebühr 
befannt zu machen.“ 

Soweit Specialgejeße die einem Adminifirativprocefje beizuziehenden 
Barteien bejtimmen, Tafjen fie ſich bei aller Verſchiedenheit im Einzelnen 
in zwei verfchiedene Gruppen bringen. 

Die einen jeben den Kreis der Parteien feit, welche einem Ad⸗ 
miniftrativprocefje zuzuziehen find, wenn es fih um die Beftimmung 
der polizeilichen Grenzen, der Nußungen an unbewegliden 
Saden oder am Waffer, oder um Begründung von Nutzungsrechten an 


1) Nach 8.18 des Organijationsftatutes 
für die Wiener Sicherheitswache (Erl. des 
Min. d. J. vom 10. April 1884 3. 5645 
und v. 18. Auguſt 1891 3. 3255, Mayr- 
hoter I. ©. 854) Hat Jedermann den 


innerhalb der dienſtlichen Befugniſſen 
diefer Wache geitellten Aufforderungen 
und getroffenen Anordnungen unbefchadet 
des Beichwerderecht3 Folge zu leiſten. 
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unbewegliden Sachen oder am Waſſer durch obrigkeitlihe Verfügung 
handelt, die anderen treffen Anordnungen für den Fall, wenn es darauf 
antommt herauszubringen, welche von mehreren Berjonen zu einer öffent- 
lichen Leiftung verpflichtet find. Fälle der erfteren Art find 8. 26 und 
8.29 der Gew. Nov. über die Eonfenttrung von Betriebsanlagen, die 
Beftimmungen der Landesbauordnungen über die Borladung des Bau: 
herrn, des Baumeifters, der Mitglieder der Gemeindevertretung, der An: 
rainer und der übrigen Betheiligten zur Erhebung der Localver- 
hältnifje vor der Ertheilung einer Baubewilligung; die Beſtimmungen der 
Landeswaflerordnungen über die Nothwendigkeit der Buziehung aller 
Waſſerberechtigten und fonjtigen Intereſſenten, deren Rechte durd die 
behördliche Verleihung eines Waflerbenugungsrechts oder die Bewilligung 
einer Waſſeranlage berührt würden; 8. 6 der Vdg. des Minifteriumd für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten vom 14. September 1854, R. ©. 9. 
Nr. 238, über die Zuziehung aller Betheiligten zu der vor Ertbeilung 
einer Eiſenbahnconceſſion vorzunehmenden behördlichen Prüfung, ob das 
Bauwerk und deſſen Einzelheiten nicht etwas enthalten, was mit früher er- 
worbenen Privatrechten nicht vereinbar wäre; 88.14, 15 des Geſ. v. 
18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, über die BZulaffung aller, deren 
dingliche Rechte erpropriirt oder denen dingliche Laften auferlegt werden 
ſollen, als Betbeiligter beim Erpropriattonsverfahren zur Herftellung von 
Eijenbahnen; 8.29 des Forftgejeßes vom 3. December 1852, R. G. B. 
Nr. 250, über die Zuziehung der intereffirten Gemeinden, aller Anrainer 
oder ſonſt Dabei Betheiligten zu den commiffionellen Erhebungen an 
Ort und Stelle für die Feftftellung der Möglichkeit und der Grenzen 
einer Triftbewilligung; nach 8. 55 des Berggeſetzes vom 23. Mai 1854, 
R. G. B. Nr. 146, ift jede einer bergrechtlichen Verleihung vorangehende 
Hreifahrung mit Anführung der wejentlihen Punkte des Verleihungs⸗ 
gejuches durch angemefjene Zeit vorher öffentlich befannt zu machen und 
nah 8.43 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetze vom 25. September 
1854 iſt die Verhandlung bierliber mit den der Bergbehörde bekannten 
Schurfberechtigten (Freiſchürfern) und Bergwerksbeſitzern, welche mit ihren 
Schurfkreiſen oder Bergwerksrechten an das neu zu vertiefende Gruben: 
feld grenzen oder hiebei in ihren Rechten berührt werben können, durch⸗ 
zuführen. 

Dieſe Beitimmungen ruhen einmal auf dem fchon beiprochenen all 
gemeinen, das adminiftrative Verfahren beherridhenden Grundſatze, dab 
die Behörde, wofern e8 der Zweck der Verfügung geftattet, individuell 
beftimmten Perſonen nichts gebieten und nichts verbieten, feine Rechte 
nehmen fol, ohne den Betroffenen die Möglichkeit zu eröffnen, durch 
Anträge auf die Gejehlichkeit des Vorgehens der Behörde hinzumirken. 
Es Tiegt die auf der Hand, foweit die hier beifpielsmweife angeführten 
Berfahrensnormen den Erlaß von Erpropriationsverfügungen betreffen. 
Allein die polizeiliche Regelung von Sachnugungen kann polizeiliche Ber- 
fügungen an individuell beftimmte Berjonen im Gefolge haben, welde 
nit Erpropriationgacte find. Man denke an den Fall, daß an eine 
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biöher frei geftandene Fabrik, deren Rauchfang unter Berüdjichtigung der 
iſolirten Lage confentirt worden iſt, Häufer angebaut werben follen. 
Hier wird das auf diefe Neubauten bezügliche Baugeſuch unter Umftänden 
zur Folge Haben, daß dem Fabriksbeſitzer für den Fall der Ausführung 
des Bauprojectd Uenderungen an feiner Fabrildanlage, 3. B. die Er- 
höhung des Fabrifihornfteins, aufgegeben werden muß.) Es muß alfo 
auch diefer Anrainer, jelbjt wenn er keine Uenderung in der Anlage des 
Anbaues begehrt, ſondern nur gegen die Zumuthung der Abänderung 
feiner Betriebsanlage fich wehrt, gehört werden. 

IV. Allein nicht bloß der Sicherung der Grenzen der gejegmäßigen 
Ausübung von Sachnutzungen zu Gunften der Nutungsberechtigten dienen 
diefe Beftimmungen über die Barteien des adminiftrativen Brocefjes, fondern 
zugleih auch der Sicherung Öffentlicher Anterefien, welche die Behörde 
nah Maßgabe der Geſetze durch ihre Entichließungen pflihtmäßig der Be⸗ 
friedigung zuzuführen, welche fie von Amtswegen zu wahren bat. Wlle 
Öffentlichen Intereſſen find in letter Linie Intereſſen von menfchlichen In⸗ 
dividuen. Deshalb verpflichtet das objective Recht in Fällen der hier er- 
wähnten Urt wie in anderen Fällen die Behörde, diejenigen Berfonen, von 
welchen der Geſetzgeber nach der Regel der Fälle vorauszufehen berechtigt 
it, daß fie die Vernachläſſigung öffentlicher, von der Behörde pflichtmäßig 
zu wahrender Intereſſen am Lebhafteften empfinden müjjen, mit 
ihren auf die Bejorgung diefer Antereffen gerichteten Anträgen anzuhören, 
ehe fie ihre pflichtmäßige Entichliegung faßt. So hat die Behörde die 
Sinterefien, welche durch eine lärmende, üble Gerüche verbreitende oder 
gefährliche Betriebsanlage berührt werden, nach 88.25, 26, 29 Gew. 
Nov. von Amtswegen zu wahren, alſo felbjt wenn von feinem Privaten 
Broteft gegen ihre Errichtung erhoben wird. Nichtsdeſtoweniger find die 
Grundnachbaren, deren Eigenthum durch den mechaniſchen Zufammenhang 
von Waſſer, Luft und Erde von ben nachtheiligen Yolgen einer Betriebs⸗ 
anlage bedroht erjcheinen, aus dem Kreife der Intereſſenten, zu welchen 
doch auch Pfandgläubiger, Miether, Pächter, Paſſanten?) gerechnet werden 
müßten, herausgehoben und zu Antragjtellern in Betreff der 
Durhführbarkleit der Anlage und der Modalitäten der Durchfüh- 
rung vom Standpunkte dieſer gejeglich und von Amtswegen zu wahrenden 
öffentlichen Intereſſen erhoben werden. 


V. Der Staat Hat Fein Anterefie an zweckloſer Verlegung und 
Zurückſetzung von PBrivatintereifen, und insbejondere ein negatives 
Interefle an der Entwerthung von Vermögensſtücken. Er wird deshalb 
zuweilen, two fich mehrere Wege eröffnen, um gejeglich zu wahrende öffent- 


1) Rach 8.74 al.3 der n.d. Bauordnung | 3. B. die gefährbete, mit Hypotheken über- 
vom 17. Sänner 1883, 2.9.8. Nr. 36, er fih im Feilbietungsftabium 
hat die Behörde Fabrikichornfteine fo zu | befindet,- in höherem Grade an der 
confentiren, daß eine eventuelle Er- | Nubungsregelung interejfirt fein als der 
höhung derjelben bis auf 35 Meter | Grundbefiker. ein das Gefeh geht 
möglich wird. von dem Durchſchnitt der Fälle aus und 

2) Alle diefe Berfonen können, wenn | gibt nur diefem ein Antragsredt. 
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liche Intereſſen zu befriedigen, die Behörden verpflichten, jenen zu wählen, 
welcher von ihm als berüdfichtigenswerth anerlannten PBrivatintereffen 
am meiften entgegentommt, ohne jedoch den Intereſſenten einen Anfprud 
auf die Einhaltung diefes Weges zu gewähren, um die Actiongfreiheit der 
Behörden von diefer Seite nicht einengen zu laſſen. Da nun aber die 
Behörden in Fällen diefer Art nur von den Intereſſenten felbft über ihre 
Antereflen unterrichtet werden können, jo ordnet das Gefeh zuweilen aud 
für dieſen Zweck der befleren Erfenntniß der PBrivatinterefien, alfo nidt 
wie im vorangehenden Falle zur beiferen Wahrung der öffentlichen Intereſſen, 
die Anhörung der AInterefienten vor der Vornahme beitimmter, dieſe In— 
tereffen berührender Verwaltungsacte an, und gewährt diefen Anterefjenten 
das Recht zur Antragftellung in Betreff der ausreichenden Wahrung ihrer 
Privatintereſſen. Dies gilt gleichfalls zumeift in folcden Fällen, in 
welchen die Behörde Sachnugungen regeln oder begründen fol. a 
gewiſſe Privatintereffen haben die Verwaltungsbehörden nach gefeßlicher 
Vorſchrift nicht nur zu berüdfichtigen, fondern geradezu zu fürdern. Nach 
8.16 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetz jo die Behörde darauf Sehen, 
daß einem Hoffnungsvollen PBrojecte nicht unnöthige Hindernifje in den 
Weg gelegt werden. Selbftverjtändlich muß dann der Projectant zur Wider: 
legung erhobener Einwendungen zugelajjen werden. Man Tann bier von 
begünftigten Privatinterefjen im Gegenſatze von ſolchen Privatintereijen 
Iprechen, welche nur der Berückſichtigung der Behörden empfohlen 
find. Wir finden, daß hier meift der Behörde ein Verſuch, die Bethei⸗ 
ligten zu vergleichen, vorgefchrieben wird. Diefe Vorſchrift Hat nun 
zweifellos auch den Bwed, die Eollifion von Privatintereſſen, melde 
durch das objective Recht nicht zu Privatrechten ausgeſtaltet worden 
ſind, durch Einverſtändniß der Parteien zu beſeitigen und eine Ordnung 
der Angelegenheit zu ermöglichen, welche geſetzlich ſtatthaft ift und zu 
gleich den ausgeglichenen Privatinterefien am meiften entgegenfommt. 
VI Wir gewahren alfo nach diefer Darftellung zwei Gruppen von 
PVerfonen als Barteien des Aominiftrativverfahrens. Einmal folche, weile 
von der Behörde nicht? verlangen als Neipectirung ihrer Rechtsſphäre, 
dann Sole, deren Anträge fich nicht mehr auf die Nefpectirung von 
Rechten und auf die Erfüllung rechtlicher Anſprüche beichräufen, fondern 
mehr verlangen, als ihnen rechtlich gebührt, jet eg nämlich Erfüllung öffent: 
licher Intereſſen, welche auch ihnen zu Statten kommt, fei es Berüdjid: 
tigung ihrer ausfchließlich privaten Intereſſen. Streng genommen bedürfte 
die Legitimation, für diefe beiden legteren Zwecke im Abminijtrativpre: 
cefje Handelnd aufzutreten, befonderer gefeglicher Anerkennung in allen 
Fällen. Indeß erblidt die Praris in der Wiederfehr gleichartiger Beitin- 
mungen für verjchiedene Fälle diefer Art den Ausdrud eines allgemeinen 
Rechtsgedankens, daß im Verfahren zur polizeilichen Regelung von Sad; 
nugungsrechten nicht nur jene zu laden feien, an welche denkbarer Weile 
Gebote und Verbote ergehen, oder deren Rechte!) durch Exrpropriation, 


1) Rad; ben öfterreich, Gemeindeord- | nungen hat der Gemeindeausſchuß bie 
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Aberlennung vernichtet oder beichränkt werden follen, fondern ſelbſt ohne 
gefegliche Unordnung auch jene, für welche die Regulirung der Sad 
nugung nachtheilige Folgen bei der Ausuübung ihrer Sachnubungen im 
Gefolge haben Tünnte, ohne daß ihnen ein Anſpruch zuläme, eine vor- 
theilhaftere Regulirung zu verlangen. Man bezeichnet die erjtere Gruppe 
von Barteien als die Berechtigten, die legtere als die Intereſſenten.) 
Aben auch die Anterefjenten find Subjecte von Rechten, nur daß fie 
Rüdfiht von den Behörden erbitten im Intereſſe der Erhaltung des 
Werthes ihrer ſachlichen Rechtsgüter, auf welche fie einen rechtlichen 
Anſpruch haben, während die Berechtigten nicht mehr verlangen, ald was 
ihr Recht if. ES läßt ſich auch nicht im Vorhinein beitimmen, welche 
Parteien in der einen, welche in der anderen Richtung werden thätig 
werden. 

Die Möglichkeit, als Intereifent im Ubminiftrativverfahren mit 
Erfolg aufzutreten, hat aber, wie fchon bemerkt wurde, zur Vorausſetzung 
die Befugniß der Behörde, bei der Bejorgung öffentlicher Intereſſen, 
auch Privatinterefjen, zu berüdfichtigen. Dieſe Befugniß ijt einmal damit 
gegeben, daß ed in den meiften Fällen verfchiedene Wege gibt, um ein 
öffentliches Intereſſe gleih wirkſam und doch geſetzmäßig zu befriedigen, 
und daß ſomit die Behörde ohne Pflichtverlegung jenen wählen fann, der 
einem Privatinterefie entgegentommt. Außerdem gibt es Normen von 
facultativem Charakter und mit einer Marimal- oder Minimalgrenze für 
die Anforderungen im öffentlichen Intereſſe, welche erkennbar dem Zwecke 
dienen, die behördliche Unforderung berüdfichtigengwerthen Intereſſen der 
Einzelnen anzupafjen. 

VO. Eine Folge der geringen jurütifchen Technik, welche auf Die 
gormulirung von Verwaltungsgefepen regelmäßig verwendet wird, ift, daß 
meiſt weder das Privatrechtsverhältniß zur Sache beitimmt wird, welches 
zur Stellung von Anträgen über die Wahrung von Öffentlihen und von 
Privatintereffen im Nubungsregelungsverfahren legitimirt, noch das In⸗ 
tereffe an der Sache |pecialifirt wird, welches zum Gegenitande der Er- 
Örlerung gemacht werden Tann. Diefer Mangel hat eine vortheilhafte 
und nachtheilige Seite. Cinerfeit3 ift die Gefahr gejehgeberijcher Miß— 
griffe in Ddiefer Richtung vermieden, andererfeit3 erlangt dad Verfahren 
dur den Mangel einer gefehlichen, genügenden Beitimmung der Merk— 
male der Barteienlegitimation einen unficheren Charakter und es ift, mo 
Berwaltungsgerichte beftehen, die Gefahr abweichender Unfchauungen von 
Berwaltungsgericht und Behörde über den gefegmäßigen Kreis der Par- 
teien, die Gefahr der Vernichtbarfeit des Verfahrens in weiten Umfange 
gegeben, ohne daß mehr als eine Berfchiedenheit discutabler Rechtsan⸗ 
ſchauungen vorläge. 


— —. 





Regelung der Nugungen am Gemeinde ' dert. Der V. G. 9. erflärt fie aber für 
gute vorzunehmen und zu diefem Zmede ſelbſtverſtändlich (E. vom 16. September 
die unangefochtene Uebung feftzuftellen. : 1889 8. 1764, Budw. VI. 413). 
Parteienverhandlung mit den Nugungs- 1) Diefe Bezeichnung Ichlägt vor Ber- 
berehtigten wird im Geſetz nicht gefor- | nagil a. a. Ä. ©. 64. und 182 ff. 
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Einzelne Geſetze machen indeß mindeftens, was Die Beſtimmung de 
Nechtsverhältniffes zur Sache anbelangt, eine Ausnahme. So führen die 
Waſſerordnungen als Betheiligte am Verfahren an: die Eigentbümer, die 
Servitutsberechtigten, die Pfandgläubiger an dem für die SHeritellung 
einer Wafferanlage abzutretenden oder zu belaftenden Grundſtück. 8.4 des 
Eifenbahnerpropriationsgejebes bezeichnet al3 Betheiligte die Enteigneten 
beziehungsweife zu Enteignenden, das find Grundeigenthümer und Servi- 
tutsberechtigte, nicht Pfandgläubiger. Ueberaus eingehende Beftimmungen 
in diefer Richtung enthalten die n. ö. Landesgeſetze vom 3. Juni 1886, 
L. G. B. Nr. 39 und Nr. 40, über das Semeinfchaftstheilungs- und Bu: 
fammenlegungsverfahren. Sie fcheiden die betheiligten, dinglich Bere: 
tigen in unmittelbar und mittelbar Betheiligte, welche letztere nicht jo 
weitreichende Antragsrechte befiben als die erjteren.?) 

Sehr zurücdhaltend find gewöhnlich die gefeblichen Borjchriften in Be: 
treff des Inhalts der Privatinterefien, auf welche die Behörde in den Fällen 
der bier erwähnten Art Bedacht nehmen kann, ohne daß ein Parteien⸗ 
anfpruch in diejer Richtung beſtünde. Oft jagt das Geſetz nicht mehr, 
als dab die „Betheiligten“ zu Hören find. 8.8 des n. 0. 2. G. vom 
3. Suni 1886, 2.6.8. Nr. 39, gibt Einſpruchsrechte im Gemeinſchafts⸗ 
theilungsverfahren auch Nicht-Theilgenofien, welche durch die Beranftal- 
tungen der Behörde zur Benubung der getheilten Grundſtücke „einen 
Nachtheil erleiden würden“.“) 8.68 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeieh 
ftellt an die Bergbehörde die Forderung, fich bei der Erpropriation oder der 
Belaftung von Grundftüden beziegentlich bei der Begründung von Nutzungs⸗ 
rechten an Grunditüden von der Erwägung leiten zu lafjen, daß des 
Intereſſe des Eigenthümerd an der Sicherung der Möglichkeit der bis- 
herigen Form der Nutzung möglichjt gewahrt werde. Sie foll zu diefem 
Zweck prüfen, ob fich das geplante Unternehmen nicht anders, als vor- 
geichlagen, ausführen lafje, insbeſondere durch Benußung eines für die 
Landwirthſchaft entbehrlicheren oder minder werthuollen Grundes. $. 80 
al. 7 weift die Behörde in Ausführung diefes Gedankens an, zu prüfen, 
ob das Unternehmen ohne Nachtbeil für feinen Erfolg im Eleineren Um: 
fange, mit geringerem Kraftaufwande errichtet werden könne. Eingehendere 
Beitimmungen treffen die Waflerrechtsordnungen über die Urt der Bri- 
bvatinterefien, welche bei der Bewilligung von Wafleranlagen beriüdfictigt 
werden Tönnen und zu berüdfichtigen find, und fie ftellen eine fürmlide 
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1) V. G. H. E. vom 7. Jänner 1887 Grundcomplexe vornehmlich darauf Rüd- 
8.86, Budw. 3332, erklärt, ohne eine aus⸗ſicht zu nehmen ſei, in welchem Grade 
drüdliche gefegliche Beitimmung hiefür ſich Hffentliche Intereſſen an diefe Be 
anrufen zu fönnen, den Nupnießer | wirthichaftung nüpfen und daß hiernad) 
eines Jagdgrunds zur Anfechtung von | „und mit thunlicäfter Beachtung der 
Enticheidungen in Sagdfachen legitimirt, | Wünfche und Unträge der Betheiligten” 
welche das Tyruchtgenußobject betreffen. | Die Einrichtungen der fünftigen Verwal⸗ 

2) Ganz allgemein heißt es im 8. 94 | tung bes gemeinjchaftlichen Grundſtücdes 
bes cit. Geſetzes, Daß bei Aufftellung des | zu regeln feien. Bol. auch $.W al.l 
Berwaltungsftatutes für die Bewirth⸗ | des Geſetzes. 
ihaftung der gemeinjfam verbleibenden | 
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Reihenfolge auf, in welcher ſie zur Berückſichtigung zu gelangen haben. 
Wenn nicht etwas anderes aus dem Zuſammenhang eines Geſetzes hervor⸗ 
geht, wird man, um zu einer Begrenzung zu gelangen, davon ausgehen, 
daß in jedem Verfahren zur Regelung von Sachnutzungen nur ſolche 
Privatintereſſen zur Sprache gebracht werden dürfen, welche darauf 
gerichtet ſind, ein beſtimmtes Object in einer beſtimmten Weiſe factiſch 
nügen zu können. ft die phyſiſche Möglichkeit einer beſtimmten Nutzung 
gegeben, dann ift die Einwendung, daß durch Ermöglichung gleiher Nutzung 
für einen anderen läftige gewerbliche Concurrenz entjtehen werde, un- 
zweifelhaft zur Erörterung nicht zuzulaſſen. So wenn ſich ein Gaftwirth 
aus diefen Grunde gegen das Baubemwilligungsgefuch eines anderen Wirthes 
ausſpricht.) Auch darf nicht jo viel Nachgiebigkeit gegen ein Privat- 
interefje beiwiejen werden, daß um feinetwillen einer anderen Partei gejeh- 
widrige Auflagen gemacht werden. Endlich wird bei collidirenden Brivat- 
intereffen eine Schäbung derjelben, gegeneinander für die Löſung der 
Colliſion Ausfchlag geben auf Grund von Erwägungen folder Art, wie 
fie in einzelnen Gejeben, 3. B. im Wafjerrechtsgefeg, im Berggeſetz für 
ähnliche Fälle vorgejchrieben find. 

VII. Was die Parteien des administrativen Verfahrens zur Feit- 
jtelung der Subjecte und des Ausmaßes Öffentlicher Pflihten und der 
ſachlichen Objecte öffentlicher Laften anbelangt, fo find die Verfahrens- 
vorihriften wenn möglich noch ſpärlicher und inhaltlich Tümmerlicher als 
die jet beiprochenen. Als Beifpiel wäre anzuführen die Beftimmung 
einzelner Landesgeſetze über die Herjtellung von Zufahrtftraßen zu Bahn- 
böfen, wonah dann, wenn ein Uebereinkommen zwiſchen jämmtlichen 
„Vetheiligten“ über die Concurrenz, d. i. über die materielle Betheiligung 
derfelben an der Herftellung nicht zu Stande fommt, die Bermwaltungs- 
bebörden zu erkennen haben; oder die Vorſchrift der Landeswaflerord- 
nungen, welche der Behörde aufgibt, in Ermanglung einer Einigung der 
„Betheiligten“ über die Bildung eines genofjenschaftlicden Unternehmens 
zur Entwäfjjerung oder Bewäflerung von Srundjtüden oder zu Schub: 
und Regulirungsbauten unter den Borausjegungen des V. Abſchnitts des 
Reichswaſſerrechts zu beftimmen, welche Liegenschaften als „betheiligt“ 
anzujehen find, und mit Zuziehung „Jämmtlicher Theilnehmer“ ven Umfang 
de3 Unternehmens feitzufegen. Nur aus dem Zuſammenhange diefer Ver: 
fahrensvorſchrift mit den materiellerechtlihen Beſtimmungen, an welche 
fie antnüpfen, ift zu erfehen, daß als DBetheiligte diejenigen Berfonen 
beziehentlih GrundeigentHümer zu behandeln find, in deren Perſon 
oder in deren Grundeigentum Thatfachen zutreffen, welche zum Mindeſten 
wahrſcheinlich maden, daß dieje Perſonen zu Subjecten einer zu er: 
füllenden öffentlichen Bflicht, ihre Grundſtücke zu Trägern einer öffent- 
den Laſt werden gemacht werden müffen.”) 


1) Zu demjelben Ergebnifje gelangt Hausbaues nur um bau- und nit um 
man auch von der Erwägung aus, daß es gemwerbepolizeiliche Intereſſen handelt. 
jich bei der Prüfung der Buläkfigteit eines 1) So madıt die Wahrſcheinlichkeit der 

9 


Tezner, Handbuch). 
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Partei iſt alſo bei dem Verfahren zur Ermittlung der Subjecte 
öffentlicher Pflichten jede Perſon, hinſichtlich deren Gewißheit oder zum 
Mindeſten Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß ſie Subject einer concreten, zur 
Erfüllung zu bringenden öffentlichen Pflicht ſei, oder künftig werde ſein 
müſſen. Je mehr die Behörde Zweifeln in dieſer Richtung nachgeht, deſto 
größer wird der Kreis der Parteien ſein, ein deſto reicheres Material 
erwächſt aus den Erklärungen und Beweisführungen der Parteien für die 
Feſtſtellung jener Thatſachen und Rechtsverhältniſſe, welche für die öffent: 
liche Pflicht oder öffentliche Laft nach den Beitimmungen der Geſetze be- 
dingend find, und für die überzeugende Behebung der aufgetauchten 
Biveifel. Die Nothivendigkeit, den Kreis der Parteien zu erweitern, kann 
fih im Laufe des Verfahrens auf Grund der von den bisher Betheiligten 
gebotenen Anhaltspunfte für die Verpflichtung oder Mitverpflichtung dritter, 
bisher nicht berüdfichtigter Perſonen ergeben. 

IX. Aus dem Gefagten gebt. hervor, daß, abgejehen von jenen 
Fällen, in welchen den Verwaltungsbehörden die Enticheidung von Rechts⸗ 
verhältniffen zwiſchen beſtimmten Perſonen anheimgegeben ift, das ad: 
miniftrative Verfahren ſchon, was die Yeitftellung der demfelben zuzu: 
ziehenden Parteien anbelangt, alſo hinfichtlich der Begrenzung der an dem- 
jelben theilnehmenden Perſonen einen Vergleich weder mit dem civil: noch 
mit dem ftrafgerichtlichen Verfahren zuläßt. Mit diefer Unficherheit der 
Begrenzung der Betheiligten ift die Gefahr der Vergeblichfeit der von den 
Behörden aufgewendeten Arbeit verbunden, infoferne der Verwaltungs: 
gericht3hof wiederholt die Zuziehung aller Betheiligten als eine weient: 
lie, das Adminiſtrativverfahren beherrichende, unter der Sanction der 
Vernichtbarkeit desjelben ftehende Vorſchrift erklärt Hat.) „Der Local 
commifjär,“ beißt es im 8.69 des n. ö. L. G. vom 3. Juni 1886, R. G. B. 
Nr. 39, betreffend die Theilung gemeinfamer Grundftüde, „hat zur thun: 
lichſt vollftändigen und genauen Feititellung aller an der Theilung und 
Regulirung unmittelbar Bethetligten zu jchreiten.” Die Ermittlung der 
Parteien im adminiftrativen Verfahren beruht aljo ähnlich wie die Bu: 
theilung der Rolle des Angeklagten im Strafproceß zum großen Theil 
auf einer Wahrfcheinlichleitäberechnung, nämlich auf der Annahme, dat 
diefe oder jene Perſon mwahrfcheinlih zum Objecte einer obrigkeitlicen 
Verfügung werde gemacht werden müflen, oder daß ein borzunehmender 
Verwaltungsact wahrjcheinlich die Ausübung von Rechten oder die Be 
friedigung von Intereſſen diefer oder jener Perſon werde treffen müſſen. 


Urheberfchaft im Strafproceß die Per⸗- eine Enticheidung über die Auflafjung 
jonen zu Angeklagten. eines Friedhofs, weil die Behörde den 
1) Bgl. V. G.H. E. v.8. Juli 1885 3. 1839, | durch das Verfahren gebotenen Anhalt 
Budw. 2655; 22. Februar 1886 3.240, | puntten für Mitbenutzungsrechte von 
Budw. VI. 293; 3. Octbr. 1887 8.2180, | Landgemeinden neben jener Ortsgemeinde, 
VI. 351. Das erfte caffirt da8 Ver⸗ | in welcher der Friedhof lag, nicht nad 
fahren zur Feftftellung der Nothwendig- | gegangen, war, und diefen Landgemeinden 
keit einer Volksſchule wegen unterlafiener | die „Gelegenheit zur Wahrung ihrer Ge⸗ 
Beiziehung der „Antereflenten“, baszweite rechtjame nicht eröffnet hatte.” 
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X. Nicht nothwendig ift, daß die Parteienthätigfeit von den Bar: 
teien perjönlich entfaltet werde. Abgejehen von den Fällen zuläfjiger 
Bevollmächtigung können mwillensunfähige Perfonen niemals, handlungs- 
unfähige in der Regel ihre Rechte und Intereſſen im admintftrativen 
Berfahren nicht anderd als durch ihre gejeglichen Vertreter wahren. In 
Fällen diefer Art find nur von den Barteien verfchiedene Perſonen 
zur Barteientbätigleit legitimirt. Dieſe Legitimation ift mit der Pro- 
ceßführungslegitimation im Civilprocefje vergleichbar und mie die ſach— 
lie Legitimation durch die Verwaltungsbehörde zu prüfen und feſt⸗ 
zuftellen. 

Die Zulafjung als Partei iſt Gegenftand eines procefjualen An- 
ſpruchs derſelben und Tann mittels Beſchwerde gegen die Enticheidung 
über diefen Anſpruch geltend gemacht werden. 


$. 15. Die Verhandlung. 
I. Einleitung. 


Ehe die Behörde das adminiftrative Verfahren einleitet, Hat fie in 
allen Fällen ihre eigene fachliche und örtliche Zuftändigkeit!) zur Be— 
handlung des Gegenstandes, defien Erörterung das Verfahren dienen foll, 
die paſſive Legitimation der zur Theilnahme an demjelben zu ladenden 
Berjonen, wo fie nur auf Antrag einzufchreiten hat, die active Legiti- 
mation des Untragftellers, die Bevollmächtigung des in fremden Namen 
Einfchreitenden zu prüfen. Iſt die Antragftellung an eine beftimmte Prä- 
elufivfrift gebunden, wie etwa der Antrag auf Verlängerung eines Er- 
findungspatents, eines Haufirfcheind, der Antrag auf Wiederaufnahme 
einer Freifahrung zur Erhaltung des Vorrechts im Verfahren fir die 
Verleihung von Bergwerföberechtigungen, wenn der Berleihungswerber 
von der erſten biefür angeordneten Verhandlung ausgeblieben ift, fo muß 
die behördliche Prüfung auch auf die Einhaltung der gefeglichen Friſt 
eritredt werden. 

Für die Form und den Inhalt der Berfügung, mit welcher die 
Behörde ihren Verkehr mit den Parteien des administrativen Verfahrens 
einzuleiten bat, beftimmt 8.80 der Amtsinftruction für die Bezirksämter: 
„Wenn tiber eine fchriftliche Eingabe oder ein mündliches Anbringen eine 
weitere Verhandlung mit Zuziehung von Parteien, Zeugen, Sadjver- 
fändigen u. dgl. zu pflegen ift, muß die Einleitung dazu mit Rüdficht 
auf die thunlichſte Beförderung und Vereinfachung des Gejchäftes getroffen, 
die Zeit der Verhandlung in einer Weife, daß die Theilnehmer rechtzeitig 


1) 8.2 des Erl. des C. u. UM. v. | zu weit. In jenen Yällen, mo Proceß⸗ 
14. Mai 1876: „In Unwenbung bes vor- | inftruction und Entfcheidung verfchiedenen 
anftehenden Grundſatzes ift zunächft bei | Beamten oder Behörden zulommen, ge- 
jeder abminiftrativen Rechtsſache zu er- | nügt die Buftändigfeit zur Leitung der 
wägen, ob die damit befaßte Adminiſtra- Verhandlung. Wan vergleiche 3. D. Die 
tioftelle zur Verhandlung und Entichei- | Behördenorganijation in den neueren 
dung zuftändig iſt.“ Diefe Borfchrift geht | Grundregulirungsgeiegen. 

9% 


— 132 — 


und gehörig vorbereitet erjcheinen können, beftimmt, und bei der Bor: 
ladung, wenn e3 die Amtshandlung nicht gefährdet, auch der Zweck der: 
felben, die Folge des Ausbleibend und die allenfall3 mitzubringenden 
Behelfe und Auskünfte bezeichnet werden. Da in der Regel bei poli- 
tifhen Verhandlungen im Namen der Parteien gehörig Be: 
vollmäctigte erfcheinen dürfen, fo ift, wo das perſönliche E:: 
ſcheinen erforderlih tft, dies in der Vorladung erſichtlich zu 
machen.“ Dieſe Vorſchrift enthält, foweit fie darauf abzielt, den Bar: 
teien die Möglichkeit wirkfamer Vertretung ihrer Nechte und Intereſſen 
zu bieten, eine mwejentliche Beitimmung des administrativen Verfahrens. 
Sie verfolgt den Zweck, auch die Beſorgung öffentlicher Intereſſen jo 
zu geftalten, daß fie ohne Verlegung jubjectiver Rechte und pflichtmähig 
zu berüdfjichtigender Privatintereffen vor fich gehen könne. Sie ift des 
halb nicht auf den in derjelben bezeichneten Fall der Einleitung einer 
Verhandlung auf Antrag zu beſchränken, fondern aud dann zu befolgen, 
wenn das DBerfahren von Amtswegen eingeleitet wird. Kenntniß von 
Drt, Zeit und Zweck der Verhandlung ift unerläßliche VBorausfegung für 
eine zwedentjprechende Geſtaltung der Parteienthätigkeit. 

Diefer Vorausſetzung und der Borjchrift des 8. 80 der Amts 
inftruction würde eine Vorladung, welche den Vorgeladenen über den 
Gegenftand der Verhandlung gar nichts mittheilt oder im Unklaren 
läßt, nicht entfprechen. Eine jo mangelhafte Borladung müßte dem Lor- 
geladenen einen Anſpruch auf Vertagung der angeordneten Verhandlung 
zur Ermöglihung der Vorbereitung für diefelbe gewähren. Die Behörde 
wird deshalb gut thun, den Zweck der Vorladung in derfelben wenn aud) 
kurz jo doch deutlich zu bezeichnen.) Die individuelle Vorladung der 
Parteien ift die Negel. Nur ausnahmsweife, wo ausdrüdliche gejeblic« 
Beitimmungen dies vorjchreiben, hat die Behörde mittels einer Öffentlichen 
Kundmachung, welche den Zwed der administrativen Verhandlung, ihren 
Beitpunft und die im Geſetze ausgedrüdten Rechtsfolgen des Ausbleiben 
der Parteien befannt geben muß, die Parteien zur adminiftrativen Ber: 
handlung vorzuladen oder aufzubieten. Es iſt dies ein beliebte 
Mittel, die etwa der Behörde unbelannten Barteien zur Selbftmeldung 
zu bejtimmen und der Schwierigkeit ihrer Ermittlung theilweiſe abzu: 
helfen.) Fälle diefer Art find das Aufgebot vor der Confentirung einer 
bedenklichen Betriebsanlage nach 8. 29 Gew. Nov. (1883), vor der Be 
willigung einer Zrift nad) $. 29 des Forſtgeſetzes, vor der Conjentirung 
einer bedeutenderen Wafferanlage nach den einjchlägigen Beftimmungen 
der Landeswafjerrehtsordnungen, nach $. 55 des Berggeſetzes vor jeder 
Berleihung einer Bergbauberechtigung. Allein diefe Aufgebote dienen der 
Ermittlung der unbetannten Betheiligten. Deshalb muß die Behörde 


1) Die n. d. 2. ©. v. 30. Juni 1886, . Revierbergbeamten als Regel die Angabe 
L. G. B. Nr.39 u. 40, fordern im 8.32 des Bmedes der Borladung. 
teip. 8. 46 eine wenigftend allgemeine 2) Dies wird ausdrüdlichausgeiproden 
Bezeichnung des Gegenftandes der Ber- in einer inftructionellen Erläuterung dee 
handlung, 8.21 der Snftruction für die , 8.43 der Vollzugsvorſchrift zum Vergeel 
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auch, wo das Aufgebotverfahren vorgeichrieben ift, die ihr befannten Par⸗ 
teien doch individuell laden. Der cit. 8.29 der Gem. O., 8.43 P. 1 
und 2 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetz vom 25. September 1854 
und die einfchlägigen Beitimmungen der Landeswafjerordnungen fchreiben 
dies ausdrüdlih vor, die lehteren allerdings mit dem Beiſatze, 
daß das Berfahren wegen Berletung diefer Vorſchrift nicht 
beanftändet werden könne?!) Die n. d. 2. ©. vom 3. uni 1886, 
8.9.8. Nr. 39 (8.33) und Nr. 40 (8. 47) kennen eine Borladung aller 
Betheiligten mitteld eines einzigen Rundſchreibens, dad von allen Adref- 
faten zu unterfertigen ift. | 


II. Berhör oder Bernehmung der Barteien. 


Ueber den Vorgang bei der behördlichen Provocation oder Entgegen- 
nahme der Parteienerflärungen und über die Leitung des abminiftrativen 
Verfahrens jchreibt 8. 81 der Amtsinftruction für die Bezirksämter vor: 
„Der die Verhandlung leitende Beamte Hat fi im Vorhinein mit dem 
Stande der Angelegenheit und mit den darauf bezüglichen Vorfchriften 
vertraut zu machen, beim Beginne der Berhandlung von der Per- 
ſönlichkeit und beziehungsweiſe der Bevollmächtigung der Er- 
ſchienenen zu überzeugen, den Verſammelten den Verhandlungsgegen— 
ftand kurz und deutlih, und wenn es fi um mehrere Punkte Handelt, 
mit gehöriger Trennung derjelben darzulegen, und bei der weiteren Er- 
örterung immer das Wejentlihe der Sade, mit Hintanhaltung 
jeder Abjchweifung und Weitläufigleit, im Auge zu behalten.” ?) 
Weiter ausgeführt werden die Pflichten und Befugniffe des proceßleitenden 
Beamten in Betreff der Prüfung der Spentität der Erfchienenen, ihrer 


1) Diefer Beifag beruht auf der Er- | Edict oder mit edietaler Yadung der In⸗ 
wägung, daß foftiptelige und langwierige | terefienten. Die Bublicität der Vornahme 
Erhebungsarbeiten der Yehörde nicht | der adminiftrativen Verhandlung und 
durch das Teicht mögliche Meberjehen einer | ihres Gegenftandes wird eben abgeftuft, 
Bartei follen hinfällig werden tönnen, und | je nachdem fich an den Gegenftand des⸗ 
da den Barteten durch das öffentliche Auf- | jelben bedeutende oder minder bedeutende 
gebot die Möglichkeit zur Theilnahme an | öffentliche und Privatinterejjen knüpfen. 
der Verhandlung eröffnet ift. Bon diefem 2) Uufgenommen in den 8. 22 der 
Geſichtspunkt aus erklärt eine inftruc- | Inſtruction für die Nevierbergbeamfen, 
tionelle Erläuterung zu 8.43 derBollzugd- | erlaflen auf Grund des Gef. v. 21. Juli 
vorichrift des Berggeſetzes, mitgetheilt in | 1871, R. G. B. Nr.77. Auch P. 3 des 
der Manz’Ichen Ausgabe, 8. Aufl., S.147, | Erl. des C. u. U.M. v. 14. Mai 1876: 
dagmitRädfichtaufdieöffentliche Befannt- | „Bei jeder Verhandlung iſt die Legiti- 
machung der Verhandlung über die Er- | mation der Barteien zur Sache genau 
theilung einer Bergwerfäberechtigung die zu prüfen. Wer im fremden Namen 
unterbliebene perjönfiche Ladung feine | handelt, muß fich über feine Vollmacht 
Nullität begründe. Auf dem Unterfchiede | ausweiſen. Bei Berfonen, die fraft einer 
in der Form der Ladung der Parteien | allgemeinen Vollmacht handeln, 3. B. bei 
beruft die Scheidung der Waflerord- | Privatbeanten, ift im Auge zu behalten, 
nungen zwifchen dem Aufforderungs- und | ob nicht die Beichaffenheit der Sache 
dem abgefürzten Berfahren, der Gewerbe» | eine befondere Vollmacht erheiſcht.“ 
ordnung zwiichen dem Berfahren ohne 
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Legitimation zur Sade, ihrer Procepführungslegitimation in den Boll- 
zugöverordungen zu den Landesgefehen über das Gemeinfchaft-Theilungs- 
und da3 Bujammenlegungsverfahren, und da die bezügliche Beftimmung 
diefer Verordnungen aus der Natur der Sade fließt, jo fei bier als 
Beifpiel 8.53 der Vollzugsverordnung der Minifter für Aderbau, Inneres, 
Suftiz und der Finanzen vom 8. Februar 1887, n. d. 2. G. B. Nr. 20 
zum n.d. 2. ©. 3. Juni 1886, 2.6.8. Nr. 39, angeführt. Danach 
haben gerichtlich bejtellte Vormünder, Euratoren und Concursmaſſever⸗ 
walter ihre Beitellung, wenn fie zur Verhandlung erjcheinen, auszuweilen. 
Der Localcommifjär, das ift der proceßleitende Beamte, hat Abfchriften 
der Beftellungddecrete bei den Ucten aufzubewahren. Die anderen im 
8.36 des Gef. angeführten Perſonen, z. B. Repräfentanten iuriftifcher Ber: 
fonen, fowie der für die Ehegattin ericheinende Ehemann (8.40 des Gef.) 
haben auf Verlangen des Localcommillärs in geeigneter Weife ihre Be 
rechtigung zum Erfcheinen nachzuweiſen. Der Localcommiffär bat ferner 
die Vollmachten der erjcheinenden Bevollmächtigten ($. 40) zu prüfen, 
und falls kein Anſtand gegen die Zulafjung derjelben obwaltet, die Boll- 
macht im Original oder in Abjchrift den Acten beizulegen. Nöthigenfalls 
fann er von den Erfcheinenden geeignete Identitätsnachweiſe, und joweit 
ed fih um die Identität des Vollmachtgebers handelt, durch gerichtliche 
oder notariele Beglaubigung der Unterfchrift des Bevollmächtigenden 
verlangen. 

Die Grundſätze für die Proceßleitung im administrativen Ber- 
fahren ergeben ſich gleihfall3 aus deſſen Beſtimmung, den Parteten die 
Möglichkeit zur Wahrung ihrer Rechte und Antereffen, der Behörde das 
Subftrat für Entſcheidungen und Verfügungen zu bieten, durch welche jie 
ihrer gejeßlichen Verpflichtung zur Wahrung öffentlicher Intereſſen nad- 
fommt, ohne Rechte und rechtlich anerfannte Interefien der ihrer Ent: 
ſcheidungsgewalt Unterworfenen zu verlegen. Daraus folgt vor Allem 
die Nothiwendigkeit, die Parteien vor Eröffnung der Verhandlung, foweit 
nicht ſchon der Inhalt der Vorladung für diefen Zweck ausreicht, über 
den Gegenftand der Verhandlung mit jener Deutlichkeit aufzuklären, welde 
geboten erjcheint, damit die Parteien willen, worauf ed anfomme, damit 
ihnen Kar werde, in welcher Hinficht fie der Möglichkeit einer ihre In⸗ 
tereffen und Rechte berührenden behördlichen Entfcheibung oder Ber- 
fügung ausgeſetzt find, und damit fie in die Lage verjeßt twerden, die 
zur Wahrung ihrer Rechte und Intereſſen dienenden Erklärungen und 
Unträge zwedgemäß einzurichten. Deshalb muß fich der proceßleitende 
Beamte vor Eröffnung des PBarteienverhör8 mit dem Gegenftande der 
Verhandlung volljtändig vertraut gemacht haben. Die Pflicht zur Auf: 
klärung der Parteien über den Verhandlungsgegenftand obliegt der Be: 
börde nicht nur dann, wenn ihr mehrere Barteien gegenüberftehen, fondern 
auch dann, wenn da8 Parteienverhör fi) nur auf eine Perfon erftredt, 
an welche die Behörde eine Verfügung oder Entſcheidung erfließen laſſen 
will, oder welche einen behördlichen Act für fich in Anſpruch nimmt. 
Wenn 3. B. die Steuerbehörde zur Vernehmung des Eintommenfteuer- 


— 15 — 


pflichtigen über feine Faſſion fchreitet, jo muß fie den Fatenten in loyaler 
Weiſe darüber aufflären, welche Thatjachen und Verhältniſſe jie für die 
Bemefjung der Steuer im gegebenen Yalle für ausfchlaggebend erachtet, 
um ihm die Möglichkeit zu Erklärungen und Anträgen behuf3 Verhütung 
einer geſetzwidrigen Bemeſſung oder Steuerüberbürdung zu bieten.!) Diefer 
rundfa der Offenheit der Behörden Hat das ganze administrative Ver⸗ 
fahren zu beberrfchen. Gewinnt die Behörde im Laufe des Verfahrens 
die Ueberzeugung, daß bisher von den Parteien nicht beachtete Umftände 
und Berhältniffe maßgebenden Einfluß auf ihre Entjchliegung gewinnen 
fönnten, fo bat fie die Parteien darauf aufmerkſam zu machen, ja 
nöthigenfall3 für diefen Zwed das bereit3 geſchloſſene Verfahren wieder 
zu eröffnen. Nur jo Tann es vermieden werden, daß fich die Anträge 
und Erklärungen der Parteien in einer ganz falſchen Richtung be— 
wegen, oder daß die Behörde ihre Entichließung auf nicht bejtehende 
Thatſachen und Verhältniſſe aufbaut, deren Annahme die Barteien, wenn 
die Vermuthung der Behörde ihnen mitgetheilt worden wäre, als irrig 
nachzuweiſen vermocht hätten. ?) 

Ueber die Ordnung, in welcher mehrere in derjelben Sache vor der 
Behörde auftretende Parteien zur Stellung und Begründung ihrer Un- 
träge zuzulafien find, exiftiren feine beſonderen gejeßförmig publicirten 
Borfchriften. Allein die 88. 77—79 der Amtsinftruction variiren Die 
Forderung, daß das adminiftrative Verfahren von dem Principe der 
überhaupt erreichbaren, den Zwed der Sache nicht gefährdenden Raſch— 
heit und Billigfeit beherrjcht fein ſoll.“) Diejes Princip wird deshalb 


1) V. G. 
3. 2360, Budw. VI. Nr. 102; 1. Dechr. ſchriftliche Correſpondenz weſentlich noth⸗ 


1893 3. 4363, Budw. 7611. (8.77). Die Umtövorfteher und die von 

2) 8. ©. H. €. v. 30. März 1885 | ihnen mit der Beforgung eines Gefchäftes 
3.2787/1884, Budw. VI. 266. Bgl.audh | betrauten Beamten find daher angewiejen, 
8. 38 des Hidets. vom 26. Juni 1820, gur furzen mündlichen Verhandlung vor- 
P. G. S. Bd. 47 ©. 659. ommender Geſuche, Anzeigen, Be⸗— 

3) „Bei der Behandlung der Geſchäfte ſchwerden u. ſ. mw. die Gemeindevorficher, 
ift im Allgemeinen der Grundfaß feitzu- | die Barteien und andere betheiligte Per- 
halten, daß fie, infoferne fie nicht nach | jonen vorzuladen, oder deren Anweſen⸗ 
den a. h. Beitimmungen vom 14. Sep- | heit im Amtsfige zu benügen, und bei 
tember 1852 und vom 10. Sänner 1853 | Dienftreifen keine Gelegenheit außer Acht 
eine eigentlide Entfheidung in | zu laſſen, um die geeigneten Ber- 
eriter$nftanz mit Borbehalt einer | fügungen, Vorkehrungen und Er- 
höheren Berufung erbeiichen, fo | bebungen auf die einfadhfte und 
viel möglich im furzen und münd- , minbeft Foftjpielige Weije ohne 
lihen Wege zu behandeln und abzu- viele Schreibereien zu veranlaffen. 
thun find. Dahin gehören inäbefondere ! Die untergeordneten Beamten haben in 
polizeiliche Derfügungen, Informationen, |, zweifelhaften Fällen folder Amtshand- 
Belehrungen, Mahnungen, vorläufige lungen bei dem Amtsvorfteher die Wei- 
Verhandlungen, fowohl mit einzelnen | fung einzuholen, und über jede ihrer 
Parteien ald mit Seelforgern, Genteinde- | Verfügungen dem Vorſteher mündlich 
vorftehern, Schullehrern, mit dem ärzt- . Bericht zu erftatten (8.78).” So ftellt 
lichen und technifchen Berfonale, mit der ! auch P. 5 des Erl. des C. u. UM. v. 
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auch für die Procekleitung maßgebend fein. Es wird fi für dieſen 
Zweck in jenen Fällen, in melden die Behörde nur auf Parteienantrag 
vorzugehen und fomit außer dem Antragfteller die Betheiligten zu laden 
bat, empfehlen, dem Antragfteller vorerjt diejenigen Bedenken, welche die 
Behörde jelbft gegen die Ausführbarkeit begt, mitzutheilen!), wenn dies 
nicht ſchon vor der Verhandlung gefchehen konnte, weil die Erheblichteit 
derjelben in vielen Fällen den Provocanten veranlaffen wird, entweder 
feinen Antrag zurüdzuziehen oder ihn unter Berüdfichtigung der ihm 
von der Behörde eröffneten Bedenken zu modificiren, wodurch allen Be 
theiligten Zeit und Koſten erfpart werden fünnen. Wo foldhe Bedenten 
nicht vorliegen, wird es fich empfehlen, den Parteien die Möglichkeit zu 
eröffnen, fid) zwangslos vorerft über ihre collidirenden Wünfche und In— 
terefjen auszufprechen, um ihnen eine Einigung über diefelben zu ermög- 
lichen. Einzelne Berwaltungsrechtögefebe fchreiben der Behörde au 
drücklich vor, wenn ihr mehrere Parteien von vornherein oder nad Be 
fanntgabe des Verhandlungsgegenftandes mit abweichenden Anträgen in 
Betreff desfelben entgegentreten, vor Eröffnung der Antragftellung oder 
vor der fürmlicden Verhandlung über diefe gejtellten Anträge einen Der: 
fuch zur Herbeiführung einer gütlihen Einigung der Barteien zu machen’) 
Diejer Vergleich Tann fih aber nur auf Gegenstände erftreden, melde 
der Dispofttion der Parteien unterliegen oder auf eine folde 
Beilegung der, bloßer Parteiendispofition nicht unterliegenden Streitpuntte, 
welcher die Behörde vom Standpunkt der gefehlich von ihr zu wahrenden 
Intereſſen zujtimmen kann, wenn aud die Parteien auf eine folche Zu: 
ftimmung feinen Anfprud haben. Der Verwaltungsgerichtshof Hat in 
einem alle diefe durch Geſetze der Behörde auferlegte Vergleichsfunction 
für die ganze Geftaltung des abminiftrativen Verfahrens fo bedeutjam 
erachtet, daß er die Vernachläſſigung derjelben als Grund der Vernicht⸗ 
barkeit des mit Hintanſetzung der Beilegungspflicht durchgeführten Ber: 
fahrens erklärt hat.?) 

Bleibt der Vergleichsverſuch vergeblich, dann ift e8 Sache des pro: 
ceßleitenden, mehreren Parteien gegenüberftehenden Beamten, in die Ver: 
Handlung ſelbſt einzugehen und hHiebei eine ſolche Ordnung in den Er: 
Örterungen und Unträgen der Parteien eintreten zu laffen, welche dem 
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14. Mai 1876 als Regel auf, daß jene zugsverordnung des Handelsminiſteriums 
Form der Einvernehmung zu wählen v. 15. Auguſt 1852, wonach dem Paten 
jei, welche der Behörde und den Par- | amte bie Mögtichteit zu bieten ift, ein 

teien den geringften Beitverluft und | mangelhafte Geſuch zu verbeffern, daun 
das avis prealable des Markenſchutz 


eſetze 

ir So bie Waflerrechts-, die Bauord- 
nun ya bie 8.44, 62 der Bollzugsvor- 
or er geiege. 

. om . Auli 1883 3. 1267, 


Koftenaufwand verurjacht. 

1) Dies ift vorgefehen in den einzelnen 
Landeöwaflerrechtögeiegen für den Fall, 
als ein Geſuch um Confentirung einer 
Wafleranlage vorliegt. Auf ähnlichen 
Erwägungen beruht bie Borjchrift des 
8.13 Ießtes alinea de3 EN Sub, VI. 206, enigegengeſetzt E. vom 
v. 16. Auguſt 1852, R. G 31. Mai 1887 3. 1542, Budi 3057 
und des 8.13 der hiezu erlaſſenen Volle ©. 401. 


= 
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Zwecke des Verfahrens am meiften entſpricht. Hierüber laffen ſich er- 
ihöpfende Grundfäge nicht aufitellen. Der cit. 8.81 der Umtsinftruction 
dringt auf die Herjtelung möglichiter Weberjichtlichleit des Verhand⸗ 
lungsmaterials. Dieſe Vorfchrift wird in Fällen, in welchen, wie z. B. 
in Wafjerrechtsfachen, oft fürmlihe Verſammlungen von Parteien vor 
der Behörde erjcheinen, leßterer die Prüfung nahelegen, ob fich nicht die 
Erſchienenen nach gewifien, durch gemeinfame Intereſſen verbundenen 
Öruppen abtbeilen lafien, und ob nicht Ausficht vorhanden fei, die jo 
Berbundenen zur Bernehmlaffung dur einen gemeinfamen Bevollmäd- 
tigten zu bewegen.) Die Competenz des leitenden Beamten zu ver- 
mittelnder Thätigkeit ift aber nicht auf den Zeitpunkt vor Eröffnung der 
Berhandlung beichräntt. Zumeilen wird die vorgängige Parteienerörte- 
rung über einen Bräjudizialpuntt, aljo über das bedingende Rechts- 
verhältniß, einer Partei darüber Klarheit verjchaffen, daß fie mit ihrem 
auf das bedingte Rechtöverhältniß fich beziehenden Antrage nicht aufzu- 
fommen vermöge. Bufammengehörige ragen und Punkte find nicht zu 
trennen, nicht zufammengehörige fcharf auseinanderzubalten; wenn mög- 
lich, ift eine logiſche, überfichtliche Ordnung bei der Aufitellung jener 
Sragen einzuhalten, deren Erörterung und Löfung das Verfahren zu 
dienen bat.) Alle für die Entjheidung der Sache bedeutung3- 
Iofen Anträge und Erörterungen der Parteien find abzu- 
jhneiden. Andererſeits ift die Behörde nur durch die Rückſicht auf die 
Zwede und Biele des adminiftrativen Verfahrens bei der Enticheibung 
der Frage gebunden, wie vielmal fie die Parteien zum Worte fommen 
lafien will. Sie hat vom Standpunkt der procefjualen Barteienanfprüche 
die Verhandlung und Vernehmung fo lange weiterzuführen, bis alle für 
die Erledigung maßgebenden, von den Parteien zur rechten Zeit vor- 
gebrachten, oder von ihr felbit zur Frage geftellten Thatfachen und Ber- 
hältnifje zum Gegenftande der Parteienerörterung gemacht, und den Par- 
teien die Gelegenheit zur VBernehmlaffung über alle aufgetauchten und 
für die Sache bedeutungsvollen Zweifel geboten worden iſt. Es müſſen 
alle Zweifel über diefe Thatfachen und Verhältniffe befeitigt oder feine 


1) Nach 8-57 der im Texte cit. Vollzugs⸗ 


Beichleunigung des Berfahrens und der 
verordnung vom 8. Sebruar 1887, n. ö. 


Forderung nach Billigkeit desfelben dient 
2... Rr. 20, find Parteiftreitigkeiten, | die Vorfchrift der 88. 54 refp. 60 dieſer 
Beihmwerden, Einwendungen und Be- Vdgn., daß Gegenftände, welche mit Per⸗ 
rufungen vom Localcommiljär, je nach- | jonen zu verhandeln find, die am Orte 
dem dies im Interefle der Vereinfachung der Verhandlung nicht wohnen, vor- 
und Beichleunigung des Verfahrens liegt, | angeftellt werden follen. 
geirennt nad) Kategorien der Bejchwerde- 2) Ein ſolches Fragen⸗Schema jtellt 
inwendbungs- und Berufungägründe z. B. die Vdg. des Aderbauminift. vom 
nad Gruppen der Betbelligten oder au | 23. Mai 1872 8. 4506 für die Frei- 
für einzelne Betheiligte zu inftruiren. | fahrungsverhandlung im bergrechtlichen 
Dieſelbe Anorbnung trifft 8.63 der Boll- | Verfahren auf. Bgl. dasjelbe in der 
zugöverordnung dv. 7. Februar 1887, n.d. | Manz’ichen Wusgabe des öſterr. Berg- 
. G. B. Nr. 21, zum n. d. 2. G. vom geſetzes, 8. Aufl., ©.147f. bei 8. 44 des 
3. Juni 1886, 2.8.8. Nr.40. — Der Berggeſetzes. 
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Ausſicht vorhanden fein, in abjehbarer Zeit die erforderliche Klarheit 
zu gewinnen. Vom Standpunkte diefer Erwägung find felbft Beweis 
anträge über relevante Thatjachen abzulehnen, deren Unnahme die Er: 
ledigung der Sade ind Unabjehbare hinausfchieben würde. $.30 Gew. 
Nov. fordert eine grundhälttge Erörterung der Einwendungen gegen eine 
Betriebsanlage, die öſterr. Wafferordnungen eine erfhöpfende Eröürte: 
rung der Einwendungen gegen eine Wafleranlage, aljo gegen die bean- 
tragten Betheiligungen mit Wafjerrechten, Dienftbarfeiten ꝛc. Nad 8.44 
der Vollzugsvorſchrift zum Berggejeh ſoll in Streitigfeiten über die Ber: 
leihung von Bergberechtigungen der Sachverhalt fo ind Klare geſetzt 
werben, daß mit Gründlichleit entfchieden werden kann.) 


— — —— - [— — 





1) Bgl. Erl. des Cult. u. Unt. Min. Einvernehmung der Parteien, Zeugen 
vom 14. Mai 1876 P. 5: „Bet Lei- | und Sachverftändigen zu erfolgen hat, 
tung des Verfahrens fol fi die |; ob zu Protokoll oder durch fchriftlide 
Behörde gegenwärtig halten, daß fie : Weußerung, ob durch Vorladung vor die 
zwar Niemandem ein Recht auf- | judicirende Behörde oder im Requiſitions 
gubrängen hat, das er felbft nicht in | tmege, ift nach Lage der Sache zu beur- 

nipruh nimmt, daß fie aber von theilen. Als Regel gilt, daß jene Form 
Amtöwegen beftrebt fein muß, die | der Einvernehmung zu wählen ift, welche 
obwaltenden thatfählihden und | der Behörde und den Barteien 
rechtlichen Berhältnifje ins Klare | den geringften Zeitverluft und 
zu jeßen. Für das Verfahren felbit Koftenaufmand verurjadht. De 
hat als oberfte Regel zu gelten, daß gehen ift den Ermeffen der judicirenden 
feine Entfcheidung ergehen darf, ohne ehörde anheimgegeben, wieweit fie die 
daß alle Betheiligten gehört wurden | Einvernehmung der Betheiligten fort- 
und Gelegenheit zur Wahrung ihrer | zuieben findet, ob fie aljo z. B. in con- 
Rechte erlangten. Anſpruch auf diefes ! tradictoriihen Sachen nad) Aeußerung 
Gehör Haben nicht bloß unmittelbar be- und Gegenäußerung noch Replik und 
langte Parteien, ſondern alle Jene, | Duplik zulaſſen will, wie viele der 
welde am Ausgange der Sache namhaft gemachten Zeugen oder Gebent- 
intereffirt find (alfo z. B. bei dem | männer fie einzuvernehmen findet u.i.w. 
Streite über den Beſtand eines Kirchen- Das Verfahren ift jedenfall abzufchießen, 
patronat3 auch die Gemeinde, auf welche jobald die Sache genügend aufgeklärt 
im alle der Aberlennung des Batronat3 erſcheint und find überhaupt Die Proce⸗ 
die Baulaft übergeht; vgl. 8.19 des | duren mit aller Beichleunigung durch⸗ 
Geſetzes vom 26. October 1875). Der zuführen, die fi mit Gründlichkeit ver- 
Anſpruch auf rehtlihes Gehör einigen läßt.“ Nach 8.22 der bad. By. 
begreift ferners in fi, daß den Bar- können die Parteien bei der öffentlich» 
teien auch alle in der Berhand- mündlichen Verhandlung neue Thatſachen 
lung producirten Bemeismittel ' und Beweife vorbringen, die in ihrem 
und fonftigen NRedhtsbehelfe be- Geſuche oder im Snftructionsverfahren 
fannt gegeben, eventuell vor- , noch nicht vorgefommen find, infofern 

elegt werden, Damit fie Gelegen- hiedurch nad dem Ermeflen des Be 
Beit zur diesbezüglichen Aeuße- zirksraths eine erhebliche Werzögerung 
tung erlangen. Den gleihen An- des Verfahrens nicht herbeigeführt und 
ſpruch Haben die Parteien aud | das Vertheidigungsrecht des Gegenbethei- 
infihtlid der amtlichen oder von ligten nicht geſchmälert wird. t Bor- 
mtswegen beigejhafften Be- ; fibende des Bezirksraths hat dahin zu 
helfe, auf welche die Behörde ihre | wirken, daß der Sachverhalt vollftändig 
Entihetdung ftüßt. Dasijelbe gilt von , aufgellärt werde. Ganz kurz $. 5 des 
BZeugenausfagen und Kunftbefunden (ein- ſächſ. Geſ.: „Das Verfahren in Verwal 
ichließlih von Bauplänen, Koftenüber- | tungsftreitigfeiten ift bis zur Entſcheidung 
Ichlägen u. dgl... In welcher Weife die , in der Hauptfache ſummariſch. Die 





4 
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Die Weifung der Amtsinftruction, Weitläufigfeiten der Parteien- 
erörterung bintanzuhalten, wird auch dahin gedeutet werden dürfen, daß 
die Behörde von jeder Partei eine erjchöpfende und zufammenfaffende 
Antragftelung Hinfichtlich deffen zu verlangen hat, was lediglich in ihrem 
Privatinterefje gelegen ift, und daß fie derartige Anträge in einem vor- 
gerüdten Stadium des Verfahrens, wenn fie fchon in einem früheren 
Beitpunfte desjelben hätten gejtellt werden können, im Antereffe der Hint- 
anhaltung einer Verſchleppung der Erledigung zurüdzumeifen befugt tft. 
Sachgemäße Anträge für die geleymäßige Beforgung öffentlicher In— 
terefien wird fie jedoch in jedem Stadium des Verfahrens entgegen- 
zunehmen und zur Erörterung zu bringen haben, alſo auch beadhten3- 
werthe Einwendungen gegen die fachliche Kompetenz der Behörde. Denn 
die Behörde ift verpflichtet, in jedem Stadium der Verhandlung diefelbe 
abzubrecden, wenn ihre fachlihe Ancompetenz ſchlüſſig wird. In der 
Regel wird dies auch von der örtlichen Sncompetenz gelten. In diefer 
Beziehung ftehen die Parteien der Behörde nicht ander3 gegenüber als 
dritte unbetheiligte Perſonen, welche die Behörde auf dasjenige aufmerf- 
fam machen, was fie von Amtswegen zu berüdjichtigen hat, woher aud) 
immer ihr die Kenntniß über ſolche Thatfachen und Berhältniffe zufließen!) 
mag. Das iſt eben das Weſen der von Umtswegen zu berüdfjichtigenden 
Thatſachen und Verhältniſſe (8. 26 Gew. Nov). Das gleiche gilt aber 
auh von der Beachtung folder Privatintereffen, deren Erhebung der 
Behörde von Amtsmwegen obliegt, 3. B. von dem Intereſſe an der mög- 
Iihften Hintanhaltung von Nachtheilen für die Landwirthichaft bei Ver— 
leihung von Bergwerksberechtigungen. Strenggenommen liegt auch in 
jolhen Fällen ein öffentliches Intereſſe vor. 





Betheiligten find zwar mit ihren Rechts- | lich oder fchriftlich vorzubringen. Die 
und Sahgründen genüglich zu hören; | a. 5. mit Hoffanzleidecret vom 16. März 
der Gang der Berdandfung ift aber an 1792, P. G. S. Bd.1 Nr. 12, veröffentlichte 
eine beſtimmte Form gebunden, jondern | Entfchließung, welche im Intereſſe der 
richtet fi) nad) dem Sedürfnif gründ- | Ruhe und des Wohles eines jeden 
liher Erörterung aller zur Beurthei- ' Bürgers vorfchreibt, anonymiſche An- 
lung des Sachverhältnifieg wefentlich ; zeigen nicht zu verwertben, fondern als 
ehöriger Umftände. Bwedmäßig tft die Scarteken zu betrachten, iſt mit der aus 
effimmung der n.d.2..0.3.$unt1886, dem Biwede der Anordnung fich ergebenden 
2.9.8. Nr. 39 (8.118 3.5) und Nr. 40 Beichränkung auszulegen. Auch ano⸗ 
(88.128, 49), wonach im Gemeinfchafts- | nyme Anträge im öffentlichen Intereſſe 
theilungd- und BZujammenlegungsver- wird die Behörde, wenn fie einen be- 
fahren jebe Bartei die Koften der Durch ihr achtendwerthen Inhalt haben, beachten 
Verſchulden insbejondere Durch verfpätetes | müffen. 8. 11 ber bad. Vog. erklärt, 
Anbringen verurfachten Verhandlungen im alle Unträge der Parteien befriftet 
zu tungen hat. find, aud die Berüdfichtigung des nadı« 
1) Die authentiſche Interpretation der | träglich Vorgebrachten, ſoweit es für die 
vernewerten mährijchen Landesordnung, Entſcheidung von Erheblichkeit ift, und 
die fogenannte declarstio dubiorum vorbehaltlich der befonderen Borjchriften 
derdinand III. vom Jahre 1638 erklärt | über Berfäumung der Necursfriften nach 
im Bunfte 4, e3 fei einem jeden Pri- Ermeſſen der Behörde ftatthaft, fo lange 
baten „augelaflen, allgemeinnügige Sachen das Erkenntniß nicht ergangen tft. 
Ihr. Maj. und deren Nachkommen münd⸗ 
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So erfordert denn die Leitung des adminiftrativen Verfahrens nament- 
lich dort, wo der Behörde eine große Anzahl von Parteien mit einer Fülle 
von complicirten und abweichenden Anträgen gegenüberftehen, den größten 
Tact, Gewandtheit im Parteienverfehr, die Fähigkeit, verwickelte Situationen 
zu überbliden und Ordnung bineinzubringen. Mangel dieſer Eigen- 
Ichaften auf Seiten des proceßleitenden Beamten kann größere Verwirrung 
und Nachtheile ftiften, als wenn die Behörde gar nicht eingefchritten 
wäre. Er Tann insbejondere zur Folge haben, daß die ProceBleitung 
den Händen des zur Leitung berufenen Beamten (vgl. die Vdgen. vom 
7. Sebruar 1887, n. 5. 2. ©. Nr. 20 [8.54] und Nr. 21 [$. 60]) ent- 
Ihlüpft und in die einer impulfiven und aggreiliven Partei oder eines 
folden Anwalts übergeht. Es fteht deshalb der Beſchwerdezug auch gegen 
proceßleitende Verfügungen und Enticheidungen offen, foferne er durd 
geſetzliche Beitimmungen nicht ausgejchloffen ift. 


II. SBeweisverfahren. 
a) Beweismittel. 


I. Die Beweismittel im administrativen Procefje find die Mittel, 
welche die adminiftrative Behörde zu verwenden hat und verwenden darf, 
um die für ihre Entjchließungen maßgebenden Thatfachen und Verhält⸗ 
niffe zu erfennen, und zu deren Gewinnung die Parteien mitzuwirken 
befugt, zuweilen auch verpflichtet find. 88. 80 und 82 der Amtsinftruction 
führen ausdrüdlih als Beweismittel Zeugen), Sachverſtändige und 
Behelfe an, welch Iebterer Ausdrud in der Pegel für Urkunden 
verwendet wird. Die einzelnen Bauordnungen, die Wallerordnungen, 
dag Gewerbegefeh, das Berggeſetz fordern den Augenſchein an Urt 
und Stelle Dafür kommt auch der Ausdrud „politiiche Begehung“ 
vor, wenn fi) der Augenschein auf Liegende Gründe in größerer Aus: 
Dehnung erftredt, wie 3. B. im Yal der Feititellung der thatjächlichen, 
die Erpropriation von Grundftüden für Eifenbahnen rechtfertigenden Ber: 
hältniffe (8.13 des Gef. vom 18. Februar 1878 Nr. 30). Das Ge: 
ftändniß fpielt in der Form der Faſſion oder des Belenntnifjes eine 
große Rolle im Steuerrecht. Nicht beweisbedürftig find notoriſche oder 
bei der Behörde befannte Thatfachen (V. G. H. €. v. 14. October 1889 
3.3274, Budw. 4890 ©. 697, v. 23. April 1891 3.1209, Budw. 5909).”) 

In den Durhhführungsverordnungen zu den n. 8. L. G. v. 3. Juni 
1886, L. G. B. Nr. 39 und Nr. 40, erlaffen am 8. Februar 1887, n. 6. 


1) Gedentmänner, von welchen in den | über Menichengedenfen Hinausliegt. 
Entiheidungen des 8. G. H. und auch Vgl. Arndts, Lehrbuch der Pandelten 
in den n.d. L. G. vom 3. Juni 1886, | 8. 91. 

L. G. B. Nr. 39 (8.41) und Nr. 40 (8.54), ı 2) Das ift auch die Auffafjung ber 
die Rede ift, find Zeugen dafür, daß der ! Praxis in Patentſachen, Bed-Mana- 
Beginn eines beitimmten, rechtlich be- | getta, Das öfterr. Patentrecht, &. 457 
deutſamen Zuftandes, 3. B. die allgemeine | Anm. 1. 

unbehinderte Benügung eines Weges, | 
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2.6.8. Nr. 20 (8.54, 56) und Nr. 21 (88.60, 62), werden als 
Beweismittel angeführt Bernehmung der Parteien, Einſicht von Urkunden, 
Erfenntnifjen und Acten der landesfürftlichen und autonomen Behörden 
und Organe, Eintragungen in die Öffentlichen Bücher, in die Grundftener- 
beziehungsmweife Catajtraloperate, Bernehmung von Zeugen ober Gedent- 
männern und Sachverftändigen, die Vornahme von Augenſcheinen. Die- 
felben Berordnungen erflären durch Verweiſung auf die 88. 31—65 des 
Gel. vom 27. April 1873, R. G. B. Nr. 66, über das Bagatellverfahren, 
die Beeidigung von Zeugen und die Einvernehmung der Parteien als Zeugen 
im Verfahren zur Theilung von Gemeinschaften und zur Zufammenlegung 
londwirthichaftlicher Grundftüde ftatthaft (8. 58 reſp. 64), worüber auf 
die folgenden Erörterungen zu verweifen ift. 

Im Uebrigen ift der Mangel einer ausreichenden gefehlichen Regelung 
des Beweisrechts im Wbminiftrativverfahren empfindlich, wobei freilich 
zuzugeitehen ift, daß die Schwierigkeit einer allgemeinen Regelung in der 
verſchiedenen Bedeutung, welche die Angelegenheiten des Wbminiftratipver- 
fahrens flir das öffentliche Intereſſe haben, gelegen if. Man denfe an 
die Kluft, welche zwiſchen dem Verfahren zur Confentirung einer gefähr- 
lihen Betriebsanlage und einer Xohnftreitigkeit in diefem Punkte befteht. 

I. a3 das Beweismittel des Eides der Parteien und Zeugen 
betrifft, jo iſt die öfterr. Gefebgebung zu einer einheitlichen und Haren 
Geftaltung dieſer Nechtsinftitute auf dem Gebiete des Verwaltungsver⸗ 
fahrens bisher nicht gelangt. 

Man kann nicht jagen, daß der Barteieneid mit dem Weſen des 
Adminiftrativverfahrens ſchlechthin unvereinbar fei. freilich die Feſtſtel⸗ 
lung von Thatſachen, welde für die Erkenntniß öffentlicher Intereſſen 
von Bedeutung find, Tann nicht von der Beſchwörung derjelben durch 
eine an dieſer Seftftellung intereffirte Partei abhängig gemacht werden. 
Darüber herrſcht in der Literatur Einmüthigkeit.) Allein die Beſchwö⸗ 
rung, daß eine bejtimmte erlaubte Parteiendispofition ftattgefunden habe, 
welche für die Action der Behörde, 3. B. fir die Negelung der Nubung 
am Wafler maßgebend ift, die Beſchwörung von Thatfachen, welche die 
Behauptung des Beitandes eines beftimmten PBrivatinterefje fundiren, um 
Beweis über das Beichworene herzuftellen, ift nichts, was mit dem öffent- 
lichen Intereſſe unverträglich wäre. Dennoch kennt das öſterr. Recht 
feine allgemeine Beſtimmung, welche die Verwaltungsbehörden zur Auf— 
erlegung oder zur Abnahme von Parteieneiden ermächtigen, oder irgend 
welche Sanction auf die Unterlaſſung der aufgegebenen Eidesleiſtung oder 
auf die Unwahrheit des Beſchworenen feſtſetzen würde. Als ſtatthaft 
erklärt die Verwendung des Parteien- und Zeugeneides ein im Einver- 
nehmen mit dem k.k. oberften Gerichtähofe und der k. k. Hofcommiffion 
in Gejeßgebungsfachen erlaffenes Hofd. v. 18. September 1828 3.21870 
(Provinzial-Gefegesfammlung für Galizien und Lodomerien, X. Bd. Nr.149). 
Dasſelbe erläutert die am 4. März desjelben Jahres erlaffene, die Com— 





N Bgl. Löning, Lehrbuch des deut- ! fchen Verwaltungsrecht ©. 825. 
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petenz der politiiden Behörde in Dienftbotenftreitigkeiten regelnde aller- 
höchfte Entfchließung (an das galiz. Gub., verlautbart mit Hofdct. vom 
30. Mär; 1828 8. 7209, a. a. O. Nr. 43) dahin, daß von diefer 
Competenz folge Fälle nicht auszunehmen feien, in welchen das Beweis: 
mittel des Eides der Parteien oder der Beeidung von Zeugen in An: 
wendung zu kommen babe, daß demnach die Abnahme des Eides in einer 
Streitſache, deren Entſcheidung der politiiden Behörde zuftehe, um jo 
minder einem gegründeten Bedenken unterliege, als die politifchen Be 
hörden auch in wichtigen Fällen von ſchweren Polizetübertretungen zur 
Eidesabnahme von Zeugen befugt find. Es könne, heißt es in dielem 
Hofdet., gegen die Abnahme des Eides einer Partei in einer Streitſache, 
deren Entjcheidung der politiihen Behörde zufteht, fein gegriündetes Be- 
denfen ftattfinden, wenn erivogen werde, daß in beiden Fällen die Heilig: 
feit dieſes Religionsactes gleihen Anftand, gleiche Ehrfurcht fordern‘) 
Aus diefer Vdg. die allgemeine Statthaftigleit des Barteieneides im Ad 
miniftrativverfahren zu folgern), ift aber deshalb unftatthaft, weil die 
allerd. Entſchließung, auf welche fich die Vdg. bezieht, durch bloße Ver: 
ordnung nicht authentifch interpretirt werden kann, weil ferner die all: 
gemeine Bemerkung über die Zuläffigkeit des Parteieneides im Berwal: 
tungsverfahren nur als Motiv für deſſen Zulaffung in Dienftftreitig: 
feiten, nicht aber als Rechtsſatz ausgedrüdt if. Außerdem fennt das 
Hfdct. feine Straffanction für den Meineid vor Bermaltungsbehörden, 
ftatuirt auch feine foldde, weil den an dem Erlaſſe betheiligten Be 
börden ſolche Befugnis abgeht, und begnügt fih, in etwas oberfläd: 
licher Weife diefe ganze Frage mit dem Hinweis auf den Charakter de} 
Eides ald eines religiöfen Actes zu erledigen. ine ſolche Strafjanction 
ift aber auch im jetzt geltenden Strafgejeß unbelannt, und jo fann ein 
Meineid von der Verwaltungsbehörde ala folder allein nicht beftraft 
werden. Dieje Bemerkung gilt auch von dem Parteteneide, welcher nad 
8.67 der auf Grund a. h. E. vom 27. Dctober 1857 erfloffenen Dbg. 
der Minifterien des Innern und der Juſtiz vom 31. October 1857, R. G. B. 
Nr. 218, im Grundlaftenablöfungs: und NRegulirungsverfahren auf Grund 
eines Erlenntniffes der Landescommilfion nah Vernehmung der Gegen 
partei ftatthaft if. Der Mangel folder Strafjanction wird aud der 
Grund gewejen jein, weshalb das n. ö. Geſetz über das Gemeinſchafts 
theilungdverfahren und jenes über das Bufammenlegungsverfahren den 
Parteieneid nicht fennen, und weshalb auch die Praxis im Verfahren 
über die Giltigkeit oder die Erlöſchung von Erfindungspatenten dem 
Parteieneid feinen Raum gemwährt.”) 

Was vom Warteieneid, das gilt auch vom Sachverftändigen- und 
HZeugeneid. Am Allgemeinen wiſſen die Normen des öfterr. Wominiftre: 
1) gl. die Mittheilung diefes Hidets. Handlung: Beitrag zur Frage vom Wr 
bei Exterde, Die Exſcindirungsklage miniftrativverfahren. 8. f. B., Ihrg. 1870 

gegenüber ber politifcyen Execution. g | ©. 178. 
3) Bed-Managetta, Das öfter. 


fſ. V., Sahrg. 1873 Nr. 1 Anm. ©. 3. 
Patentrecht ©. 457, 460, 470. 





2) Dies tyut Dr. R. R. in der Ab- 
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tivproceſſes auch von biefem Eide nichts, und fo weit fie ihn kennen, 
wie beiſpielsweiſe die 88.61 und 63 der cit. Vdg. vom 31. October 
1857, entbehrt er der Anerkennung al3 eined vor Gericht abgelegten 
Eided. Wenn Sachverſtändige, die bereitd für amtliche Functionen be- 
eidet find, an den abaelegten Eid erinnert werden, wie dies 3. DB. im 
bergrechtlichen Verfahren nach 8.24 der Anftruction für die Revierberg- 
beamten gefchehen foll, jo bat dieje Erinnerung feine weitere Bedeutung 
als die eines Erfchwerungdgrundes bei der Bemeſſung der Strafe für 
das durch falſches Gutachten begründete, criminell oder bisciplinär zu 
ahndende Amtsdelict. Sie fommt der gerichtlihen Erinnerung nicht 
gleih.!) Uebrigens fchließt ſchon 8.6 des befannten Patents v. 1. Sep: 
tember 1781 P. 6 (Gef. Sofef IL, 1. Bd. S. 27 ff.) zur Regelung des 
Verfahrens in Untertbanbefchwerden die Beeidigung der Zeugen auch in 
Streitigkeiten publiciftiicher Natur aud. Man kann aljo jagen, die öfterr. 
Berwaltungsbehörden find im Allgemeinen nicht nur nicht verpflichtet, 
fondern auch gar nicht befugt), die Zeugen oder Sachverftändigen im 
Adminiftrativprocefje zu beeiden oder die Eidesablegung zu erzivingen, 
und der ausnahmsweiſe zugelafjene Zeugeneid iſt nicht mehr als feier- 
lie Ablegung des Verſprechens, die Wahrheit zu jagen, ein jusjurandum 
promissorium ?), defien Mißachtung lediglich wegen der damit verbundenen 
Solennität noch nicht unter Strafe geftellt it. 

MI. Sieht man von der Beeidigung ab, jo entiteht die Frage, 
in welchen: Umfange Barteien und Zeugen zur Ublegung eines Beug: 
niſſes vor den Berwaltungsbehörden verpflichtet find, welche Zwangs⸗ 
mittel für die Erfüllung diefer Pflicht und welche rechtlichen Sicherung: 
mittel für die Wahrheit des Zeugniſſes beftehen. Auch zu diefer Frage 
nimmt die Öfterr. Geſetzgebung feine entjchiedene Stellung ein. 

8.9 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. B. 
Nr. 96, wodurch eine Vorſchrift für die Vollitredung der Verfügungen 
und Erfenntniffe der landesfürftlichen politifchen und polizeilichen Behörden 


1) Richt mehr als eine foldhe ein für 
allemal erfolgende Veſchwörung der 
Amtspflicht iſt die in den n. d. 2. ©. 
vom 3. Juni 1 . G. 8. Nr. 39 
(3. 64) und Nr. 40 C 75), borgefehene 
Beihwörung dergemillenhaften Erfüllung 
der Amtsgeſchäfte durch die dem Thei- 
lungs⸗ und Bujammenlegungsverjahren 
a 0 Fachmänner. 

G. H. E. v. 28. Februar 
108 B. 408, Bubw. 2039, drüdt ſich 
dahin aus, baß die Beeibigung von 
Zeugen im "Adminiftrativverfahren nicht 
vorgeichrieben ſei. Das Erk. v. 13. Sänner 
1883 8. 3184, Budw. 2866, erflärt, in 
Batentjachen sei feine feierliche Beeidigung 
der Sachverſtändigen durch Geſetz vor- 
geichrieben. Jenen Rückſichten aber, 


welche felbft ohne pofitive Vorſchrift 
dur die Natur der Sache, durch das 
Intereſſe an einem georbneten Berfahren 
nahe gelegt würden, werde durch ein 
den Sadverftändigen abgenommenes Ge⸗ 
löbniß an Eidesſtatt genügt. Allein in 
erfter Linie wäre der Beweis zu erbringen, 
dab die Berwaltungsbehörden geſetzlich 
ermädtigt feten, für die Zwecke des 
Adminiſtrativproceſſes Eide abaunehinen. 
Bon ſelbſt verfteht fih das nicht. Sehr 
bequem macht es ſich in diefem Punkte 
die Praxis in Patentachen, Mana⸗ 
getta a. a. O. ©. 4 

3) Nach 8. 33 des Eintommenfteuer- 
patents ift die Strafe für Steuerhinter- 
ziehung diejelbe, ob die Faſſion eides- 
ftättig befräftigt ift oder nicht. 
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erlaſſen wird, berechtigt auf der einen Seite dieſe Behörden, die in ihrem 
Amtsgebiete befindlichen Perſonen, deren Erſcheinen in einer Amtshand⸗ 
lung nöthig iſt, vorzuladen, und verpflichtet andererſeits den Vorgeladenen, 
der Vorladung Folge zu leiſten und die verlangten Auskünfte zu geben. 
Eigenthümlicherweiſe kennt aber dieſe Beſtimmung, ungeachtet die ganze 
Verordnung zur Stärkung der Autorität der Behörden des abſolutiſtiſchen 
Staates erlaffen worden tit, nur einen Zwang, da3 Erſcheinen dei 
Borgeladenen zu erwirken, nicht aber fir die Herbeiführung der Beugen- 
ausfagen, und fie ſetzt auch Feine Sanction zur Sicherung der Wahrheit 
der Beugenausfage feſt. Dies ift auch der Standpunft des Gel. vom 
26. Mai 1883, R. G. B. Nr. 83, im 8.57. Das mag filh damit er: 
Hären, daß beforgt wurde, es könne durch eine allgemeine Straffanction 
auf falſche Ausfagen eine für die Erforſchung von Thatſachen fchädliche 
Uengftlichleit und Reſerve der Kinvernommenen herbeigeführt werden, 
ferner damit, daß fi im Adminiftrativverfahren an die Erledigung oit 
Eriftenzfragen knüpfen, daß ferner Polizeirecht und Bolizeiftrafrecht im engen 
Bufammenhang ftehen, und daß hier öfter al3 fonft Verhältniſſe gegeben jein 
können, um derenttwillen im Civil- oder Strafproceife Berfonen der Zeug- 
nißpflicht enthoben werden. Indeß ftünde nichts im Wege, in einem 
Geſetze über den Wominiftrativproceß die Zeugnißpflicht von Parteien 
ſowohl als von Zeugen erzwingbar, das falſche Zeugniß für ftrafbar zu 
erffären und Fälle der bier erwähnten Art auszunehmen. Dies erjcheint 
beabfichtigt in dem Entwurfe eines Geſetzes betreffend die directen Per⸗ 
jonaljteuern (88.275, 301 der Regierungsvorlage, 88. 242, 269 der Aus: 
ſchußanträge). 

8. 27 des Einkommenſteuerpatents vom 29. October 1849, R. G. B. 
Nr. 439, verpflichtet Jedermann, über die thatſächlichen Verhältniſſe, auf 
denen die Ausmittlung des Einkommens beruht, der Behörde die gefor: 
derten Aufflärungen zu ertheilen, mündlich oder fchriftlich, wie es die 
Behörde verlangt, und dort, wo es fih um die Ungabe von Thatjachen 
zur NRichtigftellung des Bekenntniſſes eined anderen Steuerpflichtigen 
handelt, fi nach denjenigen Beitimmungen zu benehmen, welche für die 
Erfüllung „der Zeugenſchaft in öffentlichen Angelegenheiten” vorgeſchrieben 
ift.) Die Auskunft kann, foweit es fi) um den Einfommenfteuerpflichtigen 
handelt, nach 8. 32 des Pat. durch angemefjene Geldftrafen erzwungen 
werden. Die Strafe ift im 8.33 auf falfche Angaben und Verſchweigungen 
des Fatenten unter der Vorausſetzung angedroht, daß für die Steuer 


1) Die ee der Beftrafung |, folge. Dieje obliegt aber einem bloben 
dritter Auskunftöperfonen fann daraus, Zeugen nit. Gedacht ift an Bevoll⸗ 
daß zu beftrafen ift, „wer fich oder einen | mächtigte und NRepräfentanten bes Ein 
andern der Steuer zu entziehen fucht”, | fommenfteuerpflichtigen und an jene 
nicht gefolgert werben. Denn es iftaud | Ausnahmefälle, wo dritte Berfonen, tie 
für diefen Fall gefordert, daß die Steuer- | der Dienftherr hinſichtlich der Dienft- 
hinterziehung zu Gunften eines Dritten ! bezüge feines Bedienjteten, zur Anzeige 
durch Unterlaffung der gejehlich ange- | des Einfommens des Steuerpflichtigen 
ordneten Faflion oder Anzeige er- | verbunden find. 
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bemefiung erhebliche Umſtände derart unrichtig angegeben werden, daß 
dadurch die Steuer gänzlich” umgangen oder mit einem minderen Betrage 
als vorſchriftsmäßig bemeflen wurde. Sie beträgt das Dreifache des Be- 
trages der Steuerhinterziehfung. Außerdem läuft im Falle ſolcher falfcher 
Angaben des Fatenten die Frift zur Nachbemeilung erſt von dem Beit- 
punkte an, in weldem die Behörde von der wahren Sachlage Kennt- 
niß erhält. _ 

Auf die allgemeine Zuläffigleit der polizeilichen Beftrafung der Ver: 
weigerung der Auskunft und der falfchen Auskunft kann auch nicht aus 
der mit Bdg. vom 30. September 1857, R.G.B. Nr. 198, kundgemachten 
a. h. Entichließung vom 16. September 1857 geſchloſſen werden, derzu⸗ 
folge alle Handlungen und Unterlafjungen, welche durch die beitehenden 
Gejee oder von den Behörden innerhalb ihres Wirkungskreiſes erlaſſenen 
Verordnnngen zwar im Allgemeinen als ftrafbar, oder doch aus poli- 
zeilichen oder anderen Rüdjichten als geſetzwidrig erklärt find, ohne 
daß in den darüber erlaffenen Vorſchriften eine beftimmte Strafe dagegen 
verhängt erjcheint (infoferne das allgemeine Strafgejehbud auf dieſelben 
feine Anwendung erleidet), mit Geloftrafen von 1—100 Gulden oder 
mit Arreſt von 6 Stunden bis zu 14 Tagen zu ahnden find. Denn 
ihrem ganzen Zuſammenhange nach bezwedt dieje Vorfchrift nicht, jede 
Unterlafjung der Erfüllung oder jede Verlegung geſetzlicher Pflichten, alfo 
3. B. die Nichterfüllung der Steuerzahlungs-, der Wegerhaltungspflicht u. ſ. w., 
unter eine im Bolizeiftrafverfahren zu verhängende Strafe zu ftellen, 
jondern nur, Diejenigen Normen, durch welche eine ſolche Nichterfüllung 
ohne Straffanction ausdrüdlich für gefehwidrig, d. i. delictifch, erklärt 
wird, durch die in der Verordnung allgemein ausgejprochene Straf: 
lanction zu ergänzen. An einem ſolchen Ausfpruche Hinfichtlich der Ber: 
weigerung der Auskunft oder der falichen Auskunft läßt es nun die Vdg. 
vom 20. April 1854 fehlen. 

Eine durch Ordnungsſtrafe bis zu zehn Gulden erzwingbare Pflicht 
der Vereine, Rechenſchafts⸗ und Geichäftsberichte, wenn ſolche an die 
Mitglieder vertheilt werden, in drei Eremplaren auch der Behörde vor- 
zulegen, jebt der 8. 13 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, 
R. G. B. Nr. 134, fell. 8.18 desjelben Geſetzes verpflichtet den Leiter 
einer Bereindverfammlung, dem Negierungsvertreter Auskunft über die 
Berfon der Untragiteller und Redner zu geben. Die Verweigerung der 
Auskunft rechtfertigt die Auflöfung der Berfammlung wegen gejegmwidriger 
Vorgänge und begründet außerdem eine durch die Gerichte zu beftrafende 
Uebertretung des Vereinsgeſetzes. 

Im Gemeinſchaftstheilungs- und im Zufammenlegungsverfahren find 
nah den n. ö. 2. ©. v. 3. Juni 1886, 2.6.8. Nr.39 (88.34, 41, 18), 
Nr. 40 (88.48, 54, 24), die Parteien verpflichtet, die verlangten Auskünfte 
zu ertheilen, die erforderlichen Urkunden und Behelfe vorzulegen. Dieſe 
Pflicht Tann dur Ordnungsſtrafen bis 100 Gulden erzwungen werden. 
une Straffanction gegen falfche Auskünfte enthalten die beiden Ge- 
etze nicht. 


Tezner, Handbuch. 10 
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Eine bemerfenswerthe Stellung zu den hier erörterten ragen nimmt 
8. 8 des Gef. vom 17. Juni 1883, R. G. B. Nr. 117, über die VBeftellung 
von Gewerbeinfpectoren.. Danach darf der Gewerbeinfpector jede im 
Gewerbe-Unternehmen beichäftigte Perjon, den Gewerbeinhaber und feinen 
Stellvertreter inbegriffen, gegen Vorweiſung feiner Legitimationgfarte an 
der Stätte des Wrbeitöbetriebes über die in feinen Wirkungstreis 
einjchlagenden Ungelegenheiten vernehmen, die Vorlage des Be: 
triebsconfenfes der darauf bezüglichen Pläne und Seichnungen verlangen. 
Ungehorfam, fowie faljhe Ausſage und Berleitung zur falfchen Auz- 
fage begründet, wenn nicht Strafbarkeit nach dem allgemeinen Strafgefehe 
eintritt, eine gewerbepolizeiliche Webertretung. 

Diefe Beifpiele könnten noch vermehrt werden. Sie beweiſen jeden 
falls, daß die öfterr. Geſetzgebung Bedenken trägt, Auskunfts⸗ und Beugnik- 
zwang im Abminiftrativverfahren grundfäglich als’ zuläffig zu erklären, 
fei es gegenüber den Parteien (al® Zeugen), fei es gegenliber dritten 
Unbetheiligten, daß fie ferner felbft dort, wo fie Zeugnißzwang zuläkt, 
Bedenken trägt, dem falfchen Zeugniß vor den VBerwaltungsbehörden die 
ſelbe ftrafrechtliche Behandlung zu Theil werden zu laſſen wie den: falfchen 
gerichtlichen Zeugniß. Es gibt au Fein alle Täufchungen ber Behörde 
umfafjendes Bolizei- oder Criminaldelict der Srreführung der Behörden. 
Vielmehr find nur beftinnmte Arten folder Irreführung als ftrafbare 
Handlung erklärt, 3. B. die Falſchmeldung, Verbreitung unmahrer beun: 
rubhigender Gerüchte als Eriminaldelict — das faljche Bekenntniß des Ein: 
— die Zinsverheimlichung als fteuerpolizeilich zu ahndendes 
Delict.“ 

Mit den größeren Garantieen, welche die gerichtliche Vernehmung 
für die Wahrhaftigkeit von Parteien- und Zeugenangaben bietet, hängt 
es zuſammen, daß einzelne Geſetze unter Umſtänden die Feſtſtellung 
gewiſſer, für adminiſtrative Erledigungen bedeutungsvoller Beweisfragen 
den Gerichten zuweiſen. Vielleicht iſt in dieſem Sinne auszulegen die 
Beſtimmung des Hfdcts. vom 15. Juli 1823, J. G. S. Nr. 1952, wonach 
Incidenzpunkte, die vor den Civilrichter gehören, bei der Entſcheidung 
über den Status des Adels der vorläufigen Entſcheidung des Civil 
richters zu überlaffen find, ferner jene des Hfdets. vom 21. Mai 1841, 
3.6.5. Nr. 541, wonad Ansprüche auf Stiftungsgenuß und Stiftung! 
verfeihung auch publiciftiiher Natur von dem Civilrichter zu emtjcheiden 


1) Das Hfdet. vom 28. Wpril 1836, | Haltsfreiheit und der Feſtſtellung der 
P. ©. ©. BD. 64 Nr. 77, ift die all- | Berfonalien der Einzelnen und datt über 
gemeinfte Beftimmung diefer Art. Es | diefe Grenze nicht ausgedehnt werden. 
erflärt als polizeilih ftrafbar Ent- | Der 0.G. u. C. H. hat nach dieſem Para⸗ 
ftellungen und Verdrehungen von | graph geitraft Vorweiſung einer gefälfchten 
Thatſachen in ſchriftlichen Eingaben. Bahivomant bei der Wahlcommillion 
Das Delict des 8.320 lit.e des allgem. | (8. G. 3. Jahrg. 1866 ©. 403 Nr. 100), 
Strafgefches (der fogenannten Falſch- falſche Angaben bei der Gewerbsbehörde 
meldung) dient nur der Gontrole der | zur Erjchleihung eines Gewerbeſcheins 
Bevölferungsbewegung und der Aufent- | (d. &. 8. Jahrg. 1854 ©. 80 Fr. WU. 
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hängt e3 auch zufammen, daß der V. G. H., melder den Barteien 
dur den Hinweis auf bie freie Beweiswürdigung der Finanzbehörden 
den Beweis für Thatfachen zur Entkräftung der Feſtſtellungen dieſer Be⸗ 
hörden in Gebührenbemefjungsfachen vegelmäßig ganz unmöglich macht, 
die Finanzbehörden ausnahmsweiſe verpflichtet, auf gerichtlich abgelegte 
Zeugenausfagen über jolche Thatfachden Bedacht zu nehmen (E. v. 15. April 
1893 3. 1351, Budw. 7201). Aus dem gleihen Grund ermächtigt 
8.46 der Ausichußanträge zu dem Geſetzentwurf betreffend die directen 
Berjonalfteuern die Erwerbfteuercommilfion zur Nequifition der Gerichte 
für den Zweck, die eidliche Bekräftigung von Zeugniffen und Gutachten 
der Auskunftsperſonen und Sachverftändigen in Sachen der Steuerermitt- 
fung herbeizuführen.) 

IV. Die Ausktunftspflicht der Parteien und der Zeugen darf von 
den Behörden über die geſetzlichen Grenzen nicht ausgedehnt werden. 
Sie beſchränkt fi) vor allem nach der Bedeutung des Worts auf per: 
ſönliche Aufklärungen des zur Auskunft Verpflichteten. Wem bloß die 
Pflicht zu Austünften auferlegt ijt, von dem darf unter diefem Titel 
nicht die Edition von Urkunden verlangt werden, die fich in feinem Be- 
fite befinden. Deshalb Halten es die beiden citirten Landesgejehe vom 
3. Juni 1886 für nöthig, die Edition von Urkunden den Parteien neben 
der Ertheilung von Auskünften ausdrüdlich aufzuerlegen. Die im 8.9 ° 
der Bdg. vom 20. April 1854 feſtgeſetzte Austunftspflicht darf über 
feine anderen Auskünfte ausgedehnt werden, als fie für die Bornahme 
einer Amtshandlung nöthig find (arg. al. 1 dieſes Baragraphen), nicht 
über dieſes ftrenge Bedürfniß Hinaus.?) Deshalb iſt auch Art. II. des 


1) Das ſächſ. Geſetz regelt die bier | die eidliche oder Handgelübbliche Be- 
erörterten Fragen in folgender Weiſe: i flätigung der Angaben der Parteien zu- 
„Die Zeugen find ſummariſch, aber eidlich | Laffen oder vorichreiben. Die Zeugen 
abzuhören, und die über deren Ausfagen | werden nur auf Berlangen der Betbeir 
aufgenommenen Protokolle urſchriftlich, Ligten, oder wenn es zur Ermittlung der 
oder, wenn wegen Abhörung auswärtiger abrheit aus befonderen Gründen dien⸗ 
Beugen Requiktion u erlaffen geweſen | lich ericheint, verpflichtet. Regel iſt die 
it, in vidimirter Ablheift zu den Ucten | handgelübdliche Verpflichtung, tin wich⸗ 
zu bringen. Die Ausfertigung befonderer | tigeren Sadyen Tann nad) dem Ermeſſen 
Beugenrotul ift unzuläffig (8.9). Eides- | der Behörde, und mo es geſetzlich vor- 
antrag findet nicht ftatt, es Tann jedoch | gefchrieben ift, mu ß eidliche Verpflichtung 
die enticheidende Behörde, injofern ſie kattfinden. In dienftpolizeilichen Unter- 
juchungen findet die Berpflichtung ber 
Beugenregelmäßigftatt. Sachverftändige 
werden nur dann verpflichtet, wenn es 
don einem Betheiligten ausdrücklich ver- 
langt wird, ausgenommen folche, welche 
waltungSbehörden erwähnten einjtwei- | vermöge ihres Dienftes oder fonft im 
ligen Entſcheidungen find die Parteien Voraus für Begutachtungen der frag- 
zu feinem Eid irgend einer Art zuzu- | lien Art im Mllgemeinen verpflichtet 
loffen (8. 10)” Moderner $. 12 der | find. Für die Verpflichtung der Zeugen 
bad. Bdg.: „In Verwaltungsiachen find und Sachverftändigen find die 88.363, 
alle Beweismittel zuläffig, mit Ausnahme | 375 der Civilproceßordnung maßgebend.” 
des Eides, jeboch vorbehaltlich der be- 2) So beftimmt 8.52 der Megierungs- 
ſonderen Gefebe, welche für gewifje Fälle  vorlage und 8.44 der Ausſchußanträge zu 


10* 


es für nöthig und zuläffig findet, ben 
Vetheiligten die Leiftung eines Eides 
auferlegen oder nachlaſſen. Zum Behuf 
der 8.11 des Geſetzes über Competenz- 
verhältnifie zwiſchen Juſtiz und Ber- 
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n. ö. 2. ©. vom 6. Mai 1888, 2.6.8. Nr. 33, welcher die Mitglieder 
des Gemeindevorſtands und die mit befonderen Ugenden der Gemeinde 
verwaltung betrauten Mitglieder des Gemeindeausfchuffes zur Ertbeilung 
von Auskünften an den Landesausfehuß verpflichtet, nach dem Juhalte 
diefer Beftimmung auf Gegenftände der Amtsführung im jelbit: 
ftändigen Wirkungsfreife der Gemeindebehörden zu bejchränlen. 

Seibftverftändlich ift die Verfchtwiegenheitspflicht von Amtsperſonen, 
welche öffentlichen Intereſſen zu dienen Hat, auch von den Verwaltungs: 
behörden zu refpectiren, foferne fie nicht jelbft die zur Enthebung von 
biejer Verpflichtung zuftändigen Behörden find.!) 

V. Auf die Erfüllung der Ausktunftspflicht darf auch durch Feine 
anderen Mittel hingewirkt werden als durch die gefeblichen, es dürfen an 
den Ungehorfam feine anderen NRechtsnachtheile gefnüpft werden als die 
gejeblihen. Wenn deshalb die Bollzugeverordnungen zu den Lande 
gejegen über die Theilung und Bufammenlegung von Grundſtücken auf 
die Beftimmungen des Gef. v. 27. Mat 1873, R. ©. B. Nr. 66, über 
das Bagatellverfahren betreffend die Einvernehmung der Parteien al 
Beugen, in dem Verfahren für die Zwecke diefer Geſetze anwendbar er- 
Hären, fo vermag diefe Erklärung an dem Inhalte der Auskunftspflicht 
der Parteien und an den Bwangsmitteln für die Erfüllung dieſer Pflicht, 
" wie fie in den Landesgefehen geordnet find, nichts zu ändern. 


b) Bemweislaft. 
I. Die Mittel zur Erkenntniß des Inhalts und der Grenzen ihrer 
Amtspflicht haben fich die VBerwaltungsbehörden in jedem concreten alle 


dem erwähnten Geſetzentwurfe betreffend 
Die directe Berfjonalftener, daß ber 
Steuerpflichtige zur Offenbarung von 
Geſchäftsgeheimniſſen in Teinem Falle 
verpflichtet ift. Allenthalben drüdt fich 
der Grundſatz aus, daß die Pflicht des 
Einzelnen, der Behörde Beweismittel zu 
bieten, wie jede öffentliche Pflicht ber 
gejeßlichen Anerkennung bedarf. Dies 
gilt aljo auch von der Pflicht des Ein- 
einen, feine Wohnräume, feine Gemwerbe- 
ätte u. f. w. dem Zutritt ber Behörde 
zu eröffnen, Durchfuchungen berfelben zu 
dulden. Ganz allgemein fordert $. 3 
des mittel St. G. ©. v. 21. December 
1867, R. G. B. Nr. 142 (Urt. 9), als 
deſſen Beitandtheil erffärten Sefeges vom 
27. October 1862, R. G. B. Nr.88, zum 
Schutze des Hausrechts, geſetzliche Er⸗ 
mädjtigung für die Vornahme von Haus⸗ 
durchfuchungen zum Benufe der poligei- 
lihen und finanziellen Auffiht. Nicht 


beachtung dieſes Grundſatzes begründet 


im alle bes böfen Vorſatzes das Ver⸗ 











(8.101 des Strafgefeges), ſonſt aber die 
Uebertretung gegen die Pflichten einrs 
öffentlichen Amtes nach Borfchrift der 
88. 881 u. 332 des Strafgeiched. Auf 
8.8 des Gef. v. 17. Zuni 1883, R.8.®. 
Nr. 117, betreffend Bifitation von Arbeits 
ftätten Durch Den Gewerbeinfpector wurd: 
bereitö verwielen. In dem Entwurf 
für das Geſetz betreffend Die Direrten 
Perſonalſteuern (8. 312 der Regierung! 
vorlage und 8.280 der Ausichußanträge) 
ift beabfichtigt, Die gewerblichen Anlagen, 
Betriebsftätten, die Vorräthe des Steuer- 
prlichtigen der Befihtigung fteuerbehört- 
| licher Organe, nöthigenfalls, wenn ſich 
diefe Sachen in der Wohnung des Steuer- 
pflichtigen befinden, ber Beſichtigung in 
der Wohnung, während der Ardeits 
| umd Gefchäftsftunden zu eröffnen. 


1) Ausgeſprochen wird bies in dem 
Entwurfe eines Geſetzes betreffend bie 
| Directen ®Perfonalfteuern ($- 301 der 
Regierungdvorlage, 8.289 ber Ausſchuß⸗ 





brechen des Mifibrauc)es der Amtögemalt anträge). 
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ſelbſt zu verfchaffen und nicht auf Unträge der Parteien für diefen Zwed 
zu warten. Dies gilt auch für das Wominiftrativverfahren, foferne das⸗ 
ſelbe der Pflicht der Abminiftrativbehörde zu dienen Hat, öffentliche In⸗ 
terefien in gejegmäßiger Weiſe insbeſondere ohne Verlegung der Rechts⸗ 
iphäre der Einzelnen zu verwirklichen. Alſo haben die Behörden ſowohl 
nah den Xhatfachen, welche für die Erkenntniß des öffentlichen Intereſſe, 
als auch nach jenen, welches für die Erkenntniß der durch die Rechts⸗ 
iphäre der Einzelnen ihnen gezogenen Grenze dienlich find, mit den 
ihnen gefeglich zu Gebote ftehenden Mitteln jelbft zu forfchen und fie 
dürfen diefe Forſchung nicht von Beweisanträgen der Parteien abhängig 
machen. Iſt beifpielsweife die Befugniß der Behörden zu erpropriiren 
auf das Maß des Nothwendigen beichränft, muß insbefondere der 
proceßleitende Beamte im bergredhtlichen Verfahren, wenn es fih um 
Erpropriation von Grundſtücken Handelt (nach 8.68 der Vollzugsvorſchrift 
zum Berggejeb), erheben, ob nicht eine minder werthvolle, für die Land- 
wirthſchaft entbehrlichere Grundfläche für den Bedarf des Bergbaues 
ausreicht, jo geht die Behörde nicht pflichtgemäß vor, wenn fie nicht alle 
ihr zu Gebote ftehenden Erkenntnigmittel erſchöpft, um die Grenzen ihrer 
Befugniß feftzuftellen. Dies ift eine Forderung der Billigfeit. Denn 
wo die Gefammtheit zur Verwirklichung ihrer Intereſſen vorgeht, ſollen 
nah Möglichkeit die Koften für die Erfenntniß der gejeblichen Schranken 
für diefe Verwirklichung ihr zur Laft fallen und nicht demjenigen auf- 
gebürdet werden, der hiedurch der Gefahr der Rechtsverletzung aus- 
geſetzt iſt.) Somie der Private fo hat auch der Staat, dem überdies 
für die Erreihung dieſer Erfenntniß wirkſamere Mittel zu Gebote ftehen, 
bis zur Erſchöpfung derjelben, ohne den Parteien Beweisführungen auf: 
bürden zu dürfen, fich die Erkenntniß der Vorausfegungen der Recht⸗ 


1) Nah den Erf. des 8. ©. 9. v. 
13. März 1885, 3. 331, Budw. 2452, 
beging die Behörde einen Fehler meil 


28. Auguft 1870, 2. &. B. Nr.56 und 
die entiprechende Beftimmung der übrigen 
Zandeswafjerordnungen, wonach im waſ⸗ 


jie nicht erhob, ob nicht die Erpropriatton 
anderer Bargelen des Expropriirten mit 
geringeren Nachtheilen für denſelben ver⸗ 
bunden geweſen wäre, als jene der er- 
propriirten Barzelle. Nach Erf. v.11. Dat 
1887, 3. 806, Budw. 3525, ift die Er- 
propriation von Amtswegen auf 
dad Map des unumgänalig 
Nöthigen zu beichränten. Nach dem Erf. 
v. 18. Mai 1888, 8. 1555, Budw. 4113 
it, wenn um die Eonfentirung von Bafler- 
anlagen eingejchritten wird, die Bor- 
frage, in welchem Umfange ſchon Waffer- 
benügungsredhte an bem von dem Ge- 
ſuchſteller bezeichneten Waſſer aha 
von Amtswegen und ohne Rüdjicht 
auf die von den mitbelangten Parteien 
eingenommene Stellung zu beantworten. 
Vgl. auch 8.89 des n. d. Landesgeſ. v. 


ſerrechtlichen Verfahren beftehenbe Ueber- 
eintommen oder erworbene bejonbere 
Nechte vor allem zu jchüßen find. Im 
Verfahren zur Enticheidung der Frage, 
ob eine Gewerbeberechtigung eine radi« 
cirte oder neal-@ewerbeberechtigung Tel 
bat die Behörde gemäß 8. 6 der Min 
Big. v. 31. Oftober 1856, R. G. 8. 
Nr. 204, die hiefür erforderliche Klar- 
heit über die maßgebenden Berhältnifie 
bon Amtswegen herzuftellen (8. 9. ©. 
€. v. 18. November 1885, 8. 2972, 
Budw. 2780). Bei Feitftellung der Sub- 
jecte und die Ausmaßes der Tirchlichen 
Baulaft Haben die Behörden die für 
diefe Teftftellung maßgebenden Umftände 
bon Amtswegen zu erheben und zu be« 
achten (arg. 8. G. 9. €. v. 13. Juni 
1890, 8. 1951, Budw. 5372). 
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mäßigfeit feines Vorgehens gegen den Einzelnen felbft zu verſchaffen. Es 
folgt daraus 3. B. auch, daß die Oberbehörde, welche eine Beſchwerde 
wegen Berjpätung abweifen will, vorerft die Berfpätung von Amtswegen 
und in gehöriger Weiſe feitgeftellt haben muß, und daß fie eine ſolche 
Abmweifung nicht ausfprechen darf, weil der Beichwerbeführer die Redt- 
zeitigfeit der Weberreichung nicht erwiefen hat (V. G. H. E. vom 4. Zuli 
1887 3. 1855, Budw. VI. 346). Wird als Mangel der Rundmadhung 
der Zeit und des Orts eine? Wahlgangd die vorzeitige Abnahme des 
Kundmachungsedictd behauptet, fo muß diefer Punkt von Amtswegen 
klargeſtellt werben.') 

II. Dagegen haben nad) den einfchlägigen Beitimmungen die Bar- 
teien den Behörden die Beweife für die VBorausfehungen folder Rechts- 
anſprüche zu bieten, welhe nur auf Antrag derjelben zu be: 
friedigen find. Die Pflicht der Behörden, die Verläßlichkeit dieler 
Beweife von Amtswegen zu prüfen, bleibt hievon unberührt. So haben 
Sparcafien die Borausfehungen eines Anſpruchs auf Herabjegung der 
ihnen bemefjenen Einkommenſteuer gemäß 8. 38 der Vollzugsvorſchrift 
zum Eintommenfteuerpatente nachzuweiſen.“) Nach den Landeswaſſerrechts⸗ 
ordnungen bat die Behörde dem Befiter einer Wafjeranlage entſprechende 
Beranftaltungen zur Sicherung von Wafjernugungsrechten Dritter nur 
auf Untrag derjelben und nur dann aufzuerlegen, wenn diefelben eine 
Benachteiligung ihrer Rechte durch den Zuftand der Wafleranlage nad: 
weifen. Wer die Ausfertigung eine Gewerbeſcheins für den Betrieb 
eines handwerksmäßigen Gewerbes verlangt, muß ein gejeblich zugelaflenes 
Beugniß über feine Befähigung vorlegen. In vielen Fällen dieſer Art 
wird indeß die Beweislaft der Parteien auf die objectiv erreichbaren 
oder nur ihnen zugänglihen Beweismittel beſchränkt. Das 
Geſagte gilt auch von den Vorausſetzungen folder conititutiver Ber: 
fügungen zu Gunften der Barteien, auf welche diefelben feinen Rechts— 
anfpruch haben, alfo von den Vorausfegungen der Verleihung einer 
Gewerbe-, einer Eijenbahnconceifion (8.5 der Min. Vdg. vom 14. Sep: 
tember 1854, R. G. B. Nr. 238), einer Bergwerksberechtigung ($. 49 
des Berggef.), von den Vorausfegungen behördlichen Einſchreitens zur 
Bildung einer Waflergenoffenjchaft. 


1) Freilich ift der Mangel eines Ver- ' Verrechnung der unmittelbaren Gebühren 
merks über den Beitpunkt der Anheftung | v. 17. Jänner 1886 83. 1728 haben die 
und der Abnahme auf dem Edicte nody | Finanzbehörden (offenbar) auf die (ihnen 
fein unwiderlegliher Beweis für die | befannten oder für fie erfennbaren) Bor- 
Borzeitigleit der Abnahme Die Be | ausjeßungen des fogenannten Gebühren 
hörde hat ihre Erhebungen auf diejen | nachlaffes gemäß FM. €. v. 3. Rei 
Punkt zu richten und die Erhebungs- | 1850, R. ©. 8. Nr. 181, von Amts 
refultate gewiffenhaft zu würdigen. Nur | wegen Bedacht zu nehmen. Iſt aber die 
mit dieſer Beichräntung ift das 8. G. Bemefjung einmal Bi Rückſicht anf den 
H. €. v. 31. December 1885, 8. 3437, Gebührennachlaß erfolgt, dann hat die 
Budw. 2848 P. VII, richtig. Behörde den Antrag der Partei auf die 

2) Nad) 8.28 des Unterrichts über die | Herabfegung der bemeilenen Gebühr ab⸗ 
formelle Geichäftsbehandlung und die | zumarten. 
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IH. Die Möglichkeit, daß die Behörde in allen Fällen, in welchen fie 
unter Wahrung von fubjectiven echten vorzugehen bat, diejelben ohne 
Tätigkeit der Parteien erfenne und feitftefle, hat ihre natürlichen Grenzen. 
Die Behörde hat ihre Pflicht getan, wenn fie nach Erjchöpfung aller 
ihr für diefen Zwed zu Gebote ftehenden Mittel zu einem ſolchen Er- 
bebungsrefultate gelangt, welches die Gejegmäßigkeit ihres Vorgehens 
jowohl vom Standpuntte der zu beforgenden öffentlichen Intereſſen als 
auch der zu rejpectirenden fubjectiven Rechte rechtfertigt. Es iſt deshalb 
auh in Fällen diefer Art Sacde der Partei, diejenigen Mittel für Die 
Erfenntniß des Dafeind ihrer Rechte zu bieten, welche ſich die Be— 
börde bei aller Sorgfalt und Aufmerkſamkeit nicht zu ver— 
Ihaffen vermag. Unterläßt fie dies, fo hat fich die Partei ihres durch 
die Unfenntniß der Behörde verlegten jubjectiven Rechtes oder ihres pro- 
ceffualen Antragsrechts verfchwiegen, und fi der Möglichkeit beraubt, 
die ihre Rechte verlegende Verfügung oder Enticheidung wegen Mangel: 
haftigfeit des Beweisverfahrens anzufechten.!) Dies ift z. B. die Bedeu— 
tung der Borfchrift des 8.20 der Vollzugsporfchrift zum Einfommenfteuer- 
patent, daß demjenigen, der Freilafjung von der Einfommenfteuer verlangt, 
obliege, die Beweismittel für die Vorausſetzung derjelben der Behörde 
beizubringen. Ebenfo ift gemäß 8.19 diefer Vollzugsvorſchrift die Vor⸗ 
lage der Geſchäftsbücher Teine Pflicht des Fatenten, jondern nur Voraus⸗ 
ſetzung für eine günftigere Behandlung bei der Stenerbemeffung. 


IV. a8 von den Rechten des Einzelnen, gilt auch von den Intereſſen 
desjelben, auf deren Befriedigung er feinen Anſpruch hat, welche jedoch die 
Behörde zu fördern amtlich verpflichtet iſt.) Auch zur Erfüllung 


1) Bgl. 8.6. 2. €. 28. Februar 1885, ; an, im alle der Unzulänglichkeit der 
3. 348, Bubw. 2431; 27. März 1885, | ihnen vorliegenden Urkunden für bie 
3. 863, Budw. 2480; 7. October 1885, Conftatirung der —— —*— des ſo⸗ 
3. 2560, Budw. 2708; 3. Nov. 1885, | genannten Gebührennachlaſſes, vorerft 
. 2774, Budw. 2754; 14. Dec. 1886, | die Parteien zur VBervollftändigung aufe 
.3183, Budw. 3300; 22. October 1892, | zufordern. Budw. 2042, 6298, 7613 
8. 2156, Budw. 6824. Bei der Bemeſſung | jcheint eime ſolche Aufforderung entbehr⸗ 
der Gebühren von Rechtsurkunden, das lich zu halten. Wgl. Dagegen Budw. 2554. 
find theils Verkehrsſteuern, theil3 Gebüh- 2) Das find die von der Gefepgebung 
ren, hat die Behörde fich zunächft an den | unmittelbar begünftigten Privatinterefjen, 
Inhalt der gebührenpflichtigen Urkunde | oder Brivatinterefien, an deren Be— 
zu halten. Aus der Urkunde nicht er- . friedigung das Öffentliche Intereſſe be- 
fennbare, Die Bemefjung zu Gunſten der | theiligt if. Bol. hiezu Tezner in 
Bartei beeinfluffende Thatfachen hat diefe | Grünhut's Beitichr. XXI. Bd. ©. 115, 
der Behörde befannt zu geben und zu : dann im Archiv für öffentliches Recht 
erweilen. V. G. H. &. v. 30. December | IX. Bd. ©. 382. Zu weit und undeut- 
1879, 3. 2468, Budw. 655; 14. Mai | lich ift die Formulirung des P. 5 des 
1878, 3. 770, Bubw. 266; 26. Oct. | Erl. des C. u. U.M. v. 14. Mai 1876: 
1880, 8. 2040, Budw. 903; 13. April | „Bei Leitung des Verfahrens ſoll ſich 
888, 8. 968, Budm. 3011. Siehe | die Behörde gegenmärtig halten, daß fie 
Löning a. a. O. ©.827. Die F. M. Erl. | zwar Niemandem ein Recht aufzudrängen 
v. 12. $uni 1855 3. 8633; 26. Februar ' hat, das er jelbft nicht in Anſpruch 
1877 3. 118 weiſen die Finanzbehörden nimmt, daß fie aber von Amtswegen 
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folder Pflicht hat die Behörde, was für fie ohne Mitwirkung der Bar: 
teien erkennbar ift, von Amtswegen zu beachten. So find nad $.16 
der Vollzugsvorſchrift zum Berggejet die Behörden von Amtswegen ver: 
pflichtet, darauf zu achten, daß einem Hoffnungsvollen Unternehmen nicht 
unnöthige Hinderniffe in den Weg gelegt werden. - Sie müſſen aljo die 
ihnen eröffneten Wege für die Erfenntniß der Mittel der Befeitigung 
folder Hinderniſſe kraft ihrer Amtspflicht einfchlagen. Erfenntnißmittel, 
die aber nur dem Unternehmer zu Gebote fiehen, muß er der Behörde 
darbieten, und thut er dies nicht, jo kann er ſich über das Unterbleiben 
ihrer Benutzung nicht befchweren. 

Die Mittel für die Erfenntniß des Dafeins und der Möglichkeit der 
Beiriedigung folcher Interefjen, welche die Behörden nicht zu begünftigen 
verpflichtet find, deren Beachtung im Laufe eines von Amtswegen oder 
auf Untrag einzuleitenden Verfahrens ihnen vielmehr nur gestattet ift, 
hat der Intereſſent der Behörde zu bieten. Dies gilt z. B. wenn die Be 
hörden nad) 8. 94 des n. 8. 2. G. vom 3. Auni 1886, L. G. B. Nr. 39, 
das Bermwaltungsftatut für die Bewirtbichaftung eines nach Durchführung 
der Gemeinfchaftstheilung gemeinjam verbleibenden Grundes nad Maf: 
gabe der Forderung des öffentlichen Intereſſe und mit thunlichiter Be 
achtung der Wünſche und Anträge der Bethetligten feitzuftellen Haben. 
Hier müſſen fich die Betheiligten rühren, um der Behörde die Erfenntnik 
ihres Intereſſe und der Mittel feiner Befriedigung zu ermöglichen. 

V. Die Begriffe Beweis und Gegenbeweis haben, wie fih aus 
diefen Erörterungen ergibt, im Wominiftrativprocefje andere Bedeutung 
ala im Eivilproceffe. Soweit die Behörde öffentliche Intereſſen, fubjective 
Rechte, und getviffe Privatinterefjen von Amtswegen wahrzunehmen hat, 
fann von Beweis und Gegenbeweis weder, was das Verhältniß der 
Behörde zur Partei, no auch, was das Verhältniß der Parteien unter- 
einander anbelangt, die Rede fein. Der Behörde jelbft obliegt über: 
Haupt eine Beweislaſt ebenfowenig, als dem Eivil- oder dem Straf 
gerichte, weil fie, wie diejes, nicht Partei, fondern Behörde if. Was 
ihr obliegt ift Erhebungs-, Ermittlungs-, Heftitellungspflidt, 
Ermittlungs: und SFeftitellungsthätigfeit in dem aus dem Geſetze oder 
aus dem Zwecke des abminifirativen Verfahrens fich regelnden Umfange. 
Wenn die Behörde felbitthätig vorzugehen Hat, um fich die Mittel für 
die Erfüllung diefer Pflicht zu verichaffen, kann jede Partei, welche eines 
ihren Rechten und Intereſſen günftigen Erfolges dieſer Thätigkeit der 
Behörde ficher ift, fich jeder Antragftellung enthalten. Stellt fie aber zu 
ihrer Sicherheit Anträge in Betreff der Bemweisaufnahme, fo tritt fie 
dadurch nicht in die Stelle eined Gegenbeweisführers zur Behörde oder 
zu den anderen mit abweichenden Anträgen auftretenden Parteien, jondern 
fie verfucht nur die der Behörde auferlegte Selbſtthätigkeit auf die 


beftrebt fein muß, die obwaltenden that« | folgenden Erörterungen über die Grund 
ſächlichen und rechtlichen Berhältnifje in’s | ſätze des Abminiftrativverfahrens P. III. 
Klare zu fegen.” gl. hierüber die 
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nach ihrer Anſicht richtige und ihren Rechten und Intereſſen folgende 
Fährte zu bringen. Soferne e8 im Intereſſe der Zeit: und Koften- 
eriparniß gelegen ift, kann jede Partei in ſolchen Fällen ihre Beweis—⸗ 
erhebungsanträge an ben Vorbehalt Tnüpfen, daß nicht fchon die von 
Amtswegen zu pflegenden Erhebungen die von ihr aufgeftellten Be- 
hauptungen beftätigen jollten. Dadurch vermag fie ſich vor der Gefahr 
einer mit der Exfolglofigleit der von ihr beantragten Beweisaufnahme 
etwa verbundenen Koftenerjabpflicht zu betwahren. 


c) Beweißaufnahme. 


Diefelbe wird vollzogen theild durch die amtliche Eonftatirung bes 
Borliegend von Beweismitteln und der durch fie ermwiefenenen That: 
jagen und Verhältniſſe, aljo 3. B. des Vorliegens von Öffentlichen oder 
Privaturfunden?!) und ihres für die Verhandlung bedeutfanien Inhalts, 
durch Feſtſtellung der Notorietät von Thatjachen, theild durch das Verhör 
von Parteien, Zeugen, Sachverſtändigen über relevante Thatumftände und 
Berhältnijfe und die Yirirung des Ergebniffes diefes Verhörs. Aus dem 
Grundfage, daB dad Apminiftrativverfahren der Fürſorge für öffentliche 
Intereſſen unter gleichzeitiger Wahrung fubjectiver Nechte und beftimmter 
Privatintereffen zu dienen Hat, iſt zu folgern, daß fih die Beweisauf- 
nahme, von entgegenftehenden gefeglichen Vorſchriften abgejehen, unter 
Zuziehung der Betheiligten?) zu vollziehen Hat, und daß diefelben zur 
Stellung jachgemäßer Unträge in Betreff der Geftaltung der Beweisauf- 
nahme?), alfo auch zu Anträgen auf zwedmäßige Fragen an Parteien, 


1) Dieſe Gonftatirung wird in jenen | Verfahren über bie Buläffigkeit von 


Fällen die allergrößte Sorgfalt ge- 
bieten, wo die Behörde nicht die Macht 
hat, private oder Öffentliche Urkunden, 
welhe von den Parteien vorgewieſen 
werden, bei den Acten zurückzubehalten. 

2) Die protocollariide Conſtatirung 
janitärer Webelftände einer gewerblichen 
Betriebsanlage, welche nicht auf Grund 
eines an Ort und Stelle mit Buziehung 
der Bartei aufgenommenen Befunds er- 
folgt ift, entbehrt wegen dieſes Formge⸗ 
brechens, der Wirffamteit (8. G. 9. €. 
v. 7. Mat 1885, 3.1253, Budw. 2546). 
Nah) dem Erf. v. 19. Jänner 1885, 
3.2684, Budw. VI. 256, find von den Be- 
örden Aberall, wo Rechtsnormen eine 
arteienverbandlung (in der Amtsſprache 
„Kommiflionelle Verhandlung” genannt) 
vorjchreiben, die im Adminiftrativverfah- 
ren grundſätzlich vorgezeichneten, der ge- 
nauen, unparteiiſchen Conftatirung der 
thatfächlichen Berhältnifie und der vor- 
bandenen Anſprüche dritter Perjonen 
dienenden Formen zu beobachten. Im 


Wafleranlagen gehört dazu, Erhebung 
an Ort und Stelle unter Bugiehung der 
Betheiligten zur Wahrung idrer Rechte. 
Bol. ferner E. v. 30. Mär; 1885, 8. 2787, 
Budw. VI. 266; 24. Mai 1886, 8. 1022, 
Budw. VI. 307; 26. Oct. 1886, 8. 2737, 
Budw. 3223. Bolziehung der Einficht 
in die Handelsbücher der Partei in Gegen⸗ 
wart derjelben; fo auch 8.21 der F. M. 
Vdg. v. 7. Februar 1850, 3. 11723, Rölf 
II. ©. 688.) Dem Parteiintereſſe ungün- 
ftig lauten die Erf. v. 28. April 1891, 
8. 1135, Budw. 5917; 8. Nov. 1889, 
8. 3635, Budw. 4940. In Batent- 
ftreitiglfeiten werden bie Parteien zu 
Beugenvernehmungen mit den Bellabe 
geladen, daß es ihnen freiftehe, Dabet zu 
ericheinen und zur Sache gehörige Fragen 
an die Zeugen zu richten, Bed-Mana- 
getta ©. 472. Unangemeſſene ragen 
werben von der Behörde nicht zugelaſſen 
a. a. O. 

3) V. G. H. E. v. 11. Februar 1886, 
8. „Budw. 2912; 1. Inli 1887, 
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Zeugen, Sachverſtändige zuzulaſſen find. Anerkannt iſt dies beifpield- 
weiſe in den beiden n. ö. 2. G. vom 3. Juni 1886 betreffend das Ge 
meinfchaftstheilungsverfahren, 2. ©. B. Nr. 39 (8. 41), und das Zu⸗ 
fammenlegungsverfahren, 2. ©. B. Nr. 40 (8. 54), im Handelsmin. €. 
‚vom 31. October 1870 3.15149 betreffend das Verfahren zur Feftitellung 
des Eingriffs in ein Patentredht, in dem 3. ©. H. €. vom 31. Mai 
1887 8.1542, Bubw. 3557 (©. 406 f.). Beweisanträge mit einem un- 
beftimmten Inhalt, und folche, welche ſich ala ausſichtslos darftellen, find 
zurüdzumeifen.!) Die Bejtellung der Erperten kommt jedenfall® nur der 
Behörde zu.?) 

Allein jelbft dort, wo im Intereſſe der mahrheitsgemäßen Erforjchung 
von Thatumftänden die Antheilnahme der Parteien an der Beweisauf 
nahme ausgefchloffen iſt, Tann von einer wirkſamen Bertretung der 
PBarteien-Rechte und -Antereffen im Wominiftrativverfahren nicht die Rede 
fein, wenn nicht zum Mindeften das Erhebungsrefultat den Barteien mit- 
getheilt wird, damit fich diefelben darüber äußern, Berichtigungen vor- 
nehmen und Beweisaufnahmen zur Widerlegung des Ermittelten bean: 
tragen fkünnen.?) So rügt das Erf. des V. G. H. vom 7. uni 1880 
3. 625, Budw. VI. 118, als Grund der Nichtigkeit des Verfahrens, daß 
ih die Enticheidung der Behörde auf ein Gutachten gründe, melches in 
Abweſenheit der Parteien abgegeben wurde, ohne daß die Behörde den: 
jeiben Gelegenheit eröffnete, hievon Kenntniß zu nehmen und ihre &- 
innerungen anzubringen. 

Was die Parteienöffentlichleit von Urkunden anbelangt, in deren 
Beſitz fi die Behörden befinden, fo verfügt das Decret der vereinigten 
Hoffanzlei vom 18. April 1807, P. G. S. Bd. 28 Nr. 48: „Wenn von 
Parteyen Abfchriften von Protofollen über ämtliche Commtffions- Berdand- 
Iungen verlangt werden, jo kommt bey dergleichen Commiſſions-Protokollen 
überhaupt der weſentliche Unterfchted zu beobachten, ob fie bloß amtliche 
Erhebungen, oder, ob fie rechtliche Erklärungen und eingegangene Ber: 
bindlichleiten von Parteyen unter fich enthalten. Bon erfteren, welde 
bloß zum Amtsgebraucde dienen, gebühren zwar den Parteyen feine 
Abſchriften; es können aber folche von letztern, welche zugleich als Privat: 


8. 1233, Budw. 3616; 7. Febr. 1888, 
—* Budw. VI. 369; . 8 des 
GE u 18. April 1850, R. G. 8. 


J G. H. €. v. 23. Dec. 1886, 
8. 3416, Budw. 3316; 15. März 1889, 
8. 994, Budw. 4574. 

2) 2. ©. 9. €. v. 31. Mat 1887, 
8. 1542, Budw. 3557 ©. 406, vgl. auch 
Entwurf des Gef. über die direkten Per⸗ 
jonatitenern $ 211 der Ausichußanträge). 

3) Die Gutachten der Bertrauend- 
männer, welche über die Yaflion der 
Eintommfteuerpflichtigen in deilen Ab- 


weſenheit vernommen worben find, fowie 
Replifen berjelben gegen XBiderlegungen 
duch den Einkommenfteuerpflichtigen 
follen diefem zur Neußerung imiige eilt 
werden (8. ©. 9. €. . Dee. 1 

8. 3696, Budw. 4379: si. Man 1802, 
8. 1050, Budw. 6523 ©. 281; 15. Jänner 
1883, 2. 27, Budw. VI. 187). Na kan 
des $. M. €. v. 18, April 1850, 8. 

R. G. B. Nr. 142, kann der Fatent dere 
langen, baß die Bertrauendmänner feiner 
Einvernehmung über Die gegen fein Br 
fenntniß erhobenen Bedenkeu beigezogen 


! werden. 
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Berträge anzufehen find, denjelben auf ihr Verlangen nicht wohl ver: 
faget werden.” Bei der Interpretation diefer Vorſchrift iſt Gewicht 
darauf zu legen, daß der PBarteieneinficht nur jene Protokolle verjchloffen 
find, welche bloß zum Amtsgebrauche dienen; das find ſolche Protokolle, 
deren Verwendung innerhalb des Amtes bejchlofien bleibt, deren Inhalt 
nur der Sinformation der Behörde zu dienen bat. Dies gilt nun nicht 
von dem Protofolle über die PBarteienverhandlung, welches den Bived 
verfolgt, nicht nur den Behörden den Stoff für ihre Enticheidungen und 
Verfügungen zu bieten, fondern auch Garantieen für die Webereinftim- 
mung der Entſcheidung mit den Vorgängen der adminiftrativen Verhand- 
lung zu Gunften der Parteien zu fchaffen. Ein zum Verſtändniß des 
Verhandlungsprotokolls unentbehrliches Mittel find auch die Urkunden, 
auf welche ſich dasjelbe bezieht, mögen diejelben dem Protokolle in Ur- 
ſchrift oder Abſchrift beiliegen, oder al3 amtlicher Voract erwähnt werden.!) 
Indirect entfteht eine Nöthigung der Behörden, den Parteien die Ein: 
fiht in amtliche oder beim Amte liegenden Urkunden zu eröffnen, als 
Folge des Sabes von der Partetenöffentlichfeit der Beweismittel, dem- 
gemäß die Behörde ihre Enticheidungen und Verfügungen nicht auf Be— 
weismittel ftüben darf, welche vor den Parteien geheim gehalten worden 
find. Wäre dies ftatthaft, dann könnte von der Möglichkeit wirkjamer 
Bertretung der Rechte und Intereſſen der Barteien im Adminiſtrativver⸗ 
fahren keine Rede fein. Wenn es freilich ebenfowenig ein Mittel gibt, 
den Berwaltungsbeamten als den Richter vor uncontrolirbaren Einflüffen 
bei feiner Umtsthätigleit zu bewahren, fo müflen doch alle Umftände, 
durch welche er fich erflärtermaßen hat beftimmen laſſen, der Eontrole 
der Barteien zugänglich fein. Auch hören mit einer derartigen Ber: 
wendung folche Urkunden auf, bloß zum internen Amtsgebrauch zu 
dienen. Ganz folgerichtig vom Standpunkte dieſer Erörterungen ordnet 
deshalb der Erl. des C. u. U.M. vom 14. Mai 1876 im P. 5 an: „Der 
Anſpruch auf rechtliches Gehör begreift in ſich, daß den Parteien aud) 
alle in der Verhandlung producirten Beweismittel und fonftigen Rechts- 


1) Der Inhalt diefes Hfdets. geht alſo 
dad ®. 6. 9. €. Ä 


doc etwas weiter als 

v. 17. Februar 1894, 3. 4500 aus 
1893, Bubw. 7734 annimmt, wofelbit 
auch überfehen wird, daß dieſes Hfdet. 
nicht bloß in der nicht offictellen Kro⸗ 
paticherichen Sammlung jondern in der 
officiellen Bolitifchen Geſetzesſammlung 
angeführt erſcheint. Die Motivirung des 
Hfdets., daß es ſich in ſolchen Fällen um 
Brivatverträge handle, darf nicht urgiet 
werden. Sie beiagt nur ſoviel, Daß 
jede Bartei regelmäßig an die vor der 
Behörde durch ihre Unträge und Be- 
bauptungen getroffenen BDispofitionen 
ebunden ſei. Nach 8. 83 der Amtsin⸗ 
—** für die Bezirksämter ſind von 


dem Verhandlungsprotocolle der Parteien 
auf Verlangen Abſchriften zu geben. 
Einen Sonderfall des Anſpruchs auf Ur- 
kundeneinſicht betrifft Budw. 8033. Vgl. 
ferner auch 8. 104 der Amtsinſtruction 
8.8 der bad. Bbg. verfügt: „Jedem Be- 
theiligten oder Bevollmächtigten fteht 
jederzeit die Einficht der Acten frei, es 
ängt jedoch von dem Ermeſſen der Bes 
örden ab, ob einzelne Vorträge oder 

erichte von der Einficht auszuneh⸗ 
men find.” Dana find die für bie 
Mittbeilung nah Außen beſtimmten 
Ücten der Parteien ohne weitered zu«- 
gänglich, die für den internen Gebraud) 
beftimmten, wenn die Behörde die Ein- 
fihtnahme nicht verwehrt. 
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behelfe befannt gegeben, eventuell vorgelegt werden, damit fie &elegen- 
heit zur diesbezüglichen Weußerung erlahgen. Den gleichen Anfprud 
haben die Parteien auch binfichtlich der amtlichen oder von Amtswegen 
beigefchafften Behelfe, auf welche die Behörde ihre Entfcheidung ftüht. 
Dasfelbe gilt von Zeugenausfagen und Kunftbefunden (einfchließlich von 
Bauplänen, KRoftenüberjchlägen u. |. w.).“ 

Außerdem ordnen einzelne Verwaltungsgeſetze an, daß Urkunden, 
deren Inhalt der Einzelne fennen muß, um fich jchlüffig zu werden, ob 
und in welcher Richtung er Parteienthätigkeit zu entfalten habe, bald 
Jedermann, bald den Parteien fiir den Zweck der Einficht zugänglid 
gemacht werden. Zur allgemeinen Einficht aufzulegen ift das Verzeichniß 
der zu enteignenden PBerjonen und Grundſtücke ſowie die Grundeinlöfung?- 
pläne, welche eine Eifenbahnunternehmung nach den 88. 12 und 14 bes 
Gef. vom 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, vor Beginn des Grund: 
enteignung3verfahrens vorzulegen bat. Nach den n. ö. Landesgeſetzen vom 
3. Juni 1886, R. ©. 3. Nr. 39 (8. 96) und Nr. 40 ($. 98), ift im 
Falle der Theilung gemeinfchaftliher Grundftüde der Theilungsplan im 
Falle der Zufammenlegung landwirthſchaftlicher Grundftüde der Zuſammen⸗ 
fegungsplan zur Einfiht aller Betheiligten durch eine feftgefehte Zeit 
hindurch Öffentlich aufzulegen.?) 

Eine ſcharfe Scheidung zwiſchen PBarteienverhandlung und Beweis⸗ 
verfahren entjpricht der Beltimmung des Adminiſtrativverfahrens, zur Ver: 
wirklichung der Verwaltungsaufgaben mit dem geringften Aufwande an 
Beit und Koſten zu gelangen und die Öffentlichen Intereſſen in wirkſamer 
Weile zu Sichern, nicht. Die Behörde wird vielmehr die Parteienver⸗ 
handlung unterbrechen dürfen, um Beweiſe, die für die Entſcheidung maß: 
gebend werden und fonft entgehen könnten, aufzunehmen. Sn einzelnen 
Fällen, wie bei der Regulirung von Sachnubungsrechten, wird Parteien: 
verhandlung und Beweisverfahren mit einander abwechſeln können, und 


1) Die beiden im Terte erwähnten 


Ausfertigung überreicht werben müflen, 
Landesgeſetze legen in den 88.18, 34 u. 41 Fr 


und aud feine Abfchriften der urkund⸗ 


beziehentlich in den 88. 24, 48 u. 54 den 


Barteien die Verpflichtung auf, der Auf | 


forderung der procebleitenden Behörde 
zur Borlage von Urkunden und Behelfen, 
deren Prüfung für die WVeurtetlung der 
maßgebenden thatfächlihen und redht- 
lichen Verhältniſſe erforderlich ift, zu 
ent|prechen bei fonftiger Drbmungsfteate 
Es wird wohl nicht bezweifelt werden 
fönnen, da3 die Einfiht in dieſe Ur- 
funden auch der andern Parteien er- 
öffnet werden muß, fofern diefelben zur 
Grundlage der Beftimmung ihre Rede 
und Intereſſen gemacht werden. a 
ferner die den Verwaltungsproceß follt- 
citirenden Anträge, wenn die Form ber 
Schriftlichkeit gemählt wird, nurin einer 


lichen Beilagen für etwaige andere Bar- 
teten beizubringen find (nur die civil 
rechtlichen Anſprüchen dienenden Procefit 
machen eine Ausnahme), jo muß aud ein 
Ä ſolches ſchriftliches Geſuch und deſſen Bei- 

lagen, ſoweit fie die Grundlage des 
| Proceſſes bilden, den anderen Barteien 
| außer dem Gefucdhiteller zur Einſicht und 
: Anfertigung von Abfchriften zugänglid 
gemalt werden. Bgl.auch 8.61 Abſ. 3 der 

ollzugsvorſchrift zum Berggeſetz. 8.18 
der bad. Vdg. verfügt ganz allgemein, daß 
die zu einer Beratung (reſp. Berjamm- 
ung) gehörigen Wftenftüde drei Tage 
bor dem regelmäßigen Sigungstag zur 
Einficht der Betheiligten auf der Kanzlei 
des Bezirksamts aufzufegen feien. 
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namentlih, wo dag Einfchreiten der Behörde aus ſicherheitspolizei— 
lihen Gründen in Frage fteht, wird die Feſtſtellung der thatjächlichen, 
eine Entichließung der Behörde fordernden Verhältniffe durch den Local- 
augenſchein die nächſte Aufgabe der Behörde fein, an deren Erfüllung 
fi die Parteienverhandlung erit anſchließt. 

Selbftverftändlich ift, daB auch eine formale Scheidung der Ber: 
‚wendung verichtedener Beweismittel nicht Stattzufinden hat, wo der Zweck 
diefer Verwendung nur durch Verbindung derjelben erreicht werden Tann. 
Sp ift die Durchführung des Urkundenbeweifes mit jener des Sachver- 
ftändigenbeweifes® über die Echtheit der Urkunde zu verbinden. Bived- 
mäßig ift die Praxis in Patentftreitigfeiten, welche die Experten den 
Vernehmungen der Zeugen beizieht.!) Diefelbe Praxis geftattet auch die 
Aufnahme von Beweiſen zum ewigen Gedächtniſſe, alfo eine Beweis— 
aufnahme zur Sicherung von Beweijen zu Gunften einer Partei außer: 
halb des Hauptproceſſes und abgejehen von der Eriftenz eines folchen 
Hauptprocefjes. ?) 


d) Beweidänormen und Beweiswürdigung. 


I. Beweisvorſchriften, welche dad Urtheil der Behörde über das 
Sein oder Nichtſein von Thatjachen an das Butreffen generell beftimmter 
thatſaͤchlicher Prämifien binden würden, fo daß fie dasſelbe bei ber 
Verwirklichung der gefeblichen Vorausſetzungen ohne Rüdficht auf feine 
objective Wahrheit auszufprechen hätten, wmiderftreben dem Zwecke des 
Adminiſtrativverfahrens. Das Wominiftrativverfahren in feiner typifchen 
Reinheit Hat der Verwirklichung öffentlicher Intereſſen innerhalb der 
Grenzen der Geſetze in noch höherem Grade zu dienen als der Straf. 
proceß. Eine Verwaltung, welche in allen Fällen den Thatbeftand des 
bon ihr pflichtmäßtg zu bejorgenden öffentlichen Intereſſe und der die 
Grenzlinie für diefe Fürſorge bildenden PBrivatrechte und Intereſſen nad) 
formalen, von den realen Verhältniſſen abjehenden Regeln feitzuftellen 
hätte, müßte an der Abſurdität diejes Verhältniffes von Zweck und Mittel 
jcheitern.?) Deshalb bilden formale Beweisregeln mit einem willführ- 
lichen zufälligen Inhalt auf dem Gebiete des hier dargejtellten Adminiſtra— 
tivprocefjed eine höchſt feltene Ausnahme. 

Sole formale Beweisvorichriften können dag einemal in favorem 


1) Bed-Managetta ©. 470 Unm.1. Folgerung aus feiten Prämifien, die 
2) Handels. Min. Erl. vom 3. März | ei auf ihre Wahrheit nicht mehr ge⸗ 
1889, 3. 46688, ex 1883, a. a. D. | prüft werden dürfen, nicht gedient. Schon 
©. 417. die vernewerte Landesordnnung für Böhmen 
3) In ber Erkenntniß des Seienden | und Mähren, die Broceßordnungen für 
liegt da3 eine Ziel der Verwaltung, in | das mähriſche Tribunal verpflichten die 
ber Berwerthung des Erlannten zum | Behörden, in dem in Verwaltungsſachen 
Nupen ber Selammtheit das andere | zu beobachtenden jummarifchen Verfahren 
Biel. Deshalb wirb dem Zwecke der | ohne Proceßſolennitäten und solainspecta 
Verwaltung mit bloß formeller Wahr- | rei veritate vorzugehen. 
heit, d. i. mit einer bloß logiſch richtigen | 
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des Einzelnen erlaffen fein, um ihn vor Barteilichfeit‘), vor chicamöfen 
und als folche vielleicht nicht erkennbaren behördlichen Eingriffen in die 
Grundlagen feiner Eriftenz zu fchüßen, oder fie legen umgekehrt dem 
Einzelnen ein Opfer auf, um gewilfe, im öffentlichen Intereſſe nöthige 
Feſtſtellungen möglichft zu befchleunigen. Die erftere Abficht fcheint der 
Beitimmung bes S.14 der Gew. Nov. zu unterliegen, wenn fie die Bu- 
läffigfeit des Betriebes eines handwerksmäßigen Gewerbes nicht von der 
Befähigung, fondern von dem Vorliegen eines gejehlich für ausreichend 
erflärten Nachweiſes derjelben abhängig erflärt. Einen Fall der zweiten 
Art bieten die Vorerinnerungen zu dem auf ftreng fiscalifhen Grund⸗ 
fäben beruhenden Gebührentarif. Diefelben verpflichten die Finanzbehörde, 
im Zmeifel das Dafein eines rechtögefchäftlichen, die Gebührenpflicht be- 
gründenden Willens, beziehentlich im Zweifel über die rechtsgefchäftliche Ab- 
ficht eine den höheren Gebührenſatz begründende Barteienabficht anzunehmen. 
Vorausgeſetzt ift ein objectiv begründeter Bmweifel, zu deſſen Löfung fid 
feine Dispofitivnormen bieten. Iſt die Präfumtion in dem erften hier 
erwähnten Falle eine unumftößliche, eine praesumtio juris et de jure, fo 
ift im zweiten Falle die Möglichkeit der Entlräftung der geſetzlichen An- 
nahme den Parteien eröffnet, und es Haben deshalb die Behörden auf 
relevante und beachtenswerthe Beweisanerbietungen einzugehen.?) 

DO. Bereinbar mit dem Weſen des Adminiftrativverfahrens find Be 
weisvorſchriften, welche die Wirkung ftaatlicher, der Beweisficherung 
dienender Acte an die Bedingung fnüpfen, daß Hinfichtlich derfelben alle 
ihren Inhalt und ihre Form regelnden Vorjchriften verwirklicht. find, an 
deren Erfüllung das Geſetz den Beſtand eines ftantliden Actes Enüpft, 
fowie jene, welche die Nichtigkeit feines Inhalts verbürgen follen. Es 
kann deshalb auch im Wbminiftrativverfahren die Behörde eine Urkunde 
als öffentliche und beweizkräftige nur dann behandeln, wenn fie von ber 
zuftändigen Behörde?) unter Beobachtung des etiva im Intereſſe der 
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1) Bu weit geht in dieſem Punkte das | der vollſtändigen Unparteilichkeit ihres 





Hfdet. vom 25. October 1843, J. G. ©. 
Nr. 767, und der Handelsm. Erl. vom 
6. Mai 1871, 8. 8138, Mayrhofer 
III. ©. 638, "welcher dasſelbe auch für 
die Verwaltungsbehorden maßgebend er⸗ 
klärt und verfügt, daß auch dieſe, ſo⸗ 
weit Patentſirenigkeiten zu ihnen ge⸗ 
hören, Profeſſoren und Aſſiſtenten der 
polytechnifchen Inſtitute als Sachver⸗ 
Keane nicht verwenden und bei der Be- 
elung der dem Augenſchein beizu- 
ziehenden Sachverftändigen von dem An⸗ 
trag de3 um Augenſcheinsvornahme 
Einfchreitenden ganz abjehen Sollen. 
Richtiger drüdt fi der Handelam. E. v. 
31. Dctbr. 1870, 8. 15149 bez. v. 11. Juli 
1876, 8. 16034 0. a. D. aus, wenn er 
jagt, daß die Behörde behufs Wahrung 


Vorganges bie einem ſolchen Augenſchein 
beizuziehenden Sachverftändigen ſelb⸗ 
ftändig von Amtswegen zu beſtimmen 
und nicht die von dem Kläger nahmhaft 
gemachten einfach (d. i. unbefehen) anzu- 
nehmen habe. 

2) Hiezu vgl. nunmehr die werthvolle 
Monograbie, die gebührenrechtliche Ve⸗ 
handlung des Kaufvertrags u. ſ. w., von 
Gerftmann und Stern S. 17f., 1521. 
Keine Regelung der Beweislaft, fondern 
nur die Anordnung einer Anzkunfte- 
und Editionspflicht der Barteien enthält 
88 des Oebührengel. Siehe ferner 

udw. 3760 © 

3) Eine emtlche Jiotiz in den Acten 
der politiſchen Behörde des Inhalte, 
daB eine beftimmte Perſon in den Heimat- 
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Richtigkeit ihres Inhalts vorgefchriebenen Verfahrens!) und in gehöriger 
gorm?) ansgefertigt ift, und nur Hinfichtlich eines ſolchen Inhalts, für 
welchen das Geſetz eine Hffentliche Urkunde der vorliegenden Urt als 


beweislräftig erklärt. 


verband einer Gemeinde aufgenommen ' anlommt den Sammerprocuratoren die 
wurde, beweiſt für ſich allein dieſe Anf- ; Prüfung von Parteianſprüchen zu er- 


nahme nicht. ( V. G. 
1885 3. 1547, Budw. 2616.) Vgl. ferner 
E. vom 12. April 1880 8. 1188, Budw. 
5250, vom 29. März 1889, 3. 1192, 
Bubw. 4698. 
1) Wejentliche Borausjegun 
N die Be- 


(8. 
1889, 3 377, Budw. 4526.) 

2) Bon neueren Abhandlungen überden 
Urtundenbeweis im Civilproceſſe vgl. 
Schulze, zur Lehre vom Urkundenbeweis, 
im 22. Bd. der Gruünhur'ſchen Zeit- 
ſchriſt; Mar von Schufter, Bemer- 
tungen über den Urkundenbemweis in der 
nenen (öfterr.) Civilproceßordnung Nr. 1 
und 48 der allgem. öfterr. Gerichtszeitung. 
Die Behörde kann die Feftftellung der 
örtlichen Lage von Grundftüden auf 
amtlih nicht beglaubigte Pläne nicht 
üben (8. ©. H. €. v. 24. Mat 1886, 
3. 1022, Budw. VI. 307; vgl. gemer 
E. d. 29. October 1884, 3.2 udw. 
2268. Das Hofkammerdecret v. 28, Anguſt 
1841 an ſämmtliche Länderſtellen, Pol. 
G. S. Bd. 69 Ar. 103, weiſt die Be⸗ 
hörden an, nach Lage des Falls zu ent⸗ 
ſcheiden, ob eine ihnen vorgelegte Urkunde, 
um beweiskräſftig zu ſein, einer förm⸗ 


lichen Legaliſirung bedürſe oder ob eine 


seramifirung oder Bidirung einer Hiefür 
zuftändigen Behörde genüge. Diefe Bor- 
ſchrift bezieht fi wohl auf “Privat- 
urtunden. Nah 8. 53 ber ollgngs- 
ordnung v. 8. Februar 1887, 2. ©. 8. 
Ar. 20 zum n. 5. 2. ©. v. 3. Juni 


Behörde, wenn es hir ift, die Le 


galiſirung der im Abminiftrativverfahren | 


producirten Bollmachten verlangen. Ein 
Hfldet. v. 27. Rovember 1832, 8.9. ©. 


3.60 Rr.149, fchreibt den Landesftellen 


für bie | 





| — Ah. €. vom 9. 
| 
B 











H. E. vom 17. Juni möglichen. Bezüglich der Beweiskraft der 


im Auslande errichteten Notariats⸗ und 


Fa degigeh daß ſie der Legali⸗ 


ung der Geſan 


fdet. v. 3. Februar 1838, P. G. © 
d. 66 Nr. 14.; vgl. auch Hfdet. v. 
16. April 1818, J. G. ©. Nr. 1436; 
v. 22. Jänner 1888, 3. G. S. Nr. 249 
8.293, Civilproceßordnung v. 1. Auguft 
1895, R. G. B. Nr. 113. Das Circulär des 
Miniſteriums des Aeußern v. 15. Jänner 
1871, 8.18623/IV (Malfatti, Conſu⸗ 
larweſen S. 6) ermächtigt auch die diterr.- 
ungariſchen Miſſionen und Conſular⸗ 
behörden im Auslande, wenn nicht Staats⸗ 
berträge eine andermeite, alfo auch weiter- 
ebende Beitimmung treffen, die Unter- 
Hrift des Minifteriums des Aeußern 
oder der ihm entfprechenden Behörde 
des fremden Staates, bei dem Die 
Miſſion befteht, zu beglaubigen. Sonder- 
beftimmungen für die Beweiskraft aus⸗ 


| Land! cher Öffentlicher Urkunden enthalten: 


te Vdg. ſämmtlicher Reffortminifterien 
v. 3. Augujt 1887, R. ©. B. Nr. 99, 
erlafien im Einvernehmen mit dem 
Minifterium des Neußern, für Urkunden 
aus Bosnien und der Herzogewina; Die 
Juſt. Min. Vdg. dv. 28.Aug.1878, R. G. B. 
Nr. 114, für italieniſche Urkunden; die 
Min. Vdg. v. 2, December 1007, R. G. V. 
Nr. 234 8. 13, betreffend die von den 
firhlichen Behörden in der Türkei aus⸗ 
geftellten Zeugniſſe und Regiſterauszüge 
über Eheicfiebungen, Geburten, Sterbe- 
fälle; der Handelövertrag mit Berfien v. 
17. Mat 1857, R. ©. 8. für 1858 
Nr. 74; die Eonfularconventionen mit 


vor, bei vorkommenden Verhandlungen Frankreich v. 11. December 1866, R. G. B. 
iedesmal auf bie VBeibringung legalifirter | Nr. 167, Art. IX (Hfbet. v. 10. October 
Urkunden, auch wenn biefelben öffent- 1837, P. G. ©. Wr. 234); mit Nord- 
lie find, zu dringen, wenn es darauf. amerifa v. 11. Zuli 18%, R. G. 8. 
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II. &3 kann ferner im Adminiftrativverfahren gerade, um die öffent- 
lichen Intereſſen fowie die Individual-Rechte und -Intereſſen vor will- 
tührlicher, oberflächlicher und ungefchidter Behandlung durch die Behörde 
zu wahren, die Aufnahme bejtimmter Beweiſe geſetzlich vorgejchrieben 
fein. So hat nad) 8. 54 des Berggeſetzes jeder Verleihung einer Berg: 
werksberechtigung die örtliche Erhebung der Buläffigkeit, nach den Bau: 
ordnungen, der Ertbeilung einer Baubewilligung ein Localaugenfchein 
unter Zuziehung eines Bauverftändigen!) vorherzugehen. Nach 5.24 des 
Forſtgeſetzes follen über dic Nothwendigfeit der Begründung von Wald- 
fervituten zur Bringung der Waldproducte?) Sachveritändige vernommen 
werden. Nach 8.15 des Eintommenfteuerpatent3 vom 29. October 1849, 
R. G. B. Nr. 439, ift das Belenntnig des Eintommenfteuerpflichtigen 
unter Beiziehung eine Mitgliedes des Gemeindevorftandes und zweier 
unbefangener, wohl unterrichteter Bertrauensmänner zu prüfen?) Mad 
8.47 der Bollzugsporjchrift zum Privilegiengeleb hat auch das Handels- 
minifterium, ſoweit bei feinen Entjcheidungen technijche ragen mitjpielen, 
das Erkenntniß nur auf Grundlage eines Sacdjverftändigenbefundes zu 
ſchöpfen. Hierher gehört es, mwenn die für die Einleitung eines Ber: 
fahrens zum Schutze eines Rechtes gegen Verlebungen Dritter, wie im 
8. 33 diefer Vollzugsvorfchrift für den Schuß des Patentes, die urkund— 
liche Befcheinigung des Rechts verlangt wird.) Auch kann im Adminiftra⸗ 
tivverfahren Gewicht gelegt werden auf gewiſſe Garantieen für die Ber: 
läßlichkeit beftimmter Beweismittel. So follen die Erperten, welche über 
die Fragen b—d des 8.16 des Privilegiengefege® vernommen werden, 
nach 8.16 der Vollzugsvorfchrift zu diefem Geſetze durch den Verſchwiegen⸗ 
beit3eid verpflichtet fein. 

IV. on folden Borfchriften abgefehen, hat die Behörde alle recht: 
li ftatthaften Beweismittel zu verwenden und zuzulaffen, welche geeignet 
find, Aufichluß zu bieten über das, was die Behörde wiffen muß, um 
die ihr obliegende VBerwaltungsaufgabe zu erfüllen. Nach dem 8.6.9. €. 
vom 21. October 1878 8. 1220, Budw. VI. 53, müſſen fi) die Ber- 
waltungsbehörden zur Feſtſtellung von Thatſachen und Verhältniffen, 
welche den Gegenftand eines befonderen, nicht juriftifchen Fachwiſſens ober 
folder fachmännifcher Erfahrung find, der Mitwirtung von Sadıver- 
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für 1871 Nr. 116; mit ‚Portugal, * vertrag mit Falien v. 7. December 1887, 
9. Zänner 1873, %.0.8. für 1 N. ©. a Kr. 148 Art. XVII. 

Kr. 135 Art. IX; mit Stalien v. 15. ai 1) 8.9.9. €. v. 25. November 1887 
1874, R. G. B für 1875 Nr. % 8. 2739, Budm. 57 ı88. 

Art. xlI; der Staatsvertrag mit dem 2) 8. G. H. E. v. 14. Februar 1890 
deutfchen Neih v. 25. Februar 1880, | 8. 497, Budw. 188. 

8. ©. 9. Dr. 85 (ogl. aud Zuf. MR. 3) Der F. M. E. v. 18. April 1850 
v. 12. Februar 1881, R. G. B. Nr. 13, | 8. 5034, 0.9.8. Nr. 112, ſpricht von 
u. v. 29. Auguſt 1881, R. G. B. Wr. 93); Bertrauensmännern ober Sadhverfän- 


dann einzelne Handelsconventionen, wie | Digen. 
4) y auch V. G. H. E. v. 7. Mai 


3.8. die nit Aumänien v. 21. (9.) Dec. | 
1893, R. G. B. für 1894 Wr. 116 1884 809, Budw. 2119; 9. Zuni 
Urt. 4; der Handels: und Scifffahrte- | 1886 3. 1174, Budw. 3100. 
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ftändigen bedienen, auch wenn dies in dem diefe Thatfachen und Ver⸗ 
hältniffe regelnden Berwaltungsrechtögefege nicht ausdrüdlich gefordert 
wird.!) Die Behörde ift alfo in der Verwendung der Beweismittel info- 
ferne gebunden, als fie zweckdienliche Beweismittel nicht unverjucht laſſen 
darf, fie ift infoferne frei, als ihre nur ausnahmsweiſe die Verwendung 
beftimmter Erfenntnipmittel ohne Rüdfiht auf die Berjchiedenheit der 
concreten Fälle unbedingt vorgejchrieben ilt. 

V. Die bier aufgeftellten Grundfäbe gelten auch für die Ab— 
ſchätzung deſſen, wa3 ein wirklich verfuchtes zuläffiges Beweismittel im 
concreten Falle für die Erfenntniß relevanter Thatſachen und Verhält— 
niffe geleiftet hat, alfo in Betreff der Beweiswürdigung. Die grund: 
fäglichen Beitimmungen der mit a. 5. Entichließung vom 14. April 1850 
genehmigten Inſtuction für die zufolge a. 5. Entichließung vom 26. Juni 
1849 in Wirkſamkeit geſetzten politifchen Behörden und die Amtsinftruction 
für die politifchen Bezirksämter vom Jahre 1855 über dad adminiftra- 
‚tive Berfahren enthalten keinerlei Vorfchriften über die Dualification 
oder Disqualiftcation beftimmter Beweismittel. Wo fich irgendivie 
inftructionelle Vorſchriften über die Stellung der Verwaltungsbehörden zu 
der Welt der realen Thatſachen ausfprechen, fordern fie von ihnen, fich eine 
möglichft genaue Kenntniß derſelben zu verfchaffen und jeden Formalis⸗ 
mus zu vermeiden.“) Sie fordern dies im Intereſſe der zweckmäßigen 
Beſorgung des Öffentlichen Rechts und im Intereſſe der Erhaltung wes 
Bertrauend zu den Behörden durch Gerechtigkeit gegen den Einzelnen. 
Sp erfennt auch die Praris des Verwaltungsgerichtshofs die Freiheit 
der Behörden in der Wahl der Beweismittel und der Würdigung des 
durch diefelben erzielten Refultates bis zu ber Grenze an, wo der 
Zormalismus, die Unachtſamkeit oder die Willkühr der Be: 
börde beginnt. Hier mögen ftatt weitläufiger Ausführungen einige 
inftructive Nechtsfäge des Verwaltungsgerichtshofs über die objective 
Eignung der einzelnen Beweismittel für einen beftimmten Beweiszweck 
und über die Grenzen der freiheit der Behörde in der Beweiswürdigung 
ihren Platz finden. 


1) 8. G. 9. €. v. 28. October 1886 | Grunde liegenden irrigen Borftellungen 
2737, Budw. 2323, erflärt für ben | und Begeifen zu. begegnen. gl. a 


wed ber Prüfung des Inhalts der Ge⸗ 
ſchäftsbücher im Verfahren für die Be— 
meſſung der Einkommenſteuer die Ber- 
wendung von Buchverſtändigen nicht er- 
forderlich. 

2) 8.8 der mit Vodg. der n. ö. Statt⸗ 
balterei vom 9. $ebruar 1861, n.8. 2. ©. 
und Reg. BI. Nr. 39 fundgemachten Bor- 
SE über den Wirkungskreis der k.k. 

olizeibehörden vom 10. December 1850: 

„Die Bolizeibehörden haben die thatjäch- 
lichen Berhältniffe forgfältig zu prüfen 

... Ungeredten .. .. . Beſchwerden 
durch Berichtigung der bdenjelben zu 


Tezner, Handbuch. 


uch 
.v. 13. April 1880 3. 668, 
Bude. 1 wonach den Steuerbehörben 
in Ermanglung bindender gejetlicher Be⸗ 
ſtimmungen die freie Würdigung der 
gejammelten Beweismittel zufteht. Nach 
den n. 8.8. ©. v. 3. Juni 1886 Nr. 39 
(8.13) und Nr. 40 (8. 18) Haben die 
Landescommiifionen unter jorgfältiger 
Würdigung des ganzen Inhalts der Ver⸗ 
bandlung, frei von gejeßlichen Beweis⸗ 
regeln zu beurtbeilen, ob eine thatjäch- 
liche Behauptung für wahr oder für nicht 
wahr zu halten jei. 


11 
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1. Sofern das Gefeh (im concreten Fall ein Finanzgeſetz) keine 
Beweisregeln aufitellt, ift die Abſchätzung des Grades der Wahrſcheinlich- 
fett, welche durch die von der Partei der Behörde gebotenen Beweis: 
mittel, hergeftellt wurde, Sache einer an beitimmte Regeln nicht gebundenen 
Wirdigung der Behörde (E. vom 5. März 1885 8. 469, Budw. 2439; 
6. December 1888 8. 3793, Budw. 4387, vom 20. November 1888 
3. 3580, Bubw. 4351, in Wechfelftempelfachen). 

2. Das Geftändniß der Partei beweiſt feinen Inhalt nicht, wenn 
e3 mit den Thatfachen nicht im Einklang fteht (E. vom 16. Mai 1887 
8. 157, Budw. VI. 338), und es liegt ein folches Geſtändniß nicht noth- 
wendig in der bloßen Unterlaffung des ausdrüdlicden Widerſpruchs einer 
gegen den vermeintlich Geftändigen gerichteten Parteienbehauptung (E. v. 
30. Sänner 1890 8. 307, Budw. 5120).2) Auch wird die procefiuale 
Wirffamfeit der ausdrüdlichen Anerkennung der thatjächlichen Voraus: 
ſetzungen einer Öffentlichen Pflicht dadurch beeinträchtigt, daß die Aner- 
kennung unter dem Einfluffe von That» oder Rechtsirrthum erfolgt if 
(E. vom 21. October 1885 8. 2510, Budw. 2734, vom 2. December 
1886 8. 2642, Budw. 3282; E. vom 26. October 1887 8. 2741, 
Budw. 3724).?) Aus der Bereitwilligleit des Inhabers einer Betriebs 
anlage, Veränderungen an derjelben im öffentlichen Intereſſe vorzunehmen, 
darf ein Zugeitändniß der Polizeimidrigfeit derjelben noch nicht gefolgert 
merden (E. vom 7. Mai 1885 8. 1253, Budw. 2546). 

3. Beweisanträge, welche darauf gerichtet find, den Inhalt einer 
Öffentlihen Urkunde als unmwahr oder unrichtig darzuthun, find Statt: 
haft (E. vom 1. Juli 1887, 8. 1233, Bubw. 3616; 10. April 1885 
3. 934, Budw. 2496, betreffend die Beweisfraft eines Heimatſcheins) 
Auch im Adminiftrativverfahren hat eine Urkunde Beweiskraft als öffent: 
liche nur, wenn fie von der zuftändigen Behörde (E. vom 17. Juni 1885 
3.1547, Budw. 2616; 12. Aprii 1890 8.1188, Budw. 5250; 29. Mär; 
1889 8. 1192, Budw. 4598) unter Beobachtung des etwa gejelid, vor: 
gefchriebenen,. vor der Ausfertigung durchzuführenden Verfahrens (Er. 
vom 22. Februar 1889 3. 377, Budw. 4526) in gehöriger Form (E. 
vom 24. Mai 1886 8. 1022, Bubw. VI. 307; vgl. ferner €. vom 
29. October 1884 3.2338, Budw. 2268) ausgefertigt ift, und nur Hinfit- 
Yich eines folchen Inhalts, der unzmweideutig aus denfelben zu entnehmen 
ift (E. vom 13. October 1886 3. 2584, Budw. 3205). Die Beweis⸗ 
traft einer Eintragung in das öffentlihe Wafjerbuch leidet durch Form⸗ 
Iofigkeit und Ungenauigfeit ihres Inhalts (E. vom 1. October 1885, 
3. 2463, Budw. 2700). | 


1) Der Handelsminifterialerlaß vom | Beweismittel (wohl auch durch ihren 
12. März 1892 3. 55112 (Juriſt. Blätter | Widerſpruch mit notorijchen ober ber 
Jahrg. 1892 ©. 247) fpricht aus, daß , Behörde befannten Thatſachen) widerlegt 
den Angaben einer PBatentanfechtungs- | werden. 
lage, gegen welche feine Einwendung er- 2) gl. hierüber Tezner, Privat 
hoben wird, Glauben zu ſchenken fei, | techtstttel a. a. O. ©. 368. 

ſoweit fie nicht durch die beigejchloffenen | 
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4. Für die Bemeistraft von Handeldbüdhern im Verfahren 
zur Bemefjung der Einkommenſteuer genügt ed, wenn fie fo genau 
und vollftändig geführt find, daß die Eintragungen den Cindrud der 
Glaubwürdigkeit zu "machen geeignet find. Daß fie allen gejetlichen 
Borfchriften über die ordnungsmäßige Führung der Handelsbücher ent: 
Iprehen, ift nicht erforderlih (E. vom 29. October 1883 8. 2453, 
Budw. VI. 213; 7. Juli 1884 3. 1076 Budw. VI 239, ferner auch 
Art. 34 al. 2 des allgem. Handelsgeſetzbuchs). 

5. Ausfagen von Parteien und von Zeugen, welche an einem 
beftimmten Inhalt derfelben interejjirt find, können für ſich allein nicht 
als beweißmachend angejehen werden (V. G. H. E. vom 18. October 1893 
3.3448, Budw. 7457). Die Prüfung der Unbefangenheit von Auskunfts⸗ 
perjonen ift mit um jo größerer Sorgfalt dann vorzunehmen, wenn im 
Geſetz diefelbe als ausdrüdliche Vorausſetzung ihrer Verwendbarkeit erflärt 
it (& vom 18. uni 1883 8. 1434, Budw. VI. 203). Der Beugen- 
beweis iſt in allen Yällen unzureichend, wo das Geſetz ein Liquides Be- 
weismittel für die Beurtheilung der Rechtmäßigkeit eines Parteienanſpruchs 
heiſcht. Ein unter Eidesanerbietung abgegebenes fchriftliches Zeugniß ift 
nicht ungeeignet, die Behauptung eines Privilegtumeingriffs für den Zweck 
der Beichlagnahme glaubwürdig zu geftalten (V. G. H. E. vom 11. Februar 
1885 3.21, Budw. 2401). Da die Beeidigung von Zeugen im abminiftra- 
tiven Verfahren nicht vorgejchrieben iſt, fo Liegt in der Berüdfichtigung 
unbeeideter Zeugenausfagen fein Mangel des Verfahrens (V. G. H. E. vom 
28. Febrnar 1884 8. 408, Budw. 2039). | 

6. Thatfachen, deren Feſtſtellung befonderer, nicht juriftiicher Fach: 
funde bedarf, find der Begutachtung durch Sachverſtändige zu unter: 
ziehen (da cit. Erf. vom 21. October 1878 3. 1220, Budw. VI. 53; 
E. v. 22. uni 1887 8.1708, Budw. 3598), dagegen ift es Sache der 
Behörde zu entſcheiden, ob der Thatbeitand eines Geſetzes gegeben jet oder 
nit (&. vom 2. Sänner 1885 8. 2981, Budw. 2349; 27. Jänner 1887 
3.170, Budw. 3362). Desgleichen unterliegt die Beweiskraft eines Sach⸗ 
verftändigengutachtend der Würdigung und Abſchätzung durch die Behörde, 
oder, wie fih der 8.9.9. (E. vom 5. März; 1885 8.469, Budw. 2439; 
6. December 1888 83. 3793, Budw. 4387) ausdrüdt, das Gutachten der 
Experten ift ein confultativer, fein decifiver Act.) So berechtigen auch die 
n.d. L. G. vom 3. Juni 1886, 2.6.8. Nr.39 (8. 47) und Nr. 40 (8.60), 
die Behörden im Gemeinjchaftstheilungs: und im BZufammenlegungsver- 
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1) Richt zu berüchkſichtigen iſt ein Gut⸗ 
ahten, welches die Sanitätswidrigfeit 
eines confellionellen Friedhofs auf die 
Annohme ftäßt, daß die Confeſſions⸗ 
genofien, welchen er gehört, ſich wahr- 
ſcheinlich janttätswidrige Unterlafjungen 
würden zu Schulden kommen laſſen 
(E. 0.23. April 1886 3.950, Budw. 2521). 
Die Finanzbehörbe ift bei Entjcheidung 


der Frage, ob ein Etabliffement ein 
jelbftftändiges oder nur Hilfgetabliffement 
jet, an das Gutachten der Handeld- und 
Gewerbefammer nicht gebunden, foweit 
dasjelbe mit der in dem Geſetze vom 
29. Juli 1871, R. © B. Nr. 91, auf- 
geftellten Begriffsbeitimmung nicht im 
Einklang fteht (8. G. H. €. v. 27. Jänner 
1887 8. 170, Budw. 3362). 
11* 
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fahren, zur Behebung von Bweifeln an der Richtigkeit und Bollftändig- 
keit eines Gutachtens der Sachverſtändigen eine neue Begutachtung oder 
fonftige zweddienlide Erhebungen anzuordnen; und auch nad 8.4 des 
Geſ. vom 27. Juni 1885, R. &. 3. für 1886 Nr. 3, find die Behörden 
bei der Erhebung des durch Maßregeln gegen die Reblaus den Grund: 
jtüden zugefügten Schadens an das Gutachten der Sachverſtändigen nid! 
gebunden. Ein Sadjverftändigengutachten ift überhaupt ald Grundlage 
für thatſächliche Feſtſtellungen nur fo weit verwendbar, als es über 
Fragen des berufsmäßigen Fachwiſſens des Sachverftändigen und über 
die durch Gejeh für feine Mitwirkung zu den Feitftellungen der Behörde 
gezogene Grenze nicht hinausgeht (arg. E. vom 14. Jänner 1885 8. 147, 
Bubw. 2366; 28. September 1886 3. 2477, Bubw. 3179). Bei der 
Wahl der Sachverſtändigen ift die Behörde, von entgegengelegten Beſtim⸗ 
mungen abgejehen, auf die behördlich autorifirten nicht beichräntt (€. ». 
13. Jänner 1886 8. 3184, Budw. 2866), fie kann ſich nach Lage des 
Falles auch an der Vernehmung eines Gutachterd genügen laffen (E. vom 
27. März 1885 8. 863, Budw. 2480; 14. Schober 1886 9. 2594, 
Budw. 3209; 8. Suni 1887 3. 1618, Budw. 3574). Auch die Bor: 
Schrift der Waflerordnungen, dem waſſerrechtlichen Verfahren Sachver⸗ 
jtändige beizuziehen, nöthigt nicht zur Vernehmung mehrerer Sachver⸗ 
ftändiger, wo die Begutachtung der Sachlage vom Standpunkte einer 
einzigen Yachwifjenfchaft für die Vornahme der Erledigung ausreicht (E. 
vom 15. Mai 1879 8. 924, Bubw. 490; 22. Juni 1883, 8. 1528, 
Budw. 1808; 11. October 1883 8. 2323, Budw. 1863). Staatsteh- 
niker find lediglich wegen ihrer Abhängigkeit von der Behörde aus dem 
Grunde der Befangenheit von der Erpertife im waſſerrechtlichen Ber: 
fahren nicht auszufchließen; die Behörden find vielmehr zu ihrer Wer 
wendung für ſolche Zwecke durch die 88.2,f,g und 5 ber a. h. Entidl. 
vom 6. October 1860, R. G. B. Nr. 268, geradezu angewiejen (E. vom 
27. März 1885 3.863, Budw. 2480; 8. Xuni 1887 8. 3618, Budw. 3574; 
über den Einfluß der privatdienitlihen Stellung des Experten zu einem 
an dem Ausgange der Sache intereffirten Unternehmer auf feine Ber: 
wendbarkeit vgl. E. vom 15. April 1887 3.1085, Bubm. 3485). Die 
Berwendung der in der Verhandlung vertvendeten Sachverftändigen in einer 
etwa nöthigen Ergänzungsverhandfung ift nicht unftatthaft (Budw. 3574). 

VI. Soll da3 Woniniftrativverfahren vom Standpunkte des Schube? 
der Rechte und Intereſſen der Parteien, auf welchen diejelben gemäß dem 
Art. 15 al.2 des V. G. H. über die richterliche Gewalt und 8.2 des Gel. 
vom 22. October 1875 betreffend die Errichtung eines Verwaltungs 
gerichtshofs im Zuſammenhalte mit 8.6 al. 2 des lehteren Geſetzes auf 
ſchon im adminiftrativen Verfahren einen gejeglich anerkannten 
Uniprud haben, feine bloße Form fein, dann muß ſich das Antrag 
und Verhandlungsrecht derjelben auch auf die Verwendung, die Eignung 
der einzelnen Beweismittel und auf die Kritik ihres Werthed im com 
creten Falle erſtrecken. Es ergibt fich dies als Folge des im P. 5 dei 
Erl. des C. u. U. M. vom 14. Mai 1876 als oberfte Regel für den 
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Mminiftrativproceß anerkannten Grundſatzes, daß feine Entfcheidung er- 
gehen dürfe, ohne daß die Beteiligten Gelegenheit zur Wahrung ihrer 
Rechte erlangten. Die Grenze diefed Antrags: und Weußerungsgrechts 
konn nicht näher beitimmt werden als dahin, daß die Behörde nicht ver- 
pflichtet ift, ausſichtsloſe oder auf Verſchleppung abzielende Anträge oder 
Anträge auf Feftftellung irrelevanter Thatſachen zuzulaſſen, und unbeftimmte, 
auf feine erfennbaren Thatfachen gegründete Herabjegungen des Werthes 
verwendeter Beweismittel zu berüdfichtigen.) Auch muß die Partei An- 
trag und Aeußerung, foferne diefelbe nicht folche der Behörde auch ohne 
Mitwirkung der Partei zugängliche Thatfachen betrifft, welche ſchon von 
Amtöwegen zu beachten find, jedenfalls noch vor der Entſcheidung der 
Sache vorbringen. Sonft ift fie von der Anfechtung berjelben wegen 
mangelhaften Verfahrens prächudirt. Bemerkenswerthe Entfcheidungen des 
V. G. H. über diefe Materie find die Erf. vom 10. April 1885 3. 934, 
Budiw. 2496 und vom 1. Juli 1887 8.1283, Budw. 3616, über die 
Bulaffung relevanter Beweisanträge zum Nachweife der Unrichtigfeit des 
Inhalt? eines Heimaticheines; vom 15. April 1893 3.1351, Budw. 7201, 
über die Pflicht der Behörde auf das Anerbieten einer Partei einzugehen, 
welche den Zeitpunkt der Auffegung eines undatirten Indoſſaments durch 
gerichtlich aufgenommene Beugenausfagen beweiſen will; dann die Ent- 
ſcheidungen über die Bedeutungsloſigkeit vager, keinerlei Anhaltspunkte für 
ihre Stichhältigfeit bietender Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigfeit 
des Vorgangs bei Ausstellung einer Öffentlichen Urkunde — vom 23. December 
1886 3. 3416, Budw. 3316; gegen die Glaubwürdigkeit eines Zeugen 
— vom 15. März 1889 3. 994, Budw. 4574; gegen die Unbefangenbeit 
und die Fähigkeit eines Sachverftändigen — vom 29. Sänner 1891 3.396, 
Budw. 5712, und vom 3. Februar 1892 3. 399, Budw. 6407. Daß 
die Bartei ſolche Beweisaufnahmen, welche der Behörde nicht von Amts: 
wegen obliegen, oder welche ohne Mitwirkung der Bartei nicht durchführ⸗ 


1) Rad) 8.12 der bad. Vdg. können | außerhalb der Klage und Einrede. Diefe 
im Berwaltungsverfahren die Betheiligten | Nachſicht muß aber tim Intereſſe der 
neue Thatfachen und Beweismittel vor- | Hintanhaltung von Verſchleppungen mit 
bringen, infofern bierdurh nah Er- | Vorficht geübt werden. Bed-Mana- 
meiten des Bezirksraths eine erhebliche | getta a. a. D. ©.443. Die Prüfungs- 
Berzögerung des Verfahrens nicht herbei- | pflicht der Behörde hinfichtlich der Be- 
geführt und das Bertheidigungsrecht der achtungswürdigkeit der Beweisan- 
Gegenbetheiligten nicht geichmälert wird. | träge der Barteien folgt aus dem Zwede 
Lemayer in einen apologetiichen Studien des adminijtrativen Verfahrens, den ſchon 
zur Berwaltungsgerichtsbarkeit a. a. D. | alte VBerwaltungsgefeße dahin beitimmen, 
©. 476 Stellt e3 in das Ermefjen des | daß die Verwaltungsbehörde die in be- 
Richters, d. i. der VBerwaltungsbehörde, | jtimmten Sachen vorfallenden, zu threr 
vor welcher fich die fogenannte adminiftra- | Buftändigfeit gehörenden Streitigleiten 
tive Streitfache abjpielt, abzumägen, ob ohne alle unnothmwendige Weitläufig- 
von der Bartei genügende Anhaltspunkte | feit und Proceß (ganz hleunig und 
für die Nothwendigleit einer von ihr | summariissime) adminiftriren jolle. Vgl. 
beantragten Beweiserhebung geliefert | das Gewerbe» und Handtirungs-Patent 
wurden. Der Handel3-Min.-&.v.23.Rov. | im Lande ob der Enns v. 1. Juni 1748 
1891 3. 59437 geftattet Vorbringen neuer | Codex Theresianus V. ©. 296, 
Beweismittel in PBatentftreitigfeiten auch 


1 
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bar find, wie etwa die Prüfung einer im Befite der Partei befindlichen 
Urkunde, rechtzeitig vor Fällung der Entſcheidung bei fonftiger Bräcu: 
fion von der Anfechtung der Enticheidung wegen mangelhaften Beweis: 
verfahrens zu beantragen Hat, iſt wohl ein Corollar aus den Erfennt- 
nifien vom 27. März 1885 3. 863, Budw. 2480, und vom 15. März 
1889 8. 994, Budw. 4574.') 

Ueber die durch) das Geſetz und die Rückſicht auf beachtenswerthe 
Partetenanträge und Weußerungen gezogene Grenze hinaus iſt die Be 
hörde nicht mehr an Anträge und Aeußerungen der Parteien gebunden, 
jondern fie Hat fih nur durch die Erwägung leiten zu laffen, die Wahr: 
beit auf die zweckmäßigſte, gefeglich ftatthafte Urt zu erforfchen. 

Diefer Erwägung entipricht e8 3. B, daß B.8 des F. M. E. vom 
18. April 1850, R. G. B. Nr. 142, ungeadjtet er einen Anſpruch der 
Bartei auf Vernehmung der von ihr bezeichneten Sachverftändigen zur 
Seftellung - beftimmter, für die Schägung ihres Einkommens maßgebender 
Berhältniffe anerkennt, doch andererjeit die Beiziehung noch anderer 
Sachverſtändiger nicht ausschließt, und daß von Ausnahmefällen abgejehen, 
die Behörde die Sachverftändigen frei, alfo ohne an den Vorſchlag der 
Parteien gebunden zu fein, zu beftinnmen bat. 


IV. Bertagung oder Erfirekung der Verhandlung. 


Alle Beitimmungen, welche das abminiftrative Verfahren betreffen, 
mögen fie in allgemeinen Inftructionen oder in bejonderen einzelne Ver- 
twaltungsaufgaben betreffenden Vorſchriften enthalten fein, verlangen einen 
jolden Grad von Beichleunigung, welcher ſich mit der Forderung nad 
Gründlichkeit noch vereinigen läßt. Bon der Rüdficht auf diefes Princip 
wird fich die Behörde leiten laſſen müſſen bei der Prüfung der Frage, 
ob fie eine begonnene Verhandlung, fei e8 auf Antrag der Parteien oder 
der Zeugen und Sachverſtändigen, oder aus eigenem Antriebe unter- 
breden und einen neuen Termin zur Fortjegung derſelben anordnen 
jolle. Es wird deshalb ihre Aufgabe fein, gegenüber Parteienanträgen, 
welche auf eine folhe Vertagung oder Erftredung der Verhandlung ge 
richtet find, die größte Vorficht zu üben, um Verjchleppungen durd aus: 
fichtälofe, nicht zur Sache gehörige Erhebungen vorzubeugen und die 
fäumige Partei nicht auf Koften der rührigen zu begünftigen.?) Demnad 
entfpricht dem allgemeinen Principe des abminiftrativen Verfahrens die 
Vorſchrift der Verordnungen zu den Theilungs-Regulirungs: und Ju: 


1) Eine andere Frage tft die, ob und | ſpruch auf Wiederaufnahme de3 bereit? 
wie weit die Behörde folche verjpätete | abgefichlofienen Berfahrens hat, um die 
Anträge, auf deren Berüdfichtigung die | Berlicjicht'gung folcher Anträge herbei 
Partei feinen Anſpruch Hat, von | zuführen. 
Amtswegen zu berüdfichtigen ver- 2) Nah ®. ©. H. E. v. 27. Jmi 
pflichtet ift, in tie weit fie, wenn auch die | 1889, 3. 2316, Budw. 4774, entjcheidet 
Partei feinen Anspruch darauf hat, die | die Behörde über die Werlegung eine 
Verſpätung nachſehen darf, und endlich | Termins nach ihren pflichtmäßigen Er’ 
ob und in wie weit die Partei einen An- | mejfen. 
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jammenlegung8landesgejeten, twie jene der Verordnungen vom 8. Februar 
1887, n. 6. 8. ©. Nr. 20 (8.55) und Nr. 21 (8.61), wonach bie 
Eritredung des für eine Erhebung oder Verhandlung anberaumten Ter— 
mins don Amtswegen in allen Fällen, in denen diefelbe im Intereſſe 
des Verfahrens (d. i. der Erreichung der Zwecke desjelben, 5. B. im In⸗ 
terefje der Gewinnung von Erkenntniſſen zur richtigen Beurtheilung der 
Sachlage) Liegt, zu verfügen ift, außer folchen Fällen aber über Anſuchen 
der Partei nur dann bewilligt werden fol, wenn die Partei hiefür aus⸗ 
reihende Gründe anzugeben vermag. Ein wirkſames Mittel der Hint- 
anhaltung von Berfchleppungen bietet der procehleitenden Behörde der 
Hinweis des Erfiredungswerbers auf jene fpäter zu erörternden Beitim- 
mungen des Wominiftrativverfahrens, denenzufolge der Untragjteller, in 
deſſen ausſchließlichem Intereſſe die Durchführung des von ihm geftellten 
Antrages Liegt, oder deſſen Antrag nach erfolgter Durchführung ſich als 
chicanös, muthwillig oder zwecklos herausftellt, jedenfalls die dem Staate 
aus diefer Durchführung, nach einzelnen Verwaltungsgefegen aber außer: 
dem die den Parteien aus ihrer proceflualen Theilnahme an derjelben 
erwachjenden Koſten zu erſetzen haben werde.) Durch die Rückſicht 
auf die zwedmäßige Beforgung der öffentlichen Äntereffen und ihrer 
Amtspflichten, und auf die Möglichkeit unverfchuldeter Verhinderung 
des Ausgebliebenen wird fich die Behörde, von entgegengejehten Be— 
ftimmungen abgejehen, auch bei der Entfcheidung der Frage leiten Tafjen, 
ob fie ungeachtet des Ausbleibens nachweislich vorgeladener Parteien die 
Verhandlung eröffnen, eine begonnene Verhandlung fortjeben und er- 
ledigen oder die Erfiredung derjelben verfügen ſolle. $. 58 des Berg- 
geſetzes verpflichtet die Bergbehörde in allen Fällen, wenn der Bewerber 
um eine Bergwerföberechtigung, bei der Verhandlung über fein Geſuch 
nicht erfchtenen ift, die Abweiſung des Gefuches (8.47 al. 3 der Boll: 
zugsvorfchrift) vor Ablauf einer nicht erfiredbaren (8.59 des Gef.) Frift 
von 14 Zagen, welche dem Wusgebliebenen für die Nechtfertigung des 
Ausbleibens und für den Untrag auf Anordnung einer neuen Verband: 
lung offen bleibt, nicht vorzunehmen. Diele Beitimmung ift nur ein 
Ausfluß des favor metallofodii, welcher das Berggefe beherrfcht, und ift 
einer Verallgemeinerung nicht fähig. 

Die Nothwendigkeit einer Erftredung der Verhandlung von Amts- 
wegen wird fich ergeben, wenn die Behörde noch am Zage der Verband: 
lung zur Erfüllung anderer, von dem Zwecke der Verhandlung ver- 
Ichiedener Aufgaben zu fchreiten verpflichtet ift, oder wenn die Verhandlung, 
ohne daß das Verfahren gefchloffen werden konnte, fchon fo lange gedauert 
bat, daß füglich eine aufmerffame Verfolgung ihres Ganges im Fall der 
Fortſetzung weder der Behörde noch den Parteien zugemuthet werden kann. 
Sit gejeglich nicht die Ausfchließung der Parteien von der Theilnahme 
an dem Verfahren fchon an die Verfäumung des erften Termins gefnüpft?), 


1) gl. die n. 8. 2. G. v. 3. Juni 2) Dies ſcheint der Standpunkt des 
1886, L. G. 8. Nr. 39 (8. 35) und | 8. 29 der Gew. Gel. Nov. 1883 zu 
Nr. 40 (8. 49). jein, nad) welchem Einwendungen gegen 
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dann wird davon auszugehen fein, daß felbit im Falle diefer Verſäumung 
die Ausgebliebenen an dem zur Fortſetzung ausgefchriebenen Termine 
erjcheinen und dem Berfahren in jenem Stadium, in welchem es ſich zur 
Beit ihred nachträglichen Erfcheinens befindet, beitreten können. Es find 
deshalb, von entgegenjtehenden Beitimmungen abgejehen, von ber Ber 
legung eines Zermind oder von der Unordnung eines neuen Termins 
zur Fortfegung der Verhandlung nicht nur die Erjchienenen, fondern 
auch die Ausgebliebenen zu veritändigen. Die BVerftändigung der An- 
weſenden Tann duch mündliche Verkündigung bes neuen Zermins er: 
folgen. Die Ausgebliebenen find in gleicher Weiſe wie zu dem eriten 
Termine vorzuladen.?) 

Eine Berftändigung von der Bertagung der Verhandlung, wirkſam 
für alle Erfcheinenden wie für die Ausbleibenden, liegt auch dann. vor, 
wenn von Bornherein die Bornahme der Verhandlung für mehrere Tage 
vorgejehen und die Verhandlungstage gleich in der erſten Vorladung be 
fannt gegeben worden find. Eine felbitverftändliche Folge aus dem Prin⸗ 
cipe des Parteiengehörs ift es, daß die Behörde von jeder Aenderung 
ihrer Dispofition in Betreff der Abhaltung eines Termind alle Parteien, 
fomit auch diejenigen zu verftändigen bat, welche von mehreren, fchon in 
der eriten Vorladung befannt gegebenen Terminen ausgeblieben find.‘) 


V. Ichiuß des Verfahrens. 


Die Thätigleit der Parteien, ihre VBernehmlaffung und ihre fonftige 
Theilnahme am Berfahren findet in der eriten Inſtanz ihren natur: 
gemäßen Abjhluß?), wenn die Parteien in jener Ordnung, welde fid 
als Folge der den Parteien obliegenden Diligenz und der Rothwendig- 
feit der Verhütung von Berfchleppungen ergibt, zur Wahrung ihrer 
Nechte und ihrer von der Behörde zu berüdfichtigenden Privatinterefien 
zugelaffen worden find, und wenn keine Ausſicht mehr befteht, noch irgend 
welche für die Beftimmung des Inhalts der adminiftrativen Erledigung 
der Sade vom Standpunfte des öffentlichen AIntereffe oder jonftige von 


eine Betrieb3anlage mit dem Anſpruche 
auf Erörterung derfelben längſtens am 
angeordneten Verhandlungstage ange- 
bracht werden können. 

1) ©o die n. 5. 2. G. vom 3. Sunt 
1886, 2.8.8. Nr. 39 (8. 35) und 
Nr. 40 (8. 49). 

2) Die Vdogn. vom 8. Februar 1887, 
n. 8.8. © B. Nr 20 (8. 47) und 
Nr. 21 (8. 53) beftimmen: „Bei Er- 
hebungen oder Berhandlungen, welche 
vorausſichtlich mehrere Tage in Anſpruch 
nehmen, ift in den Borladungen ein 
diesbezüglicher Beiſatz zu machen. Wird 
die Amtshandlung an dem für biejelbe 
feftgejegten Tage nicht beendet, fo gilt 


die VBorladung auch für Die Fortſetzung an 
den unmittelbar folgenden Tagen, 
jelbft wenn dies in derfelben nicht auf 
drücklich bemerkt ift. gl. über die Roth 
wenbigfeit der rechtzeitigen Bekanntgabe 
jeder Menderung ber Dispofition ber Be⸗ 
hörde hinfichtlih der Zeit und des Ortes 
der Wahlhandlungen V. ©. 9. €. v. 
12. März 1885, 3. 610, Budw. 2450, 
9. Febr. 1887, 3. 417, Budw. 3382. 
3) 8. 76 der Vdg. der Minifterien 
des Innern und der Juſtiz v. 31. Ct. 
1857, R. G. B. Nr. 218, betreffend das 
Grundlaftenablöfungs- und Regulirungd 
verfahren verlangt die Unordnung eine 
förmliden Schluß verhandlung. 
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Amtswegen zu erforfchende maßgebende Umftände oder Verhältnifie in 
ongemefjener Friſt feitftellen zu Lönnen. Grundhältige Erörterung fordert 
8.30 der Gew. Nov., erfchöpfende Erörterung die einfchlägige Be— 
ſtimmung der einzelnen Waflerrecht3ordnungen. So iſt auch P. 5 des 
Erl. de8 C. u. U. M. vom 14. Mai 1876 zu verftehen, wenn er dem 
(duch den Zweck des Verfahren? und die Amtspflicht dev Behörde zur 
Wahrung des Öffentlichen Intereſſe unter Bebachtnahme auf fubjective 
Rechte und Brivatinterefien gebundenen) Ermeflen der Behörde anheim 
gibt, zu entfcheiden, wie weit fie die Einvernehmung der Betheiligten 
fortfegen, wie viele der namıhaft gemachten Zeugen oder Gedentmännern 
fie vernehmen wolle, und wenn er den Schluß des Berfahrens an bie 
Bedingung Inüpft, daß die Sache genügend und mit Bründlichteit 
aufgeflärt erjcheint. Daraus folgt, daß die Behörde befugt und ver- 
pflichtet ift, wenn fie noch vor der Hinausgabe ihrer Entfcheidung und 
Verfügung einen Mangel des Berfahrens in einer der hier erörterten 
Beziehungen entdedt, denfelben durch Wiederaufnahme der Verhandlung, 
Anordnung von Ergänzungen unter Theilnahme der Parteien zu beheben, 
möchte fie jelbft da3 Berfahren den Barteien gegenüber als gefchloffen 
erklärt Haben. Dasfelbe gilt auch dann, wenn die Behörde noch vor 
der Erledigung und nah Schluß des Verfahrens die Kenntniß von 
relevanten Thatſachen und Verhältniſſen erhält, welche ihr bisher, ohne 
daß ein Mangel im bisherigen Verfahren unterlaufen wäre, 
unbelfannt geblieben find, und die fie von Umtswegen zu berüdfichtigen 
hat. So können die Behörden nach den n. õ 2. ©. vom 3. Juni 1886, 
L. G. B. Nr. 39 (8.47) und Nr. 40 (8.60, 62), bei auftauchenden Be: 
denfen gegen die Richtigkeit oder Vollſtändigkeit eines Gutachtens jeder- 
zeit, alſo auch nah Schluß des Verfahrens, einen neuen Befund an- 
ordnen, und die Vollzugsverordnungen zu diefen Gejeten vom 8. Februar 
1887, 2. ©. 3. Nr. 20 (8.56) und Nr. 21 (8. 62), führen dieſe Er- 
mädtigung weiter dahin aus, daß die Behörden berechtigt find, das Ver: 
fahren in jedem Stadium durch neuerliche Erhebungen und Berhand- 
lungen zu ergänzen beziehungsweife, foferne die zur Inſtruction nicht 
berufenen Inſtanzen in Betracht kommen, ergänzen zu lafjen.?) Dieje 


1) Auf dem Standpunft der Zuläffig- 
feit von Nachtragserhebungen fteht auch 
das Ext. des V. G. G. v. 8. Juni 1887, 
3.1618, Bubmw. 3674. Uebrigens nehmen 
auh die Normen über jene civil- 
procefinalen Verfahrensarten, welche der 
Geltendmachung niederer oder mittlerer 
Vorderungsbeträge dienen, den gleichen 
Standpunft ein. So ift nach 8.25 bed 
Juſt. Hfdets. vom 24. October 1845, 
3.6.6. Nr. 696, über das ſummariſche 
Verfahren zur Eintreibung der Beträge 
bis 500 fL, die Verhandlung zwar jo zu 
leiten, daß der Gegenſtand des Streites 
volfftändig erörtert, aller Beitverluft mit 


offenbar nicht zur Cache dienlichen oder 
bereit3_ vorgelommenen Bemerkungen 
und Angaben vermieden ... . .und da- 
mit womöglih der Proceß geichlofien 
werde. Wenn indeß das Gericht auch 
nad) geichloffener Berhandlung Ra 
nimmt, daß dasjelbe in was immer für 
einer Beziehung unvollftändig geblieben 
fei, jo bat es Die mwahrgenommenen 
Mängel vor der Enticheidung von Amts⸗ 
wegen durch wiederholte Borladung und 
Bernehmung der Barteten zn veranlaſſen. 
Nunmehr befolgt auch die neue Civil⸗ 
proceßordnung vom 1. Wnguft 1895, 
N. ©. B. Nr. 113, das Brincip der 
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Bulaffung der Ergänzung des Verfahrens in jedem Stadium desfelben 
entfpricht dem Bedürfniß nach möglichit fchleuniger und möglichſt billiger 
Erreihung der Verwaltungszwecke. Denn das Verbot, das Berfahren 
wieder aufzunehmen, nachdem dasfelbe einmal formell für geichlofien er- 
Härt it, würde zur Folge haben, daß die ganze Verhandlung und die 
auf ihr ruhende Erledigung der Gefahr der Vernichtung wegen mangel- 
baften Verfahrens ausgejeht, oder daß durch ein Geſuch um Wiederauf: 
nahme des Verfahrens die erzielten Ergebniffe und damit die erfolgreiche 
Verwendung der Koſten und der Beit, welche der Staat und bie Bar- 
teien dem Verfahren gewidmet haben, ohne Noth in Frage geftellt werden 
fönnten. Wenn deshalb 8. 45 der Vollzugsvorſchrift zum DBerggejeh die 
Annahme nachträglicher Heußerungen der Parteien zum Freifahrungsacte 
unterjagt, jo wird man dieſes Verbot aus dem angeführten Grunde 
reftrietiv auslegen und auf Barteienäußerungen befchränten müfjen, deren 
Inhalt ein folder ift, daß ihn die Behörde nur auf Antrag der Par: 
teien zu beachten hat. Sofern nämlich PBarteienäußerungen Angaben ent 
halten, welche für die gefeblihe Wahrung öffentlicher Intereſſen oder für 
die Erfüllung fonftiger Umtspflichten Bedeutung bejiten, find fie eben 
nicht mehr bloße Aeußerungen in der Sache der Partei. 


VL Berhandlungspolizei. 


Die Durchführung des adminiftrativen Verfahrens ift ein Act ftaat- 
licher Hoheit, welchen der Staat durch den proceßleitenden Beamten vor: 
nimmt. 8 bedarf alſo gewiſſer Sicherungsmittel, daß diefer Beamte bie 
Leitung in der Hand behalte und ungeftört zu Ende führen fünne. Den 
öfterr. Recht mangelt e3 aber an einer allgemeinen gefeglichen Beltim- 
mung, welche den Leiter einer adminiftrativen Verhandlung Gewalt ein- 
räumen würde, um WBarteien, Anwälte, Zeugen und Sachverftändige zur 
Bewahrung eines anftändigen Benehmens während der Zeit und am 
Orte der Verhandlung zu nöthigen. Denn die Criminal: oder Polizei: 
ſtrafe, welche nur repreffiv wirft und in einem bejonderen Verfahren 
verhängt wird, Tann als folches Ordnungsmittel nicht angejehen werden. 
Es ift dies eine empfindliche Lücke der Gefehgebung, da im adminiftre- 
tiven Verfahren zuweilen Intereſſengegenſätze von ebenfo großer und 
noch größerer Bedeutung zum Austrage kommen ala im Givilproceh, 
welche geeignet find, Leidenfchaft und Erregung der Gemüther hervorzu: 
rufen. Bon Gejegeswegen kann Ungebühr vor den oder gegen die Verwal⸗ 
tungsbehörden nicht durch Ordnungsſtrafen geahndet werden, welche den: 
jelben auf dem Buße folgen, ſondern nur als Criminal- und als Poli 
zeiftrafdelict, alfo nur auf Grund befonderen Verfahrens. Nach 8. 11 der 
faif. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96°), wodurd eine 


denkbar größten Beweglichkeit bes Ber- 1) Vorlaͤufer dieſer Bbg. find die ti 
Ichrend in Betreff der Bulaffung von Vog. v. 11. Mai 1861, R. G. V. Nr. 12 

er Bol. die 88. 235, 256, Deren | die auf Grund a. h. Entid. vom 

289, 291, 295, 389, 481, 489 diefer ı. tuguft 1853 erlafiene Vög. oder 


Givilprocehordmung, v. 14. Auguft 1853, R. ©. 8. Ar. 10, 
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Vorſchrift für die Vollftredung der Verfügungen und Erfenutniffe ter 
landesfürftlicden politifhen und polizeilichen Behörden erlafien 
wird, ift jede demonjtrative Handlung, wodurch Abneigung gegen die 
Regierung oder Geringſchätzung ihrer Anordnungen Tundgegeben werden 
ſoll, unvorgreiflic der etwa eintretenden ftrafgerichtlichen Verhandlung 
mit einer Ordnungsbuße von Einem bi3 einfchließlich Einhundert Gulden 
Sonventiond-Münge (= 105 fl. 8. W.), oder von ſechsſtündiger bis vier- 
zehntägiger Anbaltung zu abnden, je‘ nachdem die eine oder die andere 
Buße nah Umftänden angemefjener oder wirkſamer erſcheint. Doc ift 
die Strafe nie höher als die niederjte Strafe zu bemeifen, welche nad) 
dem allgemeinen Strafgefeb hätte verhängt werden müſſen, wenn fich die 
zu ahndende Handlung als MUebertretung im Sinne des Strafgejehes 
qualificirt hätte. Nach 8. 12 der Vog. verfällt der im 8. 11 feitgefehten 
Strafbehandlung, a) wer fih gegen einen politifchen oder polizeilichen 
Beamten in Ausübung gefehlicher Umtshandlungen ... . . ungeftüm und 
beleidigend benimmt und ungeachtet vorausgegangener Ermahnnng in 
einem, den amtlihen Charakter verlebtenben Betragen beharrt, wer ſich 
b) gegen einen Semeindevorfteher bei Vollziehung eines Auftrages, welcher 
ihm nach dem Geſetze oder Fraft einer befonderen Weiſung einer Behörde 
zu vollführen obliegt, bebarrlich ein ungeltümes und beleidigendes Ver— 
fahren zu Schulden kommen läßt, oder wer c) in einer, von ihm felbit, 
oder über feinen Auftrag von einem Dritten verfaßten Eingabe an eine 
Behörde ſich einer dieſelbe .beleidigenden Schreibart bedient, oder eine 
jolde Eingabe für einen Dritten verfaßt. Nach 8.13 der Vog. hat eine 
wenn auch möglichft einfache, jo dennoch fürmliche Thatbeitandserhebung 
und nach 8. 14 die Schöpfung eines Straferfenntniffes zu erfolgen. 
Alfo it die Beftrafung von der adminijtrativen Verhandlung zu jcheiden. 

Zur Durchführung des polizeiftrafrechtlichen Verfahrens ift die pro- 
cepleitende Behörde nur dann zujtändig, wenn fich die Ungebühr in einer 
mündfichen Verhandlung ereignet, und wenn fie eine landesfürſtliche Bolizei- 
oder politiiche Behörde ift. Ungebühr vor der Gemeindebehörde kaun 
nur durch die politiiche Bezirksbehörde geahndet werden, in deren Sprengel 
die Gemeinde liegt. Für Behörden anderer Kategorieen, wie etwa für 
die Finanzbehörden, jorgt die Vdg. in diefer Hinficht nit. Für die 
Strafverhandlung wegen Beleidigung einer Behörde (hier wird zwiſchen 
Behördenlategorieen nicht mehr unterfchieden) durch eine ſchriftliche Ein- 
gabe ift, wenn fich die Beleidigung gegen die Behörde im Ganzen oder 
gegen die Perjon des Vorſtehers richtet, Durch die vorgejehte Stelle eine 
andere Behörde zur Verhandlung des Gegenstandes und zur Urtheils- 
Ihöpfung zu delegiven. Den Tandesfürjtlichen politiichen Behörden ftehen 
in Bezug auf die Handhabung diejer Strafgewalt nad) 8.16 die Ge— 
meindeämter (Magiftrate u. dergl.) gleich, welchen innerhalb des ihnen zu- 
gewiejenen Amtsgebietes die politiiche Geichäftsführung „an Stelle” der 
landesfürftlichen Behörden anvertraut if. Gegen das Straferfenntniß ift 
Berufung ftatthaft, welcher Sufpenfiveffect nur dann zufommt, wenn die 
Strafe wegen demonftrativen Benehmens gegen die Regierung, Ungebühr 
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gegen einen &emeindevorfteher, oder wegen beleibigender Schreibiveije 
verfügt wurde. Sie ift binnen der geſetzlichen Friſt des $.3 der Ber: 
ordnung vom 3. April 1855, R.G.B. Nr. 61, für Recurſe gegen Straf- 
erfenntniffe der politifhen Behörden bei der Spruchbehörde einzureichen. 
Nicht bieher gehört die Competenz des Borfißenden einer öffentlichen 
Sitzung des Gemeindeausfchuffes nach Maßgabe der Gemeindeordnungen, 
ftörende Zuhörer nach vorhergegangener fruchtloſer Ermahnung entfernen 
zu laſſen, möchte auch diefe Competenz bei Berathung einer Parteifache 
und gegen die betheiligte Partei ausgeübt werden. Denn die Barteien: 
eigenfchaft des Zuhörers ift hier gänzlich unentfcheidend. Die Bollzugs- 
verordnung zu den Landesgefeben über die Theilung von Gemeinihaften 
und die Zufammenlegung von landwirthichaftlihden Grundftüden haben 
anlnüpfend an die allgemeine Ermächtigung dieſer Landeögejehe, Ord⸗ 
nungsitrafen bis zu dem dafelbit feitgejegten Betrage feitzufehen, beſtimmt, 
daß alle Berfonen, welche den vrönungsmäßigen Gang des Verfahrens 
durch ungebührliches Benehmen oder offenbar muthiwillige Einftreuungen 
oder Handlungen ftören, in Ordnungsftrafen bis zu einem dort angeführten 
Höchftbetrage?) verfällt werden können. Die Anordnung der Entfernung 
des Störenden und der Durchführung der Verhandlung in jeiner Ab— 
wejenheit fennen auch diefe Weiche und ihre Durdhführungsperord- 
nungen nicht. j 


VO. Bas Berhandlungsprotokol. 


I. Würde das Wominiftrativverfahren felbft auf dem Principe der 
Unmittelbarfeit beruhen, jo bedürfte es dennoch einer fchriftlichen Firtrung 
der Vorgänge desfelben, um einerſeits die procekleitende Behörde ſowohl 
al3 die Parteien vor künftiger Beftreitung der Thatfachen des Procefies 
: zu fidhern, al8 auch den Oberbehörden die Aufjicht über das gehörige Vor⸗ 
gehen der proceßleitenden Behörde zu ermöglichen. Umfomehr erfcheint 
eine ſolche fchriftliche Fixirung geboten, wenn, wie dies im meiteiten Um⸗ 
fange der Fall tft, Proceßinftruction und Erledigung fchon in der erfien 
Inſtanz getrennt find, und wenn, wie dies in ber Praris fehr Häufig 
geihieht, fchon die administrative Erledigung der erften Inſtanz, die Vor⸗ 
gänge des admintftrativen Verfahrens nur unvollkommen wiedergibt. Es 
findet fich deshalb die Vorfchrift der Aufnahme eined Verhandlungspro- 
tocoll8 in den älteften Verwaltungsgeſetzen als Ausfluß ter Geltung des 
gemeinrechtlichen⸗canoniſchen Procefjes in Verwaltungsſachen. 

Bon neueren Vorſchriften über die Nothiwendigfeit der Aufnahme 
eines Verhandlungsprotokolls, feine Form und feinen Inhalt find vor allem 
zu erwähnen $. 23 der Inſtruction für die politifchen Wemter vom Jahre 
1850 und 88.77 u. 79 der Inftruction für die Bezirtsämter vom Sabre 1855, 
welche die Behörde von der Verpflichtung der Aufnahme eined Protocol 
entheben, wenn ſich der Gegenitand eines mündlichen Anbringens ohne 


1) Die Serorbnung vom 8. Februar | Nr. 21 (8. 68), ſetzen benfelben mit 
1887, 1. 6. L. G. B. Nr. 20 (8.62) und | 15 fl. feft. 
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weitere Verhandlung ſogleich abthun und erledigen läßt. Demnach geht 
die Entfchließung, daß ein Protocol nicht aufzunehmen fei, auch in 
jenen Fällen, in welchen die Protocoll3aufnahme nicht durch eine aus: 
drückliche gejeßliche Beftimmung gefordert wird, auf Gefahr der ſich 
entihließenden Behörde. Die Gefahr beiteht darin, daß die Auf: 
ſichtsinftanz den ohne protocollarische Unterlage ergangenen Verwal⸗ 
tungdact caffiren kann, weil nad) ihrer Anſchauung der concrete Yall die 
Aufnahme eines Protocolls geboten hätte, und ferner darin, daß die Be- 
börde gegen die Anfechtung ihrer Entfchließung aus dem Grunde der 
unrichtigen Auffafjung der Barteienerkflärungen oder der Undeutlichfeit und 
der Nichteinhaltung ihrer eigenen Erklärungen nicht in dem Grade gefichert 
ift, als durch ein fürmliches, von der Partei gefertigtes Protocol. Es 
empfiehlt deshalb ein M. E. vom 30. September 1865 8. 4567 aud) 
für den Fall der Behandlung einer Angelegenheit „auf kurzem und 
mündlidem Wege“ im Verkehre mit den Gemeindevorftehern die Bor: 
nahme einer kurzen fchriftlichen, von ber Partei zu unterfertigenden An⸗ 
mertung nötbigenfal® auf dem ctenftüde, welches das behördliche 
Enuntiot veranlaft Hat oder die Aufnahme eines „kurzen Protocolls“. 

Beifpiele einer adminiftrativen Erledigung ohne weiteres Verfahren 
und PBrotocollaufnahme find Abweiſungen von jchriftlichen Geſuchen mit 
offenfundig gejebwidrigem Anhalt, die Bemefjung der Gebühren von Ur- 
funden in jenen Fällen, in melchen Zweifel über maßgebende, aus der 
Urkunde nicht erkennbare Thatfachen nicht vorhanden find, die Ertheilung 
eines Betwerbeicheins!) auf Grund eines orbnungsmäßig inftruirten fchrift- 
lihen Geſuches u. ſ. w, wenn Bedenken gegen die Nichtigkeit der Belege 
nicht obwalten und kein Anlaß zur Nachforfchung nach Ausſchließungs⸗ 
gründen gegeben ift u. f. w. 

In anderen Fällen ift die Aufnahme eines Protocolls durch aus- 
drüdliche gejegliche Beſtimmung angeordnet, jo im 8. 66 des Berggefehes 
(8.45 der Vollzugsvorſchrift) über eine vorgenommene Verlochfteinung, 
in den Waſſerrechtsordnungen über die Verhandlung anläßlich der Con- 
fentirung einer Wafleranlage, in den Bauordnungen über die Verhand- 
lung anläßli der Bewilligung eines Baues, tn den Landesgeſetzen be- 
treffend die Theilung gemeinfchaftlicher Grundftüde und die Negulirung 
der hierauf bezüglichen gemeinfchaftlichen Benübungs- und Verwaltungs⸗ 
rechte, ſowie in jenen über die Zufammenlegung von Yandiwirthfchaftlichen 
Grundftücden, welche auf Grund der Meichögefege vom 7. Juni 1883, 
R. G. B. Nr. 94 und 92, erlaffen wurden, über die zur Feftftellung des 
Nefultates der gepflogenen Verhandlungen, Erhebungen und gefchlofjenen 
Vergleiche.) 

II. Ueber den Inhalt und die Form des Verhandlungsprotocoll3 
beitimmt die Amtsinftruction für die Bezirksämter: „Das Verhandlung: 
protocoll ift unter Beachtung der Stempelvorfchriften Far und bündig 


1) Doch ift in der Braris Bernehmung m 2) ©o 2. ©. v. 3. Juni 1886, 
des Geſuchſtellers üblich. . 89 . 4 und Nr. 40 (8. 55). 
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abzufaffen, und bat mit Hinweglaffung alles nicht zur Sache Gehörigen, 
ein getreues Bild des Ganges und der Reſultate der Verhandlung zu 
liefern. Wefentliche Aeußerungen von Parteien und Zeugen, und Be 
funde Sadverftändiger find thunlichſt mit deren eigenen Ausdrücken auf 
zunehmen. Im Eingange iſt Zeit, Drt und Gegenstand der Verband: 
lung, und wenn fchon früher darauf bezügliche Verhandlungen vorliegen, 
in Kürze der dermalige Stand der Sache anzuführen; am Schluffe ilt 
in der Regel das Reſultat der Verhandlung zufammen zu fallen, und dus 
Protocol nah geſchehener Vorleſung und allfäliger Richtigftellung 
oder Ergänzung von den Parteien, Beugen oder Sachverftändigen, und 
dann von den theilnehmenden Amtsperſonen zu unterfchreiben. Wird 
eine Unterfchrift verweigert, fo ift dies unter Anführung der Urſache be 
ſonders erfichtlih zu machen ($. 82) Wird. in einer Parteifacdhe der 
Gegenftand des Anfpruches oder der Beſchwerde durch das Einverftändnik 
der Parteien behoben, jo ift diefe durch die Bezirksbehörde im Wege des 
Vergleiches geichehene Erledigung durch das Verhandlungsprotocoll, unter 
Beachtung der Stempelvorfcriften, zu beftätigen ($. 83)." 

In neueren Verordnungen find diefe Vorfchriften näher ausgeführt. 
Sp fordert 8. 23 der auf Grund des Gef. vom 21. Juli 1871, R.G. B. 
Nr. 77, erlaffenen Inftruction für Revierbergbeamten, Angabe von Dit, 
Beit und Gegenstand der Verhandlung, nöthigenfalls Ungabe des Grundes 
für die Aufnahme des Protocoll3 an einem anderen Orte als an jenem der 
Berhandlung; Anführung von Vor: und Bunamen, Beruf der zur Verband: 
lung zugezogenen Perjonen und der Eigenjchaft, in welcher fie der Ber: 
handlung beimohnen (ob im eigenen Namen oder als Repräſentanten 
oder Bevollmächtigte und Anwälte), im Falle der Vorlage von Boll 
machten die Anführung des Nefultates ihrer Prüfung, nöthigenfalls 
ihre Beilegung zum Protocolle; die genaue Beichreibung der erhobenen 
weſentlichen Umftände; die Aufnahme der Aeußerungen der zur Verband: 
lung zugezogenen Perſonen (Erklärungen, Befunde, Gutachten) und die 
Wiedergabe der melentlichiten Aeußerungen thunlichft mit dem eigenen 
Ausdrüden derjenigen, welche fie abgegeben Haben; Anführung des Reſul⸗ 
tates des bei Eollifionen oder bei Streitigfeiten verjuchten Bergleid?; 
zum Schluffe als Regel die Bufammenfafjung des Refultates der Ber- 
Handlung. $.26 diefer Snftruction fchreibt überdies die Aufnahme eine? 
bejonderen Protocoll3 über zu Stande gekommene Vergleiche unter Beob: 
achtung der Stempelvorichriften vor, von welchem den Barteien des Ber- 
gleich auf Verlangen Abjchriften gewährt werden müflen. Bemerkens- 
werth find ferner die bezüglichen Beitimmungen der Durchführungsver⸗ 
ordnungen zu den Theilungs-Regulirungd- und den Bujammenlegung?: 
landesgeſetzen. So ordnen die Vollzugsporfchriften vom 8. Februar 1887, 
n.d. 2.6. Nr. 20 (8.61) und Nr. 21 (8.67) an: „In den Prote 
collen find Gegenjtand, Ort, Tag und Stunde der Erhebung oder Ber: 
handlung, die Anweſenden und die (troß ausgewiejener Zuftellung der 
Borladung) Ausgebliebenen, der wefentlihe Inhalt der Vernehmungen, 
Ausfagen und Gutachten, geftellte Anträge, Entjcheidungen und getroffene 
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Verfügungen, geichloffene Vergleiche, die Erjtredung der Verhandlung 
oder Erhebung und die Gründe biefür und überhaupt alle erheblichen, 
das Verfahren betreffenden Vorkommniſſe in gedrängter Kürze unbefchadet 
ver Vollftändigleit und Genauigkeit erfichtlih zu machen. Insbeſondere 
it in den Protocollen anzugeben, ob und aus welden Gründen die Ber: 
nehmung einer Partei unterblieben ijt, ebenfo ob ein Beuge beeidigt 
wurde oder nicht. Bei einer größeren Anzahl von Betheiligten find vor 
der Verhandlung Namensverzeichniffe derjelben anzufertigen. Diefe find 
den Brotocollen anzuheften und ift die An- oder Abweſenheit der vor= 
geladenen PBerjonen darauf zu vermerken.“ 

Diefe Beltimmungen dienen der möglichft zuverläffigen Individuali⸗ 
firung von Vorgängen im adminiftrativen Verfahren, und jomit der In⸗ 
dividualifirung der Sache, welche den Gegenftand der Erledigung bildet. 

III. Andere Beitimmungen wiederum verfolgen den Zweck, die Echt- 
beit des Protocol zu fichern, die Anerkennung der Nichtigkeit feines 
Inhalts durch Barteien, Zeugen, Sachverjtändige herbeizuführen. In 
beiden Richtungen ift von Belang, daß das Protocoll eine üämtliche, 
öffentliche Beurkundung der Vorgänge des Adminiſtrativverfahrens 
bildet. Es erfcheint deshalb, wie 8. 82 der Amtsinftructton, 8. 23 der 
Infteuctton für die Nevierbergbeamten vorjchreibt, die Unterfchrift des 
proceßleitenden Beamten zur Beglaubigung des Protocolls unter allen 
Umftänden erforderlid. Diefelbe ſoll wegen der Möglichkeit unterlaufender 
Ungenauigfeiten oder Unrichtigkeiten oder obwaltender Unvollitändigkeit 
bei der Aufnahme erft dann erfolgen, nachdem das Protocoll vorgelejen, 
ettvaige von der Behörde aus eigenem Antriebe für nöthig erachtete oder von 
den Parteien, Zeugen und Sacverftändigen beantragte und für gegründet 
erfannte Hbänderungen an demjelben vorgenommen worden find, und 
nachdem Hierauf das Protocol von diefen Perſonen zum Zeichen der An: 
erfennung der Richtigkeit unterfchrieben worden: ift. 

Da jedoch die Unterfertigung durch diefe Perfonen nur dem Zwecke 
der Herbeiführung der Anerkennung der Richtigkeit des Inhalts des 
Protocolles dient, fo wird durch den Mangel derfelben allein die Beweis⸗ 
fraft des Protocolls als einer öffentlichen Urfunde noch nicht aufgehoben‘), 
wofern nur durch dasſelbe feftgeitellt wird, daß den bezeichneten Perjonen 
die Möglichkeit der Unterfertigung eröffnet wurde, und die Gründe an- 
gegeben werden, warum die Partei, der Zeuge, der Sachverftändige die 
Unterfertigung abgelehnt Hat.?) So verlangt e8 unter Anderem 5.82 der 
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1) B. G. H. E. v. 12. October 1888, 
3. 2109, Budw. 2487. 

2) 8. 114 der Vollzugsvorſchrift zum 
Berggejeß ordnet an, daß über jedes 
mündliche3 Gefuch ein Protocoll aufzu- 
nehmen jei, welches der pelucfteter zu 
Iefen und mit dem Beiſatze: „Selbft ge- 
lejen und unterzeichnet” zu fertigen hat. 


beftehbt ein Anſpruch auf Gewährung 
der Durchſicht des Protocoll3 für Par: 
teien, Zeugen, Sachverftändige nicht. 
Ullein fie können techtlich nicht gehindert 
werden, die Unterfertigung von der Zu- 
laſſung folcher Prüfung abhängig zu 
machen. &3 wird deshalb im Intereſſe 
der Hintanhaltung von Beichwerden und 


Bon ſolchen Beitimmungen abgejehen, | Anfechtungen liegen, daß die Behörde, 


t 
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AUmtsinftruction für die Bezirksämter, 8.25 der Inftruction für die Revier: 
bergbeamten (demzufolge in ftreitigen Angelegenheiten, und bievon ab- 
gefehen, wenn es von Einzelnen gewünfcht wird), abgelegte Ausfagen fo- 
fort nach ihrer Niederjchreibung dem Wusjagenden zur Unterjchrift vor- 
zulegen find, und vorher in der weiteren Verhandlung nicht fortzufahren 
ift, dann die n. 8. 2. G. vom 3. Juni 1886, 2. ©. 3. Nr. 39 (8.42) 
und Nr. 40 (8.55). Für den Fall der Schreibunfähigfeit einer zur 
Unterfertigung des Protocol aufgeforderten Perſon, fie mag in Unbil: 
dung oder in phyfiichen Verhältnifien derjelben ihren Grund haben, it 
Borforge durch eine allgemeine Beitimmung nicht getroffen. Die Sn: 
ftruction für die Nevierbergbeamten ordnet für diefen Fall im 8.25 an, 
daß der fi für jchreibensunfähig Erklärende fein Handzeichen und daß 
außerdem ein als folcher zu bezeichnender Namensfertiger, der aber Keine 
Amtsperfon fein dürfe, den Namen des Schreibunfähigen und feine eigene 
Unterfchrift beizufegen Habe. Es wird deshalb die Beobachtung der nod 
weiter gehenden Borjchrift des 8.886 a. b. G. B., welde außer ver 
Unterfchrift de8 Namensımterfertigerd noch Die eines zweiten Zeugen 
fordert, in jenen Fällen, welche durch Sonderbeitimmungen nicht geregelt 
find, für die Wuthentification von Handzeihen ausreichend erflärt werden 
müßen. 8.114 der Vollzugsſchrift zum Berggeſetz verlangt, daß ein Pro⸗ 
tocoll, welches über ein mündliches Geſuch aufzunehmen ift, in dem Falle, 
ala der Gefuchiteller nicht zu leſen vermag, durch einen von dieſem 
legteren mitgebrachten Zeugen, alfo einem vom Gefuchiteller jelbft gewählten 
Bertrauendmann, dem Lejensunfähigen vorzulefen und von dem Borlefer 
mit dem Beifage zu fertigen fei: „Dem N. N. vorgelefen und mit defien 
Beiltimmung für denfelben unterfertiget“ ; die weitere Beitimmung, daß 
außerdem der Geſuchſteller das Handzeichen beizufügen babe, ift wohl 
nur auf den Fall zu beichränten, als der Lejensunfähige überdies fchreib- 
unfähig iſt. Die Vollzugsverordnungen zu den Theilungs-, Regulirungs: 
und Bufammenlegungslandesgefeten wie die n. 6. 2. ©. vom 8. Februar 
1887, 2.6.8. Nr. 20 (8.61) und Nr. 21 (8.67) verlangen noch im 
Intereſſe der Authenticität: „Correcturen im Texte des Protocoll3 find 
von dem Leiter der Verhandlung zu beglaubigen. Wenn ein Protocoll 
mehr als einen Bogen erfordert, fo find die einzelnen Seiten fortlaufend 
zu numeriren, und iſt am Schluffe des Protocoll® die Unzahl der Seiten 
anzugeben. Die Bogen find zu beften und am Ende des Heftfadeng mit 
dem Amtsfiegel zu fiegeln.“ 

Die Verwendung einer von dem Leiter der Verhandlung verjchiedenen 
Perſon zur Protocollirung der Vorgänge des Verfahrens ift durch eine 
allgemeine Beſtimmung weder gefordert noch unterjagt.!) Die n. ö. L. G. 


wenn es nur möglich iſt, denjenigen, | niſſe von Bed-DManagetta a. a. ©. 
deſſen Unterfchrift auf dem Protocol | S. 469 werden Schriftführer im Ber 
ericeinen foll, auch die Durchficht ge- —* über die Giltigkeit oder Unwirl- 
amkeit von Krfindungspatenten ver 

Pa % G. H. E. v. 11. October 1883, | wendet. 
3.2323, Budw. 1863, Nach dem Beug- 
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vom 3. Juni 1886, 8. G. B. Nr. 39 (8. 42) und Nr. 40 ($. 55), fordern 
nur die Mitfertigung durch den Protocollführer, falls ein eigener Pro= 
tocollführer verwendet wird. Die Beitimmung des 8.79 der Amtsinftruc- 
tion, derzufolge die Aufnahme eines Protocoll3 entweder durch den Amt3- 
vorfteher oder einem von ihm bezeichneten Beamten zu erfolgen hat, und 
im Ießteren Falle dad Protocol! von dem Amtsvorſteher fofort, oder wenn 
e3 ihm als Amtseinlauf unterfommt, mit dem Vermerke „Geſehen“ zu 
verfehen ift, dient der Ueberprüfung der Correctheit des bereit3 auf: 
genommenen fertigen Protocoll3 nach Form und Anhalt durch den ver- 
antwortlichen Chef des Amts, alſo nicht ausschließlich der Authentification 
des Brotocoll3. 

Hinfichtlich der Sprache, in welcher das Brotocoll abzufaffen tft, trifft eine 
ausdrüdliche Beitimmung nur die Min. Bdg. fir Böhmen und Mähren 
v.19. April 1880, 2.6.9. Nr. 14 bez. Nr. 15, und auch dieſe nur infoferne, 
als nach derfelben protocollarifche Erklärungen der Parteien und Beugen- 
ausfagen in jener der beiden Landesiprachen aufzunehmen find, in welcher 
fie abgegeben wurden, und zwar aud dann, wenn eine Gemeinde durch 
ihre Organe al3 Partei auftritt (88.2, 7). Hinfichtlich des übrigen In— 
halts des Protocolls trifft dDiefe Vog. ebenfowenig Anordnungen, als Hin- 
fihtlih der Sprache, deren fih die Behörde während ber Parteienver- 
handlung zu bedienen Hat. Doch ruht die ganze Verordnung auf einer 
folhen Auffaffung des Art. 19 des St. G. G. vom 21. December 1867, 
R. G. B. Nr. 142, daß die Behörden verpflichtet find, fi mit jeder 
Bartei in derjenigen der Iandesüblichen Sprachen zu verftändigen, welche 
die Bartei ſpricht. Erwägt man ferner, daß die Parteien zur Anerkennung 
des Protocolls durch ihre Unterfchrift nach deifen erfolgter Verlefung 
aufzufordern find, fo wird es, vorbehaltlich eines erflärten Verzichts der 
Barteien, geboten erfcheinen, Conjtatirungen der Behörde, welche nicht 
der Wiedergabe von Erklärungen der Parteien, von Ausſagen der Zeugen 
und Sachverftändigen, dienen, in allen jenen Iandesüblichen Sprachen vor- 
zunehmen, in welchen die Parteien verhandelt haben.?) 

V? Die Redaction des Protocoll3 ift Sache der proceßleitenden Be: 
amten. Anträge der Parteien betreffend die Nichtigftellung oder Ergänzung 
des Brotocolls find nach den deutlichen Beitimmungen des $. 82 der In⸗ 
ftrucetion und nad den Beftimmungen der Verwaltungsgefebe, twelche die 
Protocollsaufnahme befonder3 regeln, ftatthaft, und es muß über Diefelben 
entfchieden werden. Das Gkeiche gilt von Unträgen, welche auf Die wört- 
lihe Wiedergabe von Erklärungen der Parteien, Zeugen und Sachver⸗ 
ftändigen gerichtet find. Gegenüber den Parteien geht jedoch die Verpflich- 
tung des Leiterd der Verhandlung nicht weiter, al3 weſentliche Ausfagen 
tBunlichft mit den eigenen Ausdrücken der Ausfagenden tviederzugeben. 


1) Keine fung dieſer ſchwierigen Frage digen Dolmetich verkungt, wenn Aeuße⸗ 
bietet 8. 23d der Inftruction für Bezirlzs⸗ rungen, welche zu protocollicen find, in 
Revierbergbeamte, welcher die Beiziehung einer Sprache abgegeben werden, deren 
eines unbefangenen und vertrauenswür- |, der Revierbergbeamte nicht kundig ift. 
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Sechſtes Capitel. 


Form und Grundſähze des Adminiſtrativ- 
verfahrens. 


6, 16. Form des Verfahrens. 


I. Die Normen über das Adminiſtrativerfahren, welche theils in In- 
itructionen allgemeinen Inhalts für Die Behörden der abfolutiftiichen Epoche, 
theil3 zertreut in den einzelnen Verwaltungsgeſetzen und den zur Durch— 
führung berjelben erlaffenen Verordnungen enthalten find, führen unter 
den zu dem Verfahren zuzulaffenden Berfonen nur die zur Wahrung 
Öffentlicher Interefjen berufenen Repräfentanten beftimmter von ben proceß⸗ 
leitenden verjchiedener Behörden, die Barteien, ihre Beiftände, Vertreter 
und Bevollmäcdtigte, Zeugen und Sachverftändige an. Es bietet fid 
ſonach Tein gefeklicher Anhaltspunft für die Behauptung, daß das öfter: 
reichiſche Aominiftrativverfahren ein öffentliches fein müſſe oder dürfe!) 

HD. Was das Berhältniß der entjcheidenden, anordnenden, ver: 
fügenden Behörde zu den thatjächliden Vorgängen des Adminiſtrativpro 
ceſſes anbelangt, fo wird nicht gefordert, daß fich diefe vor dem ober den 
zur Entjcheidung, Anordnung, Verfügung berufenen Beamten abgeipielt 
haben müßten. Die Unmittelbarfeit der Wahrnehmung der Vorgänge 
des Adminiſtrativproceſſes iſt alſo gleihfall3 Fein durch die öſterr. Gejeh- 
gebung aufgeftelltes Princip. Die adminiftrative Erledigung kann aud 
auf Grund der Acten vom grünen Tifche aus ergehen. Das ift aber 
feine Folge der Natur diefes Proceſſes fondern der Befonderheit der öfter. 
Behördenorganifation, kraft welcher der Amtschef der bureaufratiid 
organifirten Behörden für die Enderledigung des Parteienverfahrens in 
allen Fällen verantwortlich it, alfo auch dann, wenn das erfahren, 
was in der Regel der Fall ijt, von einem ihm untergebenen Beamten 
geleitet wurde*), und welche ferner bisher eine ausgefprochene Abneigung 
an den Tag legt, Barteienverhandlungen vor Collegialbehörden durchführen 


1) Sofern den Gemeindeausfchüflen | der Sigungen des Gemeindeausſchuſſes. 
Enticheidungsgewalt zulommt, ift bie | melde der Geſetzmäßigkeit des Vorgehens 
Deffentlichleit der Berathung feine auf | dieſer Gemeindebehörde auch abgejeben 
die Nechtöficherheit der Parteien be» | von PBarteienrechten zu dienen beftimmt if. 
rechnete Garantie, fondern eine zufällige 2) Bgl. hierüber 8. 79 der Amtsin⸗ 
. Folge der Vorfchrift der Deffentlichleit | ftruction für die Bezirkämter. 
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zu laſſen, vielmehr, ſoweit es fich um folche Behörden Handelt, die Proceß⸗ 
inftruction an Einzelbeamten verweilt.!) Danach ift bei bureaufratifch 
organifirten Behörden die Entjcheidung immer Sache des Amtschefs, aud) 
wenn er das Verfahren nicht geleitet hat, bei Collegialbehörden die In— 
ftruction aud) der von dem Collegium zu entjcheidenden Proceſſe Sache 
eines biefür delegirten Einzelbeanten. Organijationdgemäß iſt alfo 
dad adminiftrative Verfahren, foweit die Collegialbehörden in Betracht 
fommen, immer, und joweit es fi um bureaukratiſche Behörden handelt, 
in jenen Fällen — und diefe bilden die Regel — ein mittelbareg, 
in welchen der Amtsvorſtand die Procepleitung wegen des Unvermögeng, 
alle amtlichen Gejchäfte vorzunehmen, einem untergebenen Beamten über- 
laſſen muß. Es vollziehen fich deshalb nach öfterr. Recht in der großen 
Mehrzahl der Fälle die Vorgänge der PBarteienverhandlung, die Beweis⸗ 
aufnahme nicht unmitttelbar vor den zur Entjcheidung berufenen Beamten. 
Bon ſelbſt ergibt fich die Nothivendigkeit der Trennung von Proceßin- 
ftruction und Entſcheidung, wenn diefe nur getroffen werden kann auf 
Grund des Berhörd von Parteien, Zeugen, Sachverständigen, für deſſen 
Herbeiführung mittel Zwanges — oder auf Grund eines Augenjcheing, 
für defien Vornahme die zur Enticheidung berufene Behörde fachlich oder 
örtlih unzuftändig ift. 

Über ſelbſt in dem Falle, als ausnahmsweiſe der Amtsvorſtand 
einer bureaufratiicden Behörde die Parteienverhandlung geleitet bat, fann 
er feiner Entjcheidung, abgejehen von notorifchen oder bei der Behörde be= 
fannten Thatſachen, nur ein folches thatlächliches Subftrat zu Grunde 
legen, welches in VBerhandlungsprotocolle und in den unter Mitwirkung 
der Parteien demfelben beigejchloffenen und erörterten Urkunden alſo 
Ihriftlich firirt?), oder welches der Autopfie auch der höheren Behörden 
zugänglich ift.?) Das hängt damit zufammen, daß der Oberbehörde im Ber- 
waltungsverfahren, nicht bloß vom Standpunkte des Rechtsfchubes der Par- 
teien, fondern auch von dem der Aufſicht über die Amtsthätigkeit der Unter- 
behörden, alſo im dienftlichen und öffentlichen Intereſſe im weiteften Umfange 
die Controle darüber eröffnet fein muß, wie die Sachlage beichaffen ſei, 
die zu einer beitimmten Entſchließung der Unterbehörde geführt Hat. Allein 
die Vorjchrift der Uebereinftimmung der Enticheidung mit der Wctenlage 
verfolgt Hier nicht wie die Rechtöregel, quod non est in actis non est in 
mundo, den Zwechk, alles nicht actenmäßig Beurkfundete von der Berüdfich- 
tigung durch die Behörden auszuschließen, ſondern zu einer der wirk— 
liden Sadlage ent|prechenden Beurkundung derfelben zu 
führen. Denn Nimmt die Entiheidung mit dem Inhalt der Acten nicht 





1) Beijpiele 8.2 bes Geſ. v. 21. Juli 3. 3217, Budw. 3284, und die principielle 

71, R.G. B. Nr. 77 u. 8.2 der auf Vorjcrif der 8. 6 des Geſ. über den 
Grund desfelben erichener Suftenetion für | 8. G 
Saahanptmannicaften, 8.12 des n. 3) Wie 3.2. beigelegte Marfenbilber, 
2. G. v. 3. Zuni 1886, 8.9.8. Nr. 39, | Mufter, Wahrzeichen des Aufichluffes 
—* das Bufammenlegungsverfahren. von Bergwerken 6. 49 c des Berggei.). 

2) 8.8.9. E. v. 3. December 1886, | 

12* 
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überein, dann ift das Verfahren ein mangelhaftes, und die Befeitigung des 
Mangels befteht in der urkundlichen Sllarftellung der frage, ob det aus 
den Acten oder der aus der Enticheidung herborgehende Thatbeitand ob: 
jectiv wahr und richtig ſei? Der öſterr. Adminiftrativproceß ruht aljo 
auf dem Principe des Protocollarverfahrens aber in einem anderen Sinne 
als das Brotocollarverfahren mit formaler Bemweistheorie. 

II. Sit das öſterr. Adminiftratioverfahren auch fein unmittelbares 
fo it e8 doch in der Regel ein mündliches. Bon entgegengejebten Be- 
ftinnmungen abgefehen, hat ſich nämlich der Verkehr der Parteien, Zeugen 
und Sachverftändigen mit den proceßlettenden Behörden während der 
adminiftrativen Berhandlung mündlih zu vollziehen und das 
Protocol Hat nur den Zweck, diefen mündlich gepflogenen Verkehr zwischen 
der Behörde und den übrigen Perjonen des Verfahrens furz und bündig 
für das Gedächtnis zu firiren. Das Hindert allerdings nicht, daß die 
Barteien im Laufe des Verfahrens fchriftliche Anträge einbringen Tönnen, 
aber die Verhandlung über diefelben ift mündlid zu pflegen.) 


$. 17. Grundfäge des Adminiftrativverfahrens. 


I. Die Frage, wie weit die Behörde im Berwaltungsverfahren felbft: 
ftändig und unabhängig von den Anträgen der Parteien vorzugehen habe, 
wie weit dies insbejondere von der Erhebung des Thatbeſtandes gelte, 
und wie weit fie an diefe Anträge gebunden fei, die Frage wie weit dieſes 
Berfahren dem Grundſätzen der Official- beziehentlich der Inquiſitions— 
marime oder der Verhandlungsmaxime unterliege, hat zum großen 
Theil in den bisherigen Erörterungen ihre Beantwortung gefunden. Sie 
ergibt fi aus dem Zwecke des Verfahrens die Erfüllung öffentlicher 
Intereſſen unter Schonung der Rechte und mit Berüdfichtigung beftimmter 
Privatintereffen der Einzelnen zu fihern. Danach hat die Behörde ben 
zu diefem Ziele führenden Weg einzufichlagen, unabhängig von Parteien⸗ 


1) Scriftlichfeit fordert 8. 26 der 
Gew. Nov. (1883) für die vor der Ver- 
handlung eingebradhten Einwendungen 
gegen eine Betriebseinlage. Nur als 
Regel wird Mündlichkeit des Verfahrens 
vorgejchrieben in den Waſſerrechtsord⸗ 
nungen in den n. 6.2. ©. v. 3. Juni 
1886, 2. G. B. Nr. 39 (8. 34) und 
Nr. 40 (8. 48). Die PBraris läßt von 
diefer Regel in verwidelten Fällen Aus— 
nahmen eintreten; in Diefen Fällen 
werden förmliche Schriftfäße zugelaflen. 
Solche Ausnahmen Tennen auch ſchon 
die Vorſchriften des adminiftrativen 
Verfahrens der patrimonialen-abjolu- 
tiſtiſchen Epoche, welche als Regel das 
mündliche Protocollarverfahren aufftellen. 


rechtlichen Verfahren darf nad $. #5 
der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſ. nur 
eine mündliche-protocollarifche fein. Das 
Berfahren vor dem Handeläminifterium 
zur Enticheidung über die Giltigkeit der 
Ertheillung und über die Erlöihung 
bon Erfindungspatenten ift durch die 
Praris dem ordentlichen fchriftlicden 
Berfahren der allgemeinen öfterreichifchen 
Geriht3orduung vom 1. Mai 1781, 
%. G. ©. Nr. 13, TII. Cap. nachgebildet 
worden. P. 5 des Erl. des C. u. U. 
M. vom 14. Mai 1876 weift die Be⸗ 
hörde an, nad) Lage der Sache zu ent- 
ſcheiden, ob die Einvernehmung ber 
arteien, Zeugen, Sachverſtändigen zu 
Protocol oder durch fchriftliche Aeuße⸗ 


Die Freifahrungsverhandlung im berg- | rung zu erfolgen babe. 
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anträgen und ohne diejelben abzuwarten. 3 gilt dies nicht nur von der 
Feftitellung gejetlich zu wahrender öffentlicher Intereſſen und der Für⸗ 
jorge für diejelben, fondern in gleicher Weife von der Wahrung von Indi⸗ 
vidualrechten und folcher Individualintereſſen, auf welche die Behörde 
kraft gejeßlicher Beftimmungen von Amtswegen Bedacht zu nehmen Hat, an 
deren jpontanen Förderung auch das öffentliche Intereſſe betheiligt tft. 
Sowie der Einzelne verantwortlich iſt, daB er feine Lebenszwecke ohne 
Berlegungen der Rechte Dritter erreiche, und fich felbft darum zu kümmern 
bat, jo Haben die Verwaltungsbehörden von felbft darauf zu achten, daß fie 
bei der Erfüllung ihrer Hauptaufgabe Andividualrechte nicht verleben und 
jene Privatintereſſen nicht überfehen, für deren pflihtmäßige Berüdjichtt- 
gung oder Antrag des Sntereffenten nicht erfordert wird. Soweit die 
Wahrung der Andividualrechte und der gefeblich begünftigten Privatinte- 
reffen?!) ohne Mitwirkung der Berechtigten vder der Intereflanten durch: 
führbar tft, foll der Einzelne nicht nöthig haben, fortwährend auf der 
Lauer zu liegen, ob ihm nicht da oder dort durch die Verwaltungsbe⸗ 
hörden Nachtbeil zugefügt wird, durch Berlehungen feiner jubjectiven 
Rechte oder des objectiven Rechtes. Die Berwaltungsbehörden follen 
jelbit auf der Hut fein, „daß fein Schade geſchieht. Nach 8. 30. des 
Berggeſ. kann bei untertrdifchen Schürfungen aus Grubenbauen mittels 
fogenannter Hoffnungsſchläge jeder beliebige Punkt, wenn er fi) auch noch 
innerhalb eines verliehenen Grubenwerkes befindet, als Anhaltspunkt einer 
neuen Schürfung in der Vorausſetzung gewählt und der Bergbehörde an- 
gezeigt worden, daß nicht andere bereitö erworbene Rechte verlegt werden. 
Darauf bat nicht nur der Schürfer fondern auch die Bergbehörde 
von Amtswegen zu achten. Deshalb verfügt $. 13 der Vollzugsvor⸗ 
Ihrift zum Berggefeb nicht nur, daß zur Aufklärung der Schurfiverber 
denfelben die Einficht der ämtlihen Schurfbücher und der Revierskarten 
über jedesmaliges Verlangen zu geitatten, jondern daß im Falle von Proto⸗ 
collsaufnahmen auch von Amtswegen auf die Benützung diejer Bebelfe ein- 
zugehen und fünftigen Zmeifeln und Streitigfeiten möglichft vorzubeugen 
fi. Nach 8.68 derſelben Vollzugsvorſchrift muß der bergbehördliche 
Abgeordnete vor der Enteignung von Grundftüden für Zivede des Bergbaues 
von Amtswegen jene Umftände erheben, deren Kenntniß erforderlich ift, 
um die Enteignung unter möglichiter VBerücfichtigung der Privatintereſſen 








1) Diefes Moment ift in der bid- 
herigen verwaltungsrechtlichen Literatur 
nicht genügend gewürdigt worden. Sehr 
bemerkenswert find die diefen Punkt be 
treffenden Beftimmungen der Vollzugs⸗ 
berordnungen vd. 8. Febr. 1887, n. ö. 

. B. Nr. 20 (8. 56) und Nr. 21 
(8. 62) zu den n. d. L. G. v. 3. Juni 
1886, 2. ©. 








fammenlegungsverfahrend von Amts— 
wegen auf ſachgemäße Durchführung der 
agrariſchen Operationen, Wahrung der 
Rechte und Intereſſen der unmittel- 
bar und mittelbar Betheiligten und ins⸗ 
bejondere auf Hintanhaltung von 
Benadhtheiligungen bei Abſchließung 
von Rergleichen bedacht zu fein. Die 


B. Nr. 89 (88. 47, 49) | Behörden follen aljo auch nicht müßig 


und Nr. 40 (88. 60, 62): Danach haben 
die Behörden in allen Stadien bes 
Theilungd- oder Regulirungs- und des Zu⸗ 





bleiben gegenüber etwaigen Verſuchen 
der einen Bartei, die andere über’3 Ohr 
zu hauen. 
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vorzunehmen.) Nach den Waflerrechtsordnungen find bei der polizei- 
lichen Regelung von Waflernübungen und der Ertheilung von Waſſer⸗ 
rechten erworbene Rechte vor Allem zu ſchützen. Nach dem Reichsgeſetz 
vom 7. Suni 1883, R. G. B. Nr. 92 ($. 15) den n. 5. 2. G. v. 3. Juni 
1886, 2. ©. B. Nr. 39 (8.25) und Nr. 40 ($. 32), haben die Behörden 
im Gemeinfchaftstheilungg= und Zufammenlegungsverfahren jederzeit darauf 
Bedacht zu nehmen, daß die Nechte der mittelbar Betheiligten durch eine 
Theilung, Regulirung, Zuſammenlegung nicht verkürzt werden. 

Man wird deshalb daran feithalten müſſen, dab die Behörden nicht 
nur zur Feftftellung öffentlicher Intereſſen und der zweck- und geſetzmäßigen 
Art ihrer Befriedigung, fondern auch, behufs Gewinnung der Kenntniß der 
auf ihrem Wege liegenden Individualrechte und gejeblih von Amtswegen 
zu berüdjichtigenden Privatinterefien, befugt und verpflichtet find, nad) der 
Wahrheit felbftitändig in jener Weife zu forfchen, welche die Erkenntniß 
derjelben am ficherften verblirgt, und daß fie von dieſer lebteren Ver⸗ 
pflichtung nur durch eine bewußte und wirkſame Dispofition der berechtigten 
oder interefjirten Partei enthoben werden können. Die Behörde hat aljo 
auch für den Zwed der Erkenntniß diefe Sndivivual-Rechte und Intereſſen 
den biefür geeigneten und ihrer Erforihung zugänglicher Thatſachen nad): 
zugehen, auch wenn fie von feiner Seite behauptet, oder Tein Antrag zu 
ihrer Erhebung geftellt worden if. In Erfüllung der Aufgaben der 
Urmenpolizei wird die Behörde die Hilflofigfeit der Armen, die Verwahr⸗ 
lojung der Urmenfinder von Umtswegen feftzuftellen haben, auch wenn der 
Arme aus Schamgefühl oder in Folge günzlicher Verkommenheit feinerlei 
Unterftüßungsanfpruch erhebt, oder wenn er gegen die denfelben abweiſende 
Erledigung fein Recht3mittel einlegt. 

II. Bu diefer von den Parteienanträgen unabhängigen Amtspflicht 
gefellt fi die in Geſetzen und internen Snitructionen anerfannte Unter: 
ftüßungs- und Belehrungspflicht der Behörde gegenüber den Barteien, 
die Pflicht, den Ausgleich zwifchen collidirenden Brivatintereifen zu fördern, 
aljo die Einigungspfliht und endlich die Pflicht, den Barteien für ihr 
eigene? Recht und das Recht der Gefammtheit fürderliche Anträge ein- 
zugeben, dieſelben herborzurufen, die Pflicht zu follicitiren und zu 
agitiren. Nach 8. 19 der Anftruction für die politiichen Behörden vom 
Jahre 1850 Hat der politifche Beamte den Parteien Mare Auskunft und 
Belehrung zu ertbeilen, ihnen mit Rath und That an die Hand zu gehen 
und aud) die 88. 35, 77 und 85 der Umtzinftruction vom Sabre 1855 treffen 
Anordnungen für diefen Zweck. Won den Bergbehörden verlangt $. 82 
al 6 der Bollzugsvorfchrift zum Berggefeh, daß fie auf die richtige Auf: 
fofjung und Anwendung des Begriffs des gemeinfchaftlichen Bergwerksbe—⸗ 
figes und der fich daran knüpfenden Nechtsbegriffe in jedem erforderlichen 





1) In Beftimmungen folder Art fommt Ä wirkſam zu vertreten. Deshalb follen 
wohl auch die Fürſorge bes Geſetzes die Behörden auf beitimmte auch dem 
für Parteien zum Ausdrud, weldhe niht Staate am Herzen liegende Privat- 
die nöthige Intelligenz und Geſchicklich⸗  intereflen pflihtmäßig Acht geben. 
feit befigen, um ihre Intereſſen felbft 
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Falle insbeſondere aber ſchon bet der erften Verhandlung über die im 8. 134 
des Berggejehes erwähnten Berleihungsgejuche durch Belehrung und Er- 
läuterung hinwirken. Nach 8.10 al.7 diefer Vorſchrift find die Parteien im 
Berfahren anläßlich einer angefuchten Schurfbewilligung über die Grundſätze 
der Erpropriation zu belehren.!) Die Pflicht ausgleichend zwiſchen Privat: 
interefjen zu wirkten, findet fich allenthalben im Berg im Yorft- im Waſſer⸗ 
im Baurechte ausgeſprochen; 8. 16 al 4 der Vollzugsporjchrift zum Berg: 
gef. insbeſondere verpflichtet Die Behörde, möglichft darauf hinzuwirken, daß 
einem als hoffnungsvoll erfcheinenden Unternehmen nicht unnöthige Hinder: 
niffe in den Weg gelegt, wirkliche (d. i. gegründete) Bedenken durch thun- 
lichte Modificationen des Schurfbaues behoben, und auf dieſe Weife die 
Bergbauzwecke gefördert werden. Unmittelbar hinwirken follen die Berg- 
behörden auf die Bildung von Bergrevieren (8.8 al. 6 der Vollzugsvor⸗ 
Ichrift), die Baubehörden in Niederöfterreich auf die Herftellung von Un- 
rathskanäãlen (8.66 al 1 der Bauordnung vom 17. Jänner 1883, n. Ö. 
2. G. B. Nr. 36). 


IH. Damit ift die Grenze für das officiofe Vorgehen der Behörden 
gezogen. Bloßer Brivatintereffen, welche nur auf Antrag der Intereſſenten 
in Erwägung zu ziehen find, haben fie fich nicht von Amtswegen anzu: 
nehmen. Die Behörde wird alfo die erforderlichen Erhebungen für die 
Ertheilung von Baubewilligungen, Wafjernußungsrechten, Gewerbecon⸗ 
cejfionen, Betriebsconfenfen, Haufirlicenzen, Waffenpäffen nicht von Amt3- 
wegen einleiten und die @rtbeilung nicht von Amtswegen vornehmen 
dirfen.”) Sie wird in allen diefen Fällen an den Inhalt des Begehrens 
gebunden fein, fofern fie nicht über etwas verfügen darf, was der Ein- 
jchreitende der behördlichen Entſchließung erkennbar nicht unterftellen wollte. 
Sie darf alfo nicht die Baubewilligung für das Grundftüd X. abjchlagen, 
wenn fie nur für das Grundftüd Y. angefucht wurde. Wo Sinterefjenbe- 
forgung nur auf Antrag einzutreten hat, wird die Behörde auf Modifika— 


— — — — — — — 


1) Die Belehrungspflicht iſt aller- | noch vor der Entſcheidung als unge— 


dings mit großer Vorfiht zu üben, da- 
mit die Parteien nicht in FIrrihum 
führt, die Behörde von oben nicht des⸗ 
avouirt werde oder ſich ſelbſt desavoniren 
müſſe, oder in den Parteiengegenſatz 
verwidelt werde. Nur das Unftreitige 
ift al3 fiher, das Bmeifelhafte ift als 
weifelhaft zu bezeichnen und gegenüber 
arteien, welchen ein HechtSbeiltand zur | 
Ceite fteht oder, welche die Mittel be- 
fißen, fi ihn zu verichaffen, iſt von der 
Rechtsbelehrung ohne Noth kein Gebraudı 
u machen. Rah dem 8. G. 9. E. 
5. Mat 1879, 8. 924, Budw. 49, ift 
die Behörde befugt, ohne ihrer Stellung 
über den Parteien etwas zu vergeben, 
im Waflerrechtöverfahren dieſe oder jene 
erhobenen Bedenken gegen einen Antrag 


er 





gründet zu erflären. 


2) Nach 8. ©. 9. E. v. 11. October 
888, Fi 3138, Budw. 4278, wird je- 
doch die Giltigfeit der Berleihun einer 

Gewerbeconceffion dadurch, daß The un. 
„mat berhe. B. 5 
es Erl. des u. U. M. v. 14. Mat 
| 1876 bemerlt: „Bei Beitung des Ver⸗ 

fahrens foll ſich die Behörde gegenwärtig 
| halten, daß fie . . Niemandenein Recht auf- 
ı zudrängen at Beneficia non obtrudun- 

tur. Aber das gilt nur, fofernees fich nicht 
' um gebotene Einrichtungen handelt, für 

deren Wirkſamkeit der Wille desjenigen, 
| dem fie zu Statten kommen follen, unent- 

fcheidend if. Wan denke an die Unter- 
| bringung von obdachlofen Armen. 





gebeten erfolgte, 
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tionen oder auf eine gänzliche Zurückziehung des Antvags im Laufe des 
Berfahrens Bedacht zu nehmen haben.!) 

IV. Erlaubte und Klare Dispofitionen der Parteien über ihre im 
Berwaltungsverfahren zu wahrenden Rechte und Intereſſen binden die 
Berwaltungsbehörde, welche in diefem Umfange nichts gegen den Willen 


der Parteien verfügen darf. Erflärt eine Partei im Enteignungsverfahren, . 


über defjen Bedeutung und ihre Rechte belehrt, feine Einwendungen zu 
erheben, fo darf fie im weitern Verfahren al3 proteftirend nicht behandelt 
werden. Stimmen die Parteien im tafferrechtlicden Berfahren einem 
Barteienantrag mit erlaubten Inhalte betreffend die Modalitäten einer 
Wafjeranlage nötigenfalls nach erfolgter Belehrung zu, jo ift die Behörde 
an diefe Zuftimmung gebunden, möchten die Zuftimmenden auch zu weiter: 
gehenden Anjprüchen berechtigt fein, als welche durch Die beantragte Aus: 
führung befriedigt werden. 

V. Soferne feine erzwingbare Pflicht der Einzelnen beiteht, über ihre 
Rechte und Intereſſen Auskunft zu geben, Urkunden vorzulegen, ift die Be: 
Hörde Hinfichtlicd der Verwendung dieſes Beweismitteld auf den Antrag 
der Bartei angewieſen, welche die Auskunft zu ertheilen vermag, oder ſich im 
Belite der Urkunde befindet. Weberhaupt wird die Behörde die Einzelnen 
zur Wahrung ihrer Rechte und Intereſſen im Verwaltungsverfahren nidt 
nöthigen können, fie wird den Parteien die Dispofition über die für 
diefe Zwecke geftellten Anträge nicht verfümmern dürfen, e8 jei denn, daß in 
einem Antrage, bereitd eine vechtsgefchäftliche Dispofition gelegen ift, durch 


welche der Antragfteller gegenüber der Behörde oder den anderen Parteien 


gebunden wird. 

VI Durch ausdrüdliche geſetzliche Beſtimmung fünnen PBarteienan- 
träge und Rechtsgeſchäfte der Parteien von nicht proceffualer Natur bindende 
Kraft für die Behörde gewinnen in Betreff der Löfung der Frage, ob ein 
öffentliches Intereſſe zu befriedigen fei und in welcher Art. Nach den 
Waflerordnungen ift die Behörde, wenn die an der Durchführung einer ge- 
noſſenſchaftlichen Bewäſſerungs- oder Entwäfjerungsanlage intereffirten und 
für den Antrag auf Errichtung einer ſolchen Anlage legitimirten Grund- 
beſitzer mit der gejetlich geforderten Stimmenmehrheit für diefelbe ftimmen, 
weder in Betreff ver Durchführung des weiteren Verfahrens noch in Betreff 
der Modalitäten der Unlage frei, falls der Bewilligung fein öffentliches 
Intereſſe entgegenjtebt; und es handelt fich doch hier nicht um eine Privat: 
ſache. Einzelne Landesgeſetze erklären für die Negelung der Kirchen⸗ der 
Wegebaulaft und der Vertheilung anderer öffentlicher Laſten auf die Inte 
reffenten in erfter Linie das Einverjtändniß der Parteien maßgebend. Die 
Geſetzgebung erblidt in der Hierin gelegenen Selbfteinihägung der Parteien 
das zweckmäßigſte Mittel für eine billige Auftheilung öffentlicher Laften auf 
die an dem Beltande einer Öffentlichen Anſtalt Antereflirten, ein Mittel zur 
Erſparung umftändlicder Erhebungen und fchiwieriger Entfcheidungen nad) 


— 





ſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 


1) Hiezu Tezner, zur Lehre vom 
©. 18, 24. 


freien Ermeffen als Grund der Unzu⸗ 
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Maßgabe jener Normen, welche in Ermanglung eines Einverftändnifjes der 
Parteien anzuwenden find. Der Sat publicum jus privatorum pactis 
mutari non potest erhält da den Zufah: nisi secundum legem. Es iſt aber 
in diefen Fällen darauf zu achten, daß der Inhalt der Barteiendispofitionen 
feine zwingende Rechtsnorm verleße und ferner darauf, ob nicht, wie dieß 
beijpielaweife im 8. 8 des n. ö. 2. ©. vom 24. April 1874, L. G. 2. 
Nr. 24 der Fall ift, eine behördliche Genehmigung der Parteienver- 
einbarung gefordert wird.!) 

Der Gebundenheit der Behörden an erlaubte Dispofitionen der 
Barteien rechtsgeſchäftlichen Anhalt im Laufe des Verfahrens entfpricht 
die Gebundenheit der disponirenden Parteien an diefelben gegenüber der 
Behörde und, wenn Rechte anderer ‘Barteien dadurch begründet werden 
follen, gegenüber den Parteien, zu deren Gunften fie wirkſam getroffen 
worden find. ?) 

VO. Rad) alledem ift die Herrichaft des von hervorragenden Rechts- 
Iehrern für das verwaltungsgerichtlihe Verfahren aufgejtellten, und auch 
bier nicht durchgreifend geltenden Princips der Official: und Inquiſitions⸗ 
marime im abminiftrativen Verfahren feine Alleinherriaft, der Aus- 
Ihluß der Antrags-VBerhandlungs- oder Barteienverfügungsmarime fein voll- 
ftändiger.°) Man muß vielmehr fagen: Für die Verfügungen der Parteien 
und die Gebundenheit der Behörden an diejelben bleibt der ganze weite Raum 
übrig, welcher jenjeit3 der Grenze Liegt, innerhalb deren die Behörden über 
Rechte und Intereſſen den Einzelnen verfügen oder die Modalitäten der 
Ausübung von Rechten bindend beftimmen dürfen oder müffen. Die 
Barteiendispofition reicht foweit, als der Einzelne der behördlichen Gewalt 
rechtlich nicht unterliegt, Sondern über fich und feine Vermögen verfügen 
kann; fie erſtreckt fich über Anfprüche auf behördliche Acte, die der Einzelne 
erheben kann, darunter auch auf den Anſpruch auf Theilnahme an der 
ſtaatlichen Thätigkeit, und auf die freie Geftaltung dieſer Theilnahme 
innerhalb der gejeglichen Grenzen. Die Behauptung, dab im Aominiftrativ- 
verfahren die Dispofitionsmarime ausgefchloffen fei, käme darauf hinaus, 


1) Bgl. hierüber vorzüglich Radnitzky, 
Die Parteiwillkür im öffentlichen Rechte. 

2) Im Anſchluß an die maßgebenden 
Beſtimmungen der Reichsgeſetze be» 
ſtimmen die n. 8. L. G. vom 3. Juni 
18856, L. G. 3. Nr. 39 ($. 30) und 
Rr.40 (8.44), daß Parteienerflärungen 
im Gemeinjchaft8-Theilungsd- u. im Zu⸗ 
ſammenlegungsverfahren nur dann 


Intereſſe gemachten baupolizeilichen Auf⸗ 
lage kein Recht. 

3) Bgl. die Erörterung bei Born, 
Kritifhe Studien zur Berwaltungs- 
gerichtöbarleit im Berwaltungsardiv von 
Schulgenftein und Keil II. Bd. ©. 101 ff. 
und die daſelbſt angeführte Literatur. 
Dagegen Tezner, Zur Lehre vom 
freien Ermeffen der Verwaltungsbehörben 


widerrufen werden Tönnen, wenn nad) 
dem Stande des Verfahrens aus dent 
Widerruf nad Ermefjen der Landes- 
commijfion Teine erhebliche Störung der 
Urbeiten zu bejorgen if. Nach dem 
V. G. H. E. v. 11. Nov. 1887, 3. 3082, 
Budw. 3754, erwirbt der Nachbar aus 
einer dem Bauführer im öffentlichen 


©. 17 ff. 24, Rad nitzky, Die Barteiwill- 
für im öffentlichen Hecht, Pine anregende 
Widerlegung der älteren Theorie, welche 
Barteiendispofttion mit dem Weſen des 
öffentlichen Rechts unvereinbar erflärte, 
Jellinel's Syftem der öffentlichen fub- 
jictiven Rechte S. 89 bis ©. 140, 
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daß die Behörden das Verhalten des Einzelnen Tchlechthin beftimmen Tönnen, 
daß der Einzelne nach feiner Richtung der Behörde gegenüber frei, fondern 
nur Object und nichts als Object ihrer Gewalt fei.!) 

VII. Nachtheilige Rechtsfolgen (Contumacialfolgen)?) Tann und 
wird das Ausbleiben der Barteien von der adminifirativen Verhandlung 
in demjelben Umfange nad fi) ziehen, als fie felbitthätig zur Wahrung 
ihrer Sntereffen und Rechte auftreten müflen. Soweit die Pflicht der Be- 
hörde reicht, von Amtswegen fich die Feſtſtellung der Rechte und Intereſſen 
angelegen fein zu lafjen, wird biefelbe durch das Ausbleiben der Parteien 
nicht berührt. So, wenn den Behörden im Waſſerrechtsverfahren aufge⸗ 
geben wird, erworbene Rechte vor Allem zu men. oder im Gemein: 
ichaftstheilungsverfahren (8. 25 n. ö. 2. ©. v. 3. Juni 1886, 8. ©. 8. 
Nr. 39) jederzeit darauf Bedacht zu nehmen, daß bie Rechte der mittelbar 
Betheiligten durch die Theilung oder Regulirung nicht verkürzt werden. 
Nach 8. 54 des Berggeſ. Hat die Behörde bei der Freifahrung d. i. der 
örtlichen Erhebung über die Zuläffigkeit der Verleihung einer Bergwerksbe⸗ 
rehtigung von Amtswegen zu prüfen, ob und mit welchen Abänderungen 
das begehrte Feld verliehen werden könne, ohne früßer erivorbene Rechte 
zu verlegen. Mit vollem Rechte legt der Erl. des A. M. 0.23. Mai 1872 
8. 4506, dieje Beftimmung dahin aus, daß fie auch im Falle des Aus 
bleibens der Berechtigten zu beobachten fei. Auch im Batentanfechtungs: 
verfahren ift, wenn der Geffagte Feine Einrede eritattet, nur einem zu- 
Yäffigen durch die Klagsbeilagen oder durch bekannte Thatjachen nicht wider- 
legten Klagspetite ftatt zu geben. Man kann auch hier jagen, das Aus: 
bleiben der Parteien Iegitimirt die Behörde nicht zu gejehmwidriger Verlebung 
der erfannten oder erkennbaren Rechte und von Amtswegen zu wahrenden 
Snterefien der Barteien.?) Auch können die zuläffigen Contumactalfolgen 
gegen eine Partei nur dann eintreten, wenn und fo weit der Gegenftand 
der von ihr nicht befuchten Verhandlung identifch ift mit jenem, zu deſſen 








n) Bol. hiezu vornehmlich Jellinek's 
Syſtem der fubjectiven öffentlichen Rechte 
und die daſelbſt behandelte ältere Lite— 
ratur über dieſen Gegenftand, dann die 
durchlichtige, klare Darftellung über die 
Bedeutung und die Grenzen der Berjön- 
lichkeit auf dem Gebiete ‚des öffentlichen 
Rechts von Feydel, Bayeriſches Staats⸗ 
recht II. Bd. ©. 416, ferner Tezner 
in Grünhut's Beitfchrift XXL Bd. 
©. 135. Wer fih empiriih von der 
Unpaltbarleit der hier "elömoften Auf 
faſſung überzeugen will, werje einen 
flüchtigen Blick auf die Xcten einer 
wafler-, forft-, bergrecdhtlichen, einer 
Gemeinichaftstheilungs- oder Zulammen- 
legungsverhandlung. 


2) Nach 8.80 der Amtsinftruction für 
die Bezirtsämter ſollen die Rechtsfolgen 


des Ausbleiben in der Borlabung ber 
Parteien angegeben fein. Rad 8.1 
der bad. Vdg. gilt ſtets mit —ã 
Ablauf der Er ift, beziehungsmweife Tag 
fahrt, die Handlung wofür de anberaumt 
war, kraft Geſetzes für verfäumt. 

3) Nach dem Erl. bes Min. des Innern 
vom 20. Dct. 1873, 8. 16597 (Volkar 
©. 173), find die Beftimmungen de 
fummarifchen Berfahrens über die Con⸗ 
tumacialfolgen auf das adminiftrative 
Verfahren nicht analog anzuwenden. 
Die von Bolfar angeführte (eigene oder 
vom Minifterium gebotene?) Motivirung, 
daß die Behörde es in ihrer Macht habe, 
den Wusbleibenden zum Erfcheinen zu 
zwingen, ift weder in allen Fällen richtig, 
noch audy für die Hechtfertigung de} 
Rechtsſatzes erforderlich. 
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Erörterung fie geladen wurde.!) Die nachtheiligen Rechtsfolgen können 
feine andern fein, als welche fich aus dem Zwecke der Vernehmlafjung der 
Bartei ergeben oder durch Gefeh feitgeftellt find.) Unter allen Umftänden 
darf eine Partei nur dann als ausgeblieben behandelt werden, wenn fie in 
der borgejchriebenen Form von dem Stattfinden der Verhandlung ver- 
ftändigt murde.®) 





1) 8.9. ©. €. v. 7. Februar 1885, 3) Nach dem n. d. 2. G. v. 3. uni 
3. 388, Budw. 2397. 1886, 2. &. Nr. 39 (8.35) und Nr. 40 

2) Rad 8. 29 Gew. Nov. vom Jahre | (8. 49), ift eine Partei, Die nach dem 
1883 Haben die Parteien ihre Einwen- | Beginn der Verhandlung erjcheint, 
dungen gegen die Betriebsanlage jchrift- | zur weiteren Verhandlung zuzulaffen. 
li vor der Verhandlung oder bei der- | Wird bie nerhamblung an einem Tag 
jelben anzubringen, widrigens der Aus⸗ | nicht beendet, dann find felbft die aus- 
führung der Anlage (gemeint ift das | gebliebenen Parteien von der Anordnung 
Begehren um Erlaubniß der Ausführung) | des neuen Termins in Kenntniß zu 
ftattgegeben werden wird, fofern fich | feßen und zu demfelben zu laden. Er- 
nicht von Amtswegen Bedenken dagegen |, jcheinen die früher ausgebliebenen PBar- 
ergeben. Nach dem 28. G. für Krain vd. | teien, fo find fie zur Aeußerung über die 
20. Zuli 1863, 8.6.8. Nr. 12, find | Ergebniffe der bisherigen Verhandlung 
dießoncurrenzpflichtigen zur®erhandlung | zuzulaflen, dafür tragen fie die Koften, 
über die Nothwendigkeit eines Kirchen- . welche durch Diele &ofge ihres Aus⸗ 
baues mit dem Beiſatze zu laden, daß bleibens (dem Staate und den Parteien) 
ſie im Falle ihres Ausbleibens als bei- verurſacht werden. Nach dem V. G. H. E. 
pflichtend angeſehen und zur Zahlung des | v. 24. October 1889, 3. 2195/6, Budw. 
auf fie entfallenden Betrages angejehen ' 2263, find die Parteien, welche ſich vor 
würden; ähnlich 8. 61 al. 7 der Bollzugd- | dem Beginn der Verhandlung entfernen, 
vorfchrift zum Berggeſetz betreffend die | als ausgeblieben zu betrachten, wenn 
Zagfahrt zur Verhandlung über die Be- ‚ biefelbe nur nach dem Tage nicht nad) 
willigung eine Rebierftollend. Bgl. auch | der Stunde beftimmt wurde. Demnach 
So des Gef. v. 23. Mai 1883, RA.R.B. : müßten fie den ganzen Tag warten. 

r. 83. 





Siebentes Kapitel. 
Die adminifirative Erledigung. 


6,18. Begriff und Arten der Erledigung. 


Das Adminiftrativverfahren dient dem Zwecke, den Bermwaltungs- 
behörden unter Mitwirkung derjenigen Perſonen, deren Rechts⸗ und In— 
terefienfphäre durch einen in Frage ftehenden Verwaltungsact betroffen 
werden kann, die für die Entjchließung über die rechtmäßige Vornahme 
und Geftaltung des Verwaltungsacts erforderlichen Erfenntniffe zu bieten. 
Es zielt alſo auf die Vorbereitung einer behördlichen Entſchließung Hin. 
Diefe Entichließung ift Gegenftand der Dienftpflicht der Behörde gegen- 
über dem Staate, welcher dag abminiftrative Verfahren für den Zwed 
der Vorbereitung der Beichlußthätigfeit der Behörde eingerichtet hat, und 
. für welchen der formale Ausdrud des Beſchluſſes der Behörde das Mittel 
der Controle bietet, ob die Behörde dort gehandelt Hat, wo fie handeln, 
und fo, wie fie handeln mußte. Die adminiftrative Erledigung ift aber 
auch Gegenftand des Anſpruchs der Parteien, welche auf die Entſchließung 
hinwirken, um eine NRichtfchnur ihres Verhaltens zu gewinnen, und welden 
die Theilnahme am Verfahren au für diefen Zweck eröffnet wird. Der 
formale Ausdrud für den Beſchluß der Behörde, durch welchen fie dad 
nächte Ziel des Adminiſtrativverfahrens realifirt, durch welchen fie jih 
jener Pflicht gegenüber dem Staate und der Parteien, deren Erfüllung 
das Verfahren zunächſt zu dienen Hat, entledigt, ift die abminiftrative 
Erledigung. 

Nach den nächſten Zwecke, den fie verfolgen, und nach der dieſem 
Zwecke entfprechenden fprachlich-Togifchen Form fcheiden fich die adminiftra- 
tiven Erledigungen in folgende typijche Gruppen: 

I. In den Verordnungen!) im engeren Sinne d. ®. ftellen die Be 
hörden eine Richtſchnur auf für die Rechtmäßigkeit des Thun und Laſſens der 











1) Die Literatur über den Begriff ber | rechts bes Deutichen Reichs und die de 
Berordnung ift in ein neues Entwicklungs⸗ | felbft angeführte Literatur. Grundlegend 
ftadium getreten Durch den von Laband | für das Polizeiverordnungsrecht iſt 
wenn auch nicht entdedten, fo doch von | Rofin’s, das Bolizeiverordnungsredt in 
ihm zu feiner vollen Bedeutung gebrachten | Preußen. Hier kann auf die Controverie 
Begriff des formellen und materiellen | über die Berechtigung Ddiefer Scheidung 
Geſetzes. Bgl. bierliber die 88. 56, 58 | und ihren praftifchen Werth nicht näher 
des II. Bd. der 3. Auflage feines Staatd- | eingegangen werben. . 
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behördlichen Organe ſowohl als auch der Einzelnen, jedoch nicht in der Form 
einer, namentlich bezeichneten Perſonen gegenüber abgegebenen, an ihre per- 
fönliche Adreſſe gerichteten Erklärung. Bon diefem Geſichtspunkte aus gibt ſich 
die Verordnung als eine zur Handhabung durch die competenten Behörden 
aufgeftellte und, wenn fie veröffentlicht wird, als eine für Die Allgemeinheit 
beitimmte Regel, mag fie ſelbſt unmittelbar nur das Handeln einer in- 
dbividuell beftimmten Perſon betreffen. So ift eine öffentlich kund⸗ 
gemachte behördliche Vorſchrift für den Betrieb einer individuell bezeichneten 
ftädtishen Trammayunternehmung eine Betrieb3verordnung, und foferne 
fie ihrer Faſſung nach Hiefür ausreicht und giltig ift, die rechtliche Grund: 
lage für Anſprüche aller Derjenigen an die Unternehmung, welche ihre 
Sahrmittel benuben. Iſt die Verfügung ein Hoheitsact, welcher fich 
ziwifchen der Behörde und individuell beitimmten Perſonen abfpielt, fo ift 
die Verordnung beftimmt prodire in publicum, mag diefes Publicum auch 
nur in denjenigen behördlichen Perſonen beftehen, welche fie zur Unwendung 
bringen ſollen. Immer aber ift für das Vorhandenſein einer Verordnung 
i. e. S. d. W. erforderlich, daß fie Regeln für die Rechtmäßigkeit des Verhal⸗ 
tend von Behörden und von Einzelnen felbititändig aufftellt. Es Liegt 
alfo Feine Verordnung im engeren Sinne d. W. vor, wenn mittels einer 
allgemein gehaltenen Erklärung der Behörde außerhalb derjelben beftehende 
Rechtsregeln näher dargelegt, oder wenn ein allgemein gehaltene3 Wuf: 
gebot zur Erfüllung einer gefeblichen Pflicht, etwa der Wehr- oder Steuer: 
pflicht, erlaffen wird. Wenn auch folche behördliche Erläffe mit der Ver⸗ 
ordnung t. e. S. d. W. das gemein haben, daß fie feine an namentlich be- 
zeichnete Judividuen ſich unmittelbar wendende Erklärungen find, fo fehlt 
ihnen das andere wejentliche Merkmal der Verordnung, Die Neufchaffung 
einer bindenden Regel. Für Erläffe der erfteren Art ift allerding3 im öfterr. 
Amtzftil neben der Bezeichnung „Unterriht” auch die auf ihre Verbind- 
lichleit für die Unterbehörden hinweiſende: Vollzugsvorſchrift, Vollzugs⸗ 
berordnung üblich. 

Wegen des Mangel einer wumittelbaren formalen Beziehung der 
Berordnung auf das einzelne Individuum, wegen der Unbeftimmtheit des 
Kreiſes von Andividuen, welche durch die Verordnung getroffen werden 
ſollen, kommt regelmäßig dem Cinzelnen fein beftimmender Einfluß 
auf den inhalt einer Verordnung, fein Mitwirkungs-, kein PBarteienrecht 
zur Beſtimmung dieſes Inhalts zu, weil fonjt in der großen Mehrzahl 
der Fälle Verordnungen nicht oder nicht zur rechten Zeit zu Stande 
kommen könnten. Die Möglichkeit zur PBarteienthätigleit wird regelmäßig 
dem Einzelnen erjt eröffnet, wenn auf Grund der Verordnung gegen ihn 
borgegangen wird, oder er felbit auf Grund der Verordnung etwas ver⸗ 
langt. Indeß beſtehen von dieſer Regel Ausnahmen. 

Vo es ſich um die Regelung von Rechtsverhältniſſen zwiſchen in- 
dividuell beftimmten Perfonen und dem Bublicum durch Verordnung 
bandelt, wie in dem früher als Beiſpiel angeführten Falle der Aufftellung 
einer Betriebsordnung für eine individuell beftimmte Eifenbahnunter- 
nehmung, wird, foferne es fich nicht um die Anordnung dringlicher Mab- 
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regeln handelt, diefen Perfonen vor der Kundmachung die Möglichkeit 
der Bernehmlaffung zu eröffnen fein. Die öfterr. Gemeindeordnungen 
laſſen die Berufung gegen Beichlüffe des Gemeindeausſchuſſes innerhalb einer 
l4tägigen Fallfrift fchlechthin zu, alfo auch gegen die von demſelben be- 
ichloffenen Polizeiverordnungen, dann gegen deſſen Befchlüffe über die Aus: 
Ichreibung von Abgaben und die Formen ihrer Eintreibung und der Con: 
trole ihrer gehörigen Entrichtung. So ift denn den von folchen Feſt 
fegungen des Gemeindeausfchuffes betroffenen Perſonen die Möglichkeit 
eröffnet, wenigiteng durch Unrufung der höheren Selbftverwaltungsbehörden 
auf den Rechtsbeſtand und den Inhalt derjelben Einfluß zu üben. Aud 
müfjen zuweilen bejtimmte Verordnungen die Form der behördlichen Ent: 
ſcheidung über collivirende Interefien durchgehen, welche Entjcheidung die 
vorherige Verhandlung mit den Intereſſenten zur Vorausſetzung hat.') 
Sp hat die Landesbehörde vor der Abgrenzung collidirender Gewerb- 
befugniffe die beteiligten Genofienichaften zu hören. Der Bedeutung 
einer Iocalen Bolizeiverordnung nähert fi auch die über einen größeren 
Gebietscomplex fich eritredende, nicht ausfchließlich nach Rechtsnormen, 
fondern nad techniſchen oder wifjenfchaftlihen Regeln nicht juriſtiſchen 
Inhalts erfolgende polizeilihe Ordnung von Nubungen an Grundftüden 
und Gewäſſern, welche unter Theilnahme der Berechtigten und Intereſ— 
firten zu erfolgen Hat, alfo 3. B. die Aufitelung eines Bauplans für 
eine Stadt (au) Lagerplan genannt); die Ordnung von Wafler- 
nutzungsrechten Hinfichtlih einer größeren Flußftrede?); die Aufftellung 
eines Bewirthichaftungspland für einen größeren Waldcompler; die Ge: 
nehmigung von Bergbauunternefmungen in der Geftalt der Revierftollen, 
welde nad $. 65 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetz öffentlid im 
Kronland kundzumachen ift; die Anordnung fonftiger polizeilicher Side: 
rungsmaßregeln mit Bezug auf bejtimmte Bergiverfe, welche zwar an 
individuell beſtimmte Perſonen adreſſirt iſt, jedoch die Modalitäten der 
Benubung bejtimmter Grundftüde für den Bergbau nicht mit Beſchrän— 
fung auf die Adreſſaten, fondern ſchlechthin vorjchreibt. 

1. Als Beifpiele einer Verfügung können gelten: das Gebot de 
Gemeindevorfteher8 an eine namentlich bezeichnete oder fonft individuell 
beitimmte Perſon, an ein beitimmtes Individuum, einen öffentlichen Weg 
von bejtimmten Gegenftänden frei zu machen, ein fo individualifirtes Ver 
bot, einen beftimmten Bau weiter zu führen, die einer namentlich bezeid- 
neten Perſon verliehene Gewerbeconceffion. In dieſen Beifpielen ftelt 
fih die Verfügung dar, als ein nadtes Gebot oder Verbot, oder als eine 
Erlaubniß zu Handlungen auf Grund des geltenden Rechts, kraft der 

1) Meift find es corporativ-organifirte | bedunftigen Anlagen mittels Verord⸗ 
Intereſſenverbände, deren Vernehmung nu 
2) as franzöſiſche Berwaltungsrecht 


einzelne Geſetze zur Förderung der Zweck⸗ 
mäßigkeit ihres Inhalts verlangen. gl. , Spricht in einem ſolchen Falle von einem 
reglement d’eau, Otto Mayer, Theorie 


24, 27 der Gem. Nov. (1883) fiber 
die Feftftellung ber Lifte der concejfiong- des franz. Berwaltungsredts ©. 339. 


mäßigen Gewerbe und genehmigungs- 
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gejeßlichen Buftändigfeit der Behörde, in folder Form, daß diejenigen 
Perſonen, an welche fi) die Erklärung der Behörde richtet, nicht erft 
nah abftracten Merkmalen zu beitimmen find, fondern fih aus dieſer 
jelbft oder den fie begleitenden Umständen ergeben. Danach wäre die 
Verfügung eine Erklärung der Behörde hoheitlichen Inhalts, in melcher 
die Behörde das Individuum oder die Sfndividuen, für welche fie beitimmt 
ift, unmittelbar anſpricht. Indeß ift diefer Sprachgebrauch fein aus 
Ihließlicder. Man bezeichnet auch ala Generalverfügungen dag allgemteine 
Aufgebot zur Erfüllung gefeglicher Pflichten, welches ſich abitraft an 
jene richtet, denen die Pflicht obliegt, oder die für einen vorübergehenden 
Anlaß, 3. B. für die Dauer eines öffentlichen Aufzugs erlaffene Ordnung 
des Straßenverkehr. Das, was diefe Generalverfügungen mit den In—⸗ 
dividualverfügungen gemeinfam haben, und was fie von der Verordnung 
i. e. S. d. W. ſcheidet, ift, daß fie nicht Neufchaffung von Nechtöregeln, fondern 
Durhführung des geltenden Recht3 oder Handeln innerhalb der Grenzen 
des geltenden Rechts bezweden. Unter den Sndividualverfügungen jpielen 
eine bedeutfame Rolle die conftitutiven, deshalb jo genannt, weil fie 
jubjective private wie öffentliche Rechte unmittelbar zu Gunften oder zum 
Nachtheil individuell beftimmter Perjonen begründen, modificiren, ver- 
nichten. Rechtsbegründend und vernichtend zugleich find die Erpropriationg- 
verfügungen, rechtäbegründend die Konceflionen, Licenzen, Verleihung der 
Staatsbürgerjchaft. 

DI. Durch Beurktundungen bezeugen die hiefür zuftändigen Be- 
börden thatfächliche Vorgänge!) oder den Beſtand von Rechtsverhältnifien. 
Beilpiele: Zauf-, Geburtsfcheine, Armuthszeugnifie, Beugniffe über die 
Staatsbürgerfchaft, über den rechtmäßigen Beltand eines Vereins ($. 9 
des Geſ. vom 15. November 1867, R.G.B. Nr. 134). BZumeilen dienen 
die Beurfundungen auch der Sicherung der vollen Wirkfamfeit jubjectiver 
Nechte, wie die Eintragungen in das Patent, das Marfenregifter, oder 
es verbindet fih mit der Ausstellung einer öffentlichen Urkunde der rechts⸗ 
gefchäftliche Act der Anerkennung, wie beiſpielsweiſe die Gemeinde 
mit der Ausstellung des Heimathsſcheins das Heimathsrecht desjenigen 
anerfennt, dem derſelbe ertheilt wird. Auch der Beurkundung bat ein 
PBrüfungsverfahren Hinfichtlih der Nichtigkeit des Inhalts voranzugehen, 
der durch fie bezeugt werden fol. Wenn ſich dasjelbe auch in vielen 
Fällen durch interne Vorgänge innerhalb des Amts vollzieht, ſo erfcheinen 
Beweisaufnahmen durch Vernehmung von Zeugen, Auskunftsperſonen, 
Erperten, ja auch eine förmliche Parteienverhandlung nicht ausgejchlofien. 
Eine ſolche Parteienverhandlung tft vielmehr geradezu geboten, wenn bie 
öffentliche Beurkundung für denjenigen, der die Ausfertigung berfelben 
zu feinen Gunften beanfprucht, zugleich Legitimationspapier für die Vor- 
nahme von Handlungen tft, durch welche Rechte Dritter berührt werden 


kann, wie 3. 8. der Inhalt eines Geburts⸗ 


1) Zumweilen gebt der Inhalt der Be- 
zeugniſſes. 


urkundung über dasjenige hinaus, was 
Gegenſtand behördlicher Feſiſtellung fein 
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fünnen. So ift nad dem V. G. H. €. vom 22. Februar 1889 8. 377, 
Budw. 4526, vor Ausftellung einer Fiicheretlarte in Böhmen das durd 
die Vdg. vom 24. April 1885, böhm. 2. G. B. Nr. 23, vorgefchriebene 
Berfahren bei fonftiger Ungiltigfeit der Karte zu beobachten.*) 


IV. Eine Entſcheidung ift das Urtheil einer Behörde über das Sein 
oder Nichtfein von concreten?) Rechts⸗ oder von thatfächlichen Verhält⸗ 
niffen, ausgefprochen mit der Beftimmung, die Beftreitung der Nichtig« 
feit feines Inhalts durch die Parteien, fei es nach feiner Eröffnung an 
Diefelben, ſei es nach unbenübt verjirichenem Ablauf einer beftimmten Zrift 
zu feiner Anfechtung, rechtlich wirkungslos zu machen, und ausgefprocen 
in einer Form, welche durch das -objective Hecht als wirkſamer Aus: 
drud einer folchen Ubficht der Behörde anerkannt if. Daraus erhellt 
auch die verfchiedene Wirkung der Beurkundung und der Entjcheidung. 
Soll die Beurkundung nicht mehr als bloßes Beweismittel für das 
Dofein von thatfächlihen und Nechtsverhältniffen fein, fo joll die Ent- 
ſcheidung die in derfelben feitgeftellten thatfächlichen und Rechtsverhältnifie 
über die Beweisbedürftigkeit hinansheben, und jegliden Anfprud der 
Parteien, gegen welche es wirkſam ift, auf Zulaffung zur Beftreitung der 
fo feftgeftellten thatfächlichen und Rechtsverhältniffe abjchneiden (B. G. H. €. 
v. 23. October 1889 3. 3417, Budw. 4899). Gibt das objective Recht 
duch Feſtſetzung von Friften, nach deren Ablauf die Anfechtung einer 
Entſcheidung ſeitens der Parteien nicht mehr zuläffig ift, zu erkennen, 
daß mit der einmal erfolgten Entfchetdung der Anſpruch der Partei auf 
die behördliche Feſtſtellung des Seins oder Nichtfeind eines concreten 
Nechtsverhältniffes oder eines thatſächlichen Verhältniſſes confumirt fei, 
und daß ihr ein Anfpruh auf wiederholte Entfcheidung über diejes 
Sein oder Nichtfein nicht zukomme, fo entipricht es dem Zwecke ber 
öffentlichen Beurfundung als eines Beweismittels für alle Fälle Tünftigen 
Bedarfs, diefelbe der Partei nach Maßgabe ihres Beblirfniffes oder min- 
deftend dann neuerlich zu ertheilen, wenn fie den Berluft der Urkunde 
zu befcheintgen vermag.?) Iſt die Beurkundung nur in der Form der 


— — — — — — — 


1) Bgl. auch die V. G. H. E. vom ! Tebigung ſolcher Angelegenheiten ein⸗ 
18. Jänner 1884, Budw. 1991. räumt, in weichen ˖ die Vehörden „nach 

2) P. 4 des Erl. des C. u. U. M. v. freiem Ermeſſen“ vorzugehen berechtigt 
14. Mai 1876: „Hinſichtlich des Gegen- ſind. In ſolchen Fällen hat die Partei 
nipruh auf Befolgung 


ftandes der Verhandlung ift zu beachten, | zwar keinen 
! 


daß nur über concrete Anſprüche ver- 
handelt und judicirt werden kann, und 
daß daher allgemeine Unordnungen und 
Verfügungen der Behörden, gleichwie 
Sadıen, in denen die Behörden nad) 
ihrem Ermefjen vorzugehen beredtigt 
find, nicht Gegenftand eines abminiftratin- 
richterlihen Verfahrens fein können.“ 
Der zweite Satz ift unridhtig, ſofern 
nämlich das objective Recht fehr häufig 
den Barteien das Recht zur Stellung 
von Anträgen auch Hinfichtlih der Er- 


hres Antrags, wohl aber auf Cat 

ſcheidung über benfelben. Ein Beiſpiel 

ift die der Gemeinde eingeräumte Legiti- 

ı mation, die Abweiſung des Geſuchs um 
eine ———— zu beantragen. 

3) Tauf⸗, Geburts⸗, Todtenſcheine ſind 

| ben Bartelen auf jedesmaliges Verlangen 

egen Entrihtung der Mängel- und 

‚ Ausfertigungögebühr zu ertheilen. Bon 

' Zegitimationdurfunden, wie 3. B. von 

| Waffenpäffen, Haufiricheinen, konnen im 

Falle ihres Berluftes Duplicate, Zripli- 
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Urkunde denkbar, jo kann die Entfcheidung, wo nicht Schriftlichkeit gejeb- 
{ih vorgejchrieben fit, von der Behörde mündlich ausgeiprochen werden, 
und die etwa Hinzutretende jchriftliche Ausfertigung ift dann nur Beur: 
fundung de3 bereit3 vollzogenen Actes der Entjcheidung.‘) Ruht aud) 
die Beurfundung auf einem logiſchen Schluffe, welchen die Behörde aus 
dem Dafein beftimmter thatjächlicher Verhältniffe, auf die Anwendbarkeit 
beitimmter Rechtsnormen, oder welchen fie von thatſächlichen Verhältniffen 
auf thatfächliche Verhältniffe zieht, fo it fie Doch nur zur Beitätigung 
des Erfchloffenen, nicht aber wie die Enticheidung dazu beitimmt, dem 
Ace des Schließen einen ihm entfprechenden formalen Ausdrud zu 
verleihen. 

Zroß der Gleichheit ‚des logiſchen Vorgangs bei der Fällung von 
Entſcheidungen durch die VBerwaltungsbehörden und von Urtheilen durch die 
Gerichte, trotzdem die Entſcheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 
in dem einen Zwecke übereinftimmen, ihren Inhalt gegen künftige Beftreitung 
durch die Barteien ficherzuftellen, ift die Bedeutung der verwaltungsbehörd- 
lihen Entjcheidungen, abgejfehen von den Ausnahmsfällen, in welchen die 
Berwaltungsbehörden Far und unzweideutig nur zur Ausübung des Nichter- 
amt3 berufen find?), von jenen der gerichtlichen Urtheile weſentlich ver- 
ihieden. Die Entfcheidung der Berwaltungsbehörden ift nämlich von folchen 
Ausnahmefällen abgejehen ein bloßer Act der Vorbereitung der Erfüllung 
ihrer Pflicht zur gefegmäßigen, gebotenen Wahrung öffentlicher Intereſſen. 
Sie fol alſo nicht wie die richterliche Entfcheidung lediglich den Parteien 
ihr Recht zutheilen, fondern binüberleiten zur thatſächlichen Erfüllung der 
Zwecke, welche ſich der Staat, abgefehen von der Wahrung der Recht3ordnung, 
jebt, und fo ift denn die Frage nach der Unantaftbarkeit der verwaltungs- 
behördlichen Entfcheidungen auch für den Staat nur mittels der Erfennt- 
niß zu löſen, ob dem Staate diefe Unantaftbarfeit und damit die NRechts- 
fiherheit der Parteten, für und gegen welche die Entfcheidung erfloffen 
ift, oder die Erreichung jener Zwecke Höher ftehe, deren wirkliche Erfüllung 
die Entfcheidung nur vorbereiten foll.?) 


cate verlangt werden. Nach 8. 22 der | Wiederaufnahme des Verfahrens abge- 
Bollzugsvorfchrift zum Privilegiengefeg | jehen auf die rechtskräftige Enticheibung 
iſt ein Duplicat einer Privilegienurfunde | zu weifen. Iſt deshalb der Anſpruch 
dem rechtmäßigen Eigenthümer derfelben , auf Anfechtung einer Entjcheidung con« 
nur gegen den Nachweis der erfolgten | fumtrt, dann lann er nicht von Neuem 
gerihtliden Amortifirung der erften | entftehen, wenn die Behörde irrthümlich 
Originalausfertigung zu ertheilen. gl. dieſelbe Enticheidung jener Partet, deren 
auch 8. 104 der Amtsinftruction. Anſpruch confuntirt ift, ein zweites Mal 
1) Auch die Ausfertigung des Urtheils | zuftellt. 
lann im alle des Berluftes immer | 2) So ftellt fich die Frage, ob die den 
wieder gefordert werben (vgl. 8.239 der Anſpruchswerber ungünftige Entſcheidung 
Gerichtäinftruchon vom 3. Mai 1853, | über feinen Unterftüägungsanfpruc an die 
R. G. B. Nr. 81). Dagegen ift nach Gemeinde, deshalb, weil fie von diefem 
P. 8 des Erl. der E. n. U.M. v. 14. Mai | nicht mehr angefochten werden fann, auch 
1876 die Bitte um neuerliche Enticheidung | die entfcheidende Behörde für alle Zufunft. 
einer bereit3 rechtäfräftig entichiedenen | binde, folgendermaßen: Welchem Zwecke 
Sache von dem Falle einer etwa zuläffigen | dient eine Entfcheidung über den Unter- 


Tezner, Handbuch. “13 
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Beiſpiele von Entſcheidungen find jene der Staats⸗ oder ber Ge 
meindebehörden über die Nechtmäßigleit der Neclamationen gegen bie 
Wählerliften für die Gemeinde-, Landtags, Reichsrathswahlen, das Er: 
fenntniß der Gewerbsbehörde über die Natur eines Gewerbes als eines 
radicirten nach der Min. Vog. vom 31. October 1856, R. G. B. Nr. 204, 
die Erpropriationderfenntniffe über die Notwendigkeit der Vernichtung 
und Begründung dinglicher Rechte für gemeinnügige Zwecke, der im $.1 
des Gel. vom 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, vorgejehene Aus: 
ſpruch der competenten Behörde über die Gemeinnützigkeit eines Eijen- 
bahnunternehmens mit präjudicieller Wirkung für die Frage nad) ber 
Einräumung des Erpropriationsrecht3, das Erfenntniß nad) 8.21 de 
Reichswaſſergeſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. 8. Nr. 93, über die 
Nüplichkeit einer von der Mehrheit der Intereſſenten beabfichtigten Wafler: 
anlage, das Erkenntniß über die Nothiwendigleit des Baues oder der 
Reparatur kirchlicher Gebäude, das Erkenntniß des Miniſteriums für 
Handel und Gewerbe über die Neuheit einer Entdedung, Erfindung, Ver: 
befferung. Nicht weſentlich für den Begriff der Entſcheidung ift, daß jıe 
auf Grund fürmlichen Barteienverhörs erfolgt ſei. Entfcheidung ilt 
alfo auch der rechtöförmlich erfolgte Ausfpruch der Gewerbebehörde, daß 
dem Ueberreicher eines fchriftlicden Geſuchs nach Mafgabe feines Ju: 
halt und feiner Belege ein Anſpruch auf die Ausfertigung eines Ge 
werbejcheing nicht zulomme, Entfcheidungen find die fogenannten Gebühren: 
zahlungsaufträge, mittelg deren die Behörde, lediglich auf Grund ihr im 
Originale oder in beglaubigter Abſchrift vorliegender Privaturkunden, aus: 
jpricht, welche Beitimmung des gejeglichen Gebührentarifd auf diejelbe 
anwendbar fei. Die Entſcheidung vollzieht fich auch nicht immer mittels 
der juriftifch-Togifchen Operation der Geſetzesſubſumtion, ſondern auch durd 
Bermwerthung von Erfahrungen und wifjenichaftlichen Regeln, welche auf 
ſinnlich wahrnehmbare Thatjachen anwendbar erjcheinen. 


V. In ſehr vielen Fällen unterliegt die Einreihung eines Verwal— 
tungsacts in eine der bier angeführten Kategorieen den allergrößten 
Schwierigkeiten, weil die denfelben regelnden Beitimmungen feinen Bed 
nicht mit der erforderlichen Klarheit erkennen Laffen. 

Sehr dünn ift die Scheidewand, welche die mit Feftftellungen redt- 
lihen Inhalts motivierte Verfügung oder Beurkundung von der Ent: 
ſcheidung trennt, wenn fi an die letztere eine auf ihre praftifche Ber- 
wirklichung gerichtete Verfügung knüpft. Die Elemente der Beurkundung 
und Entſcheidung finden fi) gemengt in dem Certificate, welches nad 


— 


ſtützungsanſpruch? Soll nur entſchieden ift er ein auf die Erfüllung ber Ber 
werben, damit eine Enticheidung vor- | maltungsaufgabe des Staates bezogener? 
handen fei, oder damit derjenige, der Was ift an der adminiftrativen Ent 
nach dem Geſetze unterftügungsbebürftig ſcheidung wichtiger: ihre formale Beben 
ift, der Unterftügung zugeführt werde? tung oder ihre Bedeutung für bie Mög 
Erſchöpft fih der Zweck in dem Wus- | lichkeit der Bewirfung gejegmähig ge 
jprechen eines Urtbeild über das Un⸗ | botener Erfüllung concreter öffentlicher 
jichere, der Enticheidung Bedürftige, oder | Intereſſen? 
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8.7 des Gef. vom 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60, Unterofficieren 
darüber auszuftellen ift, daß ihnen ein Anjpruch auf vorzugsweiſe Berüd- 
fihtigung bei Beſetzung der fogenannten vorbehaltenen Dienftftellen zu- 
fommt. In den Legitimationsurtunden kann fih der Zweck der Beur- 
fundung und Erlaubnißverfügung verbinden. 

Auch find ed zwei Umftände, welche getignet find, die praktiſche Be: 
deutung des Unterjchiedes zwiſchen Enticheidung und Berfügung, ing 
befondere der conftitutiven Verfügung abzuſchwächen. Haben auf der 
einen Seite die Parteien aus der Entfcheidung die Richtfchnur für ihr 
Berhalten zu folgern, wogegen die Verfügung diefe Richtichnur un: 
mittelbar aufftellt, jo bringt Doch das fir Enticheidung und Verfügung 
gemeinfame Rechtsinſtitut der formellen Rechtskraft die Parteien gegen- 
über der von ihnen nicht mehr beftreitbaren Verfügung in die gleiche 
Rechtslage, wie gegenüber der nicht mehr beitreitbaren Entſcheidung. 
Undererjeit3 begründet und vernichtet die faljche, Nechte des Einzelnen 
anerfennende oder Läugnende Entjcheidung, ſofern fie weder durch Anfech- 
tung der Parteien, noch durch Aufhebung jeitend der Behörben unwirf- 
ſam gemacht werden Tann, fubjective Rechte in gleicher Weile wie die 
conftitutive Verfügung. Die faliche unumftößliche Entſcheidung Hat con- 
ftitutive Wirfung. 

Die in Gefehen gewählte Bezeihnung für einen Verwaltungsact 
enticheidet nicht über feine Einreihung in die von der Theorie aufgeftellten 
Rategorieen. So find die im 8. 33 lit. c der allem. Grundbuchsordnung 
jogenannten Bahlungsaufträge über gejegliche Gebühren, wie die Marginal- 
rubrit zum 8. 6 und 8.48 des Gebührengefebes vom 9. Februar 1850, 
R. G. B. Nr. 50, beweiſt, Enticheidungen über die Anwendbarkeit diejes 
Geſetzes und de zu demfelben gehörigen Zarif3 auf urkundlich oder 
mündlich abgefchloffene Rechtögefchäfte, auf den Rechtserwerb von Todes- 
wegen und auf die Pflicht der Parteien zur Entrichtung von Gebühren 
für behördliche Acte. Die fogenannte Entſcheidung über die Zuläſſigkeit 
einer Betriebsanlage nach 8. 30 der Gew. Nov., jene über die Zuläflig- 
feit einer Wafferanlage ift wefentlich ein Complex von Verfügungen, deren 
Befolgung bei der Errichtung der Betriebd- oder Wafjeranlage und beim 
Betriebe derjelben gefordert wird), und die „Entſcheidung“ über die 
Wafſſeranlage insbefondere kann nach Lage des Falls (vgl. 8.82 der n. ö. 
Wafjerordnung vom 28. August 1870, 2... 8. Nr. 56) auch Expro— 
priationsverfligungen umfaſſen. Aus Ddiefer Stellung des Tegislativen 
Sprachgebrauchs zu den technifchen Ausdrücken der Theorie folgt der 
wichtige Satz, daß, wenn nicht die Natur der Sache zu einem anderen 
Refultate führt, gefeliche Beftimmungen, welche von Entfcheidungen ſprechen, 
auch auf die Verfügung zu beziehen ſind und umgekehrt. 


1) Dieſelbe Aufſaſſung wird Hinficht- dem Artikel Hochbauten II. ©. 113 ver⸗ 
lich der Baubewilligung von Gluth | treten. 
im öfterreichifchen Stantswörterbudj unter | 
13* 
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8. 19, Form der Erledigung. 


1. Die Erörterung der Frage, in wie ferne eine beftimmte Form ber 
Berordnung geboten fei, und worin fie beitehe, gehört dem Berfaflung:: 
rechte an. 

II. Die Beurkundung iſt nicht Beugnißablegung durch das Mitglied 
einer Behörde, alfo durch ein beftimmt qualificirtes Individuum, über 
amtliche Vorgänge, fondern Betätigung der Behörde al3 eines von 
ihren Mitgliedern zu fcheidenden Organs der ftaatlichen Verwaltung über 
thatfächlihe und Rechtöverhältniffe mit dem Zwecke, als Beweismittel, 
fei es vor Behörden oder im Privatleben, verwendet zu werden. Sie 
kann alfo nicht vor fich gehen in Der Form des flüchtigen, nicht greif- 
“ baren, geſprochenen Worts, jondern fordert Firirung Durch irgend ein 
biefür geeignetes, ihre Echtheit verbürgendes dauerhaftes Zeichen. Am 
meiften entipricht diefem Zwecke die Firirung des Inhalts durch Schrift: 
zeichen (gejchriebene, gedrudte, autograpdirte u. ſ. w.) auf einem biefür 
getigneten Material. Das tnfiruction2gemäß vorgejchriebene ift das Papier. 
Für beſonders bedeutfame und feltenere Beurkundungen, 3. B. Doctor: 
diplome, wird auch in Folge eines traditionell überfommenen Braudes 
Pergament verwendet. Außer den Beurfundungen, welche den vollen 
Inhalt der behördlichen Beftätigung wiedergeben, find behördliche Be 
ftätigungen noch möglich in der Form der Verbindung beitimmter Beichen 
mit Perfonen und Saden, an deren Echtheit geſetzliche Beftimmungen 
die Wirkung einer behördlichen Bejtätigung knüpfen. Beifpiele find die 
Punzen, die Wichzeichen, Legitimationsmarken u. ſ.w. Was die Autbenti: 
fication der Beitätigungen in Urkundsform anbelangt, jo ift auf die Er⸗ 
Örterungen betreffend die Entjcheidungen und Verfügungen zu verweilen. 


III. Das rechtliche Dafein von Verfügungen kann durch die Redit!: 
ordnung gleichfal3 an bejtimmte Beichen gefnüpft werden, welche den 
Inhalt der Verfügung nur mittelbar erkennen lafien, foferne fraft redt- 
licher Unordnung mit dem Vorhandenjein des Zeichens das Vorhandenfein 
einer ihrem Inhalte nach durch diefe Anordnung gekennzeichnete Ber: 
fügung gegeben if. Man denke an die Aufſtellung von Mauthichranten, 
mit der Wirkung bes Verbots, diefelben ohne Entrichtung der Mauth— 
gebühr in den gefeßlich vorgefchriebenen Fällen zu pafliven, am bie 
Zeichen für die Erkennbarkeit jener Orte, an welchen da8 Baden ber: 
boten ift u.|.w. Es kann fein, daß die Durchführung eines abminiftre: 
tiven Verfahrens zur Verwendung folder ſymboliſchen Zeichen führt, ja dab 
auch die Exiſtenz einer erfloffenen Entfheidung, nah außenhin durd 
jolche Zeichen kennbar gemacht wird; aber diejenige Form, welche ganz 
und voll dem Zwecke der Entjcheidung und Verfügung entipricht, beiteht 
darin, daß ihr ganzer Inhalt unmittelbar denjenigen, an welde ſich 
die Entfcheidung oder Verfügung richtet, Wort für Wort mitgetheilt wird. 
Das ift möglich von Mund zu Ohr, mündlich, oder mitteld Schriftzeichen 
(gefchriebener, gedrudter u. ſ. w.), alfo ſchriftlich. Den Verſuch einer 
principiellen Regelung der Frage, wann ſich Entfcheidungen und Ber 
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fügungen in mündlicher, wann in fehriftlicher Form zu vollziehen haben, 
macht die Inftruction für die politifchen Bezirksämter vom Sabre 1855; 
was fie aber will, ift nicht Har genug ausgedrüdt, um ala Richtichnur 
verwendet werden zu fünnen. Sie feheidet zwifchen Geſchäften, welche 
im mündlichen, im fogenannten kurzen Wege, abzuthun find (88. 77 
al. 1 und 79 al. 1), und ſolchen mündlichen Anträgen, melde nicht 
auf diefem Wege abgethan werden können, alſo (argum. c. contr.) ſchrift⸗ 
lich abzuthun find (8. 79 al. 2). Uber das Merkmal, welches die Fälle 
der einen Art von jenen der anderen fcheiden fol, ift, abgejehen davon, 
daß die Scheidung in ihrem zweiten Theil nur de3 Berfahrens auf 
mündlichen Antrag gedenkt, alfo nicht erjchöpfend tft, ein verſchwommenes. 
Nah 8.77 al. 1 fol ausfchlaggebend für die Zuläffigfeit des mündlichen 
Weges fein, daß eine Ungelegenheit nach den Allerhöchſten Beitimmungen 
vom 14. September 1852 und vom 10. (19.?) Jänner 1853 feine eigent— 
lie Entfcheidung mit Borbehalt einer höheren Berufung erheifche. Die 
Amtsinftruction verwendet die Ausdrücke Entfcheidung und Verfügung 
im Sinne der Erledigung durch Entjcheidung oder Verfügung tin der 
theoretiichen Bedeutung dieſer Worte (arg. 88. 92 al. 2 und 93 al. 3). 
Nun führt die zur Durchführung der a. H. Entichließung vom 14. Sep- 
tember 1852 erlafjene Vog. vom 19. Sänner 1853, R. G. 3. Nr. 10 
(vgl. Beilage A 88. 24, 27, 30, 31, 47 u. ſ. w.), die Fälle, in denen 
das Bezirksamt zu entſcheiden hat, nur an, um feine fachliche Competenz zu 
bezeichnen, nicht aber, um zu beftimmen, wann eine der Berufung unter- 
liegende Entſcheidung oder Verfügung (eine eigentliche Entjcheidung) zu 
ergehen babe, wann nicht, und ift deshalb zur Auslegung der 8.77 der 
Suftruction für die Bezirksämter ganz unverwendbar. Die Abficht dieſer 
legteren Inſtruction — und diefe Auffaffung jteht im Einklang mit der 
berrichenden Praxis — fcheint die geweſen zu fein, daß jedenfalls die das 
Brotocollarverfohren abſchließende Erledigung (arg. 88.77 al. 1, 79 
al. 2, 80, 89), auch die Erledigung fchriftliher Eingaben, für welche fein 
Protocollverfahren erforderlich tft (arg. 88. 80 und 100), den Parteien 
Ihriftlich Hinauszugeben fei, twogegen vernünftiger Weije für die proceß- 
leitenden Verfügungen im Laufe der Berhandlung, möchten fie auch durch 
ſchriftliche Anträge der Parteien hervorgerufen fein, Schriftlichfeit nicht 
gefordert wird (8. 81), da fonft das Verfahren nicht vom Flecke kommen 
könnte. Der Begriff der abjchließenden Erledigung ift dabei relativ zu 
faffen im Hinblid auf die Partei, für welche das Verfahren gejchlofjen 
eriheint und im Hinblid auf den Gegenftand, der abgethban worden 
it. Der Schluß des Verfahrens kann nämlich für verichiedene Parteien 
zu verfchiedenen Zeiten erfolgen, ein und dasfelbe Verfahren kann in 
mehrere, von einander fcheidbare Stadien zerfallen durch Erledigung der 
im Laufe derjelben hiefür reif gewordenen Verhandlungsgegenftände. Den 
proceßleitenden Verfügungen werden auch dringliche Broviforialverfügungen 
gleih zu achten fein, zu welchen fih der Anlaß im Laufe der Verhand- 
lung ergibt, und deren fchrtftliche Ausfertigung nicht abgewartet werden 
kann. Die Anwendung diefer Grundfäge Tann im Einzelnen große 
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Schwierigkeiten bereiten, aber für die Sicherung des Beweiſes des An- 
halt3 einer mündlih im Laufe der Verhandlung getroffenen Verfügung 
oder Enticheidung zu Gunften der Parteien dient die ganz allgemein 
gehaltene Beitimmung des 8. 83, daß von den Berhandlungsprotocollen 
den Barteien auf Verlangen (amtliche) Abfchriften zu geben find, und 
das Bedürfniß der Behörde felbft, die von ihr mündlich erlaffenen bedeut: 
famen Verfügungen im Intereſſe der Erleichterung ihrer Verantwortung 
zu protocolliren. 

Ein Ausflug diefer Grundſätze ift die Vorſchrift der Schriftlichkeit 
für die Verleihung eines Erfindungspatentes (8. 18 des Privilegiengel.), 
für die Verleihung einer jeden Bergwerksberechtigung ($. 63 des Berg: 
gejeßes), einer Gewerbeconceffion (8. 144 Gem. D.), für die Unterjagung 
der Bildung eines Vereind nad) Maßgabe des Vereinsgeſetzes vom Jahre 
1867 (8.6), für die Entjcheidung über den Anſpruch auf Gemährung 
ber gefeßlichen Begünftigungen in Erfüllung der Wehrpflicht (8.46 P. 5 
der Bollzugsverordnung zum Wehrgefeb vom 15. April 1889, R. G. B. 
Nr. 45). Der 8.9 der Reichs-Schub⸗ und Abichaffungsordnung vom 
27. Zuli 1871, R. ©. B. Nr. 88, fcheint mündliche Kundmachung dei 
Schuberfenntniffes an den in Verwahrung befindlichen „Angebaltenen“ anzu: 
ordnen. Die n. d. Yandesgefete über da8 Theilungs-, Regulirungs- und da? 
Bufammenlegungsverfahren vom 3. Juni 1886, L. G. B. Nr. 39 (8.44) 
und Nr. 40 (8. 57) Schreiben dem Localcommifjär vor, alle jpruchreifen 
Entfcheidungen im Laufe des Verfahrens, alfo auch vor gänzlichem 
Schluß desfelben, zu fällen, und ftellen ihm frei, diefelben in der Ber: 
Handlung felbft mündlich zu Protocol zu verkündigen.!) Aber aud in 
letzterem alle können die Parteien den Anſpruch auf Mittheilung einer 
fchriftlihen Wusfertigung der Entſcheidung und ihrer Gründe binnen 
3 Tagen nad) ihrer Verkündigung erheben. Dieſe Beftimmung ift nidt 
auf Entfcheidungen im technifchen Sinne des Wortes zu befchränfen, fondern 
auch auf Verfügungen, insbefondere auf die in die Bewirthichaftungsform 
tief einſchneidenden Proviſorialverfügungen des Localcommiſſärs auszu— 
dehnen. ?) 

IV. Ueber die Sprache der Erledigungen ftellt die für Böhmen 
und Mähren erlaffene Vdg. der Minifter und Juſtiz vom 19. April 
1880 (2.©.8. für Böhmen Nr. 14 und für Mähren Nr. 15) folgende 
Principien auf: „Die politiichen ... . . Behörden im Lande find ver 
pflichtet, die an die Parteien auf deren mündliche Anbringen oder 
Ichriftlihe Eingaben ergebenden Erledigungen in jener der beiden Lande: 
ſprachen auszufertigen, in welcher das mündliche Anbringen vorgebradt 


1) V. H. G. E. v. 25. Februar 1891 ° 2) 8.3 der bad. Vdg. v. 31. Auguf 
3.767, Budw. 5778, fteht auf dem Stand- | 1884 fordert Schriftlichkeit für die auf ein 
punkt, daß, wenn eine Erledigung nad) | gepflogenes Verfahren ergehenden Ent: 
Schluß der Verhandlung von derjelben | icheldungen und Entjchließungen 
geichieden, der Partei kundgemacht wird, | Andere „Berfügungen” können mündlid 
über dieſen Act ein Protocol aufzu⸗ zu Brotocoll eröffnet werden. 
nehmen jei. | 
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vder die Eingabe abgefaßt ift (8.1)... .. Die nicht auf Einfchreiten 
der Parteien erfolgenden behördlichen Wusfertigungen haben in jener der 
beiden Landesiprachen zu erfolgen, die von der Perſon, an welche bie 
Ausfertigung gerichtet werden foll, geſprochen wird. Iſt die Sprache, 
deren fich die Bartei bedient, nicht befannt, oder ift fie Teine der beiden 
Landesſprachen, fo ift jene der Landesſprachen zu gebrauchen, deren Ber- 
ſtändniß nad) Beichaffenheit des Falles, wie insbejondere nach dem Auf- 
enthalte der Bartei vorausgefegt werden kann (8. 4). Die Beitimmungen 
der 88. 1—4 gelten auch rüdjichtlicd der Gemeinden in jenen Angelegen- 
heiten, in denen fie al3 Parteien anzufehen find (8.5). Alle ämtlichen 
Belanntmachungen, welche zur allgemeinen Kenntniß im Lande beftimmt 
find, Haben in beiden Landesſprachen zu ergehen. Lediglich für einzelne 
Bezirke oder Gemeinden bejtimmte ämtliche Bekanntmachungen haben in 
den Landesſprachen zu erfolgen, welche in den betreffenden Bezirken oder 
Gemeinden üblich find (8.6)... .. Die Eintragungen in die Öffentlichen 
Bücher (... . Berabuh .... Waflerbuh u. f. w.), dann in.... 
öffentliche Regiſter find in der Sprache des mündlichen oder fchriftlichen 
Anſuchens, beziehungsweiſe des Befcheides, auf Grund deſſen fie erfolgen, 
zu vollziehen. In derfelben Sprache find die Antabulationsclaufeln den 
Urkunden beizufegen. Bei Auszügen aus diefen Büchern und Regiftern 
ift die Sprade der Eintragung beizubehalten (8. 10). Der Verkehr 
der politifden ... . . Behörden mit den autonomen Organen richtet fi 
nad der Geſchäftsſprache, deren ſich diefelben befanntermaßen bedienen. 
Der Verkehr mit den Gemeindebehörben, welche die Functionen der poli- 
tiichen Bezirksbehörde ausüben, wird dadurch nicht berührt (8. 11). Yür 
die Frage nach der Vebereinftimmung diefer Normen mit Art. 19 al. 2 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
und über die Buläffigfeit ihrer Verallgemeinerung ift auf die Erörte- 
rungen über die zuläffige Sprache der Anträge bei den Behörden zu 
vermweifen. 

V. Die Beftimmungen über die äußere Form der an die Parteien 
ſchriftlich hinauszugebenden Erledigungen haben einmal der Erfennbarfeit 
der Bedeutung und des Zweckes derjelben, dann aber der Sicherung 
der Authenticität, der Sicherung des Beweiſes ihres behördlichen Urſprungs 
zu dienen. 

Eine Gewerbeconceffion, ein Erfindungspatent, ein Waffenpaß, eine 
Steuer«, eine Gebührenbemeflung iſt in der Ausfertigung jo zu be: 
zeichnen, daß man weiß, womit man es zu thun bat. Die Einhaltung 
diefer Form wird die Unterfcheidung ermöglichen, ob ein Act der Aus⸗ 
übung ftaatlicher Hoheit vorliege oder nicht, und welche Bedeutung ihm 
nach der Abficht der Behörde zukommen ſoll (B. ©. H. €. vom 21. März 
1884, 8. 625, Budw. 2066). 

Für die Wuthenticität in fchriftlicher Form ergehender Verwaltungs: 
acte ift erforderlich, daß in denfelben die ausftellende Behörde durch ihre 
gefebliche Bezeichnung (die Bogen. vom 8. Februar 1837, n. 8. 2.0.8. 
Nr. 20 8. 23] und Nr. 21 [8. 33] ſprechen vom Zitel der Behörde) erfennbar 
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gemacht, und daß die Ausfertigung von dem oder den zur Repräfentation 
der Behörde nach außen mittel3 fchriftlicher Erflärung zuftändigen Be- 
amten unterfertigt fei!), oder daß die hiefür zuftändige Behörde mittels 
einer jo gezeichneten Urkunde die Eriftenz der Erledigung einer von ihr 


1) Sehr zutreffend ſpricht Kaiſer Collegien, welche bald als eigene Be- 


Sofef II. in dem Hanbbillett an den 
böhmischen und öfterreichiichen oberiten 


Kanzler vom 20. Februar 1790 (Gef. 


Sofef II. XVII.Bb. Nr.36 &.098), dem 


jogenannten Hirtenjchreiben, daß er bie 
Unterfchrift der erfolgenden Refolutionen, 
fowie die Firmen der übrigen Gegen- 
ftände dem Erzherzog Yranz übertragen 
habe. 8.20 der Inſtruction vom Jahre 
1850 forderte von den Statthaltereien, 
den Freisregierungen und Bezirkshaupt- 
manufchaften die perjönliche, d. i. das 
Amt alserflärende Perſon bezeichnende 
Form. Ein Erl. des Finitters de3 
Innern d. 15. Februar 1369 8. 840 
betrachtet e3 jedoch als Corollar des im 
Art. 12 des St. G. G. v. 21. December 
1867 über die Ausübung der Regierungs⸗ 
und Vollzugsgewalt und des im $. 8 des 
Gef. v. 19. Mai 1868, R.G.B. Nr. 44 
ausgeiprochenen Grundſatzes der perjün- 
lien Berantwortlichleit de3 Amtsvor⸗ 
ftandes, daß, von den Enticheidungen 
der Grundlaftenablöjungs- und Regu⸗ 
Iirungs » Landeecommiffion und ber 
Rehenallodialifirungscommilfion abge- 
fehen, alle amtlichen YAusfertigungen der 
Gtatthalteret und ber Bezirkshauptmann⸗ 
Ichaften nicht mehr Namens der Behörde 
als folcher, oder in Anwendung bed un- 
perjönlichen „Man“, fondern in perjön- 
licher Form (aljo in der erften Perfon?) 
oder in der dem Eingangs gedachten 
Grundſatze nicht widerſprechenden (?) 
paſſiven Form (3. B. die Bewilligung 
fann nicht ertheilt werben; dem Recurſe 
wird feine Folge gegeben, u. dgl. m.) 
abgefaßt werden. ... Bei Ausfertigung 
der politifchen Behörden hat in Fällen 
einer Bertretung des Amtsvorſtandes 
durch den hiezu berufenen Beamten bie 
Unterfertigung mit dem vorausgeſchickten 
Beiſatze Ar den k. f. Statthalter” und 
„für den k. k. Bezirkshauptmann“ zu 
erfolgen. Schwierig ift mit Rückſicht 
auf den cit. Art. 9 und den Urt. 12 


des St. G. G. über die Regierungs- und ' 


Bollzugsgewalt die Beftimmung Der 
Rechtsſtellung der Commiſſionen und 


hörden, bald als integrirende Veſtand⸗ 
| teile einer andern Behörde zur Fällung 
von abminiftrativen Enticheidungen be 
rufen werden. So fordert 8. 14 des 
| F v. 21. gJuli 1871, R. G. B. Rr.77 
Aufſtellung eines eigenen Vergſenates 
im Ackerbauminiſterium und ſchreibt 
vor, daß alle Entſcheidungen im Ader- 
‚ bauminifterium in Parteiſachen von 
ı diefem Senate auf Grund collegialer 
Beichlußfaffung nach der Mehrheit der 
Stimmen zu erfolgen haben. In gleicher 
Weiſe beftimmen die Theilungs⸗, Re 
gulirungd- und Zuſammenlegungsgeſetze 
die Function der mittels berjelben ein- 
gejetten Landes und Deinifterial- 
commiffionen. Nun findet zwar bie 
Bebeutung- diefer Commiſſionen, foferne 
auch richterliche Beamte organifations- 
gemäß zu denfelben gehören, für bie 
: Sicherung rechtmäßiger Behandlung der 
| Einzelnen ihre Anerlennung in der Be 
ſtimmung bes 8. 3 lit. h. Des Geſetzes 
| über den V. G. H., welcher die Be 
ſchwerde gegen ihre, wie ſich das Geſeß 
| ausdrädt, abminiftrativen Entjcei- 
dungen an ben V. G. 9. ausſchließt. 
| Ullein die bienftlihe Unabhängigkeit der 
diefen Commifjionen angehörigen Ver- 
waltungsbeamten mit Belchräntung 
auf ihre Thätigfeit Innerhalb der Kom- 


miffion ift nirgends ausgeipruchen. Ta 
diefe Thaͤtigkeit ausdrüdiih als Ver⸗ 
waltung bezeichnet ift, jo ift faum an- 
zunehmen, daß hinſichtlich derſelben 
mittel3 einer bloßen organifatorijchen 
Beſtimmung incidenter das Miniſterial⸗ 
ſyſtem, — deſſen fuͤr den Gang der 
Verwaltung in letzter Linie ein Reſſort⸗ 
miniſter verantwortlich iſt, hätte auf⸗ 
gehoben werden wollen. Man wird 
deshalb die Aufſichts⸗ und Siſtirungs⸗ 
| befugniß des Minifters auch hinſichtlich 
, der Ücte diefer Commiſſionen anerfennen 
müſſen. Allerdings ift gegen bie Acte 
der Ausübung diefer Befugniß, foferne fie 
nah außen zum Ausbrud kommen, die 
| Befchwerde an den 8. &. 9. eröffnel 
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verichiedenen Behörde beurfundet und mittheilt. In diefer letzteren Form 
vollzieht fich regelmäßig die Mittheilung der Erledigungen der höheren 
Suftanzen durch die erjle Inſtanz, wenn fie durch eine Beſchwerde hervor⸗ 
gerufen wurden. Wo innerhalb einer collegialen Organifation eines 
Selbftverwaltungsfürperd eine Scheidung zwiſchen Befchlußcollegium und 
ausführenden Organen beiteht, wie etwa zwilchen dem Wiener Gemeinde- 
rathe, dem Stadtrathe einerjeit3 und dem Magiftrate andererfeits, dort 
find die Bejchlüffe des Collegiums zwar als ſolche, jedoch durch das 
ausführende Organ auszufertigen und jo zu zeichnen wie eigene Er- 
ledigungen des ausführenden Organs. 

Wo eine und diejelbe Behörde zugleich dein Organismus der ftaat- 
lihen und der Selbftverwaltungsbehörden angehört, wie Died z. B. von 
dem Gemeindevorjtande, von ftädtifchen Magijtraten gilt, welche die ganze 
Buftändigfeit der ftaatlichen Behörden der inneren Verwaltung unterfter 
Inſtanz (mit Ausnahme der diejen Behörden zugetwiejenen Verwaltung der 
directen Steuern) ausüben, wird es fich im Intereſſe der Erkennbarkeit des 
richtigen Necht3mittelzuged und der Einhaltung der Grenzen der Buftändig- 
feit der Behörde empfehlen, in den Erledigungen erfichtlich zu machen, 
aus welchen der verichiedenen Eingliederungsverhältniffe die Behörde ihre 
Zuſtändigkeit zu der Erledigung ableitet. So fordert auch 8. 92 des Wiener 
Gemeindeftatutes v. 19. December 1890, 2. G. und B.B. Nr. 45 von dem 
Magiftrate, daß er in feinen Ausfertigungen durch eine ausdrückliche Be⸗ 
merkung erkennbar mache, ob ſie im eigenen oder übertragenen, d. i. dem 
ſtaatlichen Wirkungskreiſe der Gemeinde erfloſſen ſind. 

Als zuſtändig für die Unterfertigung iſt, wenn es ſich um Augfertic 
gungen einer bureaufratijch organifirten Behörde handelt, der Amtsvorſtand 
oder deſſen Stellvertreter anzuſehen (8.24 der Inftruction vom Jahre 1850, 
8. 101 der Amtsinftruction für die Bezirksämter). Für Collegialbehörden 
fertigt der Borftand des Collegium oder deſſen Stellvertreter, zumeilen 
unter Mitfertigung des Referenten. Nach 8.101 der Amtsinftruction für 
Bezirksämter ſoll das Stellvertretungsverhältniß in der Form der Unter- 
Ihrift zum Uusdrud kommen. 

Genaue Bezeichnung des Ausftellungsortes ſchärft den politifchen Be— 
börden der Statthalterei-Erlaß v. 8. März 1852, 2.6.8. für Salzburg 
Nr.86, ein. Das Hfdet. v. 19. April 1799, J. G. S. Nr. 466, fchreibt die 
Unterfertigung durch den zuftändigen Beamten als unerläßliches Erforderniß 
für die Glaubwürdigkeit und Beweisfraft einer obrigkeitlichen Urfunde vor, 
ohne zwiſchen den augstellenden Behörden zu fcheiden. Um fo bedenklicher ift 
v3 8.8.9. E. vom 17. Zänner 1890, 3. 4205, Budw. 5090, welches 
dem Mangel der Unterfchrift des Amtsvorjtandes auf einer Erledigung die 
Bedeutung eines rundes ihrer Nichtigkeit abfpricht, wenn die Partei, an 
welche fie ergeht, feinen Anlaß hat, gegen ihren amtlichen Urſprung Be- 
denten zu hegen. Denn die Amtsurkunde fol ja die Fähigkeit haben, 
nit bloß von der Partei, an die fie fich richtet, und der Behörde, 
bon der fie ausgeht, fondern von Jedermann als folche agnoscirt werden 
zu können. 
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Der Sicherung der Authenticität einer amtlichen Urkunde dient ferner 
die Aufdrüdung des Amtsſiegels. Ausdrüdlich wird fie im $. 33 des 
Heimathsgeſ. für die gehörige Ausfertigung von Heimathicheinen gefordert. 
Auch auf die bedeutfamen Amtsurkunden der Verwaltungsbehörden, wie 
auf Erfenntniffe, Ausfertigungen abgefchloffener Vergleiche, Edicte, Amts: 
zeugniffe aller Urt, Genehmigungsacte, Erecutiond-Erfolglaffungsbefcheide 
binfichtlich ämtlicher Depofiten wird die im 8. 212 der Gerichtsinftruction 
für gerichtliche Urkunden ausgefprochene Vorfchrift analog anzuwenden 
fein, daß fie mit dem Amtsſiegel zu verfehen find. 


Durch die Anführung der Gejchäftszahl und des Datums der Yus- 
fertigung wird die Feſtſtellung der Identität der fchriftlichen Erledigung 
erleichtert.!) 


$. 20. Inhalt der Entſcheidung. 


I. Die allgemeinen Bejtimmungen, welche fi auf den Inhalt von Er: 
ledigungen beziehen, haben nur Entfcheidungen und Verfügungen zum Gegen: 
ftand. Bor allem ift zu erwähnen die Vorfchrift des 8.92 der Amtsinftruction 
für Bezirksämter: „Bei Entfheidungen der Bezirksbehörde find in der 
Negel die Beweggründe und die angewendeten Gejete anzuführen. 
Wenn Dagegen eine Berufung an die höhere Behörde zuläffig iſt, 
ift died mit Bezeichnung der Berufungsinftanz und der Frift, um 
mit dem Beifügen, daß der Recurs beim Bezirksamte ſelbſt einzu: 
bringen fei, in die Erledigung aufzunehmen.” 8 ift dies eine Vorſchrift, 
welche fich bereit in den Berwaltungsproceßnormen und Dienftinftructionen 
der abjolutiftiichen Epoche findet, und für diefelbe, ſoweit es ſich nm das 
Gebot der Begründung der Erledigungen handelt, vornehmlich die Beben 
tung einer Bürgfchaft für die genaue Erfüllung des gejehgeberifchen monar- 
chiſchen Willens, ſowie die Bedeutung eines Mittelö zur Erleichterung der Eon- 
trole der Erfüllung diejes Willens bejaß. Deshalb wurde damals die Vor: 
Ichrift der Mittheilung der Gründe an die Bartet meift nur für abweiſende 
Erledigungen und für den Fall des Verlangen der Partei aufgeftellt. Gegen: 
wärtig it ihre Bedeutung eine dreifache. Sie dient dem Zwecke der Selblt- 
controle der Behörde nicht bloß in Betreff der Rechtmäßigkeit, fondern 
auch in Betreff der Zweckmäßigkeit ihrer Acte, der Controle diefer Recht⸗ 
mäßigfeit und Zweckmäßigkeit dur die Auffichtöbehörden und endlich 
der Aufflärung der Partei, welcher die Rechts- und thatſächlichen Gründe 
mitzutbeilen find. Unter den Gefehen, mit welchen die Behörde ihre Er- 
ledigung zu rechtfertigen Hat, ift jede objective Rechtsnorm zu verftehen, aljo 
auch eine folche, welche nicht durch Feftfegung ſeitens des höchſten Träger: 
der gejebgebenden Gewalt, fondern auch eine folche, die durch giltige Ber- 


— - — — — — — 


1) Nah V. G. H. E. v. 31. December | Kundmachung des Ortes und der Zeit 
1885, 3. 3437, Budw. 2848 P. VII., ſind vorzunehmender Wahlen in die Ge 
Geſchäftszahl und Amtsfiegelfeine wejent- | mieindevertretung. 
lichen Erfordernifje der Giltigfeit der 
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ordnung gefchaffen worden if. Soll das Gebot der Motivirung feinem 
Zwecke entfprechen, jo kann es nur dann als erfüllt betrachtet werden, 
wenn die Begründung fich objectiv darftellt als ein Verſuch ded Nach— 
weiles der Nichtigkeit des Entichiedenen oder Verfügten, nach Lage des 
Falls in juriftifcher, thatfächlicher, empirifcher, technifcher Hinfiht. Daß 
er gelungen fein müfje, ift nicht erforderlihd. Aber eine bloße Para— 
phrafe des Verfügten oder Entjchiedenen, eine Motivirung, welche die 
juriftifchen und die Gritude thatfächlichen Inhalts, von denen fich die er- 
ledigende Behörde zu ihrer Erledigung hat leiten lafjen, nicht Far und 
deutlich erfennen läßt, it feine Begründung im Sinne der inftructio- 
nellen Vorſchrift.) Die erledigende Behörde muß, wenn fie einen er: 
waltungsact vornimmt, fich Kar fein über die Sachlage, welche fie zu dem- 
felben veranlaßt hat, und darüber, aus welchen thatjächlichen und rechtlichen 
Gründen fie ihn fo vornehmen dürfe, wie fie ihn vornimmt, und diefer ge- 
wonnenen Klarheit muß fie durch die Begründung ihrer Erledigung einen 
entiprechenden Ausdruck verleihen. Es iſt dabei nicht ausgeſchloſſen, daß 
al3 zutreffender Grund ihrer Entſchließung die Unmöglichkeit der Befeitigung 
obmwaltender Unklarheit thatfächlicher VBerhältnifje oder von irgend einer Seite 
behaupteter Rechtverhältniffe verwendet werden Tann. ebenfalls folgt 
ſchon aus der Vorſchrift der Begründung die weitere VBorjchrift der wenn 
auch noch fo fnappen, jo doch genauen Darftellung der Sachlage, welche 
den Anftoß zu der Erledigung gegeben hat, fo wie fie fich in der Vor—⸗ 
ftelung der Behörde mwiederjpiegelt. 

Die Forderung nach Begründung, welche die gründliche Ueberlegung 
behördlicher Entjchließungen verbürgt, ift in eine Reihe von gefeglichen 
und inftructionellen Beitimmungen übergegangen. Nah P. 7 des Erl. 
des C. u. U. M. vom 14. Mai 1876, find alle Erledigungen durch Bei: 
fügung der Gründe oder durch Verweifung auf die Gründe der unteren 
Inftanz zu motiviren.?) Ausdrücklich fordern Motivirung der Entjchei- 
dungen und Verfügungen die Wafferordnungen, 8. 6 des Vereinsgeſetzes 
vom Jahre 1867 für die Unterfagung der Bildung eines Vereins. Nach 
dem n. d. Theilungs-, Regulirungs- und dem Zufammenlegungsgejege vom 
3. Juni 1886, 2. &. B. Nr. 39 (8. 12) und Nr. 49 (8. 18) haben die 
Commiffionen die Umftände, welche für ihre Ueberzeugung maßgebend ge- 
wefen find, in der Begründung ihrer Entfcheidung anzugeben. Die Voll- 
zugsverordnungen zu diefen Gefehen vom 8. Februar 1887, L. G. 82. 





1) 8 G. H. €. v. 17. Februar 1894 Berufung auf den Inhalt der Berichte 
8. 4560 aus 1893, Budw. 7734. Da- | der Unterbehörden zu vermeiden und 
egen V. G. H. E. vom 13. October | die Motive in die Entfcheidungen auf- 
. 2523, Budw. 2720. zunehmen find, und der Erl. des Minifters 


2) Ebenfo ein Erl. des Min. des 
Innern v. 15. Februar 1869. 
fordern möglichſte Selbftitändigfeit der 
Begründung der Erl. des Minifterd des 
Innern v. 30. Juni 1876, 8. 7323, 
8. f. 3. 1876 ©. 208, demzufolge die 


Dagegen | 


für Eultus und Unterricht vom 16. Mai 
1869 8. 3628, welder den Grundſatz 
aufftellt, daß Minifterialenticheidungen 
einzelner Fälle, bei ähnlichen Fällen nie— 
mals ald Entf&heidungdgrund anzuführen 


| find; vgl. Mayrh. 4. Aufl. I. ©. 691. 
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Nr. 20 (8. 63) und Nr. 21 (8. 69) fordern die Angabe der gejeblichen 
Stellen, auf welche fich die Behörden ftügen. $.2 al.4 des Friſtengeſetzes 
in Saden der directen und indirecten Steuern und fonftigen Staatsgefälle 
vom 19. März 1876 fichert den Anſpruch der Partei auf Mittheilung der 
Begründung der in ſolchen Saden an fie ergangenen Erledigungen da: 
duch, daß er den Friftenlauf zur Anfechtung diejer Erledigung unterbrechen 
läßt durch jenen Beitraum, der von dem innerhalb der Anfechtungsfrift 
bei der Behörde eingebrachten Antrage der Partei auf diefe Mittheilung 
bis zur Erfüllung ihres Begehrens verfließt, wenn nicht die Begründung 
ihon mit der Erledigung Hinausgegeben wurde. Nad den n. v. L. G. v. 
3. Sunt 1886, 2. 6.8. Nr. 39 (8.44) und Nr.40 (8.57) muß der Un: 
ſpruch auf ſchriftliche Ausfertigung der Entſcheidung fammt Gründen, 
wenn diejelbe mündlich zu Protocol verfündigt tvurde, binnen 3 Tagen 
von der Verkündigung geftellt werden. In allen diefen Fällen wird 
zwifchen ftattgebenden und abweijenden Erledigungen nicht unterjchieben. 
Und in der That ijt e3 für die Parteien nicht immer gleichgiltig, aus 
welchen Gründen ihnen Necht gegeben wird. Nachfichtiger ift die Forde⸗ 
rung des 8.18 der Inſtruction für die Revierbergbeamten, demzufolge die 
Angabe der Beweggründe und der angewendeten Gejebe bei abweislichen 
Erledigungen immer, bei ſonſtigen Entſcheidungen nur in der Regel zu er: 
folgen hat. Es ſcheinen ald Ausnahmsfälle, in welchen fich die Behörde 
die Begründung erfparen kann, jene gedacht zu fein, wo bie Behörde in 
der Lage tit, einem Barteienantrage ohne förmliche Barteienverhandlung 
ftattzugeben.?) 

H. Aud die Vorſchriſt des cit. $. 92 der Amtsinftruction, daß die 
von der Behörde ausgehende Entjcheidung oder Verfügung eine Rechts 
belehrung über die Zuläffigfeit der Beſchwerde, über die gefegliche Frift für 
das Anbringen derjelben zu enthalten Habe, ift hier nicht zum erften Male 
aufgestellt worden. Schon in dem Hfdct. vom 28. October 1781 (Gel. 
Sofef II. Bd. I, 2. Aufl. S. 54) wird den Rreisämtern aufgetragen, in 
den von ihnen binauszugebenden abweislichen Befcheiden allemal die Be 
ſchwerdefriſt ausdrüdlich zu erwähnen und beizufegen, damit die Un: 


— — — —— 





a Bol. das Hfdet. v. 30. Mai 1781, Geſetzes⸗ und Berordnungsbeftimmungen, 
(Gel. Sofef II. 86.1.2. Aufl. S. 16), dem» jowie in der Regel eine Turze Angabe 
zufolge die Obrigleit in Unterthansfachen : der Gründe beigefügt werden; doch 
den Parteien nur die Motive abweiſender kann von der Angabe der Gründe im 
Erledigungen mitzutheilen hat, wenn die . öffentlichen Intereſſe und namentlich 
Belanntgabe binnen beftimmter Frift be» ' dann Umgang genommen werden, wenn 
gehrt wird. 8. 3 ber bad. Vdg. ordnet | feine gejegliche, ‚Befugniß von Privaten 
an: „Entichließungen ber Bezirksräthe, in Frage ſteht.“ Weber die Bedeutung 
wie alleaufgepflogenesBerfahren des Mangel3 der Begründung für die 
ergebende Entjheidungen, müflen in | Necht3beftändi S Ha eis! igung au 
gedrängter Yaljung die Gründe enthalten, ; vorläufig V. G. H. E. v. 

auf die Gefebes- und Verordnungsbe⸗ . 2623, Budo 9700; 27 Mai 1885 
fimmungen, auf welchen fie beruhen, , 1418, Budw. 2577: 3. Febr. 1888, 
hinweifen .. Auch anderen Verfügungen | 8. 187, Budw. 3910 ©. 94; Budw. 
joll ein Hinweis auf die maßgebenden 7734, 2573, 
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wiffenheit in diefem Stüde dem Unterthan nicht zum Schaden 
gereiche. 8. 92 der Amtsinftruction führt nur diefen Gedanken folge: 
richtig weiter, indem er auch die Angabe der Behörde, bei welcher die Be: 
ſchwerde zu überreichen, und jener, an welche das Begehren der Beſchwerde 
zu richten ift, fordert. Wehnliche Forderungen finden ſich in fpäteren, 
bald nur das Verfahren, bald auch das materielle Verwaltungsrecht be- 
treffenden Normen. So ift nad) der Verordnung des Minifteriumg des 
Innern vom 27. October 1859, R. &. 8. Nr. 196, welche mit A. h. Ge- 
nehmigung vom 23. October 1859 zur Bereinfahung und Befchleunigung 
des Gejchäftsganges der politiihen Behörden erlaflen wurde, in den 
Entfheidungen der Landesbehörden ſowohl die Berufungsfrift al3 die Be— 
rufungsinftang ausdrüdlich anzuführen. 8.2 des Gef. v. 19. März 1876, 
R. G. B. Nr. 28 ftellt die Vorſchrift, daß die Erläffe in den dort be- 
zeichneten Finanzrechtsſachen die ausdrüdlicdhe Bezeichnung der Behörden, 
bei welchen, und die Frift, binnen welcher Beſchwerden oder Recurſe ein- 
zubringen find, zu enthalten haben, unter die Sanction, daß fonft die Frift 
erft von der Buftellung eines dieſe Daten enthaltenden Nachtragserlaffes zu 
laufen beginne. Die Frage nad) den Wirkungen einer unrichtigen Rechts⸗ 
belehrung ift aber auch hier offen gelafjen.?) 

II. 8. 93 der Amtsinftruction für die Bezirksämter ordnet an, daß 
in jenen Fällen, in welchen der Ausſpruch der Behörde wegen dringender 
Gefahr am Verzuge fofort in Wirkfamfeit gejeßt werden fol, dies in der 
Erledigung ausdrüdlich anzuführen jei. 

IV. Die grundfägliche Forderung des 8. 89 diefer Anftruction, daß 
alle amtlichen Aufſätze, abgejehen von einer einfachen und anftändigen 
Sprache, Klarheit und Bündigkeit des Inhalts aufweiſen müſſen, hat 
Bedeutung nicht bloß für den internen Verkehr der Behörden unter ein- 
ander, ſondern in gleicher Weife für ihren Verkehr mit den Parteien. Ber- 
langt der Staat Gehorfam und Anerkennung für feine hoheitlichen Acte, 
jo muß er auch dafür forgen, daß für diejenigen, an welche er fich mittels 
derjelben kehrt, ohne Schwierigkeit erfennbar werde, was er mit denfelben 
will, und worauf er e8 abgejehen hat. Aber nicht bloß vom Standpunfte 
der Förderung der Berftändigung zwiſchen dem Staat und dem Einzelnen, 
auch im Intereſſe der Erfparung an Arbeit und Koften für den Staat und 


1) Bur Frage nach ben Nechtöfolgen 
des Mangels der im Texte beiprochenen 
Nechtöbelehrung oder der Unrichtigfeit 
berfetben dgl. ar V. G. H. E. 

2. Zuli 1877 1, Budw. 103; 
10. Auli 1878, g 991, Budw. 302: 
27. Dec. 1879, 8. 2535, Bud. 658: 
Blen. Beſchl. des 8. ©. 3 8 6. Nov. 
1882, 8. 1752, Erel 760; v. 26. Nov. 
1877, . 1589, Erel 651; Befehl vom 
23. April 1877, 8. 546, Erel 652; Bien. 
Beichl. v. 29. Oct. 1883, 8.2097, Erel 
653; 8.6.9. €. 0.16. Rov. 1887, 8. 2752, 


Budw. 3761; 22. März 1888, 8. 555, 
Budw. 4002: 22. März 1888, 2. 532, 
Budm. 4008. An Betreff der Anwen- 
des 2 des Gef. vom 19. März 
187 GB. Nr. 38, 8.0.9. €. 
v. 31. int 1880, 2. 1007, Budw. VI. 
116. Nach 8. 27 der bat. Bdg. vom 
31. Aug. 1884 find zwar bie Betheiligten 
bei Eröffnung von Entichließungen bes 
Bezirksrath3 über dad Recursrecht und 
die Recursfriften zu belehren, allein hr 
Giltigkeit der Belehrung gehört die 


öffnung nicht. 
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den Einzelnen, ift das Gebot möglichiter Klarheit der behördlichen Er- 
Härungen nah Bwed und Inhalt aufzuftellen. Ein adminiftratives Ber: 
fahren, welches mit einer Erledigung abjchließt, deren Biel und Inhalt 
nicht erkennbar ift für die Behörden, die fie ausführen, für die Auflidts: 
behörden, die fie controliren, für die Parteien, die ſich danad richten follen, 
hat feinen Zweck verfehlt und erfordert einen neuen Aufwand von Zeit 
und Koften, um die beitehenden Zweifel oder bereits entitandene Verwir— 
rungen zu befeitigen. 

Die Behörde muß alfo deutlich erfennbar machen, ob fie belehren, ob fie 
beurfunden, ob fie verfügen, insbefondere Rechte begründen?!) oder vernichten, 
oder ob fie ein Urtheil über das Dafein von thatjächlichen und rechtlichen 
Berhältniffen ausſprechen will, mit der Beitimmung, daß es im Falle feiner 
endgiltigen Beftätigung oder nach unbenugt verlaufener Friſt für Die An- 
fechtung durch die Parteien, von diejen foll nicht mehr beftritten werden 
fönnen.?) Es muß erfennbar fein, ob die Behörde bei ihrer Erledigung 
bon dem animus testandi, jubendi, vetandi, concedendi, judicandi geleitet’ 
war. Nur fo läßt fich beurtheilen, auf welche rechtliche Wirkungen die Er: 
ledigung abzielt und, ob der Partei jene Erledigung zu Theil wurde, auf 
die fie Anfpruch Hat.?) Daraus folgt 3. B., daß foldhe Behörden, welde 
den Staat oder andere mit Hoheit3rechten ausgeitattete juriftifche Perfonen 
nicht nur in der Ausübung diefer Hoheitsrechte, fondern auch in ihrer privat: 
wirthſchaftlichen Stellung repräfentiren, durch den Anhalt ihrer Erklärungen 
deutlich erfennen laſſen müffen, ob fie damit einen hoheitlichen oder einen 
Privatact für die repräfentirten Perfonen vornehmen mollen.*) 


_— on ——-. — 


1) Eine bloße Belehrung über die Die Rechtspflicht dieſer Berfonen zur Bei- 
Bedeutung der Lonceifion ift feine Eon- tags eiftung feftgeftellt werden fol. (8. 
eelfionöberleibung (V. G. H. E. v. 6. Juli ©. . 25. Febr. 1887, 3. 609, 
1 1903, Budw. 3625). — Die Bud. 3i18: vol. au V. G. H. E. v. 
Before ſoll, wenn fie den Inhalt einer | 21. März 1884, 8. 625, Budw. 2066). 
Baubewilligung feftftellt, ſich deutlich 3) Wil die Behörde einen Antrag 
darüber ausfprechen, ob fie eine Anord- | nicht aus proceffualen oder formalen 
nung Derjelben vom Standpunkte des | Gründen fondern wegen materieller 
öffentlichen Intereſſe, oder. ob fie die- | Nechtsmwidrigfeit abweifen, jo muß fie 
jelbe fraft einer ihr zuftehenden Befug: ſich darüber beftimmt ausfprechen. Die 
niß zur Sicherung des Privatinterefje | beiläufige Bemerkung, daß ein aus 
eines Anrainer® und mit der Ablicht | formalen Gründen abgewiejener Recurs 
erlaſſen wollte, demſelben auf ihre | auch im materiellen Rechte nicht ge⸗ 
Einhaltung einen Anſpruch zu be- | gründet fei, hat die Bedeutung eine? 
gründen. Davon hängt die Beantivor- —** beſtimmten Ausſpruchs nicht, und 
tung der Frage ab, ob die Behörde für das iſt für die Frage der formellen Rechts⸗ 
die Zurücknahme det Unordnung der | krafteines ſolchen Ausſpruchs bedeutſam. 
Buftimmung ber begünftigten Bartei be- , (8. ©. 9. E. v. 4. Mat 1887, 3. 1250, 
darf oder nicht (arg. 8. ©. H. E. vom | Budw. 3517) Ein bloßes Gutachten 

1. April 1892, 3. 1063, Budw. 6524.) | fann eine Entjcheidung nicht erjegen. 

2) Die bloße Anordnung, daß und in (V. G. H. €. v. 26. Sänner 1885, 3. 122, 
welcher Weile beitimmte Perſonen zu a VL 258. 
einem öffentlichen Aufwande beitragen 
follen, ift feine Entjcheidung, durch welche 
für den Zweck fünftiger Unbeftreitbarkeit, 


4) 8. G. 9. E. vom 6. November 
1884, 8. 2198, Budw. 2278 ©. 523. 
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Deutlich ſoll nicht nur die Abficht, ſondern auch der Inhalt der be: 
hördlichen Erledigungen erklärt werden. Wo mittel der Erledigungen zu 
individuell beftimmten Perfonen geſprochen werden foll, gehört dazu die 
genaue Andividualifirung, Benennung derfelben.) Es gehört ferner dazu 
genaue Beitimmung des Gegenstandes, auf den ſich die Erledigung bezieht. 
Soll alfo durch eine Erledigung eine Verfügung über eine individuell be- 
fimmte Sache?) getroffen werden, jo muß auch diefe Sache — foll durch 
die Erledigung eine bejtimmte Leiftung beanfprucht werden, jo muß das 
zu Leiftende genau bezeichnet werben. °) 


V. Aus der Pflicht der Behörden, mit der Zeit und dem Gelde des 
Staate8 und der Barteien haushälteriſch umzugehen und Rechtsverwir⸗ 
rungen zu verhüten, folgt die Yorderung, den Inhalt der Erledigungen 
jo einzurichten, daß erkennbar wird, welcher concrete Gegenftand durch die 
Erledigung abgethan werden follte, und daß eine Verwechslung desjelben 
mit anderen möglichen Gegenjtänden einer behördlichen Erledigung ver- 
mieden werde. Huch diefes Bedürfniß führt zur Forderung nach genauer 
Angabe des Thatbeftandes, der die Erledigung bervorgerufen hat. Die 
Entiheidung Hat aber weiters für dieſen Zweck das Rechts- oder dag 
thatſächliche Verhältniß, welches künftiger Beſtreitung entzogen ?), die 
vechtöbegründende, rechtövernichtende Verfügung hat das Rechtsverhältniß 
genau zu bezeichnen, welches durch diejelbe begründet oder aufgehoben 
werden fol. Da öffentlich rechtliche Anſprüche auf die gleiche Leiftung, 
3 B. auf die Leiftung einer beftimmten Geldfumme aus verfchiedenen 
rechtserzeugenden Thatfachen hervorgehen können, fo gehört zur Indivi— 
dualifirung einer Erledigung, welche eine folche Leiftung auferlegt, auch 
genaue Ungabe des Rechtsgrundes, aus welchem fie gefordert wird.) 

VI. Das adminiftrative Verfahren ift beftimmt zu einem Entjchluffe 
der Behörde zu führen, ob fie etwas thun oder unterlafjfen will, gleichviel 
ob das Berfahren durch PBarteienantrag hervorgerufen, oder ob Die Be: 
hörde, abgefehen von einen Barteienantrage, fi) über diefe Frage infolge 


— — — — —— —— — 


1) Eine behördliche Erklärung, welche 3) 8. G. H. €. v. 19. Sept. 1888, 
der Bartei als für fie beftimmt hinaus- | B. 281, Budw. 4230. 
gegeben wurde, iſt die Partei al Solche | 8.6. H. €. * 3. November 1893, 
zu behandeln berechtigt, auch wenn die 3. Budw. 7507. 
Abſicht der erklärenden Vehorde nur auf 5) Rach den V. G. H. E. v. 24. Nov. 
eine Mittheilung im internen Amtsver- 1880, 8. 2134, 2135, Budw. 929, 930, 
kehr berechnet war. Declaratio est pro |, hat die Behörde, wenn fie einen durch 
voluntate. V. G. H. E. v. 1. October | Zuſammenrechnung mehrerer Poften fich 
1888, 3. 2195, Budw. VI. 386. Bol. ergebenden Koftenbetrag der Partei zur 
ferner 3. ©. 9. E. v. 19. Dec. 1887, | Zahlung auferlegt, derjelben auch bie 
3. 3290, Budw. VI. 362. für die Ermittlung jeder einzelnen Poſt 

2) Ein Enteignungserfenntnif hat |: maßgebenden Umſtände mitzutheilen. 
bei jonftiger Bernichtbarleit die zu ent- ' Nach P. 7 des Erl. des E. u. U. M. 
eignenden PBarzellentheile nach ihrer ört- iſt in den Erfenntniffen der Streitpuntt 
lihen Lage au bezeichnen. . jteis genau anzuführen, damit Tünftig 
v. 13. März 1885, 8. 331, Budw. 2452: | ein Zweifel über Die Kpentität der ent» 
10. Nov. 1893, 8. 3729, Budw. 7509. ichiedenen Sache entftehen Tann. 
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ihrer Amtspflicht [hlüffig zu werden hat, und es muß zu einem Entfchluffe 
folder Art führen, zu deſſen Herbeiführung es beftinmt if. Es 
muß alfo der $nhaltder Erledigung dem Zwecke des Verfahrend 
entſprechen. Dient das Verfahren dem Bmede, einen Ausſpruch der 
Behörde über das Dafein von thatſächlichen oder Rechtsverhältniſſen herbei: 
zuführen, welcher fünftiger Unbeftreitbarfeit gegenüber den Parteien fähig 
fein jo, jo muß die Erledigung einen ſolchen Ausſpruch enthalten.!) Sol 
e3 die Entjchließung darüber herbeiführen, ob beſtimmte Anordnungen zu 
treffen jeien oder nicht, jo muß die Erledigung diefe Entfchließung in be: 
ftimmter Weife ausſprechen. Sie thut dies allerdings auch dann, wenn 
fie ausfpricht, daß die Sachlage nicht mit jener Klarheit vorliege, melde 
den Erlaß einer beftimmten Anordnung rechtfertigt, und deshalb die Bor- 
nahme biefer Anordnung in beftimmter Weije ablehnt. _ 

Ob die Behörde ihrer Pflicht, fich zu entfchließen und durch ihren 
Entſchluß zu erledigen, auch durch die Hinausgabe einer bedingten, be: 
tagten, auf Widerruf oder proviforifh erlaffenen Erledigung genügen 
kann, deren Wirkjamfeit befteht, bis fie durch eine andere inhaltlich nicht 
beichränfte abgelöft wird, hängt deshalb von den Beftimmungen des ober: 
tiven Rechtes ab, welche den Inhalt der von der Behörde zu erlaffenden 
Erledigungen näher beftimmen.?) Eine bedingte Entſcheidung mit Vorbe: 
halt der gejeglich geforderten Beftätigung durd) die Landescommiſſion legt 
da3 n. ö. Zuſammenlegungsgeſetz v. 3. Juni 1886, 2. ©. B. Nr. 40 im 
8. 63 dem proceßleitenden Beamten in dem Falle des 8. 107 des Geſetzes 


1) ©o hat die Oberbehörde Über den letzen (V. ©. H. €. vom 4. Nov. 1885, 
Untrag einer formgerecdhten Bejchwerde | 3. 2854, Budw. 2756); fie darf nur 
felbft zu entſcheiden; fie genügt dieſer | dort und gegen denjenigen eintreten, wo 
Pflicht nicht, wenn fie ftatt beifen eine | und gegen wen das Geſetz proviforiice 
Weiſung an die Unterbehörde Hinaus- : ftatt definitiver Regelung zuläßt, und 
gibt, oder erklärt, die Ertſcheidung der | endlich darf fie den Zeitpunkt bes Ein- 
Unterbehörde zu überlaflen. 3. ©. — trittes der geſetzlichen Vorausſetzungen 
E. v. 23. Juni 1884, 3.1884, Budw. VI. für die definitive Regelung nicht über 
233; vom 7. Februar 1887, 3. 295, | dauern. V. G. H. E. v. 17. Juni 1885, 
Bud. VI. 325; 21. März 1887, 3.792, | 3. 1495, Bub. 2617; 6. October 1893, 
Budw. VI. 328). In dem Falle V. G. 2.3336, Budw. 7435. Das Gleiche gilt 
9. E. v. 7. Mai 1884, 3. 787, Budw. von Erledigungen anf Widerruf. Es 
2118, wird der durch eine oberbehörd- iſt deshalb das V. G. H. €. v. 29. Der. 
fihe Erledigung erregte Bmeifel, ob | 1893, 8.4469, Budw. 7624, wonach die 
der Bejchmwerde hattgeneben oder ob fie Gonfentirung einer gewerblichen Ye 
zurüdgemiejen worden fei, in Sinne der . trieb3anlage auf Widerruf erfolgen kann, 
legteren Eventnalität gelöft, mweil nicht , nur unter dem Gefichtspunfte der Auf- 
ausgeiprochen jet, daß dem Recurſe in | faflung des V. ©. 9. richtig, daß ein 
irgend einer Hinficht nachgegeben wurde. Parteienanſpruch auf Eonfentirung nicht 

2) Die Provijorialverfügung ift nur | befteht, daß alſo, wenn die Behörde ſich 
ftatthaft, wenn fie geſetzlich ift; das Heißt: | über die Eonfentirung entfchließen Tann, 
die Behörde muß für diejelbe zuftändig ! wie Ir will, fie ihre gewährende Ent- 
jein (V. ©. 9. €. v. 4. Febr. 1888, ſchließung als widerruflich erffären darf. 
8. 410, Budw. 3913); die Brovifortal- | Das ift doch weniger als die unbedingte 
verfügung barf wie jede definitive Ver- Ablehnung. 
fügung Rechte der Einzelnen nicht ver- 
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auf.) Ein Beilpiel einer befrifteten Verfügung ift die Zuteilung von 
Enclaven, deren Umfang die felbftftändige Ausübung des Jagdrechts nicht 
geftattet, zu dem diejelben umfchließenden SSagdgebiet. Ihre Wirtfamteit 
ift nah 8.17 des böhm. Kagdgefehes vom 1. Juni 1866, 2.9.8. Nr. 49, 
nur auf die Zeit der jeweiligen gefehlich vorgefchriebenen Verpachtung des 
Jagdrechts beichräntt (V. G. H. E. v. 13. März 1890, 3. 832, Budw. 5209). 
Proviſorialverfügungen ſind ſtatthaft in dem mit Verordnung der Miniſter 
des In. u. d. Juſt. v. 31. October 1857, R. G. B. Nr. 218, auf Grund bes 
A. h. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. B. Nr. 130, geregelten Ver— 
fahren zur Grundlaſten-Ablöſung und Regulirung nad) Maßgabe des 8. 125 
dieſer Vog., im Grundtheilungs-, Regulirungs- und im Zujammenlegungs- 
verfahren zur Vermittlung des Ueberganges von der alten in die neue Ge⸗ 
ftaltung des Grundbefites [n.ö. 2. G. v. 3. Juni 1886, L. G. B. Nr. 39 
(8. 31) und Nr. 40 (8. 45); 3. ©. H. ©. vom 3. Mai 1893, 3. 1596, 
Budw. 7241), ferner bis zur rechtöfräftigen, jei es verivaltungsbehörblichen, 
ſei e8 gerichtlichen Entſcheidung von Streitigleiten über die Verpflichtung 
zu Leiftungen für Cultuszwecke, wo es das dringende Anterefje der Seel- 
jorge erheiicht (8. 56 des Gef. vom 7. Juni 1874, R. G. B. Nr. 50).?) 
Proviſoriſche Bedeutung hat die im 8.18 des Heimatsgejehes vorgejehene 
Zuweiſung eines Heimatlojen, d. i. einer Perſon, deren Heimatsgemeinde 
nicht fejtgeftellt werden kann, zu einer der im $.19 vieles Geſetzes 
angeführten Gemeinden. Ihre Wirkſamkeit dauert, bi3 durch einen Um— 
ſtand dervorfommt, welches die wirkliche Heimatdgemeinde des Zugewieſenen 
it. Während ded Ermittlungsverfahrens ift eine Provijorialverfügung in 
Betreff der Unterftügung des heimatlofen Armen ftatthaft (WB. &. H. €. 
v. 9. März 1893, 8. 897, Budw. 7135). Die Vereingbehörde erjter In⸗ 
itanz kann die Thätigkeit eines nach dem Vereinsgeſ. vom Sahre 1867 be= 
jtehenden Vereins unter den VBorausfegungen des 8. 24 nad 8. 25 diejes 
Geſetzes proviſoriſch einftellen, bis die Auflöfung durch die hiefür zuftändige 
Landesbehörde erjebt if. Wo es fih um Abwendung von Gefahren für 
die Öffentliche Sicherheit handelt, ift die zur Erledigung der Sache zu- 
ftändige Behörde befugt und verpflichtet, die dringlihiten Unordnungen zur 
Befeitigung derfelben zu treffen und auf Koften des Verpflichteten durch: 
führen zu laflen, ehe noch diejenigen Berfonen, denen die Veranjtaltungen 
für diefen Zweck obliegen, oder die endgiltige Begrenzung derjelben mit 
Sicherheit feitgeftellt werden Tann.?) In diefem Falle hat die Behörde 


1) Bgl. auch den Fall de3 8.6.9. €. | der wirklichen Heimatögemeinde muß der 
vom 21. Süänner 1886, 3. 3127, 1885, | zugewiejene Arme von der Zumeifungsge- 
Budw. 2879; v. 25. April 1890, 3. 1370, | meinde erhalten werden. Nach $. 27 der 
Budw. 6277; 8. 23 des kaiſ. Bat. vom Inſtruction für Dieftevierbergbeanten hat 
5. Juli 1853, R. G. B. Rr. 130; 8.74c | der Commiſſionsleiter Verfügungen, von 
al. 3der n.d. Bauordnung dv. Jahre 1883. | denen fich herausftellt, daß fie jofort ge- 

2) 8. ©. 9. E. v. 27. October 1887, | troffen werden müſſen, nad) allfälliger 
3. 6877, Budw. 3726. 8. &. 9. E. v. | Berathung mit ben Sachverjtändigen zu 
23. Wpril 1892, 3. 1051, Budw. 6562. | treffen und dieſen Umftand zu Brotocoll 

3) A. h. Hide. vom 2. März 1799, | zu bringen. Wo der zur Wusführung 
3.8. ©. Nr. 459. Big zur Uusmittlung | einer dringlichen Beranftaltung Ber- 


Tezner, Handbuch. 14 
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mit der Proviforialverfügung ihrer Erledigungspflicht nicht Genüge ge: 
than. Sie bat vielmehr mit möglichjter Beichleunigung auf die Her: 
ftellung einer definitiven Ordnung der Verhältniffe Hinzuarbeiten. 

VII. Nicht nothiwendig muß die Erledigung das rechtliche Schiefal eines 
Parteienbegehrens endgiltig entjcheiden. Die Behörde kann und muß eine 
ſolche Entſcheidung ablehnen, wenn die formalen oder procelfunlen Voraus: 
fegungen für diefelbe fehlen. Die Behörde ift z. B. für eine folde Ent: 
Scheidung unzuftändig, die Form des Parteienbegehrenz, fein Inhalt, feine 
Snftruction entfpricht nicht den gefeßlichen Vorausſetzungen für eine jolde 
Erledigung (vgl. 8. 33 der Vollzugsvorfchrift v. 5. October 1852 zum 
Privilegiengeſetzſ; die Bevollmächtigung des in fremden Namen Ein- 
fchreitenden tft nicht ausgewiefen; eine Beſchwerde gegen eine Entjcheidung 
ift noch vor Zuftellung derfelben, alfo vorzeitig oder voreilig überreicht. 
In allen diefen Fällen wird die Behörde die Prüfung der Frage, ob das 
Begehren, abgejehen von feinen formalen oder procefiunlen Mängeln, ge 
gründet ſei oder nicht, ablehnen und dasfelbe unter Berweifung auf diee 
Mängel abweijen.”) Man drüdt fi dann technifch fo aus, daß die Be: 
hörde ein Begehren, ohne in die „Sache“ einzugehen, aus formalen 
Gründen abgewiejen babe. 

Hat die Behörde ihrer Erledigungspflicht gegenüber der Partei, welche 
eine Erledigung begehrt, bereit? Genüge gethan, tft der Unfprud der 
Bartei auf Erledigung, ſei e8 durch eine ergangene Entfcheidung oder Ber- 
fügung confumirt worden, befteht für die, eine Erledigung (jie fei Ent: 
ſcheidung oder Verfügung) anfechtende Partei fein Anfechtungsaniprud 
mehr, wird ein Antrag wiederholt, deſſen Entſcheidung fei es in erfter oder 
in einer höheren Inftanz noch ausfteht, dann erfolgt die Erledigung in 
der Form eines Hinmweifes auf die abgethane, entfchiedene, rechtskräftig ent- 
ſchiedene, beziehentlih anhängige Sache.“) Much das ift Abweiſung aus 
Gründen des Proceßrechts. 

Sn allen andern Fällen muß bie Erledigung in bie Sache eingehen. 


pflichtete nicht jofort feitgeftellt werden 
kann, erübrigt nichts, als dieſe Veran⸗ 
ſtaltung auf ſtaatliche Koſten vorzu⸗ 
nehmen, und die Ermittlung des Ber- 





urüdzuftellen.. Die Nachholung dr 
—** n Erfordernifie binnen diekt 
Friſt fichert dem Geſuche die Behand⸗ 
lung, als wäre es am Tage feiner erfen 
pflicäteten einem befonderen erfahren Ueberreichung in ehöriger Form ange 
vorzubehalten. Bol. den Fall des 8. ©. | bracht worben. ar 8.15 al 3 mm! 
9. E. vom 8. Februar 1884, 8. 274, | des AriotlegiengeieheB. 
Budm. 2015. 2) P. 8 des Erk. des C. und U M. 

1) Nach einzelnen geſetzlichen Beſtim⸗ vom 14. Mai 1876: „Rechtskraͤftig ent- 
mungen hat die Behörde mangelhafte ſchiedene Sachen find bei wiederholten 
Geſuche, wenn der Beitpunkt ihrer Ueber- | Anbringen auf die rechtökräftige Ent 
reihung in irgend welcher Hinficht, 3.8. | fcheibung zu verweilen.” Enticeidun 
für die Begründung der Priorität bes in hier fo viel wie Erledigung die 
Antrages rechtlich von Bedeutung ift, | Berweifung hat auch dann zu erfolgen. 
oder wenn die Meberreichung nur inner- | wenn eine Sache durch rechtskrditice 
halb einer geſetzlichen Bräclufiofeift wirl- | Verfügung für die Partei unanfechtber 
im erfolgen kann, dem Gefuchiteller zur | geordnet worden ift. 

erbefjerung binnen angemeftener reift 
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eine meritale fein, fie muß entweder dem Begehren ganz oder theilweiſe 
entfprecden, oder dasſelbe ganz oder theilweife wegen Unzwedmäßigkeit 
oder Rechtswidrigleit feines Inhalts abmeilen. 

VII. Soweit die Barteiensdispofition für die Behörden bindend ift, 
darf die Erledigung der Behörde fich in feinen Gegenfah zu der Dispofition 
der Barteien jtellen; e3 darf ſich die Erledigung des adminiftrativen Ver⸗ 
fahren? nicht auf dasjenige erſtrecken, was gar nicht Gegenſtand desjelben 
gewejen iſt. Das tft die Bedeutung des Satzes: judex ne eat ultra peti- 
tum auf dem Gebiete des Wominiftratioproceffes.!) 

. Andererfeit3 muß aber die Behörde mit der Erledigung jeden nicht 

ſchon im Laufe des Verfahrens abgethanen Antrag, ihm willfahrend oder 
ihn ablehnend, erledigen, auf deſſen Erledigung die Partei einen Anſpruch 
erheben kann; die Erledigung muß auch abgejehen von Parteianträgen 
alle den Parteien nicht ſchon früher mitgetheilten Entfcheidungen oder 
Verfügungen enthalten, welche die Behörde nach dem durch die Verband: 
lung zu Zage geförderten Sachverhalte auszufprechen von Amtswegen ver- 
pflihtet iſt.) Sonach bat die Erledigung auch den Ausſpruch über die 
von den Parteien begehrten und die dem Staate gebührenden Zeiftungen 
des Erjaßes der Koften des Adminiftrativverfahrens durch die erfahpflich- 
tigen Parteien zu enthalten. 

IX. Für den logifchen Aufbau der Erledigung, für den Zweck der 
Bermeidung von Zweifeln und VBerwirrungen ergibt filh auf Grund diefer 
vorangeichidten Erörterungen die Nothivendigfeit ftrenger, äußerlich erfenn- 
bar gemachter Scheidung zwiſchen dem Thatbeitand, bezüglich deſſen im 
Sale der Klarheit und Richtigkeit der thatfächlichen Anführungen der . 
Partei auch auf dieſe verwiejen werden Tann, dem declarativen oder 
dispofitiven Theil der Erledigung und der Begründung Iſt eine Er- 
ledigung aus Enticheidung und Verfügung zujammengejebt, jo find auch 
diefe Elemente derjelben von einander zu trennen. Das Durcheinander: 
flechten diefer Beftandtheile der Erledigung gefährdet die Erfennbarfeit 


1) Ein behördliches Enuntiat, welches 
als Entjcheidung über einen geftellten 
Antrag hinausgegeben wird und den 
Inhalt Diefes Antrag verfehlt, kann 
wegen mangelhaften erjahtend aufge» 
rn werden. (8.6.9 uni 

.1294, Budw. vr 288. -104, 215.) 

2)" ©. 9. E. vom 10. Rov. 1879, 
>. 2165, Budw. VI. 96; 4. Dec. 1888, 
3. 3717, Budw. 4381. Die Erledigung 
muß ſich a folche Anträge erftreden, 
welche nur für den Wall der Ablehnung 
eine8 anderen Antrags geftellt werden, 
wenn der Eventualantrag ein folcher ift, 
daß er, unbedingt geftellt, einen Anipruch 
auf er ebigung FEN (arg. 8. ©. 
9. €. v. 5. Dec. 188 udw. VI. 
360. ®. 6 des Erl. ram 


v. 14. Mat 1876 bemerkt zu dieſer Frage: 
Das Verfahren ift von Amtswegen auf 
alle zur Sache gehörenden Punkte 
audzudehnen, damit durch das Erfennt- 
niß die ganze Ungelegenheit erledigt jei. 
Eine Procedur, welche es frei läßt, daß 
diefelbe Sache nach verjchiedenen Be⸗ 
ziehungen Gegenſtand wiederholter Ver⸗ 
Handlung und Entj Geibung mi wird, A 
jo viel als möglich zu bermeide a⸗ 
iſt z. B. beieinem ſtreitigen iechet, 

farr⸗ oder Schulbau über die 
Nothwendigkeit Ai Urt der Bauführung, 
fowie über die Beftreitung der Baukoſten 
geiondert, jondern fiber alle dieſe Punkte 

letchzeitig zu verhandeln und zu ent- 
fe eiden. 
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der Veranlaffung der Erledigung, ihres Inhalts und ihres Zweckes.) Da 
nun für die Parteien nur der erklärte, nicht der unerflärt gebliebene Wille, 
nur das zum Ausdruck gelangte Urtheil der Behörde maßgebend fein fan, 
fo jest fich die Behörde, bei noch fo unzweifelhafter Nichtigkeit des von ihr 
wirklich Gemwollten und Erfannten, durch einen verworrenen Ausdrud ihres 
Willens und ihrer Erfenntniß der Gefahr disciplinärer, ja vielleicht durch 
unflare Polizeiverfügungen auch ftrafrechtlicher Whndung aus. 


1) Sal. ©. ©. 9. E. vom 22. Mai | 1888, 8.322, Bubw.3898 S. 77; 15.Msi 
1885, 8. 1245, Bubw. 2573; 27. Jän. | 1885, 8. 1319, Budw. 2563. 


Achte Capitel. 


Verſtändigung der Barteien von dem Inhalte 
behördlicher Berwaltungsarte, 
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I. Es folgt aus dem Wefen jener Berwaltungsacte, welche den Zweck 
verfolgen, normirend auf den Willen von Perfonen zu wirken, daß die 
Kenntniß ihres Inhalts denjenigen Perfonen, deren Willen durch den Ver⸗ 
waltungsact beitimmt werden jol, in irgend einer Weije vermittelt. werden 
muß. Dies gilt aljo von Verfügungen, Generalverfügungen, Verordnungen, 
Entſcheidungen.) Selbft wenn aus Zweckmäßigkeitsgründen der Eintritt 
von Wirkungen eines Vertvaltungsactes zu Gunften einer Partei an einen 
vor ihrer PVerftändigung von demfelben liegenden Zeitpunkt geknüpft 
wird ?), jo wird die Wirkung dieſes Verwaltungsacts gegen Dritte, deren 


1) Auch Enticheidungen verfolgen den | gemeinen Einſicht aufliegende Privi⸗ 
Zweck, den Einzelnen eine Richtſchnur | legienregifter beginnen. So beginnt 
ihres Berhaltens zu geben, welche zu be- | auch die Wirkung der Conceſſion für 
achten ift, ſei e3 ohne MWeitered oder | einen Nevierftollen Dritten gegenüber 
wenn die Behörde oder ein Dritter e8 | nach 8. 65, P. 5 der Vollzugsvorſchrift 
verlangt. In Diefem Sinne ftatuirt | zum Berggeſ. erft von dem Beitpunfte 
8. 117 der Vollzugsvorichrift zum VBerg- | ihrer gehörigen Kundmachung. Dagegen 
gelebe ben Erecutiondzwang, wenn den | fällt die Wirkſamkeit des in der * vi⸗ 
rkenntniſſen und Entſcheidungen der | legiumsertheilung liegenden Nachah⸗ 
Bergbehörden nicht Folge geleiftet wird. | mungsverbots nad 8.30 des Gef. ſchon 
In diefem Sinne ſpricht das gemeine | mit der Vernichtungserklärungzuſammen, 
Recht von einer Yudicat3obligation. | und die Lölchung im Negifter fol nur 

2) So ift das Ulter eines Erfindungds | diefen Zeitpunkt für Dritte erfennbar 
patent? nad $. 26 des Privilegiengej. | fiziren. Bon einer unerlaubten Nach« 
bom Tage der Ausfertigung der Privi- | ahmung kann Fr von der Ber« 
legiumsurkunde zu rechnen. Aber für | fection der Vernichtung an alfo ſchon 
die Wirkſamkeit gegen Dritte find nach | vor der Eintragung derjelben feine Rede 
diejem Paragraphen die Beftimmungen | fein. Einen Fall der Begründung von 
über die Wirkſamkeit der Gefehe maß- | Rechten zu Gunften des Adreſſaten einer 
gebend, alfo die Runbmadung in der Form | conftitutiven Verfügung vor Zutenung 
der Kundmachung der Geſetze erforder- derſelben ſchafft auch das Hfdet. vom 
lich. Letztere Vorſchrift ift nunmehr durch 19. Juli 1804, P. G. ©. Bd. 22, Nr. 3, 
8.48 des Geſetzes vom 10. Juni 1869, | welches den Rang mehrerer Beamten 
R. G. B. Nr. 113, derogirt. Aber die gleicher Rategorie nah dem Datum der 
volle Wirkung des Patents kaun nicht | Ausfertigung bes Anftellungsdecretes 
vor deffen Eintragung in das zur all« | beftimmt. 
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Berhalten gegenüber dem Begünſtigten mittel® Gebotes oder Ber: 
bote3 bejtimmt werden fol, regelmäßig nicht beginnen, ehe nicht diefer 
Wille der Behörde in mehr oder minder vollfommener Weife auch Dielen 
Dritten erkennbar gemacht worden ift. Der Wille des Geſetzgebers, diefen 
Grundſatz, welcher aus dem Wefen hoheitlicher Ucte und dem Weſen des 
Adminiſtrativverfahrens fließt, in befonderen Fällen auszufchließen, bedarf 
eines deutlichen Ausdruds. Inſoferne weiter den Parteien die Möglid- 
feit der Unfechtung von Verwaltungsacten binnen einer zeitlich begrenzten 
Friſt eröffnet iſt, kann diefe Frift vor der Berftändigung des Anfechtunge- 
berechtigten nicht zu laufen beginnen, e8 fei denn, daß derfelbe fich dem 
Bollzug der Verftändigung entzogen bat. Uber grundfäßlich Hat die Wir- 
fung der Verftändigung nicht jede von der Behörde beliebig gewählte Form 
derfelben, fondern nur diejenige, welcher kraft objectiven Rechts ſolche Wir: 
fung zulommt. Andererſeits übt die gefegliche Form der Verftändigung 
die Wirkung ordnungsmäßiger Berftändigung, auch wenn fie noch fo un: 
vollkommen oder unzwedmäßig wäre. 
II Die Verordnungen der Minifterien, welche die in das Gebiet 
der Neichögefehgebung gehörigen Gegenftände betreffen, find nad 8. 1 
lit. c des Gef. v. 10. Juni, R. G. B. Nr. 113, im Reichsgeſetzblatt kund- 
zumachen. Die Verordnungen der Landesbehörden, gleichviel, ob ſie die der 
Reichs⸗ oder der Landesgeſetzgebung überwieſenen Intereſſen berühren, 
find nad) dem Landesgeſetz v. 15. Februar 1867, Landesgeſetzblatt für 
Böhmen Nr. 13, foweit dieſes Kronland in Betracht kommt, im Landes- 
gejeh- und Verordnungsblatt für dasselbe fundzumakhen.!) Für Die übrigen 
Kronländer ift wohl als gefeblich gebotene Form der Kundmachung folder 
Verordnungen noch immer die im $. 4 des BPatentes vom 1. Jänner 
1860, R. ©. 8. Wr. 3 vorgefehene zu betrachten, welche fich derart 
zu vollziehen bat, daß die Verordnungen der Landesbehörden in den 
Landesſprachen in Drud zu legen und an die Behörden und Gemeinden 
zu vertheilen find. Statt deffen bat fich die Uebung herausgebildet, 
ſolche Verordnungen in die einer ausdrüdlichen Unerfennung als gebotene 
Publicationsmittel entbehrenden Landes-Gefeh- und VBerordnungsblätter 
einzufchalten.?) Für die Kundmachung der Verordnungen niederer ftaat- 
licher Behörden ift eine allgemeine Form geſetzlich nicht vorgefehen.’) 
1) Das gi 2%. ©. vom 10. Suni 3) Die Amtsinftruction für irks⸗ 
1866, L. ©. B. Nr. 13 regelt auch die ämter ordnet im 8. 110 den Anſchlag 
Kundmachungen der Verordnungen des an der Amtstafel oder an einem ſonſt 
Landesausſchuſſes mittels Landesgeſetz- für ſolchen Anſchlag übungsgemäß oder 
blattes. Damit erſcheinen die im 8. 48 | im einzelnen Fall beftinnmten Ort durch 
der galiz. Zandesordnung dem Landes- | da3 Dienerperjonal, oder Berfündigung 
ausſchuſſe vorbehaltenen „Kundmach- | mitteld Ausrufens für Erläffe und 
ungen in den ihm übertragenen Ber- | Anordnungen der Bezirkfsämter 
mwaltungsangelegenheiten” als Berord- | an. Außerhalb des Amtsorts follen 
nungen charalterifirt. ſolche Berlautbarungen durch den Ge 
2) Das Publicationsweſen, betreffend | meindevorfteher und nur ausnahmätweile 
bie nn Mr ‚ erfcheint ſomit Durch das Dienerperfonal des Bezirks⸗ 
einer klaren gejeplichen Negelung in ho- amtes erfolgen. 
hem Grade bedürftig. 
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Die im Bereiche der einzelnen Reſſorts eingeführten Miniſterialverordnungs⸗ 
blätter find zunächft beftimmt, das Berhalten der jedem Reſſort ange: 
hörigen Beamten für die Zwecke der Verwaltung desfelben rechtlich zu 
regeln.) Sie begründen und beitimmen zunächſt Rechtsverhältniſſe 
zwifchen dem einzelnen Beamten und dem Staate.?) 

Die Kundmachung der Beichlüffe des Gemeindeausſchuſſes, alfo auch 
der von demfelben befchloffenen durch die Parteien anfechtbaren ortöpolizei- 
lichen Verordnungen und generellen Ausfchreibungen von Gemeinde-Um- 
lagen und Dienften ift gejeglich vorgejchrieben, aber ihre Form nicht näher 
geregelt. Einzelne Specialgefebe verlangen KRundmachungen im Namen 
der Gemeinde in der Form des Anſchlags auf der Amtstafel und zuweilen 
außerdem in einer etwa fonft noch ortsüblichen Weiſe. Alle Gemeinde- 
ordnungen erklären das Beichlußprotocol des Gemeindeausſchuſſes für die 
Einficht durch die Gemeindeglieder offen. 

III. &eneralverfügungen, wie das allgemeine Aufgebot zur Er: 
füllung gefeblicher Pflichten (Steuerzahlung und Wehrpflicht), die allge- 
meine Aufforderung von Parteien, die der Behörde unbelannt find, an 
dem adminiftrativen Berfahren über einen befannt gegebenen Verhand⸗ 
Iungsgegenftand theilzunehmen, mit oder ohne Androhung von nachtheiligen 
Nechtsfolgen auf das Ausbleiben — die fogenannten Edictalladungen oder 
Edictaleitationen find nach der DVerjchiedenheit ihrer Bedeutung in ver- 
Ichiedener Form zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. So haben nad 
8. 43 der Vollzugsvorſchrift vom 15. April 1889, R. G. B. Nr. 45, zum 
Wehrgeſetz vom 11. April 1889, R. ©. B. Nr. 41 die Gemeindevor- 
fteher die Kundmachung der Stellungstage, welche zur Prüfung der 
Zauglichkeit der Stellungspflichtigen für den Kriegsdienft, der körperlichen 
Beichaffenheit ihrer auf Befreiung Anſpruch erhebenden männlichen An- 
gehörigen beftimmt find, öffentlich anzufchlagen und in ſonſt ortsüblicher 
Weile zu verlautbaren. Nach 8.2 des Gef. v. 9. März 1870, R. ©. 2. 
Nr. 23, find die für jede Stenergattung beitehenden Einzahlungstermine 
in jedem Lande mittel des Landesgejehblattes neuerlich zu verlautbaren. 
Außerdem tft mit Beginn eines jeden Jahres in jeder Gemeinde eine 
Kundmachung in der ortsüblichen Weife zu affigiren, in welcher die erwähnten 
Einzahlungstermine mit den aus der Nichtzuhaltung derjelben fich er= 
gebenden Folgen erfichtlih zu machen find. Ort und Zeit der Einficht- 
nahme des Verzeichniſſes derjenigen, deren Grundftüde zum Gegenftande 
des Enteignungsverfahrens für die Herftellung einer Eifenbahn gemacht 
find, fowie diefer Grundftüde felbft, die Frift zur Erhebung von Ein- 


1) Nach dem Erf. d. R. G. 0.23. 0ct. ' 2) Inwieweit auch außerhalb der Ver⸗ 
1873, 3.103, Hye 47, find die in ſolchen waltung ftehende PBerjonen durch ſolche 
Berordnungäblätiern eriaſſenen Vdgen. | interne Verordnungen verpflichtet werden 
eine Nechtöquelle für fubjective Rechte der | können, darüber vgl. Otto Meyer, 
Beamten. Vgl. hiezu Tezner in der | Theorie des franzöfi nen Berwaltung3- 
Kritifchen Bierteljahresichrikt für Gefeb- rechts ©. 295, dann ner im Ar 1b 
gebung " Reptaioifienfäclt 3. .%.1.8b.1. fie  Gfenttices Necht ©. 489 ff 
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wendungen find in der Gemeinde, in welcher dieſe Grunditüde Tiegen, 
mitteld einer Dafelbit anzufchlagenden und in ortsüblicher Weife kundzu— 
machenden Berlautbarung bekannt zu geben; außerdem find die in biefer 
Berlautbarung enthaltenen Beitbejtimmungen unter Angabe der durch bie 
Anlage berührten Cataftralgemeinden nach 8. 14 al. 3, 4 des Gefehes 
vom 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, mittels Edictes befannt zu 
machen, welches einmal in die für amtliche Kundmachungen beftimmte 
Landeszeitung einzufchalten if. Für facultativ erklärt eine ſolche 
Einſchaltung der Edictalcitation $. 29 der Gew. Nov. (1883), wenn die 
Parteien zur Theilnahme an der Verhandlung über die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Betriebsanlage zu Taden find, die im abgefürzten Verfahren 
des $. 26 nicht bewilligt werden darf. . Im Wafferrechtsverfahren richtet 
fi der Grad der Publicität der Edictaleitation und die damit zufam- 
menbängende Unterfcheidung von Aufforderungs: und abgefürztem Ber- 
fahren (abgejehen von dem ausdrüdlichen Antrag des Bewerbers um bie 
Eonjentirung einer Anlage auf Einleitung des koſtſpieligeren Verfahrens) 
nad) der Tragweite des Unternehmens Die Form der PVerftändigung 
der Parteien von Anordnungen der Behörden mittel3 einer öffentlichen 
die Parteien nur abftract bezeichnenden Kundmachung ift wegen ihrer Un- 
vollfommenheit, wegen der Unficherheit der Erreihung des Zweckes nur 
in jenen Fällen ftatthaft, in melden fie durch eine ausdrüdliche Norm 
zugelaſſen oder vorgeichrieben tft. 

IV. Den Gegenfat zur Berftändigung der Parteien mitteld Edicts 
durch bloße Angabe der abjtracten Vorausſetzungen der PBarteienrolle bildet 
die individuelle Verſtändigung, durch welche die Behörde ihre Erklärung 
unmittelbar zur Kenntniß desjenigen bringt, für den fie beftimmt ift. Bei 
der individuellen Berftändigung!) fpricht die Behörde unmittelbar mit der 
Partei oder fchreibt an ihre Adreſſe. Die individuelle Berftändigung 
erfolgt alfo mündlich durch Mittheilung der Erfläruug feitens der Be 
hörde an die anwejende Partei oder durch Zuftelung einer amtlichen ur: 
fundlichen Ausfertigung der behördlichen Erklärung an die Partei oder 
endlich Durch Vornahme eines Actes, welchem durch das objective Recht 
die Wirkſamkeit der erfolgten Suftellung zuerkannt if. Die Buftellung 
vollzieht fich in der Weile, daß die gehörige urkundliche Ausfertigung der 
behördlichen Erklärung derjenigen namentlich bezeichneten Partei, an 
die fie gerichtet tft, oder einer Perſon, welche mit Wirkfamfeit amtliche 
Urkunden für die Partei übernehmen fann?), durch eine zweite Perfon 


1) Das ift eine übliche technijche Be⸗ eigenen Statuten beſtimmt find, bezeichnet 
zeichnung des Gegenfages zur Edictal- | der 8. ©. H. in zahlreichen Erfennt- 
citation. Vgl. 3. B. die Vdgen. vom | niflen (3. B. v. 15. Mai 1885, 3. 1096, 
8. Februar 1887, n. 8. 8. G. B. Nr. 20 | Budw. 2562; 29. Mai 1885, 8. 1449, 
(8. 9.6) und Nr. 21 (8. 52). Budw. 2583; 9, Juli 1885, Budw. 2659 

2) 8. G. 9. €. v. 5. December 1891, | den Magiftrat, beziehentlich (8.6.9. €. 
8 005, Budiy. 6294. Als die richtige v. 21. Oct. 1892, 8.3158, Budw. 6821) 
telle für die Abgabe von behördlichen | das Einreihungsprotocoll desjelben. 
Erledigungen, welche für Städte mit 
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ausgehändigt wird, welche rechtlich zuftändig ift!), eine ſolche Behändi- 
gung mit der Wirkſamkeit einer erfolgten behördlichen Verftändigung 
bes Adreſſaten von dem Inhalt der ausgehändigten Urkunde vorzunehmen. 

Bezüglich der Wahl der mündlichen oder fchriftlichen Form der 
Berftändigung ift auf die Erörterungen über die mündliche und fchrift: 
Iihe Form der Erledigung zu vermweifen. Für die der Einleitung des 
Verfahren? dienende Vorladung, fowie ferner für abichließende Erlebi- 
gungen ift Die regelmäßige Form der Verjtändigung die Zuftellung einer 
Urkunde, für procebleitende Verfügungen im Laufe des Verfahrens, welche 
fih in Gegenwart der Parteien vollziehen, die mündliche Verlautbarung. 
Die Vorſchriften Über die Buftellung behördlicher Erklärungen find da- 
rauf berechnet, daß die Buftellung durch biefür zuftändige Perfonen an 
die richtige Adreſſe erfolgt. In Betreff der Meberbringer der Amtsur- 
kunde fcheiden die injtructionellen Beftimmungen zwifchen Zustellung mittels 
Boten der Verwaltungsbehörden jelbit und mittels der Poſt. Ueber 
die Vorausſetzungen, unter welchen die eine oder die andere Form der Zu: 
ftellung zu wählen ijt, beftimmt die Amtsinftruction für die Bezirksämter 
vom Jahre 1855?) unter Scheidung der Fälle von Buftelungen im 
Amtsorte, d.i. am Site der Behörde, dann im Sprengel der Behörde, aber 
außerhalb ihres Amtsortes, und endlich von Buftellungen außerhalb 
des Amtsſprengels Folgendes: „Die Zuftellungen im Amtsorte 
haben die Diener des Bezirksamtes pünktli zu beforgen. Bu Buftel- 
lungen im Bezirfe außer dem Amtsorte ift fih in der Regel 
der Poft, oder bei geringeren Entfernungen, und wenn mit dem Bu: 
ttellung3orte feine unmittelbare Poſtverbindung befteht, der 
Gemeindevorfteher zu bedienen. Um letzteres BZuftellungsmittel, 
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1) Das iſt von Bedeutung, da der 
2. G. H. in feinem Erlenntniß vom 
9. Februar 1893, 3. 528, Budw. 7070, 
die Einhaltung des geſetzmäßigen Bor- 
anges als Vorausſetzung der gehörigen 
Auftellung erflärt. Darum ift Zuftellung 
durch einen hiefür nicht autorifirten Be⸗ 
amten unwirkſam. Wußerdem kann nad 
Lage der Sache eine ſolche Zuftellun 
ein Disciplinär oder auch Ktunfrechttich 
zu ahndendes Delict des Über die Amts⸗ 
urtunde unbefugt verfügenden Beamten 
begründen. Auch das Hföct. v. 22. April 
1843, J. ©. ©. 697 und P. G. ©. 
Bd. 71, Nr. 45, welches den politifchen 
Behörden aufgibt, die Requiſition der 
auswärtigen Gerichte um Veranlaſſung 
der Zuftellung gerichtlicher Erläfſe abzu- 
lehnen und Ddiefelben, je nachdem der 
eine oder der andere Weg rafcher zum 
Ziele führt, entweder an das Oberlandes- 
gericht oder das zur Verfügung der Zu- 
jtellung competente Gericht zu leiten, 


ruht auf der Auffaffung, daß wirkjame 
Zuftellungen nur durch die hiefür zu- 
ftändigen Behörden erfolgen können. 

2) 8.27 der Inſtruction v. Jahre 1850 
ordnet an: „Wenn Buftellungen an Be- 
hörden, Gemeinden, Corporationen oder 
einzelne Perſonen zu machen find, die 
nicht mittel3 der Poſtanſtalt bemwerf- 
Keiat werden können, jo haben die zur 

eberbringung verwendeten Perjonen dh 
über Die richtige Zuftellung mit der Em⸗ 
pfangsbeitätigung der Behörden oder 
Bartet n auszuweiſen. Weber die mit 
der Poſt abgehenden Gejchäftsftäde und 
Acten find nah den Poſtvorſchriften 
eigene Sournale zu führen. Der Be- 
zirfshauptmann Hat dafür Sorge zu 
tragen, daß mit jenen in feinem Be⸗ 

trfe gelegenen Gemeinden, die mit dem 
mtalipe der Bezirkshauptmannfchaft 
nicht in Boftverbindung ftehen, auf 
Ktoften der Gemeinden ein geregelter 
Botendienft eingeführt werde.” 
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das bei dem häufigen amtlichen Verkehre der Bezirksämter mit den Ge- 
meinden um fo geeigneter erjcheint, zmedmäßig anwenden zu können, haben 
die Bezirksvorſteher nad Thunlichleit dahin zu wirken, daß von Geite 
der Gemeinden Ein oder mehrere Male in der Woche regelmäßige Boten: 
gänge eingeführt, und hierzu verläßliche Perjonen, mit eigenen verſchließ⸗ 
baren Ledertafhen ausgerüftet, als Gemeinde- oder Bezirksboten beitellt 
werden. Die Dienerfhaft des Bezirksamtes kann ausnahms: 
weije in befonders dringenden oder wichtigen Fällen... . zu 
Zuftellungen außer dem Amtsorte (Vdg. v. 3. Juli 1854, 8.9.8. 
Nr. 169) verwendet werden?), dabei ift aber forgfältig darauf zu achten, 
daß fo viele Zuftellungen und Verrichtungen als möglich in Einem Gange 
abgethan werden. Buftellungen außerhalb des Bezirkes find durd 
die Poſt, oder durch die darum zu erfudhenden auswärtigen 
Bezirfsbehörden, In beſonders dringenden Fällen aber durd 
die eigenen Amtsdiener zu beforgen (8. 106).” Bien. ö. L. ©. 
v. 3. Juni 1886, 2.9.8. Nr. 39 (8. 33) und Nr. 40 (8. 47), Schreiben 
den Behörden vor, unter den Mitteln der YZuftellung durch beftellte 
Boten, oder durch die Poft, oder durch Requiſition anderer Behörden 
das mindeft Foftjpielige zu wählen. Auch fchon ein älterer Min. E. 
vom 26. November 1851, 3. 6468, erflärt e3 in dem alle, als eine 
politiſche Behörde einen Erlaß an eine außerhalb ihres Amtsſprengels 
befindliche Perſon ergehen Iafjen muß, für ftatthaft, daß fie fich, wenn 
im Öffentlihen Intereſſe an der Perfection der Bujtellung 
gelegen ift, der Vermittlung derjenigen politifchen Behörde bediene, 
in deren Sprengel der ABuftellungsort gelegen if. Das Hängt damit 
zufammen, daß das Berfonale der BPoftanftalten der dienftlichen Ber: 
fügung der Behörden des Wominiftrativverfahrend nicht unterfteht und 
* Anftände wegen Läffigfeit beim Vollzuge der Buftellung nur auf Um: 
wegen behoben werden können. Wllein die Forderung, von diefer Form 
der Vermittlung nur ausnahmsweife Gebrauch zu machen, wird ſcharf 
betont (Mayrhofer I. S. 1173). Eine eigenartige Form der Ber 
mittlung zwiſchen Behörde und Parteten Yaflen die n. d. Vdgn. vom 
8. Februar 1887, n. ö. 2. ©. B. Nr. 20 (8. 48) und Nr. 21 (8. 54) 
zu. Dieſelbe ift nachgebildet der Form, in welder fi in der Beit der 
patrimonialen Epoche des Staates in dringenden Fällen die Ber: 
ftändigung der Grundherrſchaften von ergangenen Verordnungen durd 
das Kreidamt zu vollziehen hatte.) Danach ift e8 der Behörde geftattet, 
wenn von ber in den n. ö. 2. G. v. 3. uni 1886, 2. ©. B. Nr. 39 


1) Ganz men verpflichtet Die auf | fchrieben ift, oder wenn die fonft zu &- 
Grund a. . vom 21. Juni 1854 | bote ftehenden Buftellungsmittel, 3. B. 
erfloſſene — der Miniſter des Innern, der Poſt, des Gemeindeboten und del. 
ber Juſt. und der Fin. v. 3. Juli 1854, wegen bejonDerer Bring ichteit oder wegen 
R. G. B. Nr. 169, im 8. 14 al. 2 die | der eigenthlimlichen Urt des zu vol. 
Amtövorftände, das Dienerperfonale nur | ziehenden Auftrages, nicht benuße werten 
dann zu dienſtlichen Ausfendungen zu | können. 
veriwenden, wenn dies gejeblich vorge- 2) Mayrhofer I. ©. 434. 
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($. 33) und Nr. 40 (8. 47), erteilten Ermächtigung zur fchriftlichen Ver: 
ftändigung mittels eines Rundichreibens Gebrauch gemacht wird und hie⸗ 
durch Feine Koften und erheblichen ZBeitverlufte für die Adreſſaten er- 
wachen, in dem Rundjchreiben anzuordnen, daß der erſte Adreſſat, be- 
ziehungöweife jeder unmittelbar vorhergehende dasfelbe: feinem Nachmanne 
zuzuftellen, und daß es der letzte Adreſſat an die Behörde einzufenden hat. 
Die Pflicht der Parteien, diefer Anordnung zu entfprechen, fteht unter der 
Sanction der DOrbnungsftrafe bis zu der in den 88. 18 beziehentlich 24 
diefer Geſetze aufgeftellten Grenze. Selbftverftändlich gelten aber nur 
jene Parteien al3 verftändigt, denen das Rundſchreiben auf folche Weife 
zugelommen: ift. 

V. Für die Beantwortung der Frage nach der Legitimation einer 
Perſon, amtliche BZuftellungen als Repräſentant, gejeblicher Vertreter, 
Bevollmächtigter einer Partei in Empfang zu nehmen, ift auf die Er- 
Örterungen über die Nepräfentation und Stellvertretung im Aomint- 
ftrativverfahren zu verweilen. Grundfäglich ift wegen der Rechtsfolgen 
der bewirkten Berftändigung einer Partei davon auszugehen, daß Bu- 
fellungen nur zu Handen der Partei oder eines Nepräfentanten, Ver⸗ 
treter3 oder Bevollmädtigten derfelben wirffam vorgenommen werden 
können. Die Uushändigung an einen bloßen Hausgenofjen der Partei 
als wirkſames Mittel der Verftändigung derjelben bedarf ausdrüdlicher 
gejeglicher Unerfennung.?) 

Der civiliftiiche Begriff der Streitgenofjenfhaft ift nur auf jene 
Fälle des Adminiſtrativverfahrens übertragbar, in welchen die Behörde 
zur Entjcheidung über concrete Nechtsverhältniffe zwiſchen mehreren Per: 
jonen berufen if. Es treten 3. B. mehrere PBerfonen, welche in einem 
Patentanſpruch als Erben juccedirt find, als Kläger auf Vernichtung 
eines mit demſelben unvereinbaren anderen Patentanſpruchs auf, oder 
ed wird gegen fie als Subjecte eines folchen formell zu Recht beitehenden 
Anſpruchs die Klage wegen Vernichtung desfelben gerichtet. Punlt 9 des 
Erl. des Min. f. ©. u. U. v. 14. Mai 1876, erachtet nun in Ermang- 
fung bejtehender befonderer Borfchriften die analoge Anwendung der 
Beſtimmungen der Gerichtsordnung für Buftelungen an Streitgenofjen 
ſtatthaft.) Nach den n. 8.2. ©. v. 3. Juni 1886, 8. G. 8. Nr. 39 


1) Daß für die in den Bbgn. vom | 1801, 3. ©. ©. Wr. 535, und vom 
8. Febr. 1887, n. 3. 2. G. 8. Nr. 20 | 6. März 1847, %. G. ©. Nr. 1042, 
(8. 48) und Nr. 21 (8. 54), zugelafiene | fchreiben vor, daß Streitgenoffen im 
Zuitellung fchriftlicher Berftändigungenan | Eivilproceffe, fie mögen Kläger ober 
erwachfene Hausgenofien der a wefenden Geklagte jein, dem Gegner reip. dent 
oder an der Webernahme verhinderten | Gericht eine Berfon als gemeinjamen 
Parteien mit der Wirkſamkeit einer an | Bevollmächtigten für die Uebernahme 
diefe ſelbſt erfolgten Zuftellung auf einer | der gerichtlichen Xerordnungen namhaft 
deutlichen geſetzlichen Grundlage berube, in machen haben. Das Gericht Hat bei 
fann nicht behauptet werben. ledigung von Klagen, welche gegen 

2) 8.388 der Gerichtsordnung und die | mehrere Geflagte gelehrt find, dieſe zur 
hiezu erfloffenen Hfdete. vom 23. Auguft | Beitellung eines gemeinichaftlicden Be⸗ 
1799, 3. G. ©. Nr. 474, vom 4. Sept. | vollmädtigten unter Wndrohung ber 
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(8. 39) und Nr. 40 (8. 52), müffen im Grundtheilungs- und Reguli- 
rungs- und im Bufammenlegungsdverfahren Betheiligte, welche ein ge= 
meinfchaftliches Intereſſe haben, auf vorhergegangene Aufforderung des 
Localcommiſſärs einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten zur Uebernahme 
der Zuſtellungen namhaft machen, widrigens befjen Beftellung durch den 
Localcommiſſär frei erfolgt. 

Da das Rechtsinſtitut der „geſetzlichen Vertreter" der Wahrung der 
Intereſſen derjenigen dient, welche ihre Intereſſen felbftftändig zu 
wahren rechtlid) oder factiſch unvermögend find,!) und dann auch dem 
Bwede, jolche Perfonen für die Verfolgung von Anſprüchen und Nechten, 
die fich gegen fie richten, faßbar zu machen, fo bat der öfterr. oberite 
Gerichtshof in feiner Entſcheidung vom 22. November 1876, 3. 13700, 
Glaſer-Unger 6768, mit Recht anerlannt, daß die im 8.276 a. b. G. B. 
begründete Competenz der ®erichte zur Aufitellung eines Curators für 
abmwefende oder unbelannte Intereſſenten, wenn fie feinen ordentlichen 
Sachwalter zurüdgelafien haben, ohne foldhen aber ihre Rechte durch 
Verzug gefährdet, oder die Rechte eines Anderen in ihrem Gange gehemmt 
würden, fih auch auf den Fall erftrede, wenn das zuftändige Gericht, 
fei e3 durch einen Antrag der Finanzprocuratur oder der, einen Erlaß 
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Rechtsfolge aufzufordern, daß im Falle Die Streitgenoſſen können jedoch einen 
der Unterlaſſung die Zuſtellung der aus ihrer Mitte auch dann zum ge 
weiteren gerichtlichen Berordnungen ! meinfchaftlihen Zuſtellungsbevollmäch— 
(die erfte Erledigung iſt alfo allen Ge- : tigten beftellen, wenn er zwar nicht am 
Hagten zuzuftellen) an den in der Klage |; Orte des Broceßgerichtes, aber innerhalb 
zuerit Genannten, wenn diejer Nede und | des Sprengel des Gerichtshofes erfter 
Untwort gibt, ſonſt an denjenigen, der Inſtanz wohnt, welcher ald Proceßge⸗ 
Rede und Antwort gibt, oder wenn dies richt einfchreitet oder in deſſen Sprengel 
mehrere Streitgenoffen gemeinſchaftlich ſich das als Proceßgericht einſchreitende 
thun, an denjenigen von ihnen erfolgen Bezirkögericht befindet, ynd wenu zu- 
werde, der in der Klage zuerft genannt | gleich nach dem Wohnorte dieſes Streit- 
ift. Diejelben Srundfäge der Zuftellung genofien eine regelmäßige YZuftellung 
haben zu gelten, wenn mehrere Kläger von Poftiendungen durch Bedienftete 
zuſammen in einer Klage Hagen. Der ber Boft ftattfindet. Unterlaffen Streit- 
erfie Schriftfaß, aljo die Klage gegen genoſſen die rechtzeitige Nambaftmachung 
mehrere Gekiagte, oder die Einrede gegen , eines gemeinſchaftlichen Zuſtellungsbe⸗ 
mehrere Kläger it dem in ber Klage | vollmädhtigten, fo iſt auf Antrag der 
zuerſt genannten Gellagten, beziehentlich Gegenpartei eine am Orte de3 Proceß⸗ 
dem in derjelben zuerft genannten Kläger | gerichte® wohnhafte geeignete Berien 
zuauftellen, alle übrigen Streitgenoffen | auf Gefahr und Koften ber Streitgeuoiten 
erhalten nur die über dieſe erfte Parteien- zum gemeinjchaftlichen Zuftellungsbevol- 
äußerung ergebende Erledigung. 8.97 | mächtigten zu beftellen; dieſer Beſchluß 
der Eivilproceßordnung v. 1. Aug. 1895 kann nicht angefochten werben . . .” 
ordnet die Yuftellung an Streitgenofjen 1) Nach 8.133 a. b. ©. 3. darf Fein 
in folgender Reife: „Streitgenofjen, welche | Bormund ohne vormundichaftsbehörd- 
feinen gemeinſchaftlichen Vertreter haben, | liche Genehmigung eine Fabrik, Hand- 
müjfen, und zwar als Kläger in der , lung, Gewerbe aufgeben. Aus feiner 
Klage, fonft bei Vornahme der Pflicht zur Bermögensverwaltung folgt 
eriten Proceßhandlung, einen am | von jelbit, daß er auch die Vermögens— 
Orte des Proceßgerichtes mohnhaften | interefien des Pupillen vor den Behörden zu 
gemeinichaftlichen Buftellungsbevolhnäch« wahren hat. Dasſelbe gilt vom Eurator 
tigten dem Gerichte namhaft machen. | gegenüber dem Curanden. 
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binausgebenden Behörde zur Aufftellung eine® Curatord für diefe Per- 
fonen erfucht werde, damit die YZuftellung des Erlaſſes mit Wirkſamkeit 
gegen die Euranden vollzogen werden könne Die n. ö. %. ©. vom 
3. Juni 1886, 2. ©. B. Nr. 39 (8. 37) und Nr. 40 (8. 51), fchreiben, 
diefe Erwägung aufnehmend, dem proceßleitenden Beamten vor, die Be- 
ftellung eines Curators für die nicht zu ermittelnden Subjecte der von 
dem Berfahren betroffenen Rechte, ſowie Tür die befannten Parteien, deren 
Aufenthalt nicht feftzuftellen ift, und welche keinen ordentlichen Sachwalter 
zurüdgelaffen haben, durch das zuftändige Gericht im Sinne des 8. 276 
0.6.9.3. zu erwirfen.!) Eine ähnliche Anordnung für die Buftellung 
der Gebührenzahlungsaufträge trifft der Fin. M. E. v. 14. April 1887, 
8. 6136. 

VI. Regelmäßig vollzieht fich die Zuftellung der amtlichen Urkunden 
an die Parteien, ihre Repräfentanten, Vertreter und Bevollmächtigten 
durch Uebergabe derjelben von Hand zu Hand und in das Eigenthum des 
.Adreſſaten (traditio). Das ift die Bedeutung aller Vorfchriften, welche 
von Buftellung der amtlihen Urkunden jchlechthin ſprechen. Sol die 
Auftelung in der Weile wirkffam erfolgen können, daß den Barteien 
oder den fonft zur Annahme der BZuftellung legitimirten Perſonen die 
amtliche Urkunde nur zum Biwede der Durchleſung und Prüfung über- 
geben wird, und follen diefe Perjonen zur Rückſtellung der durchgelefenen 
und geprüften Urkunde an den Ueberbringer verpflichtet fein, jo muß 
dies gejeglich angeordnet oder zugelaflen fein. Eine Zuſtellung folcher 
Art in der Form eingd von dem Adrefjaten zu unterfertigenden Rund- 
Ichreibens geitatten 3. 3. die n. 8. 2. ©. vom 3. Juni 1886, 8.6.8. 
Nr. 39 (8. 33) und Nr. 40 (8.47) Die Bollzugöverordnungen zu 
diefen Geſetzen führen, wie bereit3 erwähnt, diefe Einrichtung in dem 
Sinne weiter aus, daß fie geftatten, jedem Adreſſaten aufzutragen, das 
Circular an feinen Nachmann weiter zu geben. 


VII. Der Staat hat das Seinige zur Verftändigung der Parteien von 
dem Inhalte behördlicher, in der Form von Urkunden binausgegebener 
Anordnungen und Enticheidungen gethban, wenn er den Barteien die 
Möglichkeit der Kenntniß ihres Inhalts in fo vollfommener Weije er: 
öffnet, daß er ihnen die Uebergabe der die Anordnung oder Enticheidung 
enthaltenden Urkunde anbietet. Er kann vernünftiger Weile die Durd- 
führung jeiner Unordnungen und Entjheidungen nicht davon abhängig 
machen, daß die Partei die ihr eröffnete Möglichkeit benutzt. Deshalb 
gilt regelmäßig der Verſuch der Zuſtellung der beiwirkten Zuſtellung 
gleih, wenn er an der Weigerung des Woreflaten oder der zur Em- 
pfangnahme für den Adreſſaten Tegitimirten Perfonen, die Urkunde zu 
übernehnien, oder wenn er daran jcheitert, daß dieſe Perſonen der Be- 


1) Mertwärdig ie ber Beichluß des ſprochen hat, einen Eurator zur Em- 
8. G Dec. 1881, 3. 2061, | pfangnahme einer Borladung an Stelle 
Er hr 9 7, ur) welchen diefer Gerichts- einer Bartei zu ernennen. 
hof ſich feibft die Buftändigleit zuge | 
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gegnung mit dem Iegitimirten Meberbringer ausweichen. Neuere Berord- 
nungen und Gefetentwäürfe fordern für diefen Zweck außerdem, daß die 
Vornahme des vergeblichen Zuftellungsverfuches in irgend einer auffälligen 
Weile erfennbar gemacht werde. So fchreiben die Vdgn. v. 8. Februar 
1887, n. 5. &. ©. B. Nr. 20 (8. 48) und Nr. 21 ($. 54), vor, daß, 
wenn kein erwachjener Hausgenofie des abweſenden Woreflaten in defien 
Wohnung anzutreffen tft, oder" wenn die Empfangnabme, ſei es feitens 
des anweſenden Adreflaten oder feitend eines erwachſenen Hausgenoffen 
des abmwejenden Adreffaten verweigert wird, die Buftellung zu Handen des 
Bemeindevorfteher® zu erfolgen babe, und dab hievon der Adreflat 
dur) Anſchlag an der Haus: oder Wohnungsthür zu verftändigen fei. 
Beitimmungen ähnlicher Art enthält der Gefeßentwurf betreffend Die 
directen PBerfonalfteuern der XI. Seffion des öfterr. Abgeordnetenhauſes 
(8. 299 der Negterungsvorlage, $. 267 der Ausichußanträge).!) Kein 
bloße Zuftelungsjurrogat, fondern wirkliche Buftelung liegt vor, wenn 
die Uebernahme der Urkunde durch eine hiefür Iegitimirte Perſon erfolgt 
ift, und nur die Beftätigung des Empfanges durch den Uebernehmer ver- 
weigert wird. Denn bier handelt es fich lediglich um Herſtellung des 
Beweiſes über die erfolgte Buftellung, welcher nicht ausschließlich durch 
ein Beugniß des Empfängers bewirkt wird. Es folgt von felbft aus den 
vorjtehenden Erörterungen, daß Parteien, Beugen und Sadjverftänbige 
den Vollzug des behördlichen Auftrags, vor der Behörde zu erjcheinen, 
ſei es durch Verweigerung der Annahme der Borladung oder der Be: 
ftätigung ihres Empfanges ebenfowenig von fi abzuwenden vermögen, 
als der Zwang zur Befolgung des Auftrags, eine andere öffentliche Pflicht 
zu erfüllen, durch ſolche Mittel abgewendet werden Tann. 

VII. Da grundfälich die Rechtswirkſamkeit behördlicher Verfügungen 
und Entſcheidungen gegen die Parteien, und da insbejondere der Lauf 
der gejeblich begrenzten Friſten zur Anfechtung derfelben durch die Par: 
teien davon abhängig ift, daß diefe in der geſetzlichen Form von dem 
Snhalte der anfechtbaren Verfügungen und Entſcheidungen verftändigt 
worden find, fo fordert das Bedürfniß nach Vollziehbarkeit der behörd⸗ 
lien Berfügungen und Enticheidungen fowie nah Ermöglichung der 
Prüfung ber Nechtzeitigfeit einer Parteienanfechtung beitimmte Einrid- 
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1) Dieſe Beſtimmungen find deutlicher | welche bei einer Sendung einer porto⸗ 
und vollftändiger als jene ber 88. 40 | freien Behörde an ein ae 
und 41 der Briefpoftordnung v. 6.Nov. | Amt dur das SKreisamt, bei Erläften 
1838, P. G. ©. 80.66, Urt. 143. Die- | portopflichtiger Behörben an portopflich- 
felben verpflichten age Hemter, | tige Parteien durch die Ortsobrigkeit 
ämtliche Zuſchriften, bie ihnen von | vorzunehmen iſt. Es fcheint ſich Hier 
portofreien KVehörden und Uniftalten, | mehr um Sicherung ber Poftgebühren 
—— arteien ämtliche Zu⸗ als um jene der Durchführbarkeit von 





chriften portofreier und portopflichtiger | Berwaltungsacten zu handeln. Damit 
ehörden, Anftalten, Yentter anzunehmen. | mag es fich erklären, daß eine beftimmte 

Die Verweigerung der Annahme fol die | Form der zwangsweiſen Buftellung 

ran sweiſe Yuftellung und Einhebung | in biefen Vorſchriften gar nit vorge 
r Boftgebühren zur Folge haben, | fehen ift. 
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tungen, um die Thatſache und den Beitpunft des in Der rechtmäßigen 
Form erfolgten Vollzuges der Verſtändigung gegenüber den Barteien 
mit folder Wirkſamkeit feitzuftellen, daß diefelben, wenn der Inhalt 
der Feſtſtellung unrichtig und die Unrichtigkeit nicht für die Behörden 
ohnedied erkenübar tft, den Beweis über die Unrichtigfeit der Behörde 
bieten müſſen, um der Feſtſtellung die Wirffanteit zu nehmen. Die In⸗ 
firuetion für die Berghauptmannfchaften (8. 70) und jene für die Revier⸗ 
bergbeamten ($. 17) faßt diefe Einrichtungen unter dem Gefichtöpunfte 
von Beweiseinrichtungen auf, durch welche die Unterbehörden in den 
Stand gejeßt werben jollen, den Oberbehörden den Beweis der Recht: 
zeitigfeit einer etwaigen PBarteienanfechtung zu erbringen, die Annahme 
einer ſolchen Unfechtung zu rechtfertigen. Allein diefe Auffaffung entfpricht 
dem Bwede diefer Einrichtungen nit ganz. Sie find auch beftimmt, 
Garantien für die Rechtmäßigkeit des Vorgehens der Behörden gegenüber 
den Barteien zu bieten. Die Behörden find nicht befugt, Rechtswirkungen 
gegen die Parteien, welche von der erfolgten Verftändigung der Parteien 
abhängig erflärt find, gegen diefelben eintreten zu laſſen, wenn fie fich nicht 
auf eine in beweiswirkender Form eriftirende Feſtſtellung der vollzogenen 
Berftändigung zu berufen vermögen.) Das iſt die Bedeutung des in der 
öfterreichifchen Amtsſprache üblichen Ausdruds „Zuftellungsausmweis“. 

Die erfolgte Einfchaltung eines Aufgebots mittels Edicts in öffentliche 
Blätter und des Zeitpunkts derſelben wird durch Eremplare derſelben 
feftgeitellt, welche dieſe Einſchaltung enthalten; der erfolgte Anjchlag eines 
Edicts und fonftiger öffentlicher Aufbietungen an der Amtstafel, ihr Beit- 
punft und die Dauer ihrer Anheftung wird durch einen Vermerk des 
mit dem Unjchlage betrauten Amtsdieners über da3 Datum des Anſchlags 
und der Abnahme des Ediets beglaubigt.°) 

Die mündliche Verkündigung einer obrigkeitlihen Erklärung an eine 
Partei wird ordnungsmäßig feitgeftellt durch Beurkundung derjelben in 
dem Protocolle über die administrative Verhandlung?), in deren Verlauf 


1) Dies tft auch die Auffafiung des 
öfterr. 8. ©. 9. Bgl. V. G. H. €. v. 
4. Zuli 1887, 8.1855, Budw. VI. 346; 
19. October 1888, 3. 2317, Budw. 4291; 
15. März 1889, 8. 1011, Bubmw. 4572. 


unter anderen auch der Yin. Min. €. 
vom 3. April 1876, 8. 1419 (88. 15, 
17, 25), Roll OD. ©. 1074 ff. 

2) 8.93 der Inftruction für die Berg- 
hauptmannichaften, 8. 40 der Inftruction 


— Dagegen erllärt 8.9.9. €. v. 31. Dec. 
1885, 3. 3437, Budw. 2848 (VII. zu 4.) 
daß der Mangel einer Affigirungsclaufel 
auf der Kundmachung, mit welcher Beit 
und Ort der Vornahme der Wahlen für ben 
Gemeindeausſchuß befannt gegeben wird, 
die Behauptung vorzeitiger Abnahme des 
Kundmachungsaects noch nicht beweiſe. 
Bol. hiezu Die Erörterungen über die 
Beweislaft im Adminiſtrativverfahren, 
oben $. 15 IILb. Eingehende Beitim- 
mungen über die Sicherung des Be⸗ 
weiſes für die erfolgte Zuftellung trifft 


für die Mevierbergbeamten. Die Bbgn. 
v. 8. Februar 1887, n.5. 2.6.8. Nr. 20 
(8.49) und Nr. 21 (8. 55), fordern zwar, 
daß die Beitätigung des Zeitpunkts der 
Unheftung und der Abnahme der an der 
Gemeindeamtstafel anzubeftenden Edicte 
durh den Gemeindevorfteher erfolge. 
Damit ift aber nicht ausgefchloffen, daß 
diefe Beftätigung auf Grund der An— 
merlungendes Amtsdieners vorgenom- 
men werde. 

ZN. 65.28. G. vom 3. Juni 1886, 
L. G. B. Nr. 39 (8. 44) und Nr. 40 
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fie erfolgt ift, oder durch Aufnahme eines bejonderen Protocolls über 
den Vollzug der Verfündigung.!) Der Einfluß der Weigerung der ver: 
ftändigten Partei, eine ſolche Protocollirung zu unterfertigen, auf die 
Glaubwürdigkeit des Protocol, ift in den Erörterungen über das Ber- 
bandlung3protocoll bereit3 befprochen worden. Ueber die Formen wirl- 
famer Conftatirung des Bollzuges der Buftellung urkundlicher Ausfertigung 
behördliher Erläffe enthält die Amtsinftruction folgende allgemeine 
Beitimmungen: „Die durh die Poſt veranlaßten Zuftellungen 
werden durch die vorgefchriebenen Boftjournale ausgewiefen. Andere Zu: 
ftellungen werden in, nach dem beftimmten Formulare V geführte Verzeich— 
niffe (Zuftellungsbuch, Zuftelungsbögen) eingetragen. Es werden fo viele 
ſolche Berzeichniffe angelegt, als Diener des Amtes oder Bezirks⸗ und 
Gemeindeboten bei den Zuftellungen verivendet werden, außerdem wird 
über die im Amte ſelbſt unmittelbar an die Barteien erfolgenden 
Zuftellungen ein eigenes Zuftellungsbuch geführt. Den mit der 
BZuftellung betrauten Amtsdienern und Boten werden bei der Uebergabe 
der AZuftellungsftüde die in den drei erften Rubriken ausgefüllten Yu: 
ftellungsbücher mitgegeben, und fie haben fi) über die erfolgte Yuftellung 
durh die von Seite der Empfänger geichehene Ausfüllung ber zwei 
legten Rubriten auszuweiſen. Die Zuftellungsverzeichniffe werden 
numerirt, und alle erfolgten Zuftellungen dadurch beim Amte in Ueber: 
fiht erhalten, daß das Wort „Poſt“ oder die betreffende Nummer des 
Zuftellungsbuches in einem nad) dem beftimmten Formulare VI angelegten 
und nach der fortlaufenden Reihe der Gefchäftszahlen geführten Expedits— 
Elenche eingetragen wird (8.107). Wenn mitteld der Gemeindevorfteher 
Zuftelungen von Entjcheidungen, die einer Berufung unterliegen, oder 
von anderen wichtigen Erledigungen und Aufträgen vollzogen werden, jo 
haben fie der Bezirfsbehörde die Empfangsfheine ridtig und zu 
gehöriger Zeit einzufenden. Die Bezirfsbehörde hat jedoch in folchen 
Fällen dem Gemeindevorfteher ausdrädlich die Vorlage eines Em- 
pfangiheines aufzutragen (8. 108). Wenn die Bezirksbehörde von 
einem auswärtigen Amte oder Behörde um eine Buftellung im Bezirke 
erſucht wird, bat fich diejelbe der im 8. 106 bezeichneten Zuſtellungs⸗ 
mittel zu bedienen, und bafür zu jorgen, daß, wenn es die anfuchende 
Behörde verlangt, die Empfangsfcheine über die gejchehene Buftellung 
ausgefertiget und jener Behörde überjendet werden (8. 109).“ 

Dieje Beitimmungen fehren mit Modificationen im Einzelnen in Broceb- 
inftructtonen und in Verwaltungsgeſetzen für beftimmte Verwaltungsauf- 
gaben wieder?): Die Form und Einrichtung der Netourrecepiffe über 
gerichtliche Erledigungen ift durch die Vogen. der Minifter. der Juſtiz und 





(8.57), 8.27 der Saftenchion für Revier⸗ 2) Bol. 3.8. 88.90, 91 der Inſtruc⸗ 
bergbeamten. V. G. H. €. v. 25. Febr. | tion für bie Berghauptmannfcaiten und 
1891, 83. 767, Bud. 5778, 8. 3 der | 88.39, 46, 47 jener für die Revierberg⸗ 
bad. hg. beamten, dann bie Vdgn. dv. 8. Februar 

1) V. G. H. E.v. 25. Februar 1891, | 1887, n. 8. 2. G. 8. Nr. 20 (8. 49) 
8. 767, Budw. 5778. und Nr. 21 (8. 56). 
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des Handel3 vom 5. April 1853, R. ©. B. Nr. 60, zuerit für Nieder- 
öfterreih und dann mit den Bögen. der Minifter. der Juſtiz und bes 
Handels und das Armeeobercommando vom 22, September 1856, R. G. B. 
Nr. 209, für alle Länder näher geregelt worden. Eine Min. Vdg. vom 
23. Juli 1857, R. G. B. Nr. 142, führt fie für bergbehördliche Er- 
ledigungen ein. Sie ftellen fich ihrer Anlage nad) dar als Privatzeug- 
nifje de3 Empfängers über den Empfang von amtlichen oder auch Privat- 
urlunden unter genauer Angabe ihrer individualifirenden Merkmale, alfo 
ber Gejchäftszahl, des Datums ihrer Ausfertigung oder ihrer Ueber- 
reihung, ferner unter Angabe des Ort: und Zeitdatums des Empfangs. 
Sie find von dem Empfänger eigenhändig mit Vor⸗ und Bunamen zu 
unterfertigen.. Die Anftructionen für die Bergbehörden betonen mit Rüd: 
ht auf die Wichtigleit der amtlihen Beurkundungen ald auch der Be- 
fätigungen der Empfänger über die Ausfolgung der Urkunden und den 
Beitpunft derſelben nachdrücklich die Pflicht der Behörden, diefelben bei 
den Acten zu verwahren, und es ift namentlich jeit der Errichtung des 
3.8.9. die Aufmerkfamleit der Behörden durch inftructionelle Weifungen 
auf diefen Punkt gelenkt worden. So verordnet P. 9 des Erl. des C. u. 
U. M. vom 14. Mai 1876, dafür zu forgen, daß alle im Zuge des 
Berfahrens vorgenommenen Buftellungen, insbeſondere jene der gefchöpften 
Erlenntnifſe, vorkommenden Falles ausgewieſen werden können. Demgemäß 
iſt die erfolgte Zuſtellung und der Zeitpunkt derſelben ſtets von dem⸗ 
jenigen zu beſtätigen, an welchen die Zuſtellung erfolgt, und zwar bei 
Zuſtellungen im Orte ſelbſt im Zuſtellungsbuche der Behörde, ſonſt 
durch Retourrecepijfe.?) 

Eine Vorſorge, daB auch der Partei, an welche die Zuſtellung bes 
wirft wurde, der Beweis über den Zeitpunkt ihres Vollzuges in Händen 
bleibe, trifft nur ein Finanzminifterialerlaß v. 30. Jänner 1874, 3.2720°), 
für den Fall der BVerftändigung der Parteien von Erlebigungen der 
Sinanzlandesbehörde durch die Unterbehörde. Es foll nämlich auch auf 


1) So aud) der Erl. des böhm. ge | bei BZuftellungen von Entfichei- 


yaltereipräfiblumß vom 14. Mai 


tung eines tr in 


dung oder Fagun einzubringen und 
iſt der Tag der Suftelung in der Be⸗ 
chwerde anzugeben. Zur oglichung 


einer ußh 
haltung dieſer gejeglich normirten Friſft 
ericheint es daher unerläßlicdy geboten, 
daß der Nachweis hierüber durch die be- 
züglichen Acten zuverläffiggegeben werden 
fönne. Obſchon vorausgefest wird, daß 


Kezner, Handbuch. 


dungen, welde einer Berufung 
unterliegen, die diesfälligen Em- 
pfangsfdeine gehörig eingeholt 
und bei den Acten aufbewahrt werben, 
fo werden die Bezirkshauptmänner doch 
angewiejen, für den Fall, ala es bisher 
nit geichehen fein follte, nunmehr 
[re ngfte ftend dafür Sorge zu tragen, daß 

erhbandlungsacten ftet3 mit 
den Buftellungsbemweijen ber in 
der lepten Inſtanz ergangenen 
Entiheidungen ober Berfügungen 
belegt werden.” 

2) Mitgetbeilt bei Roll II. ©. 644. 
Man Spricht in folchen Fällen von einer 
amtlichen „Ausichreibung“ der Zuftellung 
auf dem Beicheide. 


15 
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den in der Hand der Wdrefjaten verbleibenden Beſcheiden der Tag der 
erfolgten Zuftellung amtlich vermertt werden. Das ift nur möglich, wenn 
die Zuftellung des offenen oder wenigſtens nicht couvertirten Beileid 
durch einen Amtsboten bewirkt wird, nicht bei Zufendungen in Couverts 
verichloffener Beſcheide durch die Poſt. Diefe Vorſchrift ift der Verall⸗ 
gemeinerung fähig. 

Die Feſtſtellung des Bollzuges der Buftellung wird regelmäßig durch 
ein ſchriftliches Zeugniß des Empfängers bewirkt. In jenen Fällen nun, 
in mwelchen der gehörig vollzogene Verſuch der Zuftellung diefelbe Wirkſam⸗ 
keit befitt wie der Vollzug der Buftellung felbft, fowie ferner dann, wenn 
der Empfänger der umtlichen Urfunde die Beitätigung des Empfang 
verweigert, hat die amtliche Beurfundung dieſer Vorgänge die gleiche 
Wirkung, wie eine Empfangsbeitätigung des Empfängers. Das ift die 
Bedeutung der Vorfchrift des PB. 9 des Erf. des E. u. U. M. v. 14. Wei 
1876: „Wird die Annahme der Zuftellung oder die Betätigung oder 
Datirung verweigert, jo ift dies durch ämtlihen Act zu con- 
ftatiren.”?) 

Die vorjchriftamäßige Beurkundung des Buftellungs- oder des ihn 
vertretenden Verwaltungsacts bemeift ihren inhalt bis zu deſſen Ent: 
träftung durch ftärfere Beweismittel. Cine Prüfung der Echtheit der 
Empfangsbeſtätigung der Partei obliegt der Behörde, wenn weder ihr 
befannte Umftände noch die Form der Beftätigung Bedenken in dieler 
Richtung berborzurufen geeignet find, nicht, und es Tann Deshalb von 
folden Ausnahmsfällen abgefehen aus der Unterlaffung folcher Prüfung 
allein fein Grund für die Vernichtbarkeit eines behördlichen Acts ab 
geleitet werden, deifen Wirkſamkeit von der erfolgten gehörigen Zuftellung 
abhängig erklärt ift. 

Die ordnungsmäßige Beurkundung bes Buftellungs- oder bes ihn 
vertretenden Verwaltungsacts iſt nicht das ausschließliche Mittel zur wirt: 
Samen Feftftellung feiner Vornahme und des Zeitpunkts derjelben. Die 
entgegengefebte Anficht würde die Form einer beftimmten Einrichtung über 
den Zweck derjelben ſetzen und eine vermeidliche Nechtöverwirrung zur 
Folge Haben, wenn dieſe Beurkundungen der erfolgten Zurftellung verloren 
geben oder vernichtet werden. Mit Recht erflärt deshalb V. G. H. E. d. 
21. December 1893, 3. 4381, Budw. 7605, auch das Geftändniß einer 
Partei über den Vollzug einer zu ihren Händen erfolgten Zuftellung als 
beweiswirkend. id.) 


1) V. G. H. E. v. 26. September 1893, bietung von Beweiſen über die Unri 
8. 3224, Budw. 7409, erklärt die amt« tigleit des Inhalts des Zuſtellungsaußs 
liche Fefiſtellung eines Boftamts darüber, | weifes nicht ausgeſchloſſen ift, jo muß 
daß der Adreſſat die Unterfertigung des auch ber Behörde die Möglichkeit eröffnet 
Empfangicheins abgelehnt habe, für wirk- fein, die wirklich erfolgte Yuftellung 


fam, um den Bollzug der Suftelung zu | wenn die in erjter Linie in Betrait 


beweifen. Bgl. ferner 8. ®. 9. €. v. | fommenden Mittel hiefür nicht aus 
12. Oliobert 88, 8. 2109, Budiv. 4281. reihen, durch andere tauglie Mitt 


2) Sowie die Partei von der Ans feftzuftellen. 





= 
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IX. Bofitio-rechtlihe Ausnahmen von dem Erfordernifie der Ber- 
ftändigung der Partei durch die Behörde find denkbar. Denn im Ad⸗ 
miniftrativprocejle fol die Form über den Zweck nicht geſetzt werben. 
Dem Bedürfniffe entiprechen ſolche Beitimmungen umjomehr, als im 
Aominiftrattuproceß der Kreis der Barteien oft nicht zu überjehen und 
deshalb die Gefahr eine nicht unbedeutende ift, daß eine Partei bei 
aller Gründlichkeit des Verfahrens leicht übergangen werben, und daß 
bei firenger Feſthaltung des Erforderniffes der behördlichen Verftändigung 
für die formelle Rechtskraft einer Entſcheidung, der Beitand Toftfpieliger 
Anlagen in Frage geftellt und Erprefjungen gefördert werden können. 
Auf einer ſolchen Erwägung beruht beiſpielsweiſe die Beitimmung der 
öfterreihifchen Waflerrecht3ordnungen, wonach zwar im abgefürzten 
erfahren für die Bewilligung von Wafleranfagen die der Behörde be- 
kannten Betbeiligten vorzuladen, aber auch die übergangenen und zur 
Berhandlung nicht erjchienenen von der Geltendmachung ihrer Einwendungen, 
foweit die Bermwaltungsbehörde über diefelben zu enticheiden hat und 
fie in der Verhandlung geltend zu machen waren, präcludirt bleiben. 
Die Entfcheidung gewinnt in diefem Punkte formelle und materielle 
Rechtskraft gegen die Übergangenen Parteien.) Hier tft ferner der $.40 
des PBrivilegiengefehes zu erwähnen, nach welchem aud die Einftellung 
eined Eingriffs in ein Privilegium unterjagt werden Tann, deſſen Be: 
ihreibung geheim gehalten wird, alfo der öffentlichen Einficht nicht offen 
ſteht. Große Gewiſſenhaftigkeit erfordert die Anwendung des nicht fchlecht- 


1) Diefe Beitimmung geht im In⸗ macht wurde, oder zu deſſen Bollzu 
terefje der Rechtsficherheit des Bewerber | offene Anftalten getroffen worden find.” 
um die Ertheilung eines Wafferrecht3 zu | Die legteren zwei Fälle begründen alfo 
weit und gibt zu vielen Zweifeln Anlah, | eine praesumtio juris et de jure für die 
Ihre Härte wird dadurch gemildert, daß 
auh im abgelürzten erfahren Ber- 
fautbarung des beabfichtigten Unter- 
nehmen® in den Gemeinden, deren 
Gebiet davon betroffen wird, mittels 
Edict3 ftattzufinden hat. Biel befier | auf feinem Grunde baut, ohne jofort 
regelt dieſe Frage $.41 der bad. Vog.:: | dagegen Derwahrung zu erheben, nur 


| Kenntniß be3 Uebergangenen von dem 
„Dritte Betheiligte, welche in den der den gemeinen Werth des Grundes erjeht 
| 


Beftande der Erledigung. Dieſe Beitim- 
mung ruht auf einer ähnlichen Er- 
wägung wie jene bed 8.418 a. b. G. B., 
wonach derjenige, der zufieht, wie man 


Entiheidung vorhergegangenen Berhand- | verlangen kann. Rad) 8. 5 der bad. Vdg. 
lungen nicht . . . . beigeladen waren, | bleibt Jedem, welcher ein Intereſſe an 
können innerhalb einer Friſt von vier» | der Aufrechterhaltung einer Verfügung 
zehn Tagen bei der erfennenden Ber- | oder Enticheidung bat, die Sorge über- 
waltungsſtelle um Wiederherftellung an⸗ laſſen, folche denen, welche dadurch be- 
ſuchen. Dieſe Frift Täuft, wenn folchen | theiligt fein können, eröffnen zu laflen. 
Betheiligten das Erkenntniß bejonders | Die Yulaffung eines ſolchen Antrags 
eröffnet wurde, von der Eröffnung, | könnte im Intereſſe der PBräclufion von 
anderenfall8 von dem Zeitpunfte an, an 
welchem vier Wochen verfloffen waren, 
feitdem ſolchen Betheiligten nach weig- 
lich das Beitehen des anzufechtenden Er- 
fenntniffes auf irgend einem Wege be- 
fannt geworden war, oder dasjelbe an 
deren Wohnſitze öffentlich befannt ge- 


nachträglichen Anfechtungen des Rechts⸗ 
beitandes Toftipieltger Anftalten empfohlen 
werden, wenn man nicht bejorgen müßte, 
daßerzum Nachtheilder rustici mißbraucht 
werden und die Bequemlichkeit der Behörde 
bei Seftitelung der Betheiligten fördern 
könnte. 
15* 
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hin zu verwerfenden Rechtsſatzes des Erf. des V. G. H., Budw. 7354, 
daß die Vernichtung eines Verfahrens wegen unterbliebener Berfländigung 
einer zur Theilnahme berufenen Partei von demfelben nicht umbebingt zu 
erfolgen babe, wenn dte Angaben der Partei über das, was fie vorzu⸗ 
bringen gehabt hätte, nur einen für den Ausgang der Sache beventung?: 
Iojen oder einen in der Verhandlung oder Erledigung bereit3 gewürdigten 
Inhalt aufweifen. Neue beachtentwerthe Beweije für die Richtigkeit einer 
bisher al3 unerwiejen angenommenen relevanten Thatſache werden im 
Verfahren über die Frage der Vernichtung zu erheben fein. 








Neuntes Kapitel. 


Nachprüfung der Grledigungen nach erfolgter 
Mittheilung derfelben an die Parteien. 


6. 22, Nachprüfung durch die erledigende Behörde felbit. 


Bei der Verfolgung des Zweckes des Aominiftrativverfahrens, die 
geſetzmäßig zu beforgenden öffentlichen Intereſſen in wirkſamer Weiſe 
unter Wahrung jubjectiver Rechte, Anfprüche und gejeblih zu berüdfid- 
tigender' Privatinterefien zu befriedigen, Tann die proceßleitende Behörde 
nach jeder der angegebenen Richtungen fehlgreifen. Sol die Verwaltung 
die ihr zugeiviefenen Aufgaben vollführen können, jo müfjen Beranftaltungen 
getroffen werden, um die Ueberprüfung der vorgenommenen Verwaltungs 
acte im Hinblid auf ihre Webereinftimmung mit dem bier angegebenen 
Biele der Verwaltung, jowie die Befeitigung der Wirkung als fehlerhaft 
erfannter Verwaltungsacte zu ermöglichen. Denn nicht darum handelt 
es fh, daß irgend eine Erledigung da fei, fondern daß fie die gejeh- 
und zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben der Verwaltung vermittle. Grund— 
fäglich befteht Fein Hinderniß, daß an diefer Prüfung und Correctur auch 
diejenige Behörde ſelbſt betheiligt werde, von der ein VBermwaltungs- 
act ausgegangen iſt. Soweit die Verwaltung die Aufgabe Hat, Die 
höchſten Biele der ftaatlichen Gemeinſchaft in der volllommenften Weife 
zu erreichen, die Bedingungen ihres Beitandes in der wirkſamſten Weiſe 
zu fihern, führt die Rückſicht auf die Autorität der Verwaltungsbehörden 
niht zu dem Ergebniß, daß das Gefeh: oder Zweckwidrige beitehen 
bleiben muß, weil e3 fih auf einen behördlichen Ausſpruch gründet, 
fondern, daß an Stelle des Gefegwidrigen oder Unvolllommenen, wenn 
auch unter Vermeidung überflüfliger Härten gegen den Einzelnen, das 
Gefegmäßige oder Vollkommenere geſetzt werden müſſe. Es gibt ein 
großes Gebiet der Verwaltung, auf welchem die vollkommenſte Beforgung 
beitimmter öffentlicher Intereſſen innerhalb der Schranten der Geſetze die 
einzig maßgebende Richtſchnur der Verwaltung bildet.) Auf diefem Ge- 
biete der Berwaltungsthätigfeit wird auch die Behörde, welche verfügt 
oder entichieden bat, befugt und verpflichtet fein, ohne einen darauf 
gerihteten Parteienantrag abwarten zu müfjen oder zu Dürfen, das 





1) Hiezu vergl. Bernatzik a. a. O. ©. 4Mff. 
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Beilere an Stelle des Schlechteren zu jegen!), nur daß fie, ſoweit ſich 
ihre Thätigkeit unter Mitwirkung von Parteien zu vollziehen hat, dieſen 
die Möglichkeit bieten muß, ihre etwaigen Rechte und gefeßlich zu bead- 
tenden Privatinterejjen gegen die Verwirklichung der reformatorifchen Ab: 
fiht der Behörde zur Geltung zu bringen. Würde z. B. ein Theater 
brand die Feuergefährlichkeit eines bisher für feuerficher gehaltenen Materials 
zu Tage fördern, fo würde die Behörde gemäß 8.6 des Gef. v. 15. December 
1882, Nr. 68 n. 6. 2. ©. B., die bereitd von ihr ertheilte Bewilligung 
zur Aufführung eines Theater? mittels eines folchen Materials zurüd- 
nehmen müſſen.“) Ausdrüdlich anerkannt ift das Verbeſſerungsrecht des 
Staates in den mit Geſ. vom 18. März 1878, R. G. B. Nr. 31, be 
zeichneten Finanzrechtsſachen und zwar ohne Beſchränkung auf beftimmte 
Inſtanzen. 

Andererſeits freilich müſſen die Verwaltungsbehörden in jenen Fällen 
und, ſoweit geſetzliche Beſtimmungen die vollkommenſte Erreichung eines 
öffentlichen Zwecks der Rückſicht auf das Individuum in bewußter Weiſe 
opfern, es bei der Verwirklichung dieſer geſetzgeberiſchen Löſung des Problems 
der Collifion von öffentlichen und Privatintereſſen fein Bewenden finden 
laſſen. Es darf deshalb eine Gewerbeberechtigung nur unter den Be 
dingungen des 8.57 der Gew. Nov. zurüdgenommen werden. Es hat 
ferner der B. ©. 9. in einem am 5. April 1895 gefällten Erfenntnife 
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1) So erklärt der V. G. H. für rück- Partei ein Erſatzanſpruch gegen den 
iehbar im Intereſſe des curbedürftigen Staat oder dritte Perſonen zulommt, 
ublikums das behördliche Verbot, iſt eine Frage des materiellen Rechts. 

wiſſe Wäfler als Franzensbader zu ber Der Geſichtspunkt der Expropriation er⸗ 
zeichnen, wenn bie Nichtigkeit diefer Be- weiſt fich hier in der Regel nicht durd- 
eihmung ſich —— möchten auch | greifend, da die Zurücknahme einer, eine 
Dadurch ie Beliper der bisher fo qualt- | beftimmte Sache treffenden Verfügung 
ficirten Quellen eine materielle Einbuße | das Eigentum au derfelben weber noth- 
erleiden (E. v. 27. Zuni 1888, 3. 1811, | wendig vernichtet, noch auch auf einen 
Budw. 4190), die erfolgte Beftimmung | anderen überträgt, und da andererſeits 
de3 Markiftandorts in einer Gemeinde | die Eonftruction eines Rechtsanſpruchs 
I 


— — — 





und die Genehmigung der von einer | auf behördliche Duldung einer verbotenen 
Gemeinde vorgeichlagenen Marktordnung Benuztung einer Sache einen Widerſpruch 
E. v. 16. April 1886, 3.1085, Budw. : in fich enthält. Es wäre Dies gerade jo 

18), die erfolgte Feitftelung einer Bau- ; gut als ein Anſpruch auf Gefährdung von 
linie, foweit es fih um Bauten handelt, ! eben und Elgentgum. De lege ferenda 
welche neu zu confentiren find (E. v. müßte aljo das Hecht ber Entjchädigung 
25. Septbr. 1885, 3. 2434, Bubm. 2686). Ir die Zurücknahme zehtöträftiner . 

2) ©o hat nad) 3. 222 des Berggeſetzes fügungen auf ganz anderen Billigfeit’- 
die Bergbehörde zulammen mit den police , principien aufgebaut werden als bie Ent- 
liſchen Behörden Gefahren im Bergbau- ſchädigung für Erpropriation ıc. Auch 
betrieb durch Anordnung der erforder» | das Moment des Verſchuldens des von 
lichen Sicherhettämaßregeln zu begegnen, ı der Zurüdnahme Betroffenen müßte eine 
alſo nöthigenfals durch Zurüdnahme von | Rolle fpielen. gl. die Min. bg. v. 
ihr felbft ausgegangener, formell rechts⸗ 2. Jänner 1859, R. G. B. Nr. 25, über 
träftiger aber verlehrter Berfügungen. Die Schadendaudgleichungen im alle der 
Stage, inwiefern der burch die Zurüd- : Collifion genehmigter Eifenbahn- und 
nahme eines zu ihren Gunften ergangenen Bergwerksunternehmungen. 
Berwaltungsact3 nachtheilig betroffenen . 
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den wichtigen Grundſatz ausgeſprochen, daß die in dem Geſ. vom 18. März 
1878, R. G. B. Nr. 31, anerkannte Zuläſſigkeit der Zurücknahme 
von geſetzwidrigen, den Fiscus benachtheiligenden Verfügungen und Ent—⸗ 
ſcheidungen in Angelegenheit der directen Steuern-, Taxen⸗, Stempel⸗ und 
unmittelbaren Gebühren innerhalb der für eine ſolche Correctur feſt⸗ 
geftellten Verjährungsfriſt nicht ausgedehnt werden dürfe auf gejeh- 
mäßig gewährte Dispenjationen von den Steuer, Zar, Gebühren- 
gefeten. Diefe müſſen von den Behörden ftehen gelalfen werden, auch 
wenn erfannt würde, daß mit der Ertheilung der Dispenfation vom 
finangpolitiihen Standpunkt fehlgegriffen worden ſei. So viel, was die 
Zuläffigleit einer Ueberprüfung und Correctur von Amtswegen durd 
die erledigende Behörde jelbit betrifft. 

Ueber den rechtlichen Einfluß von Parteienanträgen auf die 
Zurücknahme einer Entiheidung oder Verfügung durch die entjcheidende 
oder verfügende Behörde ſelbſt enthält die Vdg. des Minifters des 
Innern vom 30. Auguft 1869, R. G. B. Nr. 124, betreffend die Be- 
Bandlung der NRecurje in Ungelegenheit der polttifchen Verwaltung 
Folgendes: 

„Mit U. h. Ermächtigung vom -29. Uuguft 1869 finde ich in Be- 
treff der Behandlung der Recurfe in Ungelegenheiten der politischen 
Verwaltung folgende Anordnungen zu treffen: Wenn gegen eine in erſter 
oder in höherer Inſtanz ergangene Enticheidung oder Verfügung einer 
Bezirtshanptmannfchaft, eines Communalamtes als Bezirtäbehörde, 
einer politifchen Landesbehörde oder des Chefs einer folchen Behörde der 
Recurs ergriffen wird, fo kann diefe Behörde, beziehungsweife 
der Chef derjelben, die den Gegenstand der Bejchwerde bildende 
Entfheidung oder Verfügung, infoferne dadurdh nicht einem 
Underen ein Recht?!) zuerfannt wurde, abändern, und damit 
den Recurs felbit erledigen.“ 

Diefe Vdg. eröffnet Raum für mannigfaltige Zweifel. Sie befchräntt 
ihre Wirkung auf die politifhen Behörden, mwobet fie vor der höchſten 
Inſtanz ftehen bleibt. Inſoferne die politifchen Behörden erjter Inſtanz 
zugleich die Verwaltung der directen Steuern führen, ift es zmeifelbaft, 
ob die in der Vdg. ertheilte Ermächtigung fi auch auf diefes Gebiet 
der Competenz der erwähnten Behörden erftredt.) Es iſt ferner nicht 
Har, ob unter den Rechten Dritter, welche der Selbftcorrectur der Be- 
börde entgegenftehen, auch Rechte des Staates zu verjtehen find. Hält 


man fich ftrenge an den Wortlaut 


1) €3 bleibt fich gleih, ob das zu- 
erfannte fubjective Hecht ein Privatrecht 
oder ein Öffentliches Recht if. 8.9.9. E. 
v. 8. October 1879, 8.1515, Budw. 580. 

2) Der Fin. M. E. v. 25. März 1851, 
R. G. B. Rr. 74, geftattet die Folgerung, 
daß zu ſolcher Zurüdnahme finanzbehörd- 
liher Enticheidungen und Verfügungen, 


der Vdg., To geftattet fie eine nur 


von dem alle der rechtzeitigen Anfech« 
tung derjelben abgefehen, in der Regel 
nur das Finanzminifterium zuftändig Bi 
Für unanmwendbar auf dem Gebiete des 
Sänfverwaltungsredts ertlärt diefe Whg. 
Bollar a. a. O. ©. 162, ungeachtet bie 
Drganifation der Schulbehörden mit jener 

ber politifchen eng verknüpft ift. - 
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dem Privat-, dem Individualintereſſe dienende Selbftcorrectur nur 
auf Parteienantrag, und erflärt nur folche materielle wie pro- 
eefjuale Rechte Dritter, vom Untragfteller verjchiedener Perſonen als 
Hinderniffe für diefe Zuftändigleit der Behörde, welche diefen Durch die 
zu corrigtrende Entfheidung oder Berfügung zuerkannt find. 
Barum diefe Wirkung nicht fchlechtbin allen fubjectiven Rechten zuerkannt 
wurde, welche durch die Aenderung nachtheilig. beeinflußt werden Könnten, 
läßt fich nicht feitftellen. ine Praxis, welche die Bedeutung diefer aus 
dem Geſetze über das Verfahren außer Streitfachen (8. 9 des Tail. Pat. 
vom 9. Auguft 1854, R. G. B. Nr. 208) herübergenommenen Beitim- 
mung nach allen bier erörterten Richtungen ar gelegt hätte, bat fi 
bisher nicht herausgebildet. Wichtig ift aber der im 8. G. H. €. vom 
1. April 1892, 8. 1063, Budw. 6524, ausgefprocdhene, die Anwendung 
derſelben betreffende Rechtsſatz, daß Anordnungen über die Modalitäten 
der Ausübung des Grundeigenthums, welche dem Eigenthlimer ausſchließ⸗ 
lich auf Grund polizeiliher Erwägungen über das öffentliche Intereſſe 
ertheilt worden find, thre Weberflüffigkeit vorausgeſetzt, auf Vorſtellung 
des Eigenthümers zurüdgenommen werden können, möchten aud die 
Grundnachbaren zur Beftimmung ihres Iuhalts mitgewirkt haben. Diele 
erwerben aljo aus folden Anordnungen fein Recht, Teinen Anspruch auf 
deren Aufrechterhaltung. 

Ein Antrag, mwelder Burüduahme oder Abänderung eines Verwal⸗ 
tungsactd von jener Behörde verlangt, von welcher er ausgegangen ift, 
führt im Sprachgebraud) der Praris den Namen „Borftellung“. Das 
Geſetz vom 19. März 1876, R. G. B. Nr. 28 (8.1), über die Friften 
zur Beichwerde in Finanzrechtsſachen hat diefen Sprachgebraud an⸗ 
genommen. 

Bon der Borftelung zu fcheiden find Geſuche um Nachficht oder 
um den Aufſchub der Durchführung einer von dem Gefuchfteller nicht 
angefochtenen behördlichen Entfcheidung oder Verfügung. Solche Geſuche 
laſſen den Rechtsbeſtand eines Verwaltungsacts unberührt und find ur 
auf die Herbeiführung eines Verzichts feitend der biefür zuftändigen Be 
börde auf den Bollzug desjelben oder auf Verlängerung eines Erfüllung‘ 
terming gerichtet. Hier find befonders die auf dem Gebiete des Finanz 
rechts üblichen Gnaden- und Stundungsgeſuche zu ermwähnen.!) 





1) In ber Praxis tft es Ablih, mit 
Vorftellungen und Beſchwerden in Finanz 
rechtsſachen das Eventualbegehren um 
Gnade zu verbinden. Auch gewährt die 
zur Uebung von Nachſicht zuftändige Be⸗ 
hörde diefelbe ſelbſt, wenn fie nicht aus⸗ 
Drüdtich darum gebeten wird. Bgl. den 
Yall des Erl. des Min. des Innern vom 
4. April 1895, 8.1767, 8. f. 8. Jahre. 


1835 ©. 127. Ferner eine Entſcheidun 
besfelben Minifteriums vom 22. —* 
1869, 8. 12677 (Mayrhofer 4. Aufl. 
Bd. 1. ©. 699 Anm.), welche einen Recurs 

egen einen Gnadenact der Natur ber 

ache nad) unzuläffig erflärt. Es handelt 
fih Hier um eine intereffante für das 
öfterr. Hecht der wiſſenſchaftlichen Eroͤrte⸗ 
rung noch harrende Materie. 
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6,23, Nachprüfung der Erledigung der Unterbebörde durch die 
zu ihrer Beauffichtigung beftellten Oberbehörden und die Mittel 
zur Geltendmachung ded Auffichtsverhältnifies. 


I. Sedentung des Heberordnungs- und Auffichtsverhältniffes (die interne 
Weifung). 


Die wirkfame Bollziehung der ftaatlihen Aufgaben fordert die Auf: 
ftellung einer entfprechenden Anzahl von örtlich vertheilten Behörden für 
die Erfüllung gleicher Zwede. Aber aus bdemfelben Grunde, weil bie 
Belorgung gleichartiger ftaatliher Aufgaben an mehrere im Staats⸗ 
gebiete vertheilte Behörden übertragen ift, find @inrichtungen nöthig, 
welde verbürgen, daß diefe neben einander beitehenden Behörden ihre 
Aufgaben dem Geſetze gemäß und vom Standpunkte einer einheitlichen 
Auffafjung über die Bedeutung berjelben und die zu ihrer Vollziehung 
geeigneten Mittel erfüllen. Diefem Zwede nun hat zu dienen die @liede- 
rung der Behörden nad) niederen, mittleren und böchften Inftanzen, und 
die fundamentale Beitimmung der öſterreichiſchen Verfaſſung, derzufolge 
die Regierungsgewalt im Sinne ber höchften, auf die praftifche Verwirk⸗ 
hung der Staatdzwede gerichteten Befehlsgewalt in die Hand einer 
einzigen Berfon des Monarchen gelegt iſt. 

Gehören die Erdrterungen über die Bedeutung der monarchiichen 
Regierungsgewalt und über ihre Garantien dem Gebiete des Berfafiungs- 
rechts an, fo muß Hier das Verhältniß der höheren zu den niederen Bes 
hörden in Betracht gezogen werden. Es äußert fih in dem Gehorfams- ' 
verhältnifie der niederen Behörde zu jenen höheren, welche zuftändig 
find, die ans demfelben entfpringende Gehorfamspflicht einer beſtimmten 
J Frage ſtehenden Behörde im Namen des Staates zur Geltung zu 

ngen. 

Es fteht "vom Standpunkte der proceffualen Stellung der Parteien 
nicht3 im Wege, daß die vorgejebte Behörde Traft der ihr zuftehenden 
Befehlsgewalt ihrer Unterbehörde eine Borjchrift ertheile, welchen 
Inhalt fie einer ihr obliegenden admintftrativen Erledigung 
geben foll. Denn das öfterreichifche Verfafſungsrecht anerkennt dienft- 
lihe Unabhängigleit der Verwaltungsbehörden von Befehlen der vor- 
geſetzten als Gegenftand eines Parteienanſpruchs überhaupt nicht, im 
Intereſſe des Staated und der Beamten der untergeordneten Behörden 
aber nur foweit, al8 nad) Art. 12 des St. G. G. über die Regierung» und 
Bollzugsgewalt alle Staatödiener innerhalb ihres amtlichen Wirkungs⸗ 
freifes für die Beobachtung der Staatögrund-, der Neichd- und Landes: 
geſetze disciplinarrechtlich, nach Maßgabe des Strafgejehes aber auch 
ſtrafrechtlich verantwortlich find, und als deshalb den Beamten ber 
unteren Behörden die Möglichkeit geboten werden muß, den Gehorſam 
gegen dienstliche Anordnungen, durch deren Befolgung fie fih im Sinne 
diefer Beitimmungen eine Criminal⸗ oder Disciplinaritrafe zuziehen würden, 
abzulehnen. Hievon abgejehen haben aber die unteren Berwaltungs- 
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bebörden fih an die ihnen durch allgemeine Weifungen!) oder im con- 
creten Falle mitgetheilte Gefehesauffaffung der vorgefeßten Behörde 
zu balten. Kraft dieſes Gehorjamsverhältnified hat die untere Behörde 
die Befehle der ihr vorgefeßten, d. i. zur Geltendmachung ihrer Gehor- 
famspflit zuftändigen, Behörde zu vollziehen, und ein ſolches Ver: 
alten zu beobachten, welches dem ihr bekannt gegebenen Willen ihrer 
vorgejeßten Behörde entſpricht. Denn die vorgefehte Behörde bringt 
ihren Willen nicht bloß durch ausdrückliche, ein pofitines Handeln 
fordernde Befehle, jondern auch durch bloße, pofitives Handeln ab- 
Ichneidende Verbote, jowie auch dadurch zum Wusdrud, daß fie den Ber: 
waltung3acten der unteren Behörde durch einen fürmlichen, hierauf gerid: 
teten Ausfpruch, nach welchem fich Die untergebene Behörde richten muß, 
die rechtliche Wirkfamkeit entzieht. Über nur der vorgejegten, nicht 
jeder höheren Behörde fchuldet die niedere Behörde den Gehorſam. 
Das bedeutet einmal, daß, ſoferne auch höhere Behörden für die Boll 
ziehung derfelben ftaatlichen Aufgaben im Staatsgebiete an verſchiedenen 
Orten als fogenannte Mittelinftanzen vertheilt find, jede Mittelinftan; 
Gehorfam von den unteren, für die Vollziehung diefer Aufgaben beftellten 
Behörden nur fo weit fordern kann, als dieje innerhalb des örtlichen Ge 
bietes der Wirkſamkeit der Gehorſam heiſchenden Mittelinftanz, innerhalb 
des Amtsſprengels derfelben fich befinden. Da aber ferner auch in 
höchfter Inſtanz die ftaatlichen Yufgaben durch mehrere Berwaltunge: 
behörden, durch die Reſſortminiſter, bejorgt werden, fo kommt der Be: 
grenztheit des Unterordnungsverbältniffes der unteren und mittleren Be 
börden auch die Bedeutung zu, dab jeder Reſſortminiſter Gehorſam nur 
von jenen mittleren und unteren Behörden fordern darf, welde ihm 
und joweit fie ihm untergeordnet find. Will er fih der Hilfe ihm nidt 
untergeorbneter Mittels und Unterbehörden bedienen, fo muß er fih um 
den Erlaß der hiefür geeigneten dienftlichen Verfügungen an den dielen 
Unterbehörden vorgeſetzten Miniftercollegen wenden. 

Die vorgefehte Behörde darf fich alſo ihres Ueberordnungsverhält 
niſſes dazu bedienen, um eine beftimmte Weifung darüber zu ertbeilen, 
wie die untere Behörde eine ihrer Erledigung unterliegende Ungelegenkeit 
erledigen jolle, und fich hiedurch einer gejeb- und zwedmäßigen Erledigung 
zu verfichern. Umgekehrt tft die untere Behörde durch feine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung daran gehindert — und fie wird dies insbeſondere in fchiwierigen, 
bedeutjame ftaatliche Intereſſen berührenden Fällen zur Erleichterung ihrer 
disciplinären Verantwortung thun — fich mit einer Anfrage über die Ein- 


— 


1) Dieſe find auf allen Gebieten der ! Verwaltungsgerichtshofe a limine wegzu⸗ 
Verwaltungsthätigfeit üblich, befonders | weiſen. Die Einleitung zur Vollzug 
häufig auf dem Gebiete des Yinanz- | vorjchrift zum Berggeſetze eröffnet den 
vechted. Bol. auch Beſchluß des V. G. H. | Behörden im Falle obwaltender Biwzilel 
v.10. October 1881, 3. 1545, Exel 13, | den Weg zum Minifterium, von welchem 
v. 1. Februar 1886, 8.262, Exel 1099 ff. | fie alle maßgebenden Erläuterungen und 
Danach ift eine gegen folche interne Wei» | Belehrungen zu empfangen haben. 
[ungen gerichtete Beichwerde von dem 
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rihtung ihres Verhaltens an ihre vorgefehte Behörde zu wenden. Das 
iit die präventive Verwendung des Auflichtäverhältniffes der vorgeſetzten 
Behörde gegenüber der untergebenen im internen dienftliden Wege. _ 
Sm Berhältnig nah Außen, alfo zu den Barteien, müfjen aller- 
dings die gefehlichen Competenzbeftimmungen, welche für die erfte Er- 
ledigung einer Verwaltungsſache eine untere Behörde zuftändig erflären, 
fo weit gewahrt werden, daß jede Erledigung als Erledigung jener In—⸗ 
ftanz ausgefertigt werden oder von jener Inſtanz ausgehend erjcheinen 
muß, welche für diejelbe zuftändig ift.?) 


II. Die Sifirung. 


I. Durch die Siftirung verbietet die AuffichtSbehörde der ihr unter- 
gebenen Behörde, eine bereits formell fertige adminiftrative Erledigung an 
die Parteien hinauszugeben, oder eine von ihr erlaffene Entjcheidung oder 
Verfügung zu vollziehen, alfo auch fubjective Rechte und Pflichten, welche 
durch eine Entſcheidung anerlannt worden find, durch behördliche Ver⸗ 
fügung gegen den Widerjtrebenden durchzuſetzen. 

Die Sijtirung berührt den formellen Beitand einer adminiftrativen 
Erledigung nicht, fie dient nur dazu, die Hinausgabe derfelben an die 
Parteien, oder, wenn diele bereit3 erfolgt ift, jede Verfügung bintan- 
zubalten, melde darauf gerichtet ift, die in der Erledigung enthaltene 
Willenserklärung oder Nechtsfeftftellung der Behörde praktiſch zu verwirk⸗ 
lihen. Sie ift deshalb ihrer Bedeutung nach feine Entſcheidung, ſondern 
eine Verfügung der Wuffichtsbehörde von vorübergehender Bedeutung, 
welche durch die für die Parteien endgiltige Entichließung der zuftändigen 
Behörde über den Rechtsbeſtand des fiftirten Verwaltungsactes abgelöft 
werden fol. 

D. Die Siftirung als Act der Auffichtsbehörde ift einmal ftatthaft 
ſeitens der ſtaatlichen DOberbehörden gegenüber den ihnen untergebenen 
ftaatlichen Unterbehörden. Sie darf und muß erfolgen, um der Ober: 
behörde die Prüfung zu ermöglichen, ob nicht der Vollzug einer unter- 
behördlichen Erledigung zur Herbeiführung unerlaubter, zur Bereitelung 
gebotener VBerhältniffe und Zuftände führen werde. Die Oberbehörbe 
wird, wenn fie eine ſolche Bejorgniß hegt, den Vollzug von Amtswegen 
zu filtiren und nach dem Ergebniſſe ihrer Prüfung die Unterbehörde an- 
zumweifen haben, ob und unter welchen Modalitäten der Vollzug ftatthaft 
jet. Erfcheint ihr die Erledigung ſchlechthin verbots- oder gebotswidrig, 
jo Hat fie dem bisherigen Schwebezuftand durch Vernichtung derjelben 
ein Ende zu ſetzen. So Hat fie 3. B. vorzugehen, wenn ihr zweifelhaft 
wird, ob nicht durch eine DBerfügung des Localcommiflärs im Grund» 


ſolche weiſungen, Anordnungen und Be⸗ 
lehrun gen u erlaflen, welche fi auf 
den Gegenitand der Verfügung oder 
Entiheidung im Allgemeinen beziehen. 


1) Arg. V. G. 9. E. October 
1888, 8. Pa196, Budw. Nr 386 und €. 
v. 20. März 1884, 8.624, Budw. 2064. 

Nach 8.43 der bad. Bdg. ik Der borge- 
ſetzten Behörde jederzeit unbenommen, 
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theilungs= und NRegulirungsverfahren die pfleglihe Behandlung und 
zwedmäßige Bewirthſchaftung der einzelnen Theile einer gemeiniaft- 
lihen Waldung gefährdet werden Tünnte (arg. 88. 53 und 49 des n. ö. 
2. G. v. 3. Juni 1886, 8. G. B. Nr. 39). 

Gegenüber den Behörden der Selbftverwaltung findet die Sifti- 
rung&befugnis der ftaatlichen Auffichtsbehörden ihre Schranke an dem 
Anſpruche der Selbftverwaltungstörper, Hoheitliche Verwaltung innerhalb 
der Grenzen der Geſetze durch ihre Organe nad) Maßgabe der Einfidt 
derſelben zu üben, in dem Anſpruche auf Anerkennung der Rechtsbe⸗ 
ftändigfeit der fo vorgenommenen nicht geſetzwidrigen Verwaltungsacte. 
Ausdrüdlih ausgefprochen ift dies Hinfichtlich der Beſchlüſſe des Ge 
meindeausfchuffes T) welche von der zuftändigen ftaatfichen Auffichtsbehörde‘) 
nur wegen Gejehtwidrigkeit®) filtirt werden dürfen, wobei Verlegung der 
Competenzgefebe als ausdrüdlicher Siftirungsgrund im Geſetze hervorge⸗ 
hoben wird. 

IH. Die Siſtirung iſt lediglich ein Mittel der ſtaatlichen Aufſicht, um 
Schaden, welcher durch Vollzug einer behördlichen Erledigung berbeige 
führt werden Könnte, vorzubeugen. Die Parteien haben feinen Anjprud 
auf die Verwendung diefes Mittel. inem auf folche Verwendung ge 
richteten Parteienantrag kommt deshalb nur die Bedeutung einer Anzeige 
an die Behörde bei, und es muß die Partei, felbft wenn ihr Antrag Erfolg 
bat, von deſſen Ergebniß nicht verftändigt werden. Die Sifttrung dient 
vornehmlich gefeglich zu wahrenden öffentlichen Intereſſen. Die Siiti- 
rung muß aber auch verwendet werden zur Wahrung von. Individual. 
rechten und Individualintereffen in jenen Fällen, in welchen das Geſet 
die Behörden verpflichtet, Individualrechte oder Individualintereſſen ver: 
legende Erledigungen von Amtswegen zu vernichten, möchte dies ſelbſt 
dritten Parteien, deren Rechtslage durch ſolche Erledigung beftimmt 
worden ift, zum Nachtheil gereichen. Dies gilt z. B. nach den n. 5.2.6. 
v. 3. Juni 1886, 2. ©. B. Nr. 39 (8. 49) und Nr. 40 (8. 62), von 
folden Erledigungen im Grundtheilungs:, Regulirungs- und im Zu 
fammenlegungdverfahren, durch welche einzelne Betheiligte in ihren Rechten 
benachtheitigt werden. Es iſt dies wieder ein Fall der den Behörden 
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Eine Lücke der Gemeindeordnungen | mögensverwaltung der Gemeinden ik 
wird bewirkt durch den Mangel einer | an diele Beichräntung .% gebunden; 
Beftimmung üder die Buläffigkeit der | dies tft in zahlreichen V €. aus⸗ 
Giftirung von Dezernaten der Gemeinde⸗ gelprochen: Vgl. V. G. H. €. 27. Mai 
vorfteher und des Gemeindevoritanbes. | 1882, 3. 1025, Budw. 1420; 9. Jänner 

2) D.1. die politifche Bezirksbehörde ala 1878, 8.21, YBudiw. 189. Freilich handelt 
erſte Inſtanz, nicht das Handeld- oder ein | es fich hiebei um Xcte der Vermögen: 
anderes Refortminifterium. außer jenem | verwaltung der Gemeinden. Anlangend 
bes Innern, welches die höchfte Aufſichts⸗ Enticheidungen in Angelegenheiten der 
behörde über den Gemeinden ift (8. &. | Gemeindepolizei vgl. V. G. 73 v. 9. Fe⸗ 
H. E. v. 13. Juni 1886, 3.1619, Budw. | bruar 1883, 8. 276, Budw. 1658: 27.0 
2607 ©. 412). tober Jess, . 2650, Budiv. 3226. 

3) Das Auffichtörecht der Bezirks⸗ und 4) 8.8. * €. v. 17. November 1888, 
der Landesausfchäffe über Die Rer- | 8. 3650, Budw. 4348. 
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auferlegten Pflicht, darauf zu fehen, daß der Unerfahrene nicht durch feine 
Unerfahrenheit leide. Bon diefem Kalle abgejehen ift die Behörde, 
wenn auch nicht verpflichtet, jo doch befugt, von ihrer GSiftirungsbefug- 
niß zu Gunften von Individual⸗Rechten und Intereſſen Gebrauch zu 
mahen, wenn nicht dadurch die Nechtslage dritter Perſonen 
nachtheilig verändert wird. Unter dieſer leßteren Vorausſetzung 
kann die Befugniß zu folcher Verwendung der Siitirung nicht bezweifelt 
werden. Der Staat ald eine Anitalt zur Förderung der Wohlfahrt nicht 
nur der Gefammtheit, fondern auch jedes Einzelnen würde mit diejem 
Zwecke in Widerjpruch treten, wenn er dem Machtmittel der Siftirungs- 
befugniß die Grenze ſetzen würde, daß fie zur Verhütung zwed- 
widriger Intereſſenverletzungen oder von Rechtsverletzungen nicht ver: 
wendet werden darf, möchten jelbft Dadurch Anterefien und Mechte anderer 
von dem zu Schübenden verjchiedener Perjonen nicht berührt werden. 
Die Auffichtsbehörde Tann deshalb unter der zulegt angeführten Voraus⸗ 
fegung, wenn fie auf welche Weife immer Kenntniß erhält von Ber- 
fügungen und Entjcheidungen einer Unterbehörde, die den. Eindrud einer 
geſetzwidrigen Verlegung fubjectiver Rechte oder einer unnöthigen Ber- 
letzung berüdfichtigenswerther Brivatintereffen machen, die Ausführung bis 
zum Eintreffen einer endgiltigen Unordnung der Oberbehörde jelbft ohne 
einen darauf gerichteten Parteienantrag unterfagen, mas bei dem intellec- 
tuellen und materiellen Unvermögen eine® großen Theiles der Bevölke⸗ 
. rung zur Wahrung ihrer Intereſſen⸗ und Rechtsſphäre gegenüber zweck⸗ 
widrigen Intereſſenverletzungen und gegenüber von Rechtsverletzungen 
durh die Behörden von großer Wichtigkeit iſt. Wenn beiſpielsweiſe 
polizeilicde Maßregeln der Unterbehörden den Eindrud des Maßlofen 
und die ökonomiſche Eriftenz der einzelnen Gefährdenden?!) erregen, jo 
wird für die Oberbehörde der Anlaß gegeben fein, diefelben zu fuspen- 
diren, bis fie fich ein ficheres Urtheil über die Bedeutung derfelben ge- 
bildet Hat. 

IV. Gegen die Siftirung fteben denjenigen Parteien, welche fich 
durch dieſelbe in ihren echten oder Intereſſen verlegt erachten, die 
Rechtsmittel des adminiftrativen Proceffe zu, und mit der Zurüdnahme 
derfelben durch die verfügende oder mit der Vernichtung derjelben durch 
die über der fiftirenden Behörde ftehende höhere Auffichtsbehörbe gelangt 
der fiftirte Verwaltungsact, in dem Umfange, in welchem die Zurüd- 
nahme oder Vernichtung erfolgt ift, zur vollen Wirkſamkeit. 

V. Berihieden von der Siftirung, al3 einem zur Dispofition der 
Auffichtsbehörde ftehenden Machtmittel, auf deſſen Entfaltung die 
Partei Teinen Anfpruch hat, ift der Auffchub des Vollzuges einer erlafjfenen 
Verfügung oder Entfcheidung durch die verfügende oder entjcheidende Be- 
hörde felbit oder, wo eine Verfügung oder Entjcheidung auf dem Wege 
des Collegiatbefchluffes zuftande kommt, durch den Vorſitzenden des Col- 
legiums. Auch für einen folgen Aufihub wird der Ausdrud Siftirung 


1) 8.6.9. €. vom 27. Mär; 1884, | 3. 667, Budw. 2070, 
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gebraucht. Seiner Bedeutung nad ift er aber Fein Vollzugsverbot 
einer höheren Behörde gegenüber einer niederen, jondern eine Willens: 
erflärung des zur Durchführung einer behördlichen Beſchließung zu: 
jtändigen Organs, eine ſolche Entichließung bis zu dem hiefür geſezlich 
offen gelaffenen Zeitpunkte nicht durchführen zu wollen. Eine Siftirung 
folder Urt ift diejenige, welche die Behörde unter den Borausfeßungen 
des Hfocts. vom 2. März 1799, J. ©. ©. 459, auf Barteienantrag 
wegen eines eingelegten Rechtsmittels bis zur Zuſtellung der Entſchei⸗ 
dung der Oberbehörde über das Rechtsmittel zu bewilligen verpflidtet 
if. Nah den einzelnen Landesverfaffungen ift der Landmaricall, 
Landeshauptmann u. j. m. befugt und verpflichtet, die Ausführung eines 
Beichluffes des Landesausfchuffes, den er ald dem öffentlichen 
Wohle oder den bejtehenden Geſetzen zumiderlaufend anfiebt, zu 
fiftiren und die Angelegenheit unverzüglich der Allerhöchften Schlußfaflung 
im Wege des Statthalter zu unterziehen. Der Borfibende des Landes: 
ſchulraths iſt berechtigt, die Ausführung von Befchlüffen, die nach feiner 
Anficht gegen die beftehenden Geſetze veritoßen würden, einzuftellen, wo: 
rüber er fofort die Entfheidung des Minifteriums für Cultus un 
Unterricht einzuholen verpflichtet ift. Der Gemeindevorfteher hat bie ge: 
fegmäßigen Beichlüffe des Gemeindeausfchufies. in Vollzug zu fehen; 
glaubt er aber, daß ein folcher Beſchluß nicht in der Zuftändigkeit dei 
Ausſchuſſes Tiege oder gegen bie beftehenden Geſetze verftoße, fo fit er 
verpflichtet, mit der Vollzugſetzung innezuhalten und die Entfcheidung 
über die Vollziehbarkeit von der politifchen Behörde einzuholen.?) Auch 
in dieſen zulegt erwähnten Fällen iſt die Siftirung fein Act einer 
Auffichtsbehörde, fondern nur ein Mittel, um eine Entfchließung der 
Auffichtsbehörde darliber herbeizuführen, ob fie einen Beichluß zur Durch 
führung zulaffen wolle oder nicht. 


1) Roc eine Form der Verwendung | auf Acte nicht nothwendig behördlicher 
des Ausdrudes „ſiſtren“ „iſt hier zu er- Natur, alſo auch auf rechtsgeſchäftliche 
wähnen. Man ſpricht von Siſtirung, Dispoſitionen privatrechtlichen Juhalts 
um Verbote zu bezeichnen, mit welchen wie 3. B. auf einen Act der Berduße⸗ 
die Behörde ſich an die ausführenden rung bed Genoflenfchaftvermögeng, auf 
Organe, fei es privater ober öffentlicher | den Beſchluß, eine behördliche Verfügung 
Sorporationen und Anſtalten wendet, | anzufechten u. |. w. Auf die Siſtirung 
um die Ausführung von Befchlüfien der ı von Beichlüllen des Gemeindeausſchußſes, 
Beſchlußor zgane hintanzuhalten. Nah welchen die Bedeutung eines hoheitlichen 

8.25 bes Jrudet adengeſebe⸗ v. 28. Juli Actes nicht zukommt, erſtreckt ſich die 
Voss, N. G. B. Nr. 127, und 9,36 des | Siſtirungsbefugniß der ſtaatlichen au 
Gefehes betreffend bie regiftrirten Hilfs» | fichtsbehörben regel mE big nidt. 8.4. 
caffen v. 16. Juli 1892, R. ©. B. Nr. 202, .E. v. 12. M 8. 612, Budw. 
ift die ftaatliche Auffichtsbehörbe befugt, 2449. Die —— icht in Sole Richtung 
geſetz- oder ftatutenwidrige Beichlüffe der | kommt den höheren Organen ber Selbf- 
Bruderladenorgane, beziehentlich gejeh- |, verwaltung zu. Dog, bildet die Auf- 
und ftatutenwidrige Beſchiuſſe der ausr | ficht Der politiichen Behörde über die 
übenden Saffeorgane ſowie der General- | Verwaltung der Gemeindejagd ei ie Aut 
verjammlung der Hilfscaſſe zu fiftiren. : nahme von dieſer Regel. 

Dieje Stftirung erftredt ſich demnach 


— — — — — — — un — — — — — — 
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III. Bie Caffation von Amtswegen. 


I. Caſſation ift die Willenserflärung der biefür zuftändigen Auf: 
fihtöbehörde, welche darauf gerichtet ift, einem Berwaltungdacte einer 
ihrer Aufficht unterftehenden Unterbehörde jede rechtliche Wirkung zu 
nehmen, ihn rechtlich kraftlos zu machen, rechtlich zu vernichten, zu 
befeitigen, oder aufzuheben. Sie Tann auf Parteienantrag oder von 
Amtöwegen ausſchließlich kraft einer der Wuffichtsbehörde obliegenden 
Pflicht oder zuftehenden Befugniß erfolgen. Hier iſt von der legteren 
Art der Caſſation die Rede. Aus der Begriffsbeftimmung der Caſſation 
ergibt fich, daB von derjelben nur dort geſprochen werden kann, wo ein 
befonderer Verwaltungsact nöthig ift, um die vechtlihe Vernichtung eines 
formell zu Recht beitehenden Verwaltungsactes herbeizuführen. Wo nur 
der Schein eines Berwaltungsactes vorliegt, der bei näherer Betrachtung 
in Nicht3 zerrinnt, wo irgend einer als Verwaltungsact ſich bezeichnenden 
Handlung durch das objective Recht, ohne daß es biezu noch einer Bar- 
teienhandlung oder einer behördlichen Handlung bedürfte, jegliche Wirk: 
famteit abgeiprochen ift, dort kann von einer Caſſation nicht gejprochen 
werden. Denn nur das Vernichtbare kann der Vernichtung unterivorfen 
werben, nicht das Nichts oder das Nichtige. Nichtige Ucte können durch 
die Behörden in autoritativer Weife nur für nichtig erklärt werden. 
Sit die Nichtig-Erklärung ein declarativer Act, fo ift die Baffation ein 
conftitutiver. Man follte deshalb von Nichtigkeitägründen jprechen, wo 
man ausdrüden will, daß gewiſſe Thatſachen Hinderungsgründe find 
für das Entjtehen eines Verwaltungsactes überhaupt — von Gründen der 
Bernichtbarkeit, wo von Mängeln bei der Vornahme eined Verwaltungs- 
actes die Rede ift, aus deren Dajein für die handelnde Behörde oder 
ihre Oberbehörde die Befugniß oder Pflicht erwächſt, den mangelhaften 
Act zu vernichten. Indeß ift dieſer Sprachgebrauch nicht üblich. Man 
ſpricht von NRichtigleitsgründen auch dort, wo man nit an Fälle ber 
abſoluten Nichtigkeit, ?) jondern der Vernichtbarkeit, an Säle fogenannter 
relativer Nichtigkeit denkt. 

I. Die Caſſation von Amtswegen dient einmal der Bejeitigung 
von Berlegungen des objectiven Rechts, fomweit durch dasſelbe die Be— 


20. Sänner 1876, R. G. B. Wr. 13; 
8.6.9 €. von 29. October 1884, 
3.2338, Budw. 2268, und 17. November 
1887, 8. 1982, Budw. 3765.) Die Frage, 


u Abſolut nichtig ift ein Verwal⸗ 
tungsact wegen abialuter Unzuftändig- 
feit der Behörde (V. G. H. E. v. 13. Juni 
1884, 8. 1230, Vudw. Sıer. 8. März 





1888, . 802, Bub. 8977), "Eollegial- 
beichtüfie, wenn fie nicht organijationd- 
gemäß, alfo von einem Nichteollegium 
gefaßt worben find (V. G. H. E. v. 22. Sep 
tember 1882, 3. 1799, Budw. 1498; 8. 
der Inftruclion für die FE A 
hatten), nicht unterfertigte Urkunden, 
I ſich als Amtsurkunden bezeichnen, 
wo für den Beſtand derſelben die Ferti- 
gung verlangt wird. (8. 12 des Geſ. v. 


ob gewiſſen Thatfachen die Wirkung 
eines Nichtigkeits⸗ oder Vernichtbarlkeits⸗ 
grundes, die Bittung abſoluter oder 
relativer Nichtigkeit, wie man ſich auch 
auszudrücken pflegt, beikomme, iſt bei 
dem Umſtande, als die wenigften i in dieſes 
Gebiet einſchlagenden gejeglichen Beſtim⸗ 
mungen die Abſicht des Gejeßgebers 
erfchließen laſſen, eine ſehr jchwierige. 
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friedigung öffentlicher Intereſſen geregelt wird. Die zu beſeitigende 
Rechtsverletzung kann darin beſtehen, daß der verletzende Act im Wider⸗ 
ſpruch ſteht mit einer Norm, welche die zweckmäßige Befriedigung eines 
öffentlichen Intereſſes ſchlechthin, alſo ohne nähere Anweiſung über die 
zu wählenden Mittel und Wege gebietet, oder darin, daß eine Norm ver⸗ 
letzt erſcheint, welche ganz beſtimmte Handlungen für die Befriedigung 
eines öffentlichen Intereſſes gebietet oder behufs Sicherung derſelben ver 
bietet, ſo daß ſich ein mit dieſen Normen im Widerſpruche ſtehendes 
Verhalten der Behörde als Vereitelung einer gebotenen oder 
nothwendigen Einrichtung oder als Herbeiführung eines un: 
erlaubten Buftandes darftellt. So ift die Caffation von Amtswegen 
das Mittel, die Uebereinftimmung ber Thatfachen der äußeren Welt mit 
den durch das Recht als ſtaatsnothwendig anerkannten Buftänden 
und Berbältniffen herzuftellen. Ein inftructives Beifpiel der Unerlennung 
ziwedmäßiger Beſorgung beftimmter öffentlicher Intereſſen als einer 
Staatsnothwendigkeit folder Art, daß verfehrte Behandlung derjelben 
mittel3 der Caſſation von Amtswegen zu befeitigen tft, bieten die Be 
ftimmungen des n. 5. 2. ©. v. 3. Juni 1886, 2. ©. ©. Nr. 39 über 
die Theilung gemeinſchaftlicher Grundftüde und die Regulirung der hier- 
auf bezügliden gemeinfchaftlicden Benutzungs- und Verwaltungsrechte. 
Diefe Regulirung Hat nach 8. 55 des Gef. von Amtswegen zu erfolgen 
bei Waldgrundftücden, wenn fie aus forftwirtbfchaftlichen ober forft- 
polizetlichen Rüdfichten, bei anderen Grundſtücken, wenn fie in einem burd 
die ungeregelte Benutung gefährdeten öffentlichen Intereſſe für noth— 
wendig erfannt wird. Nach 8. 53 darf die General- oder Special. 
theilung bei gemeinfamen Waldungen die pflegliche Behandlung und 
zwedmäßige Bewirthichaftung der einzelnen Theile nicht gefährden. Bas 
find nun gejegliche Vorfchriften, welche die Behörden ohne Angabe ber 
Mittel und Wege verpflichten, im Rahmen der Geſetze auf die agrariſchen 
Sinterefien bei der Gemeinſchaftstheilung und bei der Regulirung gemein: 
jamer Nubungsrechte in ſolcher Weiſe bedacht zu fein, daß diefelben nicht 
verlebt oder gar gefährdet werden. Wenn nun $. 49 des Geſetzes bie 
Auffichtsbehörde zur Behebung von Geſetzes verletzungen ber Unterbehoͤrde 
verpflichtet, welche Einfluß auf das Reſultat der ganzen Theilung oder 
Regulirung haben, jo kann nicht bezweifelt werden, daß dieſe Vernichtungs⸗ 
pflicht in erfter Linie den Öffentlichen agrarifchen Intereſſen, der Be 
feitigung .verfehrter Maßregeln zu dienen beftimmt ift, und daß fie die 
Vernichtung nicht nur folcher Verwaltungsacte der Unterbehörde fordert, 
welche mit beftimmten Geboten oder Verboten des Forſtgeſetzes im Wider 
ſpruch ftehen, alfo forftpolizeiwidrig, forftpolizeilich unerlaubt find, fon- 
dern auch ſolcher Verwaltungsacte, welche, ohne ausdrüdlichen Beltim- 
mungen des Forſtgeſetzes zu widerfprechen, das in dem Geſetze allgemein 
ausgefprochene Gebot zwedmäßiger Behandlung beziehentlich das Verbot 
der Gefährdung der forftpolizeilichen Intereſſen verlegen. 

Die Caſſation von Amtswegen dient aber nicht bloß der Bejeitigung 
einer feitgeftellten Verlegung folcher öffentlicher Sinterefjen, deren Be 
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friedigung in zmedmäßiger oder in einer gejeglich vorgefchriebenen Weiſe 
für nothwendig erkannt ift, ſondern auch der Beſeitigung der Unſicherheit, 
ob die Befriedigung in ſolcher Weife erfolgt ſei. Sie wird alfo gerecht: 
fertigt nicht nur durch den Widerfpruch eines Vermaltungsactes mit mate- 
riellen Rechtönormen, fondern auch mit ſolchen proceffualen Normen, 
welchen, ſei es kraft ausdrücklicher gejegliher Beitimmung, ſei es ver- 
möge ihrer erkennbaren Beziehung als Mittel zum Zwecke, die Bedeu⸗ 
tung beikommt, die richtige Erkenntniß concreter Forderungen ſolcher 
offentlicher Intereſſen und der zur zweckmäßigen oder geſetzmäßigen Be— 
friedigung derſelben geeigneten Mittel herbeizuführen. In Fällen der 
Verlegung proceſſualer Normen wird jedoch die Caſſation von Amts- 
wegen, wenn fie gefeglich nicht unbedingt geboten wird, zu unter: 
bieiben haben, wofern nur im concreten Falle feitfteht, daß ungeachtet 
des procefiunlen Mangels das öffentliche Intereſſe, jo wie es das Geſetz 
verlangt, in Folge gewiller den Fehler ausgleichender Umftände verjorgt 
fi. Auch der Fall folder Eafjation im öffentlichen Intereſſe wegen 
Verletzung proceſſualer Normen ift im objectiven Verwaltungsrechte vor⸗ 
geſehen. „Findet die Landes- oder die Minifterialcommilfion,“ heißt 
es in dem früher citirten 8. 4B, „bei der von Umtswegen zu 
übenden Aufficht, daß wejentliche Mängel bei der Inſtruirung einer 
Angelegenheit vorgefallen, offenbar erhebliche Thatſachen übergangen 
find, jo bat fie eine neue Verhandlung oder Erhebung anzuordnen.“ ?) 
Aus diefem Grunde umterliegen 3. B. der Bernihtung von Amtswegen 
alle proceffualen Acte der Unterbehörden, welche dem Zwecke der Herbei- 
führung gefebmäßiger und freier Wahlen für öffentliche Körperfchaften 
und verfafiungsmäßig nothwendige Sollegien und der Ermittlung ihres 
Ergebniffes dienen follen, wenn fie entweder gegen Verbote oder Gebote 
verftoßen, deren Uebertretung unter der Sanction der Vernichtbarkeit 
ftebt, oder wenn durch die Verlegung anderer Vorſchriften oder Grund 
übe des Wahlverfahrens im concreten Falle der Zweifel hervorgerufen 
wird, ob überhaupt der Zweck der gejehlichen Regelung desfelben erreicht 
jei??) Der Eaffation von Amtswegen unterliegt auch ein Verwaltungsact, 





1) Bernatzik formuliet das Princip | Scheidung Mt feinen geſetzlichen An- 
der Saffation von Amtswegen folgender- haltspunkt; fie wird, abgejehen von dem 
maßen: Entiheidungen der wal- | im Texte citirten Gelee auch u bus 
tungsbehörden können wegen wejentlicher | Geſetz v. 17. März 1878, R. G. B. N 

Mängel des Berfahrens, nicht aber wegen | widerlegt, (meiden die Veberprüfung un 





Rechtswidrigfeit der Enticheidung felbit 
von der Vermaltung angefochten werden 
(a. a. O. ©. 277). Bon Aufſichtswegen 
fann nad) öfter. Recht eine Enticheidung 
nur beim Borliegen fachlicher Unufän- 
digkeit, oder wegen weſentlicher Mängel 
bed Verfahrens caffirt werden, nicht aber 
wegen Unrichtigfeit oder Geſetzwidrigkeit 
beenticheibene ſelbſt (S.278). Andere 
Berwaltungsacte auch wegen materiell 
rechtlicher Geſetzwidrigkeit (5.284). Dieje 
Tezner, Hanbbud. 


Verbeſſerung von Wufträgen zur Bah- 
lung gewiſſer öffentlicher Abgaben im 
Intereſſe des Fiscus binnen einer ge- 
jeglihen Frift nach ihrem Erlaſſe ge- 
attet, ohne zu ſcheiden, ob ber Auftrag 
ih an eine Enticheidung Tnüpft, oder 
für fih allein ergeht; fie opfert endlich 
ben praftiichen Zweck der ftaatlichen Auf» 
ſicht einem formaliſtiſchen Principe. 

2) Ueber diefen Grundjag und die 
Abſchätzung der Bedeutung der einzelnen 
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der auf einer unrichtigen Würdigung thatfächlicher Verhältniſſe berubt, 
von deren richtigen Würdigung die vom Gefehe unbedingt geforderte 
zwedmäßige Bejorgung öffentlicher Interefien abhängt. Würde z.B. die 
Statthalterei einen Verein zur Herbeiführung der Wiederberftellung des 
Königreichs Polen in feinem alten Umfange, wenn auch unter öfterreichiichem 
Scepter, ausdrücklich für ftatthaft erklären, eine Erklärung, die nach dem 
Bereinsgejeb vom 15. November 1867 (88. 7—9) formell nicht unzu- 
läſſig ift, jo Hätte das Minifterium des Innern einen jolchen Ausiprud 
von Amtswegen zu vernichten, foferne er nach Lage der Umftände 
auf einer unrichtigen Würdigung der Möglichkeit internationaler Verwide 
lungen ald Folge der VBereinsbildung und ſomit auf falicher Würdigung 
des rechtshemmenden Momente der Staatögefährlichfeit (8. 6 des Gej.) 
beruht. ?) 

‘  IO. Die Laffation von Amtöwegen Tann von der zuftändigen 
Auflichtsbehörde auch zu Gunsten des Einzelnen, alfo im Brivatinterefie, 
geübt werden, wenn feine Rechte oder Intereſſen durch geſetzwidrige oder 
zwedwidrige Berwaltungsacte verlegt worden find, oder, wenn bie Ber: 
waltungsbehörde dem Rechts⸗ und Intereſſenſchutze dienende proceffuale 
Normen verlegt bat und im concreten Falle die Möglichkeit, daß dadurd 
eine Verlegung des zu ſchützenden Rechts oder Intereſſes herbeigeführt 
worden fei, nicht ausgefchloffen if. Mittels der Caſſation von Amts: 
wegen wird in Fällen diefer Art die Behörde belfen können, wenn 
ber Verletzte ein Rechtsmittel zur WUnfechtung der Verletzung überhaupt 
nicht befttt, oder, dasſelbe rechtzeitig geltend zu machen, verſäumt hat. 
Undererjeit3 wird das Weſen der Caſſation von Amtswegen in Dielen 
Fällen nicht dadurch berührt, daß eine Bitte des Verlebten für die Auf 
fichtsbehörde den Anlaß bietet, die Caſſation in Erwägung zu ziehen. 
Die Bedeutung der Gaffation von Amtswegen im Privatinterefle wird 
an folgendem Falle ar. Die beiden unteren Inſtanzen batten einen 
Invaliden, welcher nach Ablauf der Hiefür im 8.7 Abſ. 2 des Haufır 
patentes vom 4. September 1852, R. ©. 3. Nr. 252, feſtgeſetzten Frift 
um Berlängerung der Haufirbewilligung eingefchritten war, wegen Ber- 
ſpätung des Geſuchs abgewiefen. Auch das Minifterium des Innern 
wies den Minifterialrecurs des Bewerbers ab, weil 8. 11 der Vollzugs⸗ 
verordnung des Handeld-Minift. vom 22. November 1852, 3. 2460, zum 
Haufirpatente, einen Recurs gegen zwei gleichlautende Enticheidung nicht 
zuläßt; es vernichtete aber die Entfcheidung der Unterbebörde von Amt3- 
wegen als gejegwidrig und trug derjelben auf, die Bewerbung nenerlid 





Normen des Wahlverfahrens bei Ge⸗ | Rubrit I. C 2 „Semeindewahlorbnung”, 
meindewahlen für die Erreichung des | dann in der von Brodhaufen br 
Zweckes diejes Verfahrens hat fich eine | forgten Ausgabe ber öſterr. Gemeinde 
reihe Judicatur de3 V. ©. 9. heraus- | ordnungen, Manz'ſche Geſetzes ſammlung 
ebildet. Die wichtigſten Rechtsſätze Bd. 9. 

inden fich ſyſtematiſch geordnet in der 2) Bgl. R. G. E. v. 26. April 1818, 
Judicatenſammlung von Alter in der : 8.87, Hye 160. 
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unter Bedachtnahme auf die in letter Inſtanz ausgeiprochene Rechts⸗ 
anfiht zu erledigen.?) 

Ein anderer dentbarer Fall einer Safjation von Umitswegen im In⸗ 
terefie der Bartei liegt vor, wenn eine höhere ftaatliche Auffichtsbehörbe 
den Auftrag einer unteren Auffichtöbehörde an eine Gemeinde zur Er- 
rihtung einer beftimmten, der Gemeinde obliegenden Gemeindeanftalt, 
nachdem derfelbe gegenüber der Gemeinde formell rechtskräftig geivorden 
it, oder eine formell vechtsfräftige Enticheidung der Unterbehörde über 
die Verpflichtung der Gemeinde zu dieſer Errichtung vernichten würde, 
weil ſich berausftellt, daß dieſer Verpflichtung durch eine beitehende, von 
der Unterbehörbe überjehene Einrichtung bereit? Genüge geleiftet fei. 

Aber auch für die Caſſation von Amtswegen im bloßen PBrivatinterefie 
bildet e8 eine regelmäßige Borausfegung, daß die Rechtslage dritter Per⸗ 
fonen außer jener, zu deren Bunften die Caſſation gelibt wird, durch die 
Caſſation nicht verichlechtert werde, daß es fih alſo um eine Angelegenheit 
bandelt, an welcher nur der Staat und der Hilfsbebürftige betheiligt tft. *) 
Wo die Rechtslage To beichaffen ift, ift die Caſſation von Amtswegen ein 
Fall der Anwendung des wiederholt aus gejeglichen Beitimmungen nadj- 
gewiejenen Rechtögrundjaßes, daß anf dem Gebiete des Vermwaltungsrechts 
der Zwed des Staates, die Wohlfahrt Aller und jedes Einzelnen, foweit 
ed in feiner Macht liegt, zu begründen, formalen Borfchriften nicht 
geopfert werden dürfe, daß Präclufionsbeftimmungen des PBrocefjes nur 
dem Anſpruche der Partei auf behördliche Thätigfeit eine Grenze 
ſetzen follen, nicht aber der Befugniß oder auch der Amtspflicht 
der Behörde, ſoviel e3 in ihrer Macht liegt, mit verkehrten und 


1) Diefe Entſcheidung des Minifters 
de3 Innern v. 4. April 1895, 8. 1767, 
wird in der 3. f. 8., Jahrg. 1895, ©.127, 
miügetheilt. Die Begründung des Er- 
laſſes, daß die Friſt des Haufirpatentes 
feine PBrächufivfrift jet, kann als über- 
zengend wicht angejehen werden. ber 
stante concluso tft der formale Vorgang 
de3 Minifteriums ein correcter. Das 
ſächſ. Geſetz enthält keine Beitimmungen 
über die Caſſation von Amtswegen. 
8.43 der bad. Bdg. trifft, ohne zwiſchen 
öffentlichen und Brivatinterefien als Ber- 
anlafjung zu fcheiden, folgende Beſtim⸗ 
mung über die Zurüdnahme eines Ver- 
waltungsactes durch die denfelben ſetzende 
Behörde und für die Kafjation defielben 
durch die Auffichtäbehörde: „Die Behörde, 
von welcher eine Berfügung oder Ent- 
ſcheidung erlaſſen ift, oder die fhr 
borgefeßte höhere Behörde, kann folche ab- 
ändern oder ganz aufheben: 

1. wenn durch die Verfügung oder Ent- 
ſcheidung nicht eine Partei einen 


624, Budw. 2064. Val. a 


gelegmäßigen Anipruch bereits er- 

worben bat — und in diefem Yalle 

fhon wegen geänderter oder ab⸗ 
weichender Anficht — oder 
2. wenn eine extheilte Bewilligung oder 

——e—ne erjtichen, im Wider⸗ 
ſpruch mit einer Borfchrift des Ge⸗ 

jeßeö oder einer Verordnung, oder 

unzuftändiger nit ertbeilt wurde; 
3. aut Untrag einer Partei, wenn durch 

fpätere Verhandlungen das thatſäch⸗ 

liche Berhältniß in wejentlicher Be⸗ 

ziehung fich abweichend geftaltet. 

ft die Verfügung ſchon Gegenftand 
einer höheren Entſcheidung geivorden, jo 
fteht dieſes Recht nur der höheren Be⸗ 
hörde zu, welche zulegt materiell ent- 
Ichieden hat.“ 

2) 8.8.9. €. v. 20. März 1884, 2. 
das Prin- 
cip der Min. Bdg. v. 30. Auguſt 1868, 
R. G. B. Ar. 124, 
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geſetzwidrigen Verwaltungsacten aufzuräumen. Die Behörden ſollen durch 
dieſe Präcluſionsbeſtimmungen nicht gehindert ſein, dem materiellen oder 
intellectuellen Unvermögen des Einzelnen zur Abwehr behördlicher Ber- 
legungen feiner Rechte und Intereſſen abzubelfen.') 

Das Princip des laisser faire, laisser aller hat auf dem Gebiete des 
Berwaltungsprocefies zu Feiner Beit ſchrankenlos geherrict. 

Ausnahmsweije jteigert ſich die Antheilnabme des Staates an der 
Bewahrung der Rechtsordnung und an der Schonung von PBrivatinterefien 
zu Gunften der Einzelnen bi zu dem Grade, daß er die Bafjation von 
Umtswegen für die Wiederberftellung verlegter Individualrechte und In⸗ 
dividualintereffen felbft dann zuläßt, wenn dadurch die Rechtslage dritter 
Perſonen verichlechtert wird. So tit im 8. 49 des n. d. 2. ©. über 
das Gemeinfchaftstheilungsverfahren und im $. 62 des n. ö. 2. ©. über 
die Bujammenfegung landwirtbichaftlicher Grundftüde der Auffichtsbehörde 
die Caſſation des Verfahrens der Unterbehörde zur Pflicht gemadht, 
wenn durch Gefeßesverlegungen einzelne Betheiligte in ihren Rechten ver: 
fett wurden, ohne daß weiter unterjchieden würde, ob durch diefe Ver: 
nichtung die Rechtslage der anderen Betbeiligten verjchlechtert wird oder 
nit. Das iſt ein Princip, welches das Weußerfte leiftet an Entgegen: 
fommen für die rusticitas oder die Indolenz. Denn es ift ja denkbar, 
daß der Betheiligte fein Recht nicht will. Aber der Staat will dem- 
jenigen gegenüber, der feinen Bortheil nicht erfennt, feine Pflicht tun, 
foviel e8 an ihm liegt. Er’ vernichtet deshalb geſetzwidrige Entſchei⸗ 
dungen über Armenunterftügung und jonftige Fürjorgepflichten, ohne zu 
fragen, ob der zu Berjorgende verforgt fein oder lieber verfommen will.?) 
Doch wird in dem alle der citirten 88. 49 u. 62 die Auffichtsbehörde 
zur Gaffation dann nicht fchreiten, wenn der nach ihrer Anficht Benad- 
theiligte, feinen Nachtheil Har erkennend, in denfelben gewilligt hat. 


IV. Die Befugniß der Aufficht3behörde zur Kaffation von Amts 
wegen, wie fie fi als Ausflug des Bmedes der ſtaatlichen Aufficht 
ergibt, kann ſowohl durch gefegliche Beſtimmungen, als auch durch interne 
Inſtructionen beichräntt fein. Darauf ift forgfältig Bedacht zu nehmen. 
So entipricht dem Geifte der älteren Beftimmungen, melde auch in 
die auf Grund U. h. Entichliegung vom 2. Februar 1874 erlaftene 
Fin. Min. Bdg. vom 29. Mat 1874, 8.1181°), aufgenommen erjcheinen, 
daB zur Caſſation vechtSverlegender finanzbehördlicher Entjcheidungen und - 
Verfügungen von Amtswegen zum Nachtheil des Fiscus nur das Finanz 
minifterium zuftändig jet. Iſt der Organismus der Aufficht3behörden ftufen- 
weije gegliedert, jo wird die Wahrung des Anſpruchs der Parteien 
auf Einhaltung des Inſtanzenzugs fordern, daß die Vernichtung eines 


1) Der oft eitirte 8.35 der Amtd- | 2) Bgl. V. G. H. E. v. 28. Mai 189, 
infirnkion dom ve Bet (gung, bes 2. 1758, Budiw. 6820. 
die Behörde auf die Befolgung bes 
die Untenntniß der einzufchlagenden Wege 
nicht zum Nachtheil gereiche. 
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Berwaltungsacts (Caſſation) und etwa der Erfah besfelben durch einen 
anderen Berwaltungsact (Reformation) durch jene AuffichtSbehörde vor- 
genommen werde, welche der Behörde, deren Act zu vernichten ift, un- 
mittelbar vorfteht, und daß die höhere Aufſichtsbehörde, wenn fie auf 
einen ſolchen zu vernichtenden Act ftößt, die Vernichtung und etwa den 
Erſatz des vernichteten Acts dieſer unmittelbar vorgefegten Aufſichts⸗ 
behörde aufgibt.?) 

V. Sept fi) ein Verwaltungsact aus mehreren von einander fcheid- 
baren Bermwaltungsacten zufammen, fo Hat fich die Vernichtung auf jene 
Theilacte zu befchränfen, denen ein die Vernichtbarkeit begründender 
"Mangel anbaftet, vorausgejett, daß nicht die Rechtsbeſtändigkeit des 
jehlerlofen Theilact? durch die Mechtsbeftändigfeit desjenigen Theilacts 
bedingt ift, der fich als mangelhaft herausftellt.*) 

VL Der Bernidtung von Amtöwegen find alle in der Form ſtaat⸗ 
lider Hoheit3acte?) vorgenommenen Bermwaltungsacte fähig, welche, wenn 
fie nicht vernichtet werben, rechtlich zu wirken vermögen, aljo erord- 
nungen, Berfügungen aller Art, Entfcheidungen, ja auch Beurkundungen, 
joferne ihnen, wenn fie nicht zurüdgenommen werden, Beweiswirkung 
zufommt.*) So kann dag Minifterium des Innern als Auffichtsbehörde 
eine durch Die Landesſtelle geſetzwidrig, aber ſonſt rechtsförmlich aus⸗ 
gefertigte, im $. 9 des Vereinsgeſetzes vom Jahre 1867 vorgeſehene 
Beſcheinigung des rechtmäßigen Beitandes eines Vereind von Amtswegen 
vernichten. 


1) Nicht deutlich in diefem Punkte iſt tember 1884, 8. 2051, Budw. 2218; 
ter bei Bolfar a. a.D. ©.53, Unm.1, | 5. Juli 1888, 3 2143, Budw. 4206. 
citirte Erl. de3 Min. des Innern vom 4) Iſt die dur Vernichtung zuftändige 
23. December 1870, 8. 18402. ar m a ber Hrkunbe, Ar: 

. . 218 ie die PVernichtungserflärung behufs 

2), 2 hat 1a bie wernichtun net \ Hintanhaltung füntigen Wibbrandys 
Feſtſtellung der Gewäh * een bei | felbſt durch Rertilgung derſelben zu 
jenigen Perſonen zu beſchränken, bei | volfftreden (8.53 der Vollzugsvorſchrift 
deren Wahl Bernidhtungdgründe unter- | zum Brivilegiengefeß). In allen andern 
laufen ind 08. 0: v5 8 22. „yanner Fällen hat fie fi auf die Vernichtungs⸗ 

— Bub u 899 h Su fen , eärung zu beichränten. Die Verwen⸗ 
B. ‚ubw. 829), Dagegen fa en dung der rechtäfräftig für nichtig er- 
mit ber Vernichtung der Wahlvorberei- | guten Beurkundung zur Srreführung 
tungsacte auch alle weiteren auf den- | von Behörden und Privaten kann nach 
jelben ruhenden, die Leitung der Wahlen | Lage des alles das Delict des Ber 
und bie Seititellung ber @ewählten ber | | uneg Gegründen. Das Verfahren zur 
treffenden Acte zufammen (8. ©. 9. E. ; Aunullicung von Beurfunbungen er- 
b.6. Juni 1885, 3.1468, Budw. 2596). | fcheint im Intereſſe der Sicherung bes 


3) Ausnahmsweife erftreden gejeh- | Rechtes der Parteien, denen der An- 
lihe Bejtimmungen die Bernichtungs- | jpruch auf Verwendung berjelben hie⸗ 
befugniß der Behörde auch auf privat- | mit aberlannt wird, einer gejeßlichen 
rechtliche Dispofitionen, weldhe wegen | Regelung bedürftig. Den Specialfall_der 
der öffentlichen Intereſſen, die fih an | Vernichtung von Armuthszeugniſſen, 
diefeiben fnüpfen, behörblicher Aufſicht welche zur Erwirtung ber Stempelbe- 
unterftellt find. Einen Mufterfall für freiung vor Gerichten erſchlichen wur- 
Dispofitionen diefer Art bietet die den | den, regelt das Hfdct. v. 21. Februar 
Gemeinden obliegende Verpachtung ber ı 1842, G. H. S. Nr. 589, reſp. 13. Jänner 
Gemeindejagd. 8.G.H.€. v. 19.Scep- 1842, P. 8, I. 30.70 Nr. 3. 
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VII. Entfteht dur die Bernichtung eined Verwaltungsacts eine 
nah Maßgabe der beitehenden Geſetze durch einen correcten Berwaltungs- 
act auszufüllende Lüde, dann können folgende Bälle gegeben fein: der 
vorzunehmende Berwaltungsact fällt, was das Verhältniß zu den Par⸗ 
teten anbelangt, in die Zuſtändigkeit derjenigen Behörde, deren Act ver: 
nichtet worden iſt. Hier hat fih die Aufſichtsbehörde nur auf die Ber: 
nichtung des vernichtbaren Acts und auf die Weiſung an die zuftändige 
Unterbebörde zu beichränten, dab fie an Stelle des vernichteten Acts 
einen anderen mit dem in der Weifung vorgefchriebenen Inhalt zu ſetzen 
hat. So kommt die Ertheilung von ®ewerbeconceffionen in der Regel 
den politifchen Behörden erfter Inſtanz zu. Hat alfo die erfte Juſtanz 
in einer ſolchen Eonceifion Befugnifie ertheilt, welche über die gelehlidk 
Begrenzung der Sonceffion Hinausgehen, jo mwird die WUuffichtöbehörde 
die ertbeilte Eoncejlion vernichten und der Unterbehörde aufgeben, eine 
Conceſſion im Rahmen der gefehlichen Beitimmungen zu ertheilen. Sie 
hat aljo in ſolchen Fällen mur die Befugniß zu caffiren und den Inhalt 
bes an Stelle des caffirten Acts vorzunehmenden Verwaltungsacts zu 
bejtimmen. In jenen Yällen, in welchen die Vernichtung eines Berwal: 
tungdactd wegen mangelhaften Berfabrens der beauffichtigten Behörde 
erfolgen muß, hat die Auffichtsbehörde, wenn der vernichtete Act durch 
einen anderen zu erjeßen ift, jedenfall die Durchführung Des correcten 
Verfahrens und die Befeitigung der unterlaufenen Mängel desjelben der 
Unterbehörde zu überlafien, welcher das fehlerhafte Verfahren zur Lait 
fallt, da nur diefe zur Durchführung des Verfahrens zuftändig ift. Die 
Erörterung der Frage, ob die Auffichtsbehörde den nach Abſchluß des 
correcten Verfahrens vorzunehmenden Verwaltungsact ſelbſt fegen oder 
auch defien Vornahme derjenigen Unterbehörde überlaffen müfje, deren 
Act wegen mangelhaften Verfahrens vernichtet wurde, bleibt einer 
ipäteren Stelle dief3 Werkes vorbehalten. Hier fei nur bemerkt, do, 
wenn die Bornahme eines Verwaltungsacts von der Art des vernichteten 
der Buftändigfeit der Behörde, die ihn fehlerhaft vorgenommen hat, 
nicht ausſchließend vorbehalten tft, die vernichtende Auffichtshehörbe den 
vernichteten Act zugleih auch durch den rechtmäßigen erjegen und die 
Unterbebörde auf die Mitteilung des Inhalts desjelben an die Parteien 
befchränten kann. Nur wird in folhen Fällen darauf zu achten fein, 
daß nicht die Parteien um ihren Unfprud auf Einhaltung des Inſtanzen⸗ 
zugs gebradt werden. Soll aljo ein Act der erften Inftanz reformirt 
werden, jo wird die dritte Inſtanz, wenn fie die Nothivendigkeit der 
Reformirung erkennt, diefelbe durch die Mittelinftanz vornehmen laſſen. 
Die Praris des Verwaltungsgerichtshofs ertennt Fälle diefer Urt gegeben, 
wo die Unterbehörbe eine öffentliche Abgabe falſch bemefjen Hat. Hier 
fann nach Unfchauung des V. G. H. die Auflichtsbehörde an Stelle der 
caffirten Bemeſſung die richtige felbit fehen.?) 


1) gl. 8.8.9. E. v. 2. Juli 1889, Roll II. ©. 639: „Die Finanzlande⸗ 
3. 2375, Budw. 4780. Anders der behörde hat bie Grundhaltigkeit der Un 
3 M. E. v. 21. Februar 1876, 3. 898, ftände (bed Rechnungsbepartements gegen 
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IV. Bie Michtigerklärung von Amtswegen. 


Bei. der Ueberprüfung von Acten bebördlicher Perſonen durch die 
Dberbehörde kann ſich herausstellen, daß denjelben, ungeachtet fie nach der 
Abſicht diefer Perjonen obrigkeitliche Acte fein follten, durch das objective 
Recht aus beitimmten Gründen die Anerkennung diefer Eigenjchaft ver- 
ſagt if. Der formal richtige Ausdrud für ein folches Ergebniß dieſer 
Ueberprüfung ift die einfache Feitftellung, daß, was dieje bet der Unter- 
behörde angeftellten Perſonen gethan haben, gar fein obrigfeitlicher Act, 
unter den Kriterien eines folchen Actes betrachtet, nichts oder nichtig jei. 
Die Oberbehörde ift verpflichtet, von Amtswegen ſolche Nichtigerflärung 
vorzunehmen, wenn und weil zu bejorgen iſt, daß durch Reſpectirung 
des nichtigen Actes ſeitens der Parteien, durch weiteres Borgehen der 
Berfonen der Unterbehörde auf Grund desjelben verbotene Buftände 
herbeigeführt und gebotene Einrichtungen vereitelt werden Könnten. Denn 
es muß in's Auge gefaßt werden, daß das öſterr. Recht feine Beſtimmung 
befigt, welche die Barteien von der Pflicht, einen folchen nichtigen, ſcheinbar 
obrigkeitlichen Act zu reipectiren, enthebt oder ihnen das jus resistendi, 
das Recht, ihrem Bollzuge activen Widerftand entgegenzufegen, zuerfennt, 
daß alfo unter diefem Geſichtspunkte ſelbſt die in Gejeben ausdrücklich 
feftgefegte Nichtigkeit von Acten obrigkeitlicher Perſonen feine abſolute 
it. Eine große Rolle Spielt die Nichtigerflärung auf dem Gebiete des 
Wahlrechtes. Allein fie ift zur Wahrung öffentlicher Intereſſen zuläffig 
und nothwendig auf allen Gebieten der Verwaltung. Sie iſt aber auch 
unter denjelben Borausfegungen und Beichränfungen im Privatinterefje 
ftatthaft, unter welchen die Eafjation von Amtswegen für diejen Zweck 
erfolgen darf. 

Die Nichtigkeit eined Berwaltungsactes Tann ihren Grund haben in 
Berlegungen formaler oder procefjualer Vorfchriften oder auch materieller 
Rechtsnormen, welche einem Ucte obrigkeitlicher Perjonen, weil er ver- 
botswidrigen Inhalt befitt, rechtliche Wirkung entziehen. So ift jeder 
Beihluß einer Verſammlung der Mitglieder de &emeindeausfchuffes, 
möchte jelbft hievon abgefehen fein Inhalt rechtmäßig fein, ungiltig, wenn 
er in einer Sitzung gefaßt wurde, welche weder vom Gemeindevorſteher 


die StenerbemefiungberUnterbehörde) 
zu prüfen und fich hiebei gegenwärtig 
zu balten..., daB durch die aus diefem 
Anlafje getroffene Verfügung der den 
Sinanzlandesbehörden nah den 
Eintommenfteuernormen zufte- 
henden Entiheidung in Recurs— 
fällen pigt vorgegriffen werden 
ſolle (P. 3). Die Bemeſſungsbehorde, 
an welche (in Folge der von der Finanz⸗ 
landesbehörde für gegründet erfannten 
Bemängelung bes Rechnungsdeparte⸗ 
ments I de3 Yinanzminifteriums) ein 
Bemeflungdoperat mit der Weiſung der 


Behebung der mahrgenommenen Ge- 
brechen gelangt, hat diefe Richtig- 
ftellung, beziehungsweife die zum Be⸗ 
hufe derjelben nöthigen Bebebungen aus 
eigener Amtsmadht vorzunehmen, 
und ſich daher gegenüber dem Steuer- 
pflihtigen jeder Berufung oder Hin- 
deutung auf einen höheren Auftrag zu 
enthalten (P. 4).“ Die lebtere Beftim- 
mung hängt damit zufammen, daß nach 
dem Geſetz v. 18. März 1878, R. G. B. 
Nr. 31, die Zuftändigleit zur Nachtrags⸗ 
demeflung auch der erften Inſtanz zu- 
ommt. 
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noch von deſſen Stellvertreter einberufen oder geleitet wurde. Nichtig 
ift eine jede Erledigung, weldhe von einem Mitglied einer Behörde 
hinausgegeben wird, dem die VBefugniß, die Behörde zu repräfentiren, ab- 
geht. Nichtig ift nach 8. 8 des Heimatsgeſetzes die Beifügung einer dem 
Inhalte des Heimatsrechtes abträglichen Bedingung, welche der gewährenden 
Erledigung eines Anſuchens um die Aufnahme in den Gemeindeverband 
beigefügt wird. 

Somohl der Sprachgebraud) der Praxis ald der Geſetze)) ſcheidet 
nicht weiter zwiſchen nichtigen und vernichtbaren Berwaltungsacten und 
fpriht in beiden Fällen von Vernichtung oder Aufhebung, obwohl, wie 
bemerft, das mas rechtlich nichts ift, rechtlich auch nicht zu nichte ge: 
macht werden kann. Das hängt eben damit zufammen, daß e3 an einer 
Anerkennung der Befugniß der Parteien felbft, nichtige Acte als nichtig 
zu behandeln, fehlt. Demungeachtet ift der Unterfchied praftifch bebeut- 
fam. Der Anſpruch der Partei auf Berüdfichtigung eines rundes für 
die Vernichtbarkeit eines Verwaltungsacts ift mit der Verſäumung der 
Friſt zur Geltendmachung desfelben verwirkt. Die Nichtigleit eines Ver: 
waltungsact3 wird die Partei wirkfam zu jeder Zeit geltend machen 
Lönnen®), es fei denn, daß das objective Recht auch die Nichtigkeit eines 
Bermaltungsact3 für heilbar erfennt. Es werden dann aber für folde 
Heilbartfeit fchmerere Bedingungen aufgeftellt werden müſſen als für die 
der Bernichtbarkeit.) Mit der Unklarheit des pofitiven Rechts über die 


1). Bgl. 3. ©. 88. 6 und 7 des Gel. Acten der Civilgerichte, weil fich in Folge 
betreffend die Errihtung des 8. &. 9., | der erfteren Zuftände und Berbättnife 


welche nur von Aufhebung der Verwal⸗ 
tungsacte durch den V. &. 9. fprechen, 
ungeachtet die Judicatur des 8. ©. 9. 
zweifellos auch in Fällen angerufen wer- 
den kann und mit Bilfigung desfelben 
angerufen wird, wo es ſich Darum han⸗ 
delt, die Nichtigkeit behördlicher Acte 
feftzuftellen. Aber die Enticheidungen des 
V. G. ö ſprechen auch in ſolchen Fällen 
im Anſchluß an die Textirung des Geſ. 
die Aufhebung der nichtigen Entſchei⸗ 
dung oder Verfügung aus. 

2) V. G. H. E. vom 7. November 1888, 
8. 3435, Budw. 4331 läßt den Anſpruch 
ber Parteien an den Berwaltungsgerichtö- 
zut auf Nichtigerflärung einer Entſchei⸗ 

ung wegen Unzuftändigleit der Behörde 
auch dann bejtehen, wenn ihn die Partei 
während des ganzen Berlaufes des Ad⸗ 
miniftrativverfahtend nicht geltend ger 
macht bat. 

3) Das Bedürfniß nach Heilbarfeit der 
Richtigkeit von Scheinacten des ftaatlichen 
Imperiums auf dem Gebiete der Ber- 
waltung ift ein noch größeres als jenes 


nach ter Heilbarfeit der Nichtigfeit von | 


feitigung aus dem Grunde ihrer Rechts⸗ 
widrigfeit nicht nur Privat⸗, fondern 
Öffentiiche Interefien in hohem Grade 
zu gefährden vermag. Es empfiehlt ſich 
deshalb vom legislativ⸗politiſchen Stand- 
punkte die SHeilbarfeit foldder Ned} 
wibrigfeit wenigftend pro praeterito ju- 
ulaſſen, wenn es fich nicht geradezu um 
ejettigung abjolut verbotener Zuftände 
handelt; allo beijpielsweife mit der Richtig 
erflärung der Konftituirung eines &r- 
meindeausfchuffes nicht zugleich auch die 
Nichtigfeit aller von demielben ausge 
gangenen Beſchlüfſe eintreten zu laſſen, 
welche einen gejegmäßigen Inhalt haben. 
Die Praxis Hilft ſich mit der Legitimi- 
rung ſolcher Buftände durch usus lon 
gaevus, praescriptio immemorialis und 
aud) das pofitive Recht geftattet zuweilen 
ſolche Legitimirung dur den Himweis 
auf Privatrechts⸗ oder beſondere Titel 
als Redtägrund für die Nufrechterbal- 
| tung von Berhältniffen, deren Befeplid- 
keit fich ſonſt nicht nachweifen ließe. Bal. 
hiezu AUrndt's Bandelten 8.91, Anm. 3, 


berausgebildet haben Können, beren Be 
| 
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Bedeutung dieſes Unterfchiedes hängt es zufammen, da fich in vielen 
gällen mit Sicherheit nicht feftitellen läßt, ob dasſelbe beitimmte Mängel 
eined Verwaltungsacts ald Grund für die Nichtigkeit oder für die Ber- 
nichtbarteit desfelben behandelt willen will. 

Möglicher Gegenftand der Nichtigerlflärung find alle Acte obrig⸗ 
teitlicher Berfonen, welche als hoheitliche ergehen, mögen fie al3 Beurkun⸗ 
dungen, Verordnungen, Verfügungen, Enticheidungen hinausgehen. 

Auch die Nichtigerllärung Hat ſich nur auf das Nichtige zu befchrän- 
fen. Es Tann z. B. die AuffichtSbehörde von einer mit einer nichtigen 
Bedingung bebafteten Bewilligung der Aufnahme einer Perſon in den 
Gemeindeverband nad) 8. 8 des Heimatsgejebes nur die Bedingung, nicht 
aber die Bewilligung für nichtig erklären. Andererſeits hat die Nichtig- 
feit eines Berwaltungsactd die Nichtigkeit aller durch feine rechtmäßige 
Geftaltung in ihrer Giltigkeit bedingten Acte zur Folge. Alſo zieht die 
Nichtigfeit der behördlichen Wahlvorbereitungsacte auch jene der Wahl- 
leitungsacte nach fich, möchten auch leßtere, für ſich betrachtet, den geſetz⸗ 
lichen Borfchriften entiprechen. 


V. Nachprüfung der Erledigung auf Grund einer Barteienbefchwerde. 


a) Begriff der Beſchwerde. 


Beſchwerde, Berufung, Recurs ift der an die vorgefehte Behörde 
gerichtete Antrag einer Partei, einen fie benachtheiligenden Berwaltungs- 
act der Unterbehörde zu vernichten und nach Lage der Sache an defjen 
Stelle einen andern zu feben oder durch die Unterbehörde fehen zu laſſen, 
oder endlich in Fällen, in welchen ein Berwaltungsact der Unterbehörde 
nicht vorliegt, ihr die Vornahme eines jolchen Acts aufzugeben. Die 
Einrichtung der Beichwerde dient zugleich dem Parteieninterefle und dem 
Anterefje der Beauffihtigung der Unterbehörden durch die vorgefegten 
Behörden, foferne diefen durch die Beſchwerde in den meiſten Fällen die 
Renntniß von Borgängen aus der Amtsführung der Unterbehörden ver: 
mittelt wird, von melden die Oberbehörden ſonſt nichts erfahren 
würden. !) | 

Die Behandlung der Beſchwerde weicht in einigen Punkten ab, je 


Tezner, Privatrechtstitel im öffentlichen | gerechtifeit verkurzt werde, behalten wir 
Recht im Archiv für öffentliches Necht, | und Hierinnen bevor, daB wir auf der 
Bd. IX, ©. 372 fi. parthei (die fich ſolcher unſers ſtathalters 


1) Diefe doppelte Bedeutung wird der 
Beichwerde fchon im den älteften In⸗ 
fiructionen aus ber Epoche Kaiſer Mari- 
milian’3 I. und Ferdinand's I. beigelegt. 
Bol. 3. B. die Inftruction für den n. d. 
Hofrath v. 5. November 1523, Roſen⸗ 
thal a.a.D.©. 272: „Und damit unfre 
Statthalter und Hofrath in iren hand⸗ 
lungen deß groſſern vleiſſ gebrauchen 
und durch ire urtlen niemands an ſeiner 


und hofrats urtln beſwern möchten) an⸗ 
langen, ir beſwärungen fupplication an⸗ 
nemben mugen und darauf die acta und 
prozeſſ beider partheien von unſerm Hof⸗ 
tath ervördern, unb von neuem darüber 
laſſen fizen, erfennen, nachmals ſolch uril 
zu ?refften fprechen declarirn, verandern 
uncreftig machen oder ganz abichaffen.” 
Der Sofratt entichied auch Verwaltungs⸗ 
rechtsſachen. 
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nachdem fie. auf die Vernichtung eines unterbehörblichen Actes und nöthigen- 
falls Erſatz desfelben durch einen anderen Berwaltungsact, oder auf Be 
feitigung der Unthätigkeit der Behörde gerichtet ift. 

Bor Allem ift die Erlaubtheit der Beſchwerde in Erwägung zu 
ziehen. Diejelbe befteht, joweit feine ausdrüdlichen Verbotsgeſetze das 
Anbringen einer Beſchwerde unterfagen. Die öſterr. Sejebgebung kennt 
ſolche Verbote nur zu dem Zwecke, um Preffionen und Einſchüchterungen 
der Behörden hintanzuhalten.!) 

Aber nicht jede erlaubte Beſchwerde gibt einen Anfpruch auf Er: 
ledigung. derjelben. Eine erjchöpfende Beſtimmung der Grenzen eine 
ſolchen Anſpruchs bedarf einer jelbftftändigen Unterfuchung.?) Jedenfalls 
fteht ein ſolcher Unfpruch demjenigen zu, der fich mittels der Beſchwerde 
eines an ihn gerichteten individuellen behördlichen Gebotes oder Verbotes 
zu erwehren fucht oder mittels derfelben eine conftitutive Verfügung oder 
Entiheidung der Behörde über feine Rechte und Anfprüche belämpft. 
Eine Beichwerde, welde nur die Wahrung von Intereſſen des Br 
ſchwerdeführers bezmwedt, alſo die rechtliche Buläffigkeit des Vorgehens der 
angegriffenen Behörde nicht in Frage ftellt, begründet einen Anſpruch auf 
Erledigung jedenfalls dann, wenn das objective Recht felbft die Zu: 
Täffigkeit der Berfolgung diefer Intereſſen vor den Behörden 
ausſpricht. Es hat deshalb Anſpruch auf Erledigung derjenige, der fid 
gegen die Verweigerung einer von ihm erbetenen Gewerbeconceffion, einer 
von ihm erbetenen Nachfiht oder Stundung der ihm obliegenden Steuer: 
zahlung bejchwert. Woferne ein Verwaltungsgeſetz die Beſchwerde gegen 
behördliche Verfügungen und Entſcheidungen ſchlechthin zuläßt, jo it 
damit demjenigen, an den fich diefelben richten, der Anſpruch auf Erledigung 


1) Dieſe Berbotsgefeße dienen alfo nicht 
den Zwede, irgend welchem Berwaltungs- 
acte eine Art von Immunität zu ver⸗ 
leihen, fondern vielmehr das Unbringen 
von Beſchwerden unter ſolchen Umftän- 
den —— welche geeignet ſind, 
die Freiheit der Entſchließung der Be⸗ 
hörde zu ſtören. Bgl. z. B. Urt. 11 des 
St. G. H. v. 21. December 1867, R. G. B. 
Nr. 142 über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger: „Das Petitionsrecht ſteht 
Jedermann zu. Petitionen unter einem 
Geſammmamen dürfen nur von geſetz⸗ 
lich anerlannten Körperichaften und Ver- 
einen ausgehen,“ 8.23 des Vereiusgeſetzes 
und 8. 10 des Berfammliungsgefebes vom 
Sabre 1867, wonach Petitionen von Ver⸗ 
einen und Berfammlungen durch nicht 
mehr als 10 Perſonen überbracht werden 
bürfen, im Zufammenhalt mit 88. 20 
und 21 des cit. Vereins⸗, 88. 6, 11, 13 
des cit. Verſammlungsgeſetzes und bie 
ftrafgejeglichen Beitimmungen über De- 
licte, welche durch Zwang gegen behörb- 


Iihe Organe und burch Einichüchterung 
berjelben begangen werben. 

2) Ohne jede Begründung flichtet 
ein Erl. des n. d. Randesausfchufles vom 
9. Yuguft 1866, 8. 6466 (Mapyrhoier 
4.4. I. ©. 692 Anm. 2), Die Gemeinde, 
jedes an fie gerichtete Geſuch der ord 
nungsmäßigen Behandlung zu unterziehen 
und der Bartet eine motivirte Euticei- 
dung Hinauszugeben. Nach $. 28 be 
bad. Bdg. ift Jeder, deſſen rechtliche: 
Intereſſe durch eine Entſcheidung oder 
Verfügung der Berwaltungsbehörde be 
einträchtigt fein Tann und ber dasſelbe 
für verlegt hält, von entgegenftehenden 
Geſetzen abgejehen, dagegen zu recurriren 
befugt. Dieſe Keitimmung gibt aber feine 
beitimmte Antwort auf die Frage, ob 
mit der Befugniß zu recurriren in allen 
Faͤllen der Anſpruch auf Erledigung ver- 
bunden ſei. Sollte eine Bejahung der 
jelben beabfichtigt fein, dann ift bie Be 
aa Sitimation viel zu vage und weil 
gefaßt. 
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auh für den Fall eingeräumt, als er eine bloße Sinterefienverlegung 
behauptet. In allen jenen Fällen, in welchen ein Anſpruch auf Erlebi- 
gung gegenüber der Unterbehörde befteht, folgt aus demjelben auch der 
Anspruch auf Erledigung einer Beſchwerde dagegen, daß die Unterbehörde 
feine Erledigung Hinausgebe, fich unthätig verbalte. 

Macht der Beichwerbeführer in der Beſchwerde geltend, daß die 
Behörde ihm etwas rechtswidrig geboten oder verboten, daß fie einen 
ihm geſetzlich zukommenden Anſpruch auf eine behördliche Leiftung, 3. B. 
auf Gewährung der Einficht in die Wählerlifte, auf Ausfertigung eines 
Heimatsfcheines nicht erfüllt, daß fie über feine Rechte und Anfprüche rechts⸗ 
widrig verfügt oder über feine Rechte und Pflichten, über die für das Dafein 
derjelben maßgebenden Thatfachen eine gejehiwidrige oder falſche Entſcheidung 
gefällt Habe, dann verfolgt die Beſchwerde den Zweck der Sicherung der 
Rechtsſphäre des Beſchwerdeführers. ine ſolche Beichwerde führt 
in der deutjchen Literatur die Bezeihnung Rechtsbeſchwerde. Die 
Nechtöbeichwerde kann aljo darauf geſtützt werden, daß auf einen richtigen 
Thatbeftand eine denfelben nicht treffende gefegliche Beitimmung oder die 
denjelben treffende Norm falſch angewendet, oder daß diefe Norm über- 
jeden worben oder endlich darauf, daß eine rechtäwidrige Behandlung 
des Bejchwerbeführers durch fälfchlide Annahme eines gar nicht vor 
bandenen, zur Rechtfertigung derjelben erforderlichen Thatbeſtandes ein- 
getreten ſei. Im lebteren Falle liegt Rechts beſchwerde auch dann vor, 
wenn der gejehlich geforderte Thatbeitand durch fogenannte arbiträre Be: 
griffe oder Ermeſſensbegriffe bezeichnet tft, wenn alfo behauptet wird, daß 
der zur Rechtfertigung einer Polizeiverfügung geforderte gefährliche Bu: 
fand. nicht vorhanden fei, und daß deshalb die erlaffene Poltzeiverfügung 
eine rechtötwidrige Auflage begründe. Ä 

Gleichgiltig für den Begriff der Rechtsbeſchwerde ift es, ob ber 
Berwaltungsact, welcher in derfelben als recht3verlegend angegriffen wird, 
zeitlich unbefchränft oder nur für einen als vorübergehend gedachten Beit- 
roum, für ein Broviforium berechnet ift?), und es liegt eine Rechts— 
befehwerde auch dann vor, wenn in derfelben Verlebung eines proceffualen 
Anſpruchs, 3. B. Verlegung des rechtlichen Anſpruchs auf Bulaffung 
zur Bertretung eines bloßen Intereſſes behauptet wird. ?) 

Richtet fich die Beſchwerde nicht gegen die Rechtmäßigkeit des Bor: 
gehens der Behörde gegenüber dem Beſchwerdeführer, jondern nur dagegen, 
daß die Behörde durch ihr Verhalten ein Intereſſe des Bejchwerdeführers 
verleße, dann wird von einer Intereſſenbeſchwerde gejprochen. °) 


1) Bgl. 8.125 der Verordnungber Min. | Verfügungen, 3. B. Borladungen, ausge⸗ 
des Innern und ber Juſtiz v. 31. October ſchloſſen fei. 


1857, 8.6.9. Rr. 218, und ®. ©. 9. E. 3) Doch ift der © 

‚Di. ‚ prachgebrauch ein 
v. 5 uni 1 8. Dub. Ya 23 ſchwankender. Vgl. Jellinek, Syſtem 
) Ohne jeben rechtlichen Anhaltspun der ſubjectiven öffentlichen Rechte S. 122ff. 
iſt Die Behanptung des Erl. des Min. bes | und hiezu Tezner in Grünhut's Beit- 
Inn. v. 27. September 1882, 3. 11444, Schrift, XXI. Bb., ©. 142 ff 
daß die Beſchwerde gegen proceßleitende | ’ u 
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Iſt 3. B. die Vornahme eines Hhoheitlichen Actes zu Gunſten einer Perſon 
durch das objective Recht nur als Gegenstand einer behördlichen Befug- 
niß erflärt, auf deren Ausübung dem Intereſſenten keinerlei Anfprud 
zuftebt, wie etwa die Ertheilung von Dispenfen, Gewährung von Steuer: 
ftundungen, dann kann die Beſchwerde gegen die Wblehnung der Bor: 
nahme eines folchen Hoheitsactes nur Intereſſenbeſchwerde fein. 

Der Gegenſatz von Rechts⸗ und Intereſſenbeſchwerde, ſoweit er bisher 
erörtert wurde, hat für den Adminiſtrativproceß nicht jene grundlegende 
Bedeutung, wie für den verwaltungsgerichtlichen. Während der ver: 
waltungsgerichtlihe Proceß nur über Rechts- und nicht über bloße 
Intereſſenbeſchwerden einzuleiten ijt, befteht im Adminiftrativproceß ein 
Anſpruch auf Erledigung auch der bloßen Sinterefjenbefchwerde innerhalb 
der hier gezogenen Grenze, woferne ihre formalen Borausfegungen erfüllt 
find. Diefe find aber für die Antereffenbefchwerde diefelben wie für Die 
Nechtsbefchwerde.!) Jenſeits der Intereſſenbeſchwerde lient aber das all: 
gemeine Petitionsrecht der Staatsbürger, welches fi auf das ganze 
Gebiet der ftaatlihen Verwaltungsthätigkeit erftreden fann, andererjeits 
aber für fih allein noch keine Parteienftellung, Teinerlei Anſpruch auf 
Erledigung begründet und deshalb für die wiſſenſchaftliche Beitimmung 
fein großes Intereſſe bietet. 


b) Formale und proceffuale Erforderniffe der Beſchwerde. 


Wie jeder procefiuale Antrag einer Partei wird die Befchiverde 
den Erfordernifjen einer deutlichen Willenserklärung ent|prechen müſſen. 
Sie hat alfo vor Allem, um ihrem Zwecke zu genügen, wenn fie fi 
gegen einen Berwaltungsact richtet, denjelben nad Möglichkeit zu indivi: 
dualifiren. Dazu gehört alſo eine, wenn au noch fo Inappe Angabe 
feines Inhalts, Bezeichnung der Behörde, von der er ausgegangen: ift, 


1) Weber den Unterfchied von Recht3- | und andern Beichwerden. Hiezu vergl 
und Sntereffen-, oder Berwaltungsbe- | Krais, Commentar zum bayr. @eies 
ſchwerde, wie die Intereſſenbeſchwerde d 8. Auguft 1878 ©. 27f.; Seydel 
auch wenig bezeichnend genannt wird, a.a.D. I. S. 441; Tezner, Zur ehr 
hat fid) eine reiche Literatur entwidelt. | vom freien Ermeflen ©. 20, 118 ff., und 
Hier ſeien erwähnt Sarwey a. a. D. in Grünhut's Beitichr. XIX. Bd. ©. 3297. 
©.116, 697 ff, 701,711, Löninga.a.D. : Tezner pflichten bei Brazät im Ard. 
8.203, mwofelbft jedoch in dieſe Scheidung Ä für öffentl. Recht, IV. Bd. ©. 586; Zorn 
auch noch die verwaltungsgerichtliche Be- a.a.D. S. 138 Anm.226; Otto Mayer, 
fchwerde oder Klage als britte8 Glied Deutiches Verwaltungsrecht I. ©. 14 
einbezogen wird. Der Fin. M.Erl.vom Aum. 29 und ©. 195 Aum. 32; mit 
9. April 1876, 3.1419, Röll II. 1072 einer Aenderung in der Formulirung 
fcheidet zwifchen Beichwerden gegen Err Menzel a. a. O. ©. 157 ff.; mit einem 
ledigungen von Gefuchen, deren Gewäh⸗  felbftverftändlichen (auch bei Tezner 
rung von der Partei auf Grund der be⸗ a. a. O. ©. 23, 129 angebeuteten) Bor- 
ftehbenden Normen nicht ald Recht in | behalt Georg Meyer a.a.D.1I S. 47 
Anſpruch genommen werben kann, dem: Anm. 3. Gegen Tezner Bernapi! 
nad dem freien Ermeflen der Berwal- in Grünhut's Beitfchr. XVIII. Bb.; zum 
tungsbehörden vorbehalten ift, wie um Theil Lemayer ebenda XXIL BL. 
Stundung und Nachlaß von Steuern ©. 455 ff. 
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und Anführung von Merkmalen, welche geeignet find, ihn von anderen 
Berwaltungsacten diefer Behörde zu jcheiden. Solche Merkmale find, wenn 
der Berwaltungsact in urkundlicher Form ergangen tft, die Geſchäftszahl 
und da8 Datum der Urkunde!) Wie jede Barteienerflärung, welche 
Beachtung finden fol, muß auch die Beſchwerde die Andividualijirung 
de3 Beichwerbeführers durch Angabe feined Namens, feines Domicild und 
nach Lage des Falles feiner Beichäftigung enthalten. Die Befchwerde ift 
an die Weberreichungsftelle zu adreifiren. In der Prarid wird diefen 
Erjorderniffen, wenn die Beſchwerde in fchriftlicher Form überreicht wird, 
Sowohl im Texte der Eingabe als auch auf der Außenſeite derjelben, dem 
jogenannten „Rubrum”, eutiprochen. 

Die ausdrückliche Bitte um Aufhebung oder Abänderung des ans 
gegriffenen Verwaltungsacts wird nicht gefordert, vielmehr wird die Pflicht 
der Wuffichtsbehörde zur Erledigung der Beſchwerde, den Beitand eines 
Erledigungsanſpruchs vorausgefegt, durch eine Erklärung der Partei 
begründet, welche die Beichwerbeabficht erfennen läßt.) Doc wird es 
im eigenen Intereſſe des Beſchwerdeführers liegen, die Oberbehörde nicht 
lange herumſuchen zu laſſen, jondern von vornherein genau anzugeben, 
worin er die NHecht3- oder Antereffenverleßung gelegen erachtet, um derent- 
willen er Beſchwerde führt. Dazu gehört eine überfichtliche Daritellung 
des Sachverhaltes, welcher zu der Beſchwerde geführt Hat, und Die An= 
gabe von Gründen”) für die Rechtöwidrigfeit des angegriffenen Verwal⸗ 


1) Die Forderung der Gejege des ab- | v. 14. Februar 1884 3. 265, Budw. 2018 
(orutiftifchen P Patrimonialftaates, daß Eine ift Dad bloße Anſuchen um Interpreta⸗ 
eichiverde anzunehmen fei, welcher der | tion einer Entſcheidung fein Recurs. 
angefochtene Beſcheid nicht in Urfchrift et ‚bezeugt Volkar a. a. D. 
oder beglaubigter Abfchrift beiliege, wird | ©. 86, daß die Praxis in Finanzrechts⸗ 


von der modernen Praxis nicht fe “ 
halten. Sie verfolgte den Zweck, 
Ueberfluthung des Monarchen mit Sm- 
mebiat-IInterthandbeicherben hintanzu⸗ 
halten. 

2) Es genügt alſo die Faſſung: „Durch 
die Verfü gung der k. k. Bezirlshauptmann- 
ihaft N. 12. Mai 1895, 8. 2655, 
uttels welcher mir die Btragung, des 
Waſſerwerkes N. De 5 ſah⸗ 
ich mich beſchwert.“ Vgl. au G. H. E 
v. 12. April 1889, 3. lies, —8* 4631. 
$. 7 der Ansführungsverorbnung des 
Fin. Min. dv. 3. April 1876, 3.1419, zum 
Gef. v. 19. März 1876, R. G. B. Ar. 18, 
Röll II verpflichtet die Behörde im Falle 
eine3 Zweifels über das Vorliegen der 
Beichwerdeabficht die Feitftellung durch 
Bufammenphalten der Eingabe mit den 
Verhandlungsacten vorzunehmen, und 
wenn die Löfung des Bweifels auf dieſe 
Weile nicht möglich ift, die Eingabe der 
Partei zur Ergänzung und Au Tu ärung 
zurüdauftellen. Nah dem 8. ©. 9. €. 


iachen die fogenannte Borftellung, welche 


wendet, um die Zurücknahme einer von 
ihr ausgegan enen Erledigung zu er⸗ 

wirfen, als Eventualbeichwerde fiir ben 
Fall behandalt, daß die angegangene In⸗ 
ftanz ihre Erledigung nicht zurüdnehnen 
will oder kann. 

3) Praktiſch belanglos tft die im Erl. 
bes Minifter8 für Handel und Verkehr 
v. 11. Juli 1863, 8. 7866, niedergelegte 
Anſchauung, daß die bloße rechtzeitige 
Anmeldung der Beichwerde genüge, um 
Rechtzeitigfeit Der Recursüberreihung zu 
begründen, die Partei jedoch Selayr 
laufe, daß auf veripätet überreichte Re- 
eurögründe fein Bedacht genommen werde. 
Beachtenswerthe Recursgründe werden, 
wenn fie zwar veripätet, aber noch vor 
Erledigung des Recurjes einlangen, gie 
Wirkung nicht verfehlen; und die Be⸗ 
| börde wird fte jedenfalls nad) der Nich- 


e| fi an Die erledigende Inſtanz jelbit 


tufg prüfen müſſen, ob fie nicht Anlaß 
zu —18 oſem Einſchreiten bieten. 
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tungsacts oder für die Billigkeit des Begehrens nach feiner Aufhebung 
und Abänderung. 

Scriftlichleit ift für die Beſchwerde grundfäglich nicht vorgeichrieben. 
Es genügt die protocollarifche Aufnahme der mündlichen Erklärung der 
Beichwerdeabficht feitens der zur Protocollirung zuftändigen Behörde‘) 
Diefe darf, wenn nicht fchriftliche Ueberreihung ausnahmsweiſe vor: 
gefehen ift?), die Protocollirung nicht ablehnen). Auch telegraphiſch Tann 
ein Recurs wirkſam angemeldet werden, moferne die Anmeldung eine 
deutliche Kundgebung der Beichwerdeabficht und eine deutliche Bezeichnung 
des angegriffenen Verwaltungsacts enthält.*) 

Was die Sprache der Beichwerde anbelangt, jo unterliegt fie den 
Borfchriften Aber die in fonftigen Eingaben an die Behörden zu ge 
brauchende Sprade. 

Die procefiuale Vorausſetzung für den Anſpruch der Partei auf 
Einlaſſung der Auffichtöbehörde in die Prüfung des Inhalts der Be 
fchwerde ift einmal eine negative, daß nämlich nicht durch pofitive Norm 
der Bartei ein folder Anfpruch abgejchnitten ſei. Ueberdies muß die 
Beſchwerde bei fonftiger Verwirkung eines ſolchen Anſpruchs zur rechten 
Zeit und am rechten Ort überreicht werden. 


ec) Die proceffunalen Borausfegungen der Beſchwerde in?: 
bejondere. 


a) Eröffnung des Beſchwerde- oder Inftanzenzuge3. 


Die Bertheilung gleichartiger Verwaltungsaufgaben an verfchiedene 
örtlich zuftändige Behörden verfolgt den Zweck der prompten Erledigung 
diefer Aufgaben. Diele ſoll aber nicht auf Koſten der Geſetzmäßigken. 
Zweckmäßigkeit und Einheitlichleit der Verwaltung erfolgen. Der Side 
rung dieſer Intereſſen innerhalb der Verwaltung dient die zufammen 
fafiende Unterftellung der unterjten oder mit. der erften Erledigung be 
teauten Behörden unter die Controle von Mittelftellen und aller Mittel 
stellen unter die Controle einer höchſten Controlbehörde. Da nun die 
Beichwerde auch dem Zweck diefer Controle und der Sicherung der Ein 
beitlichleit der Verwaltung zu dienen hat, fo folgt daraus, daß die Be: 


(1 So ſchon die Entfcheidung des ehe- | 3) Schlechthin und ohne einen Par 
maligen Staatsminifteriums v. 19.Dctbr. | tetenantrag für diefen Zweck zu fordern, 
1862, > 20309, Mayrh. 4.4. ©.698 | macht folche rotoeollirungber Beine 
Anm. 1, 8.©. 9. E. v. 12. April 1889, | dem Gemeinbevorfteher 8.9 des Neid 
8.1163, Budw. 4631, und vom 14. Juni ſchu Ienngelehen v. 27. Zuli 1871, R. G. V. 
1889, 3. 2170, Budın. 4748. Ausdrück⸗ zur Pflicht für den Fall, als das an⸗ 
lich geftatten münbliche Unbringung der gegriffene Abſchiebungserlenntniß gegen 
Beichwerde die Landes⸗, Waſſerrechts⸗ und einen An — erfloſſen iſt. Bel 
Bauordnungen. 14. Yunt 1889, 8. 2170, 
* 5. Er oe bes | | Bude, vi 

ef. v u 

ii 286 8. €. v. 6. October 18%- 
die Nöthigung zur jchriftlichen onen | 
reichung eines Recurſes herbeiführen. 8. 3334, Vndw. —* 
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ſchwerde die ganze Stufenleiter der Organijation einer beftimmten Be⸗ 
hördenkategorie durchgehen Tann, folange bderfelben nicht durch ausdrüd- 
liche gejegliche Beitimmung bei einer beitinmten Behördenſtufe ein Ende 

oder Ziel geſetzt ift (U. 5. Entichl. vom 26. Juni 1849, Beil. A. J, II, 
R. G. B. Nr. 295; U. h. Entſchl. vom 14. September 1852, publ. mit 
Min. Bog. v. 10. Yänner 1853, R. G. B. Nr. 10, C. 8.28 Anh.5; 8.8 des 
Gel. vom 19. Mai 1868, R.G. B. Nr. 44).1) Somit tft der Inftanzen- 
zug in der Regel ein breigliedriger. Nur wo er von den Behörden der 
Selbitverwaltung auf die ftaatlichen Behörden übergeht, wie dies von 
Verfügungen des &emeindevorftehers gilt, durch welche beftehende Geſetze 
verlegt oder fehlerhaft angewendet werben (Art. XVI des Gef. v. 5. März 
1862, R. ©. 8. Nr. 18), oder von dem Ausweiſungsbeſchluſſe des Ge⸗ 
meindenusfchuffes, tft er ein viergliedriger. Auch innerhalb des Organis- 
mus der Selbftverwaltungsbehörden jelbit Tann er dort, wo zwifchen der 
‚Gemeinde und den Landesausſchüſſen der Organismus der Bezirksver⸗ 
tretungen eingefchoben ift (Böhmen, Balizien, Schlefien, Steiermarf, Tirol), 
ein vierfach abgeftufter ſein (Gemeindevorfteher, Gemeindeausſchuß, Bezirks⸗ 
ausſchuß, Landesausſchuß). 

Die Beſchränkungen des Inſtanzenzuges erfolgen regelmäßig in der 
Richtung, daß derſelbe nicht die ganze hierarchiſche Gliederung der Be⸗ 
hörden durchgehen darf, nicht aber, daß der Beſchwerdezug an die Voraus⸗ 
ſetzung einer „offenbaren Ungerechtigkeit oder Nichtigkeit“ geknüpft wird. 
Umgekehrt hat es dort, wo eine Beſchwerde gegen gleichlautende Ent⸗ 
ſcheidungen zweier Inſtanzen abgefchnitten wird, hiebet fein Bewenden; 
die analoge Anwendung des Hfdet3. vom 3. Zult 1795, J. G. S. Nr. 240, 
über die Zuläffigleit der außerordentlidhen Reviſionsbeſchwerde aus dem 
Grunde der offenbaren Ungerechtigkeit oder Nichtigkeit ift unſtatthaft. 

Die Frage, wie ſich der Rechtszug geftalte, wenn eine ftaatliche und 
eine Behörde der Selbitverwaltung, oder wenn ftaatliche verfchiedenen 
Reſſorts angehörige, unter verjchiedenen Dberbehörden ftehende Behörden 
zu einem Verwaltungsacte zuſammenzuwirken baben, jo daß die Bor: 
nahme des Verwaltungsacts durch Die eine oder die andere Behörde allein 
mit Nichtigkeit behaftet ift, kann verjchieden beantwortet werden. Ent: 
weder geht man davon aus, daß die VBorfchrift eines folchen Bufammen- 
wirkens an dem Snftanzenzuge, der für jede der zuſammenwirkenden 
Behörden befteht, nicht? ändere. Dann unterliegt die Anfechtung des 
von jeder der zuſammenwirkenden Behörden vorgenommenen Thetlactes 


1) Roh den 8.9.9. €. v. 14. Februar | ftimmung dieBeichwerde von ber Bezirks⸗ 
1883, 3. 365, Bubw. 1663; 9. Mai 1884, | behörde an die Statihalterei zuläßt. Hier 
8.965, Budw. 2122, reiht der Inſtan⸗ | fol der Snflangenzug bei der Statt- 

enzug in der DOrganifation der politi« | halterei enden. Anders E. v. 9. Oct. 1878, 
—* ehörde bis zum Minifterium des | 3.1545, Budw. 327. Nach V. G. H. E. 
Innern, und kann eine Ausnahme hie | v. 29. Mat 1888, 3. 1472, Budw. 4130, 
von nur Txaft gejeglicher Anordnung ein- | reicht auch in Yinanzrechtöfachen der In⸗ 
treten. Eine ſolche Beichränfung erachtet ftanzenzug, von entgegenftehenden Be⸗ 
B. G. H. E. v. 10. Juĩi 1876,8. 991, Budw. | ftimmungen abgejehen, bis zum Finanz⸗ 
302, ſchon dann gegeben, wenn eine Be⸗ miniſterium. 
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den, allgemeinen procefinalen Normen über die Zuläffigteit und die Ord⸗ 
nung des Inſtanzenzuges, welche ſich auf dieſe Behörde beziehen. Dann 
fällt mit der Vernichtung des einen Theilacts durch die Oberbehörde der 
einen Kategorie der Geſammtact zufammen, auch wenn der von der Be: 
hörde der anderen Kategorie gejebte Theilact durch die ihr vorgeſetzte 
Inſtanz aufrecht erhalten worden wäre. Oder man erblidt in der Ein- 
führung folder cooperativer Wirkfamfeit mehrerer Behörden Zuſammen⸗ 
fafjung derjelben für eine einheitliche Thätigleit, oder in dem geforderten 
Berwaltungsact eine einheitliche, untheilbare Erffärung nicht demielben 
Snftanzenzuge untermorfener Behörden. Dann iſt ein Beſchwerdezug unftatt- 
haft, wenn für denjelben nicht durch bejondere gejegliche Beſtimmung 
Vorſorge getroffen if. Der letzteren Unficht neigt der öfterr. Verwal: 
tungsgerichtshof zu.) Dagegen unterliegen Erledigungen einer Behörde, 
deren Giltigkfeit an die vorangehende gutahtlihe Aeußerung einer 
andern Behörde gelnüpft ift, der Anfechtung vor jenen Snftanzen, an 
welche gegen jonftige Erledigungen der erledigenden Behörde Beſchwerde 
ergriffen werden kann.) Die Aeußerung der begutachtenden Behörde 
kann nur in der Beſchwerde gegen die erledigende Behörde angefochten 
werden, nicht aber den Gegenstand einer gegen die begutachtende Behörde 
gerichteten Beſchwerde bilden. 

Beſchränkungen des Inſtanzenzuges find in den verfchiedenften Spe 
cialgefegen enthalten. Sie können mit Rückſicht auf die unüberjehbere 
Bahl der Landesgejebe hier erjchöpfend nicht angeführt werden; es Tann 
nur die Aufmerkſamkeit darauf gelenkt werden, daß jedes Specialgefeg 
in Bezug auf die procefjualen Vorausſetzungen der Beſchwerde einer forg: 
fältigen Prüfung unterworfen werden muß. Eine den Anftanzenzug be 
Ichräntende Beftimmung enthält unter anderem der Abſ. 3 und 4 der bereits 
erwähnten Min.®. v. 27. October 1859, R. G. B. Nr. 196, welcher über 
diefen Punkt verfügt: „Gegen Entjcheidungen der politiſchen Landes: 
behörden, durch welche Anordnungen oder Erfenntnifie der Unterbehörben 
beitätigt worden find, findet in folgenden Fällen eine weitere Be— 
rufung an das Minifterium des Annern nicht mehr ftatt: 
a) wenn e3 fi um die Ertheilung oder Verweigerung des politifchen 
Eheconjenjes?), b) um Erfenntniffe in einem Streite zwiſchen Ge— 
meinden desjelben Berwaltungsgebietes über die Heimats— 
zuftändigfeit einzelner Individuen und die damit in Verbindung 
ftehenden Verjorgungsfragen*), endlich c) um einzelne Iocalpolizeiliche 
Anordnungen und Enticheidungen handelt. Sn allen diejen Fällen 
it die Unzuläffigkeit einer weiteren Berufung in der betreffenden Ent: 
ſcheidung ausdrüdlich erfichtlich zu machen.” Gegen zwei gleichlautende, 


1) €. v.10. März 1886 3. 723, Budw. Artikel Eee gm öfterr. Staat 

2956 und arg. c. contr. aus der €. v. wörterbudh I. ©. 316 ff. 

30. December 1885 3. 3368, Budw. 2840. 4) gl. nunmehr 8.41 bes Heimats- 
2) €. v. 10. October 1889 8. 3264, | geiebes: „Gegen zwei gleichlautende Ent- 

Budw. 4870. heibungen findet ein Minifteriolrecurs 

3) Begenwärtig faft unprattiih. Vgl. | nicht ftatt.“ 
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eine Gaftgewerbeconeeffion oder die Localänderung für den Gaftgemwerbe- 
betrieb gerwährende Entfcheidungen fann nach 88.18 u. 20 der Gew. Nov. 
(1883) die Gemeinde des Standort berufen; ein Recurs gegen Ber 
weigerung dieſer Gewährung in zwei nftanzen iſt unftattbaft. Nach 
8.230 des Berggeſetzes follte da3 Finanz (nunmehr das Aderbau:) Mini 
fterium ans wichtigen Gründen den Recurs gegen gleichlautende Ent- 
fheidungen zulaffen Tünnen. Nah 8.7 al. 2 des Gef. v. 21. Juli 1871, 
R. G. B. Nr.77, fol jedoch ein Recurs gegen Entjcheidungen, welche bie 
Berghauptmannſchaft in zweiter Inſtanz gefällt bat Air ftattfinden. 
Nah $. 7 des Gef. v. 27. Juli 1871, R. G. B. Nr. 88, ift ein Recurs 
gegen die Entſcheidung des Landeschefs in Abſchiebungsangelegenheiten 
unſtatthaft. 

Einen Maßſtab für die Intenſität ber fiscaliichen Intereſſen bieten 
die zahlreichen Beichränkungen des Inſtanzenzuges auf dem. Gebiete des 
Steuerrechts. Nach Urt. VIII des Gel. v. 28. März 1880, R. G. B. 
Nr. 34, ijt gegen die Entfcheidung des Borfigenden der Meclamations- 
commiffion in Grundftenerfahen über die Befchwerde wegen unrichtiger 
Befiganfchreibung eine weitere Berufung unftatthaft. Endgiltig entjchei- 
bet die Finanzlandesdirection, alfo die zweite Inſtanz, nach 8. 5b des’ 
Gel. v. 23. Mat 1883, R.G.B. Nr.83, über Recurſe gegen das Ergeb- 
niß der im Wege der Evidenzhaltung bewirkten Vermeſſung, Reinertrags: 
berechnung und Stenerbemefjung in Grundfteuerfachen, ferner über Recurfe 
gegen die Heranziehung eines Ortes zur Hauszinsſteuer gemäß $. 2 des 
Gel. v. 9. Februar 1882, R. G. B. Nr. 17. Recurſe in Erwerbſteuer⸗ 
laden an das Finanzmintjterium find jtatthaft nur gegen die Vermweige- 
rung der gemäß P. 6 des F. M. E. v. 25. März 1851, R. G. B. Nr. 74, 
den Finanzlandesdirectionen in erfter Inſtanz vorbehaltenen Steuer- 
zufriftungen, Steuernachſichten und der mit U. h. Entſchl. v. 4. Februar 
1832 (Hfd. v. 15. Februar 1832, P. G. S. Bd. 60 Nr. 16) zugelafjenen 
Steuerherabfebungen und -Mäßigungen auf Beſchwerde der Barteien.') 
In Sachen der Einkonrmenfteuer-Auflage und -Bemeffung ſchließt der In⸗ 
ftanzenzug mit der Yinanzlandesdirection ab.*) 

Nicht in das Gebiet des Wominiltrativprocefjes gehören die Be- 
Ihräntungen des Inftanzenzuges gegenüber Boltzeiftraferfenntnifien. 

Die adminiftrativen Erledigungen follen auch eine Rechtöbelehrung 
für die Parteien darüber enthalten, ob gegen dieſelben ein Rechtszug 
noch offen ftehe. Nach der von dem V. G. H. faft ausnahmslos?) feit- 
gehaltenen Rechtsanſchauung begründet auch die amtliche Rechtsbelehrung, 
weiche Fäljchlich einen meiteren Nechtszug als offenftehend angibt, abge: 
jeden von dem Falle de3 8. 2 des Gel. vom 19. März 1876, R. G. B. 


1) Bgl. Röll's Senmiung der öſterr. 3) Eine, gold Ausnahme bildet V. ©. 
Stenergefepe I. Bd. ©. 368. H. E 3. Mai 1881 3. 876, Budw. 


2) 8. 28 des Eintommenftenerpatents VI. 53* 
v. 29. October 1849, R. G. B. Nr. 439, 
V. G. H. E. v. 22. Jänner 1878 8.1 104, ' 
Budw. 195. | 


Tezner, Handbuch. 17 


mM 
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Nr. 28, keinerlei Anspruch auf fälfchlich als zuläffig bezeichnete Rechtömittel, 
und ed kann fih die Partei auf dieſe Srreführung zu ihrer Entihuli- 
gung nicht berufen, wenn fie in Folge derfelben eine Beichwerde an den 
Berwaltungsgerichtshof nah Ablauf der geſetzlichen 6Otägigen Friſt von 
der Buftellung der Entſcheidung jener JInſtanz einbringt, welche geieh- 
mäßig die legte ift (Exf. v. 16. November 1887, 8. 2752, Budw. 3761, 
v. 22. März; 1888, 3. 555, Budw. 4002, v. 22. März 1888, 8. 532, 
Budw. 4003).}) 


AM Rechtzeitigleit der Ueberreihung ber Beſchwerde. 


Die Partei hat keinen Anſpruch auf Erledigung ihrer Beſchwerde, 
wenn fie diefelbe nicht zur rechten Beit, alfo entweder voreilig, verfrüßt 
oder verjpätet überreicht. 

Rechtzeitig ift die Ueberreihung nur innerhalb ber für die Leber 
reihung gefeglich angeordneten Frift. Diefe kann im Falle mündliche 
Berlautbarung der behördlichen Erledigung nicht vor derjelben, fonft aber 
nit vor Zuftelung der Ausfertigung zu laufen beginnen. Unzeitig if 
jede Befchwerde, die außerhalb ber Frift, fei es vor Beginn oder nad 
Ablauf derjelben, überreicht wird. ?) 


1) gl. ferner die auf ©. 205 Unm. 1 gefbeitten Friſt überreichten, aber vom 
dieſes Werkes angeführten Citate. Nach tandpunkte bes Geſetzes verfpäteten Be- 
dem Hfbet. v. 28. October 1781, @ejeh ſchwerde davon abhängig gu machen, daß 
Sofef II. (2. Aufl. 86.1. ©. 54), welches | die von der Annahme der Beſchwerde 


eine Snftruction an die Kreisämter ent- 
Hält, verfolgt die Vorſchrift der Angabe 
der Beichwerbefriften in den Beicheiden 
den Zweck, daß die Unwiflenheit in die⸗ 
jem Stüd dem Unterthan nit zum 
Schaden gereiche. Dieſe unzweifelhafte 
Abſicht derartiger Beftinnmungen wird 
Durch die Praxis des 8.8.9. vereitelt. 
gie ift deshalb der allerdings durch 
den Wortlaut des Gef. geſtützte Hechtsjag 
in Bubw. VI. 116 betr. die Wirkſam⸗ 
feit einer falſchen Rechtsbelehrung nad) 
Maßgabe des Bei. über die Friften in 
Sinangrechtsjachen v. 19. März, 1876, 
R. G. B. Nr. 28. Die Anſchauung, daß 
durch falſche Rechtsbelehrung die Recurs⸗ 
friſt über die geſetzliche Dauer verlängert 
werde, wäre de lege ferenda te puperten 
gegenüber rechtsunfundigen Berjonen, 
zumal die Befugniß der Behörden, die 
dringlichiten Verfügungen im öffentlichen 
Intereſſe zu treffen, von jedem Aufichub 
ber formellen Rechtskraft einer behörd- 
lihen Erledigung unberührt bleibt. So⸗ 
ferne durch eine folche Verlängerung 
andere Parteien in Nachtheil verjegt 
werden könnten, wäre die Bräclufion 
einer innerhalb der ben Parteien mit- 


nachtheilig betroffenen Parteien auf Be 
fragen fich ablehnend äußern. Kommt 
eine Partei in Folge ſolcher Wblehuung 
gu Schaden, jo müßte die Erſatzpflich 
e3 fchuldtragenden Beamten und eine 
fubfidiäre Haftpfliht des Staates be 
grlinbet fein. Nach Anficht des Verfafiert 
ann die Erjagpflicht der Beamten auch 
fhon nach dem gegenwärtig geltenden 
Nechte, wenn audy nur im adminifir« 
tiven Wege (Erl. des Staat3minifterium 
v. 10. Auguſt 1861 8. 3205), geltend 
gemacht werden. 

R ur wenn mehrere Parteien durd 
basjelbe Intereſſe verbunden find, über 
welches nur eine untheilbare Entſchei⸗ 
dung ergeben Tann, wird fich die jpäter 
verftändigte Partei der vor ihrer Ber 
Beta: überreichten Beſchwerde einer 
rüher verftändigten Partei wirkſam an 
ſchließen Lönnen. Dies ift von Beben 
tung, wenn etwa bie früher verftändigte 
Pariei ihre Beichwerbe anrüdzieht. 8. ®. 

. €. v. 5. Mai 1887 8. 808, Yun. 
3518; 22. Juni 1888 8. 1980, Bub. 
4181. Es muß ferner demjenigen, der 
in feiner Nechtsiphäre durch eine Ent 
ſcheidung oder Verfügung nadhtheilig br 
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Die Feſtſetzung von Friſten für die Beſchwerde hat den Zweck, die 
Beftändigkeit der behördlichen Acte gegen Anſprüche der Barteien auf 
ihre Vernichtung oder Abänderung ſowohl zu Gunften der Eriparung 
neuer Arbeit durch die Behörden, ald au zu Bunften dritter am Ber- 
fahren betheiliger Parteien von einem beitimmten Beitpunfte an zu fichern. 
Sie dient alfo der Oekonomie der ftaatlichen Arbeit!) und der Rerhts- 
ficherbeit der Barteien gegenüber verjpäteten Beichwerden. Deshalb 
find alle Befcäwerdefriften grundſätzlich Präclufivfriften, mit deren Verſäu⸗ 
mung der Anſpruch des Beichwerdeführers auf das Eingehen in 
eine jonft gegründete Beſchwerde verwirkt ift. 

Unberührt von diefer Bedeutung der Friſtſetzung für Beſchwerden 
bleibt aber die etwa beſtehende Befugnik der Behörden, foweit nicht 
Anfprüche Dritter im Wege ftehen, einen rechtswidrigen Berwaltungsact, 
für deſſen Anfechtung die Friſt verftrichen ift, von Amtswegen zu Gunjten 
des von demſelben nachtheilig Betroffenen zurüdzunehmen oder zu vernichten. 

I. Beitimnungen über Befchwerdefriften allgemeinen Inhalts find 
folgende: Nach $. 92 der Snftruction für die Bezirksämter vom Sabre 
1855 beträgt die Friſt für die Berufung gegen Erledigungen des Be- 
zirksamtes in Ermanglung abweichender Borfchriften 14 Tage, vom 
Zuftelungstage ausschließlich gerechnet. Der Zag der Aufgabe 
auf die Poſt wird gleichfalls als Einbringungstag des Necurjes an- 
gejeben. Der öſterr. Vermwaltungsgerichtshof Hat diefe Beitimmung als 
ifrem vollen Inhalte nach für die gegenwärtigen Bezirfshauptmann- 
haften wirkſam und ſomit auch die jubfidiäre Wirkſamkeit derjelben an- 
erfannt, Zugleich bat er den darin ausgefprochenen Rechtsſatz, daß die 
innerhalb der gejehlichen Bejchmwerdefrift bei der Poſt aufgegebene Be⸗ 
ſchwerde rechtzeitig überreicht, daß aljo der Poftaufgabstag ala Weber- 
reihungstag zu behandeln fei, auf das Verfahren vor allen politiichen 
Behörden anwendbar erflärt.?) Für Necurfe gegen Entjcheidungen der 
politifhen Landesbehörden ſetzt Abſatz 3 der auf Grund U. h. Ge— 
nehmigung vom 23. October 1859 erlafjenen Verordnung des Minifte- 
riums des Sinnern vom 27. October 1859, R. G. B. Nr. 196, woferne 
nicht bejondere Vorſchriften kürzere Berufungsfriften vorjchreiben, eine 
unüberfchreitbare Friſt von jechzig Tagen, vom Zuſtellungstage aus- 
jchließlich gerechnet, feft.?) 


troffen wird, ohne daß ed hiefür der 
Buftellung derjelben bedürfte, Die Be⸗ 
jhwerde eröffnet fein von dem Zeit⸗ 
punkte, al3 er von dem ihm nadıtheiligen 
Berwaltungsact, wenn auch nicht amt- 
lie, Kenntnis erhält. Dan denfe an 
ben Fall, daß einem Gemwerbeinhaber auf- 
gegeben wird, feinen gewerblichen Stell- 
vertreter zu entlaflen. Hier muß ber 


Stellvertreter zur Beſchwerde zugelaflen | 


werden, ohne die amtliche Berftändigung 
von dem ergangenen Auftrage nachweijen 
zu müſſen. 





1) Diefer in mannigfadher Beziehung 
fruchtbare Geſichtspunkt ericheint zum 
eriten Mal hervorgehoben bei Bernatzik 
a. a. O. S. 112. 

2) VB. G. H. E. v. 2. April 1880 3. 632, 
Budm. 740; 10. Jänner 1889 3. 3601, 
Bud. 4454; 24. April 1890 8. 1349, 
Budw. 5275; 9. Februar 1893 8. 528, 
Budw. 7070. 

8) Diefe Vdg. wird ald maßgebend 
behandelt in den V. G. H. €. v. 1. März 
1893 3. 4021, Budw. 7112; 6. October 
1893 3. 3334, Budw. 7433. In bem 

17* 
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II. Das Geſetz v. 19. März; 1876, R. ©. B. Nr. 28, beftimmt die 
Frift zu Beſchwerden oder Recurſen gegen die im abmintftrativen Wege 
erlaffenen Aufträge, Verfügungen oder Enticheidungen ber für die Ber- 
anlagung, Bemeſſung und Verwaltung der bdirecten Steuern, der im 
directen Abgaben und fonftigen Gefälle für Staats zwecke (alſo nicht für 
Dandes-, Bezirks- oder Gemeindezwecke) beftellten Behörden, Aemter und 
Organe der Finanzverwaltung mit 30 Tagen; wenn fie nur gegen die 
Auferlegung einer Ordnungsſtrafe gerichtet find, mit 8 Tagen (8.1 al.]). 
Die Frift beginnt mit dem der Zuftellung nächft folgenden Tage, und es 
find bei Berechnung derjelben die Tage des Poſtenlaufes in dem Falle nicht 
mitzuzählen, wenn das betreffende Schriftftüd (alfo die fchriftliche Be: 
ſchwerde) der Boftanftalt gegen eine amtlihe Nebernahmsbeftätigung 
(Aufgabsichein, Recepiſſe u. |. im.) übergeben worden ift (8. 2 al. 2).') 

IV. Die meiften Gemeinde⸗(Landes⸗)geſetze laſſen Berufungen gegen 
Beichlüffe des Gemeindeausſchuſſes an die höheren Organe der Selbfl: 
verwaltung (Bezirks⸗, Landesausſchuß) in allen der Gemeinde nicht vom 
Staate übertragenen Angelegenheiten nur innerhalb der vom Tage ber 
(Öffentlichen) Kundmachung des VBefchluffes Laufenden 14 tägigen Zallirit 
zu. Für die an die politifche Bezirksbehörde gehende Beſchwerde gegen 
gefeßtvidrige Verfügungen des Gemeindevorftehers im eigenen Wir: 
kungskreiſe der Gemeinde, fowie für die gleihfall3 an die politilce 
Bezirtsbehörbe gehende Berufung in ben der Gemeinde vom Staate über- 
tragenen Angelegenheiten ſetzen eine 14 tägige Fallfriſt vom Tage ber 
Kundmachung oder Verftändigung nur das n. b. 2. ©. vom 6, Mai 
1888 Nr. 33 und das fteiermärkifche vom 1. April 1875 Nr. 24°) 
fe. Die übrigen Semeindeordnungen beobachten über diefe Frage ein 
höchft bedenkliches Stillſchweigen. Diefelbe 14tägige Fallfriſt file die 
Berufung gegen die Entjcheidungen der Mittelbehörden der Selbſt⸗ 
verwaltung, der Bezirksvertretungen, BezirBausfchüffe u. ſ. w. feren 
feit 8. 77 des böhm. Landesgeſ. vom 25. Juli 1864, böhm. 2. ©. 8. 
Nr. 27; 8.49 des Geſetzes v. 21. März 1888, galiz. L. G. B. Nr. 41; 
8.79 des Ge. v. 15. November 1863, fchlef. 2. G. B. Nr. 18; 8. 77 


zuerft angeführten Erlenntniffe wird ber 
verfaſſungsrechtlich wichtige Grundſatz 
ausgeſprochen, daß die Vdg. des Miniſters 
des Innern vom 22. Juni 1869, R. G. B. 
Nr. 116, ungiltig ſei, inſoferne ſie ohne 
kaiſerliche Genehmigung erlaſſen ſei und 
mit der vom Kaiſer genehmigten Vdg. 
v. 27. October 1859, R. G. B. Nr. 196, 
in Widerſpruch ftehe. 8. G. H. €. vom 
7. Juli 1893 8.2025, Nr. 7308 erflärt 
diefe allerhöchft genehmigte Verordnung 
ald Subjidiarnorm, deren Anwendung 
durch abweichende geſetzliche Beſtim—⸗ 
mungen, wie 3. B. jene des $. 34 der 
Gew. Nov. (1883) und des 8. 146 der 
Gem. D. ausgeichloffen werde. 


1) Der cit. Fin. M. E. v. 2. April 18% 
erklaͤrt im B. 1 das im Texte erwähnte 
Friſtengeſetz nicht anwendbar auf die Er- 
fedigung von Gejuchen, deren Gewährung 
von ber Partei auf Grund ber beftehenden 
Normen nicht als Hecht in Anſpruch ge 
nommen werben Tann. Wichtig ift ber 
in den gejeglichen Beftimmungen zum 
Ausdrud kommende Grundiag, da die 
Bartei ſich den Beweis des Tages det 
Aufgabe zur Poſt fihern muß, und dab 
nur im Falle der Aufgabe mittels PoR- 
recepiffes die Gefahr eines etwaigen Ver 
Iufles des Voftftüds Die aufgebende Partei 
nicht trifft. 

2) In Ort3polizeifachen. 


. 
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des Gef. vom 14. Juni 1866, ſteiermärk. 2. G. B. Nr. 19; 8. 55 des 
Gef vom 29. November 1868, tirol. 2. G. B. Nr. 56. Die Beltim- 
mungen über die Friſten zur Beſchwerde gegen Erledigungen der Organe 
der Selbftverwaltung kommen faft durchgehend dahin überein, daß die 
Beichwerde bei jener Inftanz einzubringen fei, gegen welche fie fich richtet. 
Der B. &. H. hat indeß mit €. v. 7. Sänner 1893, 3. 77, Budw. 6994 
entichieden, daß als Tag der Ueberreihung von Geſchäftsſtücken, welche 
der Poſt recommandirt zur Beförderung an autonome Behörden 
(dad find die Behörden zur Selbitverwaltung) aufgegeben werden der⸗ 
jenige Tag anzufehen fei, an weldem das autonome Amt durch den 
Boftabgabeichein von dem Erliegen des Geſchäftsſtückes verftändigt wird, 
nicht der Tag der Abholung. Damit wird zwar nicht die Härte des 
Mangels einer Beftimmung bejeitigt, wie fie die Amtsinftrnction vom 
Sabre 1855 enthält, wonach der Tag der Aufgabe zur Poſt Einreichungs- 
tag iſt, und die Partei unter den Gefahren des Poſtverkehres nicht 
leiden ſoll, e8 wird aber wenigſtens, was die zur Poſt gegebene Be- 
ſchwerde anbelangt, die Einhaltung der Friſt nicht von einem der Will- 
für der autonomen Behörde anheimgegebenen Acte abhängig gemacht. 

V. Neben diejen Friftbeftimmungen umfafienderen Juhalts find noch 
folgende zu erwähnen: 

Gemäß 8.146 der Gew. O. beträgt die Frift für den Recurs gegen 
die Unterfagung des Gewerbebetriebes nach 8. 15 (jett $. 13), gegen bie 
Verweigerung einer Conceſſion und gegen die Zurüdnahme einer Ge 
werbeberechtigung nach 8. 60 (jet 57) des Gewerbegeſ., alfo aus gemwerbe- 
polizetlihen Gründen jech3 Wochen. Dieſe Friſt kommt auch der Witwe 
oder den Erben des Conceffionirten zu ftatten, wenn fie gegen die Unter- 
fagung des Yortbetriebes der alten Lonceffion Beſchwerde ergreifen, 
(V. G. H. E. vom 9. Juni 1886, 3. 1089, Bubw. 3099). Dagegen _ 
beträgt fie, wenn es fih um die Entziehung der Conceffion zur Strafe 
nah 8.138 Gew. O. handelt, Yaut 8.148 nur 14 Tage (V. G. H. €. vom 
22. Mär; 1888, 3.532, Budw. 4003). In Waſſerrechtsſachen find Recurſe 
binnen 14 Tagen nah Kundmachung der Enticheidung, in Bergrechts⸗ 
ſachen (8. 231 Berggeſ.) binnen 30 Tagen’ von der Buftellung derfelben 
anzubringen. Yür die Friſt zu Recurſen in Forſtſachen gelten (8. 77 des 
Forſtgeſ.) die allgemeinen polittichen Vorſchriften. 

Segen das Erkenntniß, mittels deſſen ein dem Vereinsgeſetze vom 
Sabre 1867 unterliegender Verein für aufgelöft erflärt wird, kann binnen 
60 Tagen Berufung ergriffen werden ($. 25 des Gef.) 

Gegen Abſchiebungserkenntniſſe muß fofort, gegen Abſchaffungs⸗ 
erfenntnifje binnen 3 Tagen der Recurs ergriffen werden ($. 7 des 
Reih3-Schubgefeges v. 27. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 88.) 

Die Anfechtung der Entfheidungen der politifchen Behörden in Ehe- 
ſachen durch die Ehemwerber tft gemäß 8. 4 des Gef. v. 25 Mai 1868, 
R. G. B. Nr. 47, an keine Frift gebunden. 

Nah Anſchauung des 8. ©. H. (E. vom 5. April 1889, 8. 1020, 
Budw. 4615, v. 19. März 1890, 8. 931, Budw. 5215 u. v. 23. Nov. 
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1893, 8. 3932, Budw. 7536) ift die Anfechtung mittels Beſchwerde, 
wo es an einer gefeglichen Feſtſetzung einer Beſchwerdefriſt mangelt, fo 
lange ftattbaft, als nicht der zum Recurſe Legitimirte ausdrücklich oder 
durch conchndente Handlungen auf das Rechtsmittel verzichtet Hat, ober 
als nicht nach Ablauf der in der Entſcheidung oder Verfügung feitge 
festen Befolgungsfrift zur Vollſtreckung derjelben gefchritten wird.!) 

VI Der Friftenlauf beginnt in der Regel mit dem Tage, welder 
auf den Tag des vollendeten?) Actes der Werftändigung der Partei 
von der anzufechtenden Erledigung folgt und läuft mit dem lebten Zage 
derfelben ab. Dabei find die Geichäftsftunden für die Ueberreichung fchrift- 
licher Eingaben und für da8 Anbringen von Protocollarerflärungen zu 
beachten. Sonn: und Feiertage ſowie der Poftenlauf find in die Friſten 
des admintftrativen Verfahrens, von Ausnahmsbeftimmungen abgefehen, 
einzurecinen.®) Nach 8. 2 des oft erwähnten Gef. über die Friſten in 
Finanzrechtsſachen vom 19. März 1876 beginnt die Frift, wenn ihr letzter 
Tag auf einen Sonn= oder allgemeinen Feiertag fallen würde, mit dem 
nächſten Werktage. Kine ähnliche Beitimmung enthält 8. 227 des Berg 
geſetzes vom 23. Mai 1854, R.G.B. Nr. 146. Die Friften des Reihe: 
fchubgefeßes find als tempus continnum gedacht. 

VOL Dem Bwede und der Bedeutung der Beftimmungen der Ber 
waltungsgefebe über die Friften für die Anfechtung von Verwaltungs 
acten mittel3 Beſchwerde entipricht der Grundſatz, daß, die Befugniß der 
Behörde zur Gewährung von Friftverlängerungen vorausgefeßt, den 
Barteien Tein Anſpruch auf diefe Gewährung zufteht, es fei denn, daß 
geſetzlich das Gegentheil ausgejprochen tft*), ferner daß die Zuftändigfeit 


1) Der Mangel einer Befriftung ber 4) Nah PB. 13 der Fin. Min. Bi. 





Beichwerden von ben Decernaten der 
Gemetnbevorfteher au die jtaatlichen Be- 
börden entipringt wohl dem Mißtrauen 
gegen die Gemeindeverwaltung, ift aber 
immerhin vom Standpunlte der Rechts⸗ 
ficherheit der Barteien, denen ein ſolches 
Decernat zu ftatten kommt, bedenklich. 
Auch nad 8. 29 der bad. Bhg. ift als 
Necurs im Sinne der Verordnung nur 
die Beſchwerde gegen die Entſchließung 
einer Staatsbehörde zu betrachten. 
Hecurfe und Beſchwerden gegen Ver⸗ 
fügungen und Anordnungen der VBürger- 
meifter find. unbefriftet, nur tft 
die Staatsbehörde befugt, die Prüfung 
einer ſolchen Beſchwerde abzulehnen, 
wenn feit dem Bollzuge der angefochtenen 
Unordnung mehr als ein Jahr ver- 
ſtrichen F 

2) V. G. H. E. v. 25. October 1879, 
3. 2065, Budw. 598, 

3) 8. G. H. E. v. 25. April 1888, 

. 1285, Budw. 4067, 12. Juni 1890, 

. 1938, Budw. 5369. 


F 

v. 3. April 1876, 3. 1419, Röoll 

©. 1072 f., Ph die Bewilligung der ned) 
8.2 des Geſetzes vom 19. März 1876, 
R.G.B. Nr. 28, zuläffigen Friftverlänge 
rung in Finanzrechtsſachen bedingt durch 
das Borhandenfein nach der Actenlage 
befannter oder von ber Partei glaub 
würbig nachzumelfender Umftände, durch 
welche die Unzulänglichfeit der Frifl 
unzweifelhaft nachzuweiſen if. In 
ftructionell find nad dieſem Erlaß 
die Behörden verpflichtet, wenn die Ge 
ſuchsangaben richtig und berüdfichtigend- 
werth find, die Bewilligung zu eriheilen 
und zwar unter Berüdfidhtigung der 
Perſon des Gejuchftellers und der Be 
deutung des Be merbegenenftanbel, 
unter genauer Bezeichnung Tages 
des Ablauf der verlängerten Frift 
CB. 15). Allein als der Bartei zu 
ommendes Recht Tann auch in diejem 
Falle die Verlängerung der Frift nicht 
in Anſpruch genommen werben, fie if 
pielmehr immer bem in biefem Sinne 
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der Behörden zu folcher Gewährung in jenen Fällen ausdrücklicher ge- 
fegliher Anerkennung bedarf, in welchen durch die Yriftverlängerung die 
Rechtslage dritter von den Beſchwerdeführer verichiedener Parteien einer 
die gejeßliche Beſchwerdefriſt überdauernden Pendenz ausgeſetzt würde") 

VII. Die Frage, welche Inſtanz für die Bewilligung einer gefeb- 
ich zuläffigen Verlängerung der Beichwerbefrift zuftändig fei, it im 
öfterr. Berwaltungsrecht verſchieden geregelt. 8. 231 des Berggef. in 
Verbindung mit 8. 116 der Bollzugsvorfchrift erflärt in allen Fällen die 
erite Inſtanz biefür zuftändig; 8. 1 des Friſtengeſetzes in Finanzrechts- 
fadhen vom 19. März 1876 diejenige Behörde, bet welcher das Rechts⸗ 
mittel geltend zu machen tft, und das tft jene, von welcher der ange= 
fochtene Auftrag, die Verfiigung und Entſcheidung erlaffen wurde.) Ein 
Erf. des Min. des Inn. v. 15. October 1871, 8. 13511, entfcheibet fich in 
Ermanglung anderer Beitimmungen für die Einbringung bei jener Be- 
hörbe, welche über die Beſchwerde zu enticheiden hat.?) Für diefe An- 
ſchauung jpricht die Erwägung, daß fie die Aufficht des Staates über die 
prompte Nealifirung feiner Intereſſen fördert. Bei der erſterwähnten 
Art der Regelung der Frage iſt ein Urtheil über die Stichhältigkeit der 
Erſtreckungsgründe leichter möglich, zumal auch 8. 116 der Vollzugs⸗ 
vorſchrift zum Berggejeb für die Bewilligung glaubwürdig nachgetwiefene 
oder notorifche Angaben fordert. Im Zweifel wird man fidh aber 
wegen der überragenden Bedeutung des öffentlichen Intereſſe für die 
Rechtsanſchauung des Miniftertalerlafjes enticheiden, zumal fie mit den 
Vorſchriften des “älteren abminiftratven Verfahrens übereinftinmt.*) 

Im Falle der Bewilligung der $Friftverlängerung kann die Be— 
ſchwerde noch innerhalb derfelben rechtzeitig überreicht werden.®) Keines- 
falls verfteht fich aber von felbft, daß die Unbringung des Verlängerung 
geſuchs den Lauf der gejeglichen Friſt unterbreche, fo daß nach Buftellung 
einer abweijenden Erledigung ein noch nicht abgelaufener Reit der Frift 
für die Ueberreihung offen bliebe. Hiefür bedarf es einer geſetzlichen 
Beitimmung, wie es 8. 1 des Gel. v. 19. März 1876 tft, demzufolge 
ein rechtzeitig eingebrachtes Friftverlängerungsgefuh in den dort ange- 
führten Finanzrechtsſachen den Lauf der Friſt vom Beitpuntte der An- 
bringung des Geſuchs bis zur Buftellung feiner Erledigung unterbricht. 
Nach derſelben Beitimmung wird der Friftenlauf auch unterbrochen durch 


freien Ermeſſen der Behörbe vorbehalten. 
Auch foll die Verweigerung ber Yrift- 


ars P. 1 ees eit. Fin. Min. Erl. 


——E bei Bollar ©. 138. 
Ein Hfdet. v. 1. September 1781, 
chronol. Samml. der Sei. Sofef II., ®b. 1 


Nr. 286, erklärt für die Nachſicht von 

Seifmerfäumnifien nur die Lanbesftelle 
zuftändi 

b) Becben Nachweiſe zum rechtzeitig 
angebrachten Recurſe innerhalb der von 
der Behörde hiefür bewilligten Friſt nach⸗ 
getragen, fo iſt der Recurs fo zu be- 
handeln, als wäre er mit diefen Nach⸗ 
neilen andgeinttee überreiht worden 
8* . H. €. v. 10. Februar 1885, 3. 342, 

udın. 2399). 
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den Beitraum von. ber. Anbringung des Gefuches um Bekanntgabe der 
Gründe eines Unftrags, einer Verfügung oder Entjcheidung bis zur Zu: 
ftellung der Erledigung dieſes Gefushes. . 


y) Ueberreihung an der rechten Stelle. 


Für die ordnungsgemäße Ueberreihung einer Beſchwerde genügt 
e3 nicht, daß fie zur rechten Zeit überreicht werde, fie muß aud am 
rechten Orte, d. i. bei der durch Geſetz als Annahmeſtelle bezeichneten 
Behörde überreicht werden. Für Recurſe gegen die politifche Bezirks 
behörde ift es nach 8. 92 der Amtsinstructton diefe felbit. 

Bei jeder legislativeri Regelung dieſes Punktes ift in Erwägung zu 
ziehen, ob im alle eines mehrgliedrigen Snftanzenzuges immer nur die 
unterfte Behörde als Annahmeftelle zu erklären fei, auch wenn die Beichwerde 
fih gegen das Ergebniß der Nachprüfung eines Verwaltungsactes der 
Unterbehörde durch die Oberbehörde, aljo gegen dieje lebtere richte, 
oder ob die Meberreichung bei der zur Nachprüfung berufenen Oberbehörde 
vorgejchrieben, oder alternativ nah Wahl des Beſchwerdeführers die 
Ueberreichung bei der Behörde, gegen welche oder bei der Behörde, an 
welche fie fich richtet, geftattet werden ſolle. Die Gründe, welche für die 
eine oder andere Art diefer Regelung fprechen, find bier nicht zu erörtern. 
Selbitverftändlich Tann ſich diefe Regelung immer nur auf jene Inſtanzen 
beziehen, welche in der Ungelegenheit der Beſchwerde fachlih und örtlid 
zuftändig find. Das öfterr. Recht kennt alle Arten dieſer Wegelung. 
Nach dem Decrete der vereinigten Hoflanzlet v. 21. Juni 1803, P. G. S. 
Bd. 19, Nr. 70, erlafien für Oſt- und Weſt-Galizien, welches dem 
Interefle der Parteien am meiften entgegen kommt, dilrfen die Parteien 
ihre Necurfe nicht nur bei der Unterbehörde, fonbern auch bei der Ober 
bebhörde anbringen. Der ſich in diefer Vorfchrift ausdrüdende Billigkeits⸗ 
grundjag eignet fich zur Unmwendung, wo e8 an einer ausdrücklichen 
gejeglihen Regelung des bier befprodenen Punktes mangelt 
Nach 8. 40 der Vollzugsvorſchrift v. 5. October 1852 zum Privilegien: 
gejege vom Jahre 1852 find Recurſe gegen die Decernate der politiichen 
Bezirlsbehörde in Sachen eines Batenteingriff3 bei der politifchen 
Zandesbehörde, alfo der Recursinftanz einzubringen. Für Recurie 
gegen Enticheidungen der politiichen Landesftellen verfügt Abjap 3 der 
Vdg. v. 27. October 1859, R. ©. B. Nr. 196, daß die Berufungs- 
ſchrift unmittelbar bei der politifchen Landesflelle, deren Entfcheidung 
angefochten wird, zu überreichen Sei, und der V. ©. 9. deutet in feinem 
Erf. v. 29. October 1890, 3. 3337, Budw. 5523, diefe Anordnung auf 
Entſcheidungen der Landesftelle fchlechthin, alſo auch auf folche, welde 
fich als Entfcheidungen in zweiter Inftanz über Barteienbefchwerden 
daritellen.) In den im Gejeh vom 19. März 1876 bezeichneten Finany 


1) Diefes Erf. erflärt die Beftimmung | Schankgewerbeconceflionen fen 8. 18 





ber Vdg. vom Jahre 1859 für die Weber» | der Gew. Nov. deshalb‘ maßgebend, weil 
reihung des Recurſes von Gemeinden | bafelbft feine abweichende Beitimmung 
gegen bie Ertheilung von Gaft- und | getroffen wird. Nah dem B. G. G. E 
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rechtsfachen tft der Recurs bei jenen Behörde zu überreichen, von welcher 
der mit demjelben angefochtene Verwaltungsact ausgegangen if. In den 
meiften Specialgefegen, welche dieſe Frage ausdrüdlich regeln und nament⸗ 
fih in den neueren Geſetzen wird Die unterjte Behörde, welche in der Sache 
entichieden hat, als Unnahmeftelle für die Beſchwerden an alle höheren 
Suftanzen, welche in der Sache noch angerufen werden können, bezeichnet.*) 
Sie it dann bis zur Erſchöpfung der Inftanzen diejenige Behörde, welche 
die Beſchwerden der Parteien an die höheren Behörden und die Ent- 
jcheidungen diefer an die Parteien, aljo den Verkehr der Parteien mit 
den Auffichtöbehörden zu vermitteln hat. 

Ueber die Wirkung des Verfehlens der richtigen Ueberreichungsſtelle 
ipriht fi der V. G. H. in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle ba- 
bin aus, daß felbjt die friftgemäß überreichte Beichwerde keinen Un- 
jpru auf ihre Ueberprüfung begründe, wenn fie nicht innerhalb der 
Friſt bei der gejeglich beſtimmten Ueberreichungsftelle einlangt.?) Es 
liegt deshalb eine verjpätete Meberreihung dor, wenn die zur Annahme 
nicht zuftändige Stelle Die Vermittlung der bei ihr überreichten Beſchwerde 
an die zur Uebernahme zuftändige übernimmt, ohne daß hiedurch der 
Erfolg des rechtzeitigen Eintreffens bei der Iebteren erzielt würde.) Die 
Uebernahme einer ſolchen Vermittlung, eine Urt negotiorum gestio, ift 
den Behörden im allgemeinen nicht verboten.) Sie werden aber in jedem 
einzelnen alle zu erwägen haben, ob nicht die Rückſtellung der Be 
Ihwerde an die Partei, weil dieſe die Ueberreichung ſchneller bewirken 


nn 


v. 7. Juni 1898, 8. 2025, Budw. 7308, 
find bogegen Necurie gegen die Verweige⸗ 
rung eines Betriebscontenjes nad) 8. 


Bubw. 7308, 27. Mai 1893, 3. 1917, 
Budw. 7283, entgegengeſetzt v. 11. Mai 
1885, 8. 1090, Bubw. VI. 271, und vom 


der Gew. Nov. bei der Gewerbsbehörde 
I. Yuftanz zu überreichen, weil dies in 
der citirten Beſtimmung ausdrüdtich vor- 
geiehen ift. 

1) Rah der n. d. Gemeindeordnung 
v.31. März 1864, 2.0.8. Nr.5 (8.97), 
ſowie nach dem Bel. v. 6. Mai 1888, n. ö. 
L. G. B. Nr. 33 (8. 97), ift die Beſchwerde 
gegen Berfügungen des Gemeindevor- 
fandes an die politifche Bezirksbehörde 
beim Semetnbevorfteher oder unmittelbar 
bei der politifchen Bezirksbehörde einzu- 
bringen und im letzteren Falle dem 
Gemeindevorſteher Anzeige zu machen. 
Diefe Beftimmung iſt nachahmenswerth, 
da ed vorgefommen ift, daß Gemeinde⸗ 
vorfteher die Annahme einer foldhen Be⸗ 
Ihwerde als thörichte Zumuthung, zur 
Entfräftung ihrer eigenen Decernate mit- 
zuwirten, abgelehnt haben. 

2) €. v. 27. Mat 1892, 8. 1737, 
Budw. 6636, 12. April 1893, 8. 1313, 
Budw. 7192, 2. Juni 1893, 8. 1953, 
Budw. 7296, 7. Juni 1893, 8. 2026, 


5. Mai 1887, 8. 808, Budw. 3518. 

3), V. G. H. E. v. 6. November 1889, 
3.35%, Budw. 4929. 

4) V. G. H. E. v. 22. Februar 1883, 
8. 373, Bubw. 1671. In dem Erf. v. 
15. Mai 1885, 8.1090, Budw. VI. 271, 
erklärt der V. G. 9. fogar als dem Sinne 
des 8. 101 der galiz. Gemeindeorbnun 
entipreddend, daß der Bezirksausſchu 
einen irrthümlich bei ihm überreichten 
Recurs an den Gemeindevorfteher zu 
feiten habe, bei dem er geſetzmäßig an- 
anbringen if. Nah P. 6 der oft cit. 

in. Vdg. v. 3. April 1876 Hat in 
Sinangrehtsfachen die Behörde einen 

ecurs, für welchen fie nicht die gejeh- 
liche WUeberreichungsftelle ift, mit Hin- 
weis auf 8.1 des Gef. v. 19. März 1876, 
wonach Borftellungen, Beſchwerden oder 
Mecurfe bei jenem Organe, von welchem 
der Auftrag, die Verfügung oder Ent- 
ſcheidung ausgegangen tft, einzubringen 
find, „als nicht hieher gehörig“ dem 
Einreicher zurüdzuftellen. 
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kann, ober weil die Frage nach der zuſtändigen Annahmeſtelle zweifel⸗ 
haft iſt, zweckmäßiger erſcheine. Durch eine irrthümliche Rechtsbelehrung 
ſeitens der Behörde können nach der Rechtsanſchauung des V. G. H. die 
Normen, welche die zur Annahme zuſtändigen Behörden beſtimmen, in 
ihrer Wirkſamkeit zum Nachtheile öffentlicher Intereſſen oder zum Nad- 
theile von Rechten Dritter nicht beeinträchtigt werden.) 


9 Einhaltung des Inſtanzenzuges. 


Die Vorſchrift der Einhaltung des nftanzenzuges bat die Be 
deutung, daß die Parteien in jenen Fällen, in welchen ſtufenweiſe ein: 
ander übergeordnete Behörden in der Reihenfolge, in der fie einander 
übergeordnet find, zur Erledigung eines Parteienantragd berufen werden, 
fih an diefe Reihenfolge bei Anrufung der Behörden zu halten Haben. 
Die Barteien haben alfo um die erfte Erledigung ihres Antrags die 
für diefe erfte Erledigung zuftändige Behörde, die erfte Inſtanz, anzu: 
gehen, und e8 muß eine folche erfte Erledigung bereit3 vorliegen, wenn 
die Anrufung der ihr zunächſt übergeordneten Behörde für den Zwed 
der Erledigung derſelben Sade ftatthaft fein fol. In gleicher Weile 
kann die Sache der dritten oder lebten Inſtanz zur Erledigung erſt danı 
vorgetragen werden, wenn bie erften zwet Inſtanzen oder alle unteren 
Anftanzen eine Erledigung derjelben Hinausgegeben haben. Danach be: 
deutet die Borjchrift der Einhaltung des Inſtanzenzuges durch die Bar: 
teien ſoviel als, daß es für die proceffual ordnungsmäßige Anbringung 
von Parteienanträgen nicht genügt, wenn dieſe bei einer fachlich um 
örtlich zuftändigen Behörde angebracht werden, daß vielmehr für Dielen 
Zweck auch die Einhaltung der Reihe und der Ordnung, in welde 
mehrere in derfelben Sache ſachlich und örtlich zuftändige Behörden zur 
Erledigung derſelben auf Parteienantrag berufen, für zuftändig erklärt 
werden, erforderlich ſei. Deshalb gilt diefe Vorſchrift nicht nur für 
Anträge einer Beſchwerde, jondern auch für den Antrag auf die erite 
Erledigung einer Sache. Die Gliederung der in derjelben Sache ſachlich 
und örtlich zuftändigen Behörden nach Unter-, Mittels und höchſten 
Sentralbehörden dient wie die ganze Behördenorganifation der zwed⸗ 
mäßigen Bertheilung der Staatlichen Arbeit. Der die Unterbehörden um- 
fafjende Apparat der ftaatlihen Aufficht über dieſelben foll nur ſubſidiar 
eingreifen, wenn der Apparat der Unterbehörden nicht ordnungsmäßig 
functionirt, oder um das Yunctioniren dieſer Unterbehörden zu contro: 
Yiren. Diefer fubfidiären Bedeutung gemäß ift die Beſetzung der Dkittel- 
und der Sentralbehörden angepaßt. Würde es ftatthaft fein, die Auf: 
ſichtsbehörden um die erfte Erledigung anzugehen, dann wäre einerfeits 
ihre Beſetzung für die Erledigung aller an diefelben einlangenden Unträge 
unzulänglich, andererſeits die Einrichtung der Unterbehörben überfläffig. 
Die Nothivendigkeit des Beitandes von allenthalben vertheilten Unter: 
behörden ergibt ſich aber im Intereſſe der Befchleunigung der Erkenntniß 


1) Bgl. Hiezu die Bemerkungen auf ©. 206 Unm. 1. 
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der für die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben maßgebenden Thatjachen 
und Verhältniffe und fomit der Befchleunigung diefer Erfüllung felbft. 
Die Vorſchrift der Einhaltung des Inftanzenzuges tritt deshalb zugleich 
mit der Einrichtung eines Inſtanzenzuges ind Leben und ihre Einfchär- 
fung wiederholt fi, von den Regimentsordnungen Marimilians I.t) an- 
gefangen, bis in die Verwaltungsgeſetze unferer Zeit. Für das Beſchwerde⸗ 
weſen bat fie indeß gegenwärtig praftifche Bedeutung nur in jenen Fällen, 
in welchen die Beſchwerde bet der zur Entſcheidung Über diefelbe berufenen 
Saftanz einzubringen if. Denn nur in diefem lebteren alle wird das 
Verfehlen der richtigen Inſtanz zur Folge haben, daß die ungehörig an- 
gerufene Behörde die Erledigung der Beſchwerde wegen mangelnder Bu- 
ftändigfeit, oder, wie e3 in foldem alle heißt, wegen Verfehlens des 
richtigen Inftanzenzuges ablehnen muß, weil und foferne noch nicht alle 
Inftanzen in der vorgelegenen Sache mittel Erledigung thätig geworben 
find, welche vor der angerufenen an die Reihe zu kommen haben.?) Sft 
aber die Beſchwerde, fie mag an welche Inſtanz immer zu richten fein, 
bei einer Unterbehörde zu überreichen, fo ſchadet die falſche*s) Bezeichnung 
der Beſchwerdeinſtanz in der bei der richtigen Annahmeftelle überreichten 
Beihwerbe nicht; es hat vielmehr auch in einem ſolchen Falle die An⸗ 
nahmeftelle die Beſchwerde an die richtige Inſtanz zu leiten.) ° 


e) Legitimation zur Sade und zur Anbringung der Beſchwerde in 
fremdem Ramen. 

Die Grundfäge, nach welchen die Legitimation jener Perſon, die in 

der Beſchwerde ala Partei auftritt, zur Entfaltung folder Parteienthätig- 

feit feftzuftellen, die Grundjäge, nach welchen die Legitimation einer 


1) Bgl. die Innsbrucker Hofrath3- 
ordnung vom Sabre 1518, Kärnthner 
Landhandfefte ©. 113: Derfelb unjer 
Hofrath ſoll fonderlich die Sachen und 
Beihwärungen damit je zu zeiten die 
Partheyen fürlommen, unnd die Negi- 
ment, auch ihr ordentliche Obrigkaiten und 
Gericht umbgangen haben, von erft 
für diefelben Regiment, ihre Obriglaiten 
und ordentlich Gericht, wohin fie dann 
orer, zu gebürlichen Expedizion wei⸗ 
en 


2) Man ſpricht dann von einem re- 
eursus per saltum. 

3) 8. 92 der Amtsinftruction für Die 
Bezirlsämter, die Vdg. v. 27. October 
1859 fchreiben den erledigenden Be- 
hörden die Angabe der Derufungäinftang, 
d, i. der Behörde, welche zur Entichet- 
dung fiber die Anfechtung ber hinaus- 
gegebenen Erledigung zunächſt berufen 
it, 8. 2 des Gel. v. 19. März 1876, 
R. G. B. Nr. 28, die Angabe der Ueber- 
reichungsſtelle in den Erledigungen vor. 


Auch B.7 des Erl. des C. u. U. M. v. 
14. Mai 1876 erſtreckt die Belehrungs⸗ 
pflicht der erledigenden Behörde auf 
diefen Punkt duch die Vorfchrift, daß, 
wenn der Rechtszug an eine Höhere 
abminiftrative Inſtanz offen ftehe, dies 
in der ledigung ausdrücklich zu be⸗ 
merken ſei. Die Rechtsanſchauung des 

. G. H. über die Bedeutun Slofigfeit 
des Mangeld einer ſolchen Belehrung 
ober der Unrichtigfeit derjelben für den 
Rechtöbeftand der an diefem Mangel 
leidenden Erledigung, abgefehen von dem 
alle bes zulegt citirten 8. 2 (Budw. 
3761, 4002, 4003, Plenarbeſchluß v. 
26. November 1877, 3. 1589), nimmt 
indeß dieſen Borfchriften die praftifche 
Bedeutung. 

4) Ausgenommen ben jchwerlidh vor- 
fommenden Fall, daß die Partei die 
Einhaltung der von ihr angegebenen 
Deihiwerbeinftang ausdrüdlicdh ver« 
angt. 
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Perſon zur Beſchwerdeführung als Nepräfentanten einer juriftifchen, als 
gefeglichen Vertreters einer ganz oder theilweiſe handlungsunfähigen ober 
als Bevollmächtigten einer handlungsfähigen Berfon zu beuriheilen if, 
find diefelben, wie jene für die fachliche Legitimation zu Parteienhand- 
ungen und für die Broceßführungslegitimation im Verfahren vor ber 
eriten Inſtanz. 

Nicht erforderlich ift, daß die in der Beſchwerde für fich oder für 
Undere bandelnde Perſon hereit3 im Verfahren vor der erften Inſtanz 
Parteienhandlungen für ficd oder für Undere vorgenommen habe.!) Die 
Beichwerde kann fich vielmehr gerade dagegen wenden, daß der Br 
fchwerdeführer, ungeachtet er als Partei dem Berfahren in erfter Juſtanz 
hätte zugezogen werden follen, entiveder überjehen oder zur Theilnahme 
an demſelben nicht zugelafien worden fei. In einzelnen Fällen kommt be 
ftimmten Perſonen Parteienftellung überhaupt erſt im Verfahren vor der 
höheren Anftanz zu. So kann nad) 8. 2 des Geſetzes vom 9. Februar 
1882, R. G. B. Nr. 17, gegen den Ausſpruch der Steuerbehörde erſter 
Inftanz, durch melden ein Ort als der Hauszinsſteuer unterliegend er: 
Härt wird, jeder einzelne Hausbefiter recurriren, ohne daß dem: 
felben auf den Ausſpruch der erften Inſtanz geſetzlicher Einfluß zukäme. 
Das Gleiche gilt von der Anfechtung der Gemeindeausſchußbeſchlüſſe 
durch die von denjelben nachtheilig Betroffenen in Fällen, mo denfelben 
gar Teine Parteienverhandlung vorberzugehen hat. Bei Neihenverpflid- 
tungen, d. 1. folchen öffentlichen Pflichten, welche verjchtedene Perſonen in 
einer beftimmten Reihenfolge treffen, wird derjenige, der in zweiter Reihe 
heranzuziehen ift, legitimirt fein, die Rechtmäßigkeit der Loszählung einer 
Perfon, die nach feiner Unficht in erjter Reihe verpflichtet ift, ummittel- 
bar und felbft unter Verzicht auf den formalen Mangel der Unterlaflung 
feiner Beiziehung zum Feititellungsverfahren anzufechten (arg. B. ©. 9. €. 
vom 15. Mai 1891, 8. 1609, Bubw. 5963). 


d) Vorprüfung der formalen und procefjualen Erfordernilie 
der Beſchwerde. 


Die erjte Prüfung der formalen Erforderniffe und der procefjualen 
Vorausſetzungen der Buläffigkeit der Beſchwerde vollzieht, wenn Weber: 
reichunggjtelle und Beſchwerdeinſtanz nicht zufammenfallen, die Ueber: 
reihungsftelle (der judex a quo). Führt die Prüfung zu einem ungünftigen 
Ergebniß, fo Tann die Ueberreichungsftelle die Veſchwerde, ohne au 
den weiteren Inhalt derfelben einzugehen, abmweifen.?) Ein Unfprud de 


— ——— 
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1) Dritte Perſonen können im Namen | Ueberreichungsftelle, wenn fie von der 
des Beichwerdeführers, wenn fie wicht | Recursinftanz verichieden ift, zur Abwei⸗ 
deſſen geſetzliche Bertreter find, auf | fung einer Beichwerbe aus formalen oder 
Grund geböriger Vollmacht die Be⸗proceſſualen Gründen zuftändig fei, oder 
jchwerde ergreifen. E. d. M. d. J. v. | auch eine an formalen oder procefinalen 
17. Rovember 1869, 8. 14089. Mängeln leidende Befchwerde an bie 

2) In der öſterr. Berwaltungspragid | zur meritalen ntfcheidung beruiene 
herrſcht lebhafter Streit darüber, ob die | Inſtanz abzugeben habe. Während 
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Befchwerdeführers wird durch eine folche Abweiſung nicht verlebt. Die 
Ueberreichungsftelle muß eine Die Beichwerbeabficht nicht kenntlich machende 
Eingabe oder eine procefjual unzuläffige Beſchwerde als Beſchwerde ab- 
weilen, wenn durch die Annahme derjelben der Unfpruch dritter Berfonen 
auf Aufrechterhaltung einer Erledigung gegenüber unftatthaften Anfech- 
tungen verlegt würde. Dan bezeichnet eine ſolche Abweiſung als eine 
Abweiſung aus formalen oder procefiualen Gründen. Eine ſolche Ab- 
weilung kann alfo erfolgen wegen Unerkennbarkeit der Beichwerbeabficht, 
Unzuläffigleit eines weiteren Inſtanzenzugs, Vorzeitigkeit oder Verfpätung 
der Ueberreithung, wegen Üeberreihung an der unrechten Stelle oder aus 
dem Grunde, daß die Beſchwerde ſchon einmal ihre endgiltige Erledigung 
gefunden babe, 

Fällt die Vorprüfung der formalen und procefiualen, pofitiven wie 
negativen Erfordernifie und Vorausſetzungen der Beſchwerde durch die 
Annahmeftelle zu Gunften des Beichwerdeführerd aus, dann hat biejelbe, 
wenn fie nicht von der ihr etwa felbft zukommenden Buftändigfeit zur 
Rlaglosftellung des Beſchwerdeführers Gebrauch machen will, die Be- 
ſchwerde mit allen Acten, an welche fie fi anfchließt — wenn alfo eine 
förmliche Barteienverhandlung der angefochtenen Erledigung vorbergegangen 
it, mit dem Berhandlungsprotocol und feinen Beilagen, nöthigenfalls 
mit den zum Verſtändniß der Sache unentbehrlihen Acten früherer 
Adminiftrativprocefie (den fogenannten Priora) — ferner mit den Zuftellung3- 


ausweifen an die zur Ueberprüfung zuftändige Oberbehörde zu leiten. 
Außerdem verpflichten einzelne Anftructionen die Unterbehörde, gegen 
welche ſich die Beſchwerde richtet, die Actenverſendung mit einem er- 


— — 


an der Zuſtändigkeit der überneh⸗ 
menden Gtelle zur ng der 
formalen und proceſſualen Voraus⸗ 
jeßungen einer von ihr weiter zu leiten- 
den Beſchwerde, fowelt andere Proceß- 
formen in Betracht Tommen, nicht ge- 
zweifelt werden kann, entfteht Unficher- 
heit über diefen Punkt im Adminiſtrativ⸗ 
verfahren deshalb, weil die Beſchwerde 
hier nicht bloß Parteienaniprüchen, Ton- 
dern auch Zwecken der offtciojen Con⸗ 
trole und Aufſicht dient. Hier wird 
durch eine foldhe Zuftändigfeit der Unter- 
behörben die Gefahr begründet, daß der 
Auffichtäbehörde, wenn ſich eine indolente 
Bartei die Abweiſung aus formalen 
Gründen gefallen Täßt, zumeilen bie 
Möglichkeit der Erfenntniß von That- 
jahen entzogen wird, welche für ihre 
Controlthaͤtigkeit von Bedeutung jind. 
Indeß kann es nach dem älteren Pro- 
ceßrecht Teinem Zweifel unterliegen, daB 
auch die Weberreichungsftellen zur Ab⸗ 


läuternden, alfo zu der Beſchwerde Stellung nehmenden Berichte zu be= 


weifung von Beichwerden aus formalen 
Gründen zujtändig waren. Die An⸗ 
nahme von Beſchwerden, welche nicht 
mit dem angefochtenen Beicheid belegt 
waren, wurde allen Inſtanzen geradezu 
verboten. Die YZuläffigkeit der Abwei⸗ 
fung wegen Unzuftändigleit zur An⸗ 
nahme wird auch jebt allgemein an⸗ 
erfannt. Vgl. ferner Fin. M. E. v. 
3. April 1876, 8. 1419, P. 6 und 7, 
Röll U. S. 1073. Unbeftritten ift die 
Buläffigfeit der Ueberreichung der Be⸗ 
fhwerde gegen eine Abweiſung aus 
formalen oder procefjualen Gründen bei 
der Annahmeftelle, dann der Beichwerbe 
ob denegatam justitiam bei der nädhit 
vorgeſetzten Aufſichtsbehörde, endlich die 
Befugniß der Auffichtsbehörde, der Unter⸗ 
behörbe die Vorlage einer aus formalen 
oder procefjualen Gründen abgewiefenen 
Beſchwerde aufzugeben. Die controverfen 
Entſcheidungen finden fi bei Mayr- 
Hofer 4. Aufl. I. ©. 69, Anm. 1. 
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gleiten. So fordert $. 92 der Amtsinftruction vom Jahre 1855, es fei 
der Recurs mit den Berhandlungsacten und einem genauen Berichte 
ber höheren Behörde vorzulegen. Die politifche Landesbehörde foll nad 
der U. h. genehmigten Bdg. vom 27. October 1859, R. G. 8. Rr. 196, 
die bei ihr zu überreichenden Berufungsjchriften, mit den erforderligen 
Aufklärungen verjehen und mit den Berhandlungsacten, belegt zur 
Schlußfaſſung des Mintfteriums vorlegen. Nach der U. h. genehmigten 
Vdg. vom 30. Auguft 1868, R.G. B. Nr. 124, haben die politifchen Be- 
hörden Recurſe, welche ſich gegen ihre Enticheidungen richten, wofern ſie 
den Beichwerbeführer nicht Haglos ftellen wollen ober können, in der 
einfachiten Form der Einbegleitung an die Oberbehörde zu befördern. 
Unklar ift, ob damit eine bloße Erklärung gemeint fei, welche die Bor- 
nahme der Ueberfendung durch die Unterbehörde authentificirt, oder eine 
möglichft knappe Rechtfertigung ber angefochtenen Erledigung gegenüber der 
Beſchwerde. Die Anftruction für die Berghauptmannichaften verlangt in 
8. 70, daß im Berichte alle Umftände der beanftändeten Entfcheidung ind 
Klare zu ſetzen und die Recursgründe (d. i. die Motivirung der Be 
ſchwerde) umftändlich zu würdigen feien. Die Inftruction für die Revier 
bergbeamten fordert in $. 17 diefe Würdigung nur jo weit, als die 
Recursgründe nicht Schon durch die Acten widerlegt werden.) 

Die Oberbehörde (dev judex ad quem), an welche die Beſchwerde von 
der angegriffenen Unterbebörde gelangt, hat ihre Ueberprüfung auf die 
ganze bisherige Thätigkeit der Unterbehörde zu erftreden, alſo aud auf 
das Vorprüfungsverfahren. Sie nimmt alfo die VBorprüfung neue: 
lich vor und kann eine Bejchwerde aus formalen Gründen abweilen, mag 


1) Auch der 3. M. €. v. 30. Jänner 
1874, 8. 2720, Rölf a. a. O. I. S. 644, 
fordert nur die Vorlage der Verhand⸗ 
Iungsacten in der Form, in welcher die⸗ 
jelben der angefochtenen Entſcheidung 
zur Örundlage gedient haben, nebft dem 
Concepte der Entſcheidung. Indeß wird 
in vielen Fällen bloßer Blankett-Ver⸗ 
fügungen und Enticheidungen eine Recht. 
fertigung der Erledigung unentbehr- 
lich fein. Der Erl. des Eult. u. Unterr. 
Minift. v. 10. December 1870, 3. 12816, 
fordert von der Landesbehörde bei jeder 
Vorlage eines Necurjes oder einer Bor- 
ftelung Bericht über jede thatfächliche 
Ungabe, über deren Richtigkeit die Acten 
nicht vollitändigen Aufichluß geben, fo- 
wie über jedes neue rechtliche An—⸗ 
bringen, welches eine bejondere Er- 
örterung berausfordert. Die recht- 
fertigenden Begleitberichte find eine alte 
Einrihtung und die letzten Ausläufer 
jener Rechtsauffaſſung, nach welcher der 
Beamte durch Klage gegen feine Amts- 


Handlungen in die Barteienrolle de? 
Gellagten trat. Ein überfichtlide 
Verzeichnis der vorzulegenden 
Acten fordert der Erl des Wderbaw 
minifteriums v. 13, Februar 1880, 3 
12931. Jedes einzelne Actenftüd iol 
nach der Vorſchrift dieſes Erlafjes an 
der Kopffeite in arithmetiſcher Reiben 
folge mit einer Nummer deutlih ver 
ſehen und mit diefer Nummer in des 
Üctenverzeichniß eingetragen werden. & 
genügt hiefür eine kurze Bezeichnung 
des einzelnen Actenſtückes, z. B. Geſuch. 
Zeugenverhör, Verhandlungsprotocol 
u. f. w. Volkar S.161. Richtet ſich 
die Beſchwerde gegen eine proceßleitende 
Verfügung, dann dürfte eine ſolche Ein- 
richtung der Actenvorlage ftatthaft fein, 
welche der Oberbehörbe die Ueberpräfung 
ermöglicht, ohne die Fortſetzung dei 
Verfahrens in der unteren Inſtanz auf 
ubalten, aljo Vorlage einer beglaubigten 
bichrift de3 Protocolls ftatt des In 
ginalprotocolß3, 
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fie auch von der Unterbehörde in diefer Richtung untadelhaft befunden 
worden fein. Ä 

Die Actenverſendung von der unterften an. die zweitnächite höhere 
oder an die höchſte Inſtanz vollzieht fich durch die Vermittlung der da- 
zwifhen Tiegenden Inftanzen. Alle Inſtanzen follen dadurch in Die 
Loge gejegt werden, von der Anhängigkeit und der Lage einer Sache 
Kenntniß zu erhalten, da für alle die Möglichkeit befteht, ihre Thätigkeit 
als Auffichtsbegörde in der Sache entfalten zu müſſen. 

Eine PBarteienverhandlung findet regelmäßig weber im Vorprüfungs⸗ 
noch auch in dem weiteren Verfahren über die Beichwerde ftatt. Aus—⸗ 
nahmsweiſe lafjen die n. d. 2. ©. vom 3. uni 1886, 2.6.8. Nr. 39 
(8.45) und Nr. 40 (8.58), im Gemeinfchaftstheilungs- und im Zuſammen⸗ 
legungöverfahren eine Gegenäußerung gegen den Recurs zu. Voracten, 
Berhandlungsacten ſammt Beilagen, Zuſtellungsausweiſe, die Beſchwerde, 
etwaige Begleitberichte oder Aufllärungen der Unterbehörde oder von diefer 
veranlaßte Klarftellungen bereits gethaner YUeußerungen der übrigen Per- 
ſonen des Verfahrens bilden die Unterlage für die Enticheidung in den 
höheren Inſtanzen. Das Verfahren in diefen Inſtanzen tft alfo, abgejehen 
von dem Falle der Notorietät, dann jenem der YUutopfie bezüglich der dem 
Derhandlungsprotocolle beigelegten Gegenftände (Urkunden, Markenbilder, 
Wahrzeichen erfolgter Aufichlüffe von Bergwerten) ein mittelbares und 
ſchriftliches, das fich lediglich in der Amtsſtube ohne perjönliche Theil- 
nahme der Parteien und ohne Vernehmlafjung der anderen Parteien 
außer dem Beſchwerdeführer vollzieht.*) 


e) Nachſicht formaler und procefjualer Mängel einer 
Beſchwerde. 


Die Frage, inwieferne die Behörden befugt ſeien, formale oder 
proceſſuale Mängel einer Beſchwerde nachzuſehen, iſt in der öſterr. Praxis 
controvers. Eine in Forſtſachen ergangene Entſcheidung (mitgetheilt im 
J. Band des Mayrhofer'ſchen Handbuchs, 4. Aufl., S. 698, Anm. 1) 


1) Die andern Parteien find nicht 
einmal von der Ueberreihung der Be- 
ſchwerde zu verftändigen, wohl aber von 
deren Erledigung (8.8.9. €. v. 28. Mai 
1892, 3.1753, Budw. 6641). gl. über 
die Nachtheile des Mangeld einer ent- 
iprechenden Berhdfichtigung der Gegen- 
beteiligten in der ſchwerdeinſtanz 
Peyrer, Das öſterr. Waſſerrecht S.656 f. 
Nach 8. 16 des ſächſ. Geſ. ſind die vom 
Recurrenten eingereichten Schriften oder 
das Protocoll über ſeinen Recurs dem 
Gegner binnen 3Tagen, zur Widerlegung 
der Beichwerden binnen 14 Tagen zu⸗ 
zufertigen. 8. 20 des jädjl. er: „wie 
Recursbehörde enticheidet nach dem 


Inhalte der ihr vorgelegten, bei der 
untern Behörde ergangenen Acten. Ein 
Schriftenwechſel der Betheiligten ift bei 
derſelben nicht zu eröffnen. Es fteht 
jedoch jedem Intereſſenten frei, bedürfen- 
den Falls, unaufgefordert eine Bor- 
ftellung einzureichen, ohne daß jedoch 
mit Faſſung einer Refolution darauf zu 
warten ift.” Nach 8.35 der bad. Vodg. 
Iann die Recursſtelle zum Vortheil des 
Necurrenten die Entiheidung nur ab- 
ändern, nachdem zuvor dem Gegner des⸗ 
jelben Gelegenheit gegeben worden ift, 
ſich ſchriftlich oder mündlich über den 
Anhalt der NRecursführung zu erklären. 
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vom 7. Februar 1859, 8. 32514, fpricht aus, daß feine Unterbehörbe 
befugt jei, von fi aus, eine an eine höhere Behörde gerichtete Beſchwerde 
abzuweifen. ine ebenfall3 in Forſtſachen erlaffene Entfcheidung vom 
6. Mär; 1873, 8. 16341, verpflichtet die Unterbehörde, unftatthafte 
Recurſe fofort zurüdzuftellen, und endlich formulirt ein Erl. des Min. 
des Innern vom 27. Sännar 1877, 8. 13881, aus 1876 2. f. 8, 
Jahrg. 1877, S. 102, in Martenfchubfachen den Rechtsſatz, daß die 
politiſche Behörde nicht verpflichtet fei, einen unſtatthaften Recurs der 
Oberbehörde vorzulegen. 

Die aufgeworfene Frage erledigt fih in folgender Weile: Vor allem 
ift der Fall bei Seite zu laſſen, daß ſich Die Nothwendigkeit oder Bu: 
läffigleit einer Cafjation von Amtswegen im öffentlichen Intereſſe ergibt. 
Für das infchreiten der Behörde im öffentlichen Intereffe kann eine 
Eingabe, wie jie fi auch immer benennen oder zu welchem Bimede immer 
fie überreicht werden möge, nie zu fpät kommen. 

Die Beſchwerde mag ala Beſchwerde zu fpät fommen, fo darf ſich 
feine Behörde der Kenntniß ihres Inhalts verfchließen, foferne derſelbe, 
feine Nichtigkeit vorausgefeht, amtliches Einfchreiten fordert. Kommt 
dieſes Einfchreiten dem Beichwerdeführer zu ftatten, fo ift das nur eime 
zufällige Folge des Einfchreitens, nicht Folge einer Nachficht der Be 
ſchwerdemängel. 

Von dieſem Fall abgeſehen kann die Gewährung von Nachſicht 
ſolcher Mängel durch geſetzliche Beſtimmung allen Inſtanzen verwehrt 
ſein. Dann iſt jede Inſtanz, welche einen nicht nachſehbaren Mangel 
entdeckt, zur Abweiſung der Beſchwerde a limine verpflichtet. Dieſe 
Auffaffung legt 8. 116 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetze ber Juter⸗ 
pretation des $. 231 dieſes Geſetzes zu Grunde, indem er die Berg 
hauptmannichaft nach dem Berggeſetz ald verpflichtet erklärt, verfpätete 
Recurſe abzumweifen. Ebenfo ruht der Fin. Min. Erlaß vom 3. April 
1876, 8. 1419, im Bunfte 19 auf der Wuffaffung, daß durch das 
Friftengefeß in Finanzrechtfadhen vom 19. März 1876 der mit Th. 
Entihl. vom 2. Februar -1874 genehmigten Anftruction vom 20. Mai 
1874, 3. 1181, foweit fie die Nachſicht von FFriftüberichreitungen für 
zuläffig erflärt, derogirt worden jet.) 
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1) Diefe Interpretation büßt einen 
Theil ihrer praktiſchen Bedeutung des⸗ 
halb ein, weil kein Zweifel beſteht, daß 
die Zuſtändigkeit der höheren Inſtan⸗ 
zen zur Gewährung der Nachſicht 
und der Ermäßigung von Steuern | innerhalb zwei Wochen nach Beſeitigung 
durch das Friftengeieg nicht be- | des Hinberniffed zugleich mit den bei 
rührtwordenſei, B.llit.c. 8.32 der fallſigen —28— und ber Recurs⸗ 
bad. Bdg. trifft folgende allgemeine Be- ausführung in der Haupftſache einzu- 
ftimmung: „Die Recnröfriften find un- | reichen. n dem Enderfenntniß ent 
eritredlih. Die Verfäumung derjelben : fcheidet alsdann bie Recuräftelle zugleid 
ieht den Verluft des Mecursrechtes nad) | darüber, ob und in welcher Weiſe dem 
* Wiederherſtellung oder Nachſicht unterliegenden Gegentheil (d. i. dem Re⸗ 


gegen deren Verläumniß ift von ber 
ecnröftelle (mie fteht es mit den höheren 
Stellen?) nur in dem Falle unverſchal⸗ 
beter Verhinderung zu gewähren. Das 
Bieberherftellungänetud) it Tängftens 
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Es kann ferner, wo e3 an gefehlicher Beſchränkung in dieſer Hin- 
fiht mangelt, die Zuftändigfeit zur Gewährung von Nachſicht durch 
interne Inſtructionen auf die höheren Inftanzen befchräntt fein.) Dann 
bat es bei dieſer inftructionellen Regelung fein Bewenden zu finden. 
In diefem Fall bleibt aber immer noch die Frage offen, ob die zur 
Nahfiht nicht zuftändige Unterbehörde verpflichtet jei, eine fehlerhafte 
Beichwerde zugleich ald Geſuch um Nachſicht der Mängel zu behandeln 
und der zufländigen Oberbehörde zur Entjcheidung vorzulegen. Ein Un- 
ſpruch der Bartei auf eine folche Vorlage beiteht jedenfall nicht. Die 
Frage, ob eine amtliche Befugniß oder Pflicht zur Vorlage begründet fei, 
beantwortet fi) darnad), wie weit die Behörde amtlich befugt oder ver- 
pflichtet ift, Privatintereffen zu berückichtigen. ?) 

Diefelbe Antwort iſt auf die Frage zu geben, wie weit die 
erledigende Behörde, gegen deren Erledigung eine Borftellung überreicht 
wird, amtlich befugt oder verpflichtet fei, die Vorſtellung ald Beſchwerde 
zu behandeln, wenn fie für die Klaglosftelung nicht zuftändig ift oder 
wenn fie die Verantwortung für diefelbe nicht Übernehmen will. Die 
Inftructionen aus der Zeit des Iandesväterlichen Abjolutismus gehen, 
joferne es fih um das Verhältniß von Grundobrigkeit und Unterthan 
handelt, in favorem rustici. 

In der Beitimmung der Min.-Vdg. vom 30. Auguſt 1868, 





cursgegner) wegen bereit aufgeivendeter 
Koften Schadloshaltung gebühre. Die 
Nachſicht muß ſtets verweigert werden, 
wenn zur Ausübung einer Befugniß, 
deren gefehmäßige Ertheilung der #te- 
current beitreitet, bereit3 offene An- 
ftalten getroffen und jeit dem eriten 
Beginne folder Anftalten fchon drei 
Monate abgelaufen find.“ 

1) Das cıt. Hfdet. v. 1. Septbr. 1781 
erflärt zur Berftattung des Gehörs an 
den Unterthan nad) verjäumter Be- 
ſchwerdefriſt und unter der Voraus⸗ 
jegung erheblicher Berhinderungsurjachen 
nur die Landesſtelle zuftändig. Ein 
Erl. des Dein. des Innern v. 15. Octo- 
ber 1871, 8.135611, Mayrhofer 4. Aufl. 
L ©.699, Anm. oben, weiſt die Bewilli- 
gung der riftverlängerung für bie 
Ueberreihung eines Minifterialrecurfeg, 
wo geſetzliche Beftimmungen mangeln, 
dem Minifteriun zu. Beyrer ©. 650. 

2) B.6 des F. M. €. v. 3. April 1876 
verordnet, daß, wenn mit einem Recurſe 
ein Geſuch verbunden jet, deſſen &e- 
währung dem freien Ermeflen der Be- 
börde vorbehalten ift, die Bartei anzu⸗ 
weiſen fei, da3 bezligliche Bittgefuch bei 
der zuftändigen Beböche einzubringen. 
Nur bet periculum in mora jolle da3 


Teyner, Haudbuch. 


eumulirende Geſuch erledigt, alſo doch 
wohl auch an die zuftändige Behörde 
geleitet werden. In vielen Faͤllen, wenn 
die Sache Zeit hat, wird bie im Xert 
berührte Frage nicht ſehr praltiſch fein, 
weil es der von der unzuftändigen In⸗ 
ftanz abgewiefenen Partei frei Jet, ihr 
Nachſichtsgeſuch unmittelbar bei der zu- 
ftändigen Behörde zu überreichen. Höchſt 
inftructiv für das Berhältniß von Par⸗ 
teienanipruch und Ermeſſen der Behörde, 
von Eafjation auf Beſchwerde zur 
Caſſation von Amtswegen ift ber 
Yın. Dein. Erl. v. 5. Jaͤnner 1878, 3.2920, 
Röoll's Sammlung U. S. 1069 f. Nach 
dieſem Erlaß ſind die Finanzbehörden 
IL und I. Inſtanz zur Nachſicht von 
Ueberſchreitungen der Befchwerdefrift des 
Sei. v. 9. März 1876 nicht zuftändig. 
Sie find deshalb verpflichtet, veripätete 
Recurſe als Recurſe a limine abzu—⸗ 
weiſen. Andererſeits bleibt hievon un⸗ 
berührt die Befugniß des Finanzmini⸗ 
ſteriums im Falle offenbarer Rechts⸗ 
verletzungen, Entſcheidungen, welche durch 
Berfäumung der Recursfriſt formell 
rechtskräftig geworden find, aus dem 
Grunde der Rechtswidrigkeit aufzuheben. 
Der Yinanzlandesbirection kommt e8 zu, 
eine folche Aufhebung zu beantragen. 
18 
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NR. G. B. Nr. 124, ift aber ein Grundſatz ausgeſprochen allgemeinen 
Inhalts, der in Ermanglung gejeglicher Beitimmungen auch in dieſer 
Frage zur Anwendung zu fommen bat. Der Staat kann Gnaden aus 
theilen nur aus feinem Gnadenſchatz, nicht auf Koften Dritter. Er kann 
alfo procefjunle Mängel nachſehen, fofern es fih nur um einen ihm 
gegenüber verwirkten Anſpruch handelt; ginge die Nachficht zugleich auf 
Koſten einer Partei, welche durch Verſäumung ber orönungsmäßigen 
Beſchwerde einen Anſpruch auf Aufrechterhaltung der Erledigung gegen 
über dem zu jpät kommenden Beichiwerbeführer erworben hat, dann fanı 
ſie die Behörde für fich allein nicht gewähren.?) 


f) Das Eingehen auf den Antrag der Bejchwerbe. 


I. Findet die Auffichtsbehörde die formalen und procefjualen Bor: 
ausſetzungen der Beſchwerde erfüllt”), dann ift fie verpflichtet, über den 
Antrag der Beſchwerde ſelbſt zu enticheiden. Dabei bat fie Denjelben im 
umfafjendften Sinne zu deuten. Da es nämlich dem Beſchwerdeführer 
zunächſt um die Befeitigung des von ihm angefochtenen Verwaltungs 
acts zu tbun, da fein Wunfch jedenfalls auf diefe Bejeitigung gerichtet 
ift, fo Hat fie zu prüfen, ob irgend ein Rechtögrund für dieſe de 
feitigung vorhanden ift, wenn nicht erkennbar ein zuläffiger Berzidt 
des Beſchwerdeführers auf die Geltendmadhung eines bejtimmten Redte 
grunds für die Aufhebung des angegriffenen Verwaltungsacts vorliegt. 
Wird alfo die Beichwerde nur gegen die materielle Rechtswidrigfeit einer 
behördlichen Erledigung gerichtet, fo hat dennoch, von einem Verzichte 
der Partei auf die Geltendmachung eines folchen Mangels abgejehen, die 
Auffichtsbehörde die Vernichtung auszufprechen, wenn die Erledigung dei 
Ergebniß eines mit folden Mängeln behafteten Verfahrens ift, welche die 
Vernichtbarkeit der abjchließenden Erledigung begründen. Das folgt aut 
der Buftändigfeit und der Pflicht des öſterreichiſchen Verwaltungsgerichts 
hofs, die Beſchwerdeabſicht in diefem Sinne auszulegen. Ungeachtet nän: 
lih nach $. 18 des Geſetzes betreffend die Errichtung eine Verwaltungs 
gerichtöhofes die Beſchwerde an denfelben die einzelnen Bejchwerdepunft, 
alfo die Nechtöverlegungen genau zu bezeichnen hat, welche dem Be— 
ſchwerdeführer nach feiner Meinung durch den angefochtenen Verwaltung: 
act zugefügt worden find, fo verpflichtet doch 8. 6 besfelben Geſetzes den 
Berwaltungsgerichtöhof, ohne daß hiefür ein Barteienantrag gefor: 
dert werden dürfte, eine bon ihm angefochtene Entſcheidung ober Ber: 
fügung wegen mangelhaften Verfahrens zu vernichten, wenn der Mangel 
des Verfahrens die Vernichtbarkeit begründet.) Diefe Beſtimmung wir 


— 


1)8.6.9. €. v. 3. Juli 1886, 8.1659, | 3510, Budw. 3347; 24. Jänner 1857. 
Budw. 3142. 8. 3284, Bubw. VI. 324; 13. Mig 
2) Wobei die VBeichwerdelegitimation | 1894, 8 1043, Budw. 7783. zu 
nicht überjehen werden darf. 8.6.9. E. v. 1. März 1882, 8 
8) 8.0.9. €. v. 31. März 1879, 8. Budw. 1321. 
8.562, Budw. VL 73; 15. Jänner 1887, 
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num zurück anf die Controle der Unterbehörden dur die Auffichts- 
behörden im adminifirativen Verfahren. ft nämlich durch dieje Beſtim⸗ 
mung anerkannt, daß die AufjichtSbehörde eine Rechtsverletzung begeht, 
wenn fie eine auf eimem derartig mangelhaften Verfahren beruhende 
abminiftrative Erledigung ungeachtet ihrer Anfechtung durch die Partei 
fortbejtehen läßt, und ohne daß hiefür eine gegen diefe formalen Mängel 
ausdrücklich gerichtete Beſchwerde gefordert würde, jo folgt Daraus die 
Pflicht der Auffichtsbehörde, der administrativen Beſchwerde diejelbe weite 
Deutung zu geben, welche das Geſetz über den Berwaltungsgerichtöhof 
der Beſchwerde an dieſen beilegt.!) Ganz dasfelbe gilt von der An- 
fehtung3abficht, foweit fie auf die Herbeiführung der Vernichtung wegen 
materieller Rechtswidrigkeit des angefochtenen Verwaltungsacts gerichtet 
it. Die Behörde Hat diefe Unfechtungsabfidht, von zuläffigen und er- 
Iennbaren Werzichtleiftungen der Parteien abgefehen, als ſchlechthin 
gegen die materielle Rechtmäßigkeit des angefochtenen Acts gerichtet zu 
behandeln, möchte von mehreren Gründen für die Unvereinbarkeit desselben 
mit materiellen Rechtsnormen nur einer und vielleicht nicht der richtige 
geltend gemacht worden fein. Der Verwaltungsgerichtshof wenigſtens 
hält an feiner Zuftändigkeit und Pflicht zur Aufhebung der vor ihm an- 
gefochtenen Verwaltungsacte wegen materieller Rechtswidrigkeit in dem 
Sinne feft, daß er die Vernichtung nicht ablehnen dürfe, wenn fich bie 
Behauptung der Partei, daB ein rechtswidriger Eingriff in ihre materielle 
Rechtsſphäre vorliege, zwar nicht aus dem von der ‘Partei angegebenen, 
wohl aber aus einem anderen Grunde zutreffend erweiſt.?) 

Die Erledigung des Beſchwerdeantrags kann fi nach Lage des 
Falls verjchiedenartig geftalten. 

DO; Iſt die als obrigkeitlicher Act mit Beſchwerde angefochtene Hand- 
lung einer obrigfeitlihen Perſon nichtig, To hat bie Erledigung die Nich- 
tigfeit auszuſprechen. 

UI. Nach 8.6 des Geſetzes betreffend die Errichtung eines Ver— 
waltungsgerichtshofes ift eine Entſcheidung oder Verfügung der legten 
Inſtanz mit einem ihre Wernichtbarkeit begründenden Mangel behaftet, 
wenn der Thatbeitand, auf den fie fich ftüht, mit dem Inhalte der Acten 
de3 adbminijtrativen Verfahrens im Widerſpruche Steht, wenn er in wefent: 
lichen Punkten einer Ergänzung bedarf, oder wenn die Entjcheidung oder 


1) Eine Auslegung der Beſchwerde⸗ 
abficht als gerichtet auf die Vernichtung 
einer eivilgerichtlichen Enticheidung 
wegen Mangel des Verfahrens forbert 
8. 265 der allgem. Gericht3ordnnung, 
8.49 de öfterr. Summarverfahreng; in- 
def wird die Vorficht erfordern, die Auf⸗ 
merkſamkeit der Behörden auf die ber 
Partei erfennbaren Mängel zu lenken (8. 
8.9. €. v.1. März; 1882, 8.394, Budw. 
1321), was namentlich für complicirte 
Angelegenheiten gilt. Nothwendig iſt 


dies, wo der Mangel aus den Acten 
nicht erfichtlich ift. 

2) Die Sade liegt Hier ähnlich wie 
im Gtrafprocefle, wo das Geriht an 
die in der Anlage enthaltene Qualifi⸗ 
cation einer ftrafbaren Handlung nicht 
gebunden ift. Es ift alſo im adminiftra- 
tiven Verfahren eine gelegiwidrige Be⸗ 
meſſung öoffentlicher Abgaben zu Un- 
gunſten der Partei auf Beſchwerde der⸗ 
ſelben zu vernichten, auch wenn die Be⸗ 
gründung der Beſchwerde verfehlt ift. 

. 18* 
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Verfügung mit Außerachtlaſſung weſentlicher Formen des Wominiftrativ: 
verfahrens zuſtandegekommen iſt. Der Verwaltungsgerichtshof hat eine 
ſolche Entſcheidung und Verfügung auf Beſchwerde wegen mangelhaften 
Verfahrens aufzuheben und die Sache an die Berwaltungsbehörde zurüd- 
zuleiten, welche die Mängel zu beheben und hierauf eine neue Entſchei⸗ 
dung oder Verfügung zu treffen hat. Wenn nun auch die Vernichtbar⸗ 
feit durch die Beſchwerde nicht begründet, jondern nur geltend gemadt 
wird, fo könnte man doch glauben, daß hier mur Grundſätze für den 
Nechtäbeftand einer Entſcheidung oder Verfügung der letzten Inſtanz 
und für die Behandlung einer procefjual mangelhaften Entjcheidung oder 
Verfügung derſelben dur den Berwaltungsgerichtshof anfgeftellt 
werden, welche für das abdminiftrative Verfahren feine Bedeutung haben. 
Allein für dieſes ergeben fich die angeführten Grundſätze aus der Unzu— 
ftändigleit der Auffihtsbehörden für unmittelbare Beweisauf— 
nahmen und aus der Einrichtung des Inftanzenzuges. Diele 
Einrichtung ift dazu beftimmt, die Prüfung derſelben Thatſachen, der- 
jelben Proceßlage als Grundlage zu faffender Entichließungen jo oftmal 
herbeizuführen, als Snftanzen vorhanden find, unter jener Auf⸗ 
einanderfolge der Inſtanzen, in welcher fie zu diefer Prüfung berufen 
werden. Die Einhaltung bes Anftanzenzuges in diefem Sinne ift einmal 
als Einhaltung der Zuftändigfeitägrenze Amtspflicht der Behörden?) und, 
ſoweit es fih um Parteienbeſchwerden handelt, Gegenftand des Anſpruchs 
der Parteien auf Eröffnung des gefeßlichen Befchwerdezuges.?) Amt‘ 
pflicht und Parteienanfpruch werden verlebt, wenn die Behörde zweiter 
SInftanz auf Grund von Thatfachen und auf Grund einer Proceßlage 
entfcheidet, welche der Prüfung der erften Inſtanz gar nicht unterworfen 
worden iſt. Ferner wird, wenn fich die erſte Inſtanz in Widerſpruch mit 
den durch die Actenlage beurfundeten Thatjachen jtellt, eine Unficherheit 
über die Vorgänge des Verfahrens felbit erzeugt, und es muß deshalb 
auch in diefem Falle die Unterbehörde angetwiejen werden, ihre Ent: 
Ichließung nach erfolgter Befeitigung diefer Unficherheit neuerlich zu faſſen, 
damit von einer Erledigung derjelben actenmäßig feititehenden 
Sade in den verfchiedenen Inſtanzen gejprochen werden Tünne. 

Darum wird grundjäglid daran feitzuhalten fein, daß auch im 
abminiftrativen Verfahren die Wuffichtsbehörden auf Beſchwerde den 
Parteien die Enticheidungen und Verfügungen der Unterbehörben bei 
obwaltenden wejentliden Mängeln des Verfahrens, welche nicht ohnedie 
Nichtigkeit des mangelhaften Verwaltungsactes begründen, zu vernichten, 
und ben Erfah der vernichteten Entſcheidung und Verfügung durch die 
Unterbehörde mittels einer neuerlichen Erledigung auf Grund Des ver: 
befjerten Verfahrens berbeizuführen haben. ?) 








1) Nah 8. G. H. €. v. 14. Jänner | 8.950, Budw. 2521; 29. Jänner 18%, 
1889, 3.3474 ex 1888, Budw. VL 393, | 2. 334, Budw. 6401. 
haben die Behörden von Amtswegen bie 2) 2. en. E.v. 2. Sumt 1888, 8.1845, 
Einhaltung des Anftanzenzuges zu be- Budw. 414 
obachten. Vgl. auch E. v. 23. April 1885, 3) P.2 bes Erl. des C. u. U. M. vom 
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IV. Die Erörterung der Bedeutung des Thatbeitandes im Ad— 
miniftrativverfahren unterliegt derſelben Schwierigkeit, wie die Erörterung 
derfelben für das Gebiet des Civilproceſſes. Es Handelt ih auch im 
Adminiftrativverfahren darum, wie weit die Forderung nah BZurüdführ- 
barkeit der behördlichen Entfcheidungen und Verfügungen auf wahrnehm- 
bare Vorgänge der Außenwelt getrieben werden darf, um nicht Ent- 
fcheidungen oder Verfügungen überhaupt unmöglich zu machen. ebenfalls 
bat die Adminiſtrativbehörde fich darüber fchlüffig zu werden und aus- 
zufprechen, welche Thatjachen fie auf Grund des durchgeführten Verfahrens 
al3 vorhanden, als erwielen und fomit als Grundlage für ihre Ent 
fhließung annehme.) Das tft eine unerläßlihe Vorausſetzung der 
Möglichkeit der Eontrole ihrer Entichließung in thatfächlicher und in 
rechtlicher Hinficht; und wenn aud feine allgemeine?) Beitimmung die 
Berwaltungsbehörden in gleicher Weife, wie dies Strafproceßordnnungen 
gegenüber Strafgerichten thun, verpflichtet, auch die Gründe für ihre 
tbatfächlichen Annahmen unter Beziehung auf Vorgänge des Verfahrens 
anzugeben, fo kann nicht gezweifelt werden, daß auch die Verwaltungs- 
behörden verpflichtet find, bei der Auslöfung des Thatfachenmaterialz 
aus dem oft verwidelten und ſchwer zu überfehenden Gange der Ber- 
handlung fi) Rechenichaft darüber abzulegen, warum fie diefe oder jene 


14. Mat 1876: „Desgleichen verfteht 
ed ji von felbft, daß der abminiftra- 
tive Inftanzenzug genau einzuhalten ift, 
und daß daher die zweite Inſtanz nie 
mal3 in einer Sache verfahren darf, 
über welche die erfte noch nicht abge- 
ſprochen Hat.” Das wäre aber der Fall, 
wenn: die zweite Inſtanz unmittelbar 
enticheiden dürfte, ungeachtet durch Ver⸗ 
befierung des Verfahrens die Sache oder 
Proceßlage anders fich geftaltet hat, als 
fie der erften Inſtanz bei ihrer Ent- 
ſcheidung erichienen tft. Die Judicatur 
des 8. ©. H. über dieſen Punkt fteht 
nit im Einklang zu dem von ihm ſonſt 
feftgehaltenen Satze, daß die Einhaltung 
des Inſtanzenzuges den Gegenftand ſo⸗ 
wohl der Amtöpflicht der Behörde (Budw. 
VL 221, 270) al3 aud) de3 Anfpruchs der 
Barteien (Budw. 3860, 4140) bilde. 8. ©. 
H.€. v. 28.Dctober 1885, 3.2746, Budw. 
2744, geftattet den Auffichtsbehörden eine 
Klarſtellung der Streitfache zum Zwecke 
ihrer eigenen (meritalen) Enticheidung zu 
veranlafjen. Daß mag hingehen, wenn e3 
fi darum handelt, Aufflärungen von den 
Unterbehörden und den Parteien über un- 
deutliche Erflärungen zu verlangen, wenn 
ſich ferner dieſe Kiarftelung unter Theil- 
nahme der Parteien volzieht (8.6.9. €. 
v. 13. Inli 1893, 3.2499, Budw. 7384), 


und dadurch Fein anderer Thatbeftand 
iu Tage gefördert wird, als welcher ber 

ticheidung der erften Inftanz zu Grunde 
liegt. In einem’ folchen Falle wird man 
das im Texte formulirte Princip dem 
Bedürfniffe nach möglichiter Beſchleuni⸗ 
gung des Adminiftrativverfahreng opfern 
fönnen. Biel zu weit geht aber ©. ©. 
9. E. vom 3. November 1893, 3. 3632, 
Budw. 7494, wenn es ſchlechthin ber 
Aufſichtsbehörde geftattet, über einzelne 
Thatumftände weitere Erhebungen ein- 
zuleiten und auf Grund des Ergebniffes 
derfelben jofort in der Sade zu ent- 
iheiden. Denn wenn biefe Erhebungen 
einen andern Stand des Proceſſes und 
eine Aenderung des Thatbeitandes her⸗ 
beiführen, dann hat auf rund des 
neuen Standes der Sache die erfte In⸗ 
ftanz noch nicht entichieden und die Zu- 
ftändigfeit der zweiten iſt noch nicht ge 
gründet. Vgl. auh V. G. H. E. Budw. 
4075, ferner Beyrer a. a. O. ©. 661. 

1) Es Tann dies allerdings auch in 
der Form der Verweiſung auf ben In⸗ 
Halt von Angaben der Parteien, Zeugen 
u. ſ. w. erfolgen 


2) Bel. aber die n. d. Geſ. v. 3. Juni 
Rn G. B. Nr. 39 (8. 12), Nr. 40 


— 278 — 


Thatſache als feftgeftellt, erwiefen annehmen. Die Auffichtsbehörbe hat 
nun im alle einer Beſchwerde, da die Beichwerdeabfiht auch im Sinne 
diefer Forderung zu deuten ift, die DVergleichung der von der Unter: 
behörde ihrer Erledigung zu runde gelegten Thatfachen mit dem In⸗ 
halte der Acten vorzunehmen. Ein anderes Mittel für die Ueberprüfung 
diefer Annahme kennt das öſterreichiſche Aominiftrativverfahren nicht, 
da die Aufſichtsbehörden nicht zuftändig jind, die thatjäd- 
lihen Seititellungen der Unterbehörden durch unmittelbare 
Beweisaufnahme zu controliven. Die Vergleichung der Annahme 
der Unterbehörde mit dem Inhalte der Ucten Tann nun ein file dieſe 
ungünftiges Ergebniß tn mehrfacher Richtung liefern. Die Unterbehörde 
bat fih mit ihrer Annahme in unmittelbaren Widerfprudh mit dem 
Inhalte der Acten gejebt. Sie führt ala Inhalt der Ausſage von Zeugen 
und Sacdverfländigen entiveder das Gegentheil von dem an, was dieſe 
nach dem Protocolle über ihre Einvernehmung ausgejagt haben, oder 
etivad, wovon in ihrer Ausjage Tein Wort enthalten if. In ſolchen 
Fällen fpricht man von einer actenwibrigen, dem Inhalte der Acten 
widerfprechenden Annahme des Thatbeftandes. Es Tann fi aber aud 
ergeben, daß die Unterbehörde auf actenmäßige Thatiahen Schub: 
folgerungen auf das Vorliegen von Verhältniſſen thatjächlicher oder recht⸗ 
liher Natur aufgebaut hat, welche fi) nach den empirischen, Logifchen, 
juriſtiſchen Regeln für die Schlußfolgerung ala ungegründet erieilen. 
Die actenmäßig beurkundeten Thatſachen, auf welche die Schlußfolgerung 
aufgebaut wird, ermweifen fich entweder als unzulänglih für den aus 
demfelben gezogenen Schluß oder führen zu einem anderen‘ Ergebniß ala 
dem von der Unterbehörbe angenommenen. Sin allen diejen Fällen hängt 
vor Allem 

a) das Verhalten der Aufficht3behörde davon ab, ob der Fehler der 
Unterbebörde eine relevante, d. i. eine jolche Thatfache betrifft, über deren 
Sein oder Nichtfein Klarheit beftehen muß, damit ein Urtbeil der Auf 
ſichtsbehörde über die Nichtigkeit oder Geſetzmäßigkeit der vor ihr an 
gefochtenen Verfügung oder Enticheidung möglich ſei. Handelt es ſich 
um feine Thatfache folder Art, wird z. 8. bei der TEntfcheidung über 
das Unfuchen um eine Bauberdilligung eine Thatfache actenwidrig be 
hauptet oder die Annahme einer Thatjahe auf die Acten in unge 
nügender Weife gegründet, von deren Nichtigkeit und Wahrheit das Ur- 
theil über die Nechtmäßigfeit der Entfcheidung gänzlid unabhängig if, 
dann wird die Auffichtsbehörde, wenn das Verfahren ſonſt correct ift, 
unmittelbar in die Entfcheidbung über das Vorliegen einer Berlekung 
materieller Rechte und Intereſſen der Beichwerdeführer eingeben können. 
Betrifft der Fehler 

b) eine relevante Thatſache, dann hat die Aufſichtsbehörde im 
Falle vorliegenden unmittelbaren Widerſpruchs zwilchen den that: 
fächlicden, der Erledigung ber Unterbehörde zu Grunde gelegten An 
führungen und dem Inhalte der Acten die angefochtene Verfügung oder 
Entiheidung wegen mangelhaften Verfahrens zu vernichten und die 
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Sache zur Klarftellung des Thatbeftandes, zur Herftellung der Leber: 
einftimmung zwiſchen Thatbeftandsfeitftelung und Wctenlage und zur 
neuerlichen Entſcheidung auf Grund correcter Feſtſtellung des That- 
beftandes zurüd zu Teiten. ine ſolche Vernichtung zum Zwecke der 
Nüdleitung iſt nicht in allen Fällen nothwendig, wenn 

c) die Unterbehörde auf Thatſachen, welche actenmäßig richtig 
find, Schlußfolgerungen aufbaut, welche durch dieſelben nicht genügend be= 
gründet ericheinen, wenn alfo die Abweichung des feftgeftellten Thatbeitands 
von dem Inhalt der Acten durch Schlußfolgerungen vermittelt wird. 
Es erweiſt fi 3. B. die von der Unterbehörde aus dem richtig wieder⸗ 
gegebenen Inhalte eines Sachverftändigengutachtend gezogene Folgerung, 
daß ein gefährlicher, abzuftellender Zuftand vorliege, als zu weit gehend. 
Liegt nun bier die Sache fo, daß dad angerufene Gutachten die einzige 
Stüße des Urtheils der Unterbehörde bildet, und bieten die Ucten feinen 
Anhaltspunkt dafür, daß das Urtheil der Unterbehörde durch andere 
Thatjachen gegründet fein könne, welche nur nicht mit genügender Deut- 
lichleit in den Acten zum Ausdruck gelommen find, dann hat die Ober- 
bebörde die Schlußfolgerungen der Unterbehörde auf das richtige Maß 
ſelbſt zurüdzuführen und in die Entfcheidung der Sache einzugehen. 
So wird die Auffichtsbehörde, wenn fie die Abſchätzung des Einkommens 
des Befchwerdeführers für die Zwecke der Einkommenſteuerbemeſſung durch 
die Unterbehörde nach den deutlichen Ergebnifien des correct durchge⸗ 
führten Adminiftrativverfahrens zu hoch gegriffen erachtet, das nach ihrer 
Anfchauung richtige Urtheil über die muthmaßliche Höhe des Einfommens 
auszufprechen und auf Grund der Ucten die Bemeifung richtig zu ftellen 
baben.*) Sn diefen Fällen ift e8 diejelbe actenmäßige Sachlage, welche der 
Beurtheilung der verfchiedenen Inſtanzen unterworfen worden ift, nur wird 
fie von denfelben verjchieden beurtbeilt. Eine Verſchiebung des Inſtanzen⸗ 
zuge8 liegt alfo nit vor. Deshalb führt auch eine verſchiedene 
Würdigung der Beweisfraft und Verfchtedenheit der Anflchten der Unter- 
und der Aufſichtsbehörde über das Ergebniß der aufgenommenen Beweife, 
wenn fie nicht in einer Actenwidrigkeit der Unterbehörde ihren Grund 
bat, und wenn die Erhebungen der Unterbehörde feine Lüde aufweiſen, 
nit zur Burüdleitung der Sade an die Unterbehörde.?) Nicht nur 
fteht die Uufficht8behörde den Vorgängen des Beweisverfahrens hinfichtlich 
der Beweiswürdigung und Feſtſtellung de3 Erwieſenen mit derjelben 
Freiheit gegenüber, wie Die erhebende Unterbehörbe, fondern es gibt ihre 
Würdigung und Feftftellung, wenn fie fich mit jener der Unterbehörde 


1) 8. 28 des Einfommenfteuerpatents [dann mtittel3 zelormatortihen Er- 
v. 29. October 1849. enntniſſes unmittelbar zur Geltung 

2) So kann bie Aufficätsbehörde, wenn | bringen. Arg. 8.8.9. €. Budw. 1755. 
fie die Anficht der Unterbehörde über die | Im Sinne der „usfährungen des Textes 

ehnlichtett zweier Markenbilder auf | dürfte auch das Erf. des 8. G. H. vom 
Grund der Vornahme der Autopſie mit | 28. April 1888, 3. 1120, Budw. 4075 
den dem Aete beiliegenden Eremplaren | in Finanzrechtsſachen zu verftehen fein. 
nicht gegründet erachtet, ihre eigene An⸗ | 
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nicht dedt, den Ausſchlag. Das Gejagte gilt fowohl dann, wenn ber 
Thatbeitand, welcher den Inhalt einer Entiheidung oder Verfügung 
beitimmt, rein thatjächlicher, als auch dann, wenn er juriftifcher Natur iſt. 
So gehört zu jenem Thatbeftande, welcher die Auflage einer Vermögens: 
übertragungsgebühr von einem Kaufvertrage rechtfertigt, der perfecte 
Abſchluß eines Kaufvertrages. Erachtet nun die Auffichtsbehörde 
die von der eriten Inſtanz erhobenen Thatfachen ausreichend für das 
Urtheil, ob ein perfecter Kaufvertrag abgefchloffen worden fei oder nicht, 
fo Hat fie, wenn fie das Urtheil der erften Inſtanz über die Wirkung 
diefer Thatfachen für unrichtig Hält, die Conſequenzen ihres Urtheils 
felbft zu ziehen und demfelben entiprechend die Gebührenbemeſſung richtig 
zu ftellen, und das Gleiche gilt, wenn fie in dem Urtheil über die Natur 
des Nechtögefchäftes, welches durch die von der eriten Jnſtanz correc 
feitgeftellten Thatſachen begründet wird, von der eriten Inſtanz abweidt.') 
Erweiſen fich 

d) die Schlüffe der Unterbehörde auf das Dafein relevanter That: 
beitandsmomente, ſei es thatfächlicher, ſei es juriftifcher Natur, nad 
Lage der Ucten nicht oder nicht ausreichend begründet, während anderer: 
feit8 nach Lage der Acten die Möglichkeit nicht völlig ausgeſchloſſen 
ift, daß die Annahme der Unterbehörde ſich bei gründlicherer Er- 
hebung gewifjer Thatjachen als richtig herausſtellen könnte, dann hat 
die Überbehörde die von ihr angefochtene Entſcheidung oder Ber- 
fügung wegen mangelhaften Verfahrens zu vernichten und die Sadıe 
an die Unterbehörde zur Ergänzung und Berbollftändigung ihrer Er: 
hebungen und zur neuerlichen Entfcheidung und Berfügung auf Grund 
des verbeflerten Verfahrens zurüdzuftellen. Sie muß dabei genau be 
zeichnen, welde für die Entjcheidung oder Berfügung maßgebenden 
Momente unflar oder unjicher geblieben find, und in welcher Richtung 
fih die neuen Erhebungen zu bewegen haben. An dieje Weiſung iſt die 
Unterbehörde gebunden. Es handelt fich beiſpielsweiſe um die Beant- 
wortung der Trage, ob eine Gemeinde zur Erfüllung ihrer Pflicht, ihre 


1) Die Webühzenbemeijungäbepörben Das ein Rechtsgeſchäft durch gerichtliches 
find bei Beantwortung der Frage, o Erkenntniß nichtig erflärt worden ſei, ik 
und welche die Parteien — eine durch die Rarkei de ermweifenbe That⸗ 
Wirkungen rechtsgeſchäftlichen Handlun- ſache (B. G. 9. €. v. 16. September 18%, 
gen deriefben im Sinne des Gebühren- | 3. 2847, Bubm. Base), Gebühren, welche 
gejeges zulommen, jelbititändig. Iſt je- | für Die Bornahıne gerichtliche Acte ;. 5. 





doch die Entrichtung einer Gebühr von 
ber Giltigfeit eines Rechtögeichäftes des 
Srivatred N nhängig, jo erlangt nad) 
Unfiht des 8. G. 9. ein gerichtliches 
—— wel e3 Die Nichtigfeit eines 
ſolchen Rechtsgeſchäfts ausſpricht, auch 
Gebührenbemefjungsbehörben 


bindende Kraft . .E vom 
27. Mai 1879, 2. 1005, udw. 500; 
1. Mär; 1881, 3. 371, Bubw. 1027). 
Anders 


für Eintragungen in die Grundbü 
zu entrichten find, müſſen — 
werden, wenn der vorgenommene Ad 
auf Beichwerbe einer durch benfelben 
verlegten Partei fiir nichtig erflärt wird 
(Anm. 1 der Tarifpoft 45 der mit a) 
v. 13. December 1862, 8.9.8. Nr.89 
geänderten Tarifbeftiunmungen; 8.6. N 
21. uni 1887, 8.1791, Budin. 359; 
30. Septbr. 1884, . 2232). Bol auch 


erfimann und Stern a.ad. | ©. 4 dieſes We eB. 
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Angehörigen mit Waſſer zu verſorgen, Anftalten zu treffen habe. Die 
Zeugenvernehmungen über den vorhandenen Wafjervorrath und deſſen 
Brauchbarkeit Liefern ein widerſpruchsvolles, unklares Refultat. Die 
Unterbehörde ftellt dennoch ohne irgend welche überzeugende Gründe in 
beftimmter Form feit, die Wafleranfammlung in ber Gemeinde jei un. 
bedeutend und babe Teinen pexennirenden Charalter. Hier erjcheint 
einerjeit3 der Schluß der Unterbehörde nach Lage der Acten willkürlich, 
andererjeit3 ift die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß eine Expertife 
den obwaltenden Widerſpruch zwiichen den Beugenausfagen im Sinne 
der unterbehördlichen Yeitftellung Iöfen werde. Das wäre ein Muſter⸗ 
fall fiir die Nothwendigleit, die auf unzulänglicher Feſtſtellung ruhende 
Eutiheidung oder Verfügung der Unterbebörde wegen Ergänzungs- 
bebürftigfeit der Erhebungen zu vernichten und die Sache zur Bornahme 
der Ergänzung und zur neuerlichen Erledigung an bie Unterbehörde zu- 
rüdzuftellen.!) Diefe Zurüdverweifung ift zu vergleichen mit jener, 
welche nach $. 49 des Summarpatent3 vom 24. October 1845, 3. ©. ©. 
Nr. 906, durch das Eivilappellationsgericht ftattzufinden bat, wenn durch 
die Fehler des Berfahrens des Untergerichts, deſſen Entſcheidung an- 
gefochten wird, eine gründliche Entichetdung in der Hauptfache unmöglich 
geworden, und von der Fortjegung der Verhandlung mit Wahr: 
Iheinlichleit Erfolg zu erwarten ift.?) 

V. Denfelben Borgang bat die Auffichtsbehörde zu beobachten, 
wenn fich die angefochtene Verfügung oder Enticheidung der Unterbehörde 
zwar nach Lage ber Acten begründet darfiellt, andererjeit3 aber die 
Unterbehörde bei der Durchführung bed mit der angefochtenen Verfügung 
oder Entſcheidung abfchließenden Verfahrens Berftöße gegen weſentliche 
Form⸗ oder Proceßvorſchriften oder gegen Grundſätze des Abminiftrativ- 
verfahren? begangen bat. Die frage, welche formellen und procefjualen 
Borfchriften als weſentlich zu behandeln find, ift eine Frage nach der 
Bedeutung diejer Vorfchriften für die Erreichung des Zweckes des Ad⸗ 
miniſtrativverfahrens, die Verwirklichung öffentlicher nterefien ohne 


1) Es ift dies der Fall des 8.6.9. €. gefhehen, mwenn bie Landescom⸗ 
. 18. Februar 1878, 8. 195, Budw. iron erfennt, daß das Einkommen in- 
. 83. folge einer unvollftändigen oder un⸗ 
BE Bel. auf) 8.264 a. G. O., 88.510, eigen Beganblung ber ngelogenbeit 
0.9 2 der öfterr. Eivilproceordnung end geringer Demeffen wurde, als 

bei einem genauen Vorgang enthalten 


vom 1. Auguft 1895, R. G. B. Nr. 112 
ferner 8.31 der F. M. Vdg. v. 7. Februar wäre.“ Es iſt bereit3 darauf hingewieſen 





1850, 8.117323, u Rs ©. 691: „Die 
Sandescommiffion ift berechtigt, wenn 
fe, ertennt, daß bie Beztrlgcommiifion 
bei ber Erhebung des Einfommen3 un- 
regelmäßig vorging, oder wichtige Er» 
Öörterungen unterließ, die Entfchei- 
dung der Bezirköcommiffion aufzuheben 
und eine neue verbollftändigte Erhebung 
und Entiheidung anzuordnen; dieſes 
Dat insbefondere (alfo nicht dann allein) 


worben, daß bie Finanzaufjichtsbehörden 
auf Grund der verbefjerten Erhebungen 
fofort in der Sache ent, und daß 
diefe Praxis vom 8. &. H. gebilligt wird. 
Diefe Ausichaltung der erften Inſt Rang 
ans dem Suftanzenzuge erklärt fih m 
bem fiscalifhen Intereſſe an der Be 
Mare der —— — der Ab⸗ 
gaberfiic ht, wiberfpricht aber 

er Regelung des Snkonzenuae. 
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Berlehung von AIndividualrediten und zu berüdfichtigenden Smdtvibual- 
interefien zu vermitteln. Soweit die Geſetzgebung diefe Abſchätzung der 
Bedeutung ber Verfahrend- oder Formporfchrift, al des Mittels zum 
Zwecke, jelbft vornimmt, hat es dabei fein Bewenden zu finden. Wenn 
alfo 3. 8. 8. 14 der mit Geſetz vom 19. December 1890, n. ö. L. G. V. 
Nr. 45, für Wien erlaffenen Gemeindewahlordnung vorſchreibt, andere als 
von der Behörde ausgegebene Stimmzettel als ungiltig zu behandeln, jo 
iſt dieſe Vorſchrift jchlechthin bindend, auch wenn der Wille bes mittels 
ungiltigen Stimmzettels Wählenden, den darin bezeichneten Berfonen 
feine Stimme zu geben, in noch fo zweifellofer Weiſe feſtgeſtellt wäre. 
Läßt es aber das pofitive Recht an jeder Sanction der Webertretung 
einer formalen oder procefjualen Vorſchrift fehlen!) — und dies it im 
weitelten Umfange der Fall — dann tft es Sache der Wiflenichaft ımb 
des Bragis, mit Hilfe wifjenfchaftlicher Auslegung und der Erfenutnifie, 
welche die Erfahrung bietet, die Bebentung einer ſolchen Vorfchrift für die 
Entitehung und Bildung Staatlichen Willens oder für die Richtigkeit der 
Erkenntniß thatſächlicher Verhältniſſe und die objectioe Würdigung der- 
felben, oder für die Erreichung des Öffentlichen Zweckes des Verfahrens, 
oder enbli für die Möglichkeit wirkfamer Wahrımg von Jndividual⸗ 
rechten und für die Nechtsficherheit der Parteien feitzuftellen und nad 
der Größe diefer Bedeutung ben Einfluß ihrer Verlegung auf die 
Rechtsbeſtändigkeit von Erledigungen der Behörden zu beftimmen, die 
mit Verlegung einer ſolchen Borfchrift zuftandbegelommen find. Dasselbe 
ft zu jagen von den „Grundſätzen des Berfahrens“; welche, obme 
durch ausdrückliche gefehliche Beitimmungen anerlannt zu fein, als ein, 
verfchiedene gejehlihe Beitimmungen beberrichender Grundgedanfe von 
Wiſſenſchaft und Praris feftgeftellt oder aus dem Zwecke, „dem Weſen“ 
des Adminiſtrativverfahrens überhaupt gefolgert werden. 

Wie in jede Abſchätzung, fo mifcht fih auch in die Würbigung 
ber Bedeutung formaler und procefjualer Borfchriften des Verwal⸗ 
tungsrecht3 für die angegebenen Zwede ein ſubjectives Moment?), nnd 
damit erklärt fih das Schwanfen von Wiſſenſchaft und Praxis auf 
diefem Gebiete. Uber eine Langjährige Erfahrung, welche es ermög: 
lit, die Beziehung einer Verfahrensnorm zu dem Zwecke des Ber 
fahrens in den mannigfaltigften Kombinationen kennen zu lexnen, bringt 
in zahlreichen ragen das Schwanken zum Stilfftand und fördert bie 
Bildung eines gewiſſen Niederſatzes feſter Rechtsanſchauungen. Es if 
ſchon im Verlaufe der bisherigen Darſtellung zu der Bedeutung einzelner 
Verfahrensnormen für die Zwecke des Wbminiftrativverfahrens unter 


1) Eine folche Sanction liegt aber in 2) In diefem Punkte haben es die 
einer Vorfchrift, welche eine beftimmte | Barteien im Civil⸗ und im St 
Form von Barteienhanblungen geradezu | nicht befier. Vgl. das Schlagwort „iwefent- 
verbietet, wie 3. V. die Wahlordnungen | lie Mängel” im Megifter. 
ein ſolches Verbot für das Abſtimmen 
durch Bevollmachtigte außer den durch 
Geſetz zugelafienen Fällen aufſtellen. 
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fetem Hinweis auf die. Geftaltung der Praxis Stellung genommen 
worden. Es Hat fich gezeigt, Daß Berlebungen beftimmter formaler und 
proceſſualer Vorſchriften, wie jene über die Repräfentation der Behörde 
nah außen, dann einzelne über die Formen der Erklärung ftantlichen 
Willens nicht, bloß Bernichtbarkeit, fondern Nichtigkeit von Acten obrig⸗ 
feitlicher Perjonen zur Folge Haben. Es ift dies das Gebiet des auch 
im öffentlichen Rechte unentbehrlichen Gormalismus. Soweit e3 ſich um 
bloße Gründe der Bernichtbarkeit handelt, ift darauf zu achten, ob ben“ 
jelben nicht etwa bloß bedingte Wirkung zulommt. Es wird Dies zumeift 
von jenen Vorfchriften und Grundſätzen des Verfahrens gelten, welche 
beftimmt find, den Parteien eine gründliche und unparteiiiche Feſtſtellung 
der filr eine Erledigung maßgebenden thatfächlichen und rechtlichen Ver⸗— 
hältniffe, jowie eine ausreichende Wahrung ihres Rechte und Intereſſen 
im Aminiftrativverfahren zu verbürgen, aljo z. B. von den Vorſchriften 
und Grundſätzen des Parteiengehörs, der Bartetenöffentlichleit der Be⸗ 
weismittel, der gewillenhaften Würdigung der Betveisergebnifje, der Noth- 
wendigfeit der Begründung von Enticheidungen und Verfügungen. Diele 
Vorſchriften und Grundſätze ſtützen fih zumeilt auf eine durchſchnitt⸗ 
lihe Erfahrung über das, mas für die Erreihung der angeführten 
Zwecke vegelmäßig erforderlih if. Es lann aber im einzelnen Falle 
volle Klarheit darüber herrichen, daß der Veritoß gegen eine jolche Vor⸗ 
Ichrift oder gegen einen ſolchen Grundſatz keinerlei. nachtheiligen Einfluß 
auf die Erreichung diefer Zwecke geübt hat, oder daß felbit die Beobach— 
tung der verlehten Vorſchriften nichts an jenen Ergebniflen des abmini- 
firativen Verfahrens zu ändern vermocdht hätte, durch melde fich der 
Beichwerdeführer benachtheiligt fühlt. In folchen Yällen würde durch 
die Vernichtung der wegen mangelhaften Verfahrens angefochtenen Ent- 
Iheidung oder Verfügung das, was bloßes Mittel zum Zwecke fein fol, 
zum Selbftzwed erhoben, die Form über das Weſen gejtellt und der 
Grundſatz möglichiter Billigkeit und Beichleunigung des Verfahrens über 
ben Haufen geiworfen werden. Es Hat deshalb, wenn das Geſetz 
nicht anders verfügt, die Vernichtung eines Verwaltungsacts, welder- 
unter Verletzung ſelbſt grundſätzlich für die Sicherung ber Barteien- 
rechte weſentlicher Beftimmungen des Verfahrens. zuftandegelommen ift, 
zu unterbleiben, wenn erfennbar ift, daß die Verlegung im concreten 
Falle auf die Parteienrechte feinen nachtheiligen Einfluß geübt hat, 
oder, daß dasjenige, was die Partei als Nachtheil empfindet, auch 
bei Beobachtung dieſer Vorſchriften eingetreten wäre!) So wird Die 


1) 8. &. 9. €. v. 18. Jänner 1884, 
2762, Budw. 1991; 1. Juli 1893, 

. 2320, Budw. 7354. In der zuleßt 
erwähnten Entjcheidung wurde ſelbſt der 
unterbliebenen, wenn auch gebotenen Mit- 


weil die Eriediggmg die Rechte der Partei 
nicht tangire. In dem Falle Bubw. 3910 
wird der Mangel der Begründung einer. 
Entideibung als unmejentlich erklärt, 
weil dem Bejchwerdeführer die Gründe 


theilung einer Erledigungan eine Bartei (!) 
eine die Vernichtbarkeit der Erledigung 
begründende Bedentung abgeiprocdhen, 


derfelben jchon aus den Aeußerungen 
der Behörde im Laufe des Verfahrend 
erfennbar fein mußten. Das find zwei 
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Beſetzung einer Collegialbehörde mit Perſonen, welchen Gründe ber 
Befangenheit im concreten Falle entgegenstehen, die Vernichtung einer 
Erledigung, bei deren Beichluß fie mitgeftimmt haben, nicht zur Folge 
haben können, wenn gerade dieſe Perjonen für eine dem Beſchwerde⸗ 
führer günftige Erledigung geſprochen und geftimmt haben, oder wenn 
fie bedenklich find aus dem Grunde eines Berwandtichaftsverhältnifies 
zum Beſchwerdeführer. So tft auch die behördliche Feſtſtellung des Ge- 
wählten wegen procefjualer Mängel der behördlichen Leitung der Wahl 
nicht als ungiltig zu vernichten, wenn der Ausfall der Wahl aud bei 
Einhaltung der verlebten proceffualen Vorſchriften derfelbe geweſen wäre.) 
Andererſeits kann aber auch die Häufung von procefjualen Berftößen, deren 
jeder für fich unbedeutend, „unmwejentlich“ tft, die Vernichtung der, dieſes 
mangelhafte Verfahren abjchließenden Erledigung zur Folge haben, fo: 
ferne diefe Häufung von Ordnungswidrigleiten im concreten Falle Miß— 
trauen in Betreff der Gründlichkeit und Unbefangenheit der erledigenden 
Behörde rechtfertigt. Sind der Behörde bei ihren Erhebungen That: 
Sachen und Verhältniffe entgangen, auf welche fie von Amtswegen Bedadt 
zu nehmen bat, deren Erfenntniß fie fi) aber im concreten Falle nur 
auf Grund von Ungaben des Beſchwerdeführers oder unter deſſen Mit- 
wirkung Hätte verfchaffen können, fo kann der Beſchwerdeführer das Ber: 
fahren wegen Deangelbaftigkeit der Erhebungen wirkſam nicht rügen, 
wenn er unterlaffen bat, die Behörde auf diefe Thatfachen und Verhält⸗ 
niffe aufmerffam zu machen, oder zu deren Erhebung mitzumwtrfen.?) 
VI Die Vernichtung einer Entfcheidung oder Verfügung wegen 
mangelhaften Verfahrens wirkt auf das Verfahren felbft nur foweit 
zurüd, als dasſelbe mangelhaft und der Rechtsbeſtand der orbnungs: 
mäßig vorgenommenen Proceßhandlungen davon abhängig tft, daß jene 
Ucte, welche ſich als mangelhaft darftellen, fo vollzogen werden, wie & 
die Proceßordnung erfordert. Soweit dies nicht der Fall ift, bleiben 
Proceßhandlungen des mangelhaften Verfahrens zu Recht beftehen. So 
find 3. B. jene Erbebungsacte, die fih nur als ergänzımgabebilrftig ber: 
außftellen, im Halle einer Vernichtung wegen mangelhaften Berfahrens 
nicht noch einmal vorzunehmen.?) ur das, was rechtlich nicht beitehen 








fiher nicht unbedenkliche Rechtsſaͤtze. 
Bol. ferner 8. 281 letztes alinea ber 
Biterr. Strafprocebordnung: „Die unter 
2., 3. und 4. erwähnten Nichtigfeits- 
ünde können zum Bortheil des Ange- 
lagten nicht geltend gemacht werden, 
wenn unzweifelhaft erfennbar ift, daß 
die Sormverlegung auf die Enticheibung 
feinen dem Angeklagten nachtheiligen 
Einfluß üben konnte.“ 
1) So gebe iche Erkenntniſſe des V. 8.9. 
Bgl. z. B. V. G. H. E. v. 6. Juni 1885, 
1527, Budw. 2597; 8. Juli 1886, 
. 1838, Budw. 2654; Budw. 2220, 
3315, 2887, 1951, 1469, 851. 


2) Daß die Behörde unter mehreren 
wedmäßigen und zuläſſigen Arten der 

hebung eine ausmwählt, Tann feinen 
Grund zur Bemängelung des Berfahren? 
abgeben, insbefondere dann nicht, wenn 
der Bemängelnde feine Einwendung gegen 
diefe Wahl erhoben hat. (8. ©. 9. €. 
vd. 16. September 1885, 3. 2294, Bub. 
2672. Ral. ferner Budw. 3898, 4397. 

3) Vgl. ferner Budw. 677, 4112, 1954. 
Richtig iſt auch die Enticheidung de 
Aderbauminiftertums vom 233. Februar 
1877, 8. 1401 (mitgetheilt bei Volkar 
©. 76, Anm. 1), wonad von der Ber 
nichtung einer Entfcheidung wegen mangel- 
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fan, wird durch die Vernichtung betroffen, was fortbeitehen kann, bleibt 
beftehen und jchließt fi) mit dem, was durch die Behebung der von ber 
Dberbehörde gerügten Mängel zu Zage gefördert wird, zu einem ein- 
heitlichen Ganzen zufammen. ?) 

Damit aber die Bahn zur Verbeſſerung des Berfahrens für bie 
Unterbehörde und zur neuerlihen Enticheidung frei fei, muß die Er- 
ledigung und Enticheidung, welche das fehlerhafte Verfahren abfchließt, 
auch wegen Mangelbaftigleit des Verfahrens vernichtet fein; die bloße 
Anordnung von Erhebungen durch die Oberbehörde und die Unmweifung 
der lUinterbehörde zu neuerlicher Enticheidung ohne fürmliche Ver- 
nihtung der erften Erledigung kann die Buftändigleit der Unterbehörde 
für diefen Zweck in einer gegen die Parteien wirkfamen Weiſe nicht 
begründen. ?) 

VO. Ergibt die von Amtswegen vorzunehmende Prüfung des 
Berfahrens der Unterbehörde, daß dasſelbe mit einem die Bernichtbar- 
feit der Erledigung begründenden Mangel behaftet fei, dann erit hat die 
Auffichtsbehörde feitzuftellen, ob durch die angefochtene "Erledigung ein 
materielles Recht, ein Anſpruch, ein Intereſſe des Beichwerdeführers 
verlegt worden fei. Sit diefe Frage zu verneinen, dann ilt die Beſchwerde 
in der Sache abzuweilen. Im andern Zalle ift die Stellung der Auf- 
ſichtsbehörde eine verjchiedene, je nachdem die Verlegung eines materiellen 
Rechts oder Anſpruchs der Partei, oder nur die Verlegung eines Inter⸗ 
eſſes derjelben vorliegt, Hinfichtlich deflen die Partei zwar einen Anſpruch 
auf Prüfung und auf eine Entjchließung der Behörde über ihr Begehren 
alſo auf Beadhtung, nicht aber einen Anſpruch auf Befriedigung be- 
fitt. In dem letzteren Falle Tann die WuffichtSbehörde die Beſchwerde 
auch in der Sade abweilen, ohne einen Anſpruch der Partei zu verlegen. 
Ihrem Anſpruche auf Erledigung ift durch die Abweiſung Genüge ge- 
than. Verletzt aber die angefochtene Entſcheidung oder Verfügung Rechte 
oder Anfprüche des Beſchwerdeführers, dann muß die Verlehung befeitigt 
werden. Hiezu iſt in allen Fällen eine Vernichtung des rechtsverletzenden 
Inhaltes*) der Entſcheidung oder Verfügung erforderlich, welche ſchlecht⸗ 
bin und nicht bloß bebufs Verbefierung des ihr zu Grunde Tiegenden 
Verfahrens erfolgt. Eine ſolche Vernichtung ift eine Entichließung in 
der Sache aber nicht in allen Fällen die einzige, mit der es abgethan 
ift. Denn unter Umftänden ift außerdem noch jene Erledigung an Stelle 
der vernichteten vorzunehmen, auf welche, jei es der Staat, ſei e3 der 
Beichwerdeführer, feien es die anderen Barteien außer dem Lebteren, 


haften Verfahrens jene echte unbe- 1) Utile per inutile non vitiatur. 
rührt bleiben, welche durch rechtlich wirt- | Budw. 4075. 

ſame Barteiendispofitionen begründet 2) Arg. V. G. H. E. v.14. Mai 1879, 
wurden, wenn man nur dabei fefthält, daß | 8. 910, Budw. VI. 76. 

dem Irrthum im Motive auf dem Gebiete 3) Auch im Falle der Verlegung ma- 
des öffentlichen Rechts eine größere Be- | terieller Rechte und Anſprüche hat fi 
deutung zulommt als auf jenem des | die Vernichtung des verlegenden Ber- 
Privatrechts. wat. zen er im Ardiv | waltungsact3 nur jo weit zu erftreden, 
für öffentliches Hecht, Bd. 9, ©. 368. al3 die Verlegung reicht. 
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Anſpruch Haben, und zwar entweder durch die Aufficht#behörde, wenn fie 
hiefür zuftändig ift, oder durch die biezu von der Auflichtöbehörde be: 
auftragte Unterbehörde, wenn die Vornahme in die Zuſtändigkeit ver 
legteren fällt. So hat die AuffichtSbehörde ein falſches Erkenntniß über 
die Gemeindezuftändigfeit einer Perjon aufzuheben und durch das rid: 
tige felbft zu erſezen, zu reformiren, die Ausfertigung des Heimat! 
Scheine muß fie aber derjenigen Gemeinde aufgeben, welche als Heimats 
gemeinde feftgeftellt worden ift.?) Dasfelbe gilt von der Ausfertigung 
einer Gonceflion, deren Verweigerung in höherer Inſtanz vernichtet 
wird. Auch dann, wenn die Sade nicht zur Berbeilerung bes Ser: 
fahren? und zur neuerlichen Enticheidung auf Grund derfelben, fondern 
nur zum Erſatze der wegen materieller Rechtswidrigkeit vernichteten Er⸗ 
ledigung durch eine neue, der Unterbehörde zufommende, erfolgt, hat fd 
diefe an die Rechtsanſchauung und die Weifung zu Halten, welche in 
dem cafjatorifhen Erkenntniß der Oberbehörde zum Ausdrud kommt. 
Um Mißverftändniffen und der Gefahr der Vernichtbarkeit des neuen 
Bermwaltungsactes vorzubeugen, wird die Auffichtsbehörde, wenn fie nad 
Maßgabe der beitehenden Competenzbeftimmungen die Vornahme desjelben 
der Unterbebörde überlaffen muß, eine möglichft genaue Weifung über den 
Anhalt desjelben mit der Vernichtung des rechtsverlegenden Verwaltungs- 
act? zu verbinden haben. Wllein hätte fie eine ſolche Weifung aud 
unterlaffen, fo hat die Unterbehörde dennoch aus dem Inhalte ber cafin- 
toriſchen Entfcheidung die Rechtsanſchauung der Aufficht3behörde darüber, 
wie der neue Verwaltungsact zu geftalten fei, zu ermitteln und nad) dem 
Ergebniffe diefer tFeftitellung vorzugehen. 

VIO. In Betreff der Yorm, der Sprache und bes Inhalts der Er: 
ledigungen von Beſchwerden gelten im übrigen die allgemeinen Beftim: 
mungen über die Form, die Sprade und den Inhalt von behördlichen 
Entſcheidungen und Verfügungen. 


8) Das Hinausgehen über die Beſchwerde. 
a) Reformatio in pejus. 


Die Frage nach der Geltung der Official- und ber Verhandlung‘ 
marime ift auch Hinfichtlich des Rechtsmittelverfahrens aufzuftellen. Die 


— — —— 





2) Zuweilen kann das Verhältniß der ausſchuſſes zu den Gemeindeausſchüſſen 
Auffichtsbehörde zur Unterbehörde jo ge- | im $.92 al.2 der n. d. Qemeinbeorbnng 
regelt fein, daß fie in allen Fällen und | v. 31. Min 1864, 2.8.9. Nr. 5, x 
unterſchiedslos nur zur Vernichtung der | regelt. Da indeß unter Diele R 
Acte der Unterbehörde zuſtändig iſt, die Verwirklichung der in ben ca * 
während fie den E atz des pernichteten Acts ſchen Entſcheidungen ausgeſprocheuen 
durch den rechtmäßigen der ——— — Rechtsanſchauung ſeitens der Organe der 
überlaſſen muß. ie Aufſichtsbehörde Gemeinde ſic ſehr brecät geftatkete, fo 
fann dann nur caffiren, aber nicht het das n. 8.2.6. Mai 1888, 
teformiren. In diefer die Actions | L. G. B. —* 88, ben ——— 
kraft der Aufſichtsbehörde Tähmenden von diefer Vveſchrankung befreit. 

Weiſe war die Stellung des n. d. Landes⸗ 





— 2897 — 


Beſchwerde verfolgt den Zweck, die Rechtslage des Beſchwerdeführers 
gänftiger zu geftalten?), als es nach dem Inhalte des mit Beichiwerde 
angefochtenen Berwaltungsact3 der Fall ift, und fie ift in allen Fällen 
ala ein hierauf gerichteter Antrag des Beichwerdeführers zu behandeln. 
Es entfteht nun vor Allem die Srage: Sit die Aufficht3behörde an diefen 
Antrag ſoweit gebunden, dab fie den Beſchwerdeführer jedenfalls rechtlich 
nicht Schlechter ftellen Darf, als es die angegriffene Unterbehörde gethan Hat? 
Die Antwort ergibt fi aus der Amtspflicht der Behörden von jelbit: 
Benn die Wuffichtsbehörde in einem comcreten alle befugt und ver- 
pflichtet ift, einen die Partei rechtöwidrig begünftigenden Verwaltungsact 
bon Amtswegen zu vernichten, jo befteht dieje Befugniß und Pflicht aud) 
dann, wenn fie von der rechtswidrigen Begünftigung durch eine Beſchwerde 
der rechtäwidrig begünftigten Partei in Kenntniß gejeßt wird, denn die 
Parteienbeſchwerde ift Leine diefe Befugniß und Pflicht aufhebende That- 
fade. Die Wahl zwiſchen bem Uebel, daß hiedurch Parteien von gerechten 
Beſchwerden abgeichredt werden könnten, und dem andern, daß durch 
eine Befchwerde eine Stabilifirung von Zuftänden herbeigeführt werden 
müßte, welche der Staat, von einer Beichwerde abgejehen, nicht zulafien 
will, muß zu Gunften des erfteren, als des geringeren Uebels, ausfallen. 
Die Auffichtsbehörde kann aljo von dem Untrage der Beichiverde auch 
inſoferne abgehen, daß fie diejelbe rechtlich ald Anzeige liber vechtlid) 
unftatthafte Zuftände zum Nachtheil des Beſchwerdeführers behandeln 
darf und behandeln muß. Kann doch felbft in der erften Inſtanz der 
Subalt einer Eingabe, durch welche die Partei Realifirung ihrer Privat- 
intexefien bezwedt, zur Waffe gegen fie werden, injoferne in derfelben 
Thatjachen angegeben werden, welche ein amtliche Einjchreiten gegen 
den Gejuchjteller nötbig machen. Der Berwaltungsgerichtshof erklärt 
deshalb die reformatio in pejus ftatthaft zur gefeglich gebotenen Erfüllung 
von Öffentlichen Intereſſen und jtaatlicden Zwecken Durch Befeitigung 
verbotener Bnftände und Herbeiführung gebotener Einrid- 
tungen oder, wie es in den Erf. vom 28. Mai 1892, 8.1752, Budw. 
6640, vom 30. uni 1892, 3.2134, Budw. 6708 und vom 8. Februar 


1) Denkbar ift auch eine VBeichwerde, | ift, unmöglich gemacht werben. Die 
welche fich Dagegen richtet, daß der Be | rechtäwidrige 

fchwerbeführer rechtswidrig begünftigt | der politiichen Eompromittirung der Be⸗ 
worden fei, mit der Abficht, dem öffent- | günftigten höchft wirkſam. Trotzdem x 
lichen Unwillen, den bie Begünftigung | bon der Beſchwerde gegen ſolche 
hervorruft, zu begegnen. Für einen An- | günftigung ber Rechtsſatz der Entich. des 
jpruch der —* auf Rücdnahme einer | Min. d. Inn. v. 22. Auguſt 1869, 8. 
gelegtwibrigen Begünftigung berjelben 12577 (Mayrh. 4. Aufl. J. S. 699 Anmn.): 
ietet merkwürdigerweiſe das objective | „Ein Recurs gegen einen Gnadenact 
Hecht Teinen Anhaltspunkt, ungeachtet ift der Natur der Sache nach unzuläffig“, 
das Bebürfniß nad Einräumung auch | d. 5. ein Anſpruch auf Rüdnahme be» 
eines folchen Anſpruchs nicht eleugnet | fteht nicht. Eine Bejchwerde gegen rechts⸗ 
werden Tann. Denn nad) Lage des Falls widrige Vegünftigung ber Beichwerbe- 
farın Jemand dur ſolche Begünftigung | führer ift in allen Füllen als Anzeige 
in gewiſſen Kreifen, au welche er —* in öffentlichen Angelegenheiten und als 
Erziehung, Erwerb u. ſ. w. angewieſen | bloße Intereſſenbeſchwerde zu behandeln. 


eglinftigung tft als Mittel 
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1893, 3.496, Budw. 7068, heißt, zur Beſorgung von Öffentlichen Suter: 
eſſen und ftaatlichen Zwecken, welche ftet3 und unter allen Umftänden 
zur Geltung fommen müſſen. So fpricht auch ſchon ein Erlaß der 
n. d. Regierung vom 24. Mat 1820 von öffentlichen Rüdfichten, welche 
aufrecht erhalten werden müjfen, um der Erreihung des Staatszwedes 
nicht Hinderlih zu fein. Deshalb iſt reformatio in pejus ftatthaft zur 
Erfüllung der Normen über fachliche und örtliche Zuftändigkeit der Be 
börden?), über die Vorausfegungen des Wahlrecht? für die Gemeinde 
vertretung?), über die Urmenunterftügungspflicht der &emeinde?), die 
Fürforgepflicht der Verbände und Unftalten zur Unterftügung der Arbeiter 
gegenüber ihren Mitgliedern‘), zur Erfüllung der abfoluten Normen 
des Polizeirechts, alſo des Wafjerrechts°), des Jagdrechts, betreffend die 
Bildung gefchlofjener Jagdgebiete®), überhaupt aller abjoluten, die Be 
nußung körperlicher Sachen betreffenden Normen, zur Erfüllung der 
imperativiichen Normen, betreffend die Herftelung von entiprechenden 
Schulgebäuden u. |. w.’) innerhalb der im Geſetze vom 18. Mär; 
1878, R. ©. B. Nr. 31, feitgefeßten zeitlichen Grenzen kann die Yuf 
fihtsbehörde (ſowie die bemefiende Behörde jelbft) eine irrthümliche, zum 
Nachtheil des Fiscus gereichende Bemeſſung von bdirecten Steuern, 
Mapen:, Freiſchurfgebühren, Berzehrungsiteuern, Zaren, Stempel: und 
unmittelbaren Gebühren von Amtswegen verbejjern.?) Suterefjen, deren 
zwedmäßige Befriedigung durch abfolute® Gebot geforbert wird?), ent- 
behren der Befriedigung, wenn ein biefür gejegter Berwaltungsact den 
Zwed der Befriedigung nicht -erfüllt, zweckwidrig tft. Das Gebot, be- 
ftimmte Intereſſen von Amtswegen in zwedmäßiger Weile zu beforgen, 
harrt eben feiner Erfüllung nit nur dann, wenn die Behörde für 
diefen Zweck gar nichts thut, fondern auch dann, wenn fie etwas thut, 
wodurch der Zwed der Bejorgung nicht erreicht wird. Es Tann deshalb 
die Oberbehörde (mie die Unterbehörde jelbft) einen Berwaltungsact, der 
dem Geſetze zweckmäßiger Bejorgung eines öffentlichen Intereſſes nicht 
entipricht, durch einen zwedmäßigen erjeten, auch wenn fie anläßlich der 
Prüfung einer Beſchwerde zur Erlenntniß der Zweckwidrigkeit gelangt, 
und wenn dadurch der Beſchwerdeführer in eine fchlechtere Lage geräth, 
als in welche ihn der angefochtene Berwaltungsact verjeßt hat. Des 
halb ift z. B. reformatio in pejus ſtatthaft wenn es gilt, den Markt 





1) 8. ©. 9. €. v. 13. Juni 1884, 6) 8.6.9. oe . 31. März 1881, 





3.1200, Budw. 2167; 10. Sebruar 1887. | . 509, Bubw. 3466; 19. Juni 1880, 
:310, Vvudw 3383; 4, December 1889, , 1128, Bubw. Bor. 
. 3977, Budw. 4998. . 7. Jänner 1888, 


2) €. v. 17. October 1883, 3. 2370, 
Budw. 1871. 


3) €. D 10. December 1887, 3. 3064, 
Budw. 8814. 


4) Die cit. E. Budw. 6640,6708, 7068. 


5) €. * 8. Juni 1888, 8. 1921, 
Budw. 415 


N)809 € 
3. 2996, Budw. 2855. 
8) E.v.1. Zänner 1884, 3.43, Bude. 
197: 20. October 1885, 8. 2495, Budw. 
2729: 27. November 1888, 3661, 
Bub. 4363; 2. Juli 1889, . 2375, 
Budw. 4780, 


9) Hiezu vgl. Bernatzik a. a. O. S. 4. 
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fanbort!), die Banregulierungslinie zwedmäßig zu beftimmen?), einen 
zwecwidrigen Bauplan für eine Ortſchaft aufzuheben?), die Modalitäten 
einee Stauanlage entiprechend den öffentlichen, durch das Waflerrecht an⸗ 
erkannten Intereſſen feſtzuſetzen.“) 

In allen Fällen dieſer Art wirkt die Beſchwerde wie eine Anzeige, 
welche der Behörde die Nothwendigkeit pflichtmäßigen Einſchreitens zum 
Bewußtſein bringt. Die Erfüllung der Amtspflicht iſt nicht davon ab- 
hängig, daß fich gegen die einer reformatio in pejus bedürftige Erlebi- 
gung außer dem Beichwerbeführer noch SIemand anderer befchwert. Mag 
endlih die Beſchwerde als ſolche verfpätet fein, als Anzeige in Bffent- 
lichen, amtliche Einfchreiten fordernden Angelegenheiten Tann eine Par⸗ 
teieneingabe nie zu ſpaͤt kommen, unter welchem Namen und zu welchen 
Bwede immer fie überreicht worden fein mag.°) 

Grundſätzlich unftatthaft ift eine Aenderung einer Erledigung zum 
Nachtheil des Beichwerbeführers, wenn bloße Brivatintereifen dritter 
Berfonen davon profitiren jollen, welche die Erledigung gar nicht ange- 
fochten haben.“) Allein auch diefer Satz erleivet Ausnahmen. Es kann 
3. B. eine gejegliche Beitimmung den Behörden eine von feinem Parteien- 
antrag abhängige Wahrung von Andividual-Rechten und Intereſſen ge- 
bieten; fie fann verfchiedene, gleichzeitiger Befriedigung nicht fähige 
Privatinterefjen an dem Maßftabe ihrer Bedeutung für das öffent- 
lihe Intereſſe abihäten und abmeſſen und den Behörden die Einhaltung 
einer beſtimmten Neihenfolge für ihre Berückſichtigung vorfchreiben, wenn 
fie nicht alle zugleich zur Befriedigung gelangen können. So fordert das 
öſterr. Necht geradezu, daß die Behörden, wenn ihnen mehrere Bewerber 
um Berleihung einer Wafjernugung, eines Triftrecht3 gegenübertreten und 
nicht gleichzeitig befriedigt werden können, vorerjt die Befriedigung er- 
worbener Rechte zu fihern haben, und fchreibt für den Fall, als dann 
noch die Möglichkeit der Einräumung biemit vereinbarer Rechte offen bleibt, 
die Bevorzugung desjenigen Unternehmers vor, deſſen Unternehmen 
volkswirthſchaftlich am bedeutfamiten if. Solche Beitimmungen ver: 
pflichten auch die Oberbehörde, wenn fie wahrnimmt, daß die gefeßliche 
Reihenfolge durch die Ilnterbehörde nicht eingehalten jet, eine Aufklärung 
darüber zu veranlaflen, ob die Unterlaffung der Beſchwerde feitens der 
biedurch geſetzwidrig benachtheiligten Parteien auf einen gewollten Rechts— 


1) 8.0.9. Fr 2 16. April 1886, 8. | 3768, Budw. 2208, 23356, 3648, 4073, 
1085, Bubdw. 30 4206, 4232. 
2) €. 0.25. September 1885, 8. 2434, 6) 2.0. H. €. v. 30. September 1886, 
Bubm. 2685. 8. 2488, Budw. 3184. Die Oberbehörbe 
3) €. v. 21. September 1887, 3.2488, | darf alfo eine unterbehördliche Baube⸗ 
bmw. 3656. willigung nicht in pejus reformiren, 
3 ẽ. 0.8. Juni 1888, 3.1921, Budw. | wenn ſie damit nur Privatintereſſen 
entgegentommt. So auch 8.38 der n.B. 
gs) ‚Eine Rechtsanſchauung, welche vom | Bauordnung v. 17. Jänner 1883, L. G. 
V. G. 9. in Jegdſach conſequent feſt⸗ B. Nr. 36: Die Baubewilligung iſt zu 
gehalten wird. St 8. ©. H. E. vom | verjagen, wo Öffentliche Nüdijichten 
. Rovember 1887, 8. 3132, Budw. | dagegen gegründete Bedenfen erregen. 


Kezner, Handbuch. 19 
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oder Anfpruchsverzicht oder auf bloße Unfenntniß der Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage auf Seiten des Benachtheiligten zurüdzuführen ſei. Im lebteren 
Falle Hat fie die Einhaltung der gefebmäßigen Reihenfolge anzuordnen, 
und das Tann dann gleihfall3 zu einer reformatio in pejus gegenüber 
denjenigen führen, welche, nicht zufrieden damit, rechtswidrig begünſtigt 
zu fen, den fie begünftigenden Bermwaltungsact anfehten. Schon aus 
diefen bier angeführten Beifpielen geht hervor, daß gefehlich die Wahrung 
von Andividualinterefien und von Vermögensrechten der Parteien derart 
in die Hand der Auffichtsbehörde gegeben jein fann, daß diefelbe ver: 
pflichtet ift, ohne einen Parteienantrag der Verlebten abzuwarten, alſo 
von Amtswegen Berwaltungsacte zu vernichten, welche dieje Intereſſen 
oder Rechte verlieben.) Sie Hat diefe Amtspflicht au dann zu erfüllen, 
wenn fie durch Beſchwerde der durch dieſe Verlegung Begünftigten 
von derfelben Kenntniß erhält... So wird die WuflichtSbehörde durch 
die n. ö. L. G. v. 3. Suni 1886, L. G. 8. Nr. 39 (8. 49) u. Nr. 40 
(8. 62), verpflichtet, Rechte der Betheiligten verlegende Verwaltungsacte 
der Unterbehörde im Theilungs⸗Regulirungs⸗ und im Zuſammenlegungs- 
verfahren, von denen fie durch eine Berufung erfährt, von Amtswegen 
zu vernichten, ohne weitere Unterfcheidung, ob die Berufung, aus der fie 
ihre Kenntniß fchöpft, von den rechtswidrig Verletzten oder den rechts: 
widrig Begünftigten ausgeht. 


6) Beformatio in melius, 


Die Oberbehörde hat ihre gejehliche Pflicht gegenüber öffentlichen 
Intereſſen zu erfüllen, ohne Rüdficht darauf, wen daraus Vortheil oder 
Nachtheil erwächſt, und moher immer ihr die Klenntniß von dem, mas 
im concreten Falle geboten fei, zufließen mag. Es Tann deshalb eine 
Beſchwerde Anlaß geben zu einer Anordnung der prüfenden Behörde im 
öffentlichen Sntereffe, welche den Beſchwerdeführer günftiger ftellt, als 
er e3 felbft verlangt bat. Das iſt eine reformatio in melius, auf melde 
es die Behörde unmittelbar gar nicht abgejehen hat, und die nur zu: 
fällige Ergebniß einer anderen Zwecken dienenden Amtshandlung ift.”. 

Soweit aber die Pflicht der Verwaltungsbehörden reicht, Rechte und 
Intereſſen der Einzelnen von Amtswegen zu wahren, beiteht fie, wie das 
gerade erwähnte Beispiel lehrt, auch für bie Aufſichtsbehörden und 
erfaßt auch die Aufſichtsthätigkeit derſelben. Nur dann hat. in der 
Regel?) i in Fällen biefer Urt die reformatio in melius durch Bernid;- 


1) gl. 8. 89 der meiſten Waffer- | Intereife zu erjegen, auch wenn ſonft 
ordnnungen, $. 31 des Forſtgeſetzes, 8.40 | Leine Partei ein Hinausgehen über bie 
Berggei. Feſtſetzung der Unterbehörde mittels Be 

2) et. auch das 8. G. H. Er. v. | fchwerde verlangt. 

8. Sunt 1888, 8.1921, Bun. 4151, wo⸗ 3) Auf Ausnahmen von diefer Regel 
nach die Oberbebörde befugt iſt, bie bon | ift wieberholt gingerielen worden. Sir 
bem Beichwerdeführer angefochtenen Mo--| charakterifiren ſich al3 Fälle, in welchen 
balitäten einer Stauanlage durch mweiter- | der Staat gewiſſe Wohlfahrtseinrich⸗ 
gehende Anforderungen im öffentlichen | tungen als * und ethiſch noth⸗ 
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tung der recht3: oder intereffenverlegenden Erledigung der Unterbehörde 
zu unterbleiben, wenn feitfteht, daß der Beſchwerdeführer eine Verbeſſerung 
feiner Rechtslage über den Inhalt feiner Beſchwerde hinaus nicht will, 
weil Mar gewollte Berzichte der Parteien auf Rechts- und Intereſſen⸗ 
befriedigung in der Regel zu refpectiren find; ferner auch dann, wenn 
das correcte Verfahren der Unterbehörde die Erfenntniß des von Amts- 
wegen zu wahrenden Rechts oder Intereſſe nicht zu bieten vermochte und 
die unterbehördliche Entfcheibung auf der Grundlage der Ergebniffe dieſes 
eorrecten Verfahrens ſich als geſetzmäßig darjtellt. Denn in diefem letzteren 
Salle fehlt die Vorausſetzung für eine Vernichtung der angefochtenen Er- 
ledigung als einer fehlerhaften, fet es auf Beſchwerde, ſei es von 
Amtswegen, und es Tann die Befeitigung einer Intereſſen⸗ oder Rechts⸗ 
verlegung nur in den Formen und unter den Vorausſetzungen der Wieder- 
aufnahme des Verfahrens herbeigeführt werden. 

Keine reformatio in melius liegt in der Vernichtung einer angefochtenen 
Entfheidung oder Verfügung zu Gunften des Beſchwerdeführers aus 
Gründen der Vernichtbarkeit, die von demfelben nicht geltend gemacht 
worden find. Das tit eine bloße Folge des Princips der weitgehenden 
Auslegung der Beſchwerdeabficht. 


wendig erfennt und deshalb feinen den 
Zweck vereitelnden Bermaltungsact ber 
ſtehen Iafjen fann, mag jelbft derjenige, 
um deffentwillen der zwedvereitelnde Art 
vernichtet wird, ſich die Wohlfahrtsein⸗ 
rihtung nicht zu Nube machen wollen; 


man benfe an bie Unterftähungspflicht 
der Gemeinden gegenüber ihren Armen, 
oder an die unbedingte Unitatthaftigfeit 
der Ausweifung der Heimatberecdhtigten 
aus ber Heimatsgemeinde. Bgl. aud 
8.43 Heimatögef. 
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Behntes Kapitel. 


Rechtsmittel gegen Unthätigkeit der Behörde 
nnd Erledigungsverſchleppung. 


$. 23. 


Berhält fi eine Behörde gegenüber einem bei ihr eingebrachten 
Antrag ganz unthätig, gibt fie feine Aeußerung über denfelben ab, oder 
zieht fie die Erledigung einer Sache ohne Noth hin, dann kann der Yu: 
tragfteller die nächſtvorgeſetzte Behörde mittels Beſchwerde angehen, dab 
fie dur Anwendung ihrer Dienjtgewalt diefer Unthätigfeit oder der 
Verſchleppung ein Ende fete. Die ältere Rechtsſprache bezeichnet dieie 
Beichwerde als querela ob justitiam denegatam aut protractam, als 
recursus per saltum, die moderne als Immediatbeſchwerde. Beſtim⸗ 
mungen von Marimalfriften für die Erledigung von PBarteienanträgen 
fonımen nur vereinzelt vor und befißen in der Regel nur inftructie 
nelle Bedeutung, d. h. ihre Einhaltung ift Dienftpflicht, nicht Gegenitand 
eines Parteienanſpruchs. Diefe Bedeutung bat z. B. die in der Bdg 
vom 30. Auguſt 1868, R. ©. B. Nr. 124 ausgeiprochene Pflicht der 
Unterbehörde, bie bei ihr überreichte Beſchwerde binnen längſtens ach 
Tagen an die Oberbehörde zu befördern und jede Ueberjchreitung der 
Frift, fie mag durch Erhebungen, die der Necurs veranlagt hat, oder 
durch was für Urfachen immer hervorgerufen worden fein, bei Borlage 
des Necurfes zu rechtfertigen. Dagegen ift mit der Tendenz der Wahl: 
ordnungen, die gefegmäßige Ausübung der aus materiellen und procefjualen 
Anſprüchen zufammengejetten Wahlrechte zu fihern, die Annahme nidt 
unvereinbar, daß die Einhaltung der für die behörbliche Thätigkeit im 
Wahlverfahren feftgefegten Friften von den Parteien beanſprucht 
werden fann, alfo 3. B. die Einhaltung der geſetzlichen Friſt, binnen 
welcher der Gemeindevorfteher rechtzeitig angebrachte Einwendungen gegen 
das Wahlverfahren an die politifhe Bezirfsbehörde zu leiten hat. 

Das öfterreichifche Recht enthält auch nicht die dem franzöfilcen 
Verwaltungsrecht befannte Fiction, daß die Partei, wenn ihr Antrag 
nicht binnen beftimmter Frijt erledigt ift, jo vorgehen könne, ala wär 
fie abgemwiefen.!) Doch verfolgt den Zweck, bie Unthätigfeit der Be: 


1) Otto Mader, Theorie de franzöfifhen Verwaltungsrechts ©. 133. 
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hörde unnachtheilig für die Partei zu geftalten, 8. 7 des Vereinsgeſetzes 
vom Sabre 1867, demzufolge ein der Landesftelle angezeigter, dieſem 
Gefege unterliegender Verein binnen 4 Wochen nad erfolgter Anzeige 
feine Thätigkeit beginnen Tann, wenn binnen diefer Friſt feine Bildung 
nicht durch fchriftliche, mit Gründen verfehene Verfügung unterfagt wird.!) 
In favorem libertatis joll nach dem Reichs⸗Schubgeſetz vom 27. Juli 1871, 
R. ©. B. Nr. 88 88.8, 9, das Protocol über die Einvernehmung des 
in Berwahrung befindlichen Schubverdäcdhtigen binnen 24 Stunden vom 
Beitpuntt feiner Anhaltung an die Erkenntnißbehörde gefendet, das Er- 
tenntniß binnen 24 Stunden gefällt, unverzüglich verkündet, und ber 
Recurs dagegen binnen 24 Stunden an die NRecursinftanz geleitet 
werden. Eine Marimalfrift für die Verwahrung in dem Falle, ald bie 
Heimathögemeinde des Abzufchiebenden nicht ermittelt werden Tann, ftellt 
das Geſetz nicht feſt. Auf Einhaltung der bier angeführten Friften hat 
der Ungebaltene einen rechtlichen Anſpruch. 

Da die gejeblihe Firirung von Prächufipfriften für Beichwerden 
von der Vorausſetzung des Beſtehens eines anzufechtenden Vermwaltungs- 
acts ausgeht, jo erleiden die gefeglichen Beftinnmungen über diejelben 
feine Anwendung auf die Beichwerde wegen Unterlaflung oder Ber: 
fhleppung der Vornahme eine Verwaltungsacts. Hat jedoch die Be- 
börde in gehöriger Form der Partei kundgegeben, daß fie eine von 
diefer begehrte Amtshandlung, z.B. die Beförderung einer Beſchwerde an 
die zuftändige höhere Anftanz nicht vornehmen wolle, dann liegt eine ab- 
weifende Erledigung der Behörde vor, welche dem normalen Inſtanzen⸗ 
zuge unterivorfen ift. 

Berweigert die Unterbehörde die Entgegennahme eines Bar: 
teienantrages überhaupt, dann muß auch gegen diefe Verweigerung, 
al3 einer behördlichen Enuntiation über die Annahmepflicht der Behörde 
binnen der gefeblichen Frift die Beichwerde überreicht werden. Doc 
erflärt in einem alle diefer Urt der V. ©. H. die Ueberreihung der 
Beichwerbe bei der unmittelbar vorgeſetzten Oberbehörde aljo die Im⸗ 
mebiatbefchwerde, den recursus per saltum ftatthaft.?) 


1) Nach 8.10 letztes Alinea des Preb- | graphiichen —— des Abgeordneten⸗ 
eſetzes v. 17. December 1862, R. G. B. —8* XI. Seſſ. 1895) ſoll die der Ge⸗ 
ür 1863 Nr. 6, kann nach 8 Tagen von meinde zugewieſene Entſcheidung über 


der daſelbſt vorgefchriebenen Anzeige an | den Anſpruch auf bedingte und unbe- 
die Sicherheitöbehörde, gerechnet, wenn 
auf diefe Anzeige nichts verfügt wird, 
mit der Herausgabe der angezeigten 
Drudichrift begonnen werden. Die da- 
felbft erwähnte Pflicht zum Erlage einer 
Caution befteht nad) dem Gef. v. 9. Zuli 
1894, R. ©. 8. Nr. 161, nicht mehr. 
Nach 8. 6 des vom Verwaltungsausichuß 
des Abgeordnetenhaufes beſchloſſenen Ent- 
wurfes eines Gejeges zur Abänderung 
einzelner Beſtimmungen bes Heimats⸗ 
geſetzes (Nr. 1300 der Beilagen der fteno- 


dingte Aufnahme in den ®emeindever- 
band, wenn fie nicht binnen 6 Monaten 
vom SBeitpunfte der Unbringung des 
Anſpruchs gefällt ift, an die vorgejebte 
politifche Behörde bevolviren. 

2) Arg. VB. G. H. €. v. 3. October 1880, 
8.3039, Budw. 5474. So ftrenge jchon 
die älteften aus der Zeit Maximilians I. 
ftammenden Snftructionen für die Re⸗ 
gierungd- und Auftizbehörden die Ein- 
ae des Inſtanzenzuges einjchärften, 
o eröffneten fie die Möglichkeit felbit 
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Die Beſtimmung des 8. 42 des Heimatsgeſetzes, daß derjenige, 
dem eine Gemeinde die Ertheilung eines Heimathsſcheines verweigert, 
ſich an die politifche Bezirtsbehörde wenden könne, und daß dieje die 
Gemeinde zur Ausfertigung zu verhalten habe, wenn das Heimatsrecht 
des Beichwerdeführers in der Gemeinde durch ein rechtskräftiges Erkennt⸗ 
niß außer Zweifel gejebt jet, geftattet unter der angegebenen Bedingung 
die jederzeitige an feine Präckufivfrift gebundene, unmittels 
bare Anrufung der Auffichtsbehörde ſowohl wegen abjoluter Paſſivität 
der Gemeinde gegenüber dem Antrag um Ausfertigung des Heimats- 
ſcheins als gegen die ausdrüdliche Ablehnung der Ausfertigung. 


für die unmittelbare Hofbeichiwerde, wenn 
die Vorausjeßungen der Disciplinarbe- 
fhwerde oder der Juſtizverweigerun 
oder Verzögerung vorlagen. Wurde doc 
al3 Anfang und Ende der ganzen Be- 
bördenorgantjation der Grundjah be» 
eichnet, daB es Sache des Landes- 
Marken fei, dem Aermſten wie dem 
Reichſten Recht und Gerechtigkeit zu ver- 
Ichaffen. So fährt denn auch die Inns⸗ 


bruder Hofrathsorbnung vom Jahre 
1518, nachdem fie den recursus per 
saltum verboten bat, fort: „Es were 
dann, daß ſolch Saden und Beſchwe⸗ 
rungen die Regiment Oberfaiten ober 
ordentlich Gericht derfelben irer Empter 
balben felb3 berürten, dann ſoll und 
muß der Hofrath die Sade gebührlich 
handeln.” 


Eiftes Kapitel. 
Die Kerhtskraft adminiſtrativer Erledigungen.‘) 


$. 24. Bedentung der formellen und der materiellen Nechtskraft. 


1. Daß eine admintftrative Erledigung rechtskräftig ſei, bedeutet, 
dab ihr Beſtand und die Wirkungen derjelben den höchften!) Grad von 
geitigleit gegenüber den Angriffen der Parteien erlangt haben. Die 
formelle Rechtskraft bewirkt, daß der Beitand der rechtskräftigen Er- 
ledigung durch eine Beſchwerde oder Anfechtung derjenigen Partei, gegen 
welche die Erledigung rechtskräftig geworden ift, nicht mehr erfchüttert 
werden kann. Das Berlangen diefer Partei, es möge bie vechtäfräftige 
Erledigung bei unveränberter Geſtaltung der Sachlage, die fie hervor: 
gerufen Hat, umgeftoßen, vernichtet werden, erweiſt fi) gegenüber der 
formellen Rechtskraft als unwirkſam. Aber auch auf einem Umwege 
kann die Partei dem Beſtande der gegen fie rechtskräftig gewordenen Er- 
ledigung nicht beiflommen. Sie fann, wenn einmal eine von der zu— 
ftändigen Behörde an fie hinausgegebene Erledigung ihr gegenüber formell 
rehtäfräftig geworden ift, nicht verlangen, daB die Behörden zu ganz 


archiv Bd. II. S. 124, Lemayer, Apo⸗ 
logetiſche Studien zur Verwaltungs⸗ 
erichtsbarkeit in Grünhut's Zeitſchrift 

. Bd. S. 476 ff. Bon neueren Ab⸗ 
Handlungen über den allgemeinen Ve⸗ 


1) Diefe Materie ift Gegenftand ber 
für biefelbe grundlegenden, wieberholt 
erwähnten Monographie Bernatzik's, 
Rechtsſprechung und materielle Rechts⸗ 
fraft Die Angaben über die bis zur 


Abfaffung derfelben entftandene Literatur 
finden fich dafelbft in ben 88.2 und 8. 
Zu Bernagit Haben Stellung ge 
nommen in der Form fritiiher Be 
Iprehungen Luſtkandl im XIV. 8b. der 
Grünhut’fchen geitierift S. 740 ff.; Otto 
Mayer im J. Bd. des Archivs für öffent- 
chen Hecht; gelegentlich der Erörterung 
an Gegenftände Rofin, Das Recht 
der Ürbeiterverfiderung 1.8. ©.779ff.; 
Menzel, Die Arbeiterverficherung nad) 
öfterr. Recht S. 176ff.; Tezner, Privat- 
rechtstitel im öffentlichen Recht im Archiv 
für öffentliches Recht Bd. IX. ©. 367 ff.; 
Zorn, Kritiſche Studien ge Berwal- 
tungsgeridhtsbarleit im Verwaltungs⸗ 


riff ber Rechtskraft vgl. die in ber 
Form Haifiihe, in ihren praftifchen 
VBorihlägen, wohl über das Biel 
fchießende, abjolute Rechtskraft bes Ur⸗ 
theils von Bülom im 83.8d. des Archivs 
für civiliftifche PBraris, und die von 
Schanz, Die Rechtskraft des Straf- 
nrtbeild im 4. Bd. der Zeitichrift für 
die geſammte Strafrechtswiſſenſchaft, 
welche manches auch für das Verwal⸗ 
tungsrecht Bedeutſame enthält. 

Die Relativität der Rechtskraft nicht 
bloß in ihrer Richtung auf die Subjecte, 
die ihr unterworfen ſind, ſondern auch, 
was die Stärke derſelben anbelangt, an⸗ 
erfennt au Bernagil a. a. O. ©.128ff. 
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derjelben Sadjlage, welche nunmehr ihre rechtöfräftige Erledigung ge- 
funden Hat, neuerlihd Stellung nehmen und eine neuerliche Erledigung 
hinausgeben. So betrachtet, bewirkt die formelle Rechtskraft eine Be 
ſchränkung und Begrenzung des Anſpruchs der Parteien auf Erledigung, 
auf Befafjung der Behörden mit ihren Angelegenheiten im Intereſſe der 
zwedmäßigen Verwendung der Beit der Behörden und der often der 
Verwaltung.) Daß die einer Partei hinausgegebene Erledigung formelle 
Rechtskraft derfelben gegenüber erlangt babe, bedeutet aljo aud, dab 
der Unfpruch derjelben auf eine behördliche Erledigung aus Anlaß einer 
concreten Geftaltung thatſächlicher Verhältniſſe confumirt jei. Das meint 
z. B. das Hfdet. vom 28. April 1836, PB. ©. ©. Bo. 64, Nr. 77, 
wenn es die Beitrafung derjenigen anordnet, welche die Parteien zu 
grundlofen, im Snitanzenzuge bereit3 abgethbanen Befchwerden 
auffordern oder verleiten, und in biefem Sinne jchreibt B. 8 des Er- 
lafjes des C. u. U. M. vom 14. Mat 1876 den Behörden vor, rechts 
fräftig entjchtedene Sachen bei wiederholtem Anbringen auf die rechts 
kräftige Entfcheidung zu „verweilen“. 

II. Iſt die formelle Rechtskraft nur der höchſte Grad der Feſtig⸗ 
feit des formalen Beftandes einer Erledigung gegenüber den Parteien, 
fo Hat fie mit der Vollziehbarkeit derfelben nichts zu thun. 

Mit der Thatjache, daß eine Erledigung gefeit fei gegenüber Xer- 
nichtungsanträgen der Parteien, tft eben darüber, ob ihr Inhalt ver: 
wirklicht werden fünne oder ditrfe, nicht? ausgelagt.*) Abgeſehen davon, 
daß die rechtöfräftige Erledigung aus factifchen Gründen, deren Be 
feitigung fich menſchlicher Macht entzieht, unvollziehbar fein kann, können 
kraft pofitin-rechtlicher, öffentlichen Intereſſen dDienender Beitimmungen rechts 
fräftige Erledigungen einerfeit3 unvollziehbar, andererſeits der Parteien 





1) Dieſe Rückſicht kann den legisla⸗ 
tiven Grund abgeben, im Civilproceß 
einen vertragsmäßigen Verzicht der Par⸗ 
teien auf ——— der Rechtskraft 
eines Urtheils unwirkſam, für die Gerichte 
unverbindlich, zu erklären, nicht die 
Autorität des Urtheils. Es ſind eben 
Fülle denkbar, in welchen ein praktiſches 
Bedürfniß nach einer ſolchen Verein⸗ 
barung beſteht und ſich das Wiederangehen 
des Richters nicht als Muthwille der 
Parteien darſtellt, ſondern als Verſuch, 
einen beide Parteien benachthei— 
ligenden Unfinn zu beſeitigen. 
Dieſes Moment tft von Bülow a. a. O. 
nit beachtet worden. Nicht richtig 
formulirt jcheint der Rechtsſatz der Ent- 
ſcheidung des preuß. Oberverwaltungs- 
erichts v. 23. Juni 1887, mitgetheilt in 
Büren und Wiedemann's Rechts⸗ 
grundfägen des kgl. preuß. Oberverwal⸗ 
tungsgerichts 2. Reihe 1876 - 1887 S. 208 


unter Nr. 57: „Ein Rechtsgrundſatz daß 
die Ordnung des Staats eine endgiltige 
Vefftellung der dem öffentlichen Rechte 
angehörenden Verhältniſſe verlange, und 
daß diejerhalb die nochmalige Vorbrin⸗ 
gung eines einmal in der legten Ber 
waltungsinftanz abgewiejenen Begehrens 
nicht geduldet werden dürfe, beiteht 
nicht.” Denn die formelle Rechtskraf 
ber Berwaltungsacte dient ja dazu, um 
eine von den Parteien nicht mehr an 
fechtbare Ordnung dieſer Berhältnifie zu 
ſchaffen. Richtig ift nur, DaB die jor⸗ 
melle rechtöfräftige Abweifung eines Ge⸗ 
ſuchs von entgegenftehenden Beltim- 
mungen abgejehen, kein Hinderniß für 
die Behörden bildet, dasſelbe neuerlid 
in Erwägung zu ziehen, wenn daburh 
Rechte dritter nicht in Frage ee 
werben. Nur kann die abgewiejene Parteı 
das nicht beaniprucen. 
2) Bernatzik a. a. O. ©. 133 ff. 
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onfehtung noch ausgejeßte Erledigungen vollziehbar fein. : befteht 
die Befugniß der ftaatlihen Auffichtsbehörden, gejegwibrige Belu,.nzr 
eined? Gemeindeausſchuſſes zu filtiren, ihren Vollzug zu verbieten, auch 
hinfichtlich der von dem Gemeindeausſchuſſe etwa beichlofienen Ent: 
fheidungen und Verfügungen und felbft dann, wenn fie gegenüber den 
von ihnen betroffenen Parteien formell rechtöfräftig geworden find. 
Andererjeitö bat die Behörde eriter Inſtanz Verfügungen, welche fie zur 
Abwendung von Gefahren für die perfönliche Sicherheit dringlich er- 
achtet, ſofort zu vollziehen, ungeachtet fie der Anfechtung mittel3 Be- 
ſchwerde unterliegen, aljo nicht formell rechtskräftig find.?) 

TI. Der formellen Rechtskraft fähig find nur folche Acte obrig- 
feitliher PBerfonen, welchen die Bedeutung eines obrigfeitlichen Acts 
zufommt, wenn fie auch nicht alle Wirkungen befiben, deren Herbei- 
führung bei ihrer Vornahme beabfichtigt war. Es können alfo zwar 
vernichtbare obrigteitliche Acte, nie aber folche Acte obrigleitlicher 
Berjonen rechtskräftig werden, welche nach der Abficht der Handelnden 
boheitliche Acte werden follten, als folche aber nichtig find. ®) 

IV. Aus dem Wefen einer Erledigung al3 einer Erklärung der 
Behörde Hoheitlicher Natur an jene Bartei, für welche fie beftimmt ift, 
aus dem Weſen einer geordneten Ausübung ftaatlider Hoheit überhaupt 
folgt, daß die vollzogene Berftändigung von dem Inhalte der Erledigung 
Vorausfegung des Eintritts der Rechtskraft derfelben gegenüber jener Bartet 
bildet, der gegenüber die Rechtskraft zur Geltung gebracht werden foll. 
Geborfam und Anerfennung fir das, was er will, und, was er erflärt, 
kann der Staat nur verlangen, wenn er feinen Willen, fein Urtheil ben- 
jenigen Tundgegeben hat, von welchen er Refpect verlangt.?) Es find 


Antrages auf Einleitung des Verfahrens 


1) Hfdet. v. 2. März, 1799, J. G. ©. 
©. zurüdzubeziehen find, oder daß fie auf 


Rr.459, 3. G. S. Bo. 14 Nr.19. 


2) Erledigungen einer ſachlich unzu⸗ 
ftändigen Behörde können nicht in Nechts- 
fraft erwachſen. 28.6.9. €. v. 13. Juni 
1884, 8. 1250, Budw. 2167; 8. März 
1888, 8.802, Budw. 3977 ©. 206. Bad. 
eg, 8- 43, 82. Bernatziik a. a. O. 


3) Unhaltbar iſt deshalb der Plenar⸗ 
beſchluß des V. G. H. v. 8. Auguſt 1876, 
8. 38, Exel 49, welcher die Rechts⸗ 
fraft einer in leßter Inſtanz erfloffenen 
Entiheidung vom Tage ihrer Ausferti- 
gung eintreten läßt. Deshalb wird er auch 
mit vollem Recht von Bollar a. a. O. 
©. 76 und Bed-Managetta a. a. O. 
©. 503.1 unter Hinweis auf die 88.41 
und 43 der Vollzugsvorſchrift zum Pri⸗ 
vilegiengefege abgelehnt. Es ift zwar 
nicht ausgeſchloſſen, daß rechtäfräftige 
Entfcheidungen und Berfügungen auf 
den Zeitpunkt ber Einleitung oder bes 


behördliche Acte zurädwirken, die noch 
hinter diefem Beitpunft Tiegen (8.4 des 
Gef. v. 30. Zuli 1895, R. G. B. Nr. 108), 
aber auch diefe Nüdbeziehung oder Nüd- 
wirkung kann nicht —* — zum Nach⸗ 
theile des Einzelnen eintreten, ehe er 
nicht in geböriger Weiſe von der Ent- 
ſcheidung oder Verfügung Kenntniß er- 
halten hat. Ausnahmen von diefer Hegel 
mäflen gefeßlih angeordnet fein oder 
beſonders gerechtfertigt werden (8. ©. 
9. €. v. 25. September 1883, 8. 2205, 
Budw. 1844; 11. October 1883, 3. 2324, 
Budw. 1864; dann Budw. 3315, 4181, 
4572, 5470; Budw. VI. 362). Deshalb 
trifft auch der fogenannte Unterricht über 
die formelle Geichäftshehandlung und 
die Verrechnung der unmittelbaren Ge⸗ 
bühren v. 17. Sänner 1885, 8.1728 im 
8.32 (abgedrudt beim 8. 60 der Manz⸗ 
ſchen Wusgabe des Gebührengefehes) 


te al 
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nur Ausnahmefälle, in denen der Einzelne von der Staatögewalt ala 


Moßes Object derjelben wie von einer Elementargewalt erfaßt wird, die 


fich vorher nicht angefündigt Hat.!) Iſt der Eintritt der Rechtskraft 
der Erledigung gegenüber einer Partei von der ordnungsmäßigen Bu- 
ftellung an dieſelbe abhängig, fo folgt daraus, daß ein und dieſelbe 
Entſcheidung verjchtedenen Parteien gegenüber in verfchiedenen Zeitpunkten 
rechtöfräftig werden kann, wenn die Buftellung an bdiejelben nicht zu 
gleicher Beit erfolgt ift. Dasfelbe Reſultat Tann fich ergeben al Folge 
des Umftandes, daß von verfchiedenen Barteien, welche durch dieſelbe Er- 
ledigung betroffen werden, die eine einen formalen Anfechtungsaniprud 
befißt, die andere nicht. Unanfechtbar wird eine Erledigung für die Partei, 
an welche fie fich richtet, entweder fchon mit dem Zeitpunkte ver Ber: 
ftändigung der Partei, mit dem Beitpunfte der Buftellung, wenn eine aus: 
drüdliche geſetzliche Beitimmung die Erledigung für endgiltig erklärt oder 
jede Beſchwerde gegen diefelbe abjchneidet, oder mit dem Ablaufe der geieh- 
lichen Friſt für die offen gelafjene Beſchwerde, wenn die Partei dieſelbe 
Hat unbenüdt verftreichen laſſen. Auch im letzteren Halle bat die Er: 
Vedigung im Zeitpunkte des Ablauf der Friſt den Character der End: 
giltigleit gegenüber der unthätig gebliebenen Partei erlangt.?) Deshalb 
iſt diefelbe Erledigung zugleich endgiltig und doch anfechtbar, wenn ber 
Beichwerdezug für eine der Parteien, an welche fie fich richtet, eröffnet 
ift, für die andere nicht, wenn die eine Partei die ihr offen gejtandene 
Beichwerdefrift ungenützt Hat verftreichen Lafjen, während die Beſchwerde⸗ 
friit für die andere noch gar nicht abgelaufen iſt. Ein Fall der erfteren 
Art kann fich beifpielsweife in Folge der Beitimmung des 8. 18 der 
Gew. Nov. (1883) ergeben, welche die Berufung gegen zwei gleid- 
lautende Entjcheidungen betreffend die Berleihung einer Lonceffion für 
die Ausübung des Gaft- und Schanfgewerbes nur der Gemeinde de 
Ortes der Ausübung geſtatiet. Während aljo die Abweilung der Be 
ſchwerde des Bewerbers über die zu enge VBeitimmung des Inhalts der 
ihm verliehenen Conceffion eine endgiltige ift, kann die Gemein, 
welche ſich jchlechthin gegen die Verleihung jeder Art von Gafthan: 
eonceffion ausgeiprochen bat, dieſen Einjpruh dur drei Inſtauzen 
verfechten. Auch gegenüber ein und derfelben Partei Tann dieſelbe Er 
ledigung zugleich formell rechtskräftig und endgiltig und Doch anfecjtbar 
fein, wenn fie mehrere von einander trennbare Beitandtheile Hat, deren 
einer weiterer Anfechtung überhaupt nicht ausgeſetzt ift, während bie 


wegen der fih an die orbnnungsmäßige | verjehens in bie Menge gerathen iſt und 
Aufteilung knüpfenden fiscalifhen SIn- | an den der Räumungsbefehl vielleiht 
tereffen eingehende Beitimmungen fiber | gar nicht gerichtet war. 

die Bewirkung derjelben, verordnet ins⸗ 2) Bernatzik a. a. O. S. 129, Xam.d, 





beſondere die gerichtliche Aufſtellung 
eines Curators für Abweſende behufs Er⸗ 
möglichung der Zuſtellung. 

1) So wird von der Räumung eines 
öffentlichen Plages im Falle eines Auf- 
laufs auch derjenige betroffen, der un- 


will die Bezeichnung „endgiltig” auf jene 
Erledigungen nicht anwenden, welde 
nicht Ion mit der Zuſtellung, fondern 
durch Serfäumung der offen geftandenen : 
Beihwerbefrift unanfechtbar wurden. 
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binfichtlich anderer der Fall ift, oder wenn die binnen offener Friſt er- 
hobene Befchwerde fih ausdrüdiih nur gegen einzelne Puncte diefer 
Erledigung richtet.?) 

V. Die formelle Rechtskraft einer Erledigung verleiht der durch 
biejelbe herbeigeführten Geftaltung der Nechtölage der Parteien die 
Qualität der Unbeftreitbarleit gegenüber denjenigen Barteien, gegen 
welche die Erledigung formell rechtöfräftig geworden ift; von Dielen 
Barteien kann die Rechtmäßigkeit diefer Geftaltung nicht mehr in Frage 
geitellt werden; ihre Beitreitung ift rechtlich bedeutungslos, mag fie fich 
unmittelbar gegen die Rechtmäßigkeit deſſen richten, wa3 durch die Er- 
ledigung geichaffen wurde, oder mag der Beitand von Rechten und 
Pflichten beitritten werden, welche als beftehend anerfannt werden müſſen, 
wenn die Rechtmäßigkeit des Ergebniffes der rechtskräftigen Erledigung 
wirffam nicht beftritten werden fanı. Dan drüdt das damit aus, daß 
die formelle Rechtskraft materielle Rechtskraft bewirke. 

Die materielle Rechtskraft des durch die formell rechtsfräftige &r- 
ledigung geichaffenen Nechtözuftandes bietet einmal den Behörden einen, 
Barteienangriffen nicht mehr ausgefehten Stützpunct für weitere die Barteien 
betreffende Entichließungen, deren Rechtmäßigkeit durch die Rechtmäßig- 
feit dieſes Buftandes bedingt if.) Uber auch jene Parteien, welden 
die durch die formell rechtsträftige Erledigung geichaffene Rechtslage zu 
Statten fommen fol, können mit Berufung auf die eingetretene materielle 
Rechtskraft, auf die eingetretene Unbeftreitbarfeit derjelben verlangen, 
daß die Behörde Unträge von Parteien, gegen welche die Erledigung 
rechtäfräftig geworden ift, ablehnen oder ignoriren, wenn fie mit der 
Anerkennung der Rechtmäßigkeit des durch die Erledigung gefchaffenen 
Rechtözuftandes unvereinbar find. Sie haben diefen Anſpruch an die 
Behörde felbft dann, wenn der dritten Perjonen gegenüber unbeitreitbar 
gewordene Rechtszuſtand diefe Kraft ihnen gegenüber noch nicht erlangt 
bat. Wenn aljo die Repartition der Koften der Erhaltung einer öffent- 
lihen Anſtalt gegenüber einzelnen Parteien bereit3 rechisfräftig geworden 
ift, fo können die anderen Parteien, für welche die Unfechtungsmöglich- 
feit noch befteht, verlangen, daß auf verjpätete Beſchwerden der eriteren 
als Beſchwer den Fein Bedacht mehr genommen werden dürfe; — und 


1) 8. 15 des jächfiichen Geſetzes läßt 
alle nkte der tiheidung, gegen 
welche nicht ausdrüdlich Beſchwerde er- 
hoben wurde, rechtskräftig werben. 8.31 
der babifchen Verordnung fordert Aus⸗ 
führung der Beichwerde dur Angabe 
der Beſchwerdepunkte ohne Feitjegung 
einer beftimmten Nechtöfolge der Nicht⸗ 
erfüllung diejer Forderung. Nach der 
an früherer Stelle vertretenen Anſchau⸗ 
ung ift die Befchwerdeabficht zu Gunften 
des Beichwerbeführers ausgulegen. at 
er aljo die Beichwerdepunfte nicht näher 


bezeichnet, fo gilt die Beſchwerde gegen 
den ganzen Inhalt der Erledigung ge 
richtet, jo weit er dem VBeichwerdeführer 
erfennbar nachtheilig ift. 

2) Sp aud der Rechtsſatz des Erf. 
des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
v. 5. October 1885, Sammlung von 
Sebens u. Meyeren Bd. XIL ©.369: 
Eine polizeiliche Anordnung iſt nad 
Verabſäumung rechtzeitiger Anfechtung 
für den. Betheiligten verbindlich und in 
Folge defien eine fidere Grundlage für 
das weitere Borgeben ber Polizeibehörbe 


ein folches Berlangen ift praftiih von Bedeutung, wenn fich für die 
Beichwerdeinftanz kein Anknüpfungspunkt für eine Baflation von Amts: 
wegen bietet. 

VI Der innere Grund der formellen und materiellen Rechtskraft 
Liegt, foweit ihre Wirkungen fih gegen die Barteien richten, darin, daß 
mit Rückſicht auf die begrenzte Beit der Behörden ihr Anfpruc darauf, 
daß die Behörde fi) mit ihnen in einer beftimmten Angelegenheit be 
falle, kein unerichöpflicher fein Tann, und daß er im concreten Falle 
erihöpft if. Daraus würde fi als Borausfegung der die Parteien 
beichräntenden Wirkungen der formellen und materiellen Rechtskraft er- 
geben, daß ſich die Behörde wirklich mit der Partei, gegen welche die 
Rechtskraft wirken fol, in der ihr gegenüber als abgethan behandelten 
Sade befaßt, daß diefe zum Mindeften vor dem Erlaſſe der Entſchei⸗ 
dung oder Berfügung gehört, zur Wahrung ihrer Rechte und Anter- 
eſſen zugelaffen worden fe. Dennoch läßt fih für das öſterreichiſche 
Recht dieſe, grundfäglic allerdings feitzubaltende Vorausſetzung der 
formellen und materiellen Rechtstraft als eine in allen Fällen unerläß 
liche nicht nachweijen; dann nämlich nicht, wenn für die Vornahme einer 
Verfügung, für die Fällung einer Entfcheidung eine Suftanz als erite 
und legte zuftändig erflärt, wenn die Verfügung oder Entfcheidung der- 
jelben als den Parteien gegenüber endgiltig erklärt wird. Hier wird 
dieſe Enticheidung oder Verfügung durch die Zuftellung an die von ihr 
betroffene Partei für dieſelbe unanfechtbar, foferne fie nicht an einem 
Grunde abjoluter Nichtigkeit leidet; fie wird formell rechtskräftig und 
bewirkt damit auch materielle Rechtskraft, e8 mag ihr eine Vernehmung 
der betroffenen Partei vorhergegangen fein oder nicht. Sie kann wegen 
Verweigerung des Gehör im Verwaltungswege nicht mehr an: 
gefochten werden. Das gilt 3. B. von dem Erkennmiſſe, mit weldem 
die Buläffigkeit der Auflöfung eines Vereins nach $. 24 des Bereind- 
gejetes vom 15. November 1867 ausgeſprochen wirb und von der fid 
daran fnüpfenden Verfügung der Auflöfung in jenen Fällen, in welchen 
das Minijterium des Innern nad) den 88. 25 und 11 dieſes Geſetzes 
in erfter und in leßter Inſtanz biefür zuftändig if. Dieſe Auflöfung 
wird mit dem Zeitpunkte der Buftellung des Auflöfungserkenntniffes an 
die zur Empfangnahme amtlicher Erledigungen zuftändigen Bereinsorgane 
formell rechtöfräftig gegen den Verein und muß von demfelben als zu 
Recht beitehend anerkannt werben, foferne felbit fein Fortbeſtand mit Be 
ſchränkung auf den Zweck der Vermögensliquidation angenommen werden 
müßte.) Sole Ausnahmsfälle werden aber als Beftätigung des fonft 
giltigen gejeßgeberifhen Princips angefehen werden müſſen, daß eine 
Partei von der Anfechtung einer an fie gerichteten Entſcheidung oder 
Berfügung billiger Weife nur dann ausgeichloffen werden könne, wenn 
ihr vor der Berlautbarung die Möglichkeit der Vernehmlaſſung er: 
Öffnet war. 


1) gl. auch R.G. E. v. 27. Zänner 1871, 8.3, Hye 10. 
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In dem Umfange, in welchem auf dem ®ebiete des öffentlichen Rechts 
formelle und materielle Rechtskraft auch zu Gunſten der Barteien wirtt 
und diefen einen Anſpruch auf die Aufrechterhaltung des formalen 
Beftandes einer dritten Parteien gegenüber formell rechtsfräftigen Ent- 
ſcheidung oder Verfügung verleiht, beruht dieſe den Parteien günitige 
Wirkung auf der Anerkennung des praftiichen Bedürfniſſes nad) Rechts— 
fiderheit des Einzelnen. Daß demfelben auf dem Gebiete des dffent- 
lichen Rechts innerhalb viel engerer Grenzen Rechnung getragen wird 
und getragen werden Tann, als auf dem Gebiete des Civil- und felbft 
des Strafrechtd, wird Gegenftand jpäterer Erörterungen fein. In der 
Mitwirfung der Parteien, in ihrer procefjualen Thätigfeit, in ihrer 
Arbeit für die Herbeiführung der von der Behörde für ihre Entſchließung 
benöthigten Erkenntniſſe liegt der Grund für diefe Wirkungen nicht, Sie 
find nicht der Arbeit Lohn, fie find keine Folge des Umftandes, daß in 
dem Willen der Behörde ein Stüd Willen der Bartei ftedt.) Denn 
einerjeit3 befigt die Urbeit der Parteien auf einem großen Gebiete des 
Verwaltungsprocefjes, auf jenem Gebiete nämlich, wo die Bermaltungs- 
behörden die nterefien der Parteien von Umtswegen zu wahren, ihnen 
die mangelnde Erkenntniß ihres Nutzens zu verichaffen haben, gegenüber 
der Zhätigleit der Behörde eine untergeordnete Bedeutung, und es 
fommen ihnen in dem Umfange der Buläffigteit formeller und materieller 
Rechtskraft die Wirkungen derſelben auch dann zu Statten, wenn fie 
für die Erkenntniß der Behörde gar nichts geleiftet Haben, an dem Ver⸗ 
waltungsproceffe gar nicht mitthätig gewefen find, die Verhandlungen gar- 
nicht bejucht haben; andererjeit3 ftedt ja in dem Kalle, ald die Partei 
im Proceſſe thätig geweien ift und der Verwaltungsact jene Parteien- 
dispofitionen in ſich aufgenommen bat, an welche die Behörde gebunden 
itt, ein Stüd Parteienwille in dem Berwaltungsact, auch wenn bderjelbe 
formell nicht rechtskräftig ift, und dennoch fit er in diefem Falle der 
Barteienanfechtung nicht entzogen. Ä 

VII. Formelle Rechtskraft ift alfo ein beftimmter Grad der Yeitigfeit 
des formalen Beitandes einer Erledigung gegenüber unmittelbaren oder 
mittelbaren Angriffen der Barteien; materielle Rechtskraft ein beftimmter 
Grad der Feitigleit der Wirkungen diejes Beſtandes gegenüber jolchen 
Angriffen. Die formelle Rechtskraft ift die jurtftiiche Urſache der mate: 
riellen. Anders als gegenüber den Barteten äußern ſich die Wirkungen der 
formellen und materiellen Rechtskraft für Die Bermaltung3behörden und 


1) Sgl. den oft citirten Ausſpruch von ihnen —* Rechtsſpruch verſtellten 


Anſpruch beſchränkt bleiben muß.“ Für 


Bülow's, Civilproceſſualiſche Fictionen 
und Wahrheiten im Archiv für civiliſtiſche 
Braris 62. 8b. ©. 93 A. 72: „Darin, 
daB im Civilproceß das concrete Recht 
erit durch die Bemühungen der Parteien 
herausgearbeitet werden muß, Tiegt der 
Grund, weshalb die Rechtskraft des Ur- 
theils auf die Parteien und auf den 


das Verwaltungsredht Dagegen hat Ber- 
natzik a. a. O. ©. 112 Erzielung höchfter 
Rechtsſicherheit und ſparſame Ausnübung 
der Staatsthättgleit al3 Gründe für die 
formelle und materielle Rechtskraft (mir 
fügen hinzu, jo weit ihre Geltung reicht) 
richtig erfannt. 
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gegen diejelben. Daß eine Verfügung oder Enticheidung für eine Partei 
unanfechtbar geworden ift, hat für die Behörde eine entlaftende Wirkung 
gegenüber diefer Partei. Ein Anſpruch diefer Partei auf neuerliche 
Befaffung der Behörde mit der durch Enticheidung oder Verfügung 
erledigten Sache befteht nicht. Es kann unter Umständen die Befugniß 
und Pflicht der Behörde zu einer folchden neuerlichen Befaffung begrün: 
det fein, aber die Partei Tann dies, wenn man den Fall der Wieder⸗ 
aufnahme und der Wiedereinfegung bei Seite läßt, als ihr Recht nicht 
mehr verlangen. Ja noch mehr: Die Beitimmungen über die Bor: 
ausfeßungen der Zuläſſigkeit der Anfechtung verwaltungsbehördlicher 
Ucte unterliegen nicht der Verfügung der Behörden. Sie find für diele 
jus cogens. Sie dürfen über diefelben hinaus feine Anfechtung zulaſſen. 
Mögen fie zuftändig fein, dem Antrage einer unftatthaften Beſchwerde 
als einer Bitte zu entiprechen, unter dem Gefichtöpunfte eines, unzu: 
läffiger Weife erhobenen Anfechtungsanſpruchs müſſen fie ihn abweijen. 
Die Verwaltungsbehörden haben alfo auf den Eintritt der formellen 
Nechtskraft eines WBerwaltungsactes gegenüber einer Partet von Amts⸗ 
wegen Bedacht zu nehmen. Undererfeit3 begründet der Umftand, daß 
eine Partei eine zuläffige Beſchwerde gegen eine ihrer Anfechtung nad 
ungefeglihe Entſcheidung oder Verfügung erhoben Hat, Tchlechthin die 
Befugniß der angegangenen fachlich und örtlich zuftändigen Behörde, ſich 
mit der jo erledigten Sache behufs Vornahme einer neuerlichen Erledi⸗ 
gung zu befaſſen. Soweit, was das Verhältniß der Behörde zu der 
einzelnen ihr gegenüberftehenden PBartet anbelangt. In jenen Fällen 
aber, mo die Behörde es mit mehreren Parteien zu thun bat, Tann die 
Thatſache, daß eine an alle diefe Parteien gerichtete Entfcheidung oder 
Verfügung für diefe und jene Partei unanfechtbar geworden ift, zur 
Folge haben, daß die Behörde an derfelben auf Verlangen der übrigen 
Barteien fefthbalten muß. Es ift dies möglich nicht nur dann, wenn 
durch die Entfcheidung oder Verfügung Rechts verhältniſſe zwischen den 
Barteien feftgeitellt oder begründet werden follen, ſondern auch abgefehen 
bon diefem Falle. Zuſammengefaßt find die mögliden Wirkungen der 
Thatfache, daß eine Entſcheidung oder Verfügung gegenüber einer Partei 
formelle Rechtskraft erlangt bat, auf die Behörde folgende: Die Be 
hörde wird von der Pflicht einer neuerlichen Prüfung der entjchiedenen 
oder durch Verfügung geordneten Sache gegenüber der Partei, gegen 
welche die Rechtskraft eingetreten tft, befreit; ja fie darf nicht einmal 
einen gegen die rechtsfräftige Enticheidung oder Verfügung gerichteten 
Anfechtungs anſpruch diefer Partei anerfennen, felbft wenn fie befugt wäre, 
die Entjcheidung oder Verfügung von Umtswegen abzuändern. Die Dr 
hörde erhält durch den Eintritt der Rechtskraft die Befugniß, alle redı- 
lien Conjequenzen ihrer rechtskräftigen Enticheidung oder Verfügung 
gegen diefe Partei zu ziehen. Der Eintritt der Rechtskraft gegenüber 
der einen Partei übt verpflichtende Wirkung auf die Behörde zu Gunſien 
anderer Parteien, infoferne auch diefen aus der Rechtskraft ein Anſpruch 
an die Behörde erwächſt, eine ihre Rechtslage nachtheilig beeinflufiende 
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Anfechtung derjenigen Partei abzuweiſen, gegen welche die Rechtskraft 
eingetreten ift. In einem gewiſſen Umfange darf die Behörde in dem 
alle, wo ein folcder Anſpruch einzelner Parteien durch die gegenüber 
dritten Parteien rechtsträftig gewordene Enticheidung oder Verfügung 
begründet worden ift, diefe Entjcheidung oder Verfügung aud) von Amts— 
wegen nicht ändern. Strenge genommen foll man nicht davon ſprechen, 
daß eine Enticheidung oder Verfügung gegen die Behörde formell rechts- 
kräftig geworden iſt. Denn die Behörde ift ja feine mit Unfechtungs- 
befugniß ausgeftattete Bartei. Andererſeits iſt die Befugniß der Be— 
börde zur Kaffation von Amtswegen, foweit fie reicht, unabhängig davon, 
ob die zu caflirende Entjcheidung oder Verfügung gegenüber den Bar- 
teien formell recht3fräftig ift oder nicht. Man kann deshalb nur ſprechen 
von Wirkungen berecitigenden oder verpflichtenden Inhalts, welche der 
gegenüber den Parteien erfolgte Eintritt der formellen Rechtskraft zu 
Gunften der Behörde oder auf diefelbe zu üben vermag. 

VII. Noch das Eine ergibt ſich aus den vorangegangenen Erörte- 
rungen: Die Trage, ob die Sache, welche neuerlicher Erledigung der 
Behörde unterworfen oder deren Erledigung angegriffen wird, identiſch 
fei mit einer Sache, welche rechtsträftig bereit3 abgethan wurde, und ob 
die Partei, welche die Erledigung begehrt oder den Angriff unternimmt, 
zum reife jener Berfonen gehöre, welche von der. Rechtskraft betroffen 
werden, aljo die Frage nach der eadem causa und nad) den eaedem 
personae entfteht nicht nur Hinfichtlich der materiellen, fondern auch hin- 
fichtlich der formellen Rechtskraft. Nur ift die Prüfung, ob es fih um 
eadem causa handelt, wenn e3 gilt, die formelle Rechtskraft einer Er- 
fedigung feitzuftellen, eine mehr äußerlichde, formale. Man prüft die 
Fentität des Thatbeftandes, deſſen Erledigung die. Partei anftrebt, mit 
dem einer früheren Erledigung, und ob er eine Erledigung in der Rich: 
tung bereit3 erlangt hat, in welcher fich die Anträge der Partei beivegen, 
ob die Erledigung zugeftellt, ob fie durch die Buftellung oder durch Ver⸗ 
fänmung der Anfechtungsfrift unanfechtbar geworden tft. Dagegen ift 
für die Feſtſtellung des Kreifes von Perfonen, gegen welche die formelle 
und materielle Rechtsfraft der Erledigung wirkt, und für die Beftimmung 
diefer Wirkungen ein tieferes Eingehen auf den Anhalt der Erledigung, 
auf die Abſicht der Behörde, in welcher die Erledigung vorgenommen 
wurde, auf die Normen über die Wirkungen der Erflärung diejer Abficht 
erforderlich; es iſt insbefondere eine Erforfchung jener gefehlichen Wir- 
tungen erforderlich, welche diefe Erklärung auf die Rechtslage von Ber: 
fonen ausübt, die der Behörde zur Beit ihrer Abgabe als Parteien gar 
nicht gegenübergeftanden find. 


6. 35. Bon der materiellen Rechtskraft insbefondere, 


1. Ehe man zu weiteren Erörterungen über dieſen Gegenitand 
ſchreitet, erſcheint es geboten, die Weſensverſchiedenheit des abminiftrativen 
und des civilprocefiualen Verfahrens, der Privatrechte der Einzelnen und 
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der Öffentlichen Rechte des Staates zu betonen, um einer unpafienden 
eiviliftiichden Behandlung der Frage nad) der Bedeutung und ben Grenzen 
der materiellen Rechtskraft auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts vor- 
zubeugen. Das Adminiſtrativverfahren in jeiner reinen Geftalt hat den 
Bwed, die Verwirklichung der öffentlichen Intereſſen, die Erfüllung der 
höchſten Aufgaben des Staated zu vermitteln. Sicherung der elementaren 
Bedingungen feines Beitandes, Erfüllung der von ihm erfannten und in 
Normen ausgedrüdten focialen und ethifchen Pflichten, das ift das Ziel, 
auf welches der Staat im Wominiftrativverfahren Iosfteuert. Es fteht ihm 
in erfter Linie, Rechts- und Intereſſenſchutz zu Gunſten der am Ber: 
fahren Betheiligten hat bier nur fecundäre Bedeutung. Wenn der Staat 
als Geſetzgeber vor der Alternative der Einführung eines Adminiſtrativ⸗ 
proceſſes fteht, welcher die Rechte und Intereſſen der an demfelben be 
theiligten Berfonen auf das ſorgſamſte berüdfichtigt, dafür aber die 
Sicherheit der Erfüllung feiner Verwaltungsaufgaben aufhebt, oder vor 
der Anordnung eines Verfahrens, welches in entgegengejehter Zeile 
harakterifirt ift, jo wird er keinen Wugenblid zögern, fi zu Gunften 
der öffentlichen Intereſſen zu enticheiden. Er trifft diefe Enticheidung 
auch ausdrüdlih, wenn er die Anordnung von ficherheitspotizeiliden 
Verfügungen bei Gefahr am Verzuge ohne verherige VBernehmung des 
Adrefjaten derfelben zuläßt und den Schub gegen Willfür nur mittels 
nachträglicher Beſchwerde zu fuchen geftattet, oder wenn er die Möglid: 
feit der Abwehr von Willlür im adminiftrativen Verfahren zu Gunften 
möglichiter Wohlfeilheit der Erfüllung öffentlicher Intereffen einfchränt, 
wie Died z. B. von der Bemeſſung einzelner fiscaliſchen Abgaben gilt. 
Wefentlich verfchieden ift aber der Zweck des Civilproceſſes. Sein erſtes 
und letztes Biel ift die Wahrung und die Verwirklichung fubjectiver 
Privatrechte, und ſchon diefe Werfchiedenheit genügt, um Mißtrauen ber: 
vorzurufen gegen jeden Verſuch, Enticheidungen und Berfügungen der 
Berwaltungsbehörden im Hinblid auf ihre Wirkungen dem Urtheile und 
der Verfügung des Civilrichters an die Seite zu ftellen. Der Civil: 
rihter hat feine Pflicht erfüllt, wenn er den Inhalt des rechtäkräftigen 
Urtheil® oder der rvechtöfräftigen Verfügung auf Untrag desjenigen, der 
daraus die Unbeftreitbarfeit eines Rechtes abzuleiten vermag, verwirtlidt. 
gleihviel, ob das Urtheil in thatfächliher wie in rechtlicher Beziehung 
wahr oder faljch, richtig oder unrichtig ift. Für die Vermwaltungsbehörden 
dagegen hat die Entſcheidung, joweit fie über den Beitand oder Nidt- 
beitand öffentlicher Intereſſen ergeht, fomweit fie feftftellt, was den 
Normen über ihre Befriedigung entjpricht, nur die Bedeutung eine 
Durchgangsſtadiums für die Befriedigung der öffentlichen Intereſſen, auf 
welche e3 in erfter und letter Linie ankommt. Bleiben diele 
unbefriedigt, fo hat die Behörde ihre eigentliche Aufgabe gar nicht gelött. 
Das richterliche Urtheil verfolgt den Zweck, den Streit der Parteien der 
Ruhe zuzuführen, felbft auf Koſten der Wahrheit und des Rechts. Das Ber: 
waltungsverfahren hat aber nicht den Zweck, das der Obforge der Behörden 
anvertraute Öffentliche Intereſſe um jeden Preis zum Schweigen zu bringen, 
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fondern zu erfüllen, und Ruhe kann Hier nicht früher eintreten, als bis 
die Erfüllung gelungen ift. Jede Enticheidung, welche feftitellt, was für 
diefen Zweck zu gejchehen habe, hat deshalb nur die Bedeutung einer Vor⸗ 
bereitung der Behörde für die Erfiillung ihrer Aufgabe. Daß die Koften 
der Unzulänglichkeit des in der Entfcheidung zum Ausdrude kommenden 
Planes der Behörde auf Rechnung des Staates und nicht der Parteien zu 
gehen haben, iſt alfo hier nur eine Forderung der Billigkeit, welche hin- 
fichtlich der vollzogenen nicht rechtskräftigen Entfcheidung in ganz 
gleiher Weiſe befteht, wie hinfichtlich der rechtsfräftigen, und 
feine Forderung, die fi) aus dem Zwecke des Adminiſtrativverfahrens oder 
aus jenem der formellen Rechtskraft verwaltungsbehördlicher Entfcheidungen 
ergibt. Und damit hängt es auch zufammen, daß der Staat durd die 
formelle Rechtskraft einer verwaltungsbehördlichen, die Rechte 
der Barteivnerlegenden Entfheidung zur Aufrechterhaltung der- 
jelben nicht verbunden tft, möchte felbft die verlegte Partei von 
einer Aufhebung nichts wiſſen wollen, foferne er nicht durch 
die Aufhebung Rechte dritter Perſonen verlett.!) Denn Ber- 
gewifferung der Erfüllung der öffentlichen Rechtsordnung tft der Zweck 
des Adminiftrativverfahreng, nicht die Herftellung eines Zuftandes der Ruhe, 
auf deſſen Aufrechterhaltung die Partei einen Anfpruch bat, jelbft wenn 
er der öffentliden Rechtsordnung zumiberläuft. In trodener 
Weiſe befagt dies ein Urtheil des preußifchen Oberverwaltungsgerichts vom 
23. Suni 1887 mit den Worten: „Ein Rechtsgrundjag, daß die Ordnung 
des Staates eine endgiltige Heftftelung der dem öffentlichen Rechte an- 
gehörenden Verhältniffe verlange... befteht nicht”. Dem ift nur der eine 
Vorbehalt beizufügen, daß allerdings das Bedürfniß, einen der Barteien: 
anfechtung entzogenen Rechtszuſtand herbeizuführen, auch von der öffent- 
lichen Rechtsordnung durch die Einführung des Nechtöinftitutes der for- - 
mellen Rechtskraft anerlannt ift. Der Staat will allerdings einmal Ruhe 
vor den Parteien. Er felbft kann aber in der Erfüllung feiner höchiten 
Aufgaben weder fi) noch den Parteien Ruhe gönnen. 

II. Geht man nun einen Schritt weiter, um die Uebertragbarfeit 
der Rechtsparbmie, res judicata jus facit inter partes, auf das Gebiet 
des Bermwaltungsrecht3 zu prüfen, fo muß in Betracht gezogen werden, 
daß in fehr vielen Fällen Glieder des von den Verwaltungsbehörden 
feitzuftellenden Rechtsverhältniffes, aud) dort, wo mehrere Parteien an 
dem Aöminiftrativverfahren theilnehmen, nur der Staat und der Einzelne 
find. Man denfe an die Kategorie der öffentlichen Geld, Sad: und 


1) Keinerlei Broteft, feine ſtolze und 
bartnädige Burüdweifung Tann den 
Staat rechtlich hindern, eine Rechtsver⸗ 
legung, zu deren Bejeitigung die Partei 
fein Rechtsmittel befigt, welche ihr gegen- 
über formell rechtskräftig geworben ift, 
aus der Welt zu jchaffen. Das vollzieht 
ih nicht wie im Privatrecht wenn der 

Tezner, Hanbbud). 


Gieger da3 Unrecht der ftaatlihen Ge⸗ 
richte gut machen will, durch Verzicht 
auf das ihm auerfannte Necht oder auf 
Die exceptio rei judicatae, ſondern Durch 
Entkräftung oder Vernichtung der recht- 
lihen Kraft des rechtskräftigen Verwal⸗ 
tungsact3, dur Kaflation von Amts⸗ 
wegen. 
20 
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Dienftleiftungspflichten. In allen diefen Fällen Hinkt der Vergleich mit 
der Civilrechtsſache. Wir haben Hier die eine Partei, den vermuthlid 
Verpflichteten.. Die andere fol der Staat fein. Uber, mie gezeigt 
wurde, ift die Verſchiedenheit der Nechtsitellung des in der Berwirt- 
lihung der Berwaltungsaufgaben begriffenen Staate® von der um die 
Verwirklihung von Privatrechten kämpfenden Privatperjon zu groß, um 
die Gründe für die Unterwerfung von Privatperjonen unter ein falſches 
civilgerichtliches rechtökräftiges Urtheil als ausreichend anzuerkennen, für 
die Aufitellung der Forderung, daß auch der Staat an eine falfche, öffentliche 
Intereſſen rechtäwidrig verlebende Enticheidung feiner Behörden zu binden 
ſei. Dies gilt jelbit dann, wenn zur Sicherung der Verwirklichung be 
ftimmter öffentlicher Intereſſen die Formen parteimäßiger Bertretung 
derfelben vor den Berwaltungsbehörden im Adminiftrativprocefie einge 
führt find, wie wenn 3. B. der Gemwerbeinfpector im Intereſſe des 
Arbeiterſchutzes vor der Verleihung eines Betriebsconfenfes zu hören it 
und die erfolgte Verleihung anfechten kann. Auch in einem folchen Fall 
det Sich die Stellung des Vertreters bejtimmter öffentlicher Intereſſen 
nicht mit der einer Civilproceßpartei. Er iſt vielmehr mitthätig zur 
gedeihlichen Bejorgung der ihm anvertrauten öffentlichen Intereſſen und 
zur Eontrole der proceßleitenden Behörde. Und die proceßleitende Be: 
hörde behält troß der Bugejellung eines ſolchen Vertreters der öffentlichen 
Intereſſen die gleiche Aufgabe, die ihr auch ohne die Mitwirkſamkeit 
desjelben obliegt; nur, daß fie in Erfüllung derjelben von dieſem unter: 
ſtützt und controlirt wird. Auch die Bedeutung des Adminiſtrativproceſſes 
als eined bloßen Durchgangsſtadiums für die rechtmäßige und zwei: 
mäßige Beſorgung öffentlicher Intereſſen wird dadurch nicht geändert. 
Dies bleibt das Endziel und nicht die Erledigung eines Redir- 
jtreites dur autoritativen Ausfpruh des Staates. In vr 
Eivilrechtsfache handelt e8 ſich auf beiden Seiten um Rechte und Anterefien, 
welche der Barteiendispofition unterliegen, mit denen die Parteien 
fchalten und walten fünnen, wie fie wollen. In der Verwaltungsrechts 
fache Stehen die öffentlichen, pflichtmäßig zu wahrenden Intereſſen nicht zur 
Dispofition der Verwaltungsbehörden, mögen fie den Verwaltungsact felbt 
feßen oder durch Untragftellung und Controle auf deſſen rechtmäßige de 
ftaltung hinwirken. So viel, was das Verhältniß zwijchen dem Staat 
und dem Einzelnen anbelangt. 

II. Allein auch was das Berhältniß der Parteien des Admini: 
ftrativprocefjeg untereinander betrifft, fo iſt dasſelbe in einer ganzen 
Neihe von Fällen conjtructiv verfchieden von jenem der Parteien eine 
Civilproceffes. Dieſe ftreiten immer um ein zwifchen ihnen beftehendes 
Rechtsverhältniß und das richterlihe Urtheil ftellt feft oder leugnet den 
Beitand eines Nechtöverhältniffes zwifchen den Parteien, es jpridt 
Necht zwifchen ihnen. Jus facit inter partes. Das ift nun im Admini- 
ftrativprocefje nicht immer der Fall. Hier dreht ſich fehr oft die Frage 
nit um ein Nechtöverhältniß zwiſchen den Parteien untereinander 
fondern nur zwiſchen diefen und dem Staate. Die eine Bartei behaupte 
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ein Rechtsverhältniß nicht zwiſchen ihr felbit, jondern zwifchen einer 
anderen Bartei und dem Staate oder einer öffentlichen Corporation nur 
darum, weil fie durch deilen Beftand entlaftet wird, Die bezeichnete Partei 
feugnet es, weil fie durch den Beftand desfelben belajtet wird. Richtet 
fh im Civilprocefje die Metion einer Partei darauf, Daß bezüglich ihrer 
ein Rechtöverhältniß zur anderen Partei durch Urteil feftgejtellt oder 
negirt werde, jo verfolgt fie im Adminiftrativproceiie häufig den Zweck, 
daß durch die Verwaltungsbehörde feitgeitellt werde, eine andere ftehe, 
oder ftehe nicht in einem Nechtöverhältniffe zum Staate. Und darum 
kann in Fällen diefer Urt nicht davon die Rede fein, daß die Ent- 
ſcheidung der Behörde jus facit inter partes; foferne die verwaltungs- 
behördlichen Enticheidungen materieller Rechtskraft fähig find, fchaffen fie 
formelles Recht in Fällen diefer Urt nur, zwiſchen dem Staate und 
jeder einzelnen Partei, welche an dem durch Entſcheidung erledigten 
Verfahren betheiligt war. Die Berufung auf die materielle Rechtskraft 
bat dann die Bedeutung, daß der Staat die Rechtslage jeder einzelnen 
Bartei, wie fie durch die Enticheidung beitimmt worden ijt, vefpectiren 
müffe und feine der Bartei nacdhtheilige Aenderung an derfelben vornehmen 
dürfe. Fälle diefer Art find ganz gewöhnlich. Wer legitimirt ift, zum Ein- 
fpruche gegen die Ausführung eines Baues, einer Betriebs⸗ oder Wafler- 
anfage, ſteht um defjentwillen allein in feinem Rechtsverhältniß zum 
Projectanten. Sein Anſpruch bat zum unmittelbaren Objecte nicht eine 
Handlung des letzteren, jondern die Zulafſung zur Einfprache gegen die 
behördliche Bewilligung derjelben vom Standpunkte der öffentlichen 
Intereſſen und feiner Privatintereffen.!) Die Gemeinde, welche zum 
Brotefte gegen die Ertheilung einer Wirtsconceſſion legitimirt ift, fteht in 
feinem Rechtöverhältniffe zum Conceſſionswerber. Die zur Theilnahme an 
der Repartition eines Aufwands für öffentliche Zwecke beigezogenen Barteien 
ftehen um bdefientwillen fo wenig im Nechtsverhältnig zu einander als 
mehrere, in diejelbe Unflage einbezogene, einer criminellen Handlung Be- 
Ihuldigte, von denen jeder fich zu entlaften, die andern zu belaften ver- 
ſucht. Jeder ift zur Anfechtung der Repartition, foweit fie bie Pflicht 
des anderen betrifft, nur injoferne Iegitimirt, als er behauptet, daß er 
jelbft unter der falfchen Beſtimmung der Pflicht des anderen redt3- 
widrig leiden müßte. Es handelt ſich hier überall um fo viele gegen den 
Staat gerichtete Rechtsverhältniffe als Parteien da find, welche, weil fie 
durch ihre Beitimmung zufammenhängen mit einer Entſcheidung oder 
Verfügung abgethan werden follen, nicht um Nechtsverhältniffe der Par- 
tcien umter einander. 

IV. Wie weit ift nun nach dem in den vorhergehenden Erörte- 
rungen ausgedrüdten Vorbehalt die Parömie, res judicata jus facit inter 
partes, auf die Erledigungen der Verwaltungsbehörden anwendbar? Man 
Tann nicht jagen, daß das pofitive Hecht nicht einmal einen Wink zur 
Löſung diefer Frage biete. . 


1) Seine Privatrechte gehören vor den Eivilrichter. 
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Schon ein Hföct. vom 12. Juni 1817, P. ©. ©. Bd. 45, Nr. 71 
febt feit, daß in dem Falle, wenn eine &ewerbeberechtigung von dem 
Necursberechtigten (e3 ift biebei an die Zünfte, die gewerblichen Ge 
nofjenichaften gedacht) in der gefeblichen Friſt nicht angefochten worden 
ift, der Beliehene berechtigt jei, da8 Gewerbe auszuüben, und daß 
der verfpätete Recurs gegen ben Gewerbömann feine Wirkung haben 
fönne. 

Die oft cit. Vog. vom 30. Auguft 1868 geftattet derjenigen Be: 
börde, von welcher ein Berwaltungsact ausgegangen ift, die Zurüdnahme 
und Erſetzung bderjelben. durch einen anberen Verwaltungsact auf die 
Beichwerde einer Bartei aljo im Intereſſe derjelben nur dann, 
wenn durch denjelben nicht auch einer anderen Bartei ein Recht zuer: 
fannt wurde, welches unter der Burüdnahme leiden müßte. Das Hfoc. 
vom 2, März; 1799, J. ©. ©. Nr. 459, P. G. ©. Br. 14, Nr. 19 
fpricht jeder Beichwerde gegen einen Verwaltungsact die einhaltente 
Wirkung ab, einmal wo es fi) um eine auf das Deffentliche fich be 
ziehende Vorkehrung und vorzüglid um eine ſolche zu thun ift, bei 
welcher entweder ein Proviſorium nothwendig ift oder die Amispflicht 
von felbit einzufchreiten bat, dann aber wo durch den Perzug der 
Bartei, gegen welche der Recurs genommen wird, ein feinen Erfolg 
zugebender Nachtheil erwachſen würde. Auch $. 93 der Amtsinftruction 
vom Jahre 1855 fcheidet zwiſchen Verfügungen, welche, weil im öffent: 
lichen Intereſſe erlafien oder wegen der mit dem Berzuge verbundenen 
Gefahr auch während der Necursfrift zu vollziehen find, und aufidieb: 
baren Berfügungen in Barteifachen, wodurch jemandem ungeadjtet der 
Einſprache einer anderen Partei etwas zu oder abgeſprochen, oder 
ein Befugniß verliehen wird. 

Diefe Beftimmungen laflen zwei gejeßgeberiiche PBrincipien erkennen. 
Die Fürforge für das öffentliche Intereſſe geht auf dem Gebiete dei 
Berwaltungsrechte der NRüdfiht auf Individualrechte und Individual— 
intereffen voran. Der Staat verträgt eher einen Mißgriff der Behörde 
in Betreff der gefeglichen Behandlung diefer Rechte und Intereſſen als in 
der Behandlung der öffentlihen Intereſſen. Darum foll jede Behoͤrde 
einen angefochtenen Berwaltungsact, wenn fie dies im Öffentlichen Intereſſe 
geboten erachtet, vollziehen dürfen. Die Gefahr, dab fie in dieſer An 
fiht irrt, daß fie durch den Vollzug fubjective Rechte verlegt, wird in 
den Kauf genommen. Die NRechtsficherheit des Einzelnen hat auf dem Ge— 
biete des Verwaltungsverfahrens fecundäre Geltung, im XWiderftreite mit 
dem höheren Principe Hat fie zurüdzutreten — aber nur im Widerftreite 
mit dem Öffentlihen Anterefle; die Behörde darf regelmäßig die 
Rechtslage des Einen, mie fie durch rechtsfräftigen Verwaltungsact 
geftaltet ift, nicht ändern, nur um dem Brivatinterejfe des Andern zu 
entiprechen. | 

Diefe leitenden Grundſätze erfcheinen nun auch verwendbar bei ber 
Löſung der Frage, welche Geltung der materiellen Rechtskraft ſowohl im 
Sinne der Gebundenheit des Staates ald auch der Parteien an den Ir: 
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halt formell rechtöfräftiger Erledigungen auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes einzuräumen fei. Selbitverftändlich ist diefe Geltung nur ſoweit 
fraglich, al# fie nicht durch befondere gejegliche Anordnung vollftändig und 
deutlich geregelt ift. Eine allgemeine Beitimmung diejer Art befigt das 
öfterreichifche Recht nicht. 

V. Es ift bereit3 hervorgehoben worden, daß, wenn man von 
Rechtskraft einer Enticheidung oder Verfügung gegenüber der Behörde 
ipriht, damit Fälle in's Auge gefaßt werden, in welchen die Thatſache, 
daß eine Enticheidung oder Verfügung der Anfechtung der einen Partei 
entzogen ift, die Behörde zu Gunften einer anderen Partei bindet, der 
‚dieje Entiheidung oder Verfügung zu Statten kommen fol. Es be- 
fafjen fi) deshalb auch die folgenden Erörterungen mit der principtellen 
Stage, inwieweit. die Berufung der einen Partei auf die ZThatjache, 
daß eine Enticheidung oder Verfügung der Unfechtung der anderen ent- 
zogen ſei, die Behörde an den Inhalt einer folchen Enticheidung oder 
Berfügung zu binden vermöge, wie weit das, was gegen die eine Partei 
rechtöfräftig geworden ift, von der anderen zu ihren Gunſten geltend 
gemacht werden könne. Es wird ferner vorausgefeht, daß diejenige 
Bartei, welche die Wirkungen der Rechtskraft gegen eine andere Partei 
für fi geltend macht, hiezu fachlich legitimirt jei. 

In einem weiten Umfange num ift felbit der klar ausgeiprochene 
Wille der Behörde, Durch ihre Enticheidungen oder Verfügungen Parteien- 
anſprüche auf Aufrechterhaltung derjelben gegenüber Parteienanfechtungen 
begründen zu wollen, vollftändig wirkungslos. 

Das öffentliche Hecht enthält ein weites Gebiet von Normen, welche 
jede thatjächlide Verhältniß, das mit beftimmten öffentlichen Suter: 
efien im Widerfpruch fteht, für verboten, für unerlaubt erflärt, ohne 
weiter zu fcheiden, ob es durch behördlichen Act für erlaubt erklärt ſei 
oder nicht. Durch ſolche Fategorifche Imperative wird der Inhalt 
von behördlichen Acten, welche fie verlegten, ſelbſt zu einem unerlaubten, 
verbotenen. Während alfo auf dem Gebiete des Privatrecht? durch die 
gefehliche Anerkennung des Rechtsinftitutes der Rechtskraft auch das den 
Normen des Privatrechts widerſprechende Urtbeil über Privatrechtsver- 
verhältnifje legitimirt wird, heftet das öffentliche Recht durch feine abſo— 
Iuten Gebote oder Verbote allen Verlegungen derjelben, mögen fie von 
dem Einzelnen oder von den Behörden ausgehen, den Makel des Un- 
reht3 an, welches fich gegenüber dem abſoluten Nechtögebote nicht zu 
behaupten vermag. Beiſpiele folcher abjoluten Imperative finden ſich 
in allen Polizeigefegen. Rach der n. d. Bauordnung vom 17. Jänner 
1883, 2. ©. 8. Nr. 36 muß jedes neu zu erbauende Haus feine 
eigenen jelbitftändigen hinreichend ftarfen Umfangmauern befiten ($. 50), 
für Souterrain- und Kellerräume dürfen Teine hölzernen Deden ange 
wendet werden ($. 53 al. 1), und die Bundtrame der Dachſtühle zur 
Dedenconftruction zu verwenden, ift verboten (8. 53 al. 5). Geradezu 
durh Das pofitive Recht ausgefchloffen ift die Rechtskraft aller Tolche 
Berbot3- oder Gebotögefehe verlebenden Berwaltungsacte, foweit ihre 
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Verlegung unter der Sanction einer Polizei» oder Criminaljtrafe fteht!). 
8. 93 der n. d. Waflerordnung und der ihm entjprechende Paragraph 
der Wafjerordnungen für die übrigen Kronländer befiehlt der Orts: 
polizeibehörde in Ausübung ihrer unmittelbaren Aufficht über alle 
Wafferanlagen in dringenden Fällen ohne Verzug das im Intereſſe 
der Öffentlichen Sicherheit Nothwendige vorzufehren, wo Auf 
ſchub ftatthaft ift, die Weifung der zuftändigen politifchen Behörde ein- 
zubolen. Nach 8.113 der n. d. Bauordnung. v. 17. Jänner 1883, R. G. 8. 
Nr. 36 verfügt der Gemeindevorfteher die im öffentlichen Intereſſe noth- 
wendige Bejeitigung der an Baulichkeiten bemerkten Baugebrechen, orbnet 
erforderlichen Falls die Räumung oder Demolirung von Gebäuden und. 
Gebäudetheilen an. Es ift eine allgemeine Aufgabe der Staatlichen 
Polizeibehörden, gemäß $. 1 der VBorichriften vom 10. December 1850, 
n. 6.2. ©. und Rg. Bl. aus 1851 Nr. 39, Berlegungen der Berion 
und des Eigenthums, mögen fie vom Bufalle herrühren oder durd 
menschliche Thätigkeit unabfichtlich veranlaft werden, zu bindern, bei 
vorfallenden Störungen der Sicherheit dem Umfichgreifen des Schadens 
Einhalt zu thun. Unzmeifelhaft ſtehen alle dieſe Pflichten unter der 
Sanction des Disciplinar- und Criminalftrafrechtes, welcher der, feine 
Amtspflicht vernachläffigende Beamte anheimfällt. 

Auf dem Gebiete der Gefahrenpolizei?) wird übrigens die frage 
nach der materiellen Rechtskraft von Bermwaltungsacten gegenüber dem 
Staate felbft, in einem nicht unbedeutenden Umfange der praktiſchen Be: 
deutung beraubt durch die Eompetenz der Behörden, Bolizeiverordnungen 


1) Bol. hiezu Tezner zur Lehre vom | 


freien Ermefjen ©. 117, dann Privat- 
rechtötitel des öffentlichen Rechts a. a. D. 
©. 360; ihm ſchließt fih an Lemayer, 
Apologetifche Studien ©. 482 ff. 8. 431 
des öfterr. Sirofoejened enthält die Ge⸗ 
neralclaufel, daß jede in den 88. 336 
bi8 337 durch ihre möglichen nachthei- 
ligen Folgen für die lörperliche Sicher- 
heit charakterifirte Handlung oder Unter- 
laffung, auch wenn fie feinen wirflidden 
Schaden herbeigeführt hat, al3 criminelle 
Uebertretung mit Geld⸗ oder mit Arreft- 
ftrafen zu abnden fei. $. 336 wendet 

nun ausdrücklich gegen ficherheitss 
gejährdende Amtshandlungen der Be- 
hörden, und er ift in dieſer Hinfiht 
auh in dem Wiener Ringtheaterproceh 
zur Anwendung gelangt. Darım prallt 
an der Vorfchrift der 8. 173 des Berg- 
geſ., nach welcher die Behörde, wenn de 
einen ficherheitäwidrigen Buftand im 
Bergwerle wahrnimmt, die Abſtellung 
desjelben zu veranlafien hat, jede Be- 
rufung auf eine rechtsfräftige Anerken⸗ 


ftandes wirkungslos ab. Die Behörte 
hat bei Gefahr am Berzuge nicht nöthig, 
diefe Anerkennung förmlich zu entfräften, 
fie hat vielmehr zu handeln, als läge fie 
gar nicht vor. 

2) Unrichtig fpriht Bernapil a.a.C. 
©. 325, Anm. 49 von dem Falle einer 
geſetzlich nicht firirbaren Staatsnott, 


ı welcher als ultima ratio die höchſten Ja- 
‘ terefien und fomit auch Rechte der VPar⸗ 


teien aus rechtöfräftigen Enticheidurgen 
nad Möglichleit gegen Entichäbigung 
weichen müſſen. Es handelt fidy vie 
mehr in allen diefen Fällen um Ber- 
wirklichung abfoluter gefeßlicher Gebote 
und Berbote, welchen die Behörden wie 
der Einzelne unterworfen find, und melde 
die Nechtöfphäre des Einzelnen von vom- 
berein in einer durch behördliche Acte 
nicht abänberlicyen Weiſe begrenzen. Es 
bebarf deshalb in dieſen Fällen nicht 
einer Rermittlung der Befriedigung 
Öffentlicher Intereſſen durch eine vorher 
gehende kung ober Beichränkung 
jubjectiver Rechte. gl. an Tezner, 


nung ber BZuläffigfeit eines folchen Bu- | Zur Lehre vom freien Ermeſſen ©. 111. 
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mit rüdwirtender Kraft zu erlaflen. Die Eonfiscation von Handels⸗ 
waaren wegen Epidemiegefährlichkeit, welche heute durch Erfenntniß auf 
gehoben wurde, kann morgen auf Grund einer neuen Bolizeiverordnung 
wieder herbeigeführt werden. Nichts fteht auch im Wege, daß ein con- 
creter Gewerbebetrieb, der durch vermwaltungsgerichtliches Erfenntniß für 
frei erflärt worden ift, fofort durch eine auf Grund bes 8. 24 der 
Gew. Nov. (1883) und innerhalb der Grenzen diefer Beftimmung er- 
laſſene Minifterialverordnung nah rückwärts an die Bedingung der 
Sonceffionirung gelnüpft werden kann. So wird die Nechtsficherheit der 
Einzelnen in taufend Fällen der Nechtsficherheit Vieler geopfert. 

VL Auch außer den ficherheitpolizeilihen Geboten und Verboten 
gibt es gefegliche Beitimmungen, welche unerläßliche ethifche, fociale und 
politifche Forderungen des Staates, welche das von ihm als ſtaatsnoth— 
wendig Erkannte ausdrüden. Selbft diejenigen, welche die Wirkjamteit 
der Rechtskraft der Entfcheidungen der Vermwaltungsbehörden gegen das 
öffentliche Intereſſe verfechten, wollen die Entfcheidung einer ſachlich un- 
zuftändigen Behörde gegen den Staat nit in Rechtskraft erwachſen 
laſſen. Man muß fi aber jagen: wenn irgend etwas der Forderung 
der Rechtsficherheit entipräche, fo wäre es die Einführung einer Norm, 
welche wegen der Mafjenhaftigkeit und, man kann jagen wegen, der Ver⸗ 
worrenheit der vermwaltungsrechtliden Competenzgeſetze, die Aufrechter- 
haltung der Entjcheidungen und Verfügungen ſachlich unzuftändiger Ver: 
waltungsbehörden durch die fachlich zuftändigen gebietet, wofern fie 
von diefem formalen Mangel abgejehen untadelbaft find. Und dennoch 
opfert man bier ohne Weiteres die Rechtsſicherheit den öffentlichen Inter: 
effen, welche zur Vertheilung der ftaatlichen Aufgaben unter verjchiedene 
Behörden geführt haben und fid) an die Fefthaltung derfelben nüpfen.!) 


— 


1) Bernatzik a. a. O. ©. 274; B. G. 
H. E. v. 4. December 1889, 3. 3977, 
Budw. 4998. Als zu weitgehend muß 
die Beftimmung des 8. 2 al. 3 der ba- 
diſchen Vdg. bezeichnet werden, welche die 
Frivatbetheiligten von der Anfedh- 
tung einer von einer unzuftändigen Be⸗ 
irtöbehörde erlaffenen Enticheidung and 
em Grunde der Unzuftändigfeit aus- 
ichließt, wenn fie bereit3 vollzogen ift. 
Es iſt nicht einzufehen, warum beiſpiels⸗ 
weiſe die von einer unzuftändigen Be⸗ 
hörde vollzogene Auflage polizeilicher 
Natur auf Antrag der verletzten Partei 
nicht ſoll zurückgenommen werden koönnen. 
Dieſe Beſtimmung iſt um fo weniger be⸗ 

eiflich, als ja nach 8. 33 der Vdg. der er⸗ 
olgte Vollzug einer von der zuftändigen 
len erlaffenen Entſcheidung deren 
Anfechtung nicht hindert. Bemerkens⸗ 
werth ift aber der fich in dieſer Beſtim⸗ 


mung ausbrüädende Grundja von der 
relativen Wirkung verwaltungsbehörd«- 
licher Entfcheibungen. Was für die Bar- 
teien rechtöbeftändig ift, ift es noch nicht 
für den Staat. Dies ift auch der legis⸗ 
lative Standpunkt des 8. 48 ber öfterr. 
Einiljurisdictiondnorm vom 20. Novem⸗ 
ber 1852, R. G. B. Pr. 251. Derjelbe 
verpflichtet die höheren gerichtlichen In⸗ 
Ranzen, Verhandlungen der Uintergerichte 
über einen vor die Berwaltungsbehörden 
gehörigen Segenftand, im Falle die Ent- 
ſcheidung zwiichen den Parteien bereits 
rechtskräftig geworden ift, auf Antrag 
der zur Anfechtung berechtigten Behörde 
als ungiltig aufzuheben. Es iſt nicht 
gejagt, daß ein einmal abgelehnter An⸗ 
trag der zuftändigen Behörde nicht wie⸗ 
der angebracht werden Tünne. Vgl. auch 
8. 42 al. 2 der Yurisdictiondnorm vom 
1. Auguft 1895, 8.9.8. Rr.111. Jeden⸗ 
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Es ift nun eine jeglicher Stüge im pofitiven Rechte entbehrende Ueber: 
treibung des formalen Ordnungsprincipes, wenn man den Normen über 
die ſachliche Zuftändigkeit der Behörden und den Berfahrensvoricriften 
ben höchſten Rang auf der Stufenleiter der Bedeutung ber einzelnen 
Rechtsinftitute für den Staat einräumen, und aljo zivar niemals Ent: 
fcheidungen und Berfügungen fachlich unzuftändiger Behörden, oder ſolche 
die mit Verlegung procefjualer Normen zu Stande fommen, zur Redts: 
kraft gegen den Staat gelangen laffen will!), wohl aber jolche, welde 
die gejegliche Ordnung feiner materiellen Intereſſen, wie fie fi in 
Verfaſſungs-, in focialpolitifhen Geſetzen ausſpricht, umftoßen. Es liegt 
eine falſche Werthung von öffentlihden und Privatinterefien, des Be 
dürfniffes der Nechtsficherheit zu Gunften der öffentlichen und der Privat. 
interejfen vor, wenn man aus öffentliche Intereſſen verlegenden Ent: 
fcheidungen grundfäglic) den Parteien Rechte erwachſen läßt, die nur 
gegen Entihädigung im Exrpropriationsverfahren befeitigt werden können. 
Die Minderwerthigkeit des Billigkeitsanſpruchs der Partei auf Rechts— 
fiherheit gegenüber dem Anfpruche des Staates auf Befriedigung der 
Gefammtinterefien drüdt Schon die Beitimmung der 88. 1456 und 1457 
a. b. G. 8. aus, wonach das Rechtsinſtitut der Verjährung zum 
Nachtheil der ſtaatlichen Intereſſen entiweder gar feine oder nur be 
Ichräntte Geltung Hat. Und aus eben diefem Grunde Tann man nidt 
jagen, die Feitfegung der Nechtsfraft zum Nachtheile diefer Intereſſen 
und zum Vortheil des Einzelnen entipreche der Rechtsidee. Sol es 
eine Forderung der Rechtsidee fein, denjenigen, der einmal geich 
widrig von der Pflicht zur Zahlung der Einfommenfteuer losgeſprochen 
worden ift, auf Grund der gejeßwidrigen Annahme, daß fein Vermögen 
nicht einfommenfteuerpflichtig fet, für ale Zufunft davon losgezählt zu 
erachten, oder eine große Gruppe von Perſonen, welche zwar anderen 
Barteien gegenüber unanfechtbar aber verfaflungswidrig zu einer ausge 
chriebenen Wahl in die Gemeindevertretung, die Landtage, den Heide: 
rath zugelaflen wurden, für alle Zukunft zu folchen Wahlen zuzulafien??) 
Das käme auf die Schaffung von gejehwidrigen Steuer- und ver: 
faflungswidrigen Wahlprivilegien durh das Dezernat unachtjamer 
oder dolofer Behörden hinaus. In Fällen diefer Urt vermöchte der 
Staat zur Wiederberitelung der Geltung der Geſetze für die Zukunft 


— 





falls drückt ſich auch hier der Rechtsſatz 
aus: Staatlicher Wille, ber für die Par⸗ 
teien unanfechtbar ift, iſt deshalb noch 
nicht für den Staat unumſtößlich. 

1) Die Unhaltbarkeit einer folchen Be- 
chraͤnkung ergibt fi aus ihrer Con⸗ 
equenz, daB zwar eine gebotene, un- 
zuftändiger Weiſe vom Gemeindevorfteher 
erlaflene, und unangefochten gebliebene 
fiherheit3polizeiliche Daßregel zur Rechts⸗ 
kraft gegen den Staat nicht foll gelangen 
tönnen, wohl aber einezmwingenden polizei- 


lichen Vorſchriften widerſprechende, vom 
Gemeindevorfteher zuftändiger Weiſe er 
lafiene Baubewilligung. 

2) Bu diefem Reſultate, wonad die 
Verfaſſung durch formell rechtäfräftige 
Entſcheidungen wirkſam aus den Angeln 
gehoben werden könnte, gelangt Bernagil 
a. a. O. ©. 265, Anm. 104. Dagegen 
Tezner in der Beiprechung der Star- 
zynskiſchen Abhandlung: Das Reichs 
gericht und die Virilftimmen in Grün 
hut's Zeitſchrift Bd. 19, ©. 422 ff. 
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auch nicht im Wege der Erpropriation zu gelangen. Denn der Werth 
bes Anſpruchs auf Freilaſſung von der Steuer beträgt foviel als die 

Leiftungen, die der Staat zu empfangen bätte und, das Wahlrecht fol ja, - 
wie die Beftimmung des Art. VI des Gel. v. 17. Dec. 1862, R. G. B. 
für 1863, Nr. 8 über die Strafbarleit des Stimmenfaufs beweist, als 
materielle8 Gut nicht behandelt werden. &3 leuchtet ferner ein, daß 
man der Gemeinde ein Recht nicht zueriennen darf, im Namen der 
formellen oder materiellen Rechtskraft eined die Unterjtügungsbebürftigleit 
oder die Zuftändigkeit ihre Urmen mit Unrecht leugnenden Erfenntnifjes 
denjelben vortommen zulafien, (B. ©. H. E. vom 10. Dezember 1887, 
3. 3064, Budw. 3814, dann die bereits cit. Erf, Budw. 6640, 6708, 
7068). Mit Iapidarifcher Kürze wie etwas Selbitverftändliches 
iebt 8. 51 8. 4 der Ducchführungsverordnung zum Wehrgeſetze vom 
Jahre 1889 feit: „Bei irrthüümlicher Zuerkennung der Begünftigung (in 
Betreff der Erfüllung der Wehrpflicht) ift über die Aberkennung im 
Snitanzenzuge zu enticheiden.” Was insbejondere die Wuftheilung der 
öffentlichen Laſten anbelangt, jo jol ja durch die Normen über diejelben 
die Idee der Gerechtigkeit und Billigkeit verwirklicht werben, und dieſe 
würde verlegt, wenn der Staat wegen eined® von allen Inſtanzen be- 
gangenen Fehler in der Geſetzesanwendung die Laſt der gefeblich Ver⸗ 
pflichteten für alle Zukunft den nicht VBerpflichteten aufbürden müßte. 
Die gerechte Vertheilung der Steuerlaft ift eine Wufgabe, um welche ſich 
die Geſetzgebung in Oeſterreich wie in allen Staaten ſeit Sahrhunderten 
abmüht.!) Noch die a. h. E. vom 4. Februar 1832, kundgemacht mit 
Hfdct. vom 15. Februar 1832, PB. ©. S., Bd. 60, Nr. 17 erklärt die 
Bemeſſungsbehörden ala haftpflichtig für den Schaden, wenn fie nicht 


überall, wo fie wahrnehmen, das 


1) Das Erwerbfteuerpatent v. 31. De» 
cember 1812, Pol. G. O. Bd. 39, Nr. 77, 
bezeichnet als ſein Ziel, die Laſt der Ab⸗ 
gaben durch ihre möglichſt gleiche (d. i. 
dem Verhältniſſe der Beſitzthümer und 
den Erwerbszweigen der Einzelnen an- 
gemeffene) Bertheilung jedem Ein- 
einen zu erleichtern, und ebenfo erklärt 

a3 Eintommenfteuerpatent v. 29. October 
1849, R. ©. Nr. 429 in feiner Einlei- 
tung, es jei für noihwendig erachtet 
worden, die Einfommenbefteuerung nach 
den Grundfägen einer gleichmäßigen 
Belegung aller Urten des Einfommens 
zu vervollitändigen und zu verbeflern. 
Den erften Impuls zu’ den agrarifchen 
Reformen des vorigen Yadrhunberts bot 
die Erkenntniß, dab die Erhaltung des 
Bauern im contributionsfähigen Zuftand 
ftaatsnothwendig fei, und fie rich» 
teten fich deshalb zugleich auch auf eine 
gerechtere Bertheilung der Steuerlaften 


jemand durd einen Steuerbe- 


zwiichen den höhern Ständen der Städte 
und den Unterthänigen. Hierüber vergl. 
da3 grundlegende Werl, die Bauernbe- 
freiung u. f. w. in Böhmen, Mähren, 
Sclejien von Grünberg. So machten 
die mährijchen Städte vor der Commiſſion, 
welche zur Entfcheidung ihrer Streitig- 
teiten mit den höhern Ständen wegen 
ungerechter Steuerliberwälgung ſeitens der 
erfteren 1661 eingefegt wurde, gegen- 
über der Berufung der höheren Stände, 
daß fie in possessione immemorabili der 
Befreiung von der Collecte jeien, gel« 
tend, daß nach der Meinung aller Rechts⸗ 
geledrten die oberen Stände fo gut als 
ie ärmeren Bürger zur Hilfe des Lan- 
desfürften und des Vaterlandes zu con- 
tribuiren hätten, und ebenjowenig Beſitz 
wie Verjährung für ſich anführen tönnten. 
elnert, Zur öÖfterr. Finanzgeſchichte 
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meſſungsact geſetzwidrig begünſtigt oder durch ein Steuerkennmiß 
von der Steuer losgezählt ſei, die geſetzmäßige Bemeſſung von Amts: 
‘“ wegen veranlafien, und das äußerſte Zugeftändniß, welches die nunmehr 
aufgehobenen Hfocte. v. 22. Auguft 1843, 8. 26368 und v. 17. Oftober 
1845, 3. 33093 dem Intereſſe der Rechtsficherheit gegenüber der formell 
sechtäfräftigen Bemeffung der Erwerbfteuer oder der rechtäfräftigen Klaſſi⸗ 
fication eines Gebäudes für den Zweck ber Gebäubdefteuerbemeffung machen, 
ift das, daß eine geſetzmäßige Richtigftellung derjelben zum Nachtheile 
des Steuerpflichtigen nur für die Zukunft, nicht für die abgelaufenen 
Steuerperioden wirkt.) E83 entipricht. deshalb dem Hiftorifchen Ent- 
widlungsgange des öſterr. Fiscalrechted nur jene Auffafjung, Dderzufolge 
das Gef. v. 18. März 1878, R. ©. B. Nr. 31, welches das Verbeſſe⸗ 
rungsrecht der Finanzbehörden binfichtlih ihrer Entjcheidungen und Ber: 
fügungen zum Vortheile des Fiscus in beftimmte zeitliche Grenzen ge 
bannt Hat, nicht Ausdrud eines das öſterr. Verwaltungsrecht beherrichenden 
Princips, fondern vielmehr pofitiv-rechtliche Beſchränkung des früher grund: 
ſätzlich unbeſchränkt geweſenen Berbefferungsrechtes und darum analoger 
Ausdehnung nicht fähig fei.*) 

Scharf ausgeprägt findet fich der bier entiwidelte Gedanfe in dem 
V. G. 9. €. v. 17. Mai 1882, 3. 910, Budw. 1410: Die Behörden 
haben öffentliche Intereſſen jederzeit wahrzunehmen, ohne hiebei an 
irgend welche Friſten oder durch die Nüdficht auf früher erfloffene 
adminiftrative Ausfprüche gebunden zu fein. €. v. 19. Juni 1880, 
3. 1123, Budw. 807 behält es einer befonderen Prüfung vor, welde 
„Rückſicht“ in ſolchem Falle erfloffene Entjcheidungen verdienen. Eine 
reine Parteifahe (Privatangelegenheit), in welcher man ſich auf die 
Rechtskraft adminijtrativer Entſcheidungen berufen könnte, liegt nicht vor, 
fomweit bei einer Angelegenheit öffentliche Intereſſen in Frage ftehen 
(Budw. 4190, 3718; dagegen Budw. 2441). Gegenüber ſtaatlichen 
Bweden, die Stets und unter allen Umftänden verwirklicht werden 
müflen, ift die Berufung auf die materielle Rechtskraft wirkungslos, alſo 
3. B. wenn es ſich um die Verficherung der Arbeiter handelt, (Budw. 6640, 
6708, 7068, 8334,) oder um die Unterftügung der Armen durd ihre 








1) Roll I ©. 325, 369. Diefes | Parteienanſpruch darauf. Delegeferenda 
iligteitämoment läßt auch der V. G. H. äiſt der in dencit. Hfdet. (Röll L ©. 35 
in feinem Erf. Budm. 6640, 6708, 7068 ! und 369) ausgeſprochene Grunbfag für 
walten, injoferne er DieReformation eines | Bermögensauflagen der Berall- 
[ormel rechtskräftigen Erfenntniffes über | gemeinerung fähig. 

ie Rrantenverfiherungspflicht nur pro 2) Das in dem Gef. v. 18. März 1878, 
futuro wirken läßt. Vgl. auh Menzel | R. G. B. Nr. 31 durchgeführte Princip 
a.0.D. S.177. Man wird wohl im AUl- | der Vefriftung behörblicher Richtigfel- 
gemeinen die Behörden für verpflichtet er- | fung der zum Nachtheile des Fiscus er 
achten müflen, beider Reformation formell | folgten Bemeffung einer fiscaliichen Ab- 
rechtsträftiger: Enticheidungen und Ver- | gabe findet fich bereit3 im $. 219 der 
fügungen im öffentlichen Intereſſe mit Boll. und Monopolsorbnung v. 11. Juli 
. der möglichften Schonung gegen ben Ein- | 1838. 

zelnen vorzugehen. Aber es befteht fein 
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Heimatögemeinde (E. v. 10. December 1887, 8. 3064, Budw. 3814).') 
Deshalb Fünnte auch die der Partei gegenüber formell rechtöfräftige Aus⸗ 
weifung einer Perſon aus ihrer Heimatögemeinde dem Staate gegenüber 
zur materiellen Rechtskraft nicht gelangen. Vollzugsmaßregeln ort2polizei- 
liher Ratur können von den zuftändigen Behörden den jeweiligen Ber: 
bältniffen entjprechend abgeändert werden (E. vom 20. Zänner 1877, 
3. 72, Budw. 26). Unter allen Umständen müſſen die Borfchriften 
über die Bildung des Jagdgebietes verwirklicht werden. Ein Barteian- 
ſpruch auf Aufrechterhaltung eines geſetzwidrigen Zuſtandes bat keinen 
rechtlich” möglichen Inhalt (E. v. 17. Mai 1882, 3. 910, Budw. 1410, 
die cit. E. v. 19. Juni 1880, 8. 1123, Budw. 807, dann Budw. 2335, 
3466, 3768, 4206, 4232). Gefehwidrige, Öffentliche Intereſſen ſchädigende 
Zuftände in der Benübung öffentliher Gewäſſer find von Umtswegen 
abzuftellen (E. v. 27. April 1889, 8. 772, Budw. 4654), Jus cogens 
find alle abfoluten Gebote betreffend die gefegliche Benützung des Gemeinde⸗ 
eigenthums (E. v. 9. Sänner 1885, 8. 58, Budw. 2358; vom 10. Juni 
1885, 3. 1592, Budw. 2603). Keine Parteiſache ift die entfprechende 
Herftellung von Schufgebäuden (E. v. 7. Jänner 1886, 3. 2996, Budw. 
2855), die Gejehlichkeit der Wahlen in die Gemeindevertretung (E. vom 
17. Oct. 1883,-8. 2370, Budw. 1870). NReformfähig find ohne Weiteres 
die Bemefjungen der fiscalifchen im Gef. v. 18. März 1876, R. G. B. 31 
angeführten Abgaben zum Bortheil des Staates innerhalb der Grenzen 
dieſes Geſetzes (E. v. 4. Zänner 1884, 8. 43, Budw. 1977; v. 20. October 
1885, 8. 2496, Budw. 2729; v. 27. Nov. 1888, 8. 3661, Budw. 4363 
u. a.). Der Rechtskraft unfähig find Verwaltungsacte unzuftändiger Be- 
börden (E. v. 13. Juni 1884, 8. 1250, Bubw. 2167; v. 10. Februar 
1887, 8. 310, Budw. 3383; v. 8. März; 1888, 8. 802, Budw. 3977; 
v. 4. December 1889, 8. 3977, Budw. 4998). 

Damit einer Enticheidung oder Verfügung wegen Berlegung eines 
gefeßlich anerfannten und von den Berwaltungsbehörden pflichtmäßig zu 
bejforgenden üffentlihen Intereſſe die Fähigkeit für die formelle und 
materielle Rechtskraft abgejprochen werden könne, erjcheint es aber er- 
forderlih, daß dieſe Verlebung eine liquide ſei. Es ift Dies ein Folge⸗ 
ja aus der Bedeutung der fubjectiven öffentlichen Rechte und der 
Stellung der Vermwaltungsbehörde zu denfelben. So wie bie Berwaltungs- 
behörden. im Allgemeinen bie Rechtmäßigkeit ihres Vorgehens gegenüber 
dem Einzelnen, wenn fie von ihm fordern, ihm befehlen, verbieten, ihm 
die Erfüllung von Unfprüchen, die Anerkennung von Rechten verjagen 
wollen, liquid zu ftellen haben, fo gilt dies auch von der Aberfennung des 
proceflualen Anſpruchs, welchen die eine Partei aus dem gegenüber einer 


— — 


1) Dies iſt auch die Auffafſung ber | 1878 3.15, Hye 150 und B. G. H. E. 
Deutichen Braris Hinfichtlich ber modernen | v. 5.. December 1877 3. 1637, Budw. 
Sorialgejege. Vol. Frankenberg, Die | 170 erflären auch die Beftimmungen des 
Beweisaufnahme im Rentenverfahren im | Benmtengejege über die Gehaltsmaxima 
X. Bd. des Archivs für Öffentliches Necht | der Staatsbeamten ald jus cogens. 
©. 560, 587. R. G. €. v. 24. Jänner 
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anderen Partei erfolgten Eintritte der formellen Rechtskraft eines Ber: 
waltungsact3 auf Aufrechterhaltung feines formalen Beitanded und auf 
Anerkennung feiner materiell:rechtlihden Wirkungen ableitet. Die Rechts- 
kraft darf alfo einer Entjcheidung oder Verfügung zum Nachtheile jener 
Bartei, welche einen Anſpruch auf deren Unerfennung befibt, nicht ab- 
gejprochen werden, wenn ein Widerfpruch mit einer abjolut gebietenden 
Norm, wenn die Zweckwidrigkeit eines dem abjoluten Gebote der Zwed⸗ 
mäßigleit unterliegenden Verwaltungsacts nicht deutlich erfennbar ift; aljo 
beifpiel3meife dann nicht, wenn im falle der Mehrdeutigkeit einer ab- 
foluten Norm dag öffentliche Intereſſe, deffen Befriedigung durch diejelbe 
gefordert wird, auch bei der von der Behörde ihrer rechtskräftigen 
Entſcheidung oder Verfügung zu Grunde gelegten Deutung nicht zu kurz 
tommt.!) 

VII. Buweilen wird dur) ausdrüdliche pofitio rechtliche Vorſchriften 
die Ordnung beitimmter Berhältniffe durch die Verwaltungsbehörden der 
Forderung fortfchreitender Vervollkommnung ohne Rückſicht auf 
die Rechtsficherheit der. Parteien unterworfen. Es gilt dies namentlid), 
wenn auch nicht ausſchließlich auf dem Gebiete der Sicherheitäpofizei, 
des . ficherheitöpoligeilichen Verordnungsweſens. So iſt die dem Ge 
werbsinhaber durch $. 74 der Gew. Nov. (1885) auferlegte Pflicht, die 
Betriebsanlage derart einzurichten, daß eine Gefährdung der Wrbeiter 
bei umfichtiger Verrichtung ihrer Arbeit nicht Leicht bewirkt werden fann, 
eine dauernde, unerjchöpfliche, von dem Inhalte des Betriebsconfenjed 
unabhängige. Er muß fih Aufträge zur Begegnung von Gefahren nad 
erlangtem Betriebsconſens gefallen laſſen, gegen welche es nad dem 
Stande der Technik zur Beit der Ertheilung des Conſenſes Teine Ab— 
hilfe gab. 

Dem Principe der Wahrung der Autorität der ftaatlichen Behörden, 
welches in neueſter Zeit zur legislativ-politiſchen Nechtfertigung der 
materiellen Rechtäfraft der civilgerichtliden Judicate verwerthet und aus 
dem eine wichtige praftifche Confequenz abgeleitet wurde,?) kann natur: 





1) Wenn auch nicht in der Formu⸗ 
lirung, fo doch im praftiichen Ergebnifie 
ftimmt mit diefer Forderung der in ber 
bayeriſchen un anerlannte Rechtsſatz 
überein, daß eine Vernichtung unterbe- 
hördlicher Entfcheidungen durch die Auf- 
fiht3behörde von Amtswegen nur ftatt- 
haft fei bei offenbarer Gefährdung 
Öffentlicher Intereſſen (Krais, Hand- 
buch der innern Verwaltung I. ©. 62). 
Erheblichleit der Verlegung fordert Sey- 
del (Bayeriſches Staatsrecht II. ©. 394). 

2) Byl. Bülow a.a.D. ©. 66 ff. und 
Bum Schute der Autorität 
der Behörden verlangt Bülow von der 
Geſetzgebung des deutfchen Reichs, daß 
das PBrincip der materiellen Rechtskraft 


civilgerichtlicder Urtheile als jus cogens 
formulirt werde, von welchem aud im 
Halle des Einverftändniffes der Parteien 
nicht abgewichen werden dürfe. Man 
müßte eö bedauern, wenn der Anregung 
dieſes ausgezeichneten Schriftftellers nad 
ge eben würde: jeder Praktiker weiß, 

K: die Fülle nicht ſelten find, in welchen 
ein juriſtiſch unhaltbares Urteil feine 
der Parteien befriedigt. Soll da wirklich 
der Reſpect des Staates erhöht werben 
durch die Vorichrift, Daß von einemeinmal 
durch richterliches Urtheil ausgeſproche⸗ 
nem Unfinn um keinen Preis abgegangen 
werden bürfe? Dan follte fidh doch dar- 
über Mar fein, daß die Autorität des 
Staates mit den ſchildbürgerhaften Mit⸗ 
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gemäß auf dem Gebiete der Verwaltung folche Bedeutung nicht zulommen. 
Die Grundlage für die Autorität der Verwaltungsbehörden liegt nicht 
darin, daß fie an dem Zweckwidrigen, Verkehrten, Unfinnigen, weil e3 
einmal durch Verwaltungsact, gejchaffen wurde, feithalten, jondern darin, 
daß fie die beffere Erkenntniß praftifch bethätigen, daß fie den Fort- 
ichritten des menschlichen Geiftes folgend das Schlechtere durch das 
Beffere erjeten.!) Dabei mag immerhin thunlichite Billigkeit und 
Schonung gegen den Einzelnen geübt werden, der durch Vernichtung 
eines Verwaltungsacts nachtheilig betroffen wird. Das Hfdct. vom 26. 
Mai 1786, Gef. Joſef II. Bd. XIV ©. 939 f. verpflichtet die Länder- 
ftellen, aus eigener Snitiative vorzugehen und die Hofitelle nicht mit un⸗ 
nöthigen ragen zu beläftigen, da alle Amtshandlungen bei irrigem und 
general- (d. i. objectiv recht3=) widrigem Vorgang nicht blos auf Recurs, 
fondern auch von Aufſichtswegen wieder verbefjert und rüdftellig gemacht 
werden können. Bas Hfdct. vom 30. Mär; 1770, Codex Austrianus 
VI &.1331 theilt mit: Ihre kaiſerl. königl. Majeſtät haben befohlen, den 
jämmtlichen Zandesftellen ... . die Obliegenheit und Sorgfalt... . auf die 
Erhaltung der Geſundheit bey Menſch und Vieh wiederholt einzubinden, 
überhaupt alle Stellen dahin anzuweiſen, daß fie auf Verbeſſerung in 
allen Theilen der ihnen anvertrauten Pflichten pflichtichuldigften Bedacht 
von Amtswegen nehmen, keineswegs u. 3. weder aus Vorurtheil noch 
aus Bequemlichleit blos bey dem alten Gebrauch oder Herkommen nad) oft 
ganz veränderten Umftänden belafjen. Nach 8. 14 des Unfallverficherungs- 
gejehes vom 28. December 1887, R. ©. BL. für 1888 Nr. 1 ift der 
Minifter des Innern befugt, die Gefahrenclaffification auf Grund der 
Erfahrungen jämmtlicher Verficherungdanftalten in Verordnungen von 5 
zu 5 Jahren zu revidiren; nur fol die Wirkſamkeit der Berordnung 
erit im nächſten Jahre nach ihrem Erlafje eintreten. 

VII. Selbftverftändlich erwächſt den Parteien auch Teinerlei Necht 
aus Entscheidungen und Verfügungen, auf welche den Parteien fein weiterer 
Einfluß zulommt, als daß fie vor deren Vornahme zu hören oder daß 
fie deren Vornahme aus Gründen des Öffentlichen Intereſſe anzu⸗ 
fechten Iegitimirt find, möchten felbft ſolche Verfügungen ihnen gegenüber 
formelle Rechtskraft erlangt haben. Die Barteien bleiben daran ge- 
bunden, nicht die Behörde, welche Hinfichtlich berjelben feinem materiellen 
Privatanſpruch, ſondern nur der Forderung nach möglichiter Vollkommen⸗ 
beit des Verwaltungsacts unterworfen fit. Dies gilt von der Beſtim⸗ 
mung des Standorts für einen Markt innerhalb des Gemeindegebietes, 
bezüglich deflen die Gemeinde (V. G. H. E. v. 16. April 1886, 3. 1086, 
Budw. 3018), von der Beitimmung der Baulinie für neue Gebäude 
(8. ©. 9. E. v. 25. September 1885, 3. 2434, Budw. 2685, v. 21. 


en nn 





teln des Bolizeiftantes nicht gefichert Lub des Urteild wird durch feinen inneren 
werden fann. Ganz unerträglid iſt die erth bedingt fein.“ 
Sütowihe Sorberung im. etrefi von 1) 8. ©. 9. €. v. 27. Juni 1888 8. 





Theilungserfenntniffen. gl. dagegen ) 
Bernaßik a. a. O. ©. 246: „Der Ein- 1811, Budw. 41%. 
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September 1887, 8. 2488, Budw. 3656), Hinfichtlich deren die An- 
lieger Anträge zu ftellen befugt find, von der Ausſchulung von Ge: 
meinden und Ortötheilen (B. ©. H. €. v. 2. November 1883, 8. 2480, 
Budw. 1893 u. |. w.). 

IR. Das Nedtsinftitut der materiellen Rechtskraft bewahrt auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts feine Wirkung einmal gegen jene Bar: 
teien, gegen welche eine Erledigung formell rechtskräftig geivorden iſt. 
Diefe bejiten, von dem alle der restitutio in integrum abgefehen, 
feinerlei procefjuale Mittel, eine Vernichtung oder Ignorirung der Vir- 
tungen der rechtöfräftigen Erledigung mit rechtlicher Nothwendigkeit 
herbeizuführen, nicht einmal jener, durch welche fie rechtäwidrig be 
günftigt find?), gejchweige denn jener, melde dritten, am Verfahren 
betbeiligt gewejenen Perjonen zu Statten kommen. Inſofern iſt alio 
dem Princip der Nechtsficherheit auf dem Gebiete des Verwaltung 
rechts Raum gewährt, als eine Erledigung, welche gegen eine Partei 
rechtäfräftig geworden it, auf Verlangen diefer Partei und nur um 
diefem Verlangen zu entiprechen, nicht abgeändert werben darf, wenn 
dadurch) die Rechtslage dritter Parteien, wie fie diefe Erledigung be 
ftimmt Hat, nachtheilig beeinflußt würde. Die Behörde darf fo etwas 
nicht thun, felbit wenn fie, abgejehen von dieſem Falle, befugt wäre, der 
Bartei, welcher fein Rechtsmittel mehr zufteht, von Amtswegen zu helfen. 
Sie darf es ſelbſt dann nicht thun, wenn die Erledigung gegenüber den 
begünftigten Parteien noch nicht rechtskräftig wäre. Eine Anwendung 
dieſes Grundfages enthält die Beitimmung des cit. Hfdct. vom 12. Juni 
1817, daß ein veripäteter Recurs dritter Perjonen gegen die Ber: 
leihung einer Gewerbeconcelfion feine Wirkung haben könne. Deshalb 
darf 3. B. auf einen verjpäteten Recurs der einfpruchsberechtigten 
Gemeinde gegen eine verliehene Gafthausconceffion kein Bedacht genommen 
werben.?) 

Allein in einem gewifjen fubjectiven und objectiven Umfange dürfen 
die Behörden Erledigungen, welche gegen beitimmte Parteien Rechtskraft 
erlangt haben, au von Amtswegen und abgejehen von jedem Partei: 
antrage nicht abändern. Die Abänderungsbefugniß der Behörden in 
Betreff formell rechtöfräftiger Erledigungen befteht nämlich einmal mn 
zu Gunften der öffentlihen Intereſſen; zu Gunſten von Privatinterefien 
fann jie nur geübt werden, wenn fie nicht zugleich auf Koften dritter 
an dem Verfahren betheiligter Parteien erfolgt. Privatinterefien find in 


1) Die Behörde dagegen kann eine die | gejegliche Beftimmung entgegenfteht. Bel. 
Nechte oder Antereften des Einzelnen | aud Otto Mayer im Archiv für öffent. 
verleßende Enticheidung oder Verfügung, Recht, Bd. I. ©. 723. 
wenn fie auch gegen den Verletzten for- 2) Wie man fieht, kommt bier bie 
melle Rechtöfraft erlangt Hat, zwar nicht | formelle Rechtskraft der Erledigung dem 
in der Form ber Erfüllung eines An- | Eonceffionirten gegenüber der Gemeint 
fechtungsantrags, wohl aber von Amts | zu Statten, ohne daß vor ober in Folge 
wegen zurüdnehmen, wenn fie dadurch der Erledigung ein Reechtsverhältniß 
die Rechtslage dritter Parteien nicht ver- | zwifchen der Gemeinde und dem Con⸗ 
ſchlechtert und wenn diefer Befugniß feine | ceffionirten beftünde. 
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der Regel vor der Behörde gleichwerthig. Darum darf die Behörde auch 
abgejehen von jedem Parteienantrage, alſo auch von Amts— 
wegen eine Erledigung zu Gunſten jener Partei, gegen welche fie rechts- 
kräftig geworden tft, und zum Nachtheile dritter Parteien, deren Rechtslage 
durch diejelbe mitbeftimmt worden ift, nicht ändern, wenn die Erledigung 
feinen unerlaubten Inhalt hat!) und auch nicht zur PVereitelung einer 
gebotenen Einrichtung führt. Das ift eine Reflerwirkung des Cintrittes 
der formellen Rechtskraft gegen die eine Partei zu Gunften der anderen 
Betheiligten, und jie befteht auch in dem Falle, wenn die rechtöfräftige . 
Erledigung jelbit Fein unmittelbare8 Rechtsverhältniß zwiſchen den 
Parteien untereinander herſtellt. Sie beiteht für die begünftigten Bar- 
teien auch hier felbit dann, wenn ihnen gegenüber die Erledigung nicht 
rechtsträftig iſt.). Nicht mehr will das Erfenntniß des 8. &. H. vom 
3. Jänner 1885, 8. 2831, Budw. 2351 fagen, wenn e3 ausfpridt, 
daß eine rechtäfräftige Entjcheidung in einer reinen?) d. i. in einer 
jolden Parteiſache, an welcher ein öffentliches Intereſſe nicht betheiligt 
it, nicht von Amtswegen aufgehoben werden könne. Die Anwendung 
diefer Rechtsſätze gejtatten einmal jene Verwaltungsrechtsnormen, welche 
ausdrüdlich mehrere der Wahl der Behörde überlaflene Wege zur Be- 
friedigung der öffentlichen Intereffen eröffsen (Budw. 2127,3187). Allein 
auch Hiervon abgejehen, werden die Verwaltungsrechtsnormen in großem 
Umfange mehrere Möglichkeiten zu ihrer Erfüllung bieten. Da darf nun 
die gegen die eine Partei rechtskräftig gewordene und dem Geſetze ent- 
Iprechende Erledigung zum Nachtheile dritter Parteien, zu deren Guniten 
die Wahl der einen Modalität ausgeſprochenerweiſe erfolgte, nicht des⸗ 
halb zurüdgenommen werden, weil feinerzeit die Wahl einer anderen 
Modalität hätte getroffen werden Tünnen.®) 

Nah 8. 33 der Vollzugsvorſchrift zum Berggeſetz joll die Berg: 
behörde private Unternehmungen nach Kräften fürdern. Die Behörde 
fol von ihrer Befugniß Gebrauch machen, ihre Anforderungen fo zu 
ftellen, daß fie mit den Vorfchriften des Berggeſetzes nicht in Widerſpruch 
ftehen und den PBrivatintereffen Doch entfpreden. So darf ein 
Hilfsbau zu Freifchurfen nad 8. 175 bes Berggeſ. nicht über 425 m 
bom Freifchurfzeichen entfernt fein. Man dente nun an den Fall, dab 
die Behörde im concreten Falle eine Entfernung von 350 = für aus- 


1) Nah 8. G. H. E. v. 31. October | aus NRüdfiht für Die Geftaltung bes 


Ent- 


1889, 3. 3507, Budw. 4921, dann 2119, 
2127 Tann dagegen die Befeitigung von 
Gebäuden, welche dem Inhalte der Bau- 
bemwilligung (auch einer polizeiwidrigen ?) 
entiprechend ausgeführt wurden, nur 
im Erpropriationsverfahren verfügt wer- 
den. Nah V. G. H. E. vom 13. Juni 
1890, 3. 1952, Bubw. 373 muß da3 
Expropriationsverfahren eingeleitet wer- 
den, wenn ein Gebäude nicht mit Rüd- 
fiht anf jeinen Bauzuftand, ſondern 


Verkehrs befeitigt werden muß. 
ſcheidend für die Erlaubtheit des Inhalts 
einer Baubewilligung ift Die Zeit der 
Ertheilung. Auf conjensmäßig aufge» 
führte Bauten wirken fpätere Geſetze nur 
kraft ausdrüdlicher Beſtimmung zurüd. 
Budw. 4904. 

2) Arg. Win. Bdg. v. 30. Auguſt 1868, 
R. ©. B. Nr. 124 


3) Bernagil 0.0. D. ©. 286, Budw. 
3420, 2316 ©. 2). 
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reichend Hält, daß aber Privatinterefienten eine Entfernung von 300 * 
wünfchen, und daß die Behörde darauf eingeht. Wird in ſolchem Falle 
ihre Unordnung allen Parteien gegenüber rechtsfräftig, fo darf die Be 
hörde fpäter, wenn fein öffentliches Intereſſe e3 fordert, weder dem Be 
werber um die Errichtung des Hilfsbaues noch den vernommenen Snter: 
efienten zu Liebe an ber rechtäfräftigen Beitimmung der Entfernung 
etwas ändern. Someit deshalb die Befugniß der Behörde reicht, anf 
Brivatintereffen bei der Erfüllung von öffentlichen Intereſſen Be 
dacht zu nehmen, ihnen entgegenzulommen, bleibt fie an ſolche Gewäh⸗ 
rungen gebunden, infoferne fie Ddiefelben weder auf Antrag einzelner 
Barteien, noch von Amtswegen zurüdnehmen darf, mag immerhin die 
begünftigte Partei Teinen rechtlichen Unfprudh auf die Gewährung ge: 
habt Haben (V. G. H. €. vom 3. April 1891, 8. 646, Budw. 5859).') 
Das iſt aber nur dann der Fall, wenn die Wahl zwifchen mehreren 
Möglichkeiten, ein Öffentliches Intereſſe zu befriedigen, ertennbar nur zu 
Bunften der Bartei, nur in Ausübung ber behördlichen Befugniß zur 
Berüdfihtigung von PBrivatintereffen getroffen wurde. Der Rechtsſat 
fommt nicht zur Anwendung, foferne die Wahl nur vom Standpunfte 
der zwedmäßigften Beforgung des Öffentlichen Anterejjes er 
folgt if. Belanntlich fteht den Nachbaren, wenn es fi um die Be 
twilligung von Bauten, Betriebsanlagen, Waſſerwerken handelt, ein An: 
tragsrecht auch Hinfichtlich der zwedtmäßigften Ausführung vom Staudpunfte 
bes Öffentlichen Anterefjes zu. Es ift nur ein Recht, zur Antrag 
ftellung azugelaffen zu werden, den geftellten Antrag in allen Suftanzen 
zu vertreten, aber fein Anſpruch auf Befolgung des Antrags. 
Darum erwirbt der Untragfteller felbft aus der Annahme feines Antrags 
fein Recht auf die Aufrechterhaltung der beantragten Verfügung durd 
die Behörde gegenüber jener Partei, der gegenüber die Verfügung rechts⸗ 
kräftig geworden tft. Dies ift die Bedeutung des Erf. des öſterr. Ber- 
waltungsgerichtshofs vom 11. November 1887, 8. 3082, Budw. 3754, 
demzufolge ein Unrainer aus Beitimmungen einer Baubewilligung, welde 
dem Bauführer nur im öffentlichen Intereſſe auferlegt worden 
find, feine Rechte erwirbt?) Daraus folgt dann die Bedeutung der 
Forderung, daß die Behörden bei Bewilligungen bdiefer Urt fich deutlid 
darüber auszufprechen haben, welche Beftimmungen fie im öffentlichen 
Intereſſe, und welde fie zur Befriedigung von Privatintereiien dieſer 
oder jener Partei getroffen wiſſen, welchen Parteien fie Gewährungen zu 
Theil werden laſſen wollen. 

Soweit die Behörden im Mominiftrativverfahren an die Dispoft: 
tionen der Parteien gebunden find, können fie auch an der Auslegung 
derfelben auf Antrag foldher Parteien, denen gegenüber die bebörblice 
Feitftelung des Inhalts und der Wirkungen formell rechtöfräftig ge: 


1) Sal. Du ns bielem Punkte auch Budw. | Burkdnahme vorausgeſe AR troß der Ein- 
2316, 288 ſprache der an ihrer Aufrechterhaltung 

2) Sole Beffimmun en tönnen des⸗ | interejfirten Anrainer zurüdgenommen 
halb, die polizeiliche Buläffigteit der | werden. 
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worden ift, zum Nachtheile dritter Parteien, deren Rechtslage auf Grund 
ſolcher Partetendispofitionen beftimmt worden tit, nichts mehr ändern, 
wenn die Auslegung einen erlaubten Inhalt hat. Nach 8. 33 des Berg- 
gefeßes ift für den Anhalt des Zuſpruchs eines Schurffreifes, der von 
mehreren Schürfern zugleich erworben wurde, nach mehreren Gefegen für 
die Auftbeilung der Koften der Herftellung und Erhaltung öffentlicher 
Anftalten, oder für die Art der Befriedigung collidirender Privatinter- 
efien im Rahmen des öffentlichen Intereſſes zunächſt die Uebereinkunft 
der Barteien maßgebend. Un der den Parteien gegenüber rechtskräftig 
erfolgten Wuslegung derjelben muß die Behörde, die Erlaubiheit ihres 
Inhalts vorausgeſetzt, feithalten, folange nicht die Parteien auf diefe 
Aufrehterhaltung Verzicht leiften. Die vorangegangenen Erdrterungen 
werden geeignet fein, das Verſtändniß einzelner Enticheidungen des Ber: 
waltungsgericht3hof8 zu erleichtern. Er betrachtet als eine Parteijache, 
in der die Behörde die durch einen Verwaltungsact herbeigeführte 
Geitaltung von Rechtöverhältnifien zum Nachtheil der einen Partei und 
zu Gunften der andern, gegen welche der Berwaltungsact formell rechts⸗ 
fräftig geworben ift, nicht mehr abändern darf, die frage nad der 
Succeffion in einer Gewerbsberechtigung (E. v. 23. October 1889 8.3422, 
Budiv. 4900)?), das Intereſſe der Gemeinde an der Verweigerung einer 
Schanfeonceifion (E. v. 2. Juni 1887, 8. 718, Budw. 3560), die Frage 
nad) dem Beſtande eines Weiderechts (E. v. 3. Jänner 1885, 8. 283, 
Budw. 2351), die auf Brovocation erfolgende Grundlaftenablöfung (E. vom 
2. Juni 1887, 8. 815, Budw. 3561), die Repartition öffentlicher Laften 
auf die ausgefchiedenen Gutsgebiete (E. v. 30. September 1886, 3.2488, 
Budw. 3184). Dan wird indes bier überall den Vorbehalt beifügen 
müffen, foweit ein Decernat über diefe Angelegenheiten feinen verbotenen 
Inhalt Hat, und die gebotene Wahrung öffentlicher Intereſſen nicht ver- 
eitelt (Budw. 2351). 

X. Son den bisher aufgeftellten Grundſätzen beftehen Ausnahmen 
in folgender Richtung: 

a) Der Gefehgeber Hat es in der Hand, ſelbſt imperativiiche 
Normen verlegende Vermwaltungsacte für rechtöbeftändig zu erklären. Die 
Sanction diefer Normen liegt dann nur in der Disciplinar=- oder 
Eriminalftrafe, welche die Verlegung derfelben für behördliche Perſonen 
zur Folge Haben Tann. Umgefehrt Tann das Geſetz bloße Privat- 
interefjen zu folcder Bedeutung jteigern, daß es felbit einem Durch 
die Bartei nicht mehr anfechtbaren Verwaltungsacte die Nechtöbeftän- 
digfeit der Behörde gegenüber abſpricht, meil er bejtimmte Rechte 
oder Intereſſen desjenigen verlebt, deſſen Beſchwerde wegen formeller 
Nechtöfraft des verlegenden Verwaltungsacts abgewiejen werden muß. 
Für beide Möglichkeiten beftehen Beiſpiele Nach 8. 57 der Gem. 


1) Als eine durch die deductio in | Mage der in ben Jurift. Blätter 1892 
judicium nicht confumirbare actio popu- | ©. 223 mitgethetlte Handel3minifterial- 
laris behandelt die Patentanfechtungs- | erlaß. 


Tezner, Handbuch. 21 
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Nov. (1883) konn einem @ewerbetreibenden der Gewerbeſchein oder die 
Concefjion nur dann entzogen werden, wenn der beftehende Mangel 
eines gejeblichen Erforderniſſes des felbititändigen Gewerbebetriebs nad) 
Ertheilung des Gewerbefcheind oder der Conceifion zum Vorſchein 
kommt, alfo nicht, wenn er zur Beit der Ertheilung befannt war over 
hätte erfannt werden müſſen. Andererſeits bat die Auffichtsbehörde nad 
den n. 5.2. ©. v. 3. uni 1886, 8. G. B. Nr. 39 (8. 49) und Nr. 40 
(8. 62) ein Gemeinfchaftstheilungs: oder ein Bufammenlegungsverfahren 
von Amtswegen zu vernichten, wenn fie gelegentlich der Ausübung der 
Auffichtsbefugniß findet, daß die Unterbehörde Rechte der Betheiligten 
beeinträchtigt bat, alfo auch dann, wenn die Acte der Proceßleitung den 
PBarteien gegenüber vechtöfräftig geworden find. Die Waflerrechtsorbnum 
gen ftellen eine ganze Scala für den Grad auf, in welchem das öffent: 
lihe Intereſſe an Projecten von Wafjeranlagen betheiligt ift, und fordern 
die Beachtung von Amtswegen. Sole Ausnahmöbeitimmungen, 
welche die materielle Rechtskraft von Verwaltungsacten felbft zu Gunſten 
von Privatintereſſen befchränfen, werden bald aus Rüdjicht auf bejtimmte 
Berfonen, die rustici, bald aus Rückſicht auf beitimmte volfsmwirtbichaftlid 
bedeutjame Privatintereffen getroffen. In Wirklichkeit drüdt ſich in ihnen 
die Bedeutung diefer Perjonen und Intereſſen für das Gemeinwohl aus. 
Rechtsſätze über die Vorausfegungen und die Wirkungen der formellen 
Rechtskraft, über die Fähigkeit der Verwaltungsacte zu diefer Kraft zu 
gelangen, welche in gejetlichen Beftimmungen ausdrüdlich ausgeſprochen 
find oder aus denselben durch wiſſenſchaftliche Auslegung gewonnen 
werden, geben felbitverjtändlich den Ausfchlag gegenüber bloß im Wege 
der Deduction aus dem Begriffe der Verwaltung oder Bertwaltung: 
acte und aus dem Wejen des Verwaltungsprocefies gewonnenen willen 
Ichaftlichen Säßen.!) 

b) Das Geſetz bezeichnet von vornherein gewiffe Erledigungen 
als precär gegenüber Parteienanfechtungen. Es erklärt, daß gewiſſe Cr: 
Vedigungen auf Gefahr der Partei ergeben, die fie verlangt, und daß 
die Erledigung auf die Anfechtung dritter Perjonen Hin vernichtet wer: 
den könne. Dies ift der Standpunkt der öfterr. Gefeßgebung in Betreff 
der Ertheilung von Erfindungspatenten ($. 17 des Privilegiengef.), von 
Bergwerföberechtigungen ($. 70 des Berggef., 8. 52 der Bollzugsvorfgrift 
biezu). In allen diefen Fällen tHeilt auch die erft in legter Jnſtanz zu 
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1) Nach 8.43 des bad. Proceßgeſ. ſtellt Unterbehörden als die Aufſichtsbehörden 
ſich die Frage nach der materiellen Recht3- | an ergangene Entſcheidungen und Ver 
kraft jo: Ertheilte Bewilligungen | fügungen nicht gebunden, wenn darans 
oder Genehmigungen find für die | fein gejegmäßiger Anſpruch einer Partei 
Behörden nicht verbindlich, wenn fie er- | erwachſen ift, endlich, wenn durch jpätert 
ſchlichen, im Widerſpruch mit einer | Verhandlungen auf Antrag eimer Partei 
Vorſchrift des Geſetzes oder einer | fich das thatjächliche Verhältniß in wejent- 
Berordnung, oder unzujtändiger Weife | licher Beziehung als abweichend gr 
ertheilt worden find. Bon dieſem Falle | ftaltet. Diejen VBeftimmungen mangelt 
abgejehen find die Behörden (ſowohl die | es an Klarheit und Widerfpruchdlofigfeit. 
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Gunſten einer Partei ergangene Erledigung den gefehlich ausgefprochenen 
precären Charafter. 

e) Eine ganz merkwürdige Befonderheit?) bilden folche Entſcheidungen 
und Verfügungen der Behörden, deren Nichtbeachtung durch die Barteien, 
denen gegenüber fie formell rechtäfräftig geworden find, nicht unter allen 
Umftänden den Executionszwang zur Befolgung derjelben rechtfertigt, 
fondern nur dann, wenn derjelbe durch gejegmäßig zu beforgende öffent- 
fihe oder zu wahrende privatwirthichaftlide Intereſſen gefordert erfcheint. 
Es ift das eines der interefjanteften Beifpiele für die Behauptung, daß 
auf dem Gebiete der Verwaltung in weitem Umfange da3 von den 
Civilrechtslehrern und den Eivilprocefjualiften jo ſtark betonte Autoritäts- 
princip, das Princip der auctoritas rerum judicatarum dur) die Rüd- 
iht auf das Vernünftige zurüdgedrängt wird. So ſoll nad $. 71 der 
Bauordnung für Czernowitz vom 7. December 1869, L. G. B., für die 
Bulowina, ZYahrg. 1870 Nr. 1, die Abtragung eines nicht confentirten, 
alfo auch einem formell rechtäfräftigen Conſenſe zumiderlaufenden Baues 
nicht unter allen Umftänden angeordnet werden, fondern nur, wenn die 
Abweichung der Bauordnung zumwiderläuft. Hier kommt doch zum Aus- 
drud, dab die fchlechthin verbindende Kraft des ftaatlichen Willens im 
Geſetze ſteckt und nicht in der Anordnung der Behörde. Dabei ſpielt freilich 
auch die Rüdficht mit, daß werthvolle Sachgüter nicht zwecklos und nur um 
der auctoritas rerum judicatarum willen vernichtet werden jollen. Es wäre 
ja denkbar, daß in Folge der Abweichung der Bau viel gefchheuter aus⸗ 
fällt al3 nach den Anordnungen des Conſenſes. Auch die Beftimmung 
der Öfterr. Waflerordnungen, daß der Waſſerwerksbeſitzer, der an feinem 
Werke eigenmächtig d. i. ohne die erforderliche behördliche Bewilligung 
eine Neuerung. vornimmt, auf Verlangen des dadurch Gejährdeten oder 
Verletzten den früheren Stand wieder herzuftellen habe, erhält durch eine 
conftante Auslegung des öſterr. Verwaltungsgerichtshofs die Bedeutung, 
daß fie nur dem Schuge des öffentlichen Intereſſe oder eines waffer- 
ordnungsmäßig zu beachtenden Privatinterefje der übrigen Waſſerrechts⸗ 
bejiger zu dienen beftimmt ſei (V. G. H. E. vom 24. März 1886, 3. 868, 
Budw. 2978; 18. Zuni 1886, 3. 1376, Budw. 3113; 12. November 
1886 8. 2915, Budw. 3247 u. f. w.). Das Hat dann zur Folge, daß 
ein Anſpruch der Wafjerrechtöbefiger auf Aufrechterhaltung des Inhalts 
der gegenüber dem eigenmächtigen Nachbar formell rechtskräftig getwordenen 
Waſſerrechtsverleihung oder Conjentirung feines Waſſerwerks nur mit 
diefer Beſchränkung anerkannt wird, und daß deshalb bei jeder eigen- 
mädjtigen Neuerung, wenn ihre Befeitigung von einer Partei verlangt 


1) Einer Zinigteizrucn St —A priat zeitlich unbeſchränkt, ſo lange das 
die Beſtimmung des 8. 3 3 Eifen- | Erfenntniß nicht vollzogen ift, und der 
bahnerpropriationdgejeßes om Sabre | Antragfteller die Seftttellung b der gericht⸗ 
1878, wonach die Eifenbahnunterneh- | Tihen Entfhädigung noch nicht verlangt 
mung innerhalb eines ganzen Sahres dat, die Aufhebung des rechtsfräftigen 
nah Eintritt der Rechtskraft des | Enteignungserfenntnifies verlangen fann. 
Enteignungserfenntniffes, der Erpro- 
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wird, eine neuerliche Ueberprüfung der Beziehung des Inhalts einer 
folchen rechtskräftig gemordenen Bewilligung zu dem Intereſſe diejer Partei 
und die Ausscheidung der von diefem Standpuntte aus als überflüjlig 
erfannten Beitimmungen der Bewilligung jtatthaft ift. Nach der in dieler 
Auslegung des PVerwaltungsgerichtähofs ausgedrüdten Rechtsanſchauung 
ift der Inhalt einer ſolchen Bewilligung nicht um feiner felbjt und nict 
einmal un der Autorität der Behörde willen aufrecht zu erhalten, jon: 
dern nur zu Gunſten der Erreichung eines erfeunbaren praktiſchen Bwedes. 

XI. Dies find die einzigen principiellen Geſichtspunkte, welde ſich 
aus der Praxis des öÖfterr. Verwaltungsgerichtshofes ertennen lafien.') 
Soferne er diefelben preisgibt, ift feine Judicatur von ſchwankenden Rüd⸗ 
fihten der Billigkeit beberricht, welche einer principiellen Formulirung 
nicht fähig find.?) 

XI. Die Frage, in wie ferne neue Geſetze auf den durch admini- 
ftrative Erledigungen gejchaffenen Rechtszuſtand zurückwirken, ift unabhängig 
von ihrer formellen und materiellen Rechtskraft zu beantworten. Einer: 
feit3 ift, wenn es im Wominiftrativprocefie nur darauf ankommt, die 
Rechtmäßigkeit des Verhaltens von Parteien oder von Behörden feftzu- 
ftellen, nur da3 zur Beit der Vornahme der Handlung geltende eich 
maßgebend (Budw. 3004, 2387). Die Nothwendigkeit feiner Anwendung 
hindert aber die zuftändige Behörde nicht, die Frage aufzuwerfen, ob 
nicht in Folge der Rückwirkſamkeit eines neuen Geſetzes (Budw. 4904) 
eine demjelben entfprechende neue Ordnung der durch rechtsträftige oder 
nicht rechtöfräftige Erledigung gefchaffenen Rechtslage geboten ſei. Während 
alfo die letzte Inſtanz die Beſchwerde gegen einen von der erften JInſtanz 
ertbeilten Bauconſens unter Hinmeis auf die zur Zeit der Ertheilung 
geltende Bauordnung als Beſchwerde abmeiit, ift fie verpflichtet, von 
Amtswegen der Unterbehörde die Zurüdnahme desjelben aufzugeben, wenn 
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1) Der öſterr. 8. G. H. läßt ſich alſo 
bei der Anwendung der im Terte ent- 
widelten Grundfäße in die Unterfuchung 
über die Kategorieen „Öffentliches In⸗ 
tereffe”, „Privatinterefie” und in Die 
Anmendung der Ergebnilje feiner Unter- 


juhung auf ben concreten Fall ein. 


Die von Lemaher in feinen apologe- 
tiſchen Studien a.a.D. ©. 460... Oi 
die Judicatur des 8. &. H. aufgeftellte 
Schranke, daß fie nicht eintreten Tönne, 
wo die Richtichnur für das adminiftra- 
tive Vorgehen lediglich nach der admini- 
ftrativen Aufgabe beſtimmt erjcheint, 
wird aljo in der Praxis nicht durch⸗ 
weg3 eingehalten. Darüber, daB gerade 
in folden Fällen die richterliche Feſt⸗ 
Reilung, Entwidlung und Unmwendung 
er zur Bezeichnung der Verwaltungs- 
aufgaben verwendeten vagen Begriffe 
von der größten Wichtigfeit für die 


; Mechtsficherheit jet, vgl. Tezuer, Zur 
ı Lehre vom freien Ermefjen ©. 92. 
und in Grünhut's Beitihrift XL. Vd. 
'©.378 ff. Bu bemerken ift übrigens, da} 
| auch ber 8.81 Abſ. 2 u. 3 des Gebühren- 
nejeßes dv. 9. Februar 1850, 8.6.8. 
Nr. 50, ferner die Tarijpoft 44 g auf 
ber Scheidung von Umtshandlungen im 
Öffentlichen und im Brivatintereie ber 
ruht, und die Möglichkeit einer begrif- 
liden Beſtimmung dieſes Unterſchiedes 
und der logiſchen Operation mit dieſen 
Begriffen vorausſetzt. An der Compt⸗ 
ten; des Bermaltungsgerichtöhofes bir 
Unmwendung dieſer Beitimmungen ſeitens 
der Finanzbehörden zu controliren, lam 
nicht gezweifelt werden. 

2) Bgl. hierüber beſonders Bernatzik 
0.0.0. ©. 119, Yudm. 1913, 2u64, 
2119, 2127, 2264, 2546 (?), 3972. 
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er in Folge eines nachgefolgten rückwirkenden Geſetzes nicht aufrecht er- 
halten werden fann.?) 

XIII. Ueberall, wo eine Bertwaltungsgerichtöbarkeit zum Schube fubjec- 
tiver Rechte oder auch bloßer proceffualer Anfprüche gegen Verlegung 
derfefben durch Verwaltungsacte befteht, bleiben die Wirkungen der for- 
mellen Rechtskraft, foweit die Zuftändigteit der Verwaltungsgerichte reicht, 
und folange die Anfechtung vorgenommener Verwaltungsacte vor den 
Bermwaltungsgerichten ftatthaft ift, auf das Thätigleitögebiet der Ver— 
waltung beichränft. Bor dem Bermwaltungsgerichte kann fi) eine Partei 
in dem bier angegebenen Umfange auf die formelle Rechtskraft eines 
Bermaltungsactd und auf deren Wirkungen zum Nachtheile jener Partei, 
welche zwar von jeder Anfechtung des Acts und feiner Wirkungen vor 
den Bermwaltungsbehörden, nicht aber vor dem Berwaltungs- 
gerichte abgefchnitten tft, wirffam nicht berufen. Dieſer Satz folgt von 
felbft aus dem Zwecke der Verwaltungsgerichtäbarfeit. Er wird aber von 
den Bermwaltungsgerichten nicht immer beachte. Das öſterr. Reichsgericht 
insbeſondere fpricht den Organen eines Vereins, deſſen Auflöfung in 
letzter Inſtanz durch die Verwaltungsbehörden beftätigt oder ausgeſprochen 
worden ift, regelmäßig die Legitimation zur Anfechtung der Uuflöfung 
namens des Vereins mittel® Beſchwerde beim Weichägerichte ab, und 
nöthigt fie, die VBeichtwerde im eigenen Namen zu überreichen, weil 
durch die formelle Rechtskraft der Auflöfung der Beitand des Vereins 
vernichtet worden ſei. Allein, fomweit es fi) um das PVerhältniß des 
Bereind zu dritten Perſonen handelt, hat dieje Wirkung ſchon die Auf- 
löfungsverfügung der erften Inſtanz. Sie hat aber dieſe Wirkung nicht, 
fomeit e3 fich um die Vertheidigung des Vereins gegen eine rechtswidrige 
Auflöfung handelt, folange dieſelbe noch anfechtbar fit, und zwar deshalb, 
weil dem Vereine durch ausdrüdliche gefehliche Beftimmung?) die Möglich- 
feit der Anfechtung feiner Auflöfung eröffnet ift. Solange die Auflöfung 
anfechtbar ift, muß für den Bwed der Anfechtung der Verein noch fort: 


1) Bu dieſer literariſch noch nicht 
fpruchreifen Frage haben Stellung ge- 
nommen, Loning, ehr des 
Deutfchen Verwaltungsrehts © .16 ff; 
Tezner, Die Erpropriation gewerb⸗ 
licher Monopole nach öiterr. Recht in 





ns oder Verfügung um die Prü- 
ung der Berechtigung ber Anfed- 
tung bandelt, fann dieſelbe freilich 
nicht auf Grund einer dem Xerwal- 
tungsacte nachgefolgten gejeglichen Be⸗ 
flimmung vorgenommen werden. Das 


Geller's Sentralblatt für Verwaltungs⸗ 
praxis Jahrg 1887; Jellinek, Syftem 
Der ſubjektiven Öffentlichen Rechte 
©. 319 ff. (über legteren vgl. Teaner 
* Grünhut's Zeitſchrift 21. Bd. 

S. 235 fj.); Georg Meyer, Der Staat 
und bie erworbenen Rechte 1. Bd., 
2. Heft der von Jellinek und Meyer 
—— hin ſtaats⸗ und völkerrecht⸗ 
lichen Abhandlungen. Soferne es ſich 
um die Ueberprüfung der Correctheit 


Ergebniß diefer Weberprüfung läßt aber 
immer noch die Frage offen, ob nicht 
eine etwaige Rüdwirkung einer folchen 
nachgefolgten Beftimmung auf da3 durch 
Entſcheidung oder Verfügung feitgeftellte 
oder geordnete Rechtsverhältniß Hattzu- 
finden habe und von ber Behörde ex 
offieio oder auf Untrag der Parteten 
aut ae ng qu bringen fei. 

2 des Vereinsgeſ. vom 
Safe 1858, 8.25 des Vereinsgeſ. vom 


einer mit Beſchwerde angefochtenen Ent- | Jahre 1867. 
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beftehend anerfannt werden. Das gilt ebenjo für die Anfechtbarteit vor 
den Berwaltungsbehörden al3 vor den Verwaltungsgerichten. Die Ent 
ſcheidung des Reichsgerichts führt zu dem eigenthümlichen Ergebniß, daß 
nach öjterreichiichem Rechte die Vereine einen verfaflungsmäßigen Schug 
des Neichsgerichtd für ihren Rechtsbeſtand gegenüber vechtöwidrigen auf 
die Vernichtung des Vereins gerichteten Berwaltungsacten nicht genießen.) 

Ueber die bier angeführte Grenze hinaus muß aber nicht nur die 
Berufung der Parteien auf die ihnen zu ftatten kommende Wirkung der 
gegenüber anderen Parteien eingetretenen formellen Rechtskraft eines Ber- 
waltungsact3 in dem Umfange ihrer Geltung auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts von dem VBerwaltungsgericht beachtet werden, jondern 
e3 bat das Berwaltungdgericht, von dem Falle einer zuläjjigen und deut 
lich vorliegenden Parteiendispofition abgefehen, diefe Wirkungen von 
Amtswegen zur Geltung zu bringen ($. 21 al. 1 des Geſ. v. 22. October 
1875, R. G. B. F. 1876, Nr. 36). 


XIV. Eine Beſchränkung gleicher Art wie die Rechtskraft der ver: 
waltungsgerichtliher Ueberprüfung noch unterliegenden Entjcheidungen 
und Verfügungen der VBerwaltungsbehörden erleidet die Rechtskraft folder 
Vermwaltungsacte, wenn gegen diejelben der ordentlihe Rechtsweg er 
öffnet iſt. Dazu bedarf es ausbrüdlicher geiehlicher Beitimmung. Tie 
Fälle, in welchen eine Sache, die durch eine Berwaltungsbehörde entjchieden 
worden ilt, noch einmal der Entiheidung durch den Civilrichter unter: 
breitet werden darf, kennzeichnen ſich meift?) dadurd, daß es ſich um 
Entjcheidungen über Rechtsverhältniſſe handelt, welche ohne eine geich 
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I) R. G. E. v. 27. Jänner 1871, 8.3, 
Hye 10; 31. Jänner 1875, 8. 71, 
Hye 71. Die ſämmtlichen öſterr. Ge⸗ 
meindeordnungen enthalten die Beftim- 
mung, daß die Gemeindevertretung durch 
die politiiche Amtsſtelle aufgelöft werden 
fönne und daß der Recurs gegen bie 
Auflöfung der Gemeinde vorbehalten |; behörben die Höhe der Beiträge der- 
bleibe. Durch welche Berjonen kann die | jenigen Grund⸗ und Werlöbefiger, welde 


nach Rechtskraft der Auflöjung zur Ber- 
Gemeinde ihren Anfehtungswillen nun⸗ an dem Beltande einer aus Reichs⸗ oder 


theidigung der Liquidationsmaſſe gegen 
rechtöwidrige Verfügungen der Behörden 
fortbeftebe. 

2) Nicht aber immer: So haben nad) 
8.26 des Reichswaſſergeſetzes v. 30. Mai 
1869, R.G.B.Nr.93, die Verwalungs 


mehr wirkſam äußern? Doc nicht durch Landesmitteln hergeitellten Waſſeranlage 
die Gemeindeglieder, welche von der An⸗ | intereffirt find, zu den Baukoſten cimer 
fehtung durch den Haren Wortlaut der | ſolchen Anlage zu ermitteln und au 
Beitimmung ausgeſchloſſen find. Es | zufprechen; es fteht aber den Intereſſenten 
bleibt deshalb nichts übrig, als die auf- Ber Nechtsweg gegen den Ausſpruch ber 
gelöjte Gemeinderepräfentang allerdings | Berwaltungsbehörde offen. Die Beitrags 
nur mit Beichräntung auf den Bwed | pflicht jelbft ift Hier eine öffentliche, 
der Bertheidigung des Auterefje der Ge | und es erfolgt die Eintreibung der rüd- 
meinde an der Beibehaltung der von ihr | ftändigen Beiträge im Verwaltungswege 
beftellten Organe als fortbeftehend ane | Deögleichen betreffen die im Rechtäwege 
zuerlennen. So muß auch angenommen | anfechtbaren adminiftrativen Griap- 
werden, daß die Mctiengejellichaft, welde | erkenntniſſe gegen rechnungspflichtige 
durch behördliche Verfügung aufgelöft | Beamte wie jene des Gef. v. 6. Juni 1887, 
wird, nicht nur für den Bwed der An- R. G. B. Nr. 72, publiziftiiche Aniprüde. 
fehtung der Auflöfung, fondern auch 





— 327 — 


fie, die Buftändigleit der Verwaltungsbehörde begründende Beitimmung 
als den Normen des Privatrecht3 unterliegende, als privatrechtliche, in 
die Auftändigleit der Civilgerichte fallende aufgefaßt werden müßten, 
und binfichtlich deren ein Zweifel, ob fie nach Abficht des Geſetzes nicht 
doch als publiciftiiche zu behandeln feien, nur aus dem Grunde entftehen 
fönnte, weil zu ihrer Feitftelung die Berwaltungsbehörden zuftändig er- 
Aärt werden. Der Urt. 15 des St. G. G. vom 21. December 1867, 
R. G. B. Nr. 144, über die richterlicde Gewalt ftellt e8 im alinea 1 in 
allen Fällen, wo eine Berwaltungsbehörde nach den beitehenden ober 
fünftig zu erlaffenden Geſetzen über einander twiderftreitende Anſprüche 
von Privatperjonen zu enticheiden Hat, dem durch diefe Entfcheidung in 
feinen PBrivatrehten Benachtheiligten frei, Abhilfe gegen die andere 
Partei im ordentlichen Rechtöwege zu fuchen.!) Mit diefer Beftimmung 
fcheint nun beabfichtigt geweſen zu fein, in Fällen der Eingangs bezeich- 
neten Urt den Rechtsweg allgemein zu eröffnen, alfo auch dann, wenn 
die Norm, welche die ABuftändigfeit der Verwaltungsbehörde in einer 
Privatrechtsſache feftjett, über diefen Punkt Stillfchweigen beobachtet. 
Ein liquider Fall folder Art wäre die Zuſtändigkeit der Ber- 
waltungsbehörden zur Enticheidung von Dienftbotenftreitigfeiten, wie fie 
3. B. ſchon durch 8. 148 der „Befindeorönung für die Stadt Wien 
vom 1. Mai 1810, ſchlechthin aljo auch für Streitigfeiten rein ver- 
mögensrechtliher Natur zwischen Dienftherrn und Dienfigefinde aus dem 
Dienftverhältniß begründet wird. Die 88. 156 und 158 diefer Dienft- 
ordnung eröffnen den Beſchwerdezug gegen die Enticheidungen der erften 
Inſtanz bis zur Hofſtelle. Es kann alfo feinem Zweifel unterliegen, 
daß dieſe Entſcheidungen der formellen Rechtskraft fähig ſind und 
materielle Rechtskraft bewirken können. Iſt aber die hier entwickelte 
Auffaſſung des Art. XV al. 1 richtig, dann findet gegenwärtig die 
Rechtskraft derjelben nach beiden Richtungen an der BZuftändigfeit der 
Gerichte, in der Sache neuerli und dann jchlechthin endgiltig zu ent- 
jheiden, ihre Grenze; formelle und materielle Rechtskraft, find dann 
nur auf den Berwaltungsweg beichräntt.) Es Haben alſo aller: 
dings die Verwaltungsbehörden dann jede neuerliche Befaffung mit der- 
jelben Sache, ſoweit nicht publiciftifche gejtndepolizeiliche Intereſſen 
in Frage kommen, abzulehnen, die von ihnen feftgeftellten Nechte und 
Pflichten auf Verlangen des Berechtigten zur Verwirklichung zu bringen, 
legtere3 nur jo lange, als fie nicht dadurch mit der AZuftändigfeit der 
Gerichte in derjelben Sache in Widerfpruch gerathen müßten. Wann 
das der Yall ift, darüber ſchließt Art. XV nicht jeden Zweifel aus. Er 
ſpricht fich nicht klar darliber aus, ob die Gerichte, wenn fie zur Ent- 
ſcheidung in derjelben Sache angerufen werden, fo vorzugehen Haben, 


1) Diefe unklare Beitinmung bat ſache von Schrutka und Dienftftzeitig- 
Bernatzik a. a. O. ©. 247 ff. gründlich | keiten von Rudolf Pollak im öfterr. 
erörtert. Zu der dort angeführten Lite- | Staatswörterbuch hinzugelommen. 
ratur find noch die Artikel Civilrechts⸗ 2) Bernatzik a.a.D. S. 260f. 
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als läge gar keine Entſcheidung der Verwaltungsbehörde vor, ſelbſt wenn 
eine Partei ſich auf dieſelbe beruft, ob alſo die Gerichte die Exiſtenz 
einer ſolchen Enticheidung zu ignoriren!) haben, oder ob fie wur auf 
die Nachprüfung der Geſetzmäßigkeit der Enticheidung und der Orb 
nungsmäßigkeit des dabei beobachteten Verfahrens befchräntt feien. Für 
die eritere Anſicht Spricht der Umstand, daB das Verfahren vor den Ber 
waltung&behörden nicht in jeder Hinficht die gleichen Garantien bietet, 
wie jenes vor den Gerichten. Wenn 3. B. auch die Verwendung bes 
Beweismitteld des Parteien- und Beugeneides in Dienftbotenftreitigleiten 
für zuläffig erklärt worden ‚ift, fo fteht doch der Meineid vor den Ber- 
waltung&behörden nicht unter der Sanction des gerichtlichen Meineids. 
Für die zweite Anjchauung ſpricht das Princip ber Deconomie der 
ftaatlicden Arbeit, mit welchem es faum vereinbar iſt, eine Entſcheidungs⸗ 
thätigleit, melche unter Umftänden drei Inſtanzen in Bewegung geſetzt 
bat, felbit ihre volle Geſetzmäßigkeit vorausgeſetzt, bloß deshalb für ganz 
bedeutungslos zu erklären, weil eine Partei mit derſelben unzufrieden 
it. Es Spricht dafür, daß Art. 15 feinem Wortlaute nach die Mög: 
lichleit der Abhilfe nur demjenigen, der durch die Entjcheidung in 
feinen Privatrechten benachtheiligt ift, eröffnet, nicht aber etwa ſchon 
die Bumweifung einer Privatrechtsſache an die Berwaltungsbehbörde als 
einen Nachtbeil für die Privatrechte erklären will, daß er eine Abhilfe 
zu Gunſten der unzufriedenen Partei für nöthig bält, ohne zu fcheiden, 
ob auf Grund der Entfcheidung der Verwaltungsbehörde ſchon etwas dieſe 
Partei materiell Benachtheiligendes gefchehen ift, aljo die adminiftrative 
Entſcheidung als etwas bis zum Eintritte der gerichtlichen Abhilfe zu 
Recht Beitehendes anerkennt, daß fich ferner, wenn das abminiftrative 
Erkenntniß vollzogen fit, fein Beitand nicht todtfchweigen läßt; es ſpricht 
endlih die Erwägung dafür, daß, was das Verfahren vor den Bermwal: 
tängsbehörden wegen der geringeren Garantien gegen Srreführung der 
Behörden an Verläßlichleit gegenüber dem civilproceffualen einbüßt, es 
dod) wieder an der größeren Beweglichkeit und Yormenfreiheit in bem- 
jelben Punkte wieder gewinnt. Man wird fich deshalb auf die Seite dei 
öfterr. oberiten Gerichtshofs neigen, der in feinem Pleniſſimarbeſchluß vom 
b. März; 1895, 3. 36, Judicatenbuch Nr. 130, eine Sgnorirung des Ber 
ftandes der Enticheidung der Verwaltungsbehörde durch das um Abhilfe 
angegangene Gericht in dem Falle der Untvendung der Beitimmung de 
Urt. 15 al. 1 für unftatthaft erklärt. 

Danach hätte fih der Antrag der Klage der unzufriedenen Bartei 
auf dag Erkeuntniß zu bejchränfen, die Enticheibung der Verwaltung: 
bebörde babe dem Kläger rechtöwidrig ein Mecht gegenüber dem Be 
Hogten abgefprochen oder eine Verpflichtung auferlegt und das Gericht 
möge anjtatt deſſen ausjprechen, was nah dem Anhalt der Klage 
Rechtens ift, alfo unter Umständen den Geklagten zur NRüderftattung 
der gegen den Kläger im Verwaltungswege bereit3 erequirten Leiitung 


1) Diefe Anficht vertritt Bernatzik a. a. D. ©. 261. 
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verurtheilen.!) Der Gellagte muß auf diefe Klage, wenn er fonjt ein 
ihm nachtheilige8 Contumacialerkenntniß zu bejorgen Hätte, Rede und Ant⸗ 
wort fliehen, ohne daß der Kläger nöthig hätte, die Vorausſetzung der 
Berühmung zu erweiſen“), weil Urt. XV die Unrufung des Gerichtes 
zum Amwede der Wbhilfe gegenüber der andern Bartei, alſo behufs un- 
mittelbarer Befeitigung ber nachtheiligen Stellung eröffnet hat, in welche 
er durch das feine Rechte verleende Erkenntniß der VBerwaltungsbehörbe 
dem Beklagten gegenüber gerathen if. Wird er mit feiner Klage end- 
giltig abgewiefen, dann ift die Mechtöfraft des Erlenntniffe® der Ber: 
waltungsbehörde auch gegenfiber den Gerichten enbgiltig begründet. 
Stünde diefe Auslegung aber felbft unzweifelhaft feit, jo würde 
die Anwendung des Urt. XV al. 1 noch immer große Schwierigkeiten 
bereiten.” Man wird jebenfall3 fordern müflen, daß es fih. um Rechts- 
verhältirifje handle, deren privatrechtliche Natur eine ganz liquide fit. 
Art. 15 al. 1 gilt deshalb nicht fir ausgefprochen publiciftiiche Rechts⸗ 
verhältniſſe, alfo nicht für die den Verwaltungsbehörden zugewieſenen 
Regreßanſprüche der öffentlichen Unterftükungsverbände gegen einander 
(8. 28 Heimathsgeſ.); auch nicht für Unfprüche, deren privatrechtliche 
Ratur zweifelhaft ift. Lebteres gilt 3.8. von dem im $. 40 des Gef. vom 
29. Februar 1880, R. &. 8. Nr. 35, anerkannten Anſpruch auf Schaden- 
erjag gegen den Staat für diejenigen Thiere, die über behördliche An⸗ 
ordnung zum Biwede der Feftitellung des Vorhandenſeins einer an- 
ftedenden Thierfrantheit, mit Ausnahme der Wuthkrankheit, getödtet 
werden, dann für die wegen Rotzverdachtes getödteten, mit der Hod- 
frantheit nicht behaftet gefundenen Thiere durch Leiftung des gemeinen 
Werthes. Die dfterr. Praris zweifelt nicht, daß die Anrufung des 
Civilrichters wegen rechtswidriger Benachtheiligung der Partet durch das 
Erfenntniß der Landesftelle über einen ſolchen Erfabaniprud) oder die 
Beitätigung desjelben durch das Minifterium nicht zuläffig fei. Gleiches 
gilt auch von den durch Hfdct. v. 16. Auguft 1841, J. ©. ©. Nr. 555, 
der Buftändigleit der Verwaltungsbehörden überwieſenen Entfcheidungen 
über vermögensrechtliche Anfprüche des Staates und feiner Beamten aus 
dem Staatödienftverhältniffe.) Berner Urt. XV al. 1 ift nur anmenb- 
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1) A. A. Bernatzik a. a. O. ©. 261. | niffes beſteht. Das ift auch die An- 
Mit den Ausführungen im Tert Rn ſchauung ber Praxis. In den im Texte 
überein der €. d. o. G. H. v. 26. © vertretenen Fällen wird die Zuftändig- 
— 1895, 8. 8038, Sur. Baer feit der Gerichte als ausgeſchloſſen ber 
1896 Rr.1. trachtet, ungeachtet von namhaften 
N auch Bernatzika. a. O. S. 256 Schriftftellern die privatrechtliche Natur 

ber Entſchädigungsanſprüche des Ein- 

ir "Berne tt will Art. XV al. 1 aus- | zelnen für obrigteitliche im öffentlichen 
geichloflen willen, überall wo ein öffent- & terefte borgenommene Eingriffe in das 
liches Rechtöverhältniß vorliegt. Die im | Privateigenthbum, ſowie der vermögend- 
Texte vertretene Anjchanung ſchon dann, | rechtlichen Anſprüche aus dem Staats⸗ 
wenn ein Zweifel an der privatrecht- dienftverhältniffe behauptet wird. Nur 
lichen Natur des durch bie Berwaltungs- | Heichögericht und Berwaltungsgerichts- 
behörde feftzuftelenden Wechtöverhält- | hof nehmen in Fällen dieſer Urt bie 
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bar, wo es fi um eine wirllide, definitiver Wirkung fähige Ber 
ſchiebung der Zuftändigkeit von Civilgerichten und Verwaltungsbehörden 
Handelt, wo alſo zunächſt die Verwaltungsbehörden an Stelle der Civil⸗ 
gerichte zur Entſcheidung über Privatrechtöverhältnifie berufen werben. 
Sollen fie nur zwifchen den Parteien vermitteln oder nur eine proti- 
ſoriſche Anordnung ‚treffen, ohne in der Sache ſelbſt zu enticheiben, 
dann find fie nur zu Verwaltungsacten berufen, welche entweder for- 
meller und materieller Rechtskraft überhaupt nicht fähig find, wie z. B. 
ein bloßer Bermittlungsvorjchlag, oder wie die Broviforialverfügung zwar 
diefe Fähigkeit befiben, aber nur mit der Beſchränkung auf die Beit, 
bis das Nechtöverhältnig durch richterliches Erkenntniß feſtgeſtellt ift, 
welches felbjt dann, wenn es im practiihen Rejultate ganz und voll 
mit dem Inhalte der Proviforialverfügung übereinftimmt, an Stelle 
der letzteren tritt.”) Einen Fall der erjteren Art fchafft die Beftimmung 
des $. 24 des Foritgefebes, wonach den Parteien, wenn ein Ueber: 
einfommen über die von der einen an die andere zu leiftende Ent: 
Ihädigung für die Unferlegung einer Servitut zur Durchführung von 
Waldprodulten im politifhen Wege nicht erzielt werden Tann, der 
ordentliche Rechtsweg freifteht.”) In einem Falle. folder Urt ift die 
Bahn fowohl für die Thätigkeit der Eivilgerichte als auch für bie 
Thätigkeit der Parteien vor denfelben vollftändig frei. Dies if 
ſelbſt dann der Fall, wenn zumeilen privatrechtliche Anfprüche Yan den 
Staat zur Hintanhaltung von Procefjen gegen denſelben vorerft einem 
Ziquidationsverfahren vor den Verwaltungsbehörden unterworfen werden, 
wofern es nur Mar ift, daß die Prüfung derfelben nur ftaatlicdhe Ent- 
Thließung über die Erfüllung des Anjpruchg,?) nicht obrigkeitliche Ent- 
ſcheidung fei, möchte jelbft der Rechtsweg erft dann eröffnet fein, wenn 
das Liquidationsverfahren alle Inſtanzen durchgegangen if. So hat 
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Gewährung des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsſchutzes für ſich in Anſpruch. Bel. 
hierüber die Vorrede zu den VG. H. Erf. 
1891 bis 1895 des Alter'ſchen Judi⸗ 
catenbuchs. 


1) Nach Bernatzik a. a. O. S. 261 
tritt auch in dem Falle des Art. XV 
al. 1 das richterliche Erkenntniß an 
Stelle des verwaltungsbehördlichen. Nach 
der im Text vertretenen Anſicht im 
letzteren Falle nicht, wenn es den Kläger 
mangels einer erkennbaren Benachtheili- 
gung feiner Privatrechte abweift. Die 

echtöfraft einer ſolchen Abweiſung macht 
dann das verwaltungsgerichtliche Er- 
kenntniß ſchlechthin rechtskräftig. 


2) Mit Unrecht erblickt Bernatzik 
a.a.D. ©. 257, Anm. 71, in ber Inter⸗ 
vention der Behörbe nach $. 24 des Forſt⸗ 


gefeßes mehr als bloße Bermittelung und 
einen Unwendungsfall des Art. XV all. 

f Gewilfe Anſprüche an ben Staat 
mülfen erft dem Berjuche einer „gür⸗ 
lichen Ausgleihung im politifchen Wege” 
unterworfen werden, ehe bie Bartei deu 
Rechtsweg betreten faun, vgl. Hfdcd. v. 
13. Mai 1832, J. G. S. 2563, betr. Eriof 
anſprüche an den Staat fürbie Schädigung 
von Privateigenthum durch Auffellung 
von Santtätdcordond, dann 8. 13 des 
Min. E. v. 21. December 1859, R.©.%. 
für 1860 Nr. 10, über Erjapaniprüde 
aus der Beſtimmung eines fortificate 
—— — gar bie a niprüde 
megen igung du emontien- 
transporte befteht nad) Hfbet. v. 28. Juli 
1843, J. G. ©. Nr. 726, eine cumul 
five Boncurreng von gütlidder Aus 
gleichung und Hechtäweg. 
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nah $. 46 der Briefpoitordnung vom 12. Suni 1838, J. G. ©. 
Ar. 280, die Partei ihren Anſpruch auf Erja für Verluſt, Abgang 
oder Beichädigung der von ihr der Bojtanftalt zum Transporte an- 
vertrauten Sachen zunädft bei der Provinzialpojtbehörde anzumelden. 
Stellt fie fi mit der von derfelben ausgemittelten und angebotenen 
Entichädigungsfumme nicht zufrieden, jo bleibt ihr der Recurs an die 
höhere Stelle binnen der gewöhnlichen Recursfriſt und nach erfolgter 
Entiheidung der⸗oberſten adminiftrativen Stelle der Rechtsweg offen.) 
In dieſem alle iſt aljo die Thätigleit der Poſtbehörde erflärtermaßen 
bloße Unerbieten, nicht Enticheiden über den. Entſchädigungsanſpruch, 
und es hat deshalb das Gericht fih um die Erllärungen der Behörden 
nur jo weit zu kümmern, als die Ducchführung des Liguidationsver- 
fahren in zwei nftanzen zur Proceßvoͤrausſetzung erflärt iſt. 
Im Mebrigen ift das Anerbieten der Behörde für die Entiheidung in 
der Sache bedeutungslos, nur den Ausſpruch über den Erjaß der 
Proceßkoſten kann es beeinfluffen. Einen Gall der zweiten Urt, wo 
die VBerwaltungsbehörde nur proviforiihe Maßregeln zur Sicherung von 
Brivatrechten trifft, regelt 8. 42 des Forftgejeges, demzufolge die Forſt⸗ 
bebörde, wenn die Betbeiligten mit dem Ausſpruche der Sachverftändigen 
in Betreff der vom Zriftberechtigten an die Uferbejiber zu leiftenden 
Schadengerjäge nicht zufrieden find, die ausgemittelten Beträge in 
zwifchen jicher zu ftellen und die Parteien auf den Rechtsweg zu 
verweilen bat.?) Die provijoriiche Verfügung der Sicherftellung iſt der 
- formellen und materiellen Rechtskraft fähig,®) aber nur für fo lange, 
bis fie durch gerichtliche Erkenntniß bejeitigt oder erjeßt if. Für Die 
Entſcheidung in der Sache pielt aber die Proviforialverfügung feine 
Rolle. Sedenfalls ift eine Competenzbeitimmung, welche die Behörden zur 
Entjheidung von Privatrechtsverhälmiſſen zwiſchen Staat und 
Privaten und zwiſchen Privaten unter einander zuftändig erklärt, im 
Sinne der Uebertragung von Entſcheidungsgewalt und nicht im Sinne 
der Anweifung zur Abgabe einer bloßen Exrflärung über die Geneigt- 
heit des Staates, einen Anſpruch zu erfüllen, oder zur Uebung friedens- 
rihterlicher Thätigleit auszulegen. Erfteres muß namentlich dann gelten, 
wenn die zuftändig erflärten Behörden den Staat in feinen fiscalifchen Be- 
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1) Daß der Anſpruchsbewerber durch 
Verſäumung der Recursfriſt von der 
Anrufung der höheren adminiftrativen 
Inftanz und dadurch auch von der An- 
rufung der Gerichte abgejchnitten wird, 
macht das Anerbieten der Behörde nicht 
zum Urtheil, zur Entſcheidung; jondern 
die Berjäumniß ift nur eine Thatjache, 


welhe Bräclufion des Anſpruchs be⸗ 


gründet, ganz ſo wie der Triftberechtigte 
nach 8. 40 bes Forſtgeſ. von der Haftung 
für die Schadenserſatzanſprüche, welche 
nicht binnen 14 Tagen nach dem öffent⸗ 


lichen Aufgebot bei der Behörde an- 
gemeldet werden, entbunden wird. 

2) Bgl. auch V. G. H. E. v. 4. Februar 
1888, 8. 410, Budw. 3913 in Bropi- 
nationsſachen. 

3) Anerkannt wird die Fähigkeit einer 
Propviforialverfügung, formelle Rechts⸗ 
kraft zu erlangen und materielle Rechts⸗ 
kraft zu bewirten in der 8.9.9. €. v. 
30. December 1892, 8. 373”, Budw. 
6976; 6. October 1893, 8.3336, Budw. 
7435 (?); indirect in E. v. 5. Yuni 1889, 
8. 1104, Budw. 4726. 
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ziehungen gar nicht repräfentiren. Fehlt der entfcheidenden Behörde dieſe 
Repräfentationsbefugnig, dann bedürfte es ja geradezu ausdrüdlicher 
Beitimmung für jeden Specialfall, um ihre Zuftändigleit zur Wusgleid: 
ung der Sade Namens des Staates zu begründen. 

Ausgefchloffen ift endlich Die WUnwendung des Art. XV al. I in 
den Fällen, in welchen die Verwaltungsbehörde über Privatrechtsaniprüce 
nicht lediglich an Stelle des Kivilrichters entjcheidet, fondern im 
Polizetftrafverfahren, im fogenannten Wohäfionsverfahren Tiquide Erfah 
anfprüche des durch die ftrafbare Handlung in feinen Privatrechten ver- 
legten Privatbetheiligten feſtſtellt. Der Rechtsweg bleibt in einem ſolchen 
Falle nur eröffnet, wenn der Verletzte wegen der mangelnden Liquidität 
. feines Anſpruchs dur den Wolizeiftrafrichter auf denfelben verwielen 
wird. Liquide Anfprühe find im Adhäſionsverfahren endgiltig zuzu⸗ 
erkennen. *) 

An allen Fällen, auf welche die Charakteriftit des Art. XV al. 1 
paßt, wird er aber zur Anwendung zu bringen fein, wenn diefelbe nicht 
ausdrüdlih Durch Befeitigung der Geltung dieſer verfaffungsrechtlichen 
Beittmmung ausgeſchloſſen tft.”) 

Die Frage, wann die Nativität der Klage vor dem Civilrichter 
gegeben fei, ift, wo es an einer ausdrüdlichen gefeblichen Regelung ber: 
felben fehlt, von dem Standpunfte der Erwägung zu beantivorten, dab 
Competenzverihiebungen der hier beiprochenen Art den Bmed glatter 
und möglichit billiger Abwickelung bejtimmter privat- und zugleich ver 
mögensrechtliher Anſprüche verfolgen. Ausdrücklich wird in folder 
Weile die Buftändigfeit der Volizeibehörden in Dienſtſtreitigkeiten im 
8. 24 der mit Statthaltereierlaß vom 9. Februar 1851 n. 8. 2. G. 
und Reg.⸗Bl. Nr. 39 publicirten VBorfchriften vom 10. December 1850 
über den Wirkungskreis der PBoltzeibehörden motivirt: „Den Polizer 
behörden obliegt die Handhabung der Gefindeorbnung, infoferne durd 
diejelbe der polizeiliche Bwed verfolgt wird, das Dienftverhältniß feiner 
nachtheiligen Unterbrechung auszufegen, demfelben einen jchnelleren Schub 


1) Ausnahmsweiſe ift durch & 49 bes | wörterbuch fi ablehnend gegen eine 
Sei. v.29. Februar 1880, R. G. B. Nr. 3b, ſolche Ordnung der HBuftändigleit ie 
der Rechtsweg gegen die im Abhäfions- | Privatrechtöftreitigleiten ausſpricht, it 
procefje zum Polizeiftrafverfahren wegen zu bemerten, daß für diejelbe, die Be 
Mebertretung des Thierfeuchen a ge Feiftung des ordentlichen Rechtswege⸗ 
fällten Schadenerfapertenntniffe offen ge vorausgeſetzt Zweckmã ßigkeitsgrũnde 
laſſen. Gegen Wildfchadenerjagerfennt- | gleicher Art fprechen, wie für die Yu: 
niffe der 8.8. fteht (Bdg. des Min. des | ftändigkeit der Polizeibehöorden, Schul 
Innern u. d. Juſtiz v. 14. Juni 1859, | und Strafe in gemiflen Eriminalfäßen 
R. G. B. Nr. 128, Hei Sagdgefe 1878 | in der Form Yon Strafmandaten feſt⸗ 
[8-6], Vorarlberg 1888 [8.9], R.Oeſt. | zuftellen, mit dem Borbehalt, daB dank 
nnd Krain 1889 [8. 6]) der Rechtsweg den Einipruch des Beſchuldigten die 
nicht offen, fie mögen im Aohäfiond- Entſcheidung an den Strafrichter über- 
verfahren, oder außerhalb Ddesfelben, | geht. Bol. hiezu Sarwey, Das öffent 
geihöpft worden fein. lie Recht und die Verwaltungsrechts 
2) Gegen Pollak, welcher im Artikel pflege 8. 66; Böning, Lehrbud des 
Dienftitreitigleiten im söfterr. Staats- | deutichen Verwaltungsrechts S. 781. 
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zu verleihen und beiden heilen auf dem kürzeſten Wege mit Ber- 
meidung beichwerlicher Koſten die Erlangung jener Rechte, welche ihnen 
die Gefindeordnung aus Rüdjichten für das öffentliche Wohl einräumt, 
zu verſchaffen.“ Sp lange die Beitimmung des Art. XV al. 1 nicht be= 
itand, waren jelbitverftändlich die vor die Verwaltungsbehörden gewiejenen 
Privatrechtsausſprüche, foferne nicht durch ausdrüdliche Beitimmungen 
ihon damal3 der Rechtsweg eröffnet war, endgiltig im Verwaltungs 
wege audzutragen. Würde man davon ausgeben, daß in diefem Punkte 
durh Art. XV al. 1 feine Wenderung eingetreten, daß alſo die Er- 
Ihöpfung des adminiftrativen Inſtanzenzuges ald Proceßvorausjegung 
für die Buläffigleit der civilgerichtlichen Klage zu behandeln fei, jo 
wäre damit das gerade Gegentheil desjenigen herbeigeführt, was die 
Zuweifung von Privatrechtsanſprüchen vor die Berwaltungsbehörden be- 
zwedte; der Rechtsſchutz, der ſolchen Anſprüchen nach Abficht des Staats: 
grundgejeged zu Theil werden fol, wäre duch die Nöthigung, den 
ganzen Inſtanzenzug der Verwaltungsbehörden durchzugehen, vertheuert 
und verlangjamt. Deshalb wird. man fi dafür zu enticheiden haben, 
daß von entgegengejetten Beitimmungen abgejehen, die Nativität der 
Klage vor dem Livilrichter gegeben fei, wenn die erfte Verwaltungg« 
inftanz über den Anſpruch in der Sache entſchieden Hat. Damit ift ja 
der Zwed der Eompetenzordnung erreiht.!) In dem Wugenblide, in 
welchem nach dieſem Zeitpunkte eine der Parteien den Civilrechtsweg 
betritt, hat die Enticheidungsgewalt der Bermaltungsbehörden ihr Ende 
zu nehmen. Sie mögen die erfloffene Verwaltungsenticheidung exequiren 
jo lange fie zu Recht beiteht, die höheren Inftanzen haben aber von 
diefem Beitpuntt ab in der Sache nicht mehr zu entiheiden. Thun fie 
ed, weil ihnen die Anhängigkeit der Sache vor dem Civilrechter nicht an= 
gezeigt worden ift,”) fo iſt ihre Entjcheidung, als von einer fachlid) 
unzuftändigen Behörde ausgegangen, nichtig. 

Aus dem Zwecke der Competenzbeftimmungen folder Art, die Ab- 
widelungen privatrechtlicher Streitigkeiten zu fördern, würde fich die 
legislative Forderung ergeben, die Nechtäfraft der vermaltungsbehörd- 
lihen Erfenntniffe über diefelben zur vollen, alfo aud) zur Wirkjamteit 
gegenüber den Gerichten gelangen zu laſſen, wenn der Rechtsweg 
binnen beitimmter Friſt von Feiner der Parteien betreten worden ift. 
Das ift aber eine Forderung, welde nur durch das Geſetz erfüllt werden 
fann.?) Die DBerwaltungsbehörden find, wo es an einer gejeßlichen 
Beiriftung fehlt, zur Feſtſetzung einer Friſt nicht zuftändig, und wo je 


1) Erſchöpfung des adminiftrativen | Grnndentlaftungspatenten hinfichtlich ge 
Suftangenzuged —* ber 8. 10 des | wifler von den Grundentlaſtungsbehoörden 
iftr. 2. ©. v. 7. Mai 1886, 2.8. | an die Gerichte zu weijenden Streiti 5 
f. 1887 Nr. 32. feiten (vgl. 8. 60 des Vdg. des min. 
2) &3 faın bie Anzeige fomohl von | Sn. v. 12. November 1853, R. 
der Bartet unter Nachweis ihrer Hichtig- | Nr. 235, V. G. H. E. v. 3. October re 
feit als aud) vom Gerichte ausgehen. 8. 2012) Budw. VI. 350) dann im $. 60 
3) Geſchehen iſt dieß in den einzelnen | des cit. 2. ©. für Sftrien v. 7. Mai 1886. 
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vorhanden iſt, bedarf es einer Erklärung der Verwaltungsbehörde über 
die einzuhaltende Friſt nicht; doch kann der Behörde eine Rechtsbelehrung 
hierüber durch Geſetz auferlegt ſein (Budw. VI. 350). 


XV. Sicher liegt kein Grund vor, im Wege der Juterpretation 
einer allerdings zweifelhaften gefeglichen Beitimmung die Fälle eines 
Aufſchubs der allfeitigen NRechtsfraft der Decernate der Verwaltungsbe⸗ 
hörden auf unbeftimmte, oder minbeftend lange Zeiträume hinaus, zu 
vermehren. Dies Hat der nah dem Gefebe vom 22. October 1875, 
R. ©. 8. für 1876, Nr. 37 gebildete Senat zur Entfcheibung von 
Competenzconflicten zwifchen Neichögeriht und Verwaltungsgerichtshof 
gethan, indem er mit Erfenntniß vom 24. October 1894, 3. 213 den 
Anſpruch an den Staat auf Enticheidung für gefeulte Rinder gemäß dem 
8. 25 des ©. vom 17. Auguft 1892, R. &. 8. Nr. 142 betreffend die 
Abwehr von Tilgung der Lungenjeuche der Rinder vor das Weide: 
gericht gehörig erffärte.!) Weber diefen Anſpruch entjcheidet nad $. 25 
bes Gef. die Landesbehörde in erfter Inſtanz. Ihre Entſcheidung fann 
binnen 4 Wochen durch Recurs an das Minifterium des Innern ange 
fochten werden. Es handelt fi darum, ob diefer Anfprud als ein An 
fpruch einer einzelnen Perjon an die Gefammtheit der im Reichsratbe 
vertretenen Königreiche und Länder gemäß Art. 3 lit.a des St. G. G. vom 
21. December 1867, R. ©. B. Nr. 143 vor das Neichögericht gehöre, 
weil er zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet ift, 
ober zur Zuftändigfeit des Verwaltungsgerichtshofes, infoferne die Ber: 
legung desfelben durch eine Entfcheidung der Verwaltungsbehörde ge 
mäß 8. 2 des Gef. über den V. ©. H. behauptet wird. Im erften 
Falle ift die Anrufung des Reichsgerichts nicht befriftet, im letzeren 
Falle kann der V. ©. H. nur 60 Tage nad) Zuftellung der Ießten in 
der Sache zuftändigen Vermaltungsinitanz angerufen werden. Nun il 
freilich zuzugeftehen, daß die Zuſtändigkeit des Reichsgerichtes zur Ert 
fheidung über einen publiziftiihden Anſpruch dadurd allein nicht ausge 
ichloffen wird, daß über denfelben vorerft durch Entjcheidung im admini— 
ftrativen Inftanzenzuge zu erfennen tft. Dies beweift ja die Zuſtändig— 
feit des Neichsgerichtes zur Entſcheidung über Befchwerden twegen Ber: 
letzung verfaffungsmäßig gemwährleifteter politifcher Nechte durch Entfcei: 
dungen und Verfügungen der Vermwaltungsbehörden. Ferner fann aut 
nicht wegen der Beftimmung des $. 3 lit.b des Geſetzes über den B. ©. 8. 
daran gezweifelt werden, daß die Zuftändigfeit des Verwaltungsgericht? 
Hofes durch jene des Meichögerichtes ausgefchlofien, daß alfo die Zu— 
ftändigfeit des V. ©. H. erſt dann in frage fommen kann, wenn jene 
des Reichsgerichtes zu verneinen ift. Dennoch erfcheint e8 als ein un: 
annehmbare3 Sinterpretationsrefultat, daB die Abſicht der Zuſtändigkeit⸗ 
beftimmung de3 Art. 3 lit. a des Staatsgrundgefehes darauf gerichte: 
gewejen jei, in dem ganzen nicht unbedeutenden Umfange, in weldem 
die Verwaltungsbehörden zur meritorifchen, definitiven, obrigfeitlichen 
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1) Bgl. hiezu die Vorrede im Jahrg. 1895 des Alter’fchen Judicatenbuchs. 
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Entfheidung über vermögensrechiliche, publiciftifche Anſprüche an den 
Staat oder an die Kronländer berufen werden, dieje Entjcheidungen zum 
Nachtheil für die Rechtsficherheit der Geklagten während der ganzen übrigens 
mit Sicherheit gar nicht beitimmbaren VBerjährungszeit zur vollen Rechts⸗ 
fraft nicht gelangen zu laſſen, und daß für die Erzielung eines fo unficheren 
Ergebniffeg zuweilen drei Inſtanzen in Bewegung jollten gejegt wer: 
den dürfen. Dies bat auch der Senat anerlannt; denn er empfindet 
das Bedürfniß feine Entjcheidung auch damit zu rechtfertigen, es liege in 
dem Falle des 8. 25 des Gel. vom 17. Auguſt 1892 nur der Form 
nah eine Entjcheidung vor. In Wahrheit ſei diefe nur jo genannte 
Entiheidung feine auf Grund des ftaatlichen Imperiums gefällte Ent- 
ſcheidung, ſondern ihrem Weſen nach eine von dem angebliden Schuldner 
dem angeblichen Gläubiger abgegebene Erklärung.) Yür eine folche 
Interpretation des 8. 24 Itegt keinerlei Anhaltspunkt vor. Wie fich 
Geſetze ausdrüden, wenn fie Ausſprüche der Behörden als bloße Liquida- 
tionderflärungen über vermögensrechtlide Anſprüche behandelt wiſſen, 
wenn fie ihnen nur die Bedeutung eines Erperimentes zur Vermeidung 
von Procefien gegen den Staat zutommen laflen wollen, zeigt das Hfoct. 
vom 13. Mat 1832, %. ©. ©. Nr. 2563, welches vor Betretung des 
Rechtswegs den durch Aufftellung eine? Sanitätscordons in feinem 
Eigenthum Beichädigten vorerſt auf eine Verhandlung, auf den Verſuch 
einer gütlichen Ausgleihung im politifhen Weg verweift, 8. 46 
des Poſtgeſ. vom 12. Juni 1838, & ©. ©. Nr. 280, welcher jener 
Bartei, die fi) mit ber von der Boftanftalt und in letzter Inſtanz von 
der oberften Boftbehörde angebotenen Entfhädigungsfumme nicht zu- 
friedenftellt, den Rechtsweg eröffnet, etwa auch noch das Hfdct. v. 28. Juli 
1843, 3%. ©. ©. Nr 726, welches dem durch Remontentransporte an 
jenen Feldern und Wiefen Beichädigten zufichert, daß er bei fofortiger 
Anzeige des Schadens, den Erſatz nicht bloß im gewöhnlichen Rechts⸗ 
fondern auch im abminiftrativen Wege erlangen könne?) Ohne 
zwingende Gründe darf die Buftändigkeit der Behörden zur Ent- 
Iheidung fiber vermögensrechtliche Anfprühe an den Staat weder im 
Sinne einer bloß experimentellen Thätigkeit der Behörde oder einer Er- 
mächtigung zu einem Vorſchlag in Güte, noch im Sinne einer bloßen 
Liquidationserflärung aufgefaßt werden, am wenigſten dann, wenn die 
berufene Behörde regelmäßig für Liquidationgerklärungen folder Art nit 
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1) Hiemit ericheint die von Tezner | v. 21. December 1869, R. G. B für 1860, 


in Grünhut’3 Zeitichrift, XXI. Bb., S 
245 f. gewählte Yormulirung für bie 
Abgrenzung der Competenz zwiſchen 
R. G. und V. G. H. übernommen. 

2) In der Hoflammerordnung Ferdi⸗ 
nand's J. vom Jahre 1637 war überhaupt 
[pie gütliche Vermittlung für alle An⸗ 
prüdhe an den königlichen Fiscus vor⸗ 


geſehen. Bgl. auch 8. 13 des Min. Erl. 


Nr. 10, enthaltend die Directiven über 
den Rayon befeftigter Plaͤtze. Anderer⸗ 
feit3 ſpricht das Hfdet. v. 24.October1806, 

.&.©. Nr. 789, von Forderungen, die 
zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet 
find, worüber vielmehr den politifchen 
Behörden allein die Entſcheidung 


zufteht. 
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zuftändig ift. Die Entfcheidung des Gompetenzconflictsjenats wird, wem 
an derfelben feftgehalten wird, die herrichende Verwirrung über die Grenzen 
der Buftändigfeit von Neichsgericht und B. ©. H. noch fleigern. Denn 
die gefeglichen Beitimmungen, daß Berwaltungsbehörben Entſcheidungs⸗ 
gewalt üben follen, haben feinen andern Ausdrud dafür, ald daß fie ent: 
ſcheiden follen. Sole Enticheidungen können nach dem Erkennmiſſe 
des Senateö!) während einer unabfehbaren oder ſchwer beftinımbaren 
Zeit nicht zur vollen Rechtskraft gelangen. ?) 


6. 26. Erörterung der Nechtöfraftsfrage vom Standpunkte der 
Geſetzgebungspolitik. 


De lege ferenda ſtehen der Forderung, daß der Einzelne aus einer, 
Öffentlihe Intereſſen gejebwidrig verleßenden Enticheibung ſchlechthin 
Rechte und Anſprüche folle eriverben können, welche nur im Erpropriationd: 
verfahren befeitigt werden, dürfen, fehr wichtige ethijche und fociale Be 
denfen entgegen, felbft wenn man von jenen Fällen abfieht, in denen es 
fich um immaterielle, einer Schäbung nicht fähige Bortheile der Parteien 
handelt. Alle innerhalb des DVerwaltungsorganismus gejchaffenen Cau- 
telen, durch welche die öffentlichen Intereſſen, gegen böfen Willen, Rad; 
läffigfeit und Unfähigkeit der behördlichen Perſonen geſchützt merden jolln, 
haben nur bedingten Werth. Die auffehende Behörde kann nicht Ale 
fehen, und es müßte das Beamtenperfonale eine für den Staat uner 
fchwingliche Vermehrung erfahren, damit Alles einer fo gründlichen Er 
wägung unterworfen werben könnte, ala es das öffentliche Intereſſe er: 
heiſcht. Auch die Beſtellung eines Vertreters des öffentlichen Intereſſe 
fann feine ausreichende Garantie gegen Mikgriffe bieten. Denn es gibt 
feine Behörde, welche technifch befähigt ift, alle au die Erledigung einer 
Sade ſich knüpfenden öffentlichen Intereflen zu überjehen und eu 
iprechend zu würdigen. Da entfteht nun vor allem die Frage: Iſt a 
recht und billig, daß das Unvermögen des Staates, die Abgrenzung der 
Befugniffe der Einzelnen gegenüber den Forderungen der öffentlichen 
Antereflen vor Mißgriffen feiner Behörden zu fichern, ausfchließlich anf 
Koften des Staates gehe, und gar nie auf Koften desjenigen, der daran: 
Vortheile zieht? Iſt es nicht vielmehr vernünftiger und fittlichen Anfor 








1) Sreilih wirkt das Erfenntniß nur 
fir den entichtedenen Fall. 

2) Die Berufung des Conflictsfenats 
auf die Regelung der Competenz zur Ent- 
ſcheidung über den Anſpruch einesunfchul« 
dig Verurtheilten auf Entichädigung durch 
den Staat nach Gef. v. 16. März 1892, 
R.G.B. Nr. 64, ift nicht ftichhältig. Das 
Geſetz ift wohl zweifellos unter dem 
Einfluffe der vom Conflictsſenate ver⸗ 
tretenen Auslegung de3 Art. 3 lit. a ent» 
ftanden, es ift aber Telbft feine autbentijche 


Auslegung desſelben. Dann aber beugt 
diefes Geſetz jenem Mebelftande, um 
befientwwillen die Auslegung des Senat: 
als bedenklich bezeichnet werben mus, 
dadurch vor, daß es für die Aurufung 
des Neichsgericht3 zur Enticheidung über 
den Aniprud im 8.8 mur eine 6Otägipe 
Friſt, gerechnet von der Zuftellung bei 
Minifterialerfenntnifies, eröffnet, welche 
weder verlängert noch auch in integrum 
reftituirt werden darf. 
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derungen entfprechender, für den Einzelnen jelbft Impulſe zu fchaffen, daß 
er nach beiten Kräften an der Verwirklichung der öffentlichen Intereſſen 
mitarbeite? Berneint man dieſe Frage, fo gelangt man zu dem Reſultate, 
die NRüdfichtslofigleit gegen das Gemeinwohl und den Egoismus zu 
capttalifiren und zu prämliren. Dies wird ein praftifcher Fall beleuchten. 
Eine große Biegelfabrifsunternehfmung befipt rechtskräftig confentirte Ar: 
beiterhäufer, deren polizeiwidriger BZuftand allen Beſchreibungen fpottet, 
die Bevölferung, das Parlament und die Aufficht3behörden in Bewegung 
ſetzt. Es tft bei ihrer Errichtung feine Einſprache von Anrainern er- 
hoben worden, weil feine Da waren, deren Intereſſe durch die Bewilligung 
berührt wurde, und den Wrbeitern kommt einerfeit$ feine Barteien- 
legitimation zu, andererjeit® beweift die Art ihres Bufammenlebens in 
den Urbeiterhäufern, daß ihre Sinne gegen die primitivften Forderungen 
einer Wohnungsgemeinichaft abgeitumpft find. Wenn nun in einem 
folhen Falle der Staat der Unternehmung die Koften der Herftellung 
des polizeioronungsmäßigen Zuſtandes aus dem Titel der Rechtskraft des 
Eonfenfes und der Erpropriatton der daraus ertvorbenen Rechte bezahlen 
muß, dann thut jeder Betriebsunternehmer vom Standpuntte faufmännifcher 
Erwägung gut daran, bei der Bewerbung um einen Conſens möglichit 
wenig für das Intereſſe der Urbeiter zu bieten. Er risfirt Dabei nichts, 
ald daß die Behörde aus Eigenem dazu thut, was fie filr nöthig hält, 
und erlangt andererfeitd die Chance, daß wenn fein Antrag in Folge 
der Indolenz oder Unfähigkeit der Behörde durchgeht, über kurz oder 
long der Staat auf eigene Koften, das, was für die Urbeiter nöthig iſt, 
beritellt und ihm den Werth der Betrtebsanlage aus eigenem Sädel er- 
höht (!). Das iſt eine ganz abſurde Eonfequenz der Rechtskraft von 
verwaltungsbehörblichen Entjcheidungen und Verfügungen gegen dad im 
Öffentlichen Intereſſe Gebotene. 

Wenn deshalb etwas für die Hechtöficherheit gegen die Abänderung 
und Vernichtung öffentliche Anterefien verleender Verwaltungsacte ge- 
ſchehen ſoll, fo ift der richtige Weg hiefür nicht Anerfennung der Rechts⸗ 
fraft folcher Verwaltungsacte und Erpropriation der dadurch begründeten 
Rechte und Anſprüche, jondern Anerkennung der Vernichtbarkeit folcher 
Berwaltungsacte und Gewährung eines den Normen des Schadens- 
erſatzrechtes unterliegenden Anſpruchs an den Staat, die Gemeinde 
u. f. w., eines aus dem Titel der Schadenszufügung hervorgehenden An- 
ſpruchs auf Erfah des Intereſſe an der Rechtsbeſtändigkeit des ver- 
nichteten Actes. Denn dieje Conſtruction ermöglicht die Erwägung, in- 
wieferne der Baufalnerus zwifchen dem fehlerhaften Berwaltungsacte und 
dem Schaden nur durch Handlungen und Unterlaffungen der Behörde 
bergejtellt wird, und was der Geſchädigte vermöge jeiner Intelligenz und 
ſeines Vermögens thun fonnte, um durch möglichfte Berüdjichtigung der 
öffentlichen Intereſſen die Rechtöbeftändigkeit der auf feinen Antrag er- 
gehenden Erledigung zu feitigen.!) Ganz im Sinne diejer Erwägungen 

1) Bgl. 8. 1304 a. b. G. 8. Eine | folche Löfung ber Frage, wie das Intereſſe 
Tezner, Handbud. 22 
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fügt eine Entſcheidung des würtembergiſchen Geheimrathes vom Juni 
1832 der Anerkennung der Forderung nach Rechtsſicherheit gegen Ab— 
änderung und Vernichtung von rechtsverleihenden Verfügungen den Bor: 
behalt bei, dab durch dieſelben kein anderweitige® echt verlegt fein 
dürfe und dasjenige beobachtet fein müſſe was als gefeglige Norm 
auch der Beliehene felbit fennen muß.) Das Gef. v. 18. Mir 
1878, R. ©. 3. Nr. 31 läßt, ungeachtet eine weitgehende Pflicht ber 
Parteien befteht, zur richtigen Bemeſſung der dort angeführten Abgaben 
au den Staat mitzumirten, dennoch die materielle Rechtskraft der Be: 
meflung erjt nach Wblauf der VBerjährungsfrift für die Verbefferung ber: 
jelben eintreten, welche Friſt, fofern die Partei ihre Pflicht nicht erfüllt 
bat und die Behörde das pflihtmäßig Mitzutheilende nicht aus anderer 
Duelle erfährt, unter Umftänden 5 Jahre beträgt. Auch $. 209 der Zoll⸗ 
und Monopolordnung vom 11. Zuli 1835 befriftet das Nachforderung⸗ 
recht des Staates in Folge eines zu niedrig bemeflenen Zolles auf ein 
Jahr feit der erfolgten Bezahlung des Zolles nur unter der Voraus 
fegung, daß der Partei feine abſichtliche Zollverkürzung zur Laft fällt, 
daß fie aljo ihre weitgehende Auskunftspflicht nicht abfichtlich im Sinne 
des Zollgeſetzes verlekt Hat. 

Umgelehrt müßte in dem alle, al3 die Gebundengeit des Staates 
an Berwaltungsacte, welche der Barteienanfechtung nicht mehr ausgefekt 
find und Öffentliche Intereſſen geſetzwidrig verleben, fchlechthin ausge: 
ſprochen würde, die Pflicht der Parteien, zur richtigen Erfenntniß der 
Behörde mitzuwirken, mitzuarbeiten, Traft Geſetzes bis zur äußerften 








der Nechtsficherheit der Parteien mit der 
Bernichtbarfeit von Entjcheidungen ver- 
einbart werden könne, welche öffentliche 
Intereſſen gejegtwidrig verlegen, Barteien- 
anfechtungen aber nicht mehr ausgeſetzt 
find, Hält au V. G. H. €. v. 17. Mai 
2 8. 910, 8. 1410 für möglich). 

1) Mitgetheilt bei F. F. Mayer, 
Grundfäge des Verwaltungsrechts S. 148. 

2) Verſchiedener Deutung rabig find 
jeigenbe Beftimmungen: Nach 8. 11 der 

auordnung für Lemberg ift der Bau- 
ührer, wenn zwilchen der Ertheilung des 

auconjenjes und dem Beginne oder ber 
Vollendung des Baues Veränderungen 
eingetreten find, welche die Ausführung 
de3 genehmigten Bauplanes aus bau- 
polizeilichen Rückſichten bedenflich machen, 
gehalten, unter Angabe diejer Umftände, 
die neuerlide Genehmigung des Bau- 
planes nachzujuhen. Nah 8. 15 der 
mäprifchen Bauordnung vom 20. Decem- 
ber 1869, 2.6.8. für 1870, Nr. 1 kann 
eine ertheilte Baubewilligung nur aus 


Grenze der Möglichkeit angeipannt werden. ?) 


bejonders wichtigen, nach erfolgter Baw- 
bewilligung eingetretenen Rüdfichten de⸗ 
öffentlichen Intereſſe für unwirhſan 
erflärt und unter diejer Borausfeguug 
auch die Fortführung des Baues unter 
fagt werden, jedoch in dem einen wie 
in dem andern Fall mit Vorbehalt vor 
Entihädigungsanfprüden des Bauherrn. 
Nach 8.15 der fchlei. Bauordnung vom 
23. Mär; 1867, 2. G. B. Wr. 16 wit 
die Baubewilligung unwirkſam, mens 
die Localumftände, unter melden und 
aus Rückſicht deren (?!) fie gegeben 
wurbe, ſich geändert haben. Iſt hier 
Nechtöfraft des Conſenſes voraus 
gejegt? Handelt es fich Hier überel 
um Wusführungshinderniffe, die nad 
ertbeilter Bewilligung eingetreten jmd. 
oder auch um Baubewilligungen, deren 
Unausführbarkeit nachträglich zum Ber 
ſchein kommt, ohne daß fi bie Bar 
verhältniffe geändert hätten? Sind di 
Entihädigungsanfprüche des mährilden 
Geſetzes Schadenserjab- oder Eriagar- 





— 339 — 


6. 27. Die für die Bewirtung von Rechtskraft fähigen 
Berwaltungsacte, 


Das Rechtsinftitut der formellen Rechtskraft, mit feiner den Par⸗ 
teienanfechtungen "Biel und Ende jegenden Wirkung verfolgt den Zweck, 
auch den materiellen Wirkungen der nicht mehr anfechtbaren Berwaltungs- 
acte die Kraft zur Meberwindung der Beitreitung ihrer Rechtmäßigkeit 
durch die Parteien zu verleihen, und foweit dies auf dem @ebiete des 
öffentlichen Rechts möglih it, auch die Behörden zur Anerkennung 
diejer Rechtmäßigkeit zu verbinden. Die formelle Rechtskraft ift aljo um 
ber materiellen Rechtskraft willen da, und es find deshalb alle Acte, 
welche der formellen Rechtskraft fähig find, zugleich auch fähig, Durch ihre 
formelle Rechtskraft materielle Rechtskraft zu bewirken. Der Rechtskraft 
nad beiden Richtungen fähig, find deshalb die Entſcheidungen und Ber: 
fügungen der Verwaltungsbehörden. 

Die Rechtskraft bedeutet das Wirken einer allgemeinen Norm im 
concreten all, nach welcher einmal die Behörde unter gewiſſen Voraus- 
feßungen einen Act Hoheitlicher Natur, den fie vorgenommen bat, auf 
PBarteienantrag nicht mehr fol zurüdnehmen müſſen. Die Anwendbar— 
feit diefer Norm auf Verfügungen iſt controverd. Sch Tann aber einen 


Fe eined Erpropriaten? — Rad) | (Samnilg. von Jebens und Meyeren, 
.51 der deutichen Reichsgewerbeordnung | 10. Bd., Nr. 37) erklärt dieſe Beftim- 
(1869, 1883) fann wegen überwiegender | myng nur dann anwendbar, wenn die 
Nachtheile für das Gemeinweſen die , Schließung einer gewerblichen Anlage ver- 
fernere Benützung einer jeden gemerb- | fügt werden muß, weil es unmöglid 
lihen Anlage durch die höhere Ber- | ift, fie derart zu ändern, daß fie den- 
waltungsbehörde zu jeder Zeit unter- | jenigen Intereſſen entipricht, um derent- 
jagt werden, doch muß dem Beliter ald- | willen im äußerften Fall die Schließung 
dann für den erweislichen Schaden Er- | ftatthaft ift, nicht aber, wenn die Schlie- 
fa geleiftet werden. Hier wird zwiſchen Bung erfolgt, weil der Inhaber der An- 
confentirten und nichtconfentirten Un« | lage ——— — — (alſo doch wohl 
lagen, zwiſchen rechtskräftigen und nicht- auch nach erfolgter Conſentirung er- 
rechtöfräftigen Conſenſen nicht unter | lafjenen) polizeilichen Anordnungen feine 
fchieden, fo daß Entichädigung nicht aus» | Folge leiſtet. Nach alledem ift dieſe 
geichloffen erjcheint, wenn eine Anlage, | Beftimmung nicht verwerthbar für die 
deren Conſentirung nicht erwiefen werden | Erfenntniß der Stellung der deutſchen 
ann, felbft den zur Zeit ihrer Errichtung | Gewerbeordnung zur Frage nach ber 
beftandenen polizeilihen Vorſchriften Mechtöfraft einer öffentliche Intereſſen 
nicht entipridt. Die Entiheidungen des | gefehwidrig verlegenden Enticheidung. 
Deutichen Reichögerichts v. 12. Rovember | 8. 8 der Verordnung der Minifterien 
1887 (Enticheidungen de3 Reichögericht3 | des Innern, der Finanzen, der Juſtiz, 
in Civilfachen, 19. Bd, Nr. 68, ©. 360) | dann für Handel u. ſ. w. vom 2. Jänner 
und v. 20. Septbr. 1890 (26. 8b, Nr.65, | 1859, R. ©. B. Nr. 25 erflärt es als 
©. 342) bezeichnen deshalb Diele Ber | eine Frage des Livilrechtd, ob der Berg- 
fimmung als auf einer Billigkeitser- | mwerlöbefiger, deſſen Berechtigung nicht 
wägung rubend und ſprechen ihr die | jünger iſt als die Conceſſion einer be- 
Bedeutung einer Yolgerung aus einem nachbarten Eifenbahn, gegen die Unter- 
allgemeinen Rechtsgrundfag ab. Die | nehmung der Tehteren Erjaganfprüche 
Entjcheidung des preußiichen Oberver⸗ | bat, wenn er fich thretiwegen polizeiliche 
mwaltungögericht3 vom 29. October 1883 eſchraͤnkungen gefallen laſſen muß. 
22* 
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Befehl, eine Gewährung ebenfo zurüdnehmen, wie ein ausgeiprocenes 
Urtheil und das Bedürfniß, auch Verfügungen gegen endloje Aniprüce 
auf ihre Zurüdnahme ficherzuftellen, Tann nicht bezweifelt werden. 
Bloß um ihrer negativen Function willen ift die Rechtskraft nicht 
geichaffen worden. Die Norm, welche die Rechtskraft fchafft, mil 
au, daß durch die Erfüllung der Vorausſetzungen der Rechtélraft, 
Etwas kräftiger werden fol, als es ohne diefe Vorausſetzungen ik. 
Dieſes Etwas find aber Rechte und Pflichten fei es des Staates oder 
der Einzelnen. In der Verftärfung der Kraft von Rechten und Pflichten 
liegt die Krönung des ganzen Nechtsinftitutes der Rechtskraft. Die un 
anfechtbare Entſcheidung kann, wenn fie nicht bloße Feſtſtellung von that: 
ſächlichen Berhältniffen ift, den Beſtand von Rechten und Pflichten feit: 
jtellen. Die unanfechtbare Verfügung kann den Beftand von Rechten 
und Pflichten begründen. Geftaltet nun die unanfechtbare Entſcheidung 
die durch fie fejtgeftellten Nechte und Pflichten Fräftiger als fie fonit 
wären, ftellt fie ihnen in einem gemwiffen Umfange auch das Verbot be: 
hördlicher Kritik ihrer Rechtmäßigkeit zur Seite, in welcher Hinſicht 
auch immer die Frage nach diefer Rechtmäßigkeit von Bedeutung je 
mag, jo liegt fein innerer Grund vor, die formelle Rechtskraft der ber: 
fügung nicht in gleiher Weile verftärfend auf die durch diefelbe 
begründeten Rechte und Pflichten wirken zu laſſen. Und in der That 
jteht die vechtäfräftigende Wirkung der formellen Rechtskraft einer Ver⸗ 
fügung auf die durch Ddiefelben begründeten Rechte und Pflichten der 
Parteien vom Standpunkt des pojitiven Rechts außer allem Zweiſel. 
Sit 3 B. die Verleihung eines Wafferreht3 rechtskräftig gemorden, 
dann ift der Beliehene befugt, wirkſamen Proteſt gegen alle jpäteren 
Waſſerwerke zu erheben, die das ihm verliehene Recht beeinträchtigen, 
und die Prüfung der Statthaftigleit des Protefted darf nicht auf den 
Nechtsbeitand feines rechtskräftig begründeten echtes erjtredt werden, 
wenn nicht etwa behauptet wird, daß die Verleihung öffentliche Snter: 
eflen geſetzwidrig verlege, oder durch nachgefolgte Thatfachen entträfte 
worden, oder daB der Fall der Wiederaufnahme des Werleihung‘- 
verfahreng gegeben jei. ft die Auflage zur Zahlung der Einkommen 
fteuer formell rechtöfräftig geworden, dann kann auch der Unfprud des 
Staate3 auf die Leiſtung derfelben nicht einer neuerlicden behördlichen 
Prüfung dadurch) ausgefeht werden, das der Leijtende einen publi 
ciſtiſchen Anſpruch auf Rückſtellung der Leiftung wegen Rechtswibdrigfeit 
der Auflage oder wegen des ihm unterlaufenen Rechtsirrthums erhebt.) 
In beiden Fällen handelt es fih um Rechte und Pflichten der Parteien, 
welche durch Verfügung begründet werden. Das Bebürfniß nad Her: 
itellung eines Buftandes der Unbeftreitbarteit von Rechten und Pflichten 
der Parteien befteht in ganz gleicher Weife für die durch Entſcheidung 
feitgeftellten wie für die durch Verfügung begründeten Rechte und 
Pflihten, und foweit dem Bedürfniffe einer Begrenzung der Befugniß der 





1) Budw. 740. 
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Behörden, Rechte und Pflichten als ungewiß zu behandeln, auf dem Ge⸗ 
biete des Öffentlichen Rechtes Rechnung getragen werden kann, liegt 
feinerlei Grund vor, diefe Begrenzung nur zu Gunsten der durch Ent« 
fheidung feitgeftellten Rechte und Pflichten der Parteien zu ziehen.!) 
Was die Entfheidungen anbelangt, jo find der Rechtskraft gegenüber 
den Parteien fähig und bebürftig nicht bloß die Entſcheidungen mir jurifti= 
ihem, fondern auch jene mit thatjächlihem Inhalt?), fofern die Feſt⸗ 





1) Dies gegen Bernagit, welcher 
a. a. O. ©. 131, 183 nur Enticheidungen 
nicht aber Verfügungen materielle Rechts⸗ 
kraft bewirlen lafjen will und hiemit eine 
Beſchränkung der Geltung der materiellen 
Rechtökraft in das Verwaltungsrecht ein- 
führt, die auch dem Civilrechte voll- 
ſtändig unbelannt ift.. Die Rechtskraft 
der jogenannten adjudicatorifchen, der 
compenjatorifchen Urtheile, welche fich 
aus Berfügungen zufammenfegen, fteht 
oußer Zweifel. Die Eivilprocefjualiften 
wiederum find geneigt, jeder richter- 
lichen Ordnung von Rechtöverhältnifien, 
alfo 3. B. der adjudicatio Entſchei— 
dung zu fubintelligiren und kommen 
fo auf einem Ummege zum gleichen 
Relultate über die Yähigleit von Ver⸗ 
fügungen, materielle Rechtskraft zu bes 
gründen (vgl. Pland, Lehrbuch des 
deutichen Eivilproceßrechts I. Bd, ©.448; 
Ullmann, Das dfterr. Cioilproceßrecht 
©. 125 f. ©. 25; Klein, Schuldhafte 
PBarteienhandlungen ©. 28, Unm. 28; 
Rudolf Pollaf, Das gerichtliche Ge⸗ 
fändniß ©. 27, Anm. 97, 98), oder fie 
finden in dem Urtheil den Ausdrud des 
richterlichen Willens, was Recht fein fol, 
wonad die Parteien ſich richten jollen 
(BPland a. a. O. ©. 442) und nähern 
dadurch das Urtheil wieder der conftitu- 
tiven Berfügung: Unbedenklich läßt man 
emen Berwaltungsact materielle Rechts⸗ 
fraft bewirken, wenn er im Geſetze als 
Erfenntniß oder als Entſcheidung be- 
geichnet wird, obſchon die Geſetze bie 

usdräde Enticheidung oder Verfügung 
promiscue gebrauchen. 8. 93 der Umts- 
inftructon fprihtgar von Verfügungen 
in Barteifachen, wodurch Jemandem ein 
Recht ab- oder zugeiprodhen wird. 
8.43 der badifchen Vog. fcheidet bei der 
Regelung ber Frage, inwieferne Ver⸗ 
waltungsacte die Behörde binden, nicht 
ifchen Entfheidung und Verfügung. 

ah 8. 65 der Vollzugsvorfchrift zum 
Berggeſetz verleiht das Minifterium die 


Eonceffion für Revierftollen. Diele Con⸗ 
ceſſion ift rechtöbegrlündende Berfügung. 
Am B. 5 dieſes Baragrap en heißt es 
dann, daß vom Tage der Kundmachung 
der Conceſſion die Borrechte des Con⸗ 
ceifionärs in Rechtskraft erwachſen. 
Das wird dann näher dahin beftimmt, 
dab fortan gleichzeitig oder ſpäter ein- 
tommenbe Freiſchurf⸗ oder Berleihungs- 
anmeldungen nur mit Rüdjicht auf die 
srrvorbenen Revierftollenrechte behandelt 


werden dürfen. Im Grunbtheilungs-, 


1886, 8. ©. 9. Nr. 39 (8. 29), Nr. 40 
(8. 42); dann 8. 23 des Gef. v. 7. Yuni 

3, R. ©. B. Nr. 92)] nicht nur die 
Entfcheidungen, jondern auch die Ver⸗ 
Fügungen fir und gegen die Beſitznach⸗ 
folger der Parteien materielle Rechtskraft. 
Bol. auch Hfdet. v. 15. Mai 1817, P. G. S. 
Bd. 45 Rr.71. Aber nicht nur de lege 
lata, fondern vom Standpuntte des pral- 
tiichen Bedürfniſſes de lege ferenda ift 
die Ansichließung der Verfügungen von 
der Fähigkeit, materielle Rechtskraft zu 
bewirken, unbaltbar. Sie würde nur 
zur Yolge haben, dab im alle des 
Gehürfniffes in der Praxis jeder Ver⸗ 
fügung eine Entjcheidung unterlegt wird. 
Un Bernagit ſchließt fi mit einer 
ſchwachen Schwenlung zu ber hier ver- 
tretenen Anſicht Lemayer in feinen Apo- 
logetifchen Studien a. a. O. ©.480. Wie 
im Texte Otto Mayer a.a.D. ©. 723. 
2) U. N. für das Gebiet des PBrivat- 
rechtö Unger, Eyſtem des öſterr. Bri- 
vatrechts Bd. Il. ©. 624. Eine folde 
formell rechtskräftige Feitftelung bewirkt 
materielle Rechtskraft zu Gunften der 
Behörde und der Barteien, denen fie zu 
ftatten fommen fol, injoferne ſie that- 
tächliche Vorausſetzungen fürKechte und 
Pflichten der Beftreitbarkeit durch die 
Barteien entzieht und fo mittelbar auf 
Seftigleit dieſer Rechte und Pflichten ein- 
wirft. 


— 342 — 


ſtellung von Thatſachen Vorausſetzung iſt für die Beſtimmung von 
Rechtsverhältniſſen der Einzelnen untereinander oder zum Staate. Die 
den Parteien gegenüber rechtskräftig gewordene Feſtſtellung der Noth— 
wendigfeit eines Kirchenbaues oder der Reparatur eines kirchlichen Ge 
bäudes, Tann von denfelben weder, wenn e3 fi um Wuftheilung der 
Beitragsleiftungen Handelt, noch auch etwa mitteld einer Condictio indebiti 
angefochten werden. ft rechtöfräftig die Nothwendigkeit der Verwendung 
eines Grundftüds für einen Eifenbahnbau ausgeiprochen, dann wirkt diefe 
Feſtſtellung auch gegen die Nachfolger in den Befit des in Anſpruch ge 
nommenen Grundſtücks. Das rechtöfräftige Erkenntniß der Verwaltungs: 
behörde gemäß 8.21 des Reichswaſſergeſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. B. 
Nr. 93, daß ein Bau oder die Anlage, welde von einer Mehrheit von 
Beteiligten beabfichtigt wird, von unzweifelhaftem Nutzen ſei, kann weder 
im Streite über die Bildung und Anerkennung der rechtlihen Eriftenz 
einer Waſſergenoſſenſchaft zur Herftelung und Erhaltung diejer Anlage 
noch bei der Eintreibung der Beiträge von jenen Betheiligten angefochten 
werden, denen gegenüber es formell rechtskräftig geworden ilt. 

Verordnungen find formeller und materieller Rechtskraft nur fähig, 
joweit ausnahmsweiſe Parteien ein im Inſtanzenzuge geltend zu machender, 
befrijteter Anſpruch auf Vernichtung derfelben wegen Verletzung ihrer 
Rechte und Antereffen zuerkannt ift. Dies gilt im öfterr. Hecht von den 
durch den Gemeindeausſchuß befchloffenen Polizeiverordnungen, dann von 
den durch denfelben befchloffenen Normen über die Pflichten der Gemeinde 
angehörigen zur Entridtung von öffentlichen Wbgaben in beftimmter 
Höhe und zur Leiftung Öffentlicher Dienfte und über die Modalitäten 
der Bewirkung berfelben. Zum Mindeiten, was diefe lehteren Normen 
anbelangt, ijt durch eine Tonitante Praris des .djterr. Verwaltungsge⸗ 
richtshofes anerfannt, daß die Nechtmäßigfeit des Beichluffes, mittel 
deilen fie geichaffen wurden, von jener Partei, welche deffen Anfechtung 
friftgemäß nicht unternommen Hat, weder mittel® Beſchwerde gegen bie 
auf defjen Grundlage erfolgende individuelle Auflage!) noch auch mittels 
einer condictio indebiti?) wirkſam in Frage geftellt werden Tann. 

Deffentliche Beurfundungen bezweden nicht3 weiter, als ein Beweis⸗ 
mittel für ihren Inhalt abzugeben, nicht aber, dieſes Beweismittel jeder 
Anfechtung zu entziehen. Gegenbeweis gegen diefen Inhalt fteht deshalb 
den Parteien ſelbſt dann offen, wenn in formell rechtöträftiger Weile 
gegenüber denjelben ausgeiprochen wäre, daß jene Thatfachen, deren Be: 
ftätigung den Inhalt der Urkunde bildet, ordnungsmäßig erhoben, und 
daß die gefehlichen Vorfchriften über die bei der Ausfertigung zu be 
obachtende Form und über die Örenzen des dur die Urkunde zu Be 
zeugenden eingehalten worden ſeien. 


1) 8. &. H. €. v. 3. October 1879 2) Arg. 8. ©. 9. €. v. 16. December 
8. 1470, Budw. 576: v. 16. December | 1887 3. 2013 Budw. 1238. 
1887 8. 2018, Budw. 1238: arg. E. vom 
20. März 1885 8. 755, Bub. 2466. 
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6. 28. Umfang der Nechtöfraft. 
I. Umfang der Rechtskraft in ſubjectiver Beziehung. 


I. Die Sache, um welche es fich bei den Entfcheibungen oder Ver⸗ 
fügungen der Berwaltungsbehörden dreht, ift ein Rechts- oder ein In⸗ 
tereſſen verhältniß. Die Behörde will über den Einzelnen oder fein Ver⸗ 
mögen kraft rechtlicher Befugniß verfügen, oder der Einzelne erhebt einen 
Rechtsanſpruch an die Behörde, oder die Einzelnen erheben gegen einander 
Rechtsanſprüche vor der Behörde. Es treten der Behörde, welche einen 
Berwaltungsdact vornehmen will, Intereſſen der Privaten entgegen, auf 
welche fie von Amtswegen Bedacht nehmen foll, oder e3 bittet der Einzelne 
um eine Amtshandlung in feinem Intereſſe, auf deffen Befriedigung er 
aber feinen rechtlichen Anſpruch Hat. Sol nun die Bedeutung der Rechts⸗ 
fraft darin beftehen, daß fi) die Behörde mit einer endgiltig abgethanen 
Sache nit noch einmal foll befaffen müfjen, nur, weil es eine Bartet 
verlangt — oder daß eine behördliche oder eine Kritik der Parteien an der 
Beitaltung einer Sache in Folge rechtäfräftiger Entſcheidung oder Ber: 
fügung abgefchnitten, wirfungs- und bedeutungslos fein fol, fo hängt die 
Statthaftigkeit der Berufung der Behörde oder der Parteien auf die 
Rechtskraft davon ab, ob es ganz dasfelbe Rechts⸗ oder Intereſſenver⸗ 
hältniß tft, welches eine rechtöfräftige Erledigung bereit3 gefunden hat, 
und deſſen neuerliche Erledigung eine Partei verlangt, eine Behörde vor- 
nehmen will; ob e3 ganz dasjelbe Rechtöverhältniß ift, welches eine Ent- 
ſcheidung rechtskräftig feftgeftellt, vechtsfräfttg begründet hat, und welches 
im concreten Yal von einer Partei beftritten, von der Behörde nicht an« 
erkannt wird. 

Rechts- und Snterefjenverhältniffe individnalifiren fich wie alle menfch- 
lien Verhältniſſe durch die daran betheiligten Berfonen, durch ihren Inhalt 
und Gegenftand, durch äußere Thatfachen, welche fie verurjacht haben. Für 
die Individualiſirung kann bald das eine, bald das andere Moment ent- 
feheidend fein. Danach richtet fich die Beantwortung der Identitätsfrage. 
Die Prüfung derfelben im Einzelnen unterliegt Schwierigkeiten; über 
gewiffe Säbe wird aber Zweifel faum entitehen können. 

U. H U mit dem Gefuhe um eine Baubewilligung bezliglich 
feines Grundftüds X rechtskräftig abgetwiefen worden, fo wird B mit 
einem gleichartigen Gefuche bezüglich ganz desſelben Grundſtücks X. 
nicht auf diefe rechtskräftige Abweiſung verwiefen werden dürfen, mag 
der Bewilligung feines Geſuches dasjelbe rechtliche Hinderniß entgegen: 
ftehen, wie jenem des N. Die Behörde mag ihn auf diefe Thatſache auf: 
merffam machen; wenn er aber auf der Erledigung feines Antrags be- 
ftebt, dann ift das gejegliche Verfahren zur Entfcheidung über fein Geſuch 
durchzuführen und fiber dasfelbe zu enticheiden. Der Behörde fteht ein 
anderer Intereſſent gegenüber ala in dem Falle des N. 

II. Das Erforderniß der Perfonenidentität entfällt, wo es bei 
einer Entfcheidung oder Verfügung darauf abgefehen ift, Rechtsverhält⸗ 
nifje feftzuftellen oder zu begründen, welche nicht durch die daran bethei- 
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ligten Perſonen, ſondern durch eine beſtimmte Vermögensmaſſe oder 
durch eine beſtimmte Sache individualiſirt ſind. Solche Entſcheidungen 
und Verfügungen ergehen, es mag ſich dabei um Befriedigung von öffent: 
lichen oder Privatinterefien handeln, in rem.!) Es kommt alfo bei ihnen 
nur darauf an, feftzuftellen, daß fich ein Öffentliches Intereſſe oder ein 
Privatintereffe an eine individuell beitinmte Sache Inüpft, welches fein 
Anhalt, und wie es zu befriedigen jet, nicht aber darauf, daß es gerade 
dur eine individuell beitimmte Perſon befriedigt werde, daß die Be 
friedigung gerade nur individuell beſtimmte Berfonen belafte oder ihnen 
zu Statten fomme. Der bervorftechendite Fall diefer Art ift die Nege: 
Iung von Sachnutzungen zur Befriedigung, ſei es öffentlicher oder fei es 
folder Privatinterefien, welche die Behörden von Amtswegen oder auj 
Berlangen der Parteien zu wahren haben, oder welche fie berüdjid: 
tigen dürfen. Handelt es fich 3. B. darum, eine Ordnung von Wafler: 
nugungen vom rein polizeilichen Geſichtspunkte der Verhütung gemein 
gefährlicher Verhältniſſe oder vom volfswirthichaftlicden Gefichtäpuntte 
der Förderung nützlicher Privatunternehmungen zu fchaffen, fo wird die 
Behörde darauf zu jehen haben, diejer Ordnung nach der Lage der einzelnen 
Grundſtücke, nach ihrem Verhältniffe zu dem vorüberfliegenden Gewäſſer, 
und nach der Beilimmung, die ihnen von den Beligern gegeben worden 
ift oder gegeben werden will, den möglichft zmedmäßigen Inhalt inner: 
halb der gejehlihen Grenzen diefer Möglichkeit zu geben. Wenn aud) 
die Wünfche und Unträge der Parteien hiebei eine mitwirfende Rolle 
fpielen?), fo bat die Regelung doch unmittelbar die Grundftüde, ihre er: 
tennbare oder Herbeizuführende Beitimmung, nicht die individuell be: 
ftimmten Perfonen im Auge, die fie bejigen oder benüben. Sie orönet 
die Befriedigung der öffentlichen oder privaten Intereſſen, welche durd 
diefe Benußung berührt werden, jchlechthin, und es ift ihr dabei gleid: 
giltig, ob der Belitende, Benüßende, oder der ein zu bejorgendes Privat: 
interefje Vorbringende der U, B oder E ift. Die Parteien treten der 
Behörde gewiflermaßen als vertretbare NRepräfentanten der Grundftüde 
oder der ſich au dasſelbe Inüpfenden objectivirten Privatinterefjen gegen 
über. Wie das Grundftüd benugt werden muß, wie es benußt werden 
fol und darf, das wird in judieium deducirt, nicht aber, ob es gerade 
der U oder B fein foll, der das Grundftüd in einer bejtimmten Weile 
zu nügen hat. Darum erfaßt die Rechtskraft einer ſolchen Entſcheidung 
oder Verfügung alle Rechtsnachfolger in das Eigenthum oder das von 
der Regelung betroffene Nutzungsrecht an der Sache. Der Eintritt ber 
formellen Rechtskraft einer baupolizeilihen Verfügung gegenüber dem 
Haugeigenthümer, an deifen Adreſſe fie gerichtet war, bewirkt eine unbe 


1) Hiegu Tezner, Brivatrechtstitel | nach und mit thunlichfter Berüdfichtigung 
u. f. wm. im Archiv für öffentl. Recht, | der Wünfche und Unträge der Bethei⸗ 
IX. Bd., ©. 558. ligten find die Einrichtungen der fünf 

2) Bol. 8. 94 al.2 des n. d. Grund» | tigen Verwaltung des gemeinjchaftlichen 
tHeilungs- und en Titungägelede? vom Grundſtücks zu regeln... .“ 

3. Juni 1886, 2.9.8. Nr. 39: „Hier- 
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itreitbare Gehorſamspflicht für alle Nachfolger in das Eigenthum des be- 
troffenen Haufes (8. G. H. E. vom 13. December 1888, 3. 3876, 
Budw. 4400). Solche rechtskräftig gewordene polizeiliche Auflagen find, 
wenn fie die Erhaltung eined® Gebäudes in einem beitimmten Buftande 
anordnen, einer Reallaft vergleihbar. In rem mirken die Beftimmungen 
der vechtöfräftigen Genehmigung einer Betriebsanlage, welche den Betrieb 
mit polizeilichen Auflagen belaften. In rem wirkt das ein beftimmtes 
Grundſtück betreffende Erpropriationgerfenntnig, nachdem es dem Eigen- 
tümer gegenüber, dem es zugeftellt wurde, rechtöfräftig geworden ift.?) 
In rem wirten alle vermögensredhtlihen Auflagen öffentlich rechtlicher 
Natur, für welche der Beſitz oder die Nubung einer beftinmten Ber- 
mögensmafle oder individuell beftimmter Sachen xechtserzeugend ift.*) 
Indifferent gegen die Individualität Des Berechtigten erweiſen ſich über: 
haupt alle Entjcheidungen und Verfügungen, durch welche Rechte und 
Pflichten feitgeitellt oder begründet werden follen, die fih an die Inhaber⸗ 
ſchaft eines dinglichen Rechtes an einer beftimmten Sacde?), oder an 
den Beitand eines Rechtsverhältniſſes knüpfen, deſſen Inhalt durch den 
Wechſel der daran betheiligten Perſonen nicht berührt wird. 4) Der bier 
entwidelte Grundſatz gilt einmal jelbitverjtändlic in allen Fällen, in 
welchen die Behörden berufen find, Rechtsverhaͤltniſſe dinglicher Natur 
zwiſchen den Barteien untereinander durch Enticheidung feitzuftellen 
oder durch Verfügung zu begründen. Rach den n. 6. 2. G. v. 3. Juni 
1886, 2. ©. B. Nr. 39 (8. 29) und Nr. 40 (8. 42) und den in den: 
jelben bezogenen Reichsgeſetzen ilt die im Laufe des Theilungs⸗ und 
Regulirungs- und des Bufammenlegungsverfahrens durch Enticheidungen 
und Berfügungen der Behörde gejchaffene Rechtslage bei eintretenden 
Befigveränderungen auch für die Befignachfolger verbindlid. Wenn alfo 
durch ſolche Enticheidungen und Verfügungen Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
den Betheiligten feitgeftellt oder begründet werden, fo kann jede Partei 
eine3 folchen Nechtöverhältnifies das Eingehen auf die Beftreitung der 
ihr zuerlannten oder für fie begründeten Nechte nach Eintritt der Recht2- 
frajt der Entſcheidung oder Verfügung gegenüber den anderen Parteien 
ablehnen und die Berüdjihtigung von Einwendungen gegen die NRecht- 


1) Nach 8.20 des Gef. v. 18. Februar | Neallaften entwidelt. Nach $. 72 des 


1878, R. G. B. Rr. 30 ift die Enteignung 
eines Grundftüds für den Zweck ber Her- 
lelung einer Eiſenbahn nach eingetre- 
tener Rechtskraft im Grundbuch anzn- 
merfen. Das r aber nur eine Nüß- 
lichkeitemaßregel. Die Wirkſamkeit des 
Erfenntniffes gegenüber Dritten ift von 
Diefer Eintragung ebenfowenig abhängig, 
ala Die Birkamfeit anderer öffentlicher 
Bflichten, welche die Verfügung über eine 
Sae ven Segenftand haben. 

fanntlid) haben Ha die Directen 
Stenem in Deutihland zuweilen aus 


Geäbrengeiepee vom 9. Februar 1850, 
R. G. B. Nr. 50 haftet die Gebühr von 
Bermögensübertragungen an dem Gegen- 
ande | perelben. 

G. H. €. vom 29. April 1877, 
2. ar Bubw. 3509. 

4) Alfo auch Enticheidungen und Ber- 
fügungen, welche die an die Inhaberfchaft 
eines Öffentlihen Amtes fich tnüpfenben 
Rechte und Pflichten betreffen (V. G. H. € 
v. 30. Dechr. 1892, 3. 3732, Budw. 6976 
©. 1062). 
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mäßigleit der Zuerkennung oder Begründung ſeitens der Behörde im 
Beichwerdewege mit Erfolg anfechten, fjoferne nicht etwa der in beiden 
Geſetzen vorgefehene Fall der Caſſation von Amtswegen gegeben ift. Das 
gilt aber auch von allen Belibnachfolgern der erſten Parteien. Es gilt 
der Hier erürterte Grundfag aber auch dann, wenn durch eine erflärter- 
maßen zu Gunſten der einen Partei und mit verpflichtender Wirkung 
gegen die andere Partei ergangene Erledigung der Behörde ein Redts- 
verbältniß in Bezug auf eine Sachnutzung nur zwiſchen der Behörde und ker 
verpflichteten Partei nicht zwifchen der begünftigten und der verpflichteten 
Partei untereinander feftgejtellt oder begründet werden fol. Macht z. 2. 
die Baubehörde bei der Erledigung eines Baugeſuches von einer durd 
fie frei zu gewährenden Begünftigung zu Gunften des Bauwerbers Ge- 
braud, jo fol dadurch nur ein Rechtsverhältniß zwifchen Behörde und 
Bauwerber nicht aber ein unmittelbarer Anſpruch desjelben gegemüber 
den zu Proteften Iegitimirten Nachbaren auf Duldung des durch die Be 
günftigung gejchaffenen Zuftandes herbeigeführt werden. Sind die Pro: 
tefte derjelben gegen diefe Begünftigung rechtäfräftig abgewieſen worden, 
jo kann jeder Befignachfolger des Begünftigten von der Behörde ver: 
langen, daß Protefte der Beſitznachfolger der rechtskräftig abgewieſenen 
Nachbaren, welche gegen die rechtskräftig gewährte Begünftigung gerichtet 
find, auf den diefen gegenüber rechtsfräftig getvordenen Bauconſens ver- 
wieſen werden. Dennoch fann bier von dem Beitande eine3 Servituti 
. verhältniffes feine Rede fein. Das gilt auch umgelehrt von einer Ber 
fügung, welche die Behörde frei von Ansprüchen der Parteien, gegen deu 
Baumerber und erflärtermaßen zu Gunſten eines Nachbarhauſes ge 
teoffen hat. In beiden Fällen befteht nur ein Unfpruch der begünftigten 
Bartei und ihrer Rechtönadifolger an die Behörde, die Rechtskraft de} 
Bauconfenjes gegenüber der verpflichteten Partei und ihren Rechtsnach⸗ 
folgern zur Geltung zu bringen. Das geht daraus hervor, daß der 
Berpflichtetete Durch vertragsmäßigen Verzicht des Beglinftigten nicht ent- 
laftet wird, daß es hiezu vielmehr einer Zurücknahme der begünjtigenden 
Verfügung durch die Behörde bedarf.) Ein Beifpiel folder Art ift auf 
die Repartition öffentlicher vermögensrechlicher Laften auf Grundftüde, 
3. B. die Wuftheilung der Beiträge für die Erhaltung einer öffentlichen 
Beranftaltung auf die an derfelben intereffirten Grundbefiger in den m 
Geſetze vorgejehenen Fällen. Hier wird der Eintritt der formellen 
Rechtskraft der Repartition gegenüber den am Repartitionsverfahren be 
theiligt gemwejenen &rundbefitern auch von den Nechtönachfolgern der 
jelben mit Erfolg angerufen werden fönnen?), wenn von irgend einem 
Nachfolger in den Befiß eines für belaftet erflärten Grundſtücks ohne 


1) B. G. H. E. v. 3. April 1891, 3.646, | fie mögen im öffentlichen oder im Privat 
Budw. 5859; 28. Jänner 1886, 3.3147, | interefle begründet fein, als öffentliche 
Budw. 2589; 1. Mai 1886, 8. 1196, | erflärt. 

Budw. 3036, 3754. Sn den zuerft er- 2) Smmer vorausgeſetzt, daß fein Grund 
wähnten Entſcheidungen werden bie in der | für die Eaffation von Amtswegen vor 
Baubewilligung conftitwirten Pflichten, | Tiegt. 
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Yenderung der thatjächlichen Verhältniffe und abgeſehen von dem alle 
ber Wiederaufriahme des Verfahrens eine Wenderung der Repartition 
oder die Einbeziehung eines feinem Vorgänger gegenüber rechtsfräftig 
old frei erklärten Grundbeſitzes beantragt wird. Und doch läßt ſich 
wenigftend nach dem gegenwärtigen Stande der Gefebgebung nicht nach⸗ 
weilen, daß die gejeglich vorgefchriebene Heranziehung mehrerer Perfonen 
zu Beitragsleiftungen für einen beftimmten öffentlihen Zweck ein Rechts: 
verhältnig unter denfelben herſtelle. In Fällen diefer Art wirkt Die 
Rechtskraft zwiſchen den Parteien nicht unmittelbar jondern durch Ver: 
mittlung eines bloßen Anſpruchs an die Behörde, die ihr gegenüber ein= 
getretene Unanfechtbarfeit eine VBerwaltungsactes, zu Gunſten desjenigen 
dem diefe Unanfechtbarkeit zu ftatten fommen fol, und gegen denjenigen, 
der von der Anfechtung ausgefchlofjen ift, zur Geltung zu bringen. 

Wenn bier überall von Rechtsnachfolgern, von Nachfolgern in das 
Net an einer Sache oder Vermögensmafle die Rede war, fo ift damit 
überhaupt eine zeitliche Nachfolge in ein beftimmtes Sachnutzungsrecht 
gemeint, alfo nicht bloß eine Nachfolge kraft derivativen fondern auch 
fraft originären Erwerbs, aljo auch kraft Occupation. 

IV. Weder Identität der Parteien noch Nachfolge in ein Rechts⸗ 
verhältniß, deflen nähere Beſtimmung Gegenftand des rechtöfräftigen Ver⸗ 
waltungsactes gewejen iſt, liegt vor, wenn ein gegenüber einer Partei 
rechtskräftig feſtgeſtelltes Rechtsverhältniß bedingend ift für ein mit dem⸗ 
jelben nicht identiſches Rechtöverhältniß einer anderen Partei, die bei 
der Feſtſtellung des erfteren nicht betheiligt war. So erwerben die ehe: 
lichen Kinder eines öſierreichiſchen Staatsbürgers durch die Geburt nicht 
das Heimatsrecht ihres Vaters fondern ein eigenes Heimatsrecht gegen= 
über derſelben Gemeinde, in welcher der Water in dieſem Beitpuntte 
heimatberechtigt if. Ihr Heimatrecht ift ein jelbftftändiges, nur durch 
das Heimatsrecht ihres Vaters bedingtes. Kann nun die Gemeinde dag 
rechtskräftig feftgeitellte Heimatsrecht des Vaters wirkſam in Frage ftellen, 
wenn es fih um die Anerkennung des SHeimatsrechte8 der ehelichen 
Kinder handelt? Können die Kinder wirkſam die Einlaffung in die Be- 
ftreitung des der Gemeinde gegenüber rechtskräftig feftgeitellten Heimats⸗ 
recht3 ihres Vaters ablehnen und von der Behörde die einfache Feſt⸗ 
haltung an dem rechtsfräftigen Ausspruch verlangen? Kann fich umge- 
fehrt die Gemeinde gegenüber den Kindern, melde den Anſpruch auf 
Anerkennung ihres Heimatsrechts nur auf ihre eheliche Abftammung von 
einem heimatberechtigten Vater zu ftügen vermögen, auf die gegen denjelben 
rechtskräftig erfolgte Aberfennung des Heimatsrechtes berufen? Ein ähn⸗ 
liches Verhältniß befteht zwijchen dem Benfionsanfprucdhe der Hinterbliebenen 
eines Beanten und feiner Benfionsfähigkeit. Der Anſpruch diejer Hinter: 
bliebenen ift ein felbftftändiger, nicht Ergebniß einer Nachfolge in das Recht 
des WBerftorbenen; allein er ift bedingt durch den Anſpruch des Ber- 
ftorbenen auf Benfionirung. Wir Haben e3 Hier mit einer Frage zu 
tun, die in ähnlicher Weife auch auf dem Gebiete des Privatrechtes 
aufgetaudt ift, ohne eine allgemein anerkannte Löſung gefunden zu 
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haben. Für das Gebiet des öffentliden echtes dürften folgende Er⸗ 
wägungen in’8 Gewicht fallen: Jede Bartei hat auf dem Gebiete des 
Öffentlichen Rechts einen Anſpruch auf Erledigung einer und derjelben 
Angelegenheit, jofern ihr überhaupt ein folcher zufteht, nur einmal unter 
Benübung des beftehenden Anftanzenzuges für deſſen Geltendmachung. 
Verfügungen und Entjcheidungen der Verwaltungsbehörden verfolgen auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes nicht fo jehr den Zweck, Streitig: 
feiten zwifchen den Einzelnen zur Ruhe zu bringen, nur den jeweils 
Streitenden die Norm ihres Verhaltens zu geben, jondern vorwiegend zu 
dem Ende, um jenen Buftand berzuitellen, welcher den geſetzlich aner: 
fannten Forderungen des Öffentlichen Intereſſe entfpricht. Das proceffuale 
Recht der Mitwirkung der Parteien zu den Entfcheidungen uud Ber- 
fügungen Hat feine volle Befriedigung erfahren, wenn den Parteien die 
Möglichkeit, ihre Rechte vor allen Inſtanzen zu wahren, eröffnet war und 
fie diefelbe benubt oder verſäumt Haben. Die Beitimmung, daß ihnen, 
nachdem einmal die formelle Rechtskraft einer Entſcheidung oder Ber: 
fügung gegen fie eingetreten ijt, der Anſpruch auf Anfechtung nidt 
noch einmal eröffnet werden dürfe, ift al3 eine Ordnungsvorſchrift zur 
zwedmäßigen YAusnüßung der Zeit der Behörden auch für diefe bindend, 
jus cogens. Es bleibt fih für die abfolute Geltung diefer Norm gleid, 
in welcher Beziehung das den Parteien gegenüber rechtöfräftig Entichiedene 
oder Verfügte rechtlih von Bedeutung ift. Jede Partei hat nun anderer: 
feit3 einen Anjpruch darauf, daß die Behörde ihr Verhalten, ihr d. i. der 
Partei gegenüber nad) Maßgabe der für die Behörde zwingend auj- 
geitellten Redtönormen einrichte, möchten diefe Rechtsnormen 
felbft nicht zunädhft und unmittelbar dem Rechtsſchutze der Par- 
teten dienen, ausgenommen den Fall, daß nicht für die Rüge der Ber: 
legung ſolcher Normen beitimmte ftaatlicde Organe ausſchließlich berufen 
werden. So können die Barteien den Mangel der fachlichen oder örtlichen 
Buftändigkeit der Behörden geltend machen, ungeachtet die Normen über die 
Buftändigfeit der Behörden zunächit dem ntereffe des Staates an einer 
planmäßigen geordneten und überfichtlichen Bollziehung der ftaatlichen Auf⸗ 
gaben dienen. Daraus ergiebt fich folgende Nutzanwendung für Fälle der hier 
erörterten Art: Die Behörde darf einer Partei, der gegenüber ein Rechts⸗ 
verhältniß rechtskräftig feitgeftellt oder begründet worden ift, den procefjualen 
Uniprud auf Bulaffung zu neuerlicher Unfechtung und Beftreitung ber 
Nechtmäßigleit diejer Feititellung oder Begründung nicht eröffnen, in 
welchem Zuſammenhange immer diefe Rechtmäßigkeit von Bedeutung jein 
mag, und dieſes procejjuale Verbot kommt mittels feiner Reflexwirkung 
allen denen zu jtatten, deren Rechte von dem Beltande eines recht 
kräftig feftgeftellten oder begründeten Rechtsverhältniſſes abhängig find.’ 





1) So enthält denn auh P. 8 des | find bei wiederboltem Anbringen 
Erl. des C. u. U. M. vom 14. Dat 1876 (felbitverftändlich jener Partei, welche eine 
folgende Borfchrift in abfoluter Faſ⸗ ache bereits einmal angebracht hat) anf 
fung: „Rechtöfräftig entfchiedene Sachen | die rechtskräftige Entſcheidung zu weiſen. 
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Um alfo auf die früher angeführten Beifpiele zurüd zu fommen: Auf 
die rechtskräftig gegenüber einer Gemeinde erfolgte Feſtſtellung des 
Heimatsrechtes des ehelichen Vaters können fich die ehelichen Kinder be» 
rufen, wenn fie ihr Heimatredht auf ihre ebeliche Abftammung ftühen; 
die rvechtsträftig gegenüber einer Gemeinde feitgeftellte Penfionsfähigfeit 
eines Volksſchullehrers kommt auch der penfionsberechtigten Wittwe und 
ben Rindern berjelben zu ftatten.!) Sim erfteren Falle wirkt die Be 
ftimmung des jus publicum, betreffend die Unfechtungsanfprüche der 
Barteien, beziehentlich das Verbot an die Behörde, einen fonjumirten Uns 
fechtungsanfprudh neuerlich zu eröffnen, zu Gunſten der Kinder ganz jo, 
wie die rechtsfräftig gegen die Gemeinde erfolgte Feitftellung der Heimats⸗ 
berechtigung ihres ehelichen Vaters zu ihrern Gunſten wirkt, ſelbſt wenn 
diefer die Heimatsberechtigung gegenüber der Gemeinde gar nicht in An- 
ſpruch genommen, gar Teine Parteientätigfeit für diejen Zweck entfaltet 
bat, vielmehr die Feſtſtellung unthätig über fich hat ergehen lafjen, oder 
wenn er als Partei gar nicht behandelt worden ti. Unberührt aber 
von dem bier entwidelten Srundjage bleibt die Befugniß der Behörde, 
abgejehen von jedem Anfechtungdanfpruche der Parteien, zu prüfen, ob 
die Borausfehung für die von Amtswegen vorzunehmende Vernichtung 
einer Entſcheidung oder Verfügung gegeben ſei. Sie beſteht, gleich⸗ 
viel, ob ein ſolcher Verwaltungsact einer Parteienanfechtung noch aus⸗ 
geſetzt iſt oder nicht. Nur wird man denjenigen, deren Rechte durch den 
Beſtand eines mittels einer caſſierten Entſcheidung oder Verfügung feſt⸗ 
geſtellten oder begründeten Rechtsverhältniſſes bedingt find, wenn nicht 
gefeglich etwas anderes angeordnet ift, die Parteienlegitimation zuerfennen 
müßen, die erfolgte Caſſation im Inſtanzenzuge anzufechten, weil fie fich 
als rechtliche Anterefienten qualificiren. Weſentlich anderes liegt aber 
dad Berhältniß, wenn eine Enticheidung oder Verjügung über das be- 
dingende Verhältniß rechtöfräftig geworden iſt gegen die eine Partei und 
nun Die Srage auftaucht, ob tiefe Nechtöfraft auch wirke gegen andere, 
von dieſer verfchiedene Parteien, die gar nicht an dem Verfahren über 
das bedingende Rechtsverhältniß betheiligt waren, fondern nur an ben 
Berfahren zur Feilitelung eines von diefem ganz verichiedenen, nur van 
demſelben bedingten, ihre Perſon betreffenden Rechtsverhältniſſes betheiligt 
find, ob alfo 3. B. die rechtäfräftig gegen den Water erfolgte Aberkennung 
des Heimatsrechts auch.gegen die auf Grund des väterlichen Heimatsrechts 
ihre Gemeindezugehörigfeit geltend machenden Kinder wirkte? Daß fich eine 
Partei, wie in dem zuerit befprochenen Falle, auf eine Enticheidung oder 
Berfügung zu ihren Gunſten zu berufen vermag, welche einer dritten 
Perſon gegenüber rechtskräftig geworden ijt, findet feinen &rund darin, 
daß dieſem Dritten die Möglichkeit auf dieſe Entſcheidung oder Ver⸗ 


Die Einhaltun dieſer Vorſchrift als einer | Entfheidung abgeſchloſſenen Verhand⸗ 
mwejentlichen Norm des Abminiitrativ- on noch nicht betheiligt waren. 
verfahrens fünnen in der Verhandlung ä ) Arg. V. G. 9. €. v. 24. November 





auch jene Parteien fordern, welche an 
der durch bie rechtöfräftig gewordene 1882 3. 2240, Budw. 1568. 
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fügung zu wirken, feine Rechte und Interefien gegenüber den entſcheiden⸗ 
den und verfügenden Behörden zu wahren, eröffnet war, und daß er fie 
erſchöpft oder ihre Benützung verfäumt bat. Diefer Grund fällt weg, 
wenn die Wirkung einer Entfcheidung oder Verfügung auf Perfonen in 
Betracht fommt, welche weder vor noch nach dem Erlaffe der Enticei: 
dung oder Verfügung zum Worte gelommen find, jet es, daß ein Anlaß, 
fie als Parteien zu behandeln gar nicht gegeben war, oder daß fie ala 
Parteien nicht behandelt wurden. Der Anſpruch folder Berjonen auf 
Gehör, die regelmäßige Vorausſetzung des Eintritt3 der Rechtskraft einer 
Entſcheidung und Verfügung, ift nicht erfüllt, und daß er in Folge des 
Eintritts der Rechtskraft einer Erledigung gegenüber einer anderen Partei, 
zu welcher dieſe Perſonen nicht in dem Verhältniſſe eines Nachfolgers 
in ein dem Vorgänger gegenüber rechtskräftig entſchiedenes ober begrün- 
detes Rechtsverhältniß flehen, vernichtet werde oder überhaupt nicht zur 
Entſtehung gelangen könne, folgt jedenfall nit aus dem Weſen um 
dem Zwecke der formellen Rechtskraft. Bon diefen PBerjonen kann man, 
wenn fie ein für ihre Rechtslage präjudicielles Rechtsverhältniß, welches 
Dritten gegenüber formell rechtäfräftig entfchieden worden ift, vor der 
Behörde zur Sprache bringen und Entjcheidung für fich begehren, nicht 
fagen, daß fie diefelbe Sahe wiederholt oder neuerlich anbringen 
und deshalb im Sinne des P. 2 Erl. des E. u. U. M. v. 14. Mai 1876 
auf die rechtskräftige Entfcheidung zu verweifen feien. Aus dem Begriffe 
:oder dem Zwede der Rechtöfraft folgt alfo nicht, daß die gegen eine Partei 
rechtskräftig erfolgte Feitjtellung eines bebingenden Rechtsverhältniſſes, aud 
wirfe gegen andere Parteien, bezüglich deren ein durch dasfelbe bedingte: 
Rechtsverhältniß feftzuftellen ift. 

V. Indeß ift es möglich, daß durch das pofitive Recht Entjcheidungen 
und Verfügungen, gleichviel ob fie formell rechtäfräftig find oder nidt, 
Wirkſamkeit verliehen wird gegen Perjonen, an die fie gar nicht gerichtet 
gewejen find, und die auch nicht zu den Adreſſaten in dem bier an: 
gegebenen Berhältniffe von Rechtsnachfolgern zu Rechtsvorgängern ftehen, 
fondern ein Recht3verhältniß zur Sprache bringen, welches in der Berlon 
der neuen Parteien zum erftenmal entftanden ift, und den Gegenſtand 
einer bebördliden Prüfung noch nicht gebildet hat. Zuweilen führt 
das über den Barteiintereffen ftehende Gefammtintereffe dazu, Parteien: 
rechten, die bermöge der Nechtsftellung beftimmter Perſonen gegenüber 
beitimmten Berwaltungsacten der Behörden anzuerfennen wären, bit 
legislative Anerkennung zu verjagen. Das gefchieht im Intereſſe der 
Rechtsbeſtändigkeit eines dieſes Gefammtinterefje befriedigenden Verwaltung⸗ 
actd, im Intereſſe feiner Sicherung vor Parteienanfechtungen, over e 
geichieht dies unter dem Eindrude der Erwägung, daß die Möglichkeit 
einer Vernichtung des Acts, nachdem er längere Zeit feine Wirkjamteit 
geäußert hat, Rechtsunficherheit einer großen Gruppe von Berfonen nad 
fich ziehen müßte. Diefe Erwägung wird durch die Erfahrung nahe ge 
legt, dab bei aller Borfiht und Gründlichkeit ein Ueberjehen der Par- 
teienftellung einer beitimmten Berfon im Wominiftrativprocefie vorkommen 
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kann, und daß von den beiden Uebeln, Nechtsunficherheit des Einen oder 
des Andern oder NRechtöunficherheit Vieler, das Heinere zu wählen ift. 
Wo eine ſolche Erwägung bei der Regelung der legitimatio ad causam, 
bei der Regelung des Anſpruchs auf Zulaffung zur Barteienthätigkeit gegen- 
über beftimmten Berwaltungsacten in einer gefeglichen Vorſchrift Ausdruck 
gefunden hat, wirkt diefer Act, der unter Theilnahme der geſetzlichen 
Barteien ordnungsmäßig vorgenommen ift, gegen alle von der Barteienrolle 
Ausgeſchloſſenen, mag er auch ihre Rechte und Intereſſen nacdhtheilig 
berühren!) Diefe Wirkung iſt aber keine Wirkung der Rechtskraft eines 
folhen Verwaltungsacts, fjondern des Mangels der Legitimation 
der Ausgejchloffenen, bejtimmend auf feinen Inhalt zu wirken. Diejer 
Mangel beiteht ja gegenüber einem folchen Verwaltungsact, ſelbſt wenn 
er noch von einer der gejeglih als Parteien anerfannten 
Berfonen angefochten werden kann, alfo nicht rehtsfräftig it. 
Ein Beijpiel eines jolchen Yalles ift die Genehmigung der Bereinigung 
oder Trennung von Gemeinden, foweit diefelbe nicht etwa durch Geſetz 
verfügt wird. Kine ſolche Vereinigung oder Xheilung berührt in 
empfindlicher Weiſe die Nechte der Gemeindegläubiger. Allein das öfterr. 
Gemeindereht räumt ihnen als folchen keine Partetenrechte gegenüber 
dem Genehmigungsacte ein. Die Angelegenheit ift durch die zuftändigen 
Behörden unter Betheiligung der zu vereinigenden Gemeinden oder der 
zu theilenden Gemeinde endgiltig abzuthun. Dan kann nicht jagen, das 
Princip des Parteiengehörs fei Hier gewahrt, weil etwa die genehmigen- 
den Behörden oder die Gemeinden dazu berufen feien, die Intereſſen 
und Rechte der Ausgeſchloſſenen zu wahren. Wäre das ihre 
Aufgabe, fo könnte der Verwaltungsact wegen der zahlreichen Intereſſen⸗ 
collifionen gar nie zuftandelommen. Und abgefehen Hievon wideripricht 
eö dem Weſen einer procefiualen Vertretung, daß mwiderfprechende Inter⸗ 
effen durch ein und diefelbe Perſon mit den Mitteln des Procefjes jollen 
zur Geltung gebracht werden können. Es milffen im Gegentheil Rechte 
und Intereſſen der Einzelnen geopfert, ed muß über den Kopf der Be: 
rechtigten und Intereſſenten hinweg gehandelt werden. Ein anderes 
Beifpiel ift die Ordnung des Proteftrecht3 gegen bedenkliche Betriebs⸗ 
anlagen. Nur die Anrainer haben dasjelbe durch Geſetz eingeräumt 
erhalten, andere Perfonen nit. Und doch können jene, welche durch 
ihren Beruf genöthigt find, täglid an der Anlage vorüberzugehen, ohne 
Unrainer zu fein, oder die in der Unlage beichäftigten Perjonen in 
höherem Grade in ihren Intereſſen durch die Errichtung der Anlage 
berührt fein, als der Grundnachbar, welchem wegen Ueberfchuldung der 
erecutive Berfauf feines benachbarten Grundes droht. Hier ift nun die 
Stellung der nicht einipruchberechtigten Intereſſenten gegenüber der 
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1) Das eine Mittel, Verwaltungsacte wirkſame, die Aberkennung des An⸗ 
vor Parteienanfechtungen zu ſichern, iſt ſpruchs auf Parteienſtellung gegenüber 
die Feſtſetzung von Präcluſivfriſten fur Perſonen, deren Rechte und Intereſſen 
ihre Aufechtung. Das andere, ſtärker nachtheilig betroffen werden können. 
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nicht rechtöfräftigen Genehmigung ganz diefelbe, mie gegenüber der reits: 
fräftigen. Sie haben feinen Anſpruch auf Gehör, ob die Genehmigung 
rechtskräftig ift oder durch die Einſpruchsberechtigten noch angefochten 
werden kann. Wenn man aljo um bdefientwillen jagen will, ein folder 
Berwaltungsuct wirfe gegen alle von der Parteienrolle Ausgeſchloſſenen, 
aljo inter omnes!), fo läßt ſich dagegen nicht viel einwenden. Allein 
einerfeit3 hat die Wirkung der Unanfechtbarleit gegenüber denjenigen, die 
bei Vornahme eines VBerwaltungsacts als Partei nicht zu behandeln find, 
jeder Verwaltungsact, andererjeit3 folgt diefe Wirkung aus der pro- 
cefjualen Rechtloſigkeit diefer Perjonen, fie hängt nicht mit demjenigen 
zufammen, was man gewöhnlich unter Rechtskraft eined Verwaltungsacts 
versteht, nämlich mit der Unanfechtbarfeit desjelben für Die zur Bar: 
teienthätigleit Befugten. Das Charafteriftiiche der bier angeführten 
Fälle ift nur, daß die Ausſchließung diefer Perfonen nicht eine ſolche 
ift, Die fih aus der Beziehung derfelben zu dem borzunehmenden Ber: 
waltungsact ergibt, fondern eine gejeglich angeordnete. Zwei wichtige 
Grundſätze find Hinfichtlih der hier berührten Fälle feitzuhalten. Um 
Perfonen von der Barteienthätigkeit gegenüber Berwaltungsacten, die fih 
auf ihre Rechte und Pflichten beziehen, gänzlich auszuſchließen, bedari 
e3 des Nachweiſes eines erfennbar darauf gerichteten Willens des Geſetz 
geberd. Derſelbe kann ſich auch mittelbar ausbrüden durch erſchöpfende 
Abgrenzung der zur Parteienthätigleit Buzulaffenden oder dadurch, dat 
eine ohne Zuziehung von Parteien vorzunehmende behördliche Feftitellung 
ald rechtliche, unanfechtbare Grundlage für weitere Entſcheidungen und 
Verfügungen erklärt wird. In lebterem Falle ift die Feſtſtellung eine 
recht3erzeugende Thatjache für die Zuftändigfeit der Behörde zu weiterem 
Borgehen.?) Dann aber werden durch folcde Anordnungen die im ihren 
Rechten Betroffenen nur von der Geltendmachung von Gründen der Ver⸗ 
nichtbarkeit ausgejchloffen, nicht aber von der Geltendmachung“ der Gründe 
für die abfolute Nichtigkeit eines Uctes diefer Art, aljo von der Geltent- 
machung der abjoluten Unzuftändigleit der Behörde oder einer die Ric: 
tigfeit begründenden Formverletzung. Daß nun Entfcheibungen der 
Berwaltungsbehörden über Statusverhältniffe zu jenen Verwaltungsackter 
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AN Bernatzik a. a. O. ©.189F. 

2) So wird durch 8. 1 des Geſetzes 
v. 18. Februar 1878, R. G. 3. Nr. 30, 
die Zuftändigfeit der Mittel- und Unter- 


Berwaltungswege erlannt wird, daß ihre 
Bildung von unzweifclhaftem Nuten fı. 
Hier ericheint die Auslegung, daß die 
Unerlenntniffe ſich ohne Theilnahme der 





behörden zur Einleitung und Durch⸗ 
führung des Exrpropriationsverfahrens 
für die Herjtellung von Eifenbahnen be- 
gründet durch die von dem Minifterium 
ausgehende Unerlennung der Gemein- 
nügigleit eines Eifenbahnunternehmens. 
Nach 8. 21 des Reichswaſſergeſetzes v. 
30. Mai 1869 Tann dad Verfahren zur 
Bildung von Waſſerzwangsgenoſſen⸗ 
Ichaften eingeleitet werden, wenn im 


Parteien zu vollziehen haben, nicht vol- 
ſtändig ausgeichloffen. Rad) 8. 10 1.3 
des Gef. v. 27. December 1875, R.8.R. 
Nr. 168 beftimmt der Kaifer für den 
Bwed der Berechnung ber die Benfiont- 
fähigfeit begründenden Dienftzeit, wa? 
als Kriegsjahr zu behandeln if. Rei. 
biezu Tezner, Zur Lehre vom freie 
Ermeflen S. 59f., 122. 
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gehören, denen gegenüber der Kreis ber zur Parteienthätigkeit legitimirten 
Perſonen ein gefchloffener ift, und daß fi) die Ausſchließung auf alle 
Berfonen erjtredt, welche nicht felbit in dem Verhältniſſe ftehen, das ben 
Gegenſtaund der Entichetdung gebildet bat, bezüglich deren vielmehr nur 
zu prüfen ift, ob fie fich in einem durch das entichiedene Rechtsverhält⸗ 
niß bedingten NRechtöverhältnifie befinden, läßt ji als ein allge 
meiner, jei e8 durch die Geſetzgebung, fei es durch die Praxis 
anerlannter Grundſatz des öſterreichiſchen Berwaltungsrechts 
nicht nachweifen.!) Hätte aljo beiſpielsweiſe auf Beſchwerde des Be⸗ 
theiligten gegen das Erlenniniß einer ſtaatlichen Unterbehörde die letzte 
Inſtanz entichieden, daß der Beichwerdeführer als geweſener Ausländer 
duch Berleihung eines öffentlihen Amtes das Bfterreichiiche Staats: 
bürgerrecht erworben habe, jo wird die Gemeinde des Umtsfites, welche 
dem Verfahren für diefe Feititellung als Partei nicht zugezogen wurde, 
wenn auf Grund der Enticheidung das Heimatsrecht ihr gegenüber geltend 
gemacht wird, befugt fein, die Anerkennung desfelben a@3 dem Grunde 
des Art.3 al. 2 des R.G. G. vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 142, 
aljo wegen des Mangels des der Amtsverleihung vorhergegangenen Er⸗ 
werbs der Staatsbürgerjchaft des Anerkennungswerbers abzulehnen und 
den behördlichen Auftrag zur Ertheilung ber Anerkennung anzufechten. 
Gleiches gilt aber auch von andern PBerjonen, welche Parteien des erften 
Verfahrens nicht gewefen und an dev Anfechtung der geſetzwidrigen Ent- 
ſcheidung rechtlich intereffirt find. 2) > 


DI. Umfang der Rechtskraft in objectiver Beziehung. 


I. Abgeſehen von den betheiligten Perjonen werden die publicifti- 
ihen Rechtsverhältniſſe ebenfo wie die privatrechtlicden individualifirt 
durd) den Inhalt und den Gegenftand der aus denjelben fließenden 
Rechte, Anſprüche, Pflihten. Sachnutzungsverhältniſſe individnalifiren 
fih durch die Sache, welche den Gegenftand der Nubung bildet, und den 
Inhalt der Nugung. Sit alfo ein Baubewilligungsgefuch des A, welches 
ih auf das Grundſtüd x bezieht, endgiltig abgewieſen, ſo hat das feine 
Wirkung auf ein Baubemwilligungsgefuch diefer Partei und mit dem In— 
halte des abgewieſenen, wenn dasjelbe dad Grundſtück y betrifft; und 
ebenjowenig Tann ein Bewerber auf die rechtöfräftige Wblehnung eines 
Projectes zur Errichtung einer Betriebdanlage auf einem Grundſtücke ver- 
wiefen werden, wenn er fiir denfelben Grund ein anderes Project vorlegt 
(B. ©. H. E. vom 21. Mai 1886, 3. 869, Budw. 3070). Der neue Antrag 


1) Anders ftellt F% iu biefer Frage niffe während eines längeren Zeitraums 
Bernatzik a.a.d. S erworben werben fönne. Die wird in 
2) Keine Frage des ieocrfrecht, ſon⸗ | dem Eitate des 8. G. 9. E., Budw. 
dern des materiellen Berwaltungsredht3 | 1032 bei Bernagil a. a. D. ©. 196, 
ıft die Benge, in wie ferne ein publi- | Anm.B4, überfehen. vgyug hie Iziner, 
ziſtiſches Recht, ein status durch Aus⸗ Privatrechtstitel a. a RI'Y, 
übung Der aus ihm fließenden Befug⸗ 


Tez ner, Hanbbud. 23 
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bezieht fich im erfteren Falle auf ein anderes Grundftüd, das andere Mal’ 
auf eine andere Form der Nubung binfichtlich desfelben runditüdes. 
Anſprüche des Staates und der Parteien auf Leiftungen welcher Art immer, 
find durch den Gegenftand der Leiftung noch nicht genügend individnalifirt. 
Es gehört dazu noch der Rechtsgrund und der Zweck der Leiftung. Wäre 
auch rechtskräftig gegen Dritte erkannt, daB Jemand aus dem Recht⸗ 
geunde des Patronates für die Herſtellung eines beftimmten, dem tatho- 
liſchen Cultus dienenden Kirchenbaues nicht zu ftenern habe, fo können 
diefe Dritten noch immer mit Erfolg geltend machen, daß er aus dem 
Grunde eines Brivatrechtstitel® oder feiner Bugehörigkeit zur Pfarr⸗ 
gemeinde in die Beitragsleiftung einzubeziehen fei. ft Jemand mit der 
Forderung, e3 möge ihm ein irrtümlich von ihm als Eintommenfteuer 
geleifteter Betrag zurüdgeftellt werden, endgiltig abgewieſen, fo ſteht diele 
Abweifung der Rüdforderung diejes Betrages aus dem Grunde einer 
irrthümlichen Mebrleiftung der Hauszinsftener nicht entgegen. Anderer: 
jeitö verliert eine den Parteien gegenüber rechtskräftig erfolgte Reparti: 
tion der Erbaltungskoften für eine öffentlicde Straße ihre Wirkung, wenn 
die Straße verlegt wird (arg. V. G. H. E. vom 6. Oltober 1893, 8.3336, 
Budw. 7435). 

O. Nicht bloß die Verfügung, auch die Entfcheidung ift von einer 
Willensftimmung der enticheidenden Behörde begleitet. Ihre Entſchei⸗ 
dungsabficht ift Feine unbegrenzte, fondern eine begrenzte, Die Grenze 
der Abſicht iſt aus dem Inhalte der Entfcheidung erfennbar. So wie 
nun die Geſetzesanwendung nicht über das von dem Gefehgeber Gewollle 
hinausgehen darf, fo kann die Rechtskraft nur wirken in Uebereinftimmung 
mit dem erfennbar ausgedrüdten Willen der entjcheidenden oder verfügen: 
den Behörde. 

Die Frage nach dem Umfange der Nechtöfraft einer Verfügung 
oder Entfchetbung ift zugleich Auslegungsfrage in, dem Sinne, dab 
rechtäfräftig nur das wird, was die Behörde erkennbar entfcheiden ober 
verfügen wollte, da8 Gemwollte aber mit allen feinen Togilchen 
oder aus geſetzlichen Beftimmungen fich ergebenden rechtlichen Eonfequen- 
zen.) Nur das fol rechtsfräftig werden, worauf die Behörde ihr 
geiftige Thätigkeit und ihre Willensthättgfeit erfennbar verlegt hat. 
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1) Dies iſt ſchon erkannt bei Unger, | währen wollte, nicht aber fo, als ob bie 





Suiten des öfterr. Privatrechts II. Bd. 
©. 646, Anm. 4ba, ©. 647. Es wird 
alfo bei ber Feftflellung des rechtöfräftig 
Gewordenen darauf anlommen, zu er- 
mitteln, in welcher ber möglichen Mich“ 
tungen die Behörde hoheitliche Thätig- 
feit entfalten wollte. Und da kann es 
allerdings von Bebentung werben, ob 
fie in einem beftimmten Fall über das 
Dajein von Rechtöverhältniffen ein für 
die Parteien verbindliches Urtheil ab- 
geben oder ihnen nur befehlen oder ge» 


durch Die formell rechtöfräftige Ber 
fügung begründeten oder näher be 
ftimmten Rechte und Pflichten meateriele: 
Rechtskraft nicht fähig wären, fondern nar 
tnfoferne, als beilpne(kweile die formelt 
Rechtötcaiteinerb oßen Steuerauflage nut 
die Pflicht zu der einzelnen Leiſtunz 
materiell rechtäfräftig gegen die Partei 
geftaltet und dieſelbe von jeder Art 
ihrer Beſtreitung —— währen 
bie formelle Rechtskraft der 

eined die Abgabepflicht —— 
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Fälle der Anwendung dieſes Grundſatzes: Der rechtskräftige Zu⸗ 
ſpruch der erſten Dienſtalterszulage begründet Rechtskraft nur für den 
Anſpruch auf dieſe Zulage. Der Anſpruch auf die Verſetzung bes Be- 
amten in die höheren Bulageclafien kann darauf nicht gegründet werden 
(8. ©. H. €. v. 19. Juli 1882, 8. 1447, Budw. 1486).2) Durch die 
Repartition eined Aufwands für öffentliche Zwecke auf mehrere PBerfonen, 
weihe mit Beſchränkung auf einen einzelnen Bedarfsfall vor- 
genommen wurde, wird eine dauernde Verpflichtung berfelben nicht be- 
gründet (E. vom 19. April 1884, 8. 815, Bubw. 2096; vom 2. October 
1884, 8. 2141, Budw. 2236; vom 3. Februar 1887, 3. 377, Budw. 
3374; vergl. auch E. vom 5. Mai 1885, 8. 1229, Budw. 2539. Die 
bloße Anftheilung einer öffentlichen Laft auf mehrere Perjonen iſt nur 
ein Auftrag an diefe Perſonen zur Leiftung, der von der Vorausſetzung 
ihrer Beitragspflicht ausgeht, aber einen Ausspruch über dieſelbe nicht 
beabſichtigt. Deshalb kann allerdings die Verpflichtung zu der concreten 
aufgetragenen Leiftung durch formelle Rechtskraft des Auftrages zu materieller 
Rechtskraft ‚gelangen, aber nicht der gar nicht erfolgte Ausipruch, dab die 
beauftragten Perjonen in einem fie verpflichtenden Rechtsverhältniſſe ftehen. 
Die Unanfechtbarfeit der Genehmigung einer Eifenbahntrace begründet nicht 
Unwirkſamkeit von Einwendungen gegen das von der Unternehmung vor- 
geichlagene Detailproject. 

Entjcheidungen über die Wahlberechtigung einer Perſon find des⸗ 
halb, weil fich die Behörde dabei über die Heimatberechtigung dieſer 
Perfon ſchlüſſig werden mußte, feine Entſcheidung über dieſes Heimats- 
recht. Denn auf eine folche ift es dabei nicht abgejehen (E. v. 17. April 
1885, 8. 1033, Budw. 2509). Der Ausſpruch, daß eine Leiftung aus 
einem beftimmten Verpflichtungsgrund nicht gefchuldet werde, läßt die 
Frage, ob fie nicht in Folge eines andern Verpflichtungdgrundg zu voll- 
ziehen ſei, offen (8. &. H. E. vom 28. November 1888, 3. 3684, 
Bud. 4367). Dagegen iſt eine Entjcheidung über das Borliegen einer 
Markenrechtsverletzung ein Corrollar der Unerfennung bes Beſtandes 
des verlehien Markenrechts und jomit auch Enticheidung über Dielen 
Punkt (E. vom 13. Jänner 1886, 3. 3318, Budw. 2867). Entſchei⸗ 
dungen über Wahlberechtigungen für die Gemeindevertretung Tollen nad) 
dem erfennbaren Zwecke der gejehlichen Normen tiber das Reclamations- 
verfahren nur Entfcheidungen über den Anfpruch auf Betheiligung an 
einer concreten ausgefchriebenen Wahl fein. Sie wirken deshalb über 


Rechtſsverhältniſſes der Partei die— 
jelbe auch von jeder Beftreitung des Be⸗ 
ftandes dieſes Rechtsverhältniſſes 
abſchneidet. Im erſtern Falle hat die 
Behörde es nur darauf abgeſehen, zu for⸗ 
dern, im letztern Falle hat ſie Klarheit 
für ſich und die Parteien ſchaffen wollen 
über das Daſein des den ſtaatlichen An⸗ 
ſpruch begründenden Rechtsverhältniſſes. 


1) Nur fo verſtanden iſt dieſe Ent- 
ſcheidung richtig. Wäre aber rechts⸗ 
kräftig ausgeſprochen, daß der Beamte 
das für die Zulage erforderliche J. Quin⸗ 
quennium zurückgelegt habe, ſo muß das 
vom Falle einer Caſſation von Amts⸗ 
wegen abgeſehen, auch bei Berechnung 
des zweiten gelten. 


23* 
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den einzelnen Wahlfall nicht hinaus (E. vom 9. Mai 1889, 8. 1046, 
Budw. 4676). Ebenſo Hat die Ermittlung der Grundlage der Eintom- 
menfteuer für jede Verwaltungsjahr beſonders zu erfolgen (E. vom 
27. November 1886, 3. 3009, Budw. 3272). Die Siftirung eines Be— 
ichluffes des Gemeindeausſchuſſes iſt ihrer Bedeutung nah nur Ent- 
ſchließung der Auflichtsbehörde, den Bollzug wegen Geſetzwidrigkeit zu 
verbieten. Derjelbe ift nad) Lage der Sache zu fallen; er kann unter- 
bleiben, wenn die Nachtheile des Aufſchubs größer find als die der Ge⸗ 
jegwidrigfeit. Darum kann andrerfeit3 die Behauptung der Geſetzmäßig⸗ 
feit eines folchen Beſchluſſes auf die Mechtäfraft der Ablehnung der 
Siftirung nicht gegründet werden (arg. €. v. 16. Jänner 1885, 8. 172, 
Bubw. 2371). Die Eonceffion an eine Trammwayunternehmung hat feinen 
weitergehenden Zwed, als die Befugniß der concejfionirten Unternehmung 
zur Ausübung des Zrausportgewwerbes zu begründen. Die Wirkung einer 
Expropriation. des Benugungsrecht3 an den Semeindejtraßen, welches für 
die Nealifirung der Unternehmung erforderlich it, kommt ihr nicht bei 
(E. vom 12. uni 1619, 3. 1619, Budw. 2607).') 

DI. Für die Erlenntniß der Rechte und Pflichten, über deren Da- 
jein die Behörde urtheilen oder deren Dafein fie durch Verfügung be- 
gründen wollte, find aud die Enticheidungsgründe zu vermwerthen, ſoweit 
jie das Biel erfennen laſſen, welches die Behörde ſich geftedt Hat.) Denn 
einerjeit8 mangelt e3 an einer allgemeinen zwingenden Vorſchrift über 
eine ſcharfe Trennung des Inhalts einer Enticheidung oder Verfügung 
von ihren GSründen?), fo daß fich nichts von diefem Inhalte in jenen 
Theil des behördlichen Enuntiates verirren dürfte, der den Titel Be— 
gründung führt, andererjeits ftößt die Erfüllung der Forderung nad 
einer folchen Deutlichleit des Tenors der Entfcheidung oder Verfügung, 
daß eine nähere Erläuterung in der zwangslojeren Form der Begründung 
abfolut entbehrlich wird, in bejonders verwidelten Fällen zuweilen auf 
kaum überwindliche Schiwierigleiten, welche jelbit de lege ferenda die 
Sanction der Nichtigkeit oder Unwirkſamkeit auf die Uebertretung einer 





1) Hiezu Tezner: Ueber den Inhalt 
der Rechte der Eifenbahnunternehmungen 
an den in das Eiſenbahnbuch gehörigen 
Grundftüden, Geller’3 Centralblatt für 
jurift. Praxis II. 8b. ©. 6517, dann zur 


. , fol das Erfenntuiß 
nur bie feftgeftellten und dur adjudi- 





jüngften öfterreihifchen Tramwayfrage, 
Aurift. Blätter Sahrg. 1884 Nr. 51, 52; 
die Argumente diefer letzteren Abhand- 
fung erſcheinen im Wejentlichen durch 
die im Terte citirte Enticheidung über- 
nommen. 

2) Hiezu Bernatzik a. a. O. 8.12. 

3) Eine Anordnung dieſer Art trifft 
bie Vdg. der Minifterien bes Innern 
und der Juſtiz v. 31. October 1857, R. 
G. 8. Nr. 218, betreffend das Grund» 


catio geordneten Rechtöverhältnifie in fei- 
nem Tenor bejtimmen. In die Entichei- 
dungsgründe gehören nad) 8. 79 der Vdg. 
die dem Erkenntniß zu Grunde liegen- 
den Thatjadhen, welche die Landescom: 
miffion ald wahr oder als erwieſen an- 
genommen beat, die Anführung der biefür 
maßgebenden Motive und endlid Der 
geie then Beftimmungen, auf weldye die 
tſcheidung geftügt wird. 
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folgen Ordnungsvorſchrift nicht rätlich ericheinen laſſen.) Es erwachien 
alfo zwar nicht die Gründe für die rechtsfräftige Entfcheidung oder Ver⸗ 
fügung in Rechtskraft, wohl aber der Inhalt ber feitgeftellten Rechte 
und Pflichten, nicht nur, foweit er aus dem Zeuor, fondern auch, 
foweit er aus der Motivtrung erkennbar ift. Bis zu biefer Grenze fit 
die Bezeichnung Metivirung eine formale, in Wahrheit ift diefer Theil 
der fogenannten Motivirung ein Theil der Entſcheidung oder Verfiigung 
ſelbſt. Es ift alfo ein Schluß e contrario ftatthaft aus dem Rechtsſatze 
des V. G. H., daß, wo eine bewußte Scharfe Scheidung zwiſchen dem 
Tenor und der Begründung erkennbar iſt, nur der erſtere in Rechtskraft 
erwachſe (E.- vom 12. Juni 1885, 8. 1619, Bubw. 2607; vgl. ferner 
€. vn 15. Mai 1885, 8. 1319, Budw. 2563). 


Innerhalb der an früherer Stelle (8. 25) gezogenen Grenzen 
erfongen die durch die vechtöfräftige Entſcheidung oder Berfügung feft- 
geftellten oder begründeten Rechte und Pflichten mit ihrem feftgeftellten 
oder abgegrenzten Inhalte eine jolche Kraft, daß ihnen keinerlei Anſpruch 
oder Recht der von der Rechtskraft betroffenen Partei mit hemmender 
oder vernichtender Wirkung entgegengefeßt werden kann, wenn es nicht 
durch nachgefolgte juriftifche Thatfachen erzeugt oder wenn nicht der Ball 
der Wiederaufnahme des Verfahrens gegeben tft. Hat alfo beiſpielsweiſe 
die unangefochten gebliebene Verſetzung eines Beamten in eine beftimmte 
Gehaltsclaffe eine ihm gegenüber endgiltige Begrenzung feines Gehalts- 
anfpruch® herbeigeführt, fo Tann er auch nicht im Wege der Compenſation 
gegenüber den Forderungen des Stantes aus einer ihm obliegenden Geld⸗ 
verwaltung einen Anfpruch auf höheren Gehalt geltend machen, möchte 
auch die rechtsfräftige Verſetzung mit Berlebung dieſes Anſpruchs erfolgt fetn. 

Kann auch der Inhalt, können die Folgen und Wirkungen der 
rechtöfräftig feftgeftellten ober begründeten Rechte von jenen ‘Parteien, 
weldye von der Rechtskraft betroffen werden, zur Frage geftellt werden, 
ſoweit der Inhalt der Enticheibung oder Verfiigung darüber feine Aus- 
kunft gibt, fo gilt dies nicht von der Rechtmäßigkeit der Yeltftellung und 
Begründung der Rechte und der Pflichten ſelbſt. Es Tönnen alſo dieſe 
Parteien ein Rechtsverhältniß, welches durch das gegen fie rechtäfräftig 
feftgeftellte Rechtäverhältnig bedingt ift, als nicht beftehend anfechten, To 
lange nicht auch erftered ihnen gegenüber rechtskräftig feitgeitellt ift. Allein 
zu Anfechtungshandlungen, welche ſich gegen den Beſtand des rechtskräftig 
feftgeftellten bedingenden Verhältniſſes richten, fomweit er in der Rechts⸗ 
fraft wurzelt, find fie nicht zuzulaffen. Die Gemeinde, gegen welche 
eine, die Zuftänbigfeit einer Perfon zu bderfelben anerfennende Entfchei: 
dung rechtskräftig geworden ift, mag den Umfang und. die Modalitäten 
der Erfüllung ihrer Unterftüßungspflicht als -behördlicher Feſtſtellung be- 
birftig behandeln, das Heimatsrecht na) Maßgabe der, der Entfcheidung 


ZA A. Rudolf Pollak in einem |'fraft des Sintturtheils, Grünhut's 
in der Wiener juriſtiſchen Geſellſchaft Zeitſchrift XXI 
gehaltenen Vortrage, Form und Rechta⸗ 
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zu Grunde liegenden Thatſachen iſt unanfechtbar. Eine Beſchwerde gegen 
den Bollzug einer rechtsfräftigen Enticheidung oder Verfügung ift alſo 
nur ſoweit ftatthaft, als fie fich gegen das gewählte Vollzugsmittel richtet 
oder behauptet, daß der als VBollzugshandlung geſetzte Verwaltungsact 
liber die Realifirung der rechtskräftig feitgefegten oder begründeten Rechte 
und Pflichten hinausgehe, daß die rechtskräftig auferlegte Leiftung erfüllt 
fei, daß nur die Pflicht nicht aber dad Ausmaß bderjelben bindend feit- 
geitellt erſcheine ( V. G. H. E. vom 10. September 1878, 8.1124, Yubn. 
311; 26. Rovember 1884, 8. 2638, Budw. 2303). Sind die Perfonen, 
welche zu einem öffentlichen Zwecke beizutragen haben, rechtskräftig jeft: 
gejtellt, fo können diefelben nur das Ausmaß ihres Beitrages, nicht den 
Beftand ihrer Pflicht zur Frage Stellen. ft der Gehaltanfprud eines 
Beamten rechtskräftig anerkannt, fo können alle andern Vorausſetzungen 
feines Penſionsanſpruchs und der Höhe desfelben Gegenstand einer Unter: 
ſuchung feiri, aber nicht mehr die Rechtmäßigkeit des Gehaltaniprud: 
beziehentlich feines Ausmaßes (arg. V. &. H. E. vom 24. November 
1882, 3. 2240, Budw. 1568), foweit fie zu dieſen Vorausſetzungen ge 
hören, wenn man nit den Fall einer Cafjation von Amtswegen ge: 
geben erachtet. Aber auch derjenige, der durch eine ihm gegenüber 
rechtskräftig gewordene Entſcheidung ald Subject eines Rechtes anerkannt 
oder durch ſolche Verfügung Subject eines echtes geworden ift, hat die 
Nechtöfraft der Enticheidung oder Verfügung gegen fich gelten zu laſſen, 
wenn es fi um die verpflichtenden Wirkungen feiner jo feitgeitellten 
oder begründeten Rechtsftellung handelt. Wer rechtskräftig als Nutzungs⸗ 
berechtigter am Gemeindegute anerkannt worden ift, muß dieſe Anerkennung 
auch gegen fich gelten Lafien, injoferne alle Nubungsberectigten die 
Koſten der Erhaltung des Nutzungsobjects zu tragen haben. 

Auch rechtskräftige Urtbeile nicht juriftifchen, ſondern thatfächlicen 
Inhalts können, wenn e3 fih um die Feſtſtellung von Rechten und 
Pflihten Handelt, für deren Beitand das feftgeftellte thatfächliche Ber: 
hältniß enticheidend ift, von den Barteien, gegen welche die Nechtäfratt 
wirkt, nicht mehr in Trage geftellt werden. Diejenigen Gemeindeange 
börigen, gegen welche die Nothwendigfeit einer Gemeindeauslage recht 
kräftig feitgeftellt ift, müfjen diefe Feitftellung, wenn es zur Nepartition 
der Gemeindeauslage fommt, gegen ſich gelten Lafjen. 

V. Die Rechtskraft einer Entſcheidung oder Verfügung kann einen 
Porteienantrag nicht entgegengejebt werden, weldder von der Behauptung 
ausgeht, daß das rechtskräftig feitgeftellte oder begründete Rechtöverhäl: 
niß nicht mehr beftehe, durch juriftische Thatſachen vernichtet, daß ein 
anderes an feine Stelle getreten oder daß ein Anſpruch auf defien Be 
feitigung gegründet fei. Denn diefe Behauptung Yeugnet nicht, daß de} 
Rechtsverhältniß jemals beftanden habe, ruht vielmehr auf der Annahme 
feines ehemaligen Beftandes, negirt nur den Fortbeſtand und fordert 
feine Wenderung oder Vernichtung. Die Rechtskraft wirkt alfo nur, jo 
lange res integra vorliegt, und fie weicht der nova causa superveniene. 
Nah 8. 9 de R. G. vom 7. Juni 1883, R. G. B. Nr. 94, kann m 
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Gemeinichaftsiheilungsverfahren jeder Theilgenofie Innerhalb 60 Tagen 
nach Bollftredung des auf ihn bezüglichen Theiles des Planes eine 
Werthausgleichung je nach Lage des Falles in Grund oder Geld von 
ben übrigen Theilgenoſſen beifchen, wenn der dem Theilungsplane zu 
Grunde gelegte Werth der auf ihn gefallenen Abfindung durch einen 
wenn auch zufälligen Umitand vermindert wurde. Das gilt auch dann, 
wenn innerhalb dieſes Termind der Plan gegenüber dem Gefchäbigten 
rechtskräftig geworben ift. 

VI. Reine Beftreitung der Rechtmäßigkeit einer Entfcheidung oder 
Verfügung liegt in der Behauptung, baß bei der Beitimmung ihres In⸗ 
halts thatſächliche Berhältniffe und Rechtsverhältniſſe nicht in 
Berädfihtigung gezogen worden jeien, bet deren Berüdfichtigung 
die Entfcheidung oder Verfügung anders ausgefallen wäre, als fie aus⸗ 
gefallen ift, wofern als Grund für die unterbliebene Beachtung nicht 
ein formaler oder procefiualer Verſtoß der entjcheidenden oder verfügenden 
Behörde, jondern Zufall oder ein Verſehen der Partei angegeben wird, 
welche mit Berufung auf dieje thatjächlichen und rechtlichen Berhältnifje 
eine Aenderung einer Enticheidung oder Verfügung beantragt. Desgleichen 
bewegt fi) auf dem Boden der Anerkennung der Correctheit einer Ent- 
Iheidung oder Verfügung nad) Lage der Sache der Antrag einer Partei 
auf Zulaſſung zu procefjualen Handlungen, mittel deren die Partei in 
die Lage gelegt wird, auf einen ihr günftigen Ausfall der Entichließung 
der Behörde in ber durch Enticheidung oder Verfügung geordneten Sade 
hinzuwirken, und von deren Vornahme fie durch Verſäumung der biefür 
geſetzlich beſtimmten Frift abgefchnitten if. Im erfteren Falle fpricht 
man von dem Antrage auf Wiederaufnahme des Verfahrens mit Berufung 
auf neue, bisher nicht beachtete Thatjachen und Beweismittel, im letzteren 
Falle von dem Antrage auf Wiedereinfeßung wegen unbenügt verftrichener 
oder verfäunter Fallfriit. 


Zwölftes Capitel. 
Wiederherſtellnng des vorigen Standes. 


6, 29, Wiederaufnahme ded Berfahrens.') 


I, Dieſes Bechtsinftitut dient der Beſeitigung von Nachtheilen, 
welche für öffentliche Intereſſen und Individualrechte dadurch entftehen 
können, daß in jenem Stabium des PBerfahrens, in welchem es Toni 
hätte geichehen müſſen, Thatſachen nicht erhoben, Beweismittel nicht er: 
probt wurden, weil fie ohne Verſchulden der Behörde, beziehentlich der 
Barteien unbelannt geblieben find. Das Tann zur Folge haben, daß 
öffentliche Intereſſen nicht erfannt oder verfehrt beforgt werden, daß die 
Freiheit und das Vermögen der Parteien rechtswidrig befchräntt wirt. 
oder, daß, fo Tange eine Entſcheidung der Behörde sicht gefallen ift, die 
Gefahr beiteht, die Entſcheldung oder Verfügung könne aus dem runde 
der Unkenntniß der Behörde von entſcheidenden Thatfachen und Beweit- 
mitteln zum Nachtheile der Hffentlichen Intereſſen oder von Individual: 
rechten ausfallen. Ganz verjchieden von dem Falle der Wiederaufnahme 
des Verfahrens iſt die Einleitung eines Verfahrens zur Feftftellung, of 
nicht ein Rechtsberhältniß, melches durch eine Enticheidung oder Ber: 
fügung georbnet worden fit, durch Thatfachen oder in Folge von Be 
jegen, die der Entſcheidung nachgefolgt find, aufgehoben oder verändert 
worden ſei. Denn ein folches Berfahren dient nicht der Erkenntniß ber 
richtigen Sadjlage, welcher, wenn fie rechtzeitig befannt geweſen wäre. 
ein bereit3 erfolgter Beſchluß der Behörde hätte angepaßt werden 
möüfjen, fie dient auch nicht der Correctur des Reſultates bereits erfolgter 
Erhebungen vor der Entichließung der Behörde, fondern der Erledi: 
gung einer völlig neuen Angelegenheit, der Erforſchung des Beftande 
neuer, bisher überhaupt nicht dageweſener Verhältniſſe. Man ſpricht 
deshalb in Fällen der legteren Art von einer nova causa superveniens.’) 


1) Bernatzik a. a. O. 8.17. | wenn die Landescommiſſion nach 8. 
2) Die Wiederaufnahme der Verhand⸗ | des Reichsgeſ. v. 7. Juni 1883, R. G. 
lung kann auf Grund von Thatſachen, Nr. 92, auf Antrag eines —— — 
die einer Entſcheidung oder Verfügung | Erhebungen über den behaupteten Ein 
nach gefolgt find, nicht bewilligt werben | tritt eines Elementarereignifles in der 
arg. B. G. H. E. v. 28. December 1886, | Zeit zwifchen ber Beſtätigung und dem 
3. 3225, Budw. 3320). Es tft deshalb | Vollzuge eined Bufammenlegungdwt- 
Feine Wiederaufnahme des Verfahrens, | fahrens anorbnet, um bie Aulälfigket 
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Der bloße Zuſammenhang der neuen Sache mit dem Ergebniſſe eines 
früheren abgeſchloſſenen Verfahrens macht das Verfahren über die neue 
Sade nicht zur Wiederaufnahme diefes früheren Verfahrens. Ein folder 
Zuſammenhang ift gerade auf dem Gebiete der Verwaltung, two eine 
Erledigung nur die Etappe für weiteres Vorgehen der Behörden zu 
bilden pflegt, nichts Ungemwöhnliches. 

I. Der Proceß bei der Wiederaufnahme des Verfahrens verläuft 
dort, wo eine Erledigung der Behörde vorliegt, deren thatjächliches 
Subftrat zu Zweifeln Anlaß gibt, folgendermaßen: Vorerſt wird ohne 
Antaftung des formalen Beftandes einer Enticheidung oder Berflgung, 
fie jet gegenüber den Parteien rechtskräftig oder nicht, den Zweifeln nach 
der Richtigkeit des ihre zu Grunde liegenden Thatbeftandes nachgegangen. 
Führen die Erhebungen zur Gewißheit der Umrichtigkeit, dann tft Die 
Entfheidung oder Verfügung, ſoweit fie auf einem falfchen Zhatbeitand 
fundirt iſt und ſoweit fie nicht auch durch den richtig geitellten That- 
beftand gerechtfertigt erjcheint, zu vernichten und jene Proceßlage wieder 
herzuftellen, wie fie vor der falfchen Fenftellung beftand. Nur bort, wo 
die Unrichtigfeit zur Notorietät gelangt, alfo einer nachforſchenden Thätig- 
feit nicht bedarf, ift die Vernichtung und Wiederherftellung des früheren 
procefjualen Standes ohne weiteres Verfahren auszufprechen, wenn bie 
notorifch gewordenen neuen Thatſachen die erflofiene Enticheidung oder 
ar als geſetzwidrige Verletzung öffentlicher Intereſſen ericheinen 


III. Bet der Frage nach der Zuläffigkeit der Wiederaufnahme ift 
zu ſcheiden zwiſchen der Wiederaufnahme von Amtswegen und auf An: 
trag einer Bartei. In demfelben Umfange als die Behörden verpflichtet 
oder befugt find, eigene Verwaltungsacte von Umtswegen zurüdzunehmen 
und Acte untergeordneter Behörden zu vernichten, in demfelben Umfange 
tönnen fie und müſſen fie unter Umftänden Erhebungen darüber vor: 
nehmen und anordnen, ob nicht der Anlaß zur Zurücknahme oder zur 
Vernichtung durch die Unrichtigteit des thatfächlicden Subftrates gegeben 
fei, auf welchem die Behörde ihre Entſchließung aufgebaut hat. In dieſer 
Beziehung fpielt. eigentlich die Frage, ob eine Behörde Schuld an der 
Unzulänglichleit des Ergebniſſes einer Thatbeftandsfeftftellung trägt oder 
nicht, Teine Rolle. Das folgt daraus, daß öffentliche Intereſſen ihre 
gejegmäßig gebotene Befriedigung erhalten müffen und durch ungefchid- 
tes oder nachläffiges Vorgehen der Behörden nicht von berjelben aus⸗ 
geichlofien werden können, wenn dies nicht etwa im Geſetze vorgefehen 
ift. Und fo ftellt auch ein Hfdct. vom 28. Juli 1808 zur Rechtfertigung 
der Wiederaufnahme bes Strafverfahrens gegen einen ſchuldlos Be— 
fundenen den allgemeinen, von dem Verhalten der Behörde ab- 
itrahirenden Sat aus, daß die politifhe Behörde eine bereit von ihr 


einer der neuen Lage angepaßten Aende⸗ S. 301 umd die vorhergehenden Seiten) 
rung des Planes zu beurtheilen. Dennoch | ala Fälle der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
vehandelt Bernatzik diefe Fälle (a.a.D. | fahrens.- 
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entſchiedene Sache neuerdings in Erörterung ziehen und ihre Entſchei⸗ 
dung ändern könne, wenn neue Umftände vorkommen, welche die Be 
urtheilung wejentlic” ändern können!) Nur fpricht man, wo ein Vers 
fahren wegen Fehler der Behörde in der Thaibeitandsfeftftelluug von 
Amtswegen vernichtet und die Durchführung eined neuen angeordnet 
wird, nicht von Anordnung einer Wiederaufnahme, fondern von Zurüd⸗ 
leitung der Sache zu neuerlicher Berhandlung wegen mangelhaften 
Verfahrens. 

IV. Die Unerfennung eine Barteienanipruds auf Bewilligung 
der. Wiederaufnahme des Verfahrens behufs Wiederherſtellung der Procek- 
lage des Antragftellers, wie fie vor der Feftftellung eines falfchen that- 
ſächlichen Subftrates einer fie verlegenden Entſcheidung oder Verfügung 
beichaffen war, bedarf einer ausdrüdlichen gefeblichen Anertennung.”) 
In den den Parteien allgemein zuerlannten Anſpruch auf Anfechtung 
vechtöverlegender Verwaltungsacte iſt fie nicht enthalten. Denn dieler 
Unfpruch ift in der Regel ein befrifteter und Hat zur Vorausſetzung, dak 
die angegriffene Behörde einen Fehler begangen hat. Die Wiederauf- 
nahme auf Parteienantrag kann aber nur dort Play greifen, wo die 
Behörde den Thatbeſtand fehlerlos feitgeitellt Hat. Die Wiederaufnahme 
auf Parteienantrag kann nicht ftattfinden wegen falicher Auffafjung er: 
fennbarer Thatfachen, fondern wegen Unerlennbarleit der wahren Sad- 
lage. Der Anſpruch auf Wiederaufnahme als ein außerordentlides 
Nechtämittel folgt aljo nicht aus der bloßen Bulaffung des ordentlichen 
Rechtsmittels der Beſchwerde. Seine gefehliche Anerkennung findet fid 
nur vereinzelt. Nah dem n. 6.2. &. vom 3. Juni 1886, n. ö. L. G. B. 
Nr. 39 (8. 48) und Nr. 40 ($. 61), ift im Grundtheilungs⸗ und Rege- 
lirungd= und im Bufammenlegungsverfahren das Geſuch um Wieder 
einfegung in den vorigen Stand gegen Enticheidungen und Berfügungen 
der Localcommiſſion und der Landescommiffion?) in denſelben Fällen 
ftatthaft, in welchen fie gegen richterliche Urtheile zugelaflen wird. Ge 
meint find civilgerichtliche Urtheile. Damit ift wegen der Beſtimmungen 
des 8. 272 allg. Ger. Drd., 8. 86 des Gef. vom 27. April 187, 
R. G. B. Nr. 66, und 8. 530, B. 7, und lebte al. der Civilprock- 
ordnung bom Jaehre 1895, weich letztere mit dem Eintritte ihrer Birk 
jamfeit für die Vorausfebungen der in den Landesgefeben principiel 
eröffneten Wiederaufnahme mafßgebende Bedeutung erlangen wird, bie 
Buläffigleit der restitutio ob noviter reperta ausgejprochen. Wenn die 


1) Abgedruckt bei Barthenheim, | Bgl. F 37 des Geſ. v. 18. April 1869, 

gell ©. . 1038. Val. auch Bollar | R.G.B. Nr. 44, 8.43 bes Gel. über 
5) . . 9.6.0.5.Mirs 1886, 8.636, den 8. ©. H. Günftiger Bud. 3048. 

—— 3) Eine Wiedereinſetzung gegen die 

zum. et n ebmunr 1887, 008, Beftätigung des Theilungs- rejp. Ren 

875. lirungsplanes oder des Zuſammer⸗ 

ben —— Die Geſevaepung über legungsplanes ift jedoch nach den Ran 
e —A —e— Seh ung * GT uni — 

entlicher er Einzelnen ift eine 
folden Anfpruch nicht gerade günftig. | (49) und Nr. 92 (8. 38), nicht ftaithft 
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Praxis in Streitigkeiten über den Rechtsbeſtand eines Patentauſpruchs 
die Einwendung der entjchiedenen Sache nicht zuläßt, foferne eine An 
fechtungsklage auf neue Beweismittel geſtützt wird), fo iſt das eine 
Anerfennung der restitutio ob noviter reperta in einer falſchen Formu⸗ 
lirung. Auch die Erhebung des im 8. 77 des Gebührengeſetzes ein- 
geräumten Anſpruchs auf Aüderftattung des ungebührlich entrichteten 
Betrag in dem Falle, als Jemand duch einen Irrthum einen höheren 
als den clafienmäßigen Stempel oder einer zu boch bemefienen unmittel⸗ 
bar zu entrichtenden Gebühr unterworfen worden wäre, dann der Un- 
ſpruch auf NRüderjag zu viel gezahlter Steuern, foweit ein folder an⸗ 
erfannt iſt 2), wird dort, wo der Irrthum ſich auf relevante Thatſachen 
bezog, eine Wiederaufnahme des Verfahrens zur Richtigſtellung des 
Thatbeſtandes zur Folge haben. An dieſer Stelle iſt auch folgender 
Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. December 1870, 
83. 12816 (8. f. V. V. Jahrg. Nr. 29, ©. 115) zu erwähnen: „Da 
es in Streitſachen des Verwaltungsrechts den Parteien unbenommen iſt, 
ihre thatſächlichen Angaben und Beweismittel bis in die letzte Inſtanz 
hinauf zu erneuern, ſo findet ſich das Miniſterium häufig in der Lage, 
über ein Anbringen zu entſcheiden oder eine Beweisausführung zu 
würdigen, welche in den unteren Inſtanzen nicht geltend gemacht worden 
iſt, und über welches daher aus den Acten nichts erhellet. Für ſolche 
Fälle beſtimmte ſchon der Staatsminiſterialerlaß vom 30. September 
1865, 3. 4567, daß von der Landesbehörde dem Recursberichte die zur 
Aufklärung bed neuen Anbringens nöthigen Bemerkungen beizuſetzen 
ſeien. Da jedoch dieſer Weiſung häufig nicht oder nicht in genügender 
Art entſprochen wird, ſo wird neuerdings in Erinnerung gebracht, daß 
es in jedem Falle eines an das Miniſterium gerichteten Recurſes oder 
einer Vorſtellung, welche dem Miniſterium vorgelegt wird, Sache der 
Landesbehörde iſt, den Inhalt dieſer Schriften durchzuſehen und ſohin 
über jede thatſächliche Angabe, über deren Richtigkeit die Acten nicht 
volftändigen Aufichluß geben, ſowie über jedes neue rechtliche Unbringenz 
welches eine bejondere Erörterung berausfordert, den entfprechenden Be: 
richt oder die erforderlich erjcheinende Aeußerung zu erjtatten.“ Ein 
Harer Ausſpruch über ein Barteienrecht auf unbeſchränktes Vorbringen 
von Nova in „Streitfadhen des Verwaltungsrechts“ vor den höheren In— 
ftanzen ift in diefem Erlafje nicht enthalten. Damit, daß es den Par- 
teien unbenommen ift, Nova vorzubringen, iſt noch nicht gejagt, daß fie 
einen Anſpruch auf Beachtung derjelben haben. Es Tann diejes Bor- 
bringen lediglih für den Zweck zugelafien fein, um der Auffichtäbehörde 
ein möglichft reiches Material zu bieten, für die Beurtheilung der Frage, 
ob fich niht Anlaß zur Unordnung der Wiederaufnahme von Amtswegen 
biete.” Eine Anerkennung eines Parteienanſpruchs in fo unbeſchränktem 


1) Det Mana eita a.a.D. ©.462. | 8.1181, erl. auf Grund Ir 3585 € v.2. Fe⸗ 
2) gl. Röll IL ©. 901 ff.; dann | bruar 1874 a.a.d. ©.1 
8.32 des Fin. —* E. v. 29. Mai 1874, 
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Umfange würde fi) gerade, was jogenannte Streitſachen bes Verwal⸗ 
tungsrechts anbelangt, mit-dem Principe der Vdg. vom 30. Auguft 1868, 
R. G. B. Nr. 124, nicht vertragen, daß das eine Privatinterefie der Be: 
- börde fo viel zu gelten habe als das andere. Aber nicht mım, daß die 
Anerkennung eines jo unbefchräntten Neuerungsrechts der Parteien allen 
Forderungen der Billigleit und der Bwedmäßigleit Hohn fpridyt, es 
. mangelt dem Mintfterialerlaß, felbft wenn er eime ſolche Anerlennung 
beabfichtigt Hätte, die Bedeutung eines die Parteien berechtigenben oder 
für fie verbindlichen Rechtsſatzes. 

IV. Die vernünftige Schrante für die Anordnung der Wieberanf: 
nahme, fie mag von Amtswegen oder auf Parteienantrag erfolgen, ift, 
daß die neuen, das erite Mal unbelannt gebliebenen Thatfachen, ihre 
Nichtigfeit vorausgefeht, einen anderen, von dem Inhalte der erfloffenen 
Entſcheidung oder Verfügung wefentlich verfchiedenen!) Ausfall der 
- behördlichen Entjchließung hätten herbeiführen müfjen, oder daß Die nen 
entdedten Beweismittel fih auf Thatfahen diefer Art beziehen. Ber 
Zweck der Wiederaufnahme muß die Koften derfelben werth fein; ferner 
wird gefordert werden müſſen, daß Ausficht befteht, durch die Anord- 
nung neuer Erhebungen Sicherheit ‘über da3 Sein oder Nichtfein biefer 
Thatfachen herzuftellen.“ Bon Umtswegen darf die Wiederaufmahme 
im bloßen Brivatinterefle auf Koften der Rechte Dritter nicht angeordnet 
werden (arg. Min. Vdog. vom 30. Wuguft 1868). Die Wiederaufnahme 
darf nicht in eine Begünftigung der culpofen oder dolofen Parteien aus 
arten. Diefe Forderung entſpricht dem in den inftrustionellen Beftim⸗ 
mungen ausgefprochenen Principe des ökonomiſchen Haushaltens mit der 
Beit der Behörden, der grundfäglicden Gleichwerthtigkeit entgegenitehender 
Privatintereſſen. Darum nimmt die früher erwähnte Beltimmung ver 
- beiden n. ö. Landesgeſetze mit dem Hinweis auf die Vorjchrifterr des 
Civilprocefies für die Wiedereinſetzung ob noviter reperta auch die Be 
ſchränkung auf, daß die von der Partei vorgebrachten neuen Thatfachen 
und Beweismittel ihr das erfte Mal ohne ihr Berfchulden unbelfannı 
geblieben find.?) Nachläffigkeit und Hinterhältigkeit follen nicht prämiirt 


1)8.8.9. €. v.5.Mai 1886, 3.1271, | mittel ftatthaft, welche der Neftitutionz- 
Budw. 3042; vgl. auch dos cit. Hfdet. | werber nad der Entjcheidung aufge 
v. 28. Juli 1808. funden Hat und früher nicht wiſſen ober 
2) Die Behörde, welche für die An- | nicht finden konnte. Vgl. auch 8. ©. 
ordnung der Wiederaufnahme zuftändig | 9. E. v. 17. Jänner 1888, 2. 
ft, hat die Bedeutung der von der | Budw. 8898 und Budw. 4397. Ib 
Partei vorgebradhten Nova für den Aus- | wird die Reſtitution einem Bergrech⸗ 
fall der Enticheidung, die Wahrjchein- | befiger wegen Verletzung feines Recht— 
lichfeit des Erfolgs eines Verfuches x durch nachgefolgte Verleihungen nicht au 
ihrer Seitftellung frei zu würdigen (8. | bemwilligen fein, wenn fein Recht für bie 
G. H. €. v. 21. Jänner 1886, 43.3127, | verleihende Behörbe unerfennbar bleiben 
Budw. 2879. Vgl. au) Budw. 3042). , mußte, und er ſelbſt aus Nachläffigfei: 
3) Nach 8. 372 ber allgem. Gerichts⸗ | oder Hinterhältigleit in der Berbandlung 
ordnung - ift Die restitutio ob noviter | über die fpäters Verleihung auf dasſelbe 
reperta nur Hinfichtlich folcher Beweis- | nicht aufmerkfam gemacht Hat. 
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werden. Ein Calumnieneid wird zwar ohne gefegliche Anordnung nicht 
gefordert werden Tönnen. Die Behörde bat die in dem Verhalten der 
Bartei gelegene Vorausſetzung der Bewilligung der Wiederaufnahme auf 
Grund freier Beweiswürdigung feftzuftellen. Allein foferne fie die DBe- 
willigung der Einleitung des erjten Verfahrens an die Beftellung einer 
Eaution für die dem Staate erwachſenden Koſten des Berfahrens ober 
für den Erjat des Schadens der anderen Barteien knüpfen dürfte, wird 
ſie diefelbe Bedingung für die Bewilligung der Wiederaufnahme feſtſetzen 
dürfen.) Es ergibt fich ferner aus den fpäter zu erörternden Grund⸗ 
lägen über den Erjat der Procekfoften, daß das wieder aufgenommene 
Verfahren, foferne ed nur Ausführung des Wunjches der Partei iſt, 
nur in ihrem Intereſſe erfolgt, anf ihre Koften zu erfolgen Hat. 

V. Beweismittel find Mittel der Erkenntniß. Neu gewonnene Er- 
fahrungen techniſcher Natur können durch Vermittlung von Sachverftän- 
digen ala nene Beweismittel verwerthet werden. Was feiner Beit tech- 
nisch nicht ausführbar war, kann es Heute werden. Es ift ein früher 
nicht erfannter Zuſammenhang zwifchen beftimmten Zhatjachen und be- 
ſtimmten Gefahren für Leben und Gejundheit mit Sicherheit feftgeitellt 
worden. Das ift ein richtiger Grund für die Wiederaufnahme und ihre 
Bewilligung.?). Denn hätte die Behörde, hätten die Parteien feiner Beit 
gewußt, was fie jebt erfahren, dann märe die Entſcheidung anders, als 
es geſchehen iſt, ausgefallen, ja fie hätte unter Umftänden anders aus- 
fallen müſſen. Ein Bauproject, welches, ald es das erfte Mal vor: 
gelegt wurde, als techniſch unausführbar abgelehnt werden mußte, ift 
durch Vervollkommnung der Baus und Mafchinentechnit ausführbar ge- 
morden. Was früher als Schutzvorrichtung für die Sicherheit der 
Fabriksarbeiter bei ver Bedienung einer Maſchine angefehen wurde, ftellt ſich 
als Urfache erheblicher Gefahren für diefelben heraus. Deshalb ift auch 
nah 8. 74, al. 2 der Gew. Rov. (1885) die Einleitung des Verfahrens 
zur Befeitigung als gefährlich erkannter Fabrikseinrichtungen ohne Wei- 
teres ftatthaft. 

VI Die Frage nad der BZuftändigkeit der Behörden in Betreff 
der Anordnung der Wiederaufnahme des Verfahrens regelt fih in fol- 
gender Weife: Handelt es fi um die pflichtmäßige Wahrung öffent- 
licher Intereſſen, jo wird die hiefür in erfter Anftanz zuftändige Behörde 
ein erledigted Verfahren behufs Erwägung und Anordnung der dring: 
lihften durdh Gefahr am VBerzuge gebotenen Maßregeln wieder 


von Wiederaufnahme des Verfahrens 

2) Das drüdt das Erf. des preußi- | mit Berufung auf neu gewonnene Er- 
ichen Dberverwaltungägericht8 v.1.März | tenntniffe zu fprechen, da fonft bie 
1882, Jebens und Deneren vI1.8. | Wiedereröffnung des Berfahrens ausge 
S. 354, Nr. 58 in der Form aus, daß | fchlofien wäre, wenn der Inhalt einer 
Die Abweifung eines Geſuchs um eine | polizeiliden Enticheidung die von dem 
polizeiliche Erlaubniß nur zu der Beit, | Obervermwaltungsgericht Hinein gelegte 
als und in der Art, wie es angebracht | Deutung ausdrüdlid) zurüdweilen würde. 
wurde, erfolge. Wichtiger aber tft es 


1) gl. 8. 44 des Privilegiengefebes. 
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aufnehmen dürfen und müfjen?), auch wenn das Verfahren durch eine im 
Auffichtöwege erfloffene Erledigung einer höheren Behörde feinen Abſchluß 
gefunden bat. Die Weifung für ihr weiteres Verhalten bat fie aber von 
der Auffichtsbehörde zu bolen. . Soll aber die Wiederaufnahme im bloßen 
Privatintereffe vorgenommen werden, dann kann nur jene Suftanz zur 
Bewilligung zuftändig fein, deren Erledigung durch die Wiederaufnahme 
in Frage geftellt wird. Denn von dringlichen Anordnungen im öffent 
lichen Intereſſe abgejehen, ift jede untere Behörde an Enticheidungen 
und Verfügungen der höheren Behörde gebunden. 

Die Durchführung des wieder aufgenommenen Berfahrens kommt 
aber in allen Fällen jener Behörde zu, deren Verfahren zu erneuern 
iſt.) Denn auf die restitutio in integrum zielt ja die Bewilligung hin 

Trifft die Buftändigfeit zur Unordnung der Wiederaufnahme im 
öffentlichen Intereife und zur Durchführung bes neuen Verfahrens 
in derjelben Inſtanz zufammen, dann erjcheint eine formale Scheidung 
zwiſchen dem DVerfahren zur Conftatirung eines Rechtsgrundes für die 
Wiederaufnahme und dem wieder aufgenommenen Verfahren nur als ein 
ſchädlicher Aufihub der Gewinnung der nothwendigen Sicherheit dar: 
über, ob ein Öffentliches Intereſſe gehörig bejorgt ſei. Allein auch wenn 
eine Bartei Wiederaufnahme im bloßen PBrivatinterefle begehrt, wird da} 
Princip möglichiter Kürze und Vereinfachung, welches das Berwaltungs 
verfahren beherricht, einer ſolchen Scheidung entgegenftehen, es ſei denn, 
daß fie fi als Yolge von Competenzvorſchriften ergibt. Kommt alte 
der erften Inſtanz ein Wiedereinjegungsgefuh vor Schluß der Verhand⸗ 
(ung oder zwar nah Schluß derjelben, aber noch vor der Erledigung 
zu, dann wird fie, wenn fie den Untrag begründet erachtet, die Ber: 
handlung über feine Zuläffigfeit zu verbinden haben mit der Wieberanf 
nahme des Verfahrens bei jener Stelle, an welcher die neu vorgebradten 
Thatjachen und Beweismittel, wenn fie befannt gemwejen wären, zur Er 
örterung und Erprobung hätten fommen müfjen. 

VII. Die Unordnung der Wiederaufnahme im Öffentlichen Intereſſe 
der Antrag auf Bewilligung derſelben im Privatintereſſe iſt in jeden 
Stadium des Proceſſes zuläſſig. Denn Vorausſetzung der Wiederauf— 
nahme iſt nicht, daß durch Unkenntniß von Thatſachen und Beweis 
mitteln ein Nachtheil für öffentliche Intereſſen oder Individualrechte be 
reits eingetreten fei, fondern es genügt, daß die Gefahr des Ein 
tritts eines ſolchen Nachtheils aus diefem Grunde beiteht.”) Die n. ö. 








1) 8. 222 Berggef., 8. 113 al. 8 der | Sade entichieden Hat, während bei 
Vollzugsvorſchrift zum Berggef.; Wafler- | wieder aufgenommene Verfahren wie 
ordnung für Böhmen 8. 98, Bulowina | das erfte inftanzmäßig durchzuführen it. 
8.91, Iſtrien 8.96, Krain 8, 76, Nied. Nach dem n. 8.2. G. v. 3. Juni 18%, 
Defter. 8.95, Stelerm. 8.90, alle andern 2. G. B. Rr. 39 (8. 48) und Nr. 60 
8.9 (8. 61), tft die MWiedereinfegung unter 

“2 Nach * 8 des Erl. d. C. u. U. M. | allen Umſtänden durch die Landescom⸗ 

. 24. Mat 1876, 8. 8040, Tann die miſſion zu bewilligen. 

BBieberaufnahme nur von jener Behörde 8) Bol. 3. B. den asihnitt. Schluß 
zugelaſſen werden, welche zuletzt in der des Ben oben ©. 168 fi. 
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8, G. vom 3. Juni 1886, 2. &. B. Nr. 39 (8. 48) und Nr. 40 (8. 61) 
geftatten die Verbindung des Wiederaufnahmebegehrend? mit der Be: 
rufung. Es ift alfo nicht nöthig, zu warten, ob der Nachtheil, welcher 
dur die Wiederaufnahme befeitigt werden fol, nicht etwa durch die 
Entſcheidung über die Berufung werde aufgehoben werden. Was bier 
duch ansbrüdliche, geſetzliche Beſtimmung zugelaflen wird, übt die 
Praxis auch fonft ohne ausdrückliche Ermächtigung. Ja fie neigt foger 
zu der Behandlung der bloßen Unführung von Nova in der Beſchwerde 
als eines concludenten Wiederaufnahmebegehrens.) Eine Stübe findet 
diefe Braris in der Min. Bdg. vom 30. Auguft 1868, R.&B. Nr. 124, 
derzufolge die Unterbehörbe für die -verfpätete Vorlage einer Beſchwerde 
erculpirt erfcheint, wenn fie fih auf Erhebungen berufen Tann, welche 
durh die Beichwerde hervorgerufen wurden. Es fcheint an Er- 
bebungen gedacht zu fein, welche über neue Ungaben in der Beſchwerde 
gepflogen werden. Da befommt dann die Oberbehörde mit der Beru- 
fung auch das Reſultat der neuen Erhebungen zu Iefen und kann in 
continenti die alte Enticheidung vernichten, die Wiederaufnahme be- 
willigen und unter Genehmigung der durchgeführten Erhebungen der 
Unterbehörde die neue Enticheidung aufgeben. 

Eine Befriftung der Wiederaufnahme ſowohl im öffentlichen mie 
im Brivatinterefje, joweit eine jolche aus Teßterem Grunde überhaupt zu- 
läffig ift, muß gefeblich angeordnet werden. Ein Beifpiel der Befriftung 
der Wiederaufnahme im öffentlichen Antereffe bietet 8. 219 der Boll: 
und Monopolsordnung, betreffend die Nichtigftellung eines ohne Ber- 
fhulden der Parteien irrthümlich bemefjenen Zol3 (ein Jahr feit dem 
Zeitpunkt der Zahlung), das Gel. vom 18. März 1878, R. G. B. Nr. 
31 betreffend die zeitliche Beſchränkung der Nachbemeflung von ftaat- 
lien Steuern und Gebühren, deren erfte Bemeffung zum Nachtheil des 
Fiscus unrichtig ausgefallen if. Das Begehren im Sinne des $. 77 
des Gebührengefehes betreffend die Rüdftellung irrthümlich gezahlter Ge- 
bühren muß innerhalb einer dreijährigen PBräckufiofrift (Budm. 1275) vom 
Zeitpunkt der erfolgten Zahlung der Nichtſchuld oder Ueberzahlung der 
Gebühr geftellt werden. Bon felbjt verfteht fi der Wegfall der Wieder- 
aufnahme im Privatintereffe, wenn das Necht oder das Intereſſe, welches 
unter der Verborgenheit von beitimmten Thatſachen und Beweismitteln 
gelitten haben fol, gar nicht mehr befteht; alfo kann Wiederaufnahme 
nicht begehrt werden in Betreff der richtigen Beitimmung des Inhalts 
eines Betriebsconſenſes, wenn derfelbe durch non usus erlojchen ft. 

Das neu aufgenommene Verfahren muß jedenfalls unter Buziehung 
derjelben Parteien durchgeführt werden, für und gegen welche bie Er- 


1) Dad 5. 20 des ſächſiſchen Geſetzes bei anberweiter Entſcheidung von Ein- 
bat bie Recursbehörde, wenn fich die | flußfei. Berneinenden Falls Hat die Re- 
Sntereffenten in der Gegenausführung | cursbehörde den Grund der Verweigerung 
gegen ben Recurs auf neue Fhatjaden eine3 hierauf gerichteten Antrags in den 
beziehen, zu beurtbeilen, ob deren Er- | Enticheibungsgründen zu dem von ihr 
Örterung nad) dem Stande der Sache | abzufafienden Erkenntniſſe auszudrücken. 
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ledigung des alten Berfahrens wirkt. Doch ift es auch möglich, daß 
die Wiederaufnahme de3 Verfahrens gerade die Einbeziehung von Ber- 
onen zum Bwede bat, gegen welde diefe Erledigung nicht wirkſam ift; 
fo, wenn neue, früher unbefannt gemwejene Anhaltspunkte dafür vorhanden 
find, daß bei der Wuferlegung oder Auftheilung öffentlicher Leiftungen 
in dem früheren Berfahren wirklich Verpflichtete ausgelaflen worden find, 
und daB die Auflage theilweile oder durchaus die Uurichtigen getroffen 
hat. In diefem Falle vermehrt fi im mwiederaufgenommenen Berfahren 
der Kreis der Parteien um jene Perfonen, auf welche dieſe neuen An: 
haltspunkte binweijen. 

Nach dem Ergebnifje der wiederaufgenommenen Erhebungen ift zu 
beurtheilen, was nunmehr zu geichehen Hat. Sind die Erhebungen 
reſultatlos geweſen, oder weicht ihr Reſultat unerheblich von jenem der 
früheren ab, fo bleibt es beim Alten. Im anderen Falle find jene 
Henderungen in der Proceßlage herbeizuführen, welche durch das Er: 
gebniß der Erhebungen gefordert werden, aljo wenn e3 bereit3 zu einer 
Enderledigung gekommen tit, die Aenderung derjelben vorzunehmen, jo: 
weit fie nach der neuen Lage der alten Sache nicht mehr zu Recht be 
ftehen Tann. 

Die Frage, ob der Wieberaufnahme des Verfahrens Sufpenfiv: 
effect beiflomme, wird, wenn es ſich um öffentliche Interefſen handelt, 
dahin zu beantworten fein, daß in ſolchem alle der Vollzug jener 
Maßregeln zu unterbleiben Habe, deren Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßig⸗ 
feit durch jene Umstände, welche die Wiederaufnahme veranlagt haben, in 
Frage geitellt wird. Erfolgt die Wiederaufnahme im Brivatinterefie, ſo 
werden die Grundjäße über den Sujpenfiveffect des Recurſes, ſowie ſie in 
dem Hfbct. v. 2. März 1799, Juſt. Gef. S. Nr. 459 niedergelegt find, 
zur Unwendung gelangen Tünnen. 


§. 30. Die Biedereinfegung wegen verfirichener Fallfriſt 
oder wegen verfaumten Termine. 


Friften für Bartetenhandlungen dienen dem Bwede, nach Ablauf 
derfelben die Behörden von der Pflicht der Erledigung der friftgemäß 
einzubringenden Barteienanträge zu entbinden, und ihre Entjcheidumgen 
und Verfügungen zu Gunften der betheiligten Parteien vor Anfechtungen 
der Säumigen zu fichern. 

Die Friften des Adminiſtrativproceſſes find alfo in der Regel 
Präclufivfriften. Ihr Ablauf fchneidet den Befrifteten von dem An- 
ſpruche auf Zulaffung zur wirkſamen Vornahme der befrifteten Handlımg 
ſchlechthin ab, ohne Rückſicht darauf, ob er die Verfäumung der Friſt 
verfchuldet bat oder nicht.) Auch die Unordnung von Verhand 
(ungsterminen dient dem Zwecke, für die bei denfelben vorzunehmenden 


1) Bol. übrigen 8. 4 des ch vom ı Neus, Um» und Zubauten und 8. G. H. E. 
25. März 1880, R. G. 8. Nr. 39 be , Budw. 4 463. 
treffend die zeitliche Steuerfreiheit für | 
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Barteihandlungen eine zeitlihe Grenze zu fehen. Deshalb bedarf 
ein Anſpruch der Bartei auf Vernichtung der nadtbeiligen 
Birkungen eines Berjfäumniffes in der Vornahme einer be- 
frifteten PBarteienhandlung oder auf Wiedereinjfegung in den 
vorigen Stand gegen folhes Berfäumniß geſetzlicher Aner— 
tennung.!) Eine ſolche enthielt zu Gunſten der unterthänigen Leute 
das Hfdct. vom 28. October 1781 (Gef. Sofef IL, 2. Aufl, Bd. I 
S. 53, Inſtruction für die Kreisämter, P. 3), welches anordnete, dem 
Unterthan, wenn er erheblihe Verhinderungsurſachen anzugeben 
vermöchte, auch nach unbenügtem Ablauf einer Präclufivfriit, das weitere 
Gehör nicht zu verfagen, und welches die Landesitelle für die Bemilli- 
gung der Nachfriſt oder Friſtverſäumniß zuftändig erklärte. Es wird 
alſo Schuldlofigfeit des Reſtitutionswerbers verlangt. Und das iſt eine 
Forderung, an welcher feftgehalten werden muß, um Behörden ſowohl 
als Barteien vor der Yaulheit oder der Chicane einzelner Perfonen zu 
fhügen. Dieſe Forderung erheben auch die Beitimmungen der 88. 58, 
59 des Berggeſ. Denfelben zufolge hat die Behörde, wenn der Be: 
mwerber um eine Bergwerksberechtigung zu der Berhandlung über die 
Zuläffigkett ihrer Ertheilung nicht erjcheint, noch 14 Tage von dem an- 
beraumten Berhandlungstage mit der Abweiſung der Bewerbung zu 
warten. Die Berhandlung ift neu auszufchreiben, wenn der ausge: 
bliebene Bewerber fein Ausbleiben binnen diefer Frift durch den Nach⸗ 
weis von Hinderniffen für fein Erfcheinen rechtfertigt. Allein dieſe 
Rechtfertigungsfriſt felbjt darf unter feiner Bedingung verlängert werden. 
Wie die Gründe der Nechtfertigung befchaffen fein müſſen, beftimmt das 
Geſetz nicht. Aber es entipricht der gegen jede Verfchleppung gerichteten ?) 
Tendenz der Verwaltungsgeſetze, die Wiedereinfegung auszufchließen, 
wenn dem Verfäumenden auch nur culpa levis zur Laſt fällt. In diefem 
Punkte ift der öfterr. 8.9.9. To ftrenge, daß er jelbit die Berufung 
auf eine vorliegende Rechtsbelehrung der Behörde, welche eine TYängere 
als die gejetliche Friſt dem Bejchwerdeführer für die Erhebung der 
Beichwerde befannt gibt, unftatthaft erklärt, ſelbſt wenn die Behörde 
ed nur mit einer Partei zu thun bat und die Gewährung der Nachlicht 
des Berfäumniffes mit anderen öffentlichen Intereſſen als jenem an der 
Abfchneidung von Anfechtungsanſprüchen, nicht im Widerſpruch ftünde.?) 
8. 9 der kaiſ. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96, bezeichnet 
als Entjchuldigungsgründe für die Nichtbefolgung einer Vorladung 
Krankheit, Gebrechlichkeit und fonftige gegründete Hinderniffe des Er- 
fcheinend. Die n. d. 8. ©. vom 3. uni 1886, 28. ©. B. Nr. 39 
(8. 48) und Nr. 40 (8. 61), verweilen auf die Beſchränkungen für 
dieſe Wiebereinjegung gegenüber richterlichen Erkenntniſſen.“ Selbft- 

1) 8. G. H. €. v. 27. April | 3) Dubin. 3142, 3761, 4002, 40083, 
3. 1547, Vubw. 4655. 6836 u 

2) 8. 18 des Geſ. v. 18. April 1869, 4) 8. a G. O. geftattet die Wieder⸗ 
NR. G. B. Nr. 44 und $. 16 des el. | \ einfehung wegen ® erläumung der Fall⸗ 
über den 8. ©. 9. | frift (terminus peremtorius), wenn dieſe 
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verftändlich fteht es dent Gejeßgeber frei, von dem Erforbernifie der 
Schuldloſigkeit des Subſtitutionswerbers abzufehen. Er wird dies billiger 
Weiſe nur dort thun, wo fein allzu großer Aufenthalt durch Berüd- 
fihtigung der Anträge der Säumigen herbeigeführt wird.) 

An jenen Fällen, in welchen die entfcheidende oder verfügende 
Behörde ihre eigene Entjcheidung oder Verfügung mit dem ihr zu Grunde 
liegenden Verfahren für hinfällig erklären darf, kann fie durch newerlice 
Einleitung des procefiualen Berfahrens die Befugnif einer Partei be- 
gründen, eine im eriten Verfahren verfäumte Handlung im zweiten Ber- 
fahren vorzunehmen. Belanntlid iſt dieſe Zuftändigfeit durch die Be 
ftimmung der Min. Vdg. vom 30. Wuguft 1868 dahin beichräntt, daß 
im bloßen Privatintereſſe die entjcheidende oder verfügende Behörde ihre 
Entſcheidung oder Verfügung nicht zurüdnehmen darf, wenn dadurd 
die Rechtslage dritter Parteien zu deren Nachtheil verändert wird. 
Ganz dieſelbe Wirkung tritt ein, wenn die Auffichtsbehörde die Ent: 
fcheidung und Verfügung der Unterbehörde fammt dem ihm zu Grunde 
liegenden Berfahren vernichtet und die neuerlide Durchführung des 
ganzen Verfahrens anordnet.e Wird 3. B. das Verfahren zur Con 
fentirung einer Betriebsanlage gänzlich vernichtet, jo können im zweiten 
Verfahren alle jene Anrainer Proteſt erheben, welche von demſelben im 
erften Verfahren in Folge der Verſäumniß der Proteftfrift abgefchnitten 
waren. Sin diefen beiden Fällen liegt aber keine Wiedereinfegung gegen 
Friſtverſäumniß vor, fondern e8 wird eine unterlaufene Friſtverſäumniß 
unfchädlich, weil dem Verfahren, in welchem die befriftete Handlung frift 
gemäß nicht vorgenommen wurde, jede rechtliche Bedeutung und Wir: 
ſamkeit fehlt. 

Die Wiedereinjegung wegen verftrichener Fallfrift oder wegen ver 
fäumten Termins dient ausſchließlich dem Parteienintereſſe. Sie ſetzt 


ber Verhandlung zu berftänbigen. Dog 


ohne Berjchulden des BVerlürzten ver- 
ift haben fie Die durch ihr Ausbleiben ver- 


ftrihen if. 8. 19 des Summapatent3 


fordert Berfäumung ohne alled eigene 
Verſchulden der Partei, 8.146 der neuen 
Civilprocefordnung Verhinderung der 
Bartei durch ein unvorhergeſehenes oder 
unabwendbares Ereigniß. (Vgl. übrigens 
Budw. 464.) 

1) Die im Terte citirten beiden Lan- 
desgefege Nr. 39 (8. 35) und Nr. 40 
(8. 49) verpflichten in dem alle, als 
eine für einen Termin anberaumte Ber- 
Handlung an demfelben nicht zu Ende 
geführt, jondern bei einem ſpäteren Ter- 
mine fortgefebt wird, die Behörde, beim 
neuen Termine auch die früher ausge⸗ 
bliebenen Parteien über das Ergebniß 
der erften Verhandlung zu hören Se 
nur dann, wenn fie es verlangen). Diele 
Ausgebliebenen find alfo von der An- 
ordnung bes Termines zur Fortjegung 


urfachten Koften zu tragen. Nach 8.3 
der bad. Vdg. ift Wiederherftellung oder 
Nachſicht gegen Berfäumung der Recurs 
frift von der Recursftelle nur im Faulle 
unverſchuldeter Verhinderung zu ge 
währen. Das — — iſt in 
der Präcluſivfriſt von 14 Tagen nad 
Beſeitigung des Hinberniffes mit feinen 
Belegen und zugleich mit den Recurs 
ausführungen in der Sauptfee einzu 
reichen. Die Necursftelle entfcheidet im 
Enderfenntniß über den Recurs, ob und 
in wie weit bem unterliegenben Gegen 
theil megen bereit3 anfgewenbeter Koſten 
Schadloshaltung gebühre. Die Nach⸗ 
fit muß verweigert werden, wenn zur 
Ausübung einer Befugniß, deren geſeh⸗ 
mäßige Ertheilung der Recurrent be 
ftreitet, bereitö offene Anftalten getrofien 
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alfo PBarteienantrag voraus. Bezüglich der Zuſtändigkeit der Behörden!) 
und des Sufpenfiveffect des Wiedereinfegungsgefuhs?) find die gleichen 
Grundſätze anzumenden, welche in diefem Punkte für die Wiederaufnahme 
des Berfahrens im bloßen Parteieninterefje gelten. 


— — — — — — 


und ſeit dem erſten Beginne ſolcher An⸗ 
ſtalten ſchon drei Monate abgelaufen ſind. 

1) Rah den n. 8.2. G. v. 3. Juni 
1886, L. G. B. Nr. 39 (8. 48) und Nr. 40 
($. 61) iſt die Wiedereinſetzung in allen 
Fällen durch die Landescommilfion zu 
bewilligen, und es find die Gefuche um 
Viedereinfebung in der Regel mit der 
Berufung zu verbinden. a8 deutet 
darauf Hin, daß das Verfahren über das 
Geſuch mit jenem in der Hauptſache zu 
verbinden tft. 


2) Nach 8. 33 der bad. Vog. iſt bei 
verjpäteter Einlegung des Recurjes, wenn 
die Borausjegungen der Biederherftellung 
oder der Nachſicht gegen deren Verſäum⸗ 
niß (d. i. unverjchuldete Verhinderung) 
vorhanden ift, Einhalt des Vollzugs zu 
bewilligen. Der Einhalt muß in einem 
foldem Falle bewilligt werden, wenn 
mit dem Vollzug ein unwiederbringlicher 


acht eil für einen Betheiligten verbun- 
en ift. 


94* 


Dreizehntes Capitel. 


Ueber die Gebundenheit der Behörden des einen 
Reſſorts an Arte der Ausühnng der Bufländig- 
keit von Behörden eines anderen Reſſorts. 


6. 31, Berhaͤltniß der Gerichts- und Berwaltungsbehörden in 
einander, 


I. Die Frage, in wie weit die Behörden des einen Reſſorts an 
Acte der Ausübung der Zuftändigkeit eines anderen Reſſorts gebunden 
feien, fann nur hinſichtlich folder Acte aufgewworfen werden, welde 
überhaupt beitimmt find, eine Gebundenheit fremden Willens hervor⸗ 
zurufen. Bon Öffentlihen Beurfundungen gilt die nur in befchränttem 
Maße. Ihre Beitimmung ift, die Selbitftändigfeit des Urtheils der 
Behörden über die Nichtigkeit ihres Anhalt3 nur ſoweit auszufchliegen, 
als diefe nicht ihre Ueberzeugung von der Unrichtigfeit desjelben über: 
zeugend zu begründen vermögen, immer vorausgefebt, daß es ſich um 
bloße Beugnißurfunden handelt, und daß bdiejelben die formalen Ci: 
fordernifje ihrer Giltigkeit an fi) tragen. Dagegen gelangt ein dispofitiver 
hoheitlicher Wille der Behörde unmittelbar zum Ausdruck in ihren Ber: 
ordnungen und Verfügungen, mittelbar in ihren Entfcheidungen, inie 
ferne die entjcheidende Behörde mitteld der Entfcheidung einen Auziprud 
thut, welcher die gefegmäßige Beitimmung Hat, daß fi Dritte darnach 
rihten. Wie weit gehören nun zu diefen Dritten auch Behörden andern 
Neffort3? Die ganze Hier erörterte Frage hat mit der formellen um 
materiellen Rechtskraft behördlicher Ucte gar nichts zu thun!), dem 
fie muß auch Hinfichtlich folder Acte aufgeworfen werden, melde den 
Parteien gegenüber noch nicht formell rechtöfräftig geworden find. Eie 
bat eine bedeutſame hiſtoriſche Entwidelung Hinter fih, und eine um 
fangreihe Literatur it durch fie hervorgerufen worden, ſoweit fie mit 
der Frage nach der Abgrenzung der Buftändigkeit der Gerichte (ſowoh! 
der Eivil- als der Strafgerichte) und jener der Verwaltungsbehörden 
zufammenfält. Feſt fteht der eine Grundfah, daß die Gerichte, von 
entgegenftehenden Beitimmungen abgejehen, eine Verordnung, Verfügung 
oder Entfheidung einer Verwaltungsbehörde nicht vernichten dürfen‘: 





1) A. A. Bernatzik aa. O. 8. 15. | 2) Vgl. 3. B. E. des o. G. H. von 
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denn bie Gerichte ftehen nicht über den Berwaltungsbehörden. Die 
äußerfte Grenze, bis zu welcher die ordentlichen Gerichte in ihrer Re- 
action gegen die Vermaltungsbehörden gehen können, beitebt darin, daß 
ie denſelben jeden Einfluß auf die in ihre Competenz fallende 
Thätigkeit abfprechen, oder daß fie, ohne einen ſolchen Ausſpruch zu 
thun, die in ihre Zuſtändigkeit fallende Thätigfeit entfalten, ohne 
fih um einen in ihr Zuftändigfeitögebiet fallenden Verwaltungsact zu 
fimmern. Einen ausdrüdlihen Ausſpruch über die Bedeutungslofig- 
feit eines Verwaltungsacts für ihre Thätigkeit fällen die Gerichte, wenn 
fie auf Grund des Art 7 des St. &. ©. über die richterliche Gewalt 
eine Verordnung im gejeglihen Inſtanzenzuge für ungiltig erklären. 
Damit erklären fie aber die Verordnung nur für fich, für ihre Thätig- 
feit und nur für den concreten Fall ald unverbindlid. Der formelle 
Beltand der Verordnung wird durd eine ſolche Erklärung nicht berührt. 
Der Ausſpruch Hat keinerlei Bedeutung für die Verwaltungsbehörden, 
fomweit die Anwendung der Berordnung in ihre BZujtändigfeit fällt, und 
er bindet die Gerichte felbft nicht, wenn es fi um einen andern Fall 
handelt al3 denjenigen, der zu dem Ausſpruch geführt hat. Uber jeden- 
falls muß das Gericht mitteld eines förmlichen Ausſpruchs eine Der- 
ordnung für ungiltig erklären, um ihre Anwendung im concreten Hall 
auszuſchließen.) Denn in der gehörig fundgemachten Verordnung liegt 
zum Mindeiten die Form objectiven Rechts vor, über welche ſich die Ge— 
richte nicht jtillfchweigend Hinwegfegen dürfen. Glaubt aber ein Gericht, 
daß eine verwaltungsbehördliche Entſcheidung oder Verfügung in feine 
eigene Buftändigfeit eingreife, dann ift ein fürmlicher Ausſpruch hierüber 
nicht erforderlih, um einen ſolchen Berwaltungsact jeder Bedeutung für 
die gerichtliche Thätigkeit zu berauben; denn nur zu denjenigen Der- 
waltungsacten, welche potentiell fähig find, objectives Recht zu ſchaffen, 
Hat der Richter bei der Verwirklichung des objectiven Recht? Stellung 
zu nehmen. Hätte 3. B. eine Berwaltungsbehörde einen zur BZuftändig- 
feit der Gerichte gehörigen Beſitzſtörungsſtreit entjchieden, oder einen 
Bormund für einen Pupillen beitellt, jo kann das Gericht an die Ent- 
Tcheidung des Rechtsſtreits, an die Beſtellung des Vormunds gehen, ohne 
die Ungiltigfeit der vorbergegangenen Berwaltungsacte auszuſprechen. 
Es Tann diejelben formlos ignoriren. Das Mittel fir die Vermwaltungs- 
behörden, um Fehlgriffe der Gerichte aus der Beftimmung ihres Ver— 
Halten? gegenüber Verwaltungsacten zu befämpfen und unschädlich zu 
machen, iſt die Erhebung des Competenzconflict3 vor dem Reichsgericht, und, 
sooferne durch den Vollzug eines gerichtlichen Acts polizeiliche Intereſſen 
verlegt und gefährdet würden, Unmendung der Polizeigetvalt gegen die 
vollziehenden Gerichtsperfonen. So Tann, wenn eine Gafje gefperrt 


— — nn on 


24. September 1867, 3. 6875 Glaſer⸗ 1) 8.13 al.3 des Geſ. über den 8.8.9. 
Unger 2859; v. 28. Yebruar 1871, 8 fordert für die Entſcheidung über die 
2360, SI.-U. 4071; Sarwey a. a. D. | Giltigkeit einer Berorbnung eine ftärfere 

©. 68ff., 655; Ber natzik a. a. O. ©. 236. | Bejegung des Senates als die gewöhnliche. 
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werden muß, um QTumultuänten von dem Eindringen in dieſelbe ab: 
zubalten, und fonft der Zweck der Abſperrung nicht erreicht werten 
fönnte, auch dem Gerichtserecutor, der ein civilgerichtliches Erkenntniß 
in diefer Gaſſe vollfireden joll, der Zutritt vermehrt werben. 


Il. ®er zweite wichtige, in germaniſchen Rechtsanſchauungen 
wurzelnde, durch die moderne ſtaatsrechtliche Entwicklung zu Tage ge 
förderte Grundſatz ift der: Sofern fi) den Gerichten bei der Ausübung 
ihrer Buftändigkeit Fragen des öffentlichen Rechts entgegenftellen, find 
fie, wenn nicht ein entgegengejeßter Wille des Geſetzgebers erkennbar ift, 
zur felbitftändigen Löſung derfelben zuftändig'), aber es hat diefe Löfung 
über die Grenzen der gerichtlichen HBuftändigfeit hinaus keinerlei Be 
deutung. Sie dürfen alfo in Fällen diefer Urt ihr eigenes Urteil über 
den Beitand öffentlicher rechtlicher Rechtsverhältniſſe für die Entjcheidung 
privatredhtliher Kragen verwerthen, aber ihr Urtheil ift be- 
deutungslos für den Beftand des beurtheilten öffentlichen 
Nechtsverhältniffes. Wenn aus dem Beichluffe eines Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes ein Privatrechtsaniprud abgeleitet wird, fo find die Gerichte 
jelbftftändig in der Beurtheilung der Geſetzmäßigkeit deffelben, und an 
einen vorhergegangenen Ausspruch der Auflichtsbehörden über die Frage 
der Geſetzmäßigkeit nicht gebunden. Sie künnen die executive Realifirung 
des privatrechtlichen Anſpruchs anordnen; aber weder können fie eine 
etwatge Siftirung des Beichluffes durch die Auffihtsbehörde aufheben, 
noch fommt umgefehrt ihrem Ausſpruch irgend welche Bedeutung zu, 
wenn es fih um die disciplinäre Behandlung der zu einem jolden 
Beichluffe mitwirfenden Gemeindeorgane handelt. Unabhängig von dem 
forjtpolizeilichen Verbote der Ausführung eines Abholzungsvertrages iſt 
das Gericht bei der Entfcheidung der Frage, ob dieſer Vertrag mit 
einem forftgejebwidrigen, alſo unerlaubten Anhalt abgefchloffen wurde; 
aber die Enticheidung des Gerichts Hat Bedeutung nur für Erfabanfprüde, 
welhe aus der Nichterfüllung des Vertrages abgeleitet werden. Tas 
Gericht kann incidenter erfennen, daß das Verbot mit Unrecht ergangen 
jei, und daß der Eigenthlimer des Waldes das negative Bertragsinterefle 
nicht zu erjfegen habe. Das Verbot aber muß das Gericht refpectiren; 
e3 darf dasfelbe auch nicht auf dem Umwege der Bewilligung der 
Bwangsvollitredung zur Erfüllung des Abholzungsvertragd befeitigen. 

II. Der gehörig kundgemachte Wille des Geſetzgebers, daß ein 
Gericht den Anhalt einer verwaltungsbehördlichen Enticheidung ober Ber 
fügung der Ausübung feiner eigenen Bnftändigfeit zu Grunde zu legen 
babe, ift für die Gerichte fchlechthin verbindlich. Nach den 88. 42 und 48 
des Patentgeſetzes find die Civilgerichte bei der Entſcheidung über privat: 
rechtliche Anſprüche aus der Verlegung von Batentrechten, wenn diefelbe 
von der Löſung der Vorfrage abhängt, ob nicht der Mangel der Neuheit 
oder der Priorität die Entjtehung des Patentrechts zu Gunſten einer 


1) Sarwey a. & 5 S. 680: Ber | — S. 217, N. 26, 8. 190 der neuen 
natzik a. a. O. 222 ff.; Handa, Civilproceßordnung. 
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Broceßpartet verhindert hat, oder ob das Patentrecht nicht erlofchen ift, 
an eine borandgegangene Enticheidung diefer Vorfrage durch den Handels- 
minifter gebunden.?) Unter Umftänden tft die Vorausfebung der gericht: 
lichen Zuftändigfeit das Beitehen eines Verwaltungsacts beitimmten Inhalts. 
So tritt die Zuſtändigkeit des Gerichts zur Feititellung der Entſchädigung 
für ein zur Herftellung einer Eiſenbahn von der Unternehmung in Unfprud 
genommenes Grundſtück erft dann ein, wenn die zuftändige Behörde die 
Enteignung desſelben ausgeſprochen Hat. Rechtskraft diefes Erkennt— 
niſſes wird nicht gefordert (8. 23 al. 3 des Geſ. vom 18. Februar 
1878, R. G. B. Nr. 30). Dann Tann fi) das Gericht nur auf bie 
Prüfung der Buftändigkeit der erpropriirenden Behörde und der formalen 
Srfordernifie des Expropriationserkenntniſſes beichränfen, eine Weber: 
prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit des Erpropriationgact® ober der 
Gejegmäßigfeit des Erpropriationsverfahrens fteht ihm nicht zu (8. 18 
legt. al. des cit. Geſ.). In den zahlreichen Fällen, in welchen eine Bor- 
entfheidung der Verwaltungsbehörde durch Geſetz nur als procefiuale 
Borausfegung für die Buftändigleit der Gerichte zur Enticheidung ber- 
felben Sache erhoben iſt, bindet nach dem Inhalte der geſetzlichen Be- 
ftimmung die Vorentſcheidung das Gericht Überhaupt nicht, oder nicht 
unbejchräntt. Das Gericht bleibt unter allen Umftänden competent, die 
Geſetzmäßigkeit der Vorentfcheidung und Orbnungsmäßigfeit des ihr zu 
Grunde liegenden Berfahrend?) zu prüfen. 

IV. Auch von ausbrüdlichen Beſtimmungen abgejehen Tann die orga— 
nifatorifhe Sdee und Abficht der Competenzbeftimmungen darauf ge- 
richtet jein, Verfügungen und Enticheidungen der Verwaltungsbehörden 
in Ungelegenheiten des öffentlichen Nechts für die Civilgerichte derart 
bindend zu machen, daß fie fih mit dem Inhalte derjelben auch dann 
nicht in Gegenfab ftellen dürfen, wenn der Beitand des entjchiedenen 
oder begründeten Nechtöverhältnifjes nur eine Vorfrage für den Beſtand 


1) 8. 48 erflärt es ausdrücklich als 2) Nach 8. 26 des Reichswaſſergeſetzes 
Sadye der Parteien, jelbftverftändlich | v. 30. Mai 1869, R. G. B. Nr. 93, ift 
jener, welche die Nichtigkeit oder die Er- | die Yrage, ob ein aus Reichs⸗ oder Lan⸗ 
löſchung des Patentes behaupten, da3 | desmitteln unternommener Waſſerbau 
Ertenntniß des Minifteriums für Handel | den dort bezeichneten Perfonen in erheb- 
und Gewerbe zu erwirten und im Laufe | lihem Grade zum Nutzen gereiche oder 
Des Rechtsſtreits beizubringen. Daraus | erheblichen Nachtheil von ihnen abwende, 
folgt, daß der Proceß vor dem Eivil- | jowie nad der Ungemeffenheit eines von 
richter feinen Lauf zu nehmen hat, daß | ihnen im VBermaltungsmege einzu- 
derjelbe aus Rüdficht auf jene Bartei, | treibenden Beitrags zuerſt durch die zu⸗ 
welche das Erlenntniß des Deintfteriums | ftändige Verwaltungsbehörde zu löſen, 
beizubringen bat, nicht zu unterbrechen, | wenn fich aber die Betheiligten dabei 
und Daß auf bie ichtigteits: oder Annu=- | nicht beruhigen, durch den Richter zu 
Hirungserflärung des Minifterlums Tein | beftimmen. &3 enticheidet alfo hier der 
Bedacht zu nehmen ift, wenn fie nicht Civilrichter nad) vergeblicher Vorentſchei⸗ 
vor Schluß des fummarifchen Verfahrens | dung der Berwaltungsbehörde über die 
im Sinne des $. 46 des Gef. vorgelegt | thatlächlihden Vorausſetzungen und die 
wurde. In der Praris wird das rich | Höhe einer Öffentlich-rechtlichen Leiftungs- 
tige Berhältntß nicht immer feftgehalten. | pflicht. 
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privatrechtlicher Auſprüche und Pflichten bildet. Ob eine ſolche Durchbrechung 
des Princips der Unabhängigkeit der Gerichte von den Berwaltungs- 
behörden bei der Löfung üffentlich-rechtlicher Tragen, von denen die 
Löſung privatrechtlier Fragen abhängig tft, im einzelnen Falle gewollt 
fei, ift eine Interpretationsfrage, deren Schwierigkeit durch die End: 
lofigfeit der literariſchen Contronerfen fowie durch das Schwanken der 
Gerichte bezeugt wird. Uber der gemeinfchaftliche Boden, auf dem man 
fih findet, it doch die grundjäglicde Anerkennung der Unabhängigteit 
der Gerichte bei der Beantwortung öffentlich-rechtlicher Vorfragen für 
den Zwed der Ausübung ihrer Zuſtändigkeit. Beizupflichten ift vor 
allem der Forderung, dag Ausnahmen von diejer Regel ftricte zu inter: 
pretiren find.!) Ferner wird forgfältig zu prüfen fein, ob fi 3. 2. 
Feſtſtellungen, für welche ausfchließlich die Verwaltungsbehörden zuftändig 
erflärt werden, überhaupt mit ſolchen deden, welche die Gerichte zur 
Entſcheidung von privatrechtlihen Unfprüchen nöthig haben. So bejagt 
die den VBerwaltungsbehörden vorbehaltene Feſtſtellung der Deffentlichkeit 
eines Weges nicht mehr, als daß die rechtlichen und thatſächlichen 
Borausfegungen eines polizeilich aufrecht zu erhaltenden und zu fichernden 
Öffentlichen Verkehrs auf einem beſtimmten Wege gegeben find. Damit 
verträgt fi die Leugnung der Oeffentlichkeit durch den Civilrichter, 
weil und injofern fie nicht mehr bedeutet, als daß der Weg feine res 
publica jei, nicht im Eigenthbum des Staates, des Landes, der Gemeinde 
ftehe, fondern einem Privaten gehöre?) Wenn e3 fih darum Handelt, 
ob Semand aus dem Titel der Geichäftsführung zum Nuten eines 
Undern einen Erſatzanſpruch beſitzt, weil er einen an diejen Andern ge: 
richteten behördlichen Auftrag mit dem animus negotia aliena gerendi 
erfüllt Hat, fo hängt die Entfcheidung nicht immer von ber Geſetzmäßig— 
feit diefe8 Auftrags ab, fondern zuweilen nur davon, ob dadurch die 
Bollitredung und ein mit der PVollitredung für den Beauftragten ver: 
bundener Vermögensnachtheil abgewendet wurde. Die Rechts kraft des 
Auftrags fpielt dabei feine entſcheidende Rolle, injoferne aud 
nicht rechtskräftige Aufträge vollſtreckbar fein können, injoferne e3 anderer⸗ 
feit8 möglich ift, daß der negotium gestor durch Erfüllung eines rechts: 
Fräftigen Auftrags, deſſen Erfüllung den Beauftragten geftundet twurde, 
diefem einen Nachtheil zugefügt bat. 

V. Die Behauptung, daß Entiheidungen der competenten Behörden 
bindende Wirkung für fremde Reſſorts üben, daß die Unabhängigkeit der 
verjchiedenen Behördenfyfteme ihre Grenze finde, wenn über dag, was für 
das eine Reflort nur Vorfrage tft, die competente Behörde felbit als ihr 
zukommende Hauptfrage bereit3 eine Entſcheidung gefällt hat?), tft im dieſer 
allgemeinen Faſſung nicht richtig umd in der pofitiven Geſetzgebung nicht 
zum Ausdrud gelangt. Die Erwägung, welche für diefe Behauptung geltend 


gegen Tezner in Grünhut’3 Zeitſchrift, 
IX. 8. ©. 422. und im Ardiv für 
Öffentliches Necht, Bd., ©. 371. 


2) Unklar Hye 227, 233. 


2 Bernabil a a. O. ©. 229. 
3) Bernapil a a. D. ©. 232. Da⸗ 
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gemacht wird, daß fich feine größere Garantie für die Richtigkeit und Voll: 
tommenheit der Enticheidung finden laſſe, al3 bei jener Inſtanz, welche die 
Rechtsordnung felbft durch Zuerfennung der Zuftändigfeit, über eine Frage 
al3 Hauptfrage, als Hauptjache zu entjcheiden, am meiſten dazu befähigt 
erffärt?!), beruht auf der unrichtigen Auffaffung, als ob die gejetliche 
Anerkennung der Buftändigfeit einer Behörde zur Feftitellung eines 
Nechtöverhältnifies in allen Fällen eine abfolute, von dem Zwecke 
der Feſtſtellung fchlehthin unabhängige fei. Soweit in Competenz- 
beftimmungen ein Urtheil über die Tauglichkeit der Behörde zur Feit- 
ftelung von Rechtsverhältniſſen oder zur anderweiten rechtlichen Ordnung 
von Lebensverhältnifien enthalten ift, beanſprucht dasfelbe, wenn nicht 
ein anderer gejeßgeberifcher Wille erkennbar ift, nur relative Geltung 
im Hinblid auf den Zweck, deſſen Bejorgung diejer Behörde anheim- 
gegeben ijt, und welchem die Mittel der Yeititellung, die Ge— 
Raltung des Feſtſtellungsverfahrens, die Beſetzung der Be— 
hörde angepaßt iftl. Einen Beleg für dieſe Behauptung bietet die 
Organiſation der Yinanzvermwaltung. Bei derfelben wird die Nüdficht 
auf Die fisfaliichen Intereſſen in erſter Linie ftehen, jene auf die 
Nechtsficherheit der Einzelnen nur bedingt zur Geltung kommen. Da: 
nach ift au das Verfahren vor den Finanzbehörden gebildet.?) 
Wie läßt fih, um nur ein Beiſpiel herauszugreifen, jagen, daß bie 
Buftändigfeit der Finanzbehörden zug Bemeſſung der Wechjelftempelgebühr 
Ausdrud des gefeßgeberiichen Urtheil3 über die Befähigung der Be- 
hörde fei, die Frage nach der Verpflichtung einer Perfon zur Entrichtung 
der Gebühr mit folder Verläßlichkeit zu entjcheiden, daß auch die 
Gerichte fih an eine ſolche Entſcheidung zu Halten haben, vor welchen 
Privatrechte der Einzelnen rein und ungetrübt zur Geltung kommen 
jollen??) Behaupten doch die Finanzbehörden in Wechſelſtempelſachen gar 
fein Verfahren zn befiten, welches den Parteien eine ausreichende Mög: 
Iichleit zur Wahrung ihrer Nechte durch Beweisaufnahme über That- 
jahen bieten würde, die außerhalb der Wechjelurfunde gegeben find. Die 
Ueberlegenheit der Berwaltungsbehörden in Bezug auf die Kenntniß des 
geltenden öffentlihen Rechts hat ihr Gegengewicht in der größeren 
juriftifchen Schulung der Gerichte, in ihrer größeren Empfindlichkeit 
für Berlegungen der Rechtsfphäre des Einzelnen‘), und es er- 
hält dieſe Nelativität des Werthes der Organijatton der Verwaltungs⸗ 


2 So Bernapil a. a. D. ©. 232. | der Leiftung einer Wechjelftempelfirafe 
2) So dürfte in abfehbarer Zeit das | geftellt wird, welcher von Thatjachen ab- 
Berfahren zur Einhebung der fogenann- | hängig ift, bezüglich deren bie Finanz⸗ 
ten Deilitärtage eine Aenderung auf Koſten behörden feinen Beweis zugelafien oder 
des Rechtsſchutzes der Einzelnen erfahren, | willfürliche Bemweiswürdigung vorgenom- 
weil es in feiner gegenwärtigen Geftal- | men haben. 
tung durch feine Koſten einen unver- 4) Darauf beruht zum Theil der Ge⸗ 
bältnigmäßigen Theil der Einnahmen genſaß von Finanz⸗ und Gerichtsbehör- 
verichlingt. den, welcher erweislich in den legten zivet 
3) Dean bente an den Fall, daß ein | Sahrhunderten auch in den Ländern der 
civilrechtlicder Erfabanipruch auf Grund | öfterr. Monarchie geherricht Hat. 
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behörden, das Bedürfniß nah Ausgleihung ihrer Nachtheile gegenüber 
der Gerichtsorganifation ihren Ausdrud auch dadurch, daß in beftimmten 
Fällen richterlicde Beamte zur Theilnahme an der Entſcheidung öffentlid- 
rechtlicher Angelegenheiten berufen mwerden.!) Erweiſt fich ſomit das hier 
befämpfte PBrincip für die Löfung der Frage nach der wechlelfeitigen 
Bindung der Behörden verfchiedener Reſſorts durch Acte der Uebung 
ihrer Buftändigfeit als unzureichend, fo erübrigt nicht als in jebem 
Falle die Abfichten des Gefehgebers, welche er mit der Competenzabgren- 
zung verfolgt, nach den Zwecken, die er den verfchiedenen Behörden fegt, 
nad) den Mitteln, die er ihnen für die Erreichung diefer Zwecke zur Ber: 
fügung ftellt, nöthigenfall® auch auf Grund der Hiftorifchen Entiwidlung 
des Verhältniffes zwiſchen den Behörden verjchiedener Reſſorts, kurz mit 
allen Mitteln wiffenjchaftlicher Erkenntniß feitzuftellen. Da wird es ſich 
herausstellen, daß das DOrdnungsprincip, welches den Verhältmiſſen der 
Behörden verfchiedener Reſſorts zu Grunde Liegt, nicht jelten ein compli- 
eirteres iſt, als welchem die Hier befämpfte Anficht Gemeingiltigfeit zu 
Iprechen möchte. 

VI In jenen Yällen, lin welchen eine behördliche Entfcheidung 
oder Verfügung zu einem Moment des Thatbeftandes der Entftehung 
von Rechten und Pflichten der ‘Barteien, von Befugniffen und Pflichten 
der Behörden erklärt wird, ift die Prüfung der anderen Reſſorts, melde 
nicht jelbft zu folder Entſcheidung oder Verfügung zuftändig find, aller: 
dings, foweit es fich um diefe Thatbeftandgmomente handelt, nur auf den 
formalen Beftand der Entfcheidung oder Berfügung, alfo auf die Zu: 
ftändigkeit der entjcheidenden oder verfügenden Behörde, auf die Einhal: 
tung der für die Eriftenz des Acts und feine Wirkſamkeit unerläßlichen 
formalen und procefiualen Erforderniffe befchräntt. Wenn nach beftimmten 
Wahlordnungen nur der im Grundbuch eingetragene Eigenthümer eine 
Grundſtücks von beſtimmtem Ertrage wahlberechtigt ift, wenn in dem 
Min.-Erl. vom 31. October 1856, R. G. B. Nr. 204, die Gewerbebehörden 
zur Seftftellung der NRealeigenfchaft eines im Grundbuche als radicirt 
eingetragenen Gewerbes berufen werden, fo tft das einemal die Wahl: 
berechtigung, das anderemal der Anſpruch?) auf Feftftellung des Jr 
halts einer Gewerbeberechtigung auf den Beitand?) eines gerichtlichen 





1) So find dem Beichluffe über die 
Auflöfung eines dem Vereinsgefeg vom 
Sahre 1862 unterliegenden Vereins nad) 
8. 25 von der Landesſtelle zwei Juſtiz⸗ 
räthe beizuziehen. Daß eine Bereind- 
verjammlung gemäß 8.21 des Bereinägef. 
vom Jahre 1867 wegen geſetzwidriger 
Vorgänge aufgelöft wurde, bindet den 
Strafrichter bei Beurtheilung der Er- 
laubtheit des Verhaltens der Berfam- 
melten, bei der Entjcheidung fiber das 
Borliegen einer Mebertretung des Vereins⸗ 
gejeßes in feiner Weife. 


2 Ein folder wird anerkannt m 
V. G. H. E. 0.29. December 1886, 8.35%, 
Bubw. 3322; 12. Februar 18%, B.44 
Budw. 5146. 

3) Fehlt ein folcher Act, jo kann M 
an demfelben gefnüpfte Anfpruch, die or 
ihn gegründete Pflicht nicht geltend se 
macht werden, felbit, wenn jeine Kor 
nahme aus Verſehen unterblieben if 
Würde 3.8. bei der Neuanlegung eine 
Grundbuchs die Eintragung eines Ge 
werbes als eines radicirten vergeflen, io 
fol nah dem 8.6.9. €. v. 5. ebruas 
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Actd gegründet. Nur diefen Beitand, nicht die Rechtmäßigkeit des Acts 
bat die Berwaltungsbehörde zu prüfen. Und Gleiches gilt von dem 
Gerichte, wenn ein Berwaltungsact 3. B. die Erpropriation als Voraus⸗ 
ſetzung eines im Rechtswege zu verfolgenden Anſpruchs erflärt wird. Iſt 
die Gebührenpflicht durch $. 1 des kaiſ. Patents vom 9. Februar 1850, 
R. G. B. Nr. 50, an ein Rechtsgeſchäft geknüpft, durch welches nach den 
bürgerlichen Gefegen Rechte begründet, übertragen, befeftigt, umgeändert 
oder aufgehoben werden, fo fehlt dieſe Wirkung einer auf die Be- 
gründung, Wenderung, Vernichtung grundbücherlicher Rechte gerichteten 
Willenderflärung einer Partei, welcher fämmtliche in Grundbuchsſachen 
zuftändige gerichtliche Inſtanzen jede Wirkung aberfannt haben, weil das 
bücherliche Recht nach den Beftimmungen des allgem. bürger!. Geſetzbuchs 
nur durch gerichtliche Eintragung erworben werben kann. Deshalb 
kann auf Grund diefer endgiltigen Aberfennung die etwa gezahlte Ver- 
fehröfteuer und Eintragungsgebühr condicirt werden.!) 

vn. Sit eine Behörde zuftändig Iediglich für die Evidenzhaltung be- 
ftehender Wechtöverhältniffe in öffentlichen Büchern oder Regiſtern, fo 
bat fie dieſe Evidenzbaltung zunächſt nach Mafigabe der für fie be- 
ftehenden inftructionellen Beftimmungen zu führen. Sind ſolche Be- 
börden organiſch als bloße Hilfsämter mit der entfcheidenden oder ver- 
fügenden Behörde verbunden?) oder werden organifch nicht verbundene 
Evidenzhaltungsbehörden einfach den VBollzugsaufträgen der entfcheidenden 
und berfügenden Behörde unterworfen?), dann find fie nur zur Prüfung 


1885, 3. 2882, Budw. 2393 (vgl. auch | haben, ob bie Nichtigfeit in dem vor⸗ 
€. v. 15. März 1888, 8. 819, Budw. | gelegten Urtheil ausgelprochen fet, ut 
3988) das neue Srundbud für. die Zu- | welder Wirkung, und in welchem Um- 
läjligfeit der Feftftellung feiner Realeigen- | fange. Bgl. S. 47f. und 280 Anm. 1 
Ihaft maßgebend fein; e8 hat alfo die dieſes Werkes. 


Feſtſtellung nicht ftattzufinden, ehe das 

Berjehen u berichtigt ift. Ob die Ein- en lem ——— m 

nun als —— veutlich genug — — k. Privilegien⸗ 

gung archiv zufolge 8. 31 dieſes letzteren Ge 
atur des Gewerbes angejehen werden ſehes zum Handelsminifterium, ebenfo 

zu fönnen, bat gleichfalld nur die Ge⸗1 zur Führung bes Waflerbuchd be⸗ 


werbebehörbe zu beuribeilen. 
1) In der Anmerkung nz Zaritpoft F Br Beamten. zur Bezirkshauptmann⸗ 


des Gef. v. 13. December 186 
Kr. 89 ift die Rüditellung ir nie 3) Die öfterr. Handelöfammern find 
gungägebüßt von der Rechtskraft der auf gemäß 88. 2Ba, 3 des Gef. v. 29. Juni 

ecurs des Belafteten erfolgten Loſchung 1868, R. G. B. Nr. 85 als Marlen- und 
eined Rechts gegenüber dem als berech⸗ Mufterregifter-Behörden dem Handels⸗ 
tigt Eingetragenen nicht abhängig erflärt. | minifter untergeorbnet. Daraus eine all- 
8. G. H. E. v. 27. Mat 1879, 3.1005, | gemeine Unterordnung abzuleiten, ift 
Budw. 500; v. 19. Jänner 1886, 8. 27, | ebenfo unrichtig, als wollte man die Ge- 
Budw. 2876, fordert von jener Bartei, meinden wegen ihrer Stellung im über» 
welche megen Ungiltigteit eines Vertrages tragenen ftaatlihen Wirkungskreiſe, auch 
bie von ihr entrichtete Bertragägebühr | im eigenen Wirkungskreiſe den ftaatlichen 
condieirt, den Nachweis mitteld eines | Behörden dienftlich unterftellen. Nicht um⸗ 
gerichtlichen Erfenntniffes. Die Finanz⸗ ſonſt ſpricht 8. 2B von Berechtigungen 
behörbe wird alfo jedenfalls feftzuftellen | der Kammer. 
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der gehörigen Ausfertigung der Aufträge der entjcheidenden Behörde be- 
Ichräntt. Es kann ihnen, wo die Erhebung von Bedenken und deren Er: 
ledigung auf kurzem Wege möglich tft, Diejelbe zugeitanden fein, aber 
fie haben fich der erfolgenden Erledigung ihrer Bedenken zu fügen. 
Sole Evidenzhaltungsbehörden find jener Behörde, welche die in Evidenz 
zu baltenden Rechtsverhältniſſe feftzuftellen berufen ift, die nſtlich unter: 
geordnet. 

Es kann aber die Evidenzhaltungsbehörde zu jener Behörde, welde 
zuftändig ift, Die in Evidenz. zu baltenden Rechtsverhältniſſe bindend 
feitzuftellen, au im Berhältniffe der Nebenordnung fich befinden. Bann 
fann die entfcheidende Behörde auf die bloße Mittheilung ihrer Feit 
ftellungen bejchräntt fein, oder fie darf höchſtens die Evidenzhaltung: 
behörde um die Eintragungen ihrer eititellung in das von dieſer ge 
führte öffentlihe Regiſter erfuden; fie kann fi dann im falle der 
Ablehnung ihres Erſuchens an die der Evidenzhaltungsbehörde vorgejehte 
Dienftbehörde um Abitellung des ablehnenden Verhaltens wenden, allein 
fie kann der Evidenzhaltungsbehörde den Vollzug der Eintragung nidt 
befehlen. Die Evidenzhaltungsbehörde Hat in diefem Yalle jelbitftändig zu 
prüfen, nicht nur, ob die Nequilition von der zuftändigen Behörde in 
der für die Vornahme der Eintragung gebotenen Form erfolgt, jondern 
auch, ob der Inhalt der Feſtſtellung ein jolcher ſei, welcher fich für die 
Eintragung in das öffentliche Regifter nad) Maßgabe der für die er: 
fuchte Behörde aufgeftellten gejeglichen Vorſchriften eigne. 

Einen Mujterfall für ein folches Verhältniß der Evidenzhaltungs: 
behörde zur entſcheidenden bildet das Verhältniß ber zur Führung der 
Civilftandgregifter berufenen Behörden oder der Matrikenãmter, wie ſie 
in Oeſterreich heißen, zu den Gerichten, welche im Falle des Streites 
über das Beſtehen der einzutragenden familienrechtlichen Verhältniſſe zu 
entſcheiden Haben. Die Matrikenämter unterliegen den für fie be 
ftehenden inftructtonellen Borjchriften; diefe, nicht die gerichtlichen Requi: 
fitionen find für fie bindend!) Die Prüfung, ob ein cidvilgeridt: 


1) So müßte dad Matrifenamt nad) | tionellen Vorfchriften für die Mattilen⸗ 
dem Erl. des Cultusmin. v. 18. October ; füßrung finden fich theils im a. b. G. B., 
1851, 3.3075, demgufolge im alle der | theils in porange angenen und nachge 


legitimatio per subsequens matrimo- 
nium der uriprüngliche Name des un- 
ehelichen Kindes im Taufbuch nicht zu 
ändern, fondern nur die erfolgte Legiti- 
mation anzumerfen ift, eine gerichtliche 
Requiſition um Löſchung des Namens 
der unehelichen Mutter ablehnen. Nach 
dem mit Erl. des Min. des Inn. u. |. w. 
v. 15. März 1875 erlafienen Unterricht 
für die iſr. Matrilenführer in Gelisien, 
—3 L. G. B. für 1876, Nr. 6 

(8.43), jollen die Matritenämter gerichte 
liche Zodeserflärungen nur auf Weifung 
der Landesitelle eintragen. Die inftrucs 


Volgten Belegen ( end Pi v. 21. October 
813,8 Nr. 49; 13. Sin 
* rw = G. e. Bd. 42, Kr. ı 


21. October 1815, 3. G. ©. Kr. 1185: 
5. April 1844, J. ©. ©. Nr. 799 u. ſ. w., 
Verordnungen, Staatsvertragen. Va 
auch das 45. Heft der Manz'ſchen 
ſammlung, Matrikenvorſchriften; das 
Rudolph Schindler, Ueber die —* 
und den Inhalt der Matriten im Jahr⸗ 
gang 1895, Nr. 41—48 der 3.1.8. _ 
®. D, &. v. 9. October 1878, 8 15%, 
Budw. 3 
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lihe3 Erkenntniß, eine gerichtliche Eintragungsrequifition beziehentlich 
Rotification oder Erinnerung, wie es im 8. 122 a.6.©.%8. heißt, nad) 
Maßgabe ihrer mftructionen eine ausreichende und verbindliche Grund⸗ 
lage für die Vornahme einer beitimmten Eintragung und für einen be- 
ftimmten Inhalt derjelben abzugeben vermöge, haben fie ebenfo felbft- 
ftändig vorzunehmen, al3 die Prüfung der Bulänglichleit anderer That- 
ſachen für diefen Zweck.)) Andererfeit3 dürfen fie auch Berichtigungen, 
Aenderungen an den gejegmäßigen Eintragungen felbftftändig und, ohne 


eines gerichtlichen Erkenntniſſes als 


einer Grundlage zu bedürfen, nur 


innerhalb ihrer inftructionellen Yuftändigfeitsgrenzen vornehmen.?) So 
haben fie für die nachträgliche Anmerkung des Namens des Vaters eines 
unehelichen Kindes im Falle des 8. 164 a. b. G. B., dann der legitimatio 
per subsequens matrimonium im Sinne des Hfdct. vom 18. Juli 1834, 
P. G. S. Br. 62, Nr. 83, nach den Erläfien des Eultus-Minijt. vom 
18. October 1851, 8. 3075 und des Minift. d. Inn. vom 12. Gep- 
tember 1868, 3. 3649, keine gerichtliche Requifition oder Notification 
nötbig, wohl aber für die Eintragung der Unehelichleit eines inftructionell 
richtig als ehelich eingetragenen Kindes oder der Nichtigkeit einer in- 


ftructionell richtig eingetragenen Eheſchließung. 


Denn die Matriken⸗ 


behörden haben nur über das Vorliegen der Borausjehungen einer in 
Frage ftehenden Eintragung, nicht aber über den Beftand der von 
ihnen einzutragenden familienrechtlichen Verhältniffe zu entjcheiden.?) 
VID. Einer befonderen Erörterung bebürftig erjcheint das Berhält- 
niß der dfterreichifhen Gerichte, foweit fie an der zwangsweiſen Ein- 
treibung ftaatliher (landesfürftlicher) Steuern und folcher öffentlicher 
Abgaben betheiligt find, denen diefelben Eintreibungsmittel (privilegia 
exigendi) gejeglich zu Statten zu fommen haben wie den Iandesfürft- 
lichen Steuern.*) Die principielle Regelung dieſes Berhältnifjes findet 
ih im Hfoct. vom 19. Jännar 1784, J. G. S. Nr. 228, welches ver- 
ordnet: „Wenn es auf Eintreibung einer Landesanlage?) oder anderen 


1) Deshalb Hat nach 8.122 a. b. G. B. 
Da3 Gericht, welches eine Ehe für un- 
giltig oder getrennt erklärt, an die Ma- 
trifenbehörde die Erinnerung (Notififa- 
tion) wegen der vorzunehmenden Ein- 
tragung, nicht aber einen Auftrag zu 
erlaflen. Bel. aut 8. G. 9. E. vom 
16. Sänner 1878, 8. 51, Bubm. 191; 
v. 8. Juli 1886, 8.1601, Budw. 3143; 
17. Sebruar 1886, 3. 3461, Budw. 2926. 

2) 8.8.9. €. v. 16. September 1880, 
3. 1441, Budw. 857. 

3) 3.6. 9. €. v. 8. Jänner 1887, 
3. 20, Budw. 3334; v. 24. November 
1887, 8. 2763, Bubw. 3780. Die Aus- 
züge aus den Matrikenbüchern als Be- 
ftätigungen über den Inhalt derjelben, 
moöüfjen auch mwährend des Streites über 





ı ben Beltand eines eingetragenen Rechts⸗ 


verhältnifjes nad) Maßgabe dieſes In— 
halts ausgefertigt werden und befiben 
ungeachtet eines jolchen Streites die ihren 
zulommende Beweiskraft. Eine Streit- 
anmerkung bat nicht ftattzufinden (E. d. 
| M. d. Inn. d. 28. März 1877, 8. 3468; 
12. |. ®. Jahrg. 1877, ©. 192). 

| 4) €8 genügt die Gleichftellung einer 
| Abgabe mit den landeöfürftlichen Steuern. 
‘ Denn das im Terte angeführte Hfdet. 
| yom Jahre 1784 ftammt aus einer Zeit, 
| melde die Scheidung zwiſchen birecten 
| und indirecten Steuern nicht Tannte. 

5) Die Landes-Unlagen find die von 
den Zandtagen der Kronläuder bemilligten 
oder aus abioluter Machtvollkommen⸗ 
| beit des LRandesfürften ausgeichriebenen 
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derlet Iandesfürftlichen Gefälles ankommt, foll die Sache a) keines⸗ 
wegs in eine gerichtliche Einflagung oder rechtliches Verfahren ge: 
leitet, fondern von der „Obrigkeit“ in diefen Fällen auf Anrufen der 
(zur Sinanzverwaltung zuftändigen) Beamten die Erecution unmittelbar 
geleiftet werden; b) in den hierbei auffallenden Pfändungen, Fyeilbietungen 
und Schätungen beweglicher oder unbeweglicher Güter fi in der Art 
des Benehmens und der Friſten nach Vorſchrift der allgemeinen Ge— 
richtsordnung geadtet...... werden." Diefes Hfdct. ftellt ſich einmal in 
Gegenfag zu dem Rechtszuſtande der vorangegangenen Epoche, in welder 
ein „rechtliches“ d. i. gerichtliche Verfahren für die Zwecke der Liquid: 
ftellung öffentlicher, dem Iandesfürftlihen Fiscus unmittelbar gebührender 
Abgaben unter Theilnahme des Fiscals als Klägerd oder Gellagten in 
ziemlich weitem Umfange eröffnet war. Es hat ferner jene Organilation 
der Staatsgewalt im Auge, in welcher richterliche und verwaltungsbehörd: 
fie Functionen noch nicht bis zu dem Grade der Scheidung gelangt 
waren, bis zu welchem das moderne Staatsrecht diefe Scheidung durch⸗ 
geführt hat. Was alfo „Obrigkeit“ im Sinne des Hfdct. ift, das ift nad 
den organijatoriihen Einrichtungen jener Beit zu beftimmen, in welcer 
das Hfdet. erlaffen wurde. Obrigkeiten find alfo die nach den damals 
geltenden Competenzgejegen für die Vornahme eines beftimmten Bol: 
ftredungsact3 zuftändigen Behörden; das find je nach Verjchiedenheit der 
Fälle die unter Auffiht der Kreisämter ftehenden Grundobrigkeiten, die 
ſtädtiſchen Magijtrate, in deren Competenz vermaltungsbehörbliche und 
richterlihe Functionen vereinigt find, die Landrecdhte, welche die Land 
und Lehenstafeln führen und zum Vollzuge der Immobilarexecution duch 
Pfändung und Feilbietung binfichtlic” der in dieſe öffentlichen Vücher 
eingetragenen Immobilien züftändig find, die Landitände, fpäter Lande 
regierungen, wenn eine adminijtrative Sequeitration diefer Urt von Ju 
mobilien vollzogen werden fol. 

Mit dem Hortichritte der Scheidung von civilgerichtlicden und ver- 
waltungsbehördlichen Functionen bat fih auch eine fchärfere Scheidung 
zwifchen der Eintreibung von Öffentlihen Abgaben im Wege der Ber: 
waltung und mit Hilfe der Gerichte herausgebildet, welche in dem Hei: 
fammerdecrete vom 27. Dezember 1831, P. G. S. Bd. 59, Nr. 82, be 
ziehentlih in dem mit demfelben übereinftimmenden vom 10. Februar 
1832, J. G. S. Nr. 2548, betreffend die Eintreibung aushaftender 
Boll: und Berzehrungsfteuerrüädftände, ſchon ganz fcharf gezogen 
tft. Diefe Scheidung hat aber an dem im Hfdet. vom Jahre 1784 
ausgefprochenen Grundjat nicht gerührt, daß einerfeit3 der Rechtsbeſtand 
der einzutreibenden Öffentlichen Forderung keinen Gegenftand der Cognition 


Etaatsfteuern, directe ſowohl mie in- Steneen in Bezug auf die Eintreibung 
directe im Sinne ber modernen Unter- | (Hfbet. v. 4. Jänner 1 .@ €. 
fheidung. Neuere Gejehe ce ertbeilen | Nr. 113), oder Durch @teichftelung mit 
beftimmten öffentlihen Wbgaben das | Steuern Schlechtweg (8.2 Abſ. 2 der kaii. 
Brivilegtum der Steuererecution durch | Bdg. v.20. April 1854, R. G. B. Nr. %- 
Gleichſtellung derjelben mit den Directen 
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der um die Eintreibung erjuchten Behörden (nunmehr entweder der Behörden 
ber politifchen oder der inneren Verwaltung, oder der gerichtlichen Behörden) 
bilbet,!) daß andererjeit3 die requirirten Gerichte für die Eintreibung 
den Proceßgang zur Hereinbringung für civilrechtliche Anfprüche zu be- 
obadhten haben.?) Danach hätten die Gerichte, foferne es fih um bie 
Feſtſtellung des Rechtsbeſtandes einer öffentlichen Abgabe Handelt, 
ganz ſo wie die Behörden der inneren Verwaltung ſich nur darum zu 
kümmern, ob die Feſtſtellungen der zuſtändigen Behörde (Finanz- oder 
anderen Refiortbehörde) über die Ubgabenpflicht in der für ihre Verbind- 
fichfeit?) und ihre Executionsfähigkeit“) erforderlihen Form erfolgt fei. 
Dabei ift immer vorausgeſetzt, daß dem Gerichte auch die Requiſition 
der zuſtändigen Behörde in gehöriger Form vorliege. Die Vermittlung 
zwiſchen Finanzverwaltung und Gerichten ſteht nämlich bis auf gewiſſe 
Fälle, in welchen die Steuerämter ſelbſt einſchreiten können, der Finanz⸗ 
procuratur als einer ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörde zu.) 

Vollkommen auf dem Boden der im Hfoct. vom Jahre 1784 vor- 
genommenen Competenzvertheilung ſtehen deshalb die öſterr. Gerichte, 
wenn fie felbititändig enticheiden, ob eine öffentliche Abgabe, deren Ein- 
treibung ihnen zugemuthet wird, landesfürftliche Steuer oder ob fie 
für die Eintreibung den landesfürſtlichen Steuern durch Geſetz gleich: 


geitellt fei.C) Denn das ift ja die Vorausfegung für ihre Buftändigfeit, 


Ir B.7u 5 bes es pibel. v. Sahre 1832. 
3) —* die Sabtungspflicht einen vor⸗ 
irre enden Bahlungsauftrag oder ein 
em —— nicht zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, wie etwa bei den directen 
Steuern, beziehentlich in dem Umfange, 
als dies der Fall tft (8. 4 und 5 ar 
Gef. v.9. März 1870, R. G. B. Nr. 23), 
bietet der Amtliche Räüditandsausmweis 
eine genügende Grundlage für das Re 
quifitortum (E. d. 0. G. 9. ©L-U. 7278, 
1896, 8612, 11510, 12030. — Nadı 
®. 8 des Hftel. v. 10. Februar 1832 
bat für die Bewilligung der Einverlel- 
Dung des Immobiliarpfandrechts für rüd- 
ftändige BZoll- und PVerzehrungsiteuer- 
gebühren eine beglaubigte Abfchrift der 
von den Gefällßbehörden gelhöpliem, Er- 
tenntniffe zu genügen. Nah P.7 i 
überdied ber Finanzprocuratur, welche 
die gerichtliche Egecution durch ihren An⸗ 
trag bei Gericht herbeizuführen hat, der 
Nachweis der eingetretenen Rechtskraft 
des Bahlungsau Fraged zur Serfügung 
gu jtellen, doch wohl zu dem Zwecke, 
amit er dem — vorgelegt werden 
könne. Dazu reicht aber eine ämtliche 
Beurkundung ber erfolgten Zuftellung 
und der unterbliebenen Unfechtung ober 


der eingetretenen Beltätigung ſeitens der 
legten Inſtanz aus. gl. zu dieſer Frage 
auh E. d. 0. G. H. v. 23. Februar 1869, 

.1979, ei «U. 738; 13. Jänner 1886, 

.15293 GL.-U. 10898, dann vd. 9. Febr. 

81, &L.-U. 9735. 

4) Nach 8. 33c der a. G. B. O. find 
Bahlungsaufträge über geſetzliche Ge- 
bühren und Beiträge, ſowie Ausweiſe 
über rüdftändige Steuern und öffentliche 
Abgaben ausreichende Grundlagen für 
grundbücherlihe Einverleibungen nur, 
infoweit fie nach den bejtehenden Geſehen 
vollziehbar find. 

Art. IV des Einfürungsgefepes v. 
1. Auguſt 1896, R. G. B. Nr. 112, zur 
neuen ivilprorehorbnung läßt die Bor- 
hriften über die Vertretung des Staates, 
er von demselben verwalteten, oder dotir- 
ten Sonde, Kirchen, Pfründen und anderer 
Bermögenfchaften durh die Finanz 
procuratur unberührt. Inwiefern Die 
Iandeöfürftlihen Steuerämter zum Be- 
hufe der Hereinbringung von Steuern, 
Gebühren oder anderen öffentlichen Ab⸗ 
gaben zu gerichtlicdem infchreiten er- 
mächtigt find, ſoll Durch bejondere Bor- 
ichriften beftimmt werden. 

6) Vgl. die Roten 22—26, 28 bei 8.339 
der allgemeinen Gericht3ordnung in der 
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Erecution für Öffentliche Wbgaben anzuordnen. Die Gerichte bewegen 
ih noch im Geleife dieſes Hfdcts., wenn fie die Durchführbarkeit der 
Eintreibung der gerichtlich erequirbaren öffentlichen Abgaben im con: 
creten Falle,) wenn fie das Rangverhältniß des durch ihre Verfügung 
fir die öffentliche Abgabe begründeten oder bes von ihnen declarirten, 
für diefelbe beftehenden gefetlichen Pfandrechtes oder fonftiger für biejelbe 
beitehender privilegia exigendi zu den Pfandrecditen für andere öffentliche 
oder privatrechtliche Forderungen, jelbftftändig beftimmen.?) Denn einer: 
ſeits follen fich die requirirten Obrigfeiten bet dem Vollzuge der Execution 
an die Vorfchriften der allgemeinen Gerichtsordnung halten, andererfeit? 
konnte ed nicht in der Abſicht des Hfdct. gelegen fein, die Gerichte, was dir 
Anwendung der materiellen Rechtönormen über das gefeßliche Pfandrecht 
und über das Vorzugsrecht der Steuern gegenüber anderen öffentlid: 
rechtlichen wie privatrechtlichen Forderungen anbelangt, an die An— 
fhauungen der Yinanzbehörden zu binden, da es fonft zweckmäßiger er 
fchienen wäre, die Durchführung der Erecution und die Auseinander: 
fegung der concurrirenden Gläubiger in allen Fällen, in melden au 
diefer Auseinanderjegung Steuerforderungen des Staates betheiligt mt, 
von vornherein den Finanzbehörden zuzumeifen.?) 

Sicher aber wird die der Yuftändigleit der Gerichte geſetzte Grenjze 
überjchritten, wenn diefelben die Nealifirung von Steuerforderungen und 
von anderen hinſichtlich der Eintreibung ihnen gleichgeftellten öffentlid- 
rechtlichen Forderungen ablehnen auf Grund der von ihnen felbftftändg 
getroffenen Entſcheidung, daß dieje Forderungen von vornherein miemalk | 
rechtsbeftändig geweſen oder daß fie in Folge von Thatfachen, welhe 
der Entitehung der Forderung nachgefolgt find, erlofchen feien. Dirk 
Competenzüberjchreitung läßt fih auch durch die Bemerkung nicht ver 
deden, daß die pronuntiatio des Gerichts nur auf die Realifirbarteit im 
civilprocefiualen Wege, auf den Beitand des civilrehtlihen Pfand: on 


von Klein belorgten anagabe, Manz’iche | die Anmeldung der Steuerforberung mt 
Sammlung, 9. Bd., 13. Wufl., dann die nach Buftellung der gerichtlichen Wr 
Noten 2—33 bei $. 450 und Note 21 | fügung über die Bertheilung de3 Eriie 
bei 8. 457 des a. b. G. B. in der von | an die angemeldeten Gläubiger ein, als 
Schey bejorgten Ausgabe der Manz’fchen | in einem Zeitpunkte, wo die Glaͤubize 
Sammlung, 2. Bd. 13. Aufl.; Meiftbot- | aus der gerichtlichen Erledigung ein Het: 
berthelfung von Frühwald und die | erworben haben, fo kann die Etenen 
Real⸗ und Mobiliar-Meiftbotvertheilung | forderung nicht mehr zur Berücfſichtigm 
im öfterr. Recht von Shüg ©. 21. Feſt- gelangen. (GL.-U. 6924, 9307, 8. 
en ift, daß mit der bloßen gefeh- | anders 8584. 
lichen Bulaffung von Öffentlichen Abgaben 3) Vgl. Anm. 1 diefer Seite, dar 
sur politifchen d. i. zur Execution im | E. d. o. G. H. v. 12. Mai 1880, 3.59 
Bermaltungsmwege (vgl. 8. 22 des Gef. | &I.-U. 7985. 
v. 21. März 18%, R. G. 8. Nr. 59) 4) Das gdet v. 10. Februar 18°, 
die Zulaffung zur gerihtlihen Ein- | I. &. ©. Pr. 2548 ſcheidet im $.' 
treibung nicht ausgeſprochen ift. und 9 hinſichtlich der von ben Geridir 
2) 8. 8. die Frage nach dem bücher- | bei ber Zwangsévollſtrekung für Jh: 
lihen Eigentum de3 Erecuten an jener | und Berzehrungsfteuern anzuwendender 
Realität, welche zum @egenftande ber | Rormen nicht weiter zwiſchen procefizalen 
Ereeution gemacht werden fol. Langt | und materiell rechtlichen Normen. 
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Borzugsrechts?) beſchränkt ſei, während die Feſtſtellung der Erlöſchung 
der Steuerforderung nur als Präjudizialfrage gelöft werde. Denn ge⸗ 
rade die Löſung dieſer Vorfrage iſt durch die kategoriſche Beſtimmung 
bes Hfdet. vom 19. Jänner 1784, daß allemal, wenn es auf Ein- 
treibung eines Ausſtandes einer Landesanlage oder eines anderen berlci 
landesfürſtlichen Gefälles anlommt, die Sache von der Buftändigfeit der 
Berichte ausgeſchloſſen fei?) und keineswegs in ein rechtliches Verfahren 
geleitet, jondern von der Obrigkeit in diefen Fällen auf Anrufen der 
Beamten die Erecution geleiftet werden ſolle. Die Sade iſt eben 
die Frage nach der Rechtsbeſtändigkeit der Forderung auf die 
Landesanlage oder das landesfürjtliche Gefälle. Die Löfung derjelden 
jol nur den Yinanzbehörden zukommen und vor den Gerichten nicht zur 
Discuffion gelangen. Die Gerichte haben nad lit. c des Hfdct. vom 
26. Februar 1789, J. G. S. Nr. 997, die Requifition der Finanzbehörde 
wie ein „gerichtliches Erfenntniß“ zu refpectiren. Der Rechtsbeitand 
der fiscaliſchen Forderung darf für die Gerichte gar feine Frage mehr 
ſein. Pflicht der Finanzbehörden ift e3, eine eingetretene Erlöfchung den 
Gerichten zur Kenntniß zu bringen, aber nur eine folche Notification ent- 
hebt die Gerichte von der Realifirungspflicht.?) Mit anderen Worten: 
Die Gerichte haben in Betreff der Prüfung des Nechtäbeftandes von 
Steuerforderungen und der ihnen gleichgeftellten öffentlich:rechtlichen Forde⸗ 
rungen, um deren NRealifirung fie erfucht worden, nur die Buftändigfeit 
einer requirirten, nicht aber einer entſcheidenden Behörde. *) 








1) E. d. o. G. H. v. 13. Jänner 1886, | Beftand des fiscalifhen Gebührenan- 
ſpruchs, wofür es nicht zuftändig ift. 
(Richtig enticheldet der 0. &. H. in den 
E. &1.-1. 10172, 12493.) Bom Stand- 
puntte des praltiichen Bedürfnifies aller⸗ 
dings iſt dieſe Competenzüberſchreitung 
wegen ber Schwerfälligkeit, mit welcher 
fih die Notiflcation der Gerichte von 
dem Erlöfhen der Steuerforderungen, 
die Enticheidung der Finanzbehörden über 
den Eintritt eines Erldichungsgrundes, 
abgefehen von der Zahlung, vollzieht, 
wegen der fiscalifchen Härte, weldye fich 
in der NWuslegung der materiell-tecdht- 
lichen Beitimmungen des fogenannten 
Gebührengefeges äußert, ſchwerlich zu 
beklagen; e3 liegt bier eben eine Aeuße— 
zung der durch die Geſchichte bezeugten 
unaudrottbaren Rechtsſchutztendenz ber 
Civilgerichte vor, wie fie durch die Lang⸗ 
ſamkeit oder durch die Willkühr der Ver⸗ 
waltungsbehörden in zahlreihen Fällen 
hervorgerufen wird. Das ift auch der 
Grund, warum die öfterreichiichen Ge- 
richte wegepolizeiliche Berfügungen der 
Gemeindevorfteher ihrer Rechtöcontrole 
im Beligftörungsverfahren unterwerfen. 

4) Bgl. auch Hfdet. vom 24. October 

25 


8.165293, &L.-U. 10898, 10079, 10176, 
11298, 7567, incidenter 6290. 

2) So ridtig E. d. o. G. H. v. 4. Juni 
1879, &1.-U. 7497; GI.-U. 8468, 8640, 
10366. 

3) In zahlreichen Entſcheidungen (vgl. 
&1.-U. 10079, 10176, 10647, 10898, 
11298, 11392) hält der oberfte Gerichts⸗ 
bof feft, daß es den Gerichten zulomme 
zu entfcheiden, ob die fogenannte Ver⸗ 
mögensübertragungsgebühr für den Er- 
werb einer zu einer Berlaffenichaft ge- 
börigen Realität von der Nealifirung 
mittel3 civilgerichtlicher Erecution aus⸗ 
puidlieBen jei, wenn behauptet wird, es 
ei der Anſpruch bes Staat gemäß $. 5 
der faij. Bödg. v. 19. März 1853, R. G. B. 
Nr. 53, wegen erfolgter Veräußerung 
derfelben vor Einantwortung an bie Erben 
erlojhen. Damit wird zweifellos der 
Rechtöbeftand der Forderung auf das lan⸗ 
desfürftliche Gefälle in ein rechtliches Ver⸗ 
fahren geleitet. Durch die Formulirung, 
daß ein civilrechtliches Pfandrecht nicht 
beftehe, weil der Fall eines Vermögens⸗ 
übergang3 von Anbediwegen nicht vor⸗ 
liege, ſpricht das Gericht Recht über den 


Tezner, Hanbbud. 
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In dem gleihen Verhältniß würden die politiichen Bezirksbehörden 
zu den Berlafjenichaftögerichten ftehen, wenn fie von denfelben, um die 
Eintreibung der von diefen Gerichten zu bemeflenden Abgaben von 
Berlafienichaften für öffentliche Zwecke, alfo der Beiträge zu Landes: 
ſchul⸗ Krantenhaus-, Urmenverforgungsfonden im adminiftrativen Zwangs⸗ 
wege angegangen würden, was nach 8. 3 der kaiſ. Vdg. vom 20. April 
1854, R. G. B. Nr. 96, nicht ausgefchlofien erfcheint. 


Die bier entmwidelte Ordnung 


des Verhältniſſes der Gerichte, der 


Behörden der inneren und der Yinanzverwaltung zu einander in Betreff 
der Swangdvollitredung für Öffentliche Abgaben ift nicht die einzig dent 
bare, fie tft vielmehr einer mannigfaltigen Geftaltung fähig") 


1806, 3. ©. ©. Nr. 789: „Su Hinficht 
der Sicherftellung folder Forderungen, 
die zum gerihtlihen Berfahren 
nicht geeignet find, fondern worüber 
der politifhen Behörde allein Die 
Unterfuhung, Entiheidung und Ere 
cution zufteht, ift feitzufegen befunden 
worden, daß in foldhen Gegenjtänden 
den politifchen Behörden die Befug- 
niß, die erforderliche Sicherftellung zu 
veranlaflen und wegen derſelben Boll- 
ftredung die Gericht3behörben unmittel- 
bar durch Erſuchſchreiben anzugehen, 
oder hiezu den Yiscalämtern der Auf- 
trag zu eriheilen zuftehe, eine jolche 
Sicherſtellung aber durch die diesfällige 
Verordnung der politiichen Behörde tm 
Folge des Hfoct. vom 18. September 
1786 ſchon von felbft gerechtfertigt 
werde, Daher feiner weiteren Juſtifiei⸗ 
rung bedürfe. Das bier cit. Hfdet. v. 
18. September 1786, J. G. S. Nr. 577, 
erflärt die Verordnungen der Landesſtelle 
als ausreichende Grundlage für die Er- 
wirfung der Sequeſtration uud von 
Arreſten feitens der Gerichte zur Sicher- 
ftellung bes Fiscus. Bgl. hiezu Hof- 
fammerdecret vom 30. December 1833, 
P. G. ©. Bd. 61, Nr. 49 (E. d. o. G. H. 
vd. 11. Februar 1853, 3. 1308; öſterr. 
Ger. Big. Jahrg. 1853, Nr. 40 uud 41). 

1) Nach 8.5 lit.e des Batentes vom 
26. Jänner 1853, R.G. B. Nr. 18 hat 
fih in dem dort angeführten Falle das 
Gericht darüber auszufpredhen, ob 
die thatfächlichen Borausfegungen für die 
Ausfolgung eines Gegenftandes aus der 
gerichtlichen Verwahrung ohne Entrich⸗ 


tung einer Zähltare (der Verwahrung; 
ebühr) feiteng des Empfängers gegeben 
Prien. Diejer Ausfpruch hat aber hier 
nur den Zweck, den Finanzbehörden die 
Laft des Studiums der gerichtlichen Acten, 
auf Grund deren bie Teftfiellung dieſer 
thatſaͤchlichen Vorausſetzungen ſouſt er 
folgen müßte, abzunehmen, was feine Ge 
fchäftsbelaftung für die Gerichte bedeutet, 
die fi ja immer auf dem Laufende 
befinden. Uber mehr als ein ſolches 
Gutachten, für welches die Gericht 
allerding® dem Fiscus verantwortlus 
find, ift der Ausſpruch nicht. Die Finony 
behörden find nicht gehindert, vielmeb: 
nad Schlußſatz des 8.16 des Bat. allei 
zuftändig, über den Beftand der ®ebühren 
pflicht zu enticheiden. Der Fin RE 
v. 9. Juli 1853, 3. 28054, ſpricht aller 
| dings von einem Recurs der Parteie 
gegen den gerichtlichen Ausipmd 
an den höheren Richter. Allein dus 
Gericht enticheidet nicht, die Finn 
behörde vollzieht wicht eine gerichtlid: 
Entſcheidung, fondern entjcheidet ſich in 
Bertrauen auf den gerichtliden 
Ausſpruch über die Abforderung der 
Zähltaxe oder über die Freilaſſung de 
Barteien (GL.-U. 12881). Die Aniet- 
tung der Feftftellung der Borausfegung: 
von Befreiungsaniprüchen hat alio, mich 
wie der Yin. M. E. gefegwidrig annimmt, 
im gerichtlichen, jondern im abminiftte 
tiven Wege zu erfolgen. Daran wir 
duch die Aufnahme der richterlihe 
Auſchauung in die Zählgeldvorfchreibung 
nicht3 geändert. 
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8.82, Das Verhaͤltniß ftaatlicher Verwaltungsbehoͤrden verjchiedener 
Reſſorts zu einander. 


Die im vorhergehenden Paragraphen entwidelten Grundſätze über 
die Grenzen der mechfeljeitigen Gebundenheit von Gerichts⸗ und Ber: 
waltung3bebörden an dispofitive Erledigungen der Berwaltungsbehörden 
und der Gerichte gelten auch für das Verhältniß der ftaatlichen 
Berwaltungsbehörden untereinander. Auch Hier befteht grundfäglich 
wechfeljeitige Unabhängigkeit der verſchiedenen Reſſorts von einander, 
foweit der Beſtand eines Nechtsverhältnifies, welches Durch die zus 
ftändige Behörde feine Ordnung gefunden bat, Vorfrage für die Ent: 
ſchließung eine anderen Reſſorts ift und dieſe Entichließung feinerlei 
Aenderung an der getroffenen Ordnung zu bewirten beabſich— 
tigt. Auch Hier kommt diefer Grundiah dann nit zur Geltung, wenn 
ein anderer geleßgeberifher Wille ausdrücklich ausgeiprochen oder fonit 
erfennbar ausgedrückt worden ift. Wuch hier fließt dieſe Selbftftändigfeit 
aus der Verfchiedenheit der Aufgaben der verjchiedenen Reſſorts und der 
ihnen zur Löſung derjelben angerwiejenen Wege und Mittel.) Nur bes 
fteht Hier die organiſatoriſche Möglichkeit, wenn irgend welche öffentliche 
Intereſſen dies erheifchen, eine Differenz der Anſchauungen durch Ueber: 
leitung jener Angelegenheit, welche Ddiefelbe erkennbar hervortreten läßt, 
au die betbeiligten Refjortminifterien, nöthigenfall® an den Monarchen 
zu bejeitigen. Wllein felbft eine derartige Löjung der Meinungsverfchie- 
denheit Tann zur Aenderung einer bereit3 getroffenen Entjcheidung oder 
Verfügung nur in jenen Fällen führen, in welchen eine folche rechtlich 
ftatthaft ift. Am jchärfiten ausgeprägt tft die Werjchiedenheit der Zwecke 
und des Berfahrens für die Erreichung derfelben im Verhältniffe der 
Finanzbehörden und der Behörden der inneren Berwaltung.?) Deshalb 
tft auch die Stellung der Bezirkshauptmannichaften zu den Finanz: 


1) In einem alle, welcher ſich in der beanſtandeten Beſtimmungen aus ſeinen 


Öfterr. Praxis ereignet hat, verweigerten 
Die Finanzbehörden einem Bereine, der 
al3 Sparcaflenverein im Sinne bes 
fogenannten Sparcaffenregulativg vom 
2. September 1844 durch das Miniſte⸗ 
rium des Innern conceifionirt war, 
Die fteuerrechtlic, privilegirte Behandlung 
al3 Sparcaffe, weil fie einzelne ftatu- 
tariſche Beftimmungen mit den im Re— 
gulative aufgeftelten Merkmalen einer 
Sparcafje nicht vereinbar erachteten. Sie 
gingen in Betreff der Competenzfrage 
von der Auffaſſung aus, daß fie nur 
ſolche Vereine von der Erwerbiteuer los⸗ 
äblen dürften, welche Sparcafjenvereine 
Find, nicht ſchlechthin jene, welche als 
Eparcafjenvereine eonceffioniet find. Das 
Minifterium des Innern konnte feine 
Abhilfe Leiften. Der Verein mußte die 


Statuten ausſcheiden. 

2) Sehr bemerkenswerth find auch die 
Erk. des V. G. H. v. 12. December 1894, 
8. 4965, Bubm. 8263 und v. 28. De- 
cember 1893, 8. 5149, Budw. 8278, 
foferne fie davon ausgehen, daß die 

olitifchen Behörden im Verfahren zur 
— der Entſchädigung für ſtaat⸗ 
lich gekeulte Rinder, ſoweit dieſelbe von 
der rechtzeitigen Anzeige des Ausbruchs 
der Krankheit durch den Anſpruchswerber 
abhängt, nicht gebunden ſeien an ihre 
eigenen Enticheidungen, welche fie als 
Volizeiftrafgerichte über die Schuld- 
frage im polizeijtrafrechtlichen Ber- 
fahren wegen der Uebertretung de3 Thier- 
jeuchengefeges gefällt Haben. Der 8.8.9. 
geht Hier offenbar von der Annahme 
aus, das für die Frage nad) der 

26 * 
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behörden (zu den Behörden der Selbftverwaltung), wenn fie um die 
Eintreibung von NRüdjtänden indirecter Steuern gemäß dem Hoflammer- 
decret vom 10. Februar 1832, 3. G. S. Nr. 2548 (oder um die Ein- 
treibung von Abgaben für die Zwecke der Selbitverwaltung)!) angegangen 
werden, ganz diefelbe wie jenes der Civilgerichte zu diejen fie requirirenden 
Behörden. Selbitverftändlich ift Die wechjelfeitige Unabhängigkeit der 
Reſſorts in jenen Fällen, wo verichiedene Reſſorts die rechtlichen Wirkungen 
ganz derjelben Thatjachen auf Grund verſchiedener gefelicher Beftimmungen 
zu beurtheilen haben; fo geht die Bereinspolizeibehörden, mas die Bethei⸗ 
ligung von Staatsbeauten an Vereinen anbelangt, nur die Frage an, ob 
diejelbe vom Standpunkte des Vereinsgefehes ftatthaft ift; die Beurthei- 
Iung ber Buläffigfeit einer folchen Betheiligung vom Standpuntte des Die 
ciplinarredt3 tft ausfchließlid Sache der vorgeiehten Dienſt- oder der 
Disciplinarbehörden. Das ift eine Folge der Competenzordnung des 
Stantes, welche jede Behörde nur zur Wahrung ganz beftimmter 
öffentlicher Antereffen verpflichtet und zuftändig erklärt‘) 


6. 33, Berbältniß der ftantlichen Berwaltungdbehörden und der 
Behörden der Selbftverwaltung zu einander, 


In höchſt unvollfommener Weiſe hat die Öfterreichiiche Geſetzgebung 
die wechfelfeitige Gebundenheit der ftaatlichen Behörden an hoheitliche 
Acte der Selbitverwaltungstörper und diefer lebteren an Hobeitliche Act 
der ftaatlihen Verwaltungsbehörden geregelt. Namentlich, foweit bieie 
Regelung in dem öfterreihiihen Gemeinberechte erfolgt ift, bilde 
diefelbe ein beredtes Zeugniß dafür, zu welcher Verwirrung eine Geiek 
gebung führen muß, die ſich von juriſtiſchen Erwägungen vollſtändig fra 
macht und fi) ganz unter die Herrichaft eines politifchen Schlagworte? 
ftelt. Im fogenanuten eigenen Wirkungskreiſe befindet fich die öfter. 
Gemeinde in folgender NRechtsftelung zu den vorgejeßten Behörder: 
Sie befigt einmal ſowohl gegenüber den Organen der höheren Comm 
nalverbände (den Bezirkövertretungen, den Yandesausichüffen)?), als and 
gegenüber den ftaatlicden Behörden im eigenen Wirkungskreiſe das Recht 
der erften Inſtanz. Im Uebrigen ift der Inſtanzenzug in folgenter 
Weile geordnet: der Nechtözug gegen Verfügungen und Entjcheidunge 
des Gemeindevorftehers fol zuläffig fein einmal an den Gemeinde 
aus] chuß, dann aber, ohne daß das Verhältniß dieſer beiden Rechtsmittel 








Nechtzeitigleit der Anzeige die Feſt⸗ ) Heu Tezner in Gründur: 

5 —e—— der Iuze geitihuik XXI 3. ©. 184 f. 

pflichtigen nicht entſcheiden ,‚ etwa 

ebenjo wenig als für die Frage nach der 8. —8 un near Kor er 

Rechtzeitigfeit der tängelangeige nad) 11. Kunt 1886, 2. 1 1923. Bud. 310: 

8331 zum Schluß). L Rai "1888, —** Budıo. 4089. 
€ 5 der tif S v. 20. April ai 


1858: 8. ©. 9. €. o. 19. April 1885, 
8. 716, Bud. 1737. 
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irgendiwie beitimmt wäre, an die vorgejegte ſtaatliche Bezirksbehörde, 
gegenwärtig die Bezirfshauptmannfchaft. Gegen Beſchlüſſe des Ge— 
meindeausfchuffes, ihr Anhalt mag eine Verordnung, Enticheidung 
oder Verfügung fein, geht in allen Füllen, aljo auch in jenen, melde 
den eigenen Wirkungskreis berühren, der Rechtszug an die Örgane der 
höheren Selbftverwaltungstörper. Die ftaatliche AuffichtSbehörde hat gegen- 
über ſolchen Befchlüffen feine weitergehende Zuftändigkeit, als zur Siſti⸗ 
rung ihres Vollzugs wegen Gejebwibrigfeit und insbefondere wegen 
Competenzũberſchreitung. Es tft deshalb nicht ausgeſchloſſen, daß ganz 
derjelbe Beichluß durch den Landesausihuß anläßlich der Abweifung einer 
denfelben anfechtenden Partetenbeichwerde für geſetzlich erklärt wird, 
den die zuftändige ftantliche Aufſichtsbehörde als geſetzwidrig fiſtirt hat, 
und daß umgekehrt ein Beichluß vom Landesausihuß als geſetzwidrig 
behoben wird, deſſen Sifttrung die Staatsbehörde abgelehnt Hat.!) Am 
erfteren Falle wird der Beichluß, wenn bie Gemeinde oder eine Privat: 
partei die Entfcheidung des Bermaltungsgerihhtshofes herbeizuführen 
verfänmt bat, in dem eigenthümlichen Zuſtand eines rein formalen 
Beſtandes unbefchränkte Zeit verharren müffen, weil die öſterreichiſche 
Geſetzgebung fein Mittel zu feiner Beendigung im officiofen Wege bietet. 
Ein Eompetenzconflict Tiegt nicht vor. Der Landesausſchuß refpectirt die 
Zuftändigkeit der Aufficht3behörde, denn er gibt feinen Vollzugsauftrag; 
die ftaatliche Auffichtsbehörde greift nicht in die Competenz des Landes- 
ausfchuffes über, denn fie beſchränkt fih auf die Siftirung und caffirt 
oder reformirt nit. Zur Aufhebung des Beſchluſſes des Landesaus- 
ſchuſſes ift feine ſtaatliche Behörde zuftändig.e Das alles ift eine Folge 
des mißverftandenen Schlagwortes von der freien Gemeinde, von der 
Gemeindeautonomie, welcher die Urheber der älteren Gemeindeordnungen 
in der Stellung des gewiffermaßen legtslativen Organs der Gemeinde, 
des Gemeindeausſchuſſes den fchärfiten Ausdrud zu geben gedachten. 
Deshalb mußte der Gemeindeausſchuß aus dem Snftanzenzuge ftaat- 
liher Behörden ausgefhieden und ein’ dem Wejen der Gemeindeauto- 
nomie entiprechender Anftanzenzug an die Organe der höheren Selbit- 
verwaltungstörper eröffnet werden, welche, joweit die Landesausſchüſſe 
in Betradht kommen, der Gewalt der ftaatlichen Auffichtsbehörden nicht 
unterftehen. So hätten die öfterr. Gemeinden zu ſtaatlich unabhängigen - 
Republiken im monardifchen Staate werden müfjen, wenn nicht in der 
Siftirungsbefugniß der ſtaatlichen Behörden, ferner in der gleich zu er- 
örternden Befugniß der ftaatlichen Behörden, die Gemeinde zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen im eigenen Wirkungsfreife zu zwingen, diejer Ent- 
wicklung ein Riegel vorgefchoben worden wäre. Daran, daß es fich 
bei den Barteienbefchwerden in Sachen des eigenen Wirkungskreiſes der 
Gemeinde und bet der ftantlichen offictofen Aufficht über die Thätigfeit 
der Gemeinden innerhalb desfelben darum Handle, ob ganz dasſelbe 
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1) B. G. H. 8. v. 16. Sänner 1885, 8. 172, Budw. 2371; 23. December 1888, 
8. 3957, Budw. 4416. 
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geichehen dürfe oder nicht, und daß die Löfung einer Meinungsder⸗ 
ſchiedenheit zwiſchen dem Landesausſchuß ala Berufungsinftan, und der 
jtaatlihen Behörde als Organ der officiofen ftaatlihen Auffiht auch 
vom Standpunkte der Parteienrechte geboten jei, dab fih inftang 
mäßige Entjcheidung und Vollzugsverbot in derjelben Sache ohne Au: 
bebung ber ftaatlihen Einheit und ohne Gefahr einer Rechtsverweige⸗ 
rung nit an Behörden vertbeilen laſſen, die auf ganz verfchiedenen 
Organijationsprincipien beruhen und von einander ohne Einigungszivang 
unabhängig gejtellt find, wurde nicht gedacht. Auf der anderen 
Ceite gab man das Princip der Gemeindeautonomie, wie man das 
Selbftverwaltungsrecht der Gemeinden nannte, für den Fall preis, daß 
bie ſtaatliche Auffichtsbehörde die Auffaſſung theilen ſollte, nicht daß die 
Gemeinde im eigenen Wirkungskreiſe etwas zu unterlaſſen habe, ſondern 
daß ſie zur Vornahme von Verwaltungsacten mit poſitivem Inhalt und 
von Leiſtungen anderer Art innerhalb desſelben verpflichtet ſei. Nach 
den öſterr. Gemeindeordnungen bat die ſtaatliche Auffichtsbehörde, zu 
weilen nach Anhörung der zur Aeußerung berufenen Organe der höhern 
Selbſtverwaltungskörper, auf Koſten und Gefahr der Gemeinde bie er- 
forderlihde Ubhilfe zu treffen, wenn der Gemeindeausihuß die der Ge- 
meinde gejeglich obliegenden Leiftungen und Verpflichtungen zu erfüllen 
fi) weigert.) Es befteht aljo von Abweichungen einzelner Gemeinde⸗ 
ordnnungen abgejehen auf dem Boden des öfterr. Gemeinderecht3 folgender 
Nechtszuftand. Der Landesausſchuß entfcheidet jelbitftändig als letzte 
Berufungsinftanz über die Gejegmäßigfeit oder Zweckmäßigkeit von Be 
ichlüffen des Gemeindeausſchuſſes im eigenen Wirkungskreife der Ge 
meinde auf Beichwerde der Parteien. Die Staatliche Auflihtöbehörde 
beurtheilt unabhängig von dem Landesausichuffe die Gejegmäßigfeit eines 
berartigen Beichluffes als Vorfrage für die Buläjfigkeit oder Rothivenbig- 
feit einer Siftirung feines Vollzug. An die Siftirung ift der 
Landesausſchuß, der den filtirten Beſchluß als geſetzmäßig erflärt ift, ge 
. bunden. Umgelehrt fann die ftaatlicde Auffichtsbehörde den formalen 
Beltand der inftanzmäßigen Entfcheidung des Landesausfchufles nicht an: 
taften. Ebenſo tft der Landesausſchuß jelbititändig bei der inftanzmäß- 
gen Entſcheidung über die Anfechtung des Beſchluſſes eined Gemeinde 
ausfchuffes mittels Parteienbeſchwerde, durch welchen dieſelbe die Erfüllung 
von Pflichten und Leiſtungen im eigenen Wirkungskreiſe ablehnt. Die 
ſtaatliche Aufſichtsbehörde muß dieſe Entſcheidung, ſie möge ausfallen wie 
fie wolle, formell zu Recht beſtehen laſſen; andererſeits braucht fie ſich 
um dieſelbe, wenn fie im Gegenſatz zur Anſicht des Landesausfchufiee 
den Fall einer pflichtmäßigen Leiftung der &emeinde gegeben erachtet, 
nicht zu kümmern, fie fann fie ignoriren und jene Leiftung gegen die 
Gemeinde erequiren, von deren VBollzuge der Landesausſchuß die Gemeinde 
frei gefprochen bat.) Leider bat an dieſem eigenthümlichen Rechts— 


1) 8.6.9. €. v. 12. December 1877, 2) Alfo ift Die Eompetenz bes Lantc 
83.1602, Bubm. 175; 28. October 1880, ausſchuſſes als Enticheidungsinfanz im 
3.1943, Budw. 900. Saden bes jelbfifländigen Wirkung? 
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zuftande auch das Geſetz über den öfter. V. G. H. keine in allen 
Fällen wirkſame Aenderung herbeigeführt. Denn diefer hat nur über 
die concrete an ihn gerichtete Beichwerde zu erfennen; er Tann feine 
Caſſationsbefugniß nur an der von ihm angefochtenen Enticheidung üben. 
An die Rechtsanſchauung, die er im concreten Yalle ausſpricht, iſt nur 
jene Behörde gebunden, deren Enticheidung er caſſirt. Seht man nun 
den Fall, der Verwaltungsgerichtshof hätte eine Beſchwerde gegen die 
inftanzmäßige Entfcheidung des Landesausfchufles, mit welcher ein vor 
ihm angefochtener Befchluß eines Gemeindeausfchufies ala geſetzmäßig 
erflärt wurde, abgemwiefen, jo hat diefe Abweiſung Teine Wirkung auf die 
Siftirung desfelben Beſchluſſes feitens der Staataufſichtsbehörde. Auch 
für die Anrufung des Reichsgerichts ift in Fällen diefer Art fein Anlaß 
gegeben, weil ftaatlihe und höhere Selbftverwaltungsbehörden fi im 
Rahmen ihrer Zuftändigkeit bewegen.?) 

Handelt es fih um Verfügungen und Enticheidungen des Ge— 
meindenorftehers im eigenen Wirkungäfreife der Gemeinde, jo Tann 
fi) die Frage nach der mechjelfeitigen Gebundenheit desfelben an Ent- 
fhetdungen und Verfügungen der ftaatlichen Behörden und dieſer an 
Bermaltungsacte des Gemeindevorftehers infoferne ergeben, als die Biterr. 
Gemeindeordnung auf dem Boden jener Auffaffung jteht, welche eine 
begrifflihe Scheidung zwiſchen Ortspolizei als einer nur das örtliche 
Intereſſe berührenden Polizei und der über dieſes Intereife Hinausgehenden 
ftantlihen Polizei für möglich Hält, und die Gemeinde bei der Hand: 
habung der Ortspolizei innerhalb des Rahmens der Geſetze gegenüber 
den ftaatlihen Behörden felbftftändig ftellen möchte. Zur praltiichen 
Bedentung tft diefe Selbftftändigkeit, foweit die Competenz des Gemeinde- 
borjtehers reicht, erſt durch die Einführung des Reichsgerichts und des 
Berwaltungsgerichtshofs gelangt. Denn da der Inſtanzenzug von Uns 
ordnungen des Gemeindevorſtehers im eigenen Wirkungsfreife der Ge⸗ 
meinde an die ftaatliden Behörden geht, fo find die Gemeinden erft 
feit dem .Beftehen des Bermwaltungsgerichtöhofes in der Lage, die Aufrecht- 
Haltung geſetz⸗ und competenzmäßiger Entfcheidungen oder Verfügungen 
ihres Gemeindevorjtehers gegenüber Abänderungen derjelben durch die ftaat- 
Iihen Beſchwerdeinſtanzen wirkſam auszufechten. Andererſeits jebt die Zu= 
ftändigteit des Reichsgerichts als SompetenzconflictSbehörbe zwiſchen den 
ftaatlihen Behörden und den Landesausichüffen die Gemeinden in den 


freifes faft ein Meſſer ohne Heft und | in Ortspolizeiangelegenheiten das inſtanz⸗ 
Klinge. mäßige Enticheidungsrecht, es handle fich 
1) Wohl auf Grund ungulänglider | um Berwaltungsacte des Gemeindevor⸗ 
Kenntniß des materiellen Rechts ift der De oder des Gemeindeausſchuſſes, ben 
Beftimmung der Nechtöftellung der Ge- | ftantlichen Auffichtsbehörden zuweiſt. Da⸗ 
meinde gegenüber dem Staate, wie fie | mit tft wenigftens für dieſes Gebiet bes 
im öfterr. Gemeinderecht erfolgt tft, von | natürlichen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
Qeruortagenben deutfchen —— die unhaltbare von Unger als un- 
eifall gefpendet worden. Beſſer Hat das | natürlich bezeichnete Trennung von Staat 
fteirifche Landesgeſetz v. 1. April 1875, | und Gemeinde befeitigt. 
2.8.8. Nr. 24, die Sache gemacht, welches 
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Stand, die Zurüdnahme auch ſolcher ſtaatlicher Verwaltungsacte herbeizu- 
führen, welche, ohne injtanzmäßige Enticheidungen über Parteienbeſchwerden 
zu fein, in die Buftändigfeit der Gemeinden eingreifen, wenn dadurd 
zugleich auch jene der Landesausſchüſſe verlebt wird. Freilich kann nicht 
behauptet werden, daß der öſierreichiſchen Geſetzgebung die begrifflice 
Scheidung von Ort! und ftaatlicher Bolizei nach qualitativen und quan- 
titativen Unterfcheidungsmertmalen beijer gelungen ſei als den anderen 
Geſetzgebungen, welche dieſe Scheidung vorgenommen haben, woraus es 
fih erflärt, daß die im Uebrigen von einander abweichenden Entſchei⸗ 
dungen des Reichsgerichts- und des Verwaltungsgerichtshofes mehr den 
Eindrud von Erwägungen de lege ferenda, als von wirklichen Entſchei⸗ 
dungen machen. Um nur einen Fall anzuführen, erachtet dad Reichs 
gericht die Handhabung der Geſundheitspolizei zur Zuſtändigkeit der 
Gemeinde gehörig, auch wenn es ji um geſundheitspolizeiliche Unord- 
nungen in Betreff folder gewerblicher Betrieb3anlagen handelt, 
welche mittel3 Bewilligung der ſtaatlichen Gewerbebehörden vom ge 
werbepolizeilihen Geſichtspunkte, der auch den gefundheitäpolizeilichen in 
fich faßt!), für ftatthaft erklärt wurden.) Danach könnte die Gemeinde 
die Unordnungen der ftaatlihen Bewilligung durch ihre eigenen, vom 
Standpunkte der örtlichen Sanitätspolizei zu erlaflenden noch überbieten 
und wäre fo weit an die ftaatlichen nicht gebunden. Der öfterr. V. G. H. 
ift conjequent entgegengeſetzter Anficht.?) 8. 27 der n. d. Bauordnung vom 
17. Sänner 1883, 2. G. 3. Nr. 31, ſucht die Selbitftändigleit des Ge 
meindevorſtehers in Betreff der ihm als Gegenftand des eigenen Bir 
kungskreiſes zufommenden Baubewilligung und der ftaatlichen Gewerbe 
behörden bei Ertheilung der geiwerbepolizeilihen Bewilligung einer ge 
werblichen Betriebsanlage in der Weile zu wahren, da die Ausfertigung 
der Betriebsbewilligung der Baubewilligung vorberzugehen, und daß der 
Gemeindevorfteher fi an die von der Gewerbebehörde für die Betrieb 
anlage aufgeftellten Bedingungen zu halten bat. Damit ift nur joviel 
gelagt, daß der Gemeindevoriteher Feine Baubewilligung ertheilen dari, 
deren inhalt mit den DBetriebsbedingungen, d. t. den imperativifch ge 
faßten Vorausſetzungen der BZuläfligleit des Betriebes im Wiberiprud 
fteht. Darüber hinaus ift der Gemeindeborfteher an die Betriebsbewili 
gung nicht gebunden. Er kann alfo die Baubewilligung unter Hinweis auf 
ben bauordnungswidrigen Inhalt‘) gerade dieſer imperativiichen Be 
bingungen abjhlagen‘), und es kann die Gemeinde ald Partei die 





Baal Due 108 28.0.9. E. v. 27. Mai 1892, 3 





2. 2746, Budm. 2744, 
2) R. G. E. v. 14. Zuli 1871, 

Hne 16; 1. Mai 1874, 8.65, Sn ye 56 
1 auch 10. Juli 1874, 8 131, Hye 62: 
Nr 1880, 2. 66, Hye 210. 

8.0.9. €. v. 11. Juni 1887, 8. 
1655, vudw 3580; 17. September 1884, 
. 2043, Budm. 2215; 25. uni 1886, 

. 1418, Budw. 3128. 


4) 
1736, Bubw. 6635 Schlußfap. 

6) "Die Unzutömmlichleit dieſer Art 
bon Gompetenzregelung erhellt baraus, 
daß ja ſchon Be — Dewerbepoligeilice Prů⸗ 
fung, wie 8. 74 der Gew. Ordnung be 
weiſt, auch Die bauliche Suläitgkeit iR 
Erwähnung ziehen muß, und dab um- 
gefehr: alle Bauordnungen für induftriele 

tablifjements bejondere Anordnungen 
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Nichtigkeit der Entſcheidung ihres Vorſtehers, wenn diefelbe im Inftanzen⸗ 
zuge von ber ftaatlichen Oberbehörde aufgehoben und im Sinne bes In⸗ 
halts der Betriebsbewilligung reformirt wird, behufs Wahrung der gefch- 
mäßigen Uebung ihres Selbitverwaltungsrechts ſowohl im adminiftrativen 
Suftanzenzuge, als auch vor dem DBerwaltungsgerichtöhofe vertreten. 
Siegt ihre Auffafiung, dann Tann der Gemeindevorfieher im Rahmen 
feiner Zuftändigleit ald Baubehörde die Ausführung der Anlage unter- 
jagen, der Betriebsconfens allein nügt dem Projectanten nicht. Selbft- 
veritändlich find die Gemeinden an alle Enticheidungen und Verfügungen 
der ſtaatlichen Behörden gebunden, welche ihnen gegenüber als PBar- 
teien?) eines administrativen Verfahrens formell rechtöfräftig geworben 
find, auch wenn fie fih auf die Verwaltungsthätigleit der Gemeinde im 
eigenen Wirkungskreiſe beziehen, und jelbit im Stadium der Anfechtbar- 
feit dürfen fie denfelben nicht zumiderhandeln, wenn ihrer Beſchwerde 
Suspenfiveffect nicht zufonmt oder Vollzugsaufſchub nicht bewilligt worden 
it. Dagegen baben fie Acte der Bollfiredungsgemwalt, wie etwa 
Siftirungen von Beichlüffen des Gemeindeausſchuſſes, Die Wuflöfung 
desjelben zu ignoriren, wenn fie von einer unzuftändigen Behörde aus- 
gehen. Das folgt daraus, daß fich die Gemeinde dur) organifationg- 
mäßige Nothwendigkeit ihrer Eriftenz und ihrer Thätigkeit 
doch wieder von privaten Corporationen ſcheidet.“) Iſt ein ftaatlicher 
Berwaltungsact als rechtlihe Borausfegung einer hohettlicden Befugniß 
der Gemeinde erklärt, dann darf diefe Befugniß vor der Vornahme des 
rechtöbegründenden Verwaltungsacts nicht ausgeübt werben, jelbit wenn 
die Vornahme des ftaatlichen Verwaltungsacts gefehwidrig unterblieben 
wäre. Die gejegmäßige Ausübung einer ſolchen Befugniß auf Grund 
des vollzogenen, die. conditio juris bildenden ftaatliden Verwaltungsacts 
it aber Gegenitand eines eigenen echtes der Gemeinde, welches im 
adminiftrativen Inftanzenzug und nöthigenfalls Durch Beichwerde an den 
Berwvaltungsgerichtshof gegenüber gejehwidrigen Eingriffen der ftaatlichen 
Behörben zur Geltung gebraht werden kann. Dürfen alfo auch die 


treffen. BZwedmäßiger wäre e8 die gon- 
fentirung gewerblicher Betriebsanl 
nad allen Richtungen den ftaatli 
Behörden zuzumweifen und die Gemeinden, 
wie e3 für die Bewilligung des Baues 
von Öffentlichen Gebäuden geichehen tft, 
auf die Parteienftellung zu eiähränten 
1) Die Gemeinde ift auch dann Bartet, 
wenn fie gegenüber ben eh Be 


hörden die Anerlennung ihres hohett- 
lien Selbſtverwaltungsrechts in An- 
prucd nimmt. Dem Biwerii ift Die 


0 Sam die Gemeinde im Verfahren 
zur Ertheilung von Baubewilligungen 


tepräfentirt wird einmal Durch den Ge⸗ 
meindevorfteher, welchem die Entjchei- 
dungsgewalt zulommt, und dann durch 
zwei Mitglieder der Gemeinbevertretung, 
welche die Barteitnterefien der Gemeinde 
zu wahren haben. Partei ift die Ge⸗ 
meinde, auch wenn fie nach 9.18 Gew. 
Nov. (1883) gegen die Ertheilung einer 
Gaſthausconceſ con Einſprache erhebt. 
2), 8.6. .v. 12. 


1619, Budw. soon ©. 412, ſpricht das 
nicht ans. Allein es wird wohl nicht ber 
zweifelt werden können, daß die Aufloſung 
eines Gemeindeausſchufſes etiwa durch den 
Mintfterpräfidenten, wenn er nicht zu- 
glei Miniſter des Innern iſt, den Fort⸗ 
beſtand desſelben nicht berührt. 
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Gemeinden Bufchläge zu den vorgeichriebenen birecten ftaatlichen 
Steuern für Gemeindezwede vor dem Acte der Borichreibung?!) der 
letzteren nicht einheben?), und fällt mit der gefegmäßigen Vernichtung 
der ftnatlichen Borjchreibung auch der Anſpruch der Gemeinde auf die 
Einforderung eines beichlofienen Zuſchlags zufammen?), jo ift die Ge 
meinde, den formalen Beftand der ftantlichen Ausſchreibung vorausgejebt, 
doch wieder allein zuftändig, über den Anfprud auf die Gemeindeumlage 
zu entjcheiden‘), und der Inſtanzenzug geht, foweit es fi) um Anfechtung 
des die Gemeindezufchläge ausjchreibenden Beichluffes des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes handelt, an die Organe der höheren Eommunalverbänbe, 
nit an die ftaatlihen Behörden. Durch einen Nachlaß, durch Nach- 
ficht, Stundung der ftaatlichen, Steuer wird der Anſpruch und die Bu- 
ftänbigfeit der Gemeinde nicht berührt.) 

Was die Rechtsftellung der Organe der mittleren Communalverbände 
der fogenannten Bezirke zu den ftaatliden Behörden anbelangt, jo Laufen 
auch bier inftanzmäßige Eingliederung zwiſchen Gemeindebehörden und 
Landesausihuß, Landtag fowie die Siſtirungsbefugniß der ftaatlichen 
Auffichtsbehörden ohne eine zwiichen gegenfägliden Unfchauungen ver- 
mittelnde Einrichtung neben einander und können deshalb ähnliche Un- 
zutömmlichleiten, wie die aus dem Verbältnifie von Staat und Gemeinde 
fih ergebenden, hervorrufen. 

Die Nechtöftellung der Landtage jowie der Landesausſchüſſe zu den 
ſtaatlichen Behörden wird dur die Landesverfafjungen beftimmt. Die—⸗ 
felben find maßgebend nicht nur für die Kraft der Beichlüfle dieſer 
Eollegten, joweit fie an Acten der gejehgebenden Gewalt theilnehmen 
oder diejelben vorbereiten, ſondern auch Tür die Mechtsbeftändigleit ihrer 
Beichlüfle, die fie als Organe der Verwaltung faſſen. Gewiſſe Befchlüfie 
des dandioge bedürfen kaiſerlicher Genehmigung. Die ſo genehmigten 





1) Die verfaſſungsmäßigen Voraus⸗ deuug der definitiven Richtigſtellungz 
ſetzungen der * reibung find im ch noch für das nädhfte Elatsjahe 


Staatsrecht zu erörtern. Darüber vgl. die 
grundlegenden Ausführungen Labands 
a. a. O. I. 

2) 8.8.9. E. v. 18. April 1877, $ 
410 Nr. 64; 13. Sänner 1887, 8. 22, 
Budw. 3342; 23. Februar 1887, . 28, 
Budw. 3407: 14. April 1887, 8. 21, 
YBudw. 3482: 2. Yult 1887, 8. 1876, 
Bubm. 3620. Unter Vorſchreibun i 
die individuell an den Steuerſchuldner 
erfolgte Verlautbarung des von ihm zu 
zahlenden Stenerbetrags zu verftehen. 
5,5 bea dlef.n.D. Märp 1870, RO. 
Nr. 23; 8. 11 des Fin. Min. Erl. 
8. Zänner 1850, 8.266, Röoll I. ©. a8 

8.9.9.8. v. 18. Jänner 1887, 3. 22 
Nah Budw. 3342 wirkt bie flaatliche 
Steuervorfchreibung des Vorjahres vorbe⸗ 


au Gunſten ber Gemeinde. 

3) B. G. H. E. v. 10. März; 1886, 8. 
725, Budw. 2967, Budw. 64. 

4) 8.0.9. €. v. 21. Mai 1886, 8, 
870, Bub. 3069. 

b) 2.6.9. €. v. 20. October 1881, 

1310, Budw. 1186; 23. ebruar 1384, 

‚2426, Budw. 2082: 13. Jänner 1887, 

22, Budw. 3342: 6. April 1889, 3. 
861, Bubiw. 4618. Rad) 8.99 ber böh- 
mifchen Gemeindeordnung | int aud die 
Berufung gegen bie auf eines 
Gemeindeausſchußbeſchluſſes erfolgte in« 
dividuelle Repartirung von Gemeinde 
umlagen an bie Behörden ber höheren 
Selbinermaltungatörper zu geben. V. G. 
H. E. v. 14. December 1893, 8. 4272, 
Bubm. 7687. 
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Beichlüffe find, wenn die Genehmigung die Contrafignatur eines verant- 
wortlihen Miniſters trägt, und wenn fie mit feinem Geſetze in 
Widerſpruch ftehen, für die Wermaltungsbehörden bindend. Geſetze 
im Sinne der Weußerung bes Höchften gejebgebertfchen Willens im 
Staate find fie nicht, und fie können deshalb auch Geſetzen nicht 
berogiren.!) Die Landtage dürfen feine Kundmachungen erlafien. Die 
Verlautbarung ihrer Beſchlüſſe kommt den Landesausſchüſſen und, joweit 
diefelbe ſich durch Einſchaltung in die Landesgeiehblätter zu vollziehen 
bat, den jtaatlihen Landesitellen zu. Dieſe haben die Frage ihrer 
Kundmachungsfähigkeit felbftftändig zu prüfen. Zur Siftirung von Be: 
ihlüffen des Landesausfchuffes aus dem Grunde ihrer Unvereinbarfeit 
mit dem öffentlichen Wohle oder mit beftehenden Geſetzen ift nur der 
Vorfibende oder defjen Stellvertreter befugt und verpflichtet. Ueber das 
weitere Schickſal eines fo ftftirten Beſchluſſes entſcheidet der Kaifer. 
Allein wäre jelbit die Siftirung in einem Falle, in welchem fie hätte 
vorgenommen werden jollen, unterblieben, fo find die ftaatlichen Behörden 
befugt und verpflichtet, dem Vollzug derjelben, foweit er den ihrer Auf« 
fiht unterftehenden Organen der niederen Selbftverwaltungslörper zu« 
fäme, wenn fich fein anderes geſetzliches Auskunftsmittel bietet, nöthigen« 
fall® dur Wuflöfung der Repräfentanz diefer Selbitverwaltungsförper, 
vorzubeugen und, wenn zu ihrem Bollzuge die Entfaltung der ftantlichen 
Zwangsgewalt erforderlich ift, die Gewährung der ftaatlichen Vollzugs⸗ 
bilfe zu verjagen. 


1) Nah dem Pienarbeichluffe des | folchen Beſchluſſes zu entſcheiden, auf- 
8.6.9. v. 4. November 1878, 8.1679, | hebt. Denn ſolche Beichtüffe ind Willens⸗ 
Erel 62, find derartige allerhödft Eunbgebungen des Landtags, zu welchen 
der Kaiſer feine Buftimmung ertheilf, 

.H. anfechtbare Entjheidung. Wie | nicht aber geſetzgeberiſche Willenserflä- 
aber, wenn auf Grund eines folchen ge | rungen des Kailerd, zu welden der 
jegwidrigen Beſchluſſes eine Enticheidung | Landtag zugeftimmt Hat. Bgl. hiezu 
ergeht? Dann läßt fich Teine verfaflungs- | Tezner Über die gehörige Kundmadın 
mäßige Beftimmung finden, welde Die on legen, Surift. Blätter 1887, 


Vierzehntes Capitel. 
Die Bollfiredkung. 


6. 34. Begriff der Vollftredung und Gegenfland derfelben. 


I. Bollftredung ift Hoheitliche, alfo die Nechtsiphäre des Einzelnen 
treffende Thätigkeit der Behörden zur Verwirklichung hobeitlichen Willens 
des Staates oder im Staate, zur Herftellung der Webereinftimmung der 
Wirktichlett. mit dem Inhalte hoheitlichen Willens. Daraus folgt, daß 
nur Willensacte des vollitredlenden Staates oder fremder Staaten oder 
mit hoheitlicher Gewalt ausgeftatteter Corporationen oder Individuen 
vollſtreckbar find, alfo Anordnungen der Geſetze, der Verordnungen, Ver⸗ 
fügungen, Entſcheidungen, ſoferne ſie zur Darnachachtung für die Parteien 
ergehen, nicht aber Beurkundungen. Nur hoheitliche Willenserklärungen 
find vollſtreckbar, nicht Willengerflärungen privatrechtlicder Ratur.?) 


U. Vollſtreckung tft jeder Wet Hoheitlicher Thätigleit der Behörden 
zur Herftelung der Uebereinftimmung der Welt der äußeren Thatfachen 
mit dem Inhalte hoheitlihen Willend. Daraus folgt, daß Vollſtreckung 
nicht nothwendig Zwangsvollſtreckung, Vollſtreckung mitteld Zwanges 
gegenüber dem, hoheitlichen Willen miderftrebenden Willen des Einzelnen 
ft. Soweit der Wille des Einzelnen für die Herftellung diefer Ueber- 
einftimmung keine Rolle |ptelt, bebarf es zur Vollſtreckung keines Zwanges. 
Das gilt in dem ganzen Umfange, als nur Handlungen der Verwal: 
tungsbehörden für diefen Zweck erforderli find. Vollſtreckung ohne 
Zwang iſt die Wusfertigung der Verleihungsurkunde über eine Berg: 
werfsberechtigung auf Grund des die Zuerkennung ausiprechenden Er⸗ 
fenntnifjes (8. 63 des Berggeſ.); Vollitredung der Entfcheidung, mit 
welcher der Auſpruch auf Gewährung des Einblids in die Wählerliften, 
in öffentliche Bücher und Negifter anerkannt wird, ift die Gewährung 
der Einficht; zur Bollftredung der Entiheidung, mit welder ein Cr: 

1) Die fogenannten abmtiniftrativen | formeller Nechtäfraft fähige, vollftred- 
Erſatzerkenntniſſe, mitteld deren die | bare Entfcheidungen (8... 9. €. vom 3. 
Organe der elbftvermaltungäföcper, ben | Februar 1883, 3. 320, Budw. 1657; 
Beſtand und die Höhe von fatpflichten | 7. Mat 1886, 8. 1213, Budw. 3047; 
der Beamten ber Selbftvertwaltung feft- | vgl. noch Budw. 512, 741, 865, 1657, 
ftellen, find nur Acte der Schabend- | 2260, 2421, 8034 
liquiditrung pro foro interno, keine 
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findungspatent für erloſchen oder nichtig erklärt wird, gehört auch die 
Kundmachung der Annullirung und die Eintragung denelben in das 
Privilegienregiſter (88. 26, 28, 33 des Privilegiengeſ. und 8. 27 der 
Bollzugsvorichrift zu demfelben). 

Soweit ein hoheitlicher Uct gewifle Wirkungen fon durch feinen 
formalen Rechtsbeſtand übt, bedarf er feiner weiteren Verwirklichung oder 
Bolfitredung. Ein Verein, ein Gemeindeausſchuß büßt, abgeſehen von 
der ihm verbleibenden Legitimation zur Bejchiwerdeführung, die rechtliche 
Grundlage jeines Beſtandes ſchon duch die Zuftelung der Auflöfungs- 
verfügung der competenten Behörde ein. Man drüdt das fo aus, daß 
die zugeftellte Auflöfungsverfügung diefe Wirkung ipso jure ohne Ver—⸗ 
mittlung durch einen Volftredungsact übe. 

HI. Hievon abgefehen ift nicht jede Vollftredung Vollſtreckung eines 
behördliden Willensacts, fondern zuweilen unmittelbar Vollſtreckung 
gejeßgeberijchen Willens. Es Tönnen nämlich gejehliche Beſtimmungen 
die Verwirklichung ihres Inhaltes im concreten Falle ohne vorherige 
behördliche Yetftellung ihrer Anwendbarkeit unter Zuziehung der Parteien 
borjchreiben oder geitatten. In Fällen diefer Art darf und muß 
Biwang gegen Berjonen und Gewalt über Sachen ohne Gewährung von 
Barteiengehör geübt werden; bier kommt vor Allem in Betracht das 
gejetlich geregelte Gebiet der Nothpolizei, für welches der Grundſatz 
gilt: Roth kennt kein Gebot, oder Roth bricht Eifen. Wo die geieb- 
Lihen Vorausſetzungen eines Actes der Nothpolizei gegeben find, muß ohne 
Berzug und ohne Formalitäten vorgenommen werden, was gejehlich geboten 
tft, um Menſchen und Güter vor dem Untergang oder vor Beichädigung zu 
Tchügen Man denke an die Fälle der Delogirung von Perſonen bei 
Feuers⸗, Ueberſchwemmungs⸗ und Verihüttungsgefahr, nad) Maßgabe der 
Bau: und Waflerordnungen, an die Pflicht des Gendarmen gemäß 8.101 
der Gendarmerieinftruction, Alles einzuleiten, damit die Befahr entweder 
gänzlich abgeiwendet oder wo möglich vermindert werde. Wo Dispofi- 
tionen über Saden im öffentlichen Intereſſe zu treffen find, welche in 
usu publico ſich befinden, tie die Abfperrung von gefährlichen Wegen, 
oder über Sachen, deren Eigenthümer unbelannt oder abweſend ift, und 
deren fich fein anderer annimmt, ijt die behördliche Berfügung über diefelbe 
nicht Vollſtreckung eines Gehorſamsbefehls. An Fällen folcher Urt bedarf 
e3 deshalb auch feiner vorgängigen Aufforderung an jene Perjonen, welche 
durch die Hebung des Zwangs getroffen werden follen, dent Vollftredungs- 
acte fein Hinderniß zu bereiten, oder es können, felbit wo eine folche 
allgemeine Aufforderung vorgefchrieben ift, Berfonen von dem Zwange 
betroffen werden, welche feine Kenntniß von der ergangenen Aufforderung 
erhalten haben. Nah 8.72, P. 517, 518 des Dienftreglements für 
das EL. Heer in der mit WU. h. €. vom 20. Juni 1886 genehmigten 
Faflung!) muß, wenn einmal die Nothmendigkeit zur Anwendung von 
Waffengewalt zur Bewältigung von Tumulten mittels militärifcher Ge⸗ 


1) gl. Mayrhofer J. S. 399, Anm. 1. 
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walt eingetreten tft, die vollftändige Beritreuung der Menge und die 
Räumung des Platzes nad fruchtlos ergangener Aufforderung an die Ber: 
fammelten mittel3 Bajonettangriffs, im äußerften Falle mitteld Schießens 
herbeigeführt werden, wobei Blind oder Hochſchießen nicht angewendet 
werden darf. Unbemwaffnete Weiber, Rinder und binfällige Greife find 
zu fchonen. Das ift aber nur eine Verpflichtung nach Thunlichkeit und 
Möglichkeit. Denn der Räumungszwang trifft alle auf dem zu räumen 
den Plate anweſenden Perſonen, wenn fie auch nur unverjehens unter 
die Tumultuanten gerathen find und den Räumungsbefehl gar nicht hören 
fonnten. Wie für die Ausübung jeder -hoheitlichen Gewalt umd jedes 
Zwanges bedarf e3 gejeblicher Unerfennung ihrer Yuläffigfeit ganz be 
fonders, wenn fie in dieſer unvermittelten Form vor fich gehen foll, für 
welche gewifjermaßen die Staatsgewalt zur vis major, das Individuum 
zum bloßen Objecte derjelben wird. 8. 1 der Vorfchriften vom 10. De 
<ember 1850 n. ö. 2. ©. und Rg. BI. für 1851, Nr. 39 ermächtigt 
zwar die WBolizeibehörden im Allgemeinen, den Gefahren, womit die 
Wohlfahrt des Einzelnen bedroht ijt, zu begegnen, Berleungen der 
Perſon und des Eigenthums auch, wenn fie vom Zufall herrühren oder 
unbeabfichtigt Durch menfchliche Thätigleit hervorgerufen werden, zu hin 
dern. Dieſe Beitimmung verweift die Polizeibehörden, das ihnen aufge 
gebene Ziel „auf gejeglichen Wegen” anzuftreben. Mit Rüdficht auf die 
Beit der Entftehung diefer Vorſchriften bedeutet das aber nicht mehr al 
Verfolgung des Zieles innerhalb der gefelichen Grenzen ohne Verletzung 
geſetzlicher Gebote oder Verbote, nicht aber Ausſchließung der Zuftändig 
teit der Behörde in jenen Fällen, in welchen die allgemeine Bollmadt 
noch feine Ergänzung durch geſetzliche Fixirung der Mittel und Wege 
für die Löſung der Aufgabe der Behörde erhalten bat. In der That 
läßt auch 8. 25 der Inftruction für die polit. Aemter vom Jahre 1850, 
welcher im Uebrigen die Zuftändigfeit derfelben in Sachen der Roth: 
oder Gefahrenpolizei wejentlich übereinftimmend mit 8. 1 ber citirten 
Vorſchriften regelt, diefe Beichränfung als eine felbftverftändliche weg. 
Neuere Specialgejege verjuchen fich in einer genaueren Umgrenzung der: 
artiger Beitimmungen über die Buftändigkeit zur Beſeitigung ober Ein 
dämmung eines Nothitandes. Nach 8. 53 des n. 5.2. &. vom 1. Imi 
1870, 2. ©. B. Nr. 39 dürfen Eingriffe in das Privateigenthum zum 
Zwecke des Feuerlöfchens, 3. B. durch Eindringen in Gebäude, Abbrechen, 
Niederreigen derjelben nur im äußerſten Nothfalle, wenn fein andere: 
Mittel zur Erftidung des Feuerd oder zur Verhütung der Verbreitung 
desſelben und felbit dann, den Fall äußerfter Dringlichkeit ausgenommen, 
nur auf Anordnung des Gemeindevorftehers oder feiner Beftellten, wo 
eine Yeuerwehr einfchreitet, des Feuerwehrhauptmannes vorgenommen 
werden. Bau-, Wafjerordnungen u. ſ. w. beichränten diefe Urt von Bu 
ftändigfeit auf die Anordnung des im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
Nothwendigen. Indeß weift das öfterr. Recht gerade im Hinblid aui 
derartige weitgefaßte Zuftändigfeitsbeftimmungen eine empfindliche Lüde aut, 
infoferne nad) einem Beitraum von faft drei Decennien das im Art. 12 
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des St. &. ©. vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 145 in Ausficht 
geitellte Geſetz zur Regelung der civilvechtlichen Haftung der (nicht 
richterlihen) Staatödiener aus rechtsverletzenden, pflichtwidrigen Wer: 
fügungen noch immer wicht erlaffen iſt. Unmittelbarer Bollftredungszwang 
zur Verwirklichung gejeblihen Willens kann auch in anderen Fällen als 
jenen der Roth» oder Gefahrenpolizei zugelafien fein. Es kann 3.8. 
die Nichterfüllung Öffentlicher Pflichten binnen einer beitimmten Frift als 
zulängliche Borausjeßung der zwangweifen Herbeiführung ihrer Erfüllung 
erffärt fein.! 

Es können durch Geſetz auch Wartetendispofitionen zu rechtser⸗ 
zeugenden Thatſachen für vollitredbare öffentliche Pflichten erhoben werden. 
Man fpricht in ſolchen Fällen von vollftredbaren Vergleichen oder Ber: 
pflichtungserllärungen der Parteien. Aber auch in ſolchen Fällen ift 
nicht der Parteienwille Segenftand der Verwirklichung, fondern der Ges 
fepeswille, der an die Erklärung des Barteienwillend die Entitehung 
Öffentlicher Pflichten Mnüpft. Hier find in erfter Linie zu erwähnen: 
Außeinanberjegungen der Parteien über die Ordnung ihrer divergirenden 
Brivatintereffen im Rahmen der abjoluten Vorſchriften zur Wahrung 
Öffentlicher Intereſſen, ſoferne ſich dieſe Auseinanderſetzung unter ber 
Theilnahme der Behörden zu vollziehen Hat und als rechts- 
erzeugende Thatſache für die Entftehung öffentlicher Pflichten ge= 
ſetzlich anerkannt ift.?) Dasfelbe gilt in jenen Fällen, in welchen 
die Uebereinkunft mehrerer fir einen öffentlichen Zweck Beitrags- 
pflichtigen die behördliche Repartition des Aufwandes erfeht®) oder, wo 
freiwilliges Erbieten einer oder mehrerer Perſonen zu einer öffentlichen 
Zeiftung rechtsbegründend erklärt ift für die Einforderung derfelben.*) 
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1) Lex (dies) interpellat pro homine. 
Rad) den 88. 4 und 5 des Geſetzes 

. 9. März 1870, R. G. B. Nr. 23, ift 
bie Schuldigleit an directen Steuern, 
wenn das Ausmaß derjelben zu Be⸗ 
inn eines Etatsjahres dem Steuer 
ſ8 uldner noch nicht bekannt gegeben ſein 
follte, auf Grundlage der Vorſchreibung 
des letzten Etatöjahres an den gejeglichen 
Terminen einzuzahlen und in biejem 
Ausmaße, wenn die Zahlung nicht 
binnen 4 Wochen vom WTälligfeitstermin 
erfolgt fein foll, erequirbar. Yür die 
gerichtliche Eintreibung genügt nach der 
herrichenden Praris in diefen Fällen 
Die Borlage des Rückſtandsausweiſes der 
Steuerbemeſſungsbehoͤrde beim requi⸗ 
rirten Executionsgericht (E. d. V. G. H. 

v. 11. Februar 1853, 3.1308, dit. G. 8. 
—8— 1883 Nr. 41). Sndeh ift diefer 
Fall doc fein vollfommened Schulbeiſpiel 
für eine unmittelbar, d. i. ohne vor⸗ 
hergehende Aufforderung erequir- 
bare Pflicht, inſoferne die öffentliche 


Kundmachung der Zahlungstermine und 
der Rechtsfolgen ihrer Nichteinhaltung 
borgelchricben ift. 

‚© 8. 2 v. 31. Juni 1898, 2. 
3329, „Bub. 7349. 

3) Nah dem 8.4 des n. 8. L. G. v. 
24. April 1874,8. ©. B. Nr. 24, Hat 
eine Repartition der Erhaltungstoften 
für die vor der Wirkſamkeit dieſes Ge⸗ 
ſebes | errichteten Bufahrtöftraßen zu 
Bahuhüfen nur dann einzutreten, wenn 
fein befonderes Uebereinfommen der In⸗ 
tereljenten für dieſen Zwed befteht (V. ©. 
H. E. v. 28. December 1889, 3. 4296, 
Bubiv. 6047). 

4) 88.1,2 des n. ö. L. G. v. 18. De 
cember 1871, 2.6.8. Nr. 45, erklären 
auch jene beitragspflichtig für die Er- 
Haltung Öffentlicher Volksſchulen und 
zur Beſoldung der Lehrer an denfelben, 
welche fich hiezu durch Verträge, frei- 
willige Anerbietungen verpflichtet ur 
(8.6.9. €. v. 17. Janner 1889, 8. 19 
Bub. 4473). 
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Es ift indefien darauf zu adten, ob in Fällen ähnlicher Art rechts 
erzeugende Wirkung wirklich den Parteienverfügungen zulomme, oder ob 
nicht diefe Verfügungen lediglih ein Subftrat bilden, welches in die 
adminijtrative Erledigung aufzunehmen ift, und ob nicht erit Diele reci⸗ 
pirende Erledigung Rechte und Pflichten begründe. Liegt die Sache io, 
dann bilden die für die Parteien verbindlichen Erklärungen derfelben einen 
bloßen gejeblichen Leitfaden für die Erledigung der Behörde, an welde 
fie fih Halten muß, und Vollitredungsacte, welche dent Inhalte der Er⸗ 
Vedigung entiprechen, find dann Acte zur Vollitredung der Erledigung 
und nicht zur Vollitredung einer Gehorfamspflicht auf Grund des Leber: 
einlommens der Parteien. Dies ift die Auffaflung des öſterr. 3. 6.9. 
von einer ertheilten Baubewilligung, joferne fie den Inhalt von Verein: 
barıngen der Parteien zum Inhalte ihrer eigenen Anordnungen macht. 
Dadurch ſoll unmittelbar eine öffentliche Pflicht des Projectanten der 
Behörde gegenüber bergeitellt werden, nicht eine Vertragspflicht zwi- 
hen den Barteien des Verfahrens. Abweichung auch von dieſen 
Beitimmungen fol ohne Bewilligung ber Behörde nicht ftatthaft fein‘) 
Nach dem Gel. vom 7. Juni 1883, R. G. 8. Nr. 92 (8. 11) wm 
Nr. 94 (8. 12) haben die im Zufammenlegungs- und im Grundtheilungs: 
und NRegulirungsverfahren geichöpften Erkenntniſſe und gefchloffenen und 
bebörbfich genehmigten?) Vergleiche, ſoweit ihre Vollziehbarkeit im 2er: 
waltungswege in Betracht kommt, die Rechtswirkung „politifcher” Er: 
fenntnifle, beziehungsweiſe Bergleiche. 

IV. Bollitreden ift Handeln zur Verwirklichung eines bereits er: 
klärten boheitlichen Willens, die Erklärung mag in der Form dei Ge 
feßes, der Verorbnung, der Verfügung oder Entfcheidung erfolgt fein. 
Deshalb fallen Verwaltungsacte nicht unter den Begriff der Bollitredung, 
durch welche ein bisher nicht erflärter Wille ausgefprochen wird, mögen 
fie auch einen vorbergegangenen Berwaltungsact zur Borausjehung 
haben. Sp iſt es Feine bloße Vollitredung des Erkenntniſſes über die 
Auflöfung eines Vereins, wenn die Vereinsbehörde auf Grund eine 
jochen Erkenntniſſes gemäß 8. 27 des Vereinsgeſetzes vom Jahre 1867 
die angemefjenen gejegmäßigen Berfügungen in Betreff des Bereint: 
vermögens trifft. Das ift in doppelter Richtung von praftifcher Beben 
tung. Einmal begründet Vollſtreckbarkeit eines Verwaltungsacts nidt 
nothwendig Bollitredbarfeit anderer Bermwaltungsacte, welche denjelben zwar 
zur Borausfegung haben, aber nicht auf deſſen Verwirklichung geridte 
find; vielmehr ift die Vollſtreckbarkeit diefer abhängigen Berwaltungsact 
felbftftändig zu beurtheilen. Wo ferner die Buftändigleit für die Bor 
nahme des bedingenden und des bedingten Verwaltungsacts an verſchie 


1) V. G. v. 28. Jänner 1886, | n.3.8. G. v. 24. April 1874, 2.0.8. 
8. 3147, 8 iv. "880: 1. Mat 1886, 8. | Nr. 24, zuftande gelommenen Vergleiche 
—* ‚Kud. 3036, Bol. aud 8. 33 des zwifchen ben Intereffenten über die der 

ftellung neuer Sutaprtairaben zu Eiſen⸗ 

2 Oder Beitätigung des Landesaus- bahnen (8.8 al.2 Geſ.). 
ſchuſſes bedürfen auch die nach 8.7 des 
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dene Behörden verteilt ift und die Vornahme des bedingten Verwaltungs⸗ 
acts bon Amtswegen zu erfolgen bat, wird die Verpflichtung der für 
den letzteren zuftändigen Behörde, durch die bloße Verftändigung von 
dem formalen Rechtöbeitande des bedingenden Verwaltungsacts begründet. 
Diefe Behörde darf weber einen Vollzugsauftrag noch eine fürmliche 
Reguilition der für den bedingenden Verwaltungsact zuftändigen Behörde 
abwarten. Ein folder Ball ift durch die Beitimmung des cit. 8. 27 
des Vereinsgeſetzes gegeben, da die Zuſtändigkeit für die Aufldfung des 
Vereind nur der Statthalterei und dem Miniſterium des Innern zu- 
fommt, die vorjorgliden Maßregeln zur Sicherung des Vereinsvermögens 
eben gemäß 88. 27, 28 des Geſetzes durch die politifchen Bezirksbehörden 
Bezirkshauptmannſchaften, jtädtiiche mit der Buftänbigfeit der Bezirks— 
hauptmannſchaft betrante Magiftrate), eventuell durch die Iandesfürftlichen 
Sicherheitsbehörben, bei Gefahr (dev Verfchleppung) am Verzuge aud) 
durch die Gemeindevorſteher vorzumehmen find. Die Verpflichtung zu 
diefer Fürſorge wird, wenn nicht ſchon vorher eine Verftändigung von 
Amtswegen erfolgt fein follte, jedenfalls durch Beröffentlihung der Auf- 
löfung in der amtlichen Landeszeitung begründet. 

V. Bollitreden ift jedes Handeln der VBehörben zur Berwirflichung 
hoheitlichen Willens im Staate, alfo nicht gerade ftaatlichen Willens umd 
nicht gerade des Willens des vollftredenden Staates. Vollſtreckbar tft 
eben jeder Wille, den gejehlich die Bedeutung vollfizedbaren hoheit- 
lihen Willens beizumefjen ift. Hier lommen vor Wllem in Betracht die 
Selbjtverwaltungstörper und alle jonftigen öffentligen Corporationen, 
deren Anordnungen, Aufträge, Befehle, Enticheidungen als rechtsverbind⸗ 
ih oder für vollitredbar erflärt find, fei es durch Machtmittel, die ihnen 
der Staat zu eigenem Rechte verliehen bat, oder fei e3 dur Machtmittel 
des Staates. Erſteres gilt von den öfterreihifchen Gemeinden, welche 
in einem gewiſſen Umfange Bollitredungsgewalt zu eigenem Rechte be- 
figen, für deren Ausübung ihnen allerdings nur beicheidene Mittel zur 
Verfügung geftellt find. Der formellen Rechtskraft fähig und vollftred: 
bar find nach $. 18 des Geſetzes vom 28. December 1887, R. G. B. 
f. 1888, Nr. 1, die Entfcheidungen der Unfallgverficherungsanftalten über 
die Berfiherungspflicht eines Betriebes und über deſſen Einreihung in 
eine beitimmte &efahrenclafje und unter einen beitimmten Procentjag 
derſelben. Vollſtreckbar find diefe Enticheidvungen, felbft wenn fie durch 
rechtzeitigen Einfpruch angefochten worden find. Vollſtreckbar find Auf: 
träge, Enticheidungen öffentlicher Körperfchaften, denen die Vollftredbarkeit 
mittel der Buficderung der „Execution im politiichen Wege”, „im poli- 
tiſchen Zwangswege“, oder durch andere ähnliche Bezeichnungen zuerfannt 
it. Nach der Fin. Min. Vog. vom 24. Juni 1860, R. G. B. Nr. 169, 
haben in jenen Fällen, wo ausländiſche Gerichte auf Anſuchen öfterr. 
Behörden (alfo auch von Verwaltungsbehörden) in einer bei letzteren an: 
bängigen Parteiſache Amtshandlungen (3. B. Zengenvernehnungen, Exe⸗ 
eutionen u. ſ. w.) vornehmen, welche einer augländifhen Abgabe 
unterliegen oder mit Koften. verbunden find, die ausländiichen Behörden 


Tezner, Handbuch. 26 
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nach Maßgabe der befonderen zwiſchen Oeſterreich und ihren Regierungen 
beitehbenden Staatsverträge das Hecht, und die tnländifchen Behörden 
(alfo auch Berwaltungsbehörden) die Pflicht, die Einbringung diefer Ab 
gaben oder Koſten von den im Inlande befindlichen Parteien nöthigen 
falls zwangsweiſe zu veranlaflen, wie dies vertragsmäßig im umgelehr⸗ 
ten Falle auch ſeitens der ausländischen Behörden geichieht. Nach 8.45 
der durh F. M. E. vom 21. December 1868, R. ©. B. Nr. 156, bi 
auf weitere Anordnung verlängerten, mit Geſ. vom 26. März 1869, 
R. ©. B. Nr. 36, genehmigten Verordnung des Finanzminiſteriums vom 
2. October 1868, R. ©. B. Nr. 135,. haben ſich die öfterreichifche und 
die ungarifche Finanzverwaltung verpflichtet, ſich wechielfeitig ..... . durch 
Eintreibung der fogenannten Gebühren auf jede zweddienliche Weile zu 
unterjtügen. Hier find auch zu erwähnen die zahlreichen Stantöverträge 
zwifchen dem ehemaligen Kaifertbum Oeſterreich, beziehentlich der öfter: 
reichiſch⸗ ungariſchen Monardie und dritten Staaten über die wechſelſeitige 
Berpflihtung zur Eintreibung der von Öffentlichen Corporationen und Un: 
ftalten des einen Staates beftrittenen Koften der Verpflegung mittellojer 
franfer (auch irrfinniger und fiecher) Angehörigen des anderen Staates. 
Diefelden erklären Requifitionen der außländtfchen Behörden um diefe Ein- 
treibung im Nahmen des Vertragsinhalts vollitredbar.‘) Endlich ift über 
haupt auf die für die verichiedenften Bivede wechſelſeitige Staatshilfe 
gewährenden Staatsverträge zu verweifen. 

VI. Der hoheitliche Wille, welcher Gegenftand der Vollſtreckung im 
Berwaltungswege ift, muß nicht ein Uct einer Berwaltungsbehörde, 
jet e8 einer ftaatlichen oder einer Selbitverwaltungsbehörde fein; aud Ent: 
ſcheidungen und Verfügungen der Civil- und Verwaltungs-Gerichte 
fönnen den Vermwaltungsbehörden zur Bollitredung überwieſen werden. 
Bon ctvilgerichtlichen Erfenntnifien gilt dies in der Hegel dann, wenn 
im Intereſſe des Rechtsſchutzes des Einzelnen insbeſondere wegen der 
Unzulänglichleit des Aominiftrativverfahreng für die Gewinnung von ber: 
Yäßlichen Ungaben der Parteien und Beugen oder wegen des Vorwalten 
eivifrechtlicher Präjudictalftagen eine Verwaltungsſache gerichtlicher Ext: 
fchetdung unterworfen wird. Hier fit der Zwed der Competenzverſchie 
bung mit dem ctoilgerichtlichen Erkenntnis erreiht. Die Bollftredung 
ift wieder Sache der Verwaltung. So ordnet dad Hfdet. v. 4. Inne 
1836, 3. ©. ©. Nr. 113, die Eintreibung der Concurrenz-Beiträge umd 
Ausftände nah den fir dDirecte Steuern beftehenden Vorfchriften as 
und fennt die gerichtliche Eintreibung nur in der Form der gerichtlichen 
Steueregecution, binfichtlich deren die Gerichte nur im requiſitoriſchen 
Berhältnig zu den Vertwaltungsbehörden ftehen. Damit tft deutlich genm 
die Eintreibung als Berwaltungsfache erklärt. Die gerichtliche Erew 
tion erjcheint hier nur als ein der Verwaltungsbehörbe offen ftehende 
Zwangdmittel für die Eintreibung einer Öffentlichen Forderung anerkamm. 
Die Behörden können aber nach Maßgabe der hierüber beftehenben ®e: 


1) Bal. die Ueberficht bei Mayrhofer 4. Aufl. II. Bb. S. 5öL ff. 
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fimmungen auch zur Execution im Verwaltungswege greifen, die gericht- 
fihe hat nur fubfidtär zur Geltung zu kommen. Dies gilt nun aud) 
dann, wenn ausnahmsweiſe wegen obwaltender „Privatrechts⸗ oder be- 
ſonderer Titel” die Gerichte zur Enticheidung über den Beitand und 
die Höhe der Soncurrenzpflicht zu entfcheiden haben. So ift durch das 
Gefeb vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50, der Rechtsweg eröffnet 
für die Enticheidung der Frage, ob der Patron aus bejonderen privat- 
rechtlichen Gründen von der Leiltung für Tatholifche Cultuszwecke frei 
ſei ($. 34), unter Umftänden welche von mehreren Perfonen, binfichtlich 
deren ein Zweifel in dieſer Hinficht entjtanden tft, als Patron (88. 33, 
34, 55), endlich ob Jemand aus befonderen Titeln zur Beitragsleiftung 
für katholiſche Cultuszwecke verpflichtet ift (8.55). In allen diefen Fällen 
handelt es ſich um die Frage nach dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
öffentlichen Pflicht?), deren Realiſirung Sache ber Verwaltungsbehörden 
it. Nach 8. 26 des Neichswaflergefehes vom 30. Mai 1869, R. G. 2. 
Nr. 93, ift, wenn die Betheiligten ſich mit der im Verwaltungswege er: 
folgten Entfcheidung nicht zufriedenftellen, durch den Richter zu beitimmen, 
ob aus Neichd- oder Landesmitteln unternommene Waflerbauten den 
Beſitzern der angrenzenden Liegenjchaften oder der benachbarten Wafler- 
anlagen in erheblichem Maße zum Nuten gereichen, und welchen ange- 
mefienen Beitrag diejelben zu leiften Haben. Aber zur Leiftung des 
Beitrags können die Verpflichteten nur im Verwaltungswege verhalten 
werden. Zum Theile geitaltet ſich die Thätigfeit der Verwaltungsbehör⸗ 
den zu einer Vollſtreckung civilgerichtlicher Erfenntnifje, wenn diefelben 
mitzuwirfen haben, um ſolche Erkenntniſſe vom Standpunfte des be- 
itehenden Polizeirechts ausführbar zu machen. Das gilt insbeſondere 
von Erkenntniſſen, die fi) auf die Nutzung von Grund und Boden oder 
von Waſſer beziehen. Es entipricht beiſpielsweiſe der richtigen Abgren⸗ 
zung der Bujtändigfeit von Gericht3- und Verwaltungsbehörden, daß bie 
erfteren die letzteren um die forjtpolizeimäßige Durchführung eines ge- 
richtlichen Erfenntniffes auf Ueberlaſſung von Waldweide zu requiriren 
haben.?) Nach 8. 88 der n. d. Waflerrehtsorbnung find von den Ber- 
waltungsbehörden bei der Regelung von Waffernubungen bejtehende 
Uebereinfommen oder erworbene befondere Rechte vor allem zu fehlten, _ 
die Enticheidung im Falle obmwaltenden Widerftreit3 fommt dem Richter 
. zu. Das Berhältniß iſt alfo hier deutlich fo georbnet, daß der Richter 
über Beitand und Anhalt von Rechten im Proceßiwege zu entfcheiden 
hat, und daß feine Enticheidung durch die Berwaltungsbehörde zu voll: 
ziehen ift, ſoweit fih eine ſolche Vollziehung im Rahmen der waſſer⸗ 


1) Der Märung dieſer Competenz- 2) Big. des Min. fir Landescultur 
Frage 9 enüber der bei Sarwey a.a.D. | u. un Der — 7 — v. 24. April 1852, R. G. B. 
©. 31 nö 335, 339 ff. herrfchenden Un- Min. Erl. v. 8. Juli 1855, Y 
Harbeit ift die hier oft eitirte Abhandlung 10er. Mayrhofer 4. Aufl., Br. 3 
Tezners, Die Privatrechtstitel u.|.w. | ©. 418, Anm 
gewidntet. 
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polizeilichen Normen als ausführbar darſtellt.) Nach 8. 30 des Ef. 
vom 18. April 1869, R.G. B. Nr. 44 Haben fich die Betheiligten wegen 
Bollzuges der Erkenntniſſe des Reichsgerichts, wenn dieſe Erkennwiſſe 
einem jolchen unterliegen, an die zuftändige Gerichts, oder Bermaltungs- 
behörde zu wenden. Die Verwaltungsbehörben find un beifpieläweile 
zuftändig zur Durchführung des Erkenntniſſes über einen negativen Com- 
petenzconflict, welcher gegen die Verwaltungsbehörden ausfällt, ferner 
eines Erfenntnifjes über Anſprüche von Kronländern gegeneinander aus 
beftehenden Concurenzverhältniſſen. Eine Art Vollſtreckung liegt auch in 
dem Erlaffe von Verfügungen auf Grund der in einem Eaflationsertennt- 
uiß des Berwaltungsgerihtshofs ausgefprochenen Rechtsanihauung 
oder der in einem ſolchen Erkenntniß enthaltenen Rüge von Mängeln 
des Verfahrens gemäß al. 2 der 88. 6 und . des Gef. vom 22. October 
1875. Auch die Ausſprüche des Verwaltungsgerichtshofs über den Er- 
ſatz der Koſten des verwaltungsgerichtlicden Verfahrens, fowie die von 
demfelben ausgehenden Verurtbeilungen zu Muthwillensgeldſtrafen find 
von den Verwaltungsbehörden zu vollziehen (85. 40, Al). 


6. 35. Der Bollftredungsswang insbefondere. 
I. Begriff. 

Der Vollftredungdzwang befteht in der Ausübung ftantlicher ok 
hobeitliher Gewalt zur Ueberivindung der Hinderniſſe, welche der 
widerfirebende Wille oder Untbätigleit der Gewaltunterworfenen der 
Berwirklihung hoheitlichen Willens entgegenfeht. Er wird geübt durch 
Berfügungen gegen oder über die widerftrebende oder unthätige PBerjon 
oder durch Ausübung unmittelbarer SHerrichaft über die Sachen, on 
welchen oder mittels welcher der Zweck hoheitlichen Willens verwirklicht 
werden joll, 


ID. Die Bmwangsmittel, 


a) Pinhologifhe Zwangsmittel. 
I. Dem Polizei: und Criminalſtrafrecht gehört Die Erörterung ale 
Polizei- und Criminaledicte an, welche durch gewaltfamen oder paffiven 
Widerjtand oder durch bloßen Ungehorfam oder auch durch bloße Unthätig: 
feit gegenüber Befehlen der Verwaltungsbehörben begangen werden‘) 








1) E. d. VB. G. H. v. 10. October 1876, 
3. 11960, Otto Mader, Theorie bes 
franz. Verwaltungsrechts ©. 340 ff., 
Teznera.a.D. ©. 383]. und in Grün- 
hut's Zeitiärift XI. Bd. ©. 1107. 

2) Rofin, Das Bolizeiverordnungs- 
recht in Preußen ©. 67 ff., dann Stengels 
Wörterbuch II. 8.270. Förſtemann, 
Breuß. Bolizeireht ©. 101 f.; Löning, 
Deutſches Verwaltungsrecht ©. 253 ff., 


813 ff.; Georg Meyer a. a. O. S. 66. 
und ©. 84 ff. und die dort cit. Artikel 
in Stengeld Wörterbuch II. ©. 03h, 
800 ff., 1008 ff.; Lift, Lehrbud de 
Strafrecht 5. Aufl. S.] 70 und die beiten 
felben angeführte Gtrafrechtsliteratur: 
Sellinet, Syitem u. ſ. w. ©. 28 1. 
Unm. 1, und dazu Tezuer in Grün 
hut's Beitfchrift XXL Bd. ©. 101. 
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Sicher ift auch die Androhung von Strafen, melde mit der Thatjache 
des Ungehorſams von felbit verwirkt find, eines ber Mittel, um piycho- 
logifh auf Die Verhütung von Ungehorfam hinzuwirken, mag ſelbſt 
die angedrohte Strafe Freihettsftrafe fein.!) Iſt aber einmal durch den 
Thatbeftand des Ungehorfams die Strafe verwirkt, dann kommt bei ihrer 
Verhängung diefer Zweck weiter nicht mehr in Betracht; die Verhängung 
hat dann keinen andern Zweck als den, zu firafen. Dies gilt auch in 
jenen Fällen, in welchen durch Verharren im Ungehorfam nach erfolgter 
Beitrafung der die Strafbarfeit begründende Thatbeitand immer wieder 
nen erzeugt wird, in den Fällen der fogenannten Dauerdelicte. WWefent- 
fich verfchteden von der Polizeiftrafe ift die Strafe, welche die Behörden 
im Einzelfalle androhen oder auch unmittelbar verhängen dürfen, um zu 
bewirken, daß eine conerete pofitive pder negative Gehorſamspflicht durch 
den Verpflichteten oder die zum Handeln für ihn oder an feiner Statt 
berufenen Berfonen erfüllt werde. Dient die Verhängung der Polizei⸗ 
ftrafe, wenn fie einmal verwirft fit, der Beftrafung des Unrechts, fo 
verfolgt felbft die durch vorhergehende behördliche Androhung nicht ver- 
mittelte Verhängung der Bmangsftrafe neben dem Strafzwed noch 
immer außerdem den Zweck, den Wideripruch zwiſchen dem durch Geſetz, 
Verordnung oder Einzelverfügung gewollten Zuftande und der Wirklich— 
feit durch pſychologiſche Einwirkung auf diejenigen individuell beftimmten 
Berfonen, welde zur SHerftellung der Webereinftimmung zwiſchen ver 
Wirklichkeit und dem Hobeitlichen Willen, wie er ſich in Geſetz, Ber- 
ordnung u. f. tw. ausdrlidt, verpflichtet find, zu befeitigen. Die Her- 
beifühbrung des Gehorſams gegenüber gefehlichen oder behördlichen 
Befehlen tft alfo der Hauptzwed der Zwangsſtrafe. Daraus ergibt 
fih folgender praktiſcher Unterfchied. Während die Polizeiftrafe, einmal 
verwirkt, verhängt werden kann und zu verhängen fit, wenn felbft nach 
dem Eintritt ihrer Verwirkung die Gehorfamspflicht ſeitens der Schuldigen 
erfält wird, kann die Zwangsſtrafe nach erfolgter Erfüllung der zu 
erzmingenden Pflicht, weder unmittelbar verhängt noch angedroht werden, 
mag auch die Befugniß der Androhung oder Berhängung in ber 
Bwifchenzeit zwiſchen der Entſtehung der Pflicht und ihrer Erfüllung 
beftanden Haben. Denn die Zwangsftrafe ift eben mur ein der Behörde 
zur Verfügung geftelltes Machtmittel behufs Verwirklichung Hoheitlichen 
- Willens; tritt die Verwirflihung ein, ehe die Behörde von der ihr 
zu dieſem Zweck verliedenen Machtbefugniß &ebraud gemacht Hat, dann 
ift mit dem Wegfall des Zweckes auch die Vefugniß erlofhen. Deshalb 
ift Mechtzeitigkeit der unvermittelten Verhängung oder der Undrobung der 
Zwangsſtrafe eine conftitutive Vorausfegung für die Entjtehung des 


1) Eigenartig find die Strafen, welche | bührenpflicht nach 88. 79, 80 des Ge- 
in der eiternng des Inhalts einer bührengel, dann die Verlängerung ber 
öffentlichen Pflicht beftehen, wie etwa | militäriichen Dienſtpflicht in den Füllen 
die Strafe ber Gebührenfteigerung im | ber 88. 44-46 und 47-50 des Wehr⸗ 
Falle der Unterlaffung der Erfüllung | gefebes. 
oder ungeböriger Erfüllung ber &e- 
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Anſpruchs auf die Strafleiftung.!) Die Bolizeiftrafe als Strafe 
legt immer Ddelictifhen Willen des zu Beftrafenden voraus, und 
diefer defictiiche Wille muß vor der Verhängung der Strafe feftgeftelit 
werden, jet e8 auh im Wege des Mandatsverfahrens. Dagegen 
läßt fi eine ſolche Feſtſtellung als VBorausfegung für die Verfügung 
oder Androhung einer Zwangsſtrafe wenigſtens für das öfter 
reichiſche Recht nicht nachweiſen. Es genügt, von entgegengejchten 
Beitimmungen abgejehen, die mora des Werpflichteten, ein Schuldmoment 
ift nicht vorerst zu erheben ‚und feitzuftelen. Ob in dem Halle, als die 
Zwangsſtrafe ohne vorherige Gewährung von Parteiengehör zu ver 
hängen ift, eine nachträgliche Rechtfertigung Anſpruch auf Freilaſſung von 
der eben verhängten Zwangsſtrafe begründet, ift nach Maßgabe der ein 
Tchlägigen Beitimmungen zu beurtheilen.?) Die Bolizeiftrafe darf deshalb 
nur auf Grund eines durchgeführten Polizeiftrafprocefies verhängt werden, 
mittel dejjen die ftrafbare That und die Strafbarkeit des Thäters feft- 
gejtellt wird. Für die Verhängung oder Androhung der BZwangöftrait 
genügt die Wahrnehmung, daß ein rechtswidriger oder einer vollſtreckbaren 
Verfügung oder Entjcheidung widerfprechender, durch eine beftimmte 
Perſon zu bejeitigender Buftand vorhanden ift. 

Verfügung und Androhung der Zwangsſtrafe darf fo oft erueutrt 
werden, und es Darf das Strafübel innerhalb der gejeblichen Grenzen 
geiteigert werden, bis der angeftrebte Zweck erreicht iſt. Auch die Polizei: 
ftrafe tjt immer von neuem zu verfügen und jedesmal zu fteigern, mean 
nach erfolgter Beitrafung das ungehorjame Verhalten fortgefegt wir. 
Allein in legterem Falle wird der Ungehorfame geitraft, weil er un: 
gehorjam geweſen tit, im erjteren, damit er aufhöre, e3 zu fein. 

II. Wegen der Verſchiedenheit des Weſens von Polizei⸗ md 
Zwangsſtrafe find die gefeglichen Beftimmungen liber PBolizeiftrafen nid 


1) ®o die Strafe in einer Geld» 
leiſtung befteht, ift dieſelbe meift nicht an 
den Staat, fondern an Sjienttiche Cor⸗ 
porationen oder an die Armenfonde zu | der Gem. O., welcher der Oberbehoͤrde 
erftatten. Der Anfpruch berjelben ift | daS Recht zuerfennt, aus rüchſich 


erfennung eines Anſpruchs auf mr 
laffung wegen zwingender Verhinde 
TungSurjagen nicht zu erbliden. $.19 





mit der Strafverfügung begründet. Des- 
halb ift e3 von Bedeutung zu confta- 
tiren, durch welches Moment die Strafe 
verfügung perficirt wird, ob fchon durch 
die förmliche Ausfertigung des Straf« 
decretes oder durch deſſen Hinausgabe, 
oder erit durch die erfolgte Zuftellung? 

Ein Fin. Min. Erl. v. 17. März 
1868, 3. 6449, mitgetheilt bet Roll LI. 
©. 1057, fpriht ganz allgemein von 
Gnadengeſuchen der Parteien um Nach⸗ 
ſicht der gegen dieſelben wegen Ueber⸗ 
tretung der Geſetze und Vorſchriften der 
directen Steuern verfügten Strafen. 
Möchte man denſelben auch auf Smange- 
itrafen beziehen, jo ift darin die An- 


würdigen Gründen Strafen nachzuſehen, 
bat nur die - Bolizeiftrafen dr 
Gew. D. im Auge. Dagegen den 
nah 8.9 al.4 der faif. Whg. vom 2. 
April 1854, R. G. B. Ne. %, die 
dem contumaciöfen Vorgeladenen anzı 
drohende Geldbuße, nicht verhängt werde, 
wenn er zu dem nun unter Strafat 
drohung ausgefchriebenen Termine au 
giltigen Entichuldigungsgränden, all 
wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
fonftiger gegründeter Hindernifie (al 3: 
nicht erfcheinen konnte. Uber für dk 
Androhung der Geldbußen if yeir 
feung einer Schuld de3 zu Bedroher⸗ 
en nicht erforderlich. 





407 


ohne Weiteres auch auf Zwangsſtrafen auszudehnen, und umgekehrt. 
Für da3 Öfterreichiiche Recht hat diefe Scheidung auch die praftifche 
Eonjequenz, daß die allgemeine Zuftändigfeit der politiichen Behörden 
im engiten Sinne ded Worts, alfo in letzter Inſtanz des Minifteriums 
des Innern zur Durchführung des Boltzeiftrafverfahrens,!) — 
welche befteht, mag das Berwaltungsverfahren zur Feititellung einer 
unter Straffanction ftehenden polizeilichen Pflicht in was für ein Reſſort 
immer fallen — fich nicht auch auf die bloße Verhängung einer Zwangs⸗ 
ſtrafe erftredt?) und daß die wegen de3 Mangeld eined Ausführungs- 
gefetes zum 8. 48 des Gef. über den Verwaltungsgerichtshof gegen- 
märtig noch beftehende Unzuftändigkeit desfelben in Polizeiſtrafſachen 
weofällt, wenn vor demjelben Bejchwerde wegen rechtswidriger Androhung 
einer Bwangsftrafe®) erhoben wird. 

OL So wie jeder Vollftredungszwang Tann auch die Zwangsſtrafe 
durch Geſetz zugelaflen fein, zur unmittelbaren SHerbeiführung der Er- 
füllung einer geſetzlichen Pflicht, ohne daB es einer borgängigen Feſt⸗ 
ftellung berjelben im Verwaltungsverfahren unter Buziehung der zu 
zwingenden Partei bedürfte. So Tann die Behörde einem Berein, 
welcher Nachweife über feine Wirkſamkeit an feine Mitglieder vertheilt, 
nad) 8. 13 des PVereinsgefehes vom Jahre 1867 durch Ordnungsſftrafen 
bis zu zehn Gulden dazu verhalten, dieſelben ihr in drei Eremplaren 
zu überreichen. Steht der Thatbeftand der Bertheilung etwa auf Grund 
der Angaben des Regierungsvertreterd bei jener Verſammlung, in welcher 
die Austheilung erfolgt ift, feit, dann kann der Zwang durch Ordnungs⸗ 
Strafe fofort geübt werden. Uber gerade im Falle eines ſolchen ohne 
vorangehendes Parteienverhör geübten Zwangs ift die Einhaltung der 


1) Htezu vgl. die Berordnungen ber 
Minifterien des Innern und der Juſtiz 
und der oberften Bolizeibehörde vom 
3. April 1855, R. G. 8. Nr. 61; 30. Sep- 


tember 1857, R. ©. 8. Nr. 198; 5. März | 


1858, R. G. B. Nr. 34. 

2) So geht der Inftanzenzug im Bo- 
lizeiftrafverfahren wegen Webertretung 
der Borjchriften des Wafferpolizeirecht3 
an da3 Minifterium des Innern, da⸗ 

egen für Bernfungen gegen die Ber- 
ügung von Bwangsftrafen zur Herbet- 
führung ber Erfüllung waflerpolizet- 
licher Verpflichtungen an das Aderbau- 
minifterium als das zum Decernat zu- 
ftändige Refjortminifterium (Entich. des 
Aderbauminifteriums v. 2. Juni 1877, 
3. 5385, 8. f. V. Sehr. 1878 Nr. 34). 

3) 8.6.9. €... Mai 1877, 8.586, 
Budw. 77; 2. März 1880, 3. 409, Budw. 
717. Der V. G. 2 faßt den Yusbrud 
„Bolizeiftraffachen” des 8. 48 des Geſ. 
in feiner engeren Bedentung auf, in 


welcher er bie finanzpolizeilichen Straf- 
delicte nicht mit umfaßt, und gewährt 
deshalb feinen Rechtsſchutz gegen polizei- 
liche Beftrafungen von Webertreiungen 
jener Gehorſamspflichten, welche der Ver⸗ 
hütung der Hinterziehung von Steuern 
und fonftigen öffentlichen Abgaben zu 
dienen beftimmt find, aljo beiſpielsweiſe 
gegen ftrafweife erfolgte Gebühren 
erhöhungen, gegen Strafen wegen WMieth- 
zinsperheimlichungen u. |. wm. Auch die 
Gebührenftrafen And Beitrafungen bes 
Unrechts wider die Sebührengefehe; wie 
bei den meiften Polizeiftrafen gilt auch 
ier jedes bloße Mißverftändniß des Ge⸗ 
etzes als verjchuldet. Mangelnder dolus 
und Rechtsirrthum find nur Gründe für 
gnadenweiſe Nachſicht. F. M. E. v. 4. Fe⸗ 
bruar 1851, 8. 2181, abgedruckt in der 
von Sams beforgten Ausgabe des Ge⸗ 
bührengeleßes Oranz jüe Sammlung 
12. Bd. bei 8.80 des Gef. 


gejeßlichen Reihenfolge der Zwangsſtadien von bejonderer Wichtigkeit. 
Wenn deshalb die Staatliche Auffichtsbehörde nach 8. 19 des Kranken⸗ 
verficherungögefehe® vom 30. März 1888, R. G. B. Nr. 33, ohne 
weiteres Berfahren die Befolgung der Vorjchriften dieſes Geſetzes gegen 
bie Mitglieder des Boritandes einer Krankenkaſſe durch Androhung, 
Verhängung und Bollitrelung von Geldftrafen bis zu 100 fl., im 
Falle der Uneinbringlichleit mit Wrreftitrafen bis zu 14 Tagen er: 
zwingen darf, jo kann fie in diefem Falle nicht ſogleich wit der Ber: 
fügung der Geld: oder Freiheitsftrafe vorgehen, fondern muß Diejelbe 
vorerit androhen. Jedenfalls bedarf Erfüllungszwang ohne vorhergehende 
Feſtſtellung der Erfüllungspflicht unter Mitwirkung der Partei geſeglicher 
Bulafjung und ein derart unvermittelter Zwang darf über die gefehlic« 
Grenze hinaus nicht geiibt werden. Im Zweifel wird wegen ber 
fortjchreitenden Rechtsſchutztendenz der modernen Geſetzgebung gegen die 
Unmittelbarfeit des Zwanges zu interpretiren fein.") 

IV. Ueberhaupt feßt der Strafzwang wie jebe Hoheitliche Befugniß 
eine diejelbe fchaffende und begrenzende Rechtsnorm voraus. ine folde 
Rechtsnorm ift nun im 8. 7 der Tail. Vdg. v. 20. April 1854, R.6.%. 
Nr. 96, wodurch eine Borichrift für die Volftredung der WBerfügungen 
und Erlenntniffe der landesfürftliden politiſchen und polizeilichen Be: 
hörden erlaffen wird, nicht enthalten. Dieje Beſtimmung hat vielmehr, 
wie ihre Anlehnung an den 8. 11 diefer Vog. beweilt, das Polizei 
delict der Uebertretung oder Mißachtung eines behördlichen Verbotes 
im Auge, welches im Wege des Bolizeiftrafverfahrens. zu ahnden 
ift, mährend in demfelben Paragraphen die Competenz der politiichen 
und Polizeibehörden, ihre Verbote mittel3 Zwanges zu vollftreden, nicht 
näher beftimmt wird, als daß fie die zum Zwecke führenden Bollzugi- 
und Erecutiongmittel zur Anwendung zu bringen haben. Bon der Befug: 
niß der Behörde zur Strafandrohung als eined Bwangsmittels ft 
nur im $. 9 und dort nur mit Beichräntung auf den Fall die Rede, 
als e3 fich Handelt, das Erfcheinen eines ausgebliebenen Worgeladenen 
zu erzwingen. Es befteht darum auch für die politifchen und Bolizei: 
behörden die Zuſtändigkeit, Strafen auf die Nichtbefolgung individu: 
eller Befehle mit der Wirkung anzubrohen, daß fie, wenn dem Befehle 


1) Bgl. Schon die vernewerte Landes- 2) Auf Bergrechtsangelegenheiten er 
ordnung für das Königreih Böhmen | Härt diefe Bbg. anwendbar, 8.6.9. € 
v. 10. Mai 1627 ©. 49 A XLXX: „daß | v.8. Februar 1884, 3.274, Budw. 2015, 
wider niemanden auß Unfern gehor- | auf Waſſerrechtsſachen 8. G. 9. €. r. 
jamben Ständen, von ber Execution an- , 9. October 1893, 3. 3450, Budw. 7482. 
gefangen, und ungehörter Sad wider | Bom 15. bi zum 18. Jahrhundert war 
einen verfahren, fondern vielmehr denen das Ungehorfams- Strafverfahren vor⸗ 
Rechten ihr gebührender Lauff gelaflen nehmlich als Zwangsverfahren gedadt. 
werde.“ Dieje Zuficherung bezieht fich, wie Es wurde dur die Strafflage de 


— — — — — 


die Proceßnormen über die Gerichts- Fiscals eingeleitet. Ju dem wmobernen 
barkeit der damaligen Zeit in Xer- | öfterreichiichen Polizeiſtrafproceſſe ik die 
waltungsfachen beweiien, nicht lediglich | Unklage- und die richterliche Function 
auf die Strafgerichtöbareeit. . | in berfjelben Behörde vereinigt. 
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nit entfprochen wird, ohne weitered Verfahren verhängt werden 
tönen nur jo weit, ala ihnen eine folche BZuftändigkeit durch be- 
ſondere geſetzliche Beitimmungen zuerkannt tft. Das Gleiche gilt auch 
von den Behörden anderer Reſſorts. Auch hinſichtlich Ddiefer mangelt 
es an einer allgemeinen Beitimmung ihrer BZuftändigfeit zur Androhung 
von Zwangsſtrafen. Beifpiele derartiger Sonderbeftimmungen find: der 
cit. 8. 13 des Bereinsgef. v. Jahre 1867; 8. 19 al. 3 des Gef. vom 
30. März 1888, R. G. B. Rr. 33; 88. 24 al. 4 und 46 bes Bruder⸗ 
ladengeſetzes v. 28. Juli 1889, R. G. B. Nr. 127; 8. 35 des Hilfs- 
toflengefeges v. 16. Juli 1892, R. G. B. Nr. 202, betreffend die Zu- 
läffigteit der Androhung und Verfügung von Geld- und ſubſidiären Frei- 
beitsftrafen gegen die Borftandsmitglieder zur Erzwingung von Pflichten 
dieſer Körperichaften. Kerner tft Hier zu erwähnen: die gefeßliche Er- 
mädtigung der Höheren Organe ber Selbftverwaltung, den niederen 
Strafen wegen Nichtbefolgung von Aufträgen anzudrohen,?) die Befug- 
niß der Gemeindevorſteher, ortspolizeiliche Berfügungen durch Geld— 
oder Urreftrafen zu erzwingen, 8. 32 des Einfommenftenerpatentes vom 
29. October 1849, wonach derjenige, der binnen feſtgeſetzter Frift das 
Bekenntniß oder andere ihm geſetzlich auferlegte Nachtweifungen nicht 
einbringt, von den Behörden mit angemefjenen Geldftrafen dazu ver: 
Balten werden darf?), der Poenfall des 8. 36 der Belehrung be- 
treffend die Evidenzhaltung der Gebäudefteuer in Galizien und der Bulo- 
wina für die Bewirkung rechtzeitiger Anzeige aller die Höhe der Ge- 
bäudefteuer beeinfluffenden Veränderungen an oder mit dem Steuer- 
objecte.?) Dagegen fcheint die Orbnungsftrafe des F. 57 des Geſ. v. 
23. Mai 1883, R. G. B. Nr. 83, für das ungeredtfertigte Nicht- 
eriheinen der Borgeladenen zu den Berhandlungen betreffend Die 
Evidenzhaltung des Grundftenerfatafter feine reine Zwangsſtrafe zu fein. 


V. Als ein bloßes dem Zwecke der Herbeiführung einer beitimmten 
Leiftung der Barteien dienende Zwangsmittel ift die Androhung der 
Biwangsftrafe oder ihre Verhängung nicht in der Weile für die zum 
Zwange befugte Behörde Gegenſtand einer Pflicht, daß fie zu derſelben 
in allen Fällen fchreiten müßte, in welchen fie drohen oder ftrafen darf. 
Sie kann fih auch, wo fie ſchon verhängen dürfte, mit der bloßen 
Drohung begnügen, wenn Grund für die Annahme vorliegt, daß dieſe 
don zum Ziele führen werde. 


1) gl. Urt. DI. des Gef. v. 6. Mai |, fommenfteuergef. ift Zwangsſtrafe zur 
1888, n. 8. L. G. B. Nr. 33, über die Erzwingung der Vorlage des Steuerbe- 
Befugnib des Landesausfchufles, Mit- kenntniſſes; dagegen iſt die Erhöhung 
glieder des Gemeindevorſtandes und des | der Steuer bis zum dreifachen Betrage 
Semeindeaugfchuffes in Angelegenheiten | der normalen Stenerleiftung, wie fie im 
des felbftftändigen Wirkungskreiſes ber | 8.33 dieſes Batentes zugelaflen ift, eine 
Semeinde durch Geldfttafen bis zum Be- | Strafe wegen Hinterziehung, eine Yinanz- 
trage von 25 fi. zur Ertheilung von | Bolizeiftrafe (V. G. H. E. v. 26. October 
Austünften und zur Erftattung von | 1878, 3.1647, Budw. 345). 


Rachweifungen zu zwingen. 
2) Die Ötrote bes 4, 32 des Ein | 3) Rotl 1. 889, 
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VL Die Zwangsſtrafe darf nur verhängt werden unter den gefehlichen 
Boransfeßungen und innerhalb der gefehlichen Grenzen. In diefem Um: 
fange ift fie aber aud dann ftatthaft, wenn außerdem das durch Zwang 
zu bejeitigende erhalten ein Polizei: oder Criminaldelict begründet. 
Sp kann 3. B. die abfichtliche oder culpoje Unterlaffung der im $. 13 
des 1867er Vereinsgeſetzes vorgefchriebenen Ueberreichung von drei Erem- 
plaren des Gefchäftsberichtes bei der Vereinsbehörde nach 8. 36 dieſes Ge⸗ 
ſetzes als eine Uebertretung desfelben durch die Gerichte geahndet werden. 
Unabhängig hievon bleibt aber die Befugniß der Vereinsbehörde beftehen, 
diefe Vorlage durch eine Ordnungsſtrafe zu erzwingen. Anbererfeits 
kann die Behörde feine Verſchiebung der Grenzen zwifchen Polizeiftrafe 
und Zwangsſtrafe dadurch herbeiführen, daß fie den in der Erfüllung 
einer öffentlihen Pflicht Säumigen auf die polizeiftrafrechtlichen Folgen 
folder Säumniß aufmerffjam madt. Eine ſolche Erinnerung bewirkt 
feine Umwandlung der Polizei: in die Zwangsſtrafe; es iſt vielmehr 
auch in diefem Falle Teititellung des fubjecttven und objectiven That 
beftandes im Nechtögange des ftrafprocefiunlen Verfahrens durd die 
hiefür zuftändige Behörde Vorausſetzung der pofizeilihen Abftrafung.') 


b) Bwang durd Eingriffe in das Vermögen der zu Zwingenden. 


I. Der mittelbare Zwang durh Mahnung, Drohung, Zwangsſtrae 
tft ein Zwangsmittel, deffen Erfolg ein unficherer if. Die Gefehgebun 
muß deshalb Vorforge- treffen, daß die Behörde nöthigenfalls über den 
Kopf der ungehorſamen oder unthätigen Verpflichteten hinweg gut 
Realifirung jener ftaatlihen Zwecke fchreiten Tönne, denen die unerfüdt 
gebliebene Pflicht zu dienen bat. Das kann nun in jenen Sällen, in 
welchen die Pflicht in Leiftungen aus dem Vermögen oder in Ber: 
fügungen über das Vermögen des Verpflichteten befteht, nicht anber: 
als dadurch geſchehen, daß die Behörde berechtigt wird, die ſchuldige 
Leiftung aus dem Vermögen oder durch Veräußerung von Bermögen: 
ftüdlen des Verpflichteten hereinzubringen oder die gebotenen Berfügungen 
über die Vermögensſtücke mit Umgehung der Verpflichteten vollziehen 
zu laſſen. 

OD. Auch der Zwang diefer Art ist, wie $. 1 der kaiſ. Vdg pm 
20. April 1854, R.G.B. Nr. 96, ausdrücklich hervorhebt, nur ar 
Grund gefehlicher Ermädtigung, nur unter jenen Borausfeßungen m! 
innerhalb jener Grenzen jtatthaft, welche das Geſetz aufitellt. 

Diefe Verordnung erflärt nun anwendbar die Zwangsmittel de 
fogenannten Steueregecution, aljo die Mittel zur Eintreibung der ftantlicen 
directen und indirecten Steuern ohne weitere Beichränlung für liquide“ 


1) So barf 3.8. die Strafe des 8. 11 | ber 1 Bevangsftrafe m verfügt werben. %- 

der faif. Bdg. v. 20. April 1854, R.G. B. auch Hye 2 

Nr. 96, wegen volizelwibrigen Xer- | 2) Dieies Erforderniß legt eine Eatit 

halten an Öffentlichen Orten nur als | des Din. d. Ian. v. 18. Suli 1869, 3 

pofleiftafe nad) durchgeführten Polizei- 8087, im Sinne ber formell ft 
tafverfahren nicht aber in den Formen | geivorbenen Feftftellung der Umlage 
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Leiftungen, welche durch Zufchlag zu den directen ober indirecten Steuern 
umgelegt werden. Damit find nicht gemeint die fogenannten ftaatlichen 
Zuſchläge, wie der Kriegszufchlag, melde fich ala einfache Steuer- 
erböhungen darftellen, und deren Einbringlichlett durch die Mittel der 
Steuererecution felbftverjtändlih ift, fondern die in Percentfäßen der 
ftaatlichen Steuer ausgebrüdten Landes: und Gemeinde-Umlagen oder 
Zufchläge Herner gewährt die Vdg. die Steuererecution für Leiftungen, 
welche, was den Modus ihrer Eintreibung betrifft, durch Geſetz den 
Stenern gleichgeftellt find, und ſelbſt ohne ſolche ausdrückliche Gleich- 
ftellung für alle Gelbleiftungen zu öffentlichen Bweden, welche vor- 
ſchriftsmäßig auferlegt oder auch ohne vorangegangenen bebörd- 
lichen Auftrag zu entrichten find, vorausgefeht, daß die pofitifchen 
Behörden zu ihrer Eintreibung zuftändig find,*) 3. B. Eurfoiten, andere 
Sanitätsbeiträge, Geldbußen, Bezüge der durch die ftaatlichen Behörden 
auf Rechnung der Gemeinden angeftellten Gemeindebeamten, Beiträge für 
Kirchen, Pfarren und Schulen, Schulgelder u. dergl. (8. 3). Für die 
zwangsweife Eintreibung von &eldleiftungen für Gemeindezwede, welche 
durch einen giltigen Gemeindebefchluß und nicht in der Form von Bu- 
fchlägen zu den directen und indirecten Steuern ausgefchrieben werden, 
find nicht alle Mittel der Steuererecution, fondern nur das Mittel der 
Steuer: Mobilinrerecution ftatthaft (8. 4). Es handelt fih in allen 
diefen Fällen um Geldleiftungen. Nah $. 3 al. 2 der cit. kaiſ. Bdg. 
hätte eine Beſtimmung, welche die Eintreibung einer Öffentlichen Abgabe, 
die weder Steuer, noch Steuerzufchlag, noch Gemeindeabgabe ift, zur 
Zuftändigfeit der politifchen Verwaltung gehörig erklärt, dadurch allein 
Schon die Wirkung, daß eine folche Abgabe mit allen Mitteln der Ere- 
cution für directe Steuern eingebracht werden bürfte, aljo ſowohl mittels 
der Erecution int Verwaltungswege, al3 auch mittel3 gerichtlicher Exe- 
eution. Indeß wird man in allen Fällen, wo ein Geſetz für die Er- 
zwingung einer öffentlichen Geldleiſtung ausdrüdlih nur die politiſche 
Execution für zuläffig erklärt, dasfelbe im Sinne einer Beſchränkung auf 
die Ereeution im Verwaltungswezge auslegen müſſen. Jedenfalls be⸗ 
weift das Beifpiel des Schulgeldes, welches aus dem Hfdct. v. 13. Auguft 
1784, J. G. S. Nr. 322, und v. 13. Juni 1785, J. G. S. Nr. 449, 
in die kaiſ. Vog. binübergenommen worden it, daß die öffentlich =recht- 
liche Natur einer Leiftung dadurch nicht berührt wird, daß fie individuell 
beftimmten Perjonen oder Anftalten zu ftatten fommen joll, vorausgejebt, 
daß diefe Perfonen oder Unitalten mittels beftimmter Leitungen . in die 
Lage verjet werden follen, öffentlichen Zwecken zu entfprechen. 


pflicht aus (MdL IL. S. 809). Bgl. in- 1) 8. 3 ber bg. ſpricht von vor⸗ 
deß 8.5 des Gel. v. 9. März 1870, R. ſchriftsmäßig auferlegten oder beitehen- 
G. B. Nr. 23, 8. G. für Trieft v. 10. De- | den Geldleiftungen, melde im @e- 
cember 1874, 2. G. B. für das Küften- ſchäftskreiſe der politifhen Verwal⸗ 
land Nr. 34, n.5.2.©. v. 6. Juli 1877, | fung zu Öffentlichen Zwecken einzubrin- 
2.8.9. Nr. 18, 0.5.2.6. v. 25. Mat | gen find. 

1875, 8.6.8. Rt. 20, | 
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III. Die Steuererecution dient der Realifirung öffentlich rechtlicher 
Geldforderungen. ft eine öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit auf eine 
ſachliche Leiftung anderer Urt oder auf eine Dienftleiftung gerichtet, 
dann muß erft eine Verwandlung derfelben in eine Geldforberung vor: 
hergeben, damit die Vorſchriften über Eintreibung von Stenerforderungen 
gegen den Säumigen zur Anwendung gelangen können. Diefe Um: 
‚wandlung bat fih nun nad $. 5 der Bog. dv. 20. April 1854) in der 
Art zu vollziehen, daß die zuftändige Behörde eine durch Geſetz un: 
mittelbar angeordnete, oder durch Anordnung einer politifchen Behörde 
oder einen Beſchluß einer Gemeinde näher beftimmte öffentliche Leiftung, 
wenn fie gar nicht, oder nur zum Theil oder nicht zur gehörigen Beit, 
(wohl auch nicht am gehörigen Ort) vollzogen wird, auf Gefahr und 
Koften des Berpflichteten bewerkftelligen läßt, und den gemachten Auf⸗ 
wand von dem Säumigen wie eine rüdjtändige Iandesfürftliche Steuer 
eintreibt. Die cit. Beſtimmung enthält den Beifah, daß gegen den von 
der politifchen Behörde richtig geitellten Betrag der Aufrechnung eine 
Einmwendung nicht zuläffig ſei. Das darf nicht weiter gedeutet erben, 
al3 daß die zur Executionsanordnung zuftändigen politifchen Behörden 
allein, nöthigenfall® im Anftangenzug, für die Liquidirung des Auf 
wandes zuftändig jeien, nicht die Gemeindebehörde, felbft wenn es ſich 
um Naturalleiftungen für Gemeindezwede handelt?), auch nicht die Gerichte, 
nicht aber, daß etwa die politifche Behörde erfier Inſtanz dur Säum: 
uiß des Pflichtigen einen Freipaß erhält, für Rechnung desſelben einen 
maßlofen, gar nicht gebotenen Aufwand zu treiben.) Nur die du 
tändigfeit anderer Behörden, nicht aber der Beſchwerdezug fol abge: 
ſchnitten werden.) Die erequirende wie bie Liquidirende Behörde hat 
vielmehr die Grenze des nothiwendigen und zwedmäßigen Aufwandet 
einzuhalten. 

Ein Anwendungsfall der Umwandlung von Öffentlichen, nicht aut 
Geldleiſtungen gerichteten Pflichten in öffentliche Pflichten zu Geld⸗ 
leiſtungen für den Zweck der Execution, iſt die Befugniß der ftantliden 
Auffichtsbehörde, wenn der Gemeindeausſchuß es unterläßt oder ver 
weigert, die der Gemeinde gefeblich obliegenden Zeiftungen und Ber: 
pflichtungen zu erfüllen, oder wenn der Gemeindevoriteher die Verwaltung 


1) Auch Hinfichtlich der im 8.3 al.1 3) Der letzteren unertehglichen Auf⸗ 
der Vdg. erwähnten, der Einbringung faſſung ſcheint ber 2. G. H. E. 2.8. 
im politiſchen Wege zugewieſenen Na- | bruar 1884, 8. 274, Budw. 201, je 
turalleiftungen für Kirchen, Pfarren und | zuneigen. Die Behdebe hat zwar it 
Säulen, infoweit das Bezugsrecht un- | nad) dem billigften Erfage der gejchulbeten 
beftritten oder im Falle der Beftreitung | Leiltung zu Iugen, aber fie muß die 
ber Berechtigte im Beſitze geihügt it fi ihr ohne Suchen barbietende Ge 
2) Nach den fpäter erlaflenen Ge- | Tegenheit, auf die billigfte Art zu einem 
meindeordnungen ift jedoch der Ge- | volllommen entfprechenden Erjap zu ge 
meindevorfteher zuftändig, die Koften | langen, ergreifen. 
einer auf Rechnung der Verpflichteten 4) Vgl. B. G. H. E. v. 6. October 1886, 
bewerkſtelligten Dienftleiftung ſelbft ein⸗ 8. 2408, Budiw. —8 und dv. 4. April 
zutreiben. 1884, 2. 731, Budw. 2083. 
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de8 der Gemeinde übertragenen ftaatlihen Wirkungskreiſes in einer die 
Öffentlichen Intereſſen gefährdenden Weiſe vernachläffigt, auf Koften ber 
Gemeinde Abhilfe zu fchaffen beziehentlich ein andere Organ für bie 
Berwaltung des übertragenen Wirkungékreiſes zu beftellen. Das galiz. 
8. G. vom 17. Juni 1874, 2. ©. B. Nr. 49, maht ed der Staats» 
behörde in dieſem letzteren Fall ausdrücklich zur Pflicht, mit aller thun- 
lichſten Sparjamleit derart vorzugehen, daß die Gemeinden nicht mehr 
belaftet werden, ald unumgänglich nothwendig ift. 

IV. In den bisher erwähnten Fällen erfolgt ein Eingriff in das 
Bermögen der Berpflichteten zur Erlangung von generifch beftimmten, 
vertretbaren Leiftungen des Verpflichteten. Berfchieden davon ift bie 
zwangsweiſe Ausübung unmittelbarer Herrfchaft über individuell be— 
ftimmte Sachen, welche dem Berpflichteten gehören, oder die er zu be- 
nugen berechtigt ift, um zur gejeblich gebotenen Verwirklichung öffent- 
licher Intereſſen Verfügungen über diejelben zu treffen, die der Ber: 
pflitete nicht treffen will oder nicht treffen Tann oder überhaupt 
nicht trifft. Auch bei dieſer Urt von Bollftredung ift es möglich, 
daß die von der Behörde veranlaßte Verfügung zur Entfremdung der 
Sade, über welche fie getroffen wird, gegenüber dem Eigenthümer führe. 
Eine ſolche Entfremdung findet ftatt, wenn ein öffentlich=vechtlicher An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe individuell beftimmter Vermögensſtücke des Ber- 
pflichteten befteht, wie bei der zwangsweiſen Aushebung von Pferden 
im Mobilifirungsfalle,*) bei der Vollſtreckung von Eprpropriations- 
erfenntniffen.?) Auch vorübergehende Beſitzentſetzung kann bier ftatt= 
finden, wie bei der Erpropriation für vorübergehende Biwede,®) bei der 
Abnahme einer Urkunde, welche der Behörde zur Verfügung zu ftellen 
ift.*) Diefe Fälle find zu vergleichen mit der Erecntion einer civil: 
rechtlichen Zorderung auf Herausgabe einer species beziehentlich mit dem 
civilvechtlichen missio in possessionem. 

V. Execution durch unmittelbare Verfügung über das Vermögen 
der Berpflichteten zur Verwirklichung öffentlicher, nicht auf Geldleiftungen 
gerichteter Intereffen kann auch in der Weile ftattfinden, daß dem Ber: 
pflichteten die Verwaltung über fein Vermögen oder über bejtimmte 
Vermögensftüde entzogen und an Perſonen Übertragen wird, welche der 


a 1) 8.10 des Gef. v. 16. April 1878, J ah 8. 3 des cit. Gef. v. 18. Februar 


G. B. Wr. 77, —88 zwan Stoeife 
2 ‚Die Vollſtreckung der Pflicht, eine 


Herbeiftellung (Abftellung) von Bierden 
jener Pferdebeſitzer, welche der Ber» | gebührenpflichtige Urkunde oder Schrift, 


pflichtung zur Vorführung berfelben vor weldhe überhaupt nicht oder nicht ge⸗ 
Die zuftändige Aushebungscommilfion im horig geftempelt ift, oder fonftige Merk⸗ 
Mobiliſirungsfall ungeachtet vorange⸗ | male einer Uebertretung des Gebühren⸗ 
gangener Aufforderung nicht nachkom⸗ | gefeßes an fich trägt, kommt demienigen 
erichte zu, welches das Berfonalforum 
u‘ 8. 8* bes Geſ. v. 18. Februar 1878, des Berpflichteten iſt. Das Gericht hat 
R. G. B. Nr. 30, betreffend die Ent | aber nur anf Verlangen der Gefälls⸗ 
eignung zum Zwece der Herſtellung und bezirksbehörde vorzugehen (8. 96 bed Ge⸗ 
des Betriebes von Eiſenbahnen. buhrengeſetzes). 
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exequirenden Behörde untergeben find, um eine foldhe Bertwendung md 
Benugung dieſes Vermögens herbeizuführen, welche durch das öffentliche 
Necht gefordert wird.) So ermädtigen alle Gemeindeorbnungen die 
Drgane der höheren Selbftverwaltungsträger (die Bezirksvertretungen, 
Bezirksräthe, Landesausſchüſſe) im Falle fchlechter Vermögensperwaltung 
feiten3 der ihrer Aufficht unterftehenden Gemeinden nach fruchtlofem Ber 
fuche anderer Zwangsmittel entiprechende Abhilfsmaßregeln anzumenden. 
Dazu gehört eben auch die Nebertragung der Gemeindevermögensverwaltung 
an einen behördlich beitellten Sequefter. Nach dem n. ö. 2. G. vom 
6. Mai 1888, 2.6.3. Nr. 33, kann in Fällen folcher Urt der Lande 
ausſchuß einen bejonderen Verwalter mit beitimmten Aufträgen beftellen. 
Die Sequejtration der Betriebsmittel einer Unternehmung kann dem 
Zwecke dienen, um diefen Betrieb nach fruchtlofem Verſuche minder weit- 
gehender BZwangsmittel den gejeglihen Forderungen des öffentlichen 
Intereſſe entiprechend zu geitalten. Beifpiele einer derartigen Sequeftration 
find: die im 8. 12 der Vdg. vom 14. September 1854, R. G. BV. 
Nr. 238 vorgefehene, welche auf Koften einer Eifenbahnunternehmung 
ſtatthaft ift, wenn diejelbe ungeachtet wiederholter Mahnung die Anord 
nungen der vorgelegten Behörden nicht befolgt, oder weſentlichen Be 
dingungen der Eiſenbahnconceſſion zumwiderhandelt?), dann jene bei 
8. 224 des Berggef., nad welchem im Falle der Fruchtlofigkeit von 
Drohungen und Gelditrafen zur Bewirtung ber Befolgung behördlicher 
Anordnungen auf Gefahr und Koften des Bergwerkbeſitzers ein ſachver⸗ 
ſtändiger Werlgleiter aufzuftellen ift, der bis zur erfolgten Behebung 
der Uebelitände zu fungiren hat.?) 


VI Eine erfchöpfende Aufzählung der Ziwangsmittel, durch welde 
die Behörde eine öffentlich-rechtlicden Borjchriften entiprechende Ver 
fügung über Sachen der zu dieſer Verfügung Berpflichteten Herbeizu- 
führen vermag, läßt fi nicht bieten. Die gejeblihe Ordnung bieler 
Bwangsmittel richtet fih nach der Tauglichkeit beftimmter Mittel für 
die Erreihung eines beitimmten Zweckes. Es ift Execution, wenn der 
dalmatinische Landesausfhuß auf Grund des Gefehes vom 8. April 


1) 8.6.9. €. v. 23. September 1887, | aus, mie weit dem @igenthämer de 
3. 2514, Bubw. 3660. Unternehmens die privalrechlliche Di 

2) Die Unmendung diefer Beftimmung | pofition über das dem Betriebe gemwit- 
auf Xrammayunternehmungen vertritt | mete Bermögen, fiber die Einnahme 
Tezner in Nr.18 des Jahrgangs 1886 | and dem Betriebe entzogen werben. Su 
ber Juriſtiſchen Blätter. verfügen keinerlei Sicherungsmaßregel 

3) Die Vorjchriften über die Zuläffige | für die Gläubiger des Unternehmers oda 
feit der erecutiven Sequeltration von | andere dritte Perfonen, 3. B. Eintragen; 
Unternehmungen für die Bmwede ber | ber Sequeftration in das firmen 
Herftellung der Mebereinftimmung der | regifter und Kundmachung berfelbe. 
Beichaffenheit der Betriebsanlage und | Das Gef. v. 14. December 1877, 8.8.8. 
ber Betriebsart mit behördlichen An- | Nr. 112, trifft nähere Beftimmunge 
ordnungen find fehr dürftig. Sie treffen |; diefer Art nur für den Fall, als de 
feine näheren Anorbnungen über die | Staat die Verwaltung von ihm gar 
rivatrechtlichen Wirkungen der Seque- | tirter Bahnen, abgefehen von bem im 
tration, fprechen fich insbefondere nicht | Text beiprochenen Falle, am ſich zieht. 
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1872, 2.8.83. Nr. 19, im Falle ber mora der Gemeinde mit der NRüd- 
zahlung eines ihr vom Lande gewährten Nothitandsdarlehens oder mit 
dem Rüderjag von Spitalskoften einen Bufchlag auf die in berjelben 
vorgefchriebenen directen Staatsfteuern in der für bie Dedung der 
Rate nöthigen Höhe ausfchreibt; es iſt Execution, wenn der Staat 
nad 9. 11 der Vdg. vom 14. September 1854, R. G. B. Wr. 138, 
den Cifenbahnunternehmer, der den Bau einer Eifenbahn nicht recht- 
zeitig beendet, oder den Betrieb auf derjelben nicht rechtzeitig eröffnet, 
abitiftet amd die Eonceffion zur Vollendung und zum Betriebe einem 
andern Unternehmer ertheilt, wenn eine Abſtiftung ſolcher Art zur In- 
itandhaltung baufälliger "Bebäude in den Städten gemäß dem Hfdet. 
vom 1. Juli 1784 (Piller'ſche ©. S. ©. 162) oder nad Maßgabe 
einzelner Bauordnungen angeordnet wird, wenn die Gewerbebehörde 
nad 8.152 der Gew. D. die zur Sicherung des Erfolgs ihrer Anord- 
nungen „nöthigen Maßregeln“ ergreift „ala“: Beichlagnahme von 
Waaren und Werkzeugen, Außerbetriebſetzung von Mafchinen, Schließung 
von Betriebäftätten. 


c) Bon der Steuererecution insbeſondere. 


I. Die Steuererecution ift die Form der zwangsweiſen Eintreibung 
ftaatliher Steuern und öffentlicher Abgaben, welche den Steuern, mas 
die Eintreibung anbelangt, durch gejegliche Beſtimmungen gleichgeftellt 
werden. Die Gleichitellung kann beichräntt fein auf die Eintreibung im 
Wege des Verwaltungsziwanged, was in jenen Fällen anzunehmen, in 
welchen einer öffentlihen Abgabe nur die „politifche Execution“ oder 
die Eintreibung im Verwaltungsmwege zugefichert ift, oder fie lautet 
auf Zuläffigkeit der Steuererecution fchlehthin, dann erftredt fie ſich auch 
auf die Eintreibung durch die Gerichte!) Allgemeine Beftimmungen 
über die Zuläſſigkeit der politifchen Erecution enthalten die 88. 2—6 
der kaiſ. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96. Reichs- und 
Landesgejete Haben daneben beftimmten öffentlichen Wbgaben Die 
Crequirbarteit im politiichen Wege ausdrüdlich zuerkannt, fo 8. 23 des 
Sei. v. 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 den Abgaben und Leiftungen 
für Bwede des katholiſchen Cultus, welche den Kirchenangehörigen mit 
BZuftimmung der Regierung auferlegt worden find, den firen Gebühren 
für Kirchliche Eheaufgebote, Trauungen, Leichenbegängniffe (Stolgebühren), 


1) Diefe in der dfterr. Geiengrbung | Anm. 23, daß die Eintreibung von 
ganz beutlih erkennbare Scei- | Leiftungen, die aus öffentlichen Rechts⸗ 
ung wird vom 8.0. G. H. in den Ent- | verhältniffen entfpriugen, nach 8. 1 der 
Iheidungen Gl.⸗U. Nr. 10650, und vom | kaif. Big. v. 1. Upril 1854, R. G. B. 
29. Mai 1895, 3. 6327, Deit 2. Juſt Din. | Rr.%, ausſchließlich im politiichen 
Bdg. BL. XI. Jahrg. Nr. 1170, in welcher | Wege erfolgen müfle. 8. 1 diefer Whg. 
die gerichtliche Eintreibung für Militär- t nicht den Bwed, bie Ausictiehfic- 
tagen und Unfallverficherungöbeiträge zu- | Teit der Eintreibung im Verwaltungs 
gelaffen wird, überjehen. Unriötig ift die wege feſtzuſetzen. Deutlich zeigt Dies 
emerkung Bernatziks a. a. O. S.237 | 8.3 al2 dieſer Vdg. 
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jowie für pfarramtlicde Ausfertigungen; 8. 22 des Gef. vom 21. Mir; 
1890, R. ©. 8. Nr. 57, den ftatutenmäßigen Leiftungen, Abgaben und 
Gebühren zu israelitifchen Cultuszwecken; 8. 26 des Gef. v. 28. December 
1887, 8. &. 3. f. 1888, Nr. 1, ben Berficherungsbeiträgen zu den Im 
fallverfiherungsanftalten; 8. 38 des Gef. vom 80. März 1888, 8. G. 8. 
Nr. 33, den Berficherungsbeiträgen zu den Bezirtsfranfenlaflen; das 
tirol. &, ©. vom 26. Suli 1887, 2. ©. B. für 1888, Nr. 34, den 
Surabgaben und Eurbeiträgen im @urbezirte Meran; 8. 3 des m. 5. 
Gef. vom 23. März 1888, 2. ©. B. Nr. 46, dem Concurrenzbeiträgen 
zur Beftreitung der Schuiauslagen; 8. 10 bes n. d. 2. &. vom 23. Min 
1888, 2. ©. B. Nr. 45, den Goncurrenzbeiträgen zur Heritellung von 
Raturalverpflegungsftationen in Nieder-Defterreih; 8. 8 fteir. 2. &. vom 
11. Sebruar 1890, 8. G. B. Wr. 22, den Leiftungen zur Bildung dei 
fteierifchen Localeifenbahnfonds, oder zur Bedeckung des Erforderniſſe 
für die Verzinfung und Tilgung des Anlagecapitald einer Localeijen- 
bahn u. |. w. Sofern einer Abgabe für öffentliche Bivede auch das 
privilegium exigendi mittel3 der politiihen Erecution mangelt, iſt die 
Verpflichtung zur Entrichtung derjelben eine imperfecte, wie dieß bei: 
ſpielsweiſe von den Leiſtungen für Zwecke des israelitiichen Eultus vor 
dem Geſetze des Jahres 1890 gegolten hat. 

II. Was die gerichtlihe Eintreibung anbelangt, jo ſind derſelben 
nach dem Hfdet. vom 19. Sänner 1784, %. G. S. Nr. 228, und dem 
SHoflammerdct. vom 10. Februar 1832, J. ©. ©. Nr. 2548 alle flaat: 
lihen Steuern und landesfürftliden Gefälle fähig. Die Prari 
ber öfterr. Gerichte iſt geneigt, darunter alle Geldabgaben fiscalifder 
Natur zu verjtehen ohne Rückſicht auf ihre finanztechnifche Bezeichnung 
und fie findet eine Stüte für diefe Auffafjung in der Finanzgele- 
gebung der feudal-abjolutiftiichen Epoche Oeſterreichs, welche jedem 
Verſuche einer begrifflihen Beſtimmung der Steuern und Gefälle 
vom Standpunft der Terminologie der modernen Finanzwifjenjhait 
unüberwindliche Hinderniffe in den Weg legt und kein weiteres ge 
meinfames Merkmal der Steuern und Gefälle erfennen läßt, als das 
e8 fi um Einnahmen des Ianbesfürftlichen Fiscus aus Abgaben 
öffentlich=rechtliher Natur und aus Finanzenregalien handelt Ge 
fee für das Reich wie für die Länder haben dann den Weg der gr 
richtlichen Steueregecution für öffentlich-rehtliche Abgaben eröffnet, welche 
unmittelbar beftimmten öffentlichen Bweden zuzuführen find.) Ger 
currenzbeiträge und Ausſtände follen zufolge der mit Hfdet. vom 
4. Sänner 1836, J. G. S. Nr. 113 kundgemachten allerh. Entichlieken 
vom 18. December 1835 ganz nad den für directe Steuern beſtehenden 


1) Dur die Zulaſſung der Bwangs- | öffentlicher Abgabepflichten, erfcheint der 
mittel zur@intreibung ftaatlicher Steuern, | jelben ber Auſpruch auf bas erecutin, 
ſchlechtwe oder wie es zuweilen (8. 3 | privatrechtlihe Pfandrecht (eu 
der kaiſ. Vdg. v. 20. April 1854, R. G. B. Defterreichiiches Hypothekenrecht LS. Ibo 
Nr. 96) heißt: der — Steuern, für | zuerfannt. 
die zwangsmeile Realifirung anderer 
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Vorfchriften eingebracht werden und bei der gerichtlichen Eintreibung 

gleiche Vorrechte mit den landesfürftlichen Steuern genießen. Schon im 

Sprachgebrauch der älteren Geſetzgebung bedeutet eine Concurrenz die 

Geſammtheit derjenigen, welche für einen beitimmten öffentlichen Zweck 

durch Geld oder andere Leiltungen zu fteuern verpflichtet find. Man 

ipriht von Wege, Brüden-, Kirchenbauconcurrenzen u. |. w. Eine Ent- 

ſcheidung des ö. o. G. H. vom 27. SYımi 1865, 8. 5384, 3. 8. Nr. 65, 

Gl.⸗U. 2210 Hat wohl mit Unrecht auch die Zufchläge zu den Staats- 

fteuern für Gemeindezwede unter den Begriff der Concıtrrenzbeiträge 

gebracht. Für die Rechtfertigung gerichtliher Eintreibung diefer als 

Zuschläge ausgefchriebenen Gemeindeumlagen genügt aber, ihre Liquidität 

vorausgefett, die Beſtimmung des $. 2 der Tail. Vog. vom 20, April 

1854, R. G. B. Nr. 96, nach welcher diefe Zufchläge mittels der für 
directe und indirecte Stenern beftehenden Zwangsmittel einzubringen find, 

und die Beitimmungen der Gemeindeorbnungen, welche bie Eintreibung 
diefer Zufchläge auf erlangen der Gemeinde durch diefelben Organe 
und Mittel wie bie Einhebung der Steuern felbit geftatten. Mittelbar 
führt zur Zuläffigkeit der gerichtlichen Execution der vorſchriftsmäßig, 
(alfo nicht nothwendig rechtskräftig) auferlegten oder ohne vorgängige Feft- 
ftellung zu entrichtenden Geldleiftungen für öffentliche Zwede die Be 
fimmung des $. 3 der Tail. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. 
Nr. 96, wonach die politiiche Behörde berechtigt ift, zu ihrer Eintreibung 
die Erecntiondmittel, welche für die Eintreibung der Rüdftände an 
directen Steuern Platz greifen, in Anwendung zu bringen, wenn fie 
im Gefchäftstreife der politiichen Verwaltung einzubringen find. Die 
gerichtliche Execution ift zuläffig für rüditändige Naten de Brund- 
entlaftungscapital® nach den Patenten vom 4. März 1849, R. G. B. 
Nr. 152 (8. 21), vom 15. Auguft 1849, R. G. B. Nr. 361, vom 
12. März 1851, R. ©. 8. Nr. 89 (8. 59), vom 23. October 1853, 
R. G. B. Nr. 239, nah den Mintfterialverordnungen vom 239. Sep- 
tember 1852, R. ©. 8. Nr. 198, 19. Mai 1856, R. ©. B. Nr. 83; 
nah verjchiedenen Landesgefehen für rüdjtändige Raten des anläßlich 
der Grundentlaftung ermittelten Wblöjungscapitales für Geld: und 
Raturalleiftungen an Kirchen, Schulen, Pfarren oder kirchlichen Organen; 
nah dem R. ©. vom 3. April 1869, R. ©. B. Nr. 43 hatte die Ein- 
hebung der Nothitandsdarlehnsforderungen aus dem Galizien gewährten 
Staatlichen Credite in gleicher Weile wie jene der Steuerzufchläge ftatt- 
zufinden. werner ift davon auszugehen, daß öffentliche Ubgaben jeder 
Urt, welchen ein gejehliches Pfandrecht oder ein ſonſtiges privatrechtliches 
Vorzugsrecht gegenüber privatrechtlichen Forderungen hinfichtlich der Be⸗ 
friedigung aus dem Vermögen des BPflichtigen zuerkannt ift, durch dieſe 
Zuerfennung für die gerichtliche Eintreibung fähig erklärt werben. 

III. Die Steuererecution tft in den einzelnen Sronländern der 
Monarchie ehr früh Gegenitand gefeßgeberiiher Regelung geweſen. 
Ausgebildete Steuererecutiondordnungen finden fih ſchon unter der 
Herrichaft Kaifer Ferdinand L Sie beruhen auf der Scheidung der 
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ftändifcher Bewilligung nicht bebürftigen Einnahmen des Iandesfirftlichen 
Fiscus hoheitlicher Natur und der ftändifche Bewilligung forbernden 
Steuern. Die Erecutionsordnungen für die Eintreibung der ſtändiſchen 
Steuern find jeweild von den Ständen des Landes beichloifen und von 
dem Landesfürften genehmigt worden. Im Wefentlichen find in denfelben 
alle Formen der modernen Steuererecution vorgebildet. 

Da nun auch) der abjolutiftiihe und nach ihm der comftituttonelle 
Staat e3 bei diefer füderativen Geftaltung des Steuererecutionsweiens, 
wenigftens, foweit e3 fih um die adminiſtrative Steuererecution handelt, 
jein Bewenden finden ließ, jo erfolgte auch die Fortbildung desſelben 
mittel® behördlicher Verordnungen in ganz gleicher Weife, und fo bat 
ih eine derartige Mafienhaftigkeit und Unüberfichtlichleit der Rechts 
quellen herausgebilbet, daß fih das Finanzminiftertum gemöthigt jah, 
fir den internen Gebrauch eine officielle Zujammenftelung und über: 
fichtliche Ordnung des Nechtsftoffd vorzunehmen. Diefelbe bezieht ſich 
auf die Kronländer Defterreih ob und unter der Enns, Salzburg, 
Steiermark, Kärnthen, Krain, Mähren, Schlefien und das Küftenlan 
und nimmt feine über den angegebenen Ziwed hinausgehende Bedeutung 
in Anſpruch. Sie weiit deshalb die Behörden an, in ihren für bie 
Parteien beitimmten Erledigungen die einfchlägigen publicirten Rechts⸗ 
normen unmittelbar anzurufen und die Verweiſung auf die Zufammer- 
jtellung zu unterlaffen. Diefe Zujfammenftellung nebft anderen auf bie 
Steuererecution bezüglicden Geſetzen und Verordnungen befindet fih im 
der reichhaltigen Sammlung öfterreichifcher Steuergefeße von Bicter 
RN, IL Bd., 3. Aufl., 8. Ubfchnitt. 

IV. Die Steueregecution vollzieht fih, mag fie von den Ber 
waltungsbehörden oder den Gerichten ausgehen alfo politifche (admin: 
ftrative) oder gerichtliche Erecution fein in mehreren Stadien. Ba} 
die politifche Execution betrifft, jo jollen die Verwaltungsbehörden zu 
fchärferen Executionsmitteln erſt fchreiten, nachdem fie dem fäumigen 
Steuerfchuldner gemahnt haben. Die vorangegangene Mahnung oder 
Aufforderung tft auch nad den 88. 3—5 ber Tail. Vdg. v. 20. April 
1854 das nothwendige Vorjtadium für die firengeren Erecutiondmitkl 
zur Eintreibung der dort angeführten öffentlichen Ubgaben. Die Mahnın; 
kann aber nach den einzelnen landesgejeglicden Beſtimmungen ſchon zu 
Nealifirung von Zmwangzftrafen beftimmt fein, infoferne der Gemahnte 
durch die Zuftellung eines Mahn: oder Erecutionsbillet3 verpflichtet wirt. 
dem Mahnboten (Civil- oder Militärftrafboten, Civilfteuererecutor) eine 
Boten-, oder überhaupt eine Strafgebühr zu entrichten. Zuweilen wie ir 
Galizien und in der Bulowina fällt die executive Mahnung ſchon mit der 
förmlichen militäriſchen Einlager mit der Einlegung milttärifcher Man: 
fchaft zufammen.!) Nach 8.3 der erwähnten Bufammenftellung fol jedoh 
in jenen Kronländern, auf welche fie fich bezieht, das militärifche Einlager. 
twelches dem Erecuten die Verpflegung der Erecutionsmannfchaft auferlegt 


1) 88. 6-10 ber bezüglichen Executionsordnung Roll a. a. D. ©. 94. 
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nur ausnahmsweiſe mit Rüdficht auf die bedeutende Zahl der Rückſtändner 
oder mit Rückſicht auf eine bedenkliche Haltung derfelben als eriter Erecution?- 
jchritt vorgenommen werden!), während die Steuererecutiondordnung für 
Böhmen?) die Militärerecution nur unter der Borausfeßung zuläßt, Daß 
die einfache ftrafweile Mahnung nicht gefruchtet hat. Iſt binnen der in der 
erecutiven Mahnung feftgefegten Friſt der Ausſtand jammt den ettwaigen 
Berzugs- und den biöherigen Executionskoſten nicht berichtigt oder eine 
gejeglich beftimmte Frift nach der Mahnung unbenügt veritrichen, dann 
hat die zuftändige Behörde (nunmehr die Bezirtähauptmannfchaft)*) über 
das Bermögen de Säumigen durh Pfändung feiner beweglichen 
Güter oder, wenn von berfelben ein Erfolg nicht zu erwarten ift, Durch 
Sequeftration des unbeweglichen Vermögens oder gewerblicher 
Unternehmungen des Steuerſchuldners“) zu verfügen. Der Gemeinde- 
vorfteher, der Steuerzufchläge oder andere durch Geſetz oder einen 
giftigen Gemeindebeſchluß auferlegte Beldleiftungen für Gemeinde: 
zwede zwangsweiſe fraft eigener Machtvollkommenheit eintreiben will, Hat 
nah den meiften Gemeindeordnungen nur das Crecutionsmittel der 
Steuer-Mobiliarerecution zur Verfügung. Das Hfdet. vom 19. Jänner 
1784, J. ©. ©. Nr. 228, weift die zur zwangsweiſen Eintreibung der 
Zandesanlagen und Iandesfürftlicden Gefälle zuitändigen „Obrigkeiten“ 
ſchlechthin an, den in der allgem. Gericht3ordnung vorgeſchriebenen 
Erecutiondgang einzuhalten. Indeß haben theils interne, theils gejebförmig 
publicirte Anordnungen des abjoluten Monarhen Modificationen in 
dieſem Bunte eingeführt, jo daß Pfändung und Schäbung des bemeg- 
lichen Vermögens, der „Mobilien” des Schuldners in allen Fällen zu- 
gleich vorzunehmen find und feine bejonderen Erecutionsftadien zu bilden 
haben.°) Ueber den Erecutionsact der Mobiliar-Pfändung und Schäbung 


5 A. a. O. S. 921 8.3. alſo auf der Auerkennung der Zuläſſig⸗ 
2) A. a. O. S. 9654 8. 14. keit der Vornahme der Immobiliarfeil⸗ 
3) Der V. G. H. conftatirt in feinem | bietung durch dieſe Obrigkeit (vgl. auch 
Erf. v. 14. März 1883, 8.577, Budw. Hfdet. v. 16. Suli 1823, J. G. S. Nr. 
1696, und v. 31. October 1884, 3. 2369, | 1954); allein das Hoflammerbet. vom 
Budw. 2271, daß fich feine geiebliche | 10. Febrnar 1832, J. G. S. Nr. 2548, 
Beitimmung finden laffe, welche die Ein- | 8. 34 der Bufammenftellung (a. a. ©. 
hebung ftaatlidher Steuern dem über- | S. 930), dann die Vdg. der Min. ber 
tragenen Wirkungskreije der Gemeinden | Juſtiz und der Yinanzen v. 24. April 
zumweife. Uber auch für die YZuläffigkeit | 1871, R. G. B. Nr. 50, Tennen nur 
Der Delegation der Steuereinhebung und | mehr eine LBmwangsveräußerung von 
Der Steuererecution an den Gemeinde- | Grundftüden, unbewegliden Gütern, 
vorfteher fpricht feine geſetzliche Bejtim- | mitteld des Berichtes als zuläjfiges 
mung. Deshalb jollte diejelbe im Anter- | Mittel der Eintreibung der Steuern, 
efle der Rechtöficherheit der Steuerpflich- | von welchem jedoch erft dann Gebrauch 
tigen befier unterbleiben. gemacht werden dürfe, wenn bie in den 
4) 8.33 der Zufammenft.a.a.0.©.929. orjchriften für die einzelnen Verwal⸗ 
Was die Zmwangsveräußerung von Reali- | tungsgebiete enthaltenen Bedingungen 
täten anbelangt, jo ftanımen bie älteren | dieſer ultima ratio eingetreten find. 
Beitimmungen aus jener Beit, in welcher b) 8.2 des auf Grund a. h. E. vom 
die „Ort3obrigleit” forum rei sitae für | 1. Juli 1833 erl. Hfdct. v. 8. October 
Die unterthäntgen Realitäten war, ruhen | 1833, Prov. Gef. ©. f. D.-Deft. 3b. 15 
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ift .von dem Vollzugsbeamten ein Protocol unter genaner Bezeichnung 
der gepfündeten und geſchätzten Fahrniſſe vorzunehmen, um bie feft: 
jtellung ihrer Identität jederzeit zu ermöglichen.) Die inftructionellen 
Borichriften regeln dann die Frage, in welchem Umfange die Kahrnifie 
des Rückſtändners als für feine Lebensführung, feinen Gewerbs⸗ oder 
Wirthſchaftsbetrieb unentbehrlich von der Execution frei zu laſſen feien,’) 
unter welchen Borausfegungen die Fortſchaffung der gepfändeten ımd ge 
Ihägten Fahrnifje von dem Orte des Vollzuges diefer Executionsacte 
an einen anderen Verwahrungsort, die jogenannte Transferirung zur 
Sicherung der einzutreibenden Forderung ftatthaft fei, ſowie die Sicherungs- 
maßregeln gegen Verichleppung, wenn die gepfändeten Sachen beim Ere 
euten gelafjen werden.?) Indeß wird die Vorfchrift des Hfdet. vom 
Sahre 1784, nach welcher in allen Fällen für die Execution von Landes 
anlagen und landesflrftlihen Gefällen die Beſtimmungen der allgemeinen 
Gerichtsordnung maßgebend fein follen, bewirken, das diefe inftrnctionellen 
Beitimmungen, foweit fie in ber Form bloßer Minifterialverordnungen und 
nicht wenigitend durch Anordnungen des abjoluten Monarchen getroffen 
worden find, ben gefeßlichen Beftimmungen der a. ©. O. ſowie den dieſe 
legteren abändernden Geſetzen zu weichen baben.*) Diefelbe Bemerkung 
gilt auch von den inftructionellen Vorſchriften über den Vollzug der 
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Nr. 179 ©. 304, a. a. O. ©. 994 (un- | Steuererecutoren Anhang I zu der e 
richtig cit. als Kr. 122). 8.4 der Tail. | reit3 erwähnten Bujammenftellung $.1' 
Vdg. dv. 20. April 1854, R. G. B. Nr.96, | a.a.D. ©. 934. 
fest für bie Eintreibung gefetslicher Geld- 2) 8. 20 der Erecutiondordmung fir 
leiftungen für Gemeindezwede, melde | Böhmen a. a. D. ©. 965; 8. 16 ber 
nicht in Buaichlägen zu den direcien Dienftinftrnctimm ger Steuererecutoru 
Steuern beitehen, folgende Erecutiond- | a.a. O Auch Igedzun en, fe 
ftadien feft: die executive Mahnung, nach mögen * fen den bon 
fruchtloſem Ablauf einer Warte eiegent von | papieren (8. 18a der Suftr. für Steuer 
14 Tagen feit der Zuftelung der Mahnung | executoren a.a.D. S. 934) knũpfen ober 
die ändung ‚ nöthigenfalla auch die nich, find gemäß dem Hfdet. v. 19. Jänne: 
Fortihaffung von Fahrnifien des Nüd- | 1784, J. G. S. Nr. 238 und dem Her 
ftändnerd im Werthbetrage ber einzu. ‚Tamımerbeeret vd. 10. Bebruar 1832, 
treibenden Leiftung und der Erecutiond- | J. ©. ©. Nr. 2548 P. 4, 8, im Z„ꝛ⸗ 
toften, endlich nach fruchtlojem Ablauf | fammenhalt mit Hfdet. v. 27. October 
von 8 Tagen jeit der Pfändung die | 1797, J. G. ©. Nr. 385, im admini- 
Bwangsveräußerung. Die Nothwendig- | ftrativen Wege pfänbbar, ſoweit je 
teit letchzeitiger Schäßung ergibt fich aus | nicht gefeglich von dem erecntiven Bu 
er orberung, nicht mehr au pfänben, | griff Treigutaften find. 
F zur Eintreibung des Rückſtandes er⸗ 3) 8. 26 der galiziihen Erecution> 
forderlich ift. ordnung a. a. O. S. 8948; 8.24 der bib 
1) F. M. €. v. 17. Juli 1864, 8.30180, | miſchen a. a. O. S. 956; 8.18 der Diente 
und v. 11. November 1855, 8. 49834, | inftruction fir Steuererecutoren a. u. C. 
L. G. B. für Galizien Nr. 31 auß 1855, S: 4; 8.4 der taiſ. Vdg. v. 20. April 
enthaltend die proviforifche Erecutions- 
ordnung für Galizien 88. 26, 27 a. a. O. ur Alſo auch dem Gef. v. 10. Juri 
S. 948; F. M. E. v. 4. December 1858, | 1887, R. &. ©. Nr. 74, betreffend dir 
8. 46060, enthaltend die Steuererecu- Abänderung, Be Ergänzung einiget 
Honsorbnung für Böhmen 8.23a.a.D. | Beſtimmungen bes Erecutionsverfohrens 
©. 955; Dienftesinftruction für die | zurSereinbringung von @elbforbernuger 
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Bwangsveräußerung bemeglicher Sachen be3 Schuldner und von der 
Befriedigung der zu egequirenden Forderung.) 

V. Unbelannt ift dem öfterr. Nechte über die Zmangsvollftredung 
im Berwaltungsmwege zur Eintreibung von Geldleiftungen das Mittel der 
zwangäweifen Uebertragung von öffentlichen oder privatrechtlichen Forde⸗ 
zungen des Verpflichteten an den Staat oder an öffentliche Corporationen 
im Berwaltungdwege, die jogenannte erecutive Einantwortung. 
Während die auch im abministrativen Wege zuläffige executive Pfändung 
von Forderungen noch Feine Uenderung in dem Subjecte des Forderungs- 
rechtes eintreten läßt, welche erft mit der zwangsweiſen Veräußerung der 
gepfändeten Forderung eintritt, bewirkt Die executive Einantwortung fo- 
fort den Uebergang des orderungsrechtes an diejenige Einzeln- oder 
Gefammtperfon, deren Unfprüche im Zwangswege befriedigt werben ſollen. 
Allerdings ift Durch eine a. h. Entſchließung Seiner k. u. 1. Upoftolifchen 
Majeftät v. 30.Nov. 1885, mitgetheilt durch Eircularverordnung des k. u. k. 
Neichstriegsminiiteriums v. 1. Jänner 1886, Nr. 5466 aus 1885) bie 
Zurüdhaltung von Bezügen und Zahlungen, die von dem Milttärärar oder 
aus einem durch die Militärbehörde verwalteten Fonds auszuzahlen find, 
zur Eintreibung von Steuern, Zaren, Staatögebühren, Gelbftrafen u. ſ. w. 
ohne Willen des Forderungsberechtigten ($. 4 lit. d, e), ſomit die erecutive 
Einantwortung von vermögensrecdhtlichen öffentlichen und privaten Forde⸗ 
rungen an den öſterreichiſch-ungariſchen Fiscus zur Befriedigung öffentlich 
rechtlicher Geldforderungen des öſterreichiſchen Fiscus ober öfterreichifcher 
öffentlicher Corporationen für ftatthaft erklärt worden. Die Befriedigung 
diefer Forderungen fol ſich in der Weile vollziehen, daß die biefür zu- 
ftändige Militärbehörde auf Nequifition der zuftändigen Eivilverwaltungs- 
behörde die Zurüdbehaltung eines zur Dedung derfelben ausreichenden 
Betrages des Guthabend des Erecuten und die Ueberjendung besfelben 
an die Eivilvertwaltungsbehörde oder an die von berjelben bezeichnete 
Staatdcafje anordnet. Mit dieſer Entfchließung des Kaiſers und Königs 
iſt aber nur die Gompetenz der gemeinfamen Militärbehörden 
begründet, Requifitionen der Civilderwaltungsbehörden der beiden Sonder: 
Staaten der öfterreihifch-ungariihen Monarchie um executive Einant- 
wortung von Forderungen und Bezligen Privater an den öfterreichifch- 
ungarischen Fiscus für die Befriedigung öffentlicher Gelbforderungen der 
beiden Staaten oder öffentlicher Corporationen derjelben zu entfpredhen, 
die Befugniß der Givilverwaltungsbehörden der beiden Staaten 
Telbft, fi Ddiefes Erecutionsmitteld zu bedienen, kann aber nur durch 
die Verwaltungsgefehgebung jedes der beiden Staaten begründet werben, 
welche, jomeit die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 


— — 








1) 88. 80—34 der galizifchen, 8. 26 | 2) Wbgebendt in der Manz’fchen 
bi3 28 der böhmtichen cutionsorde Ausgabe der allgem. Ger. D. 13. Aufl. 
nung, 8.30 der Zufammenftellung, S$.22 | ©. 580 ff. 

Bbis 27 der Dienfteöiuftruction für Die 
an 0.0.0. S. 948f., 955, 928f., 
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in Betradht kommen, eine executive Cinantwortung von Forderungen 
durch Zwangsverfügung der Verwaltungsbehörde, aljo eine adminiftre- 
tive erecutive Einantwortung für öffentlich rechtliche Forderungen nicht 
fennt.!) Die Vermittlung der Befriedigung öffentlicher in Geb br 
ftehender Leiftungspflichten gegenüber dem Staate fei es durch erem: 
tive Mobiliarpfändung, fei es durch Einantwortung von Forderungen 
des Verpflichteten erjcheint juriftifch in jenen Fällen nicht geboten, in 
welchen beftimmte Vermögensſtücke des Verpflichteten, mitteld deren die 
Befriedigung des Staates erfolgen Tann, fich ſchon ohnedies in der Ge⸗ 
walt der Obrigkeit befinden. Hier kann es vorfommen, daß dur ge 
jegliche Beitimmungen die unmittelbare Befriedigung der Forderung des 
Staates aus diefen Vermögensftüden fei es durch zwangsweiſe Weräuke: 
rung, wenn fie nicht felbit Geldforderungen find, jet e8 durch Abzug oder 
Aufrechnung, Eompenjation, wenn fie in Geldforderungen befteben, ge: 
ftattet wird. Aber ohne eine folche gefetliche Zulaflung, ift diefe Form 
der Nealifirung von öffentlichen Geldleiftungspflichten rechtswidrig, und 
fie darf auch nicht über den Inhalt der zulaffenden Beitimmung ausge 
dehnt werden. Als Fälle diefer Form der Bollitredung wären anzu: 
führen die Befriedigung des Staates aus den Dienjtcautionen der zur 
Beftellung von Cautionen verpflichteten Beamten für Erſatzforderungen aus 





dem Dienftverhältnifje?), jei es mittel3 des, Durch angemeflene Veräußerung 


1) Hiezu vgl. Tezner, Der öſter⸗ 
reihifch-ungariiche Reichsfiscus im 1. 
Jahrg. des Gellerihen Centralblatts 
für Bermaltungsprari3 ©. 81f. Der in 
der Öflerr. Verwaltungs⸗ und Gerichts- 
praris übliche Ausdrud adminiftratives 
Berbot, adminiftrative Vormerkung be- 
zieht fih nur auf die Durchführung 
erecutiver Einantwortungen ürarticher 
Sorderungen durch die zur Anweiſung 
der Auszahlung berufenen Berwaltungs- 
behörden und nicht auf die Behörde, von 
der die erecutive Einantwortung aus- 
geht. Meber die Zuläſſigkeit der Ueber- 
tragung Öffentlih-rehtlidher Forde— 
rungen an Brivate gegen Entgelt zur 
ceiriebigungberjelben\chtwanttbieiPragid. 
Ein Fin. M. E. v. 23. Juni 1871, 8. 
14843, 15. December 1872, 3. 32387, 
erflärt ſelbſt Die Uebertragung hypo⸗ 
thecirter Steuerforderungen an Private 
für unſtatthaft, weil mit dem Weſen 


des Rechtsverhältniſſes, aus dem ſie her⸗ 


vorgehen, unvereinbar. Ein F. M. €. 
v. 20. Juni 1882, 8. 18129, läßt die 
Ceſſion ſolcher hypothecirter Forderungen 
mit Genehmigung des Fin. Min. unter 
Ausſchließung jeder Haftung des Staates 
und der fiscaliſchen privilegia exigendi 
zu. Bel. Roll DI. ©. 863. 


2) Das Hoffammterdecret v. 10. Jänner 
1827, 3.60620 (Mayrhoferl. &.212]: 
ſchließt ausdrücklich nur die Realifirung 
bon Yorderungen bes Gtaated aus 
„privatrehtlihen Titeln" mit Hilfe 
der Baution im Verwaltungswege auf 
Da aber dasſelbe Hfdet. die Tienf- 
cautionen ebenfo ausdrücklich nur für 
Anſprüche aus dem Berhältnif: 
de3 Öffentlichen Dienftes halte 
1äßt, fo tft damit audy die Nealifirung 
von Öffentlich-rechtlichen Yorberunge: 
des Staates, die mit diefem Verhälms 
nichts zu thun Haben, durch erecufit: 
Berfilberung oder compenfationsweik 
Aufrechnung der Saution ausgeſchloſſer 
Bol. hiezu Tezner im Archiv für öffentl 
Recht IX. Bd. S.386 ff. Die Enticheidung 
oder Berfügung, mit welcher dieſe Au 
rechnung oder Abrechnung andgeiprode 
beziehentlich angeordnet wird, if abe 
ein hoheitlicher Verwaltungsact, der zu 
folge Hfbct. v. 12. Sept. 1832, J. G. ẽ*. 
Nr. 2575 al. 5 formeller und mat“ 
rieller Rechtskraft fähig tft, und diejelte 
erlangt, wenn nicht innerhalb der m 
8.2 des Bat. vom 16. Jänner 118, 


J. G. S. Rr. 516, feftgefegten Yrik der 


Rechtsweg gegen dieſelbe mittels Er- 
bebung der Aufforderungsklage betreten 
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der als Caution hinterlegten Werthpapiere, erzielten Erlbſes, fei e8 durch 
Aufrechnung oder Abrechnung gegenüber der Yorderung aus der Hinter- 
legung einer Kaution in Baargeld?); dann die nach dem öſterreichiſchen 
Beamtenrecht zuläffigen Abzüge von den Gehaltdforderungen der Staat3- 
diener zur Bollftredung einer angebrohten Geldftrafe wegen Verzögerung 
abgeforderter Berichte und Gutachten, Rechnungslegungen u. ſ. w.?) 

VI. Die adminiftrative?) Sequeitration von unbeweglichen 
Gütern oder von Gewerbsunternehmungen*) des Schuldners behufg 
zwangsweiſer Befriedigung Öffentlich-rechtlicher Forderungen aus den Er- 
trägnifjfen der Sequeftrationsobjecte jet eine durch den Verfuch erecutiver 
Mobiliarpfändung conftatirte oder von vornherein erkennbare Unzulänglichkeit 
des beweglichen Vermögens des Schuldners für die Befriedigung der ein- 


wird. Diefe Eröffnung des Rechtsweges 
maht die adminiftrative Rechnungs⸗ 
erledigung ebenjowenig zu einem Rechts⸗ 
gefchäfte des PBrivatrechts, ala die Ent- 
heidungen der WYinanzbehörden in 
Sahen der landesfürftlicden Gefälle 
Privatrechtögejchäfte waren, weil fie bis 
in unſer Sahrhundert Hinein vor den 
Civil - Gerichten angefochten werden 
fonnten. Dan hat es vielmehr mit der 
auch im Hfdet. vom 16. Auguft 1841, 
3.9.©. Nr. 555, anerlannten Zuſtändig⸗ 
feit der Berwaltungsbehörden zur Ent- 
Iheidung über vermögensrechtliche An- 
ſprüche der Tandesfürftlichen Beamten 
aus dem Staatödienjtverhältnifie zu thun. 


1) Bgl. hiezu Pfaff, Geld ala Mittel 
pfandrechtlicher Sicherftellung, insbeſon⸗ 
dere das pignus irregulare, oſterr. Ger. 
Ztg. Jahrg. 1868 Nr. 77—88, ©. 323 f. 

2) Hfdet. v. 7. Sänner 1813, P. G. S. 
Bd. 40 Nr. 1; 24. September 1809, P. 
G. S. Bd. 32 Nr. 50. 


3) 8. 33 al. 3 der Zufammenftellung 
a. a. O. ©. 929 fordert mit Ausnahme 
der Sequeftration für Gebäubdejteuerrüd- 
ftände Erwirfung der geridhtlidhen 
Sequeftration. $. 35 der galiz., 88.29, 
30 der böhm. Executionsordnung, 8. 33 
al. 1—3 der Zujammenftellung a. a.D. 
—5* 956, kennen dieſe Beſchränkung 
nicht. 

4) Die adminiſtrati ve Sequeſtration 
bon induftriellen Geſchäften läßt nur 
8. 30 der böhm. Erecutiondordnung 
0.0.D. ©.956 ausdrüdlich und all- 
gemein zu. $. 37 der galizifchen ſpricht 
nur eremplificativ von der Seque- 
ftration der Einkünfte und Renten der 


betreffenden Realität, als Propina- 
tion, Mühlen, Brauereien u. j.w., 
und anerfennt fomit jedenfall3 die 
Gtatthaftigfeit der adminiftrativen ©e- 
queftration von gewerblichen Unter- 
nehmungen des Schuldners, welche mit 
landwirthichaftlihen Betrieben in Ber- 
bindung ftehen. Deshalb ift das Erf. 
des V. G. H. v. 21. Mai 1887, 8.1470, 
Budw. 3544, zu weit gefaßt. Nach 8.13 
des eilenbalneomeeifiondgei. v.14. Sep . 
tember 1854, R. G. 8. Nr. 238, ift die 
Sequeſtration von Eijenbahnen für Die 
zwangsweiſe Durchſetzung von Betriebs- 
pflichten der Eifenbahnunternehmungen, 
nah dem Geſ. v. 14. December 1877, 
NR. G. B. Nr. 112, eine Sequeftration 
ee garantirter Eijenbahnen 
ür die Eintreibung rüdftändiger Yah- 
lungen auf gewährte Betriebstojtenvor- 
ſchüſſe des Staates oder auf Leiſtungen 
des Staates aus dem Grunde des ſo— 
ernannten Garantieverhältniffes ſtatt⸗ 
baft. Da der Sequefter der Eifenbahn- 
unternehmung die Verwaltung nach den 
Srundfägen der Bermögensverwaltung 
eine® bonus pater familias zu führen 
hat, jo obliegt ihm auch die Bezahlung 
der rüdftändigen Steuern. Das ift 
dann aber etwa feine Steuererecution 
tm ftrengen Sinne d. W. Ein Hfdet. v. 
16. März 1830, 83. 900, Train. Prov. 
G. ©. 12. Bd. Wr. 85 ad c und d 
©. 236 (abgedrudt bei Röll II. ©. 
1004 f.), fpricht von der Sequeftration 
der Nupnießer eines Gutes, dann von 
der Segueftration providirter Pfarren 
und Pfarrgotteshäufer, alſo wohl auch 
von der Sequeftration ber Einkünfte der 
Pfarren. 
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zutreibenden öffentlichen Forderung voraus. Nur für die Eintreibung von 
Rüdftänden an der Gebäudefteuer foll nach 8. 33 al. 2 der Zufammen- 
ftelung die Sequeftration der Miethzinje eines vermietheten Gebäudes ohne 
vorhergegangene Mobiltarerecution ftatthaft fein. Die Sequeftration für 
die Eintreibung Öffentliher Forderungen beſteht in ber zwangsweiſen Ent- 
jegung des Schuldners aus der Verwaltung des fequeftrirten Gegenſtandes 
und Uebertragung derjelben für den Zweck der Eintreibung des Außftandes 
an eine biefür durch die zuftändige Behörde beftellte Perſon. Das Hide. 
v. 18. Mär; 1830, 3.900, krain. Brov. G. S. Bd. 12 Nr. 85 lit. f 6.237 
erflärt die Sequeitration für einen untheilbaren Erecutionsact, der ſich 
auf dag ganze in der Sequeitrationsverfügung bezeichnete Sequeftrations- 
object zu erjtreden habe. Nach 8. 33 al. 6 der Zuſammenſtellung ſollen 
Beamte für diefen Zwed nur bei Abgang vertrauenswürdiger Pride 
perjonen verwendet werden. Auch die Verwendung von Steuerezecutoren 
für dieſen Zweck iſt ftatthaft, wenn fie nicht dadurch in dem Vollzuge 
ihrer hauptfächlichen Obliegenheit, der Bornahme von Steuerhebungen und 
Mobiliaregecutionen gehemmt werden. 8.37 ber galiziſchen Erecutionsord- 
nung fordert die Aufftellung eines Beamten als Sequeftrations commiſſärs 
zur Herbeiführung und Beauffichtigung der Sequeitration. Dieſem obliegt 
vorläufig, ein verläßliches Individuum zur Aufſicht über das Sequeftrations 
object und die Bewirthichaftung desjelben oder des Betriebes auf demjelben 
zu beftellen. Erſt, nachdem der Verſuch zur Verpachtung des Gutes im 
Sequeitrationdwege gejcheitert iſt (8. 44), erfolgt die Aufftellung eines mit 
förmliher Vollmacht verfehenen Sequefters. Alle mit der Durchführung 
der zwangsweiſen Sequeftration betrauten Perfonen üben, auch wenn fe 
Privatperſonen oder wie die Steuererecutoren zum mindeſten nicht Staat 
biener im technifchen Sinne d. W. find (8.7 der Zufammenftellung), hobeit: 
liche Functionen des Staate® aus, zu deren Sicherung die Normen 
des Strafgefehe® gegen Störungen der Vornahme obrigfeitlicher Ade 
zur Unmwendung zu fommen haben ($. 3 der Zufammenftellung).!) Tit 
mit der Sequeftration betraute Perſon haftet gemäß dem Hfdct. vom 
19. Jänner 1784, J. G. S. Nr. 228 und den 88. 296 und 320 a. 6.D. 
dem Staate oder der forderungsberechtigten öffentlichen Corporation ſowie 
dem der Erecution unterworfenen Schuldner?) für die Sorgfalt eine 
guten Hauswirths, eines bonus pater familias. 8.33 der Zuſammen 
ftellung verlangt, daß dem Sequefter zur Sicherung feiner Haftung für 


1) Jellinek, Syſtem jubjectiven | fein Staatsbiener ift ober die Seque 
öffentlichen Rechte ©. 234 fi.; Tezner | ftration nicht kraft feiner Stantsdient 

m XXI. Bd. der Grünhut’ {chen Beit- | pflicht, fondern wie ein beftellter Fri 
fehrift ©. 1% fi. Entſch. des öfterr. | vater führt, tönnen Schadenserjagiorde 
Cafjationshof3 v. 22. Jänner 1884, 8. | rungen ausfeiner Geichäftsführunggemäs 
13739, —S Sammlung Nr. 808; — a a. G. D., 88. 968, ‚ uw 
14. Yuli 1882, Entgegengel. G. B., arg. e cont. Wrt. 12 dei 
Erf. v. 21. März 84 2 2086 cit. bei &t. Y\ 9. v. 21. December 1867,8. 6.3. 
8.68 ber Bang chen, von Cramer be» | Ar. 145, vor dem Givilrichter geltend 
torgten Ausgabe des Strafgeſ. gemacht werden. 

2) Soferne der politiſche Sequeſter 








— 425 


ärarifche Forderungen der Erlag einer angemefjenen Caution aufge: 
geben werden folle und geftattet die Nachficht einer folchen Beſtellung 
nur gegenüber Perjonen von „bewährter Vertraulichkeit" (i e. Ver⸗ 
trauenswürbigfeit). $. 45 der galiz. Executionsordnung fchreibt die Be- 
ſtellung einer Caution ald Regel und die Beeidigung des Sequeſters 
ausnahmslos vor. Näher beftimmt wird die Ausführung der Seque- 
ftration durch 8. 37 der galiz. Erec. O. wonach fich diefelbe auf jene 
Erträgnißquellen erjtreden foll, welche eine jchnellere Einbringung des 
Rückſtandes Hoffen laſſen, 8. 43 derjelben, welcher es als Pflicht der Be- 
hörden binftellt, in den Vertrag über eine ſequeſtrationsweiſe Verpach⸗ 
tung des Sequeitrationsobjectes feine der zweckmüßigen Bewirthichaftung 
und dem Intereſſe des Eigenthümers twiderfprechenden Bedingungen 
aufzunehmen, dann durch $. 34 der böhmifchen Exec. D. der als Regel 
den Sequefter auf ein folches Vorgehen beichräntt, durch welches ohne 
offenbaren Nachtheil für das fequeftrirte Object und für den 
Eigenthümer die Sequeftration am jchnellften wieder behoben werden 
kann. Es darf alſo fein Raubbau betrieben merden.!) Der Sequeiter 
erlangt durch den Vollzug der Sequeitration, die fogenannte Einführung?) 
die Befugniß und die Pflicht den nicht geſetzwidrigen inftructionellen Be 
ftimmungen gemäß?) die Rechte des Erecuten binfichtlich des Sequeftrationg- 
object? und der Erträgnifie desfelben auszuüben.) Diefe Dispofitiong- 


1) Bgl. auch E. d. ob. G. H. v. 8. uni | Tann, joweit e8 der Bwed der Seque 
1859, 3.5791, Gl. U. 805. ftration geftattet. Nur in Krain foll 
2) Kal. hiepn 88. 6 und 7 ber bei | nah dem Hfdct. v. 16. März 1830, 8. 
Mayrhofer 1. ©. 381 Anm. 1 mitge- | 900, Prov. G. ©. f. Krain Bd. 12 Nr. 85 


theilten Anftruction. 

3) Er darf z. 8. in feinem Falle eine 
Miethzinsforderung nachlaſſen, 8.17 der 
cit. Inſtruction. 

4) Deshalb wird der Miether oder 
Pächter des fequeftrirten Objects, der 
Contrahent de3 Sequefterd während der 
Dauer ber Sequeftration durch Leiftung 
an den Sequeſter liberirt, es fei denn, 
DaB Dielen Berfonen eine Beichränfung 
Der Empfangslegitimation durch die Be- 
börde befannt „gegeben worden, oder daß 
in jenen ändern, in welchen dem Se⸗ 
queiter eine förmliche Vollmacht ausge⸗ 
fertigt wird, eine ſolche Beichränfung 
in die Solmacht aufgenommen worden 
if. 8. 7 der Inſtruction, GLU. 7219. 
Da die Sequeitration der Befriedigung 
der Öffentlichen Yorderung durd Ey 
ploitirung des Sequeftrationgobjectes 
dient, fo folgt daraus von felbft, 
der Eigenthümer auf Fortbenutzun 
ſequeſtrirten Objects, aljo z. B. au —* 
waͤhrung einer Wohnung in dem ſeque⸗ 
ſtrirten Gebäude Anſpruch nur erheben 


ad g ©. 238, Roll DI. ©. 1006, bie 
Entfernung des Eigenthümers vom 
jequeftrirten Gute nicht ftatthaft fein. 
„ac dem Hfdet. v. 11. Mat 1832, 

G. S. Bi. 60 Nr. 49 ©. 129, darf 
die Banbeäftelle jequeftrirten uts- 
befigern Suftentationen bis zu 1fl. (für 
den Tag?) gewähren. Rehtsmibrig ift 
indeß die Beitimmung des $. 7 der 
Snftruction, daB fchlechthin auf die 
Entfernung jener Parteien, welche eine 
Wohnung zindfret inne haben, ge 
derungen werden Eönne, wenn fie ſich 
nicht zur Zahlung eines angemeflenen 
Binfes verpflichten, —— daß 
dieſe Parteien ein Recht auf die Be— 
nutzung haben, wie etwa der Nutznießer. 
Solchen Parteien kann nur bie executive 
Veräußerung der Realität in Ausficht 
gefteilt werben. Die Entfernung bes 
„genthümer fann nur im ae 

Wege erwirkt werden (%. M 

März 1864, 3.1196, RBILIL ©. 1010; 
8. 10 der nftenction; vgl. auch SL. 
8726, 13295, ferner die Belehrung des 
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befugniß findet ihre Grenze daran, daß die Sequeftration nur Berwal- 
tung des Sequeftrationsobjectd und feiner Erträgniffe für den Zwed der 
Realifirung üffentlich-vechtlicher Forderungen zu bleiben Hat und nicht 
Zwangsveräußerung desſelben werden darf; auch iſt fie wie die Ber- 
waltung de3 Berechtigten jelbft, den Normen des Privat!) und des öffent: 
lichen Rechts insbefondere des Bolizeirecht3 unterworfen.?) Der Sequefter 
fann aber durch feine Dispofitionen über das fequeftrirte Gut deu Ere 
enten nur pro viribus des fequeitrirten Objects verpflichten.®) Denn er 
tft nur Verwalter des jequeitrirten Vermögensftüdes des Erecuten nicht 
feine8 übrigen Vermögens Über die innerhalb der Grenzen der 
Befugniffe des Sequefters über das Sequeftrationsobject getroffenen Ber: 
fügungen gehen auf Rechnung des Eigenthümers.‘) Inſtructionelle Be: 
ſchränkungen des Sequeſters wirken jedenfall auch gegenüber dritten, wenn 
fie in officiellen Geſetzesſammlungen publicirt oder Durch offene, mit zu: 
läffigem Anhalt ausgeftattete Vollmacht aufgeftellt find.) Die Eintragung 
der abminiftrativen Sequeftration in bie öffentlichen Bücher tft, wenn 
auch für die Eintreibung von Zöllen und Verzehrungsfteuern vorgeſchrieben 
(BP. 6 des Hoflammerdecrei vom 10. Februar 1832, 3. G. S. Nr. 2548), 
feine Vorausſetzung für die Legitimation des Sequeſters gegemüber dritten 
Perſonen (Hfdct. vom 17. November 1798, 3. ©. ©. Nr. 440). Bu ber 
Behörde, welche die Sequeitration durch Aufftelung des Sequeiters ver: 
fügt, fteht der Sequefter in einem publiciftiichen Gehorfamsverhältniß, wie 
der Vormund, der Curator zur Vormundſchafts⸗, zur Curatelsbehörde, wie 
überhaupt alle von Amtswegen beftellten Vermögensverwalter zu den be: 
jtelenden Behörden ($. 1034 a. b. G. B). Er ift diefer Behörde gegen: 





Fin. Min. über die galiz. Exec. O. P. 5, 
zum Schluß Röll II. S. 943, dann 
die Bemerkungen der Motive zu dem 
Entw. eines Gef. über das Executions⸗ 
und Sicherungsverfahren, Beil. des 
ftenogr. Prot. des Abgeordnetenh. Nr. 
689 der XL Seſſ. 1893 ©. 177 ff.) 

1) Hfdet. v. 19. Jänner 1784, 8. G. S. 
Nr. 228, 8. 296 a.©.D., 8. 392 der 
weſtgaliz. G.O. Der Sequeiter hat deshalb 
für die Geltendmachung der Privatrechte 
des Erecuten, aljo zur SHerbeifährung 
von Delogirungen den Rechtsweg zu bes 
treten. Die Frage nad den Grenzen 
der Zuläffigleit der Einwendung anti« 
zipativ gezahlter Mieth- und Pachtzinfe 
tft nach den Beitimmungen des a. b. 
G. B. zu beurteilen; F. M.E. v. 0. März 
1864, 3. 1196, Röll U. ©. 1010, 
&1.-U. 7219. Da die Sequeftration nicht 
Zwangsveräußerung ift, jo hat der Se- 
queiter Die von dem Eigenthümer ge- 
ſchloſſenen Mieth- und Pachtverträge zu 
teipectiren (88.1120, 1121 a.6. ©. B., 
&L1.-U. 4257), doch läßt 8.42 der galiz. 


Exec. D. in gewiflen Fällen Weiterver⸗ 
pachtung bes verpadhteten Sequeftration® 
object8 zu. 

2) Er Hat alfo für die Erhaltung der 
Gebäude im bauorduungsmäßigen Zu⸗ 
ftande zu jorgen. 

3) Arg. 8. 18 der cit. Inſtruction 

4) GI.,U. 7176, 7629. Rad dem 
Hfdet. v. 16. December 1841 (U. h. €. 
vd. 11. December 1841, J. G. S. ©.57: 
follen Ieqheftentoriiche Berpacdhtungen 
über die Dauer eined Jahres nicht on! 
längere Beit gejchloffen werden, al! 
nöthig ift, den Steuerrüdftand ſamm 
Nebenverbindlichkeiten zu tilgen: und & 
barf ber Pachtvertrag mit einer zwed— 
mäßigen Bewirthichaftung und dem Jr 
terefie des Eigenthümers nicht im Wider⸗ 
ſpruche ftehen. 

5) Arg. 8. 44 ber galiz. im galiz 
2.6.8. kundgemachten Erecutiondor 
nung, demzufolge der Sequefter burd 
Vollmacht zu beftellen ift und $. 1017 
a. b. G. B. &1.-U. 7176, 7219, 7629. 
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über zur Rechnungslegung verpflichtet, zu deren Erftattung er gemäß Hfdet. 
vom 17. Rov. 1798. 3. G. S. Nr. 440 im adminiftrativen Wege ge- 
zwungen werben fann, und bat vor der Bornahme beftimmter Ber: 
fügungen über das Sequeftrationsobject in den inftructionell vorgejehenen 
Fällen die Genehmigung oder Bewilligung derielben einzuholen.!) So— 
weit durch Verfügungen der Auffichtsbehörde die Rechts⸗ oder Intereſſen⸗ 
fphäre des Sequefters berührt wird, fteht ihm gegen dieſelben wie 3. B. 
gegen eine Verfügung, welche ihm inftructionswidriges Vorgehen zumuthet, 
gegen die Verweigerung der Decharge, gegen eine infamirende Enthebung 
die Beſchwerde an bie höheren Inftanzen offen. Die von der Wuffichts- 
behörde dem Sequefter ertheilte Decharge wirkt über das Verhältniß der- 
jelben zu dem Sequefter nicht hinaus. Unfprüche dritter, wie des Erecuten, 
oder der Hypothekargläubiger der fequeitrirten Güter, welche, wenn nicht 
etwa der Incompetenzgrund des Art. 12 der St. G. ©. über die NRegie- 
rung3- und Bollzugsgemwalt obwaltet, im Rechtswege auszutragen find, bleiben 
von dem behördlichen Abfolutorium unberührt.?) Zur Wahrung feiner 
privatrechtlichen Verantwortung gegenüber den Brivatperjonen, denen gegen- 
über er nach dem citirten Hfdet. v. 17. Nov. 1798 gleihfalls recinungs- 
legungspflichtig ift, muß deshalb dem polit. Sequeiter das Recht zuftehen, 
im Falle gegründeten Zweifels über die einzuhaltende Reihenfolge in der 
Befriedigung von concurrirenden öffentlich-rechtlichen und privaten Forde⸗ 
rungen den zur Dedung erforderlichen Betrag gemäß 8. 1425 a. 6. G. 82. 
gerichtlih zu hinterlegen. In diefem Nechte kann er durch entgegen 
ftehbende Weifungen der vorgefehten Aominiftrativbehörde nicht beirrt 
werden.?) Der Sequefter hat Anſpruch auf das mit ihm vereinbarte, *) 
oder durch die Behörden innerhalb der Grenzen der Beitimmungen der 
Erecutionsordnung bemefjene?) Honorar und auf den Erfah der von 
ihm beftrittenen nothwendigen oder zwedmäßigen baaren Auslagen und 
fann den feinen Anſprüchen entiprechenden Betrag von den Einkünften 
des Sequeftrationsobject8 zurüdhalten.®) 


1) 88.13, 17, 18 der Snftruction. 
2) 8.21 der Inftruction legt der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft feine weitere Pflicht 


8. 2785, Beilage B. der Bub. BOB: v. 
25. Dct. 1824 (18347), Prov. ©. ©. 
fiir Steiermarl, Bd. 16 Nr. 172, RolII. 


auf, als die Rechnung dem Hauseigen- 
thümer oder den fonftigen Intereſſenten 
mitzutheilen, und verweilt Die Bemänge- 
lung von diejer Seite vor das Gericht. 
Dieſe inftructionelle Borjchrift folgt aus 
Dem Hfbdet. v. 17. November 1798, 3. 
G. ©. Rr. 440, (vgl. G1.-U. 7575, 12450). 
Das Hfdc. v. 18. Jänner 1825, auf 
Grund U.h. E. v. 4. Jänner 1825, fteir. 
Prov. 8. ©. Bd. 7 Nr. 30 ©. 472.6, 
erflärt die Klage wegen übermäßiger 
Segueftrationsauslagen auf den Rechts⸗ 
weg gehörig (Röll 

der falichen Nr. 46). 


3) Bgl. auch Hfdet. v. 5. Auguft 1828, 


©. 968. Ueberſchüſſe über jene Rüdftände, 
für deren Eintreibung der Gequeiter 
beitellt ift, Hat er zu Gunften vorhandener 

vpothefargläubiger unter allen Um« 

änden bei Gericht zu hinterlegen (Hfbet. 
v. 18. Sänner 1825, 3. 80, auf Grund 
A. h. E. v. 4. Jänner 1825, Prov. G. ©. 
für Stdermart Bd. 7 Nr. 30 ©. 47, 
Röll II. ©. 1004, dann 8.20 der In⸗ 


; firuction Mayrhofer I. ©. 382). 


4) 8.23 der Inftruction. 
5) 8.48 der galiz. Exec. D., RölI II. 
1. 


d. o. G. 9. v. 28. April 1869, 


. &.1004, cit. mit | ©. % 
6) €. 
| 8.4874, @L.-U. 3397. 
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VI. Die gerichtliche Steueregecution vollzieht ſich durchaus 
nach den Normen fir die gerichtliche Eintreibung privatrechtlicher Forde⸗ 
zungen (unbejchadet der durch Hofdet. vom 26. Yebruar 1789, J. G. ©. 
Nr. 977 lit. c, nachdrücklich eingefchärften Sebundenheit der 
Gerichte an die Entjheidungen und Feitftellungen der Verwal: 
tungsbehörden betreffend die öffentlicherechtliche Verbindlichkeit in dem an 
früheren Stellen erörterten Umfange), aljo durch Mobiliar-!) und Jumo⸗ 
Diliar- Pfändung und Schäbung fowie durh Mobiliar- und Smmobiliarfeil- 
bietung, durch gerichtliche Sequeftration im Gegenfabe zur „politifchen”. 
Der erecutiven Einantwortung von Forderungen des Executen erwähnen 
die Beitimmungen, welche die Zujtändigfeit der Gerichte für die Steuer 
execution regeln, nicht. 

Was das Verhältniß der politiihen zur gerichtlichen Execution 
anbelangt, fo ſtehen die verfchiedenen Erecutionsordnungen?) auf dem 
Standpuncte des bereit im Hfdct. vom 10. Februar 1832, J. G. S. 
Nr. 2548 P. 7, und im Hfbet. v. 26. Februar 1789, J. G. ©. Ar. 977 
lit. a und b ausgeſprochenen Grundfages, daß in allen Fällen, in welden 
ſowohl die politifche als auch die gerichtliche Execution ftatthaft it, die 
gerichtliche Hilfe nur im Falle der Ausfichtslofigfeit der politifchen Ere 
eution, außerdem nur im alle, wenn Somplicationen durch Concurrenz der 
Öffentlichen mit privatrechtlichen Forderungen bevorftehen, requirirt werden 
fole. Die Feſtſetzung der Subfidiarität der gerichtlichen Hilfe hat ihren 
Grund darin, daß fich Die politifche Execution mit geringeren Weitläufigkeiten 
vollzieht. Dieſe Beſchränkung der Zuläffigleit der Requifition der Gerichte 
betrachtet die gerichtliche Praxis als eine Beſchränkung von rein inftrur 
tioneller Bedeutung, deren Einhaltung weder einen Gegenftand eines Par- 
teienanſpruchs noch auch gerichtlicher Cognition zu bilden hat.?) Die Ere 
eution mittel3 der Bmangsveräußerung von Nealitäten und mittels der 
vorangehenden Erecutionsftabien wird nur mehr als gerichtliche für zuläſſig 
erachtet.) Ein Uebergehen von der politifchen zur gerichtlichen Execution 
und umgekehrt tft ftatthaft,®) aber beide Formen der Zmangseintreibung 
haben den für fie beftimmten Rechtsgang ganz durchzugehen; es darf 
nicht die eine Erecutionsform auf die andere gepfropft, es darf z. 2. 
nicht die politifche Mobiliarpfändung durch Die gerichtliche Schäßung und 
Zwangsveräußerung fortgefeßt werden.“) Gerichtliche und adminiſtrative 
Erecution können fi aljo nicht vertreten. 

Bom Standpunkte der wechfeljeitigen Unabhängigfeit der Verwal⸗ 
tungs⸗ und Gerichtsbehörden ftünde nichts im Wege, daß die politilde 


1) E. d. o. G. H., &1.-U. 5433, 8612, 
2) 8. 34 ber  Bula mmenftellung. 
3) E. d. o. . dv. 24. März 1869, 


drüdlich ausgeiprochen tft. Anders noh 
das Hfdet. an das Füftenländ. Gaben 
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. 2962, Gl. 4 3355: 4. Auguft 1874, 

. 7957, ©L.-U. 5433. 

9 Wie dieß im Hofkammerdecret v. 
10. Februar 1832 P. 7 für Rückſtände 
an Höllen und VBerzehrungsiteuer aus- 


v. 16. Juli 1823, 3.6. ©. Nr. 1 


5) €. d. o. G. H. v. 4. Auguſt * 
8. 7957, ©L.-U. 5488. 


6) E. d. o. re v. >. 8. Auguſ 1870 
8.8740, &L.-U. 3845 
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Eremntion für öffentlich-rechtliche und die gerichtliche für Privat- 
forderungen an den Egecuten fowie die Feſtſtellung des Weges und ber 
Reihenfolge der aus dem eingetriebenen Geldbetrage borzunehmenden Be⸗ 
friedigung concurrirender Öffentlichsrechtlicher und privatrechtlicher Forde⸗ 
sungen durch die egequirende politifche Behörde und das erequtrende Gericht 
neben einander herlaufen. Allein die Durchführung diefes Princips in 
diefem alle müßte zu den ‚allergrößen Verwirrungen führen. Zur 
Hintanhaltung folder Verwirrung dienen folgende Beitimmungen. Auf bes 
wegliches Vermögens des Schuldners foll mittel3 der politifchen Execution 
nach dem Hfbet v. 2. Sept. 1824, %. ©. ©. Nr. 2039 nicht mehr ge 
griffen werden können, wenn fie bereit gerichtlich gepfändet find.?) 
Da nun die gerichtlihe Pfändung der Erträgniffe eines Vermögens⸗ 
ftüdes des Schuldners gemäß $. 320 a. ©. O. und $. 422 der weftgal. 
G. O. dur Aufftellung eines Sequefters alfo in der Form der Seque⸗ 
ftration der Erträgniffe (der fructus naturales und civiles) zu erfolgen 
bat, fo leitet der 3. M. €. v. 8. Jänner 1868, 3. 373565 aus der Be- 
ſtimmung dieſes Hfdct. die Folgerung ab, daß auch, fo lange ein Ber 
mögensftüd des Schuldners gerichtlich fequeftrixt ift, Die politifche Seques 
ſtration nicht ſtatthaft fei.?) In Fällen diefer Art bleibt für Die Befriedigung 
öffentlichrechtlicher Forderungen aus den bereits der gerichtlichen Erecution 
unterworfenen Bermögensftüden, nur der gerichtliche Weg offen, jofern 
diejelben überhaupt gerichtlicher Eintreibung fähig find. Die Gerichte 
haben bei der Feſtſtellung der Reihenfolge der Befriedigung concurrirender 
sorderungen aus bem Erlöſe der zwangsweiſe veränßerten Fahruiſſe 
auf die bon ber Ainanzprocuratur oder von dffentlihen Gorporationen 
angemeldeten, der gerichtlichen Eintreibung fähigen öffentlich=rechtlichen 
Forderungen Bedacht zu nehmen.?) Der gerichtlich beftellte Sequefter 
muß, joferne er nicht ſchon kraft feiner Amtspflicht ſich um den Beftand 
und bie Befriedigung derartiger Ausftände zu kümmern bat, jedenfalls dann 
auf diefelben Bedacht nehmen, wenn die Ausdehnung der gerichtlichen 
Sequeftration zu Gunſten derjelben begehrt und vom Gerichte bewilligt worden 
ft. Umgekehrt enticheidet die Prävention nad) dem Hfdet. v. 17. Nov. 
1798, 3. G.S. Nr. 440, auch zu Qunften der Realiſirung öffentlich-rechtlicher 
Forderungen mittel der politifchen Sequeftration, wenn dieſelbe 


1) Als Tegislativer Grund biefer An⸗ 
erfennung des Principg der Prävention 
wird angeführt, daß gerichtlich gepfändete 
Dbjecte als der Dispofition der Schuldner 
unterftehend nicht angeſehen werben 
fönnen. Allein das müßte auch von 
freimiflig verpfänbeten und in Verwah⸗ 
rung des Schuldner3 belafienen Ver⸗ 
mögenzftliden gelten. Ueberhaupt ift 
fir ben erecutiven Zugriff in das Ver⸗ 
mögen Des Schuldner! nicht mehr er- 
forderlich, als daß ewas Bermögen des 
Schuldners, nicht aber, daß er in der 
Verfügung hierüber frei ſei. Ausichlag- 


gebend ift aljo zweifellos die Verhütung 
von Verwirrungen geweſen. 


2) Röll IL ©. 1010 ff. 


3) Durch sur M. Bdg. dv. 25. Sept. 
1888, 8. 1288, J. M. V. Bl. Nr. al 
v. 7. Der. 1868. R. G. B. Nr. 165 u. 
v. 11. Mai 1868, R. G. B. Nr. 40 iſt 
den Gerichten die Verſtaͤndigung ber 
Finanzprocuratur reſp. des Steueramts 
bon gerichtlichen executiven Sequeſtra⸗ 
tionen und Feilbietungen unbewe Liner 
Sachen auferlegt. vb) hiezu 

6032, 7068, 3343, 


dem Anfuchen eines Privatgläubiger® um die gerichtliche Sequeſtration 
vorhergegangen ift. Die Verwaltungsbehörbe, welche die Sequeftration 
verhängt, fol abgejehen von dem Fall der Eintreibung von Zöllen und 
Berzehrungsfteuern nicht verpflichtet fein, die Sequeitrationsverhängung der 
Realinftanz anzuzeigen, vielmehr hat der Brivatgläubiger, um die gerichtlice 
Sequeftration zu erwirken, (etwa durch Beftätigung) der für die Verfügung 
der politifchen Sequeftration zuftändigen Behörde darzuthun, daß das zu 
fequeitrirende Object einer politifchen Sequeftration nicht unterworfen je. 
Er bedarf ferner wie bereit8 bemerkt wurde, für die Wirkſamkeit der 
politiichen Sequeitration feiner Eintragung in die Öffentlichen Bücher. Wohl 
aber it nach diefem Hfodet. (lit. a und b) der Streit zwilchen dem Eigen: 
thümer des fequeftrirten Objectes und den fonftigen Brivatintereflente, 
denen der politifche Sequefter zur Rechnungslegung verpflichtet iſt (alſo 
den Hypothekargläubigern, Fruchtnießern, Ausgedingleuten) über die Ein: 
haltung der gefetlichen Reihenfolge bei der Befriedigung concurrirender 
Sorderungen, alfo auch der mit privatrecdhtlichen concurrirenden öffentlid- 
rechtlichen im ordentlichen Rechtswege auszutragen.) Ein für Steier 
mark erlaffenes Hfoct. v. 5. Wuguft 1828, 8. 27859), Beilage B. ver 
Gub. Vdg. dv. 25. Dctbr. 1824 (1834), fteir. Prov. 16. Bd. Nr. 172 
©. 286 Scheint auf dem allerdings nicht deutlich” ausgefprochene An: 
ſchauung zu fußen, daß ein Streit über die Frage des Vorranges. öffentlid- 
rechtlicher und privatrechtlicher Forderungen bei der Befriedigung aus 
dem Vermögen des Schuldners in allen Fällen der politischen Execution 
alfo auch in dem alle einer politiſchen Sequeftration „gehörig“ d. 5. 
dort vor Gericht auszutragen fei. Danach hätte die politische Behörde 
die Execution, im Falle concurrirender, bei ihr angemeldeter oder erienn- 
barer, an dem Erecutionsobjecte haftender privatrechtlicher Belaflungen, 
vorerſt nur bis zur Zwangsveräußerung zu führen, und die Entjcheidung 
des Gerichtd, ſei es im außerjtreitigen Verfahren, fei es in der Form 
des Proceßurtheils über die Reihenfolge der concurrirenden Anfprüde 
herbeizuführen und abzuwarten. Auch die Bufammenftellung verordnet 
im 8. 30 al. 9, daß die politifhe Erecutionsbehörde in allen Fällen, wo 
mit der öffentlich-rechtlichen Forderung Pfandrechte von Privat: 
gläubigern an dem im Wege der politifhen Erecution veräußerten Ob 
jecte concurriren, der Erlös gerichtlid) zu Hinterlegen unb daß die 
Gläubiger von dem Erlage zu verftändigen jeien. 


1) gl. auch die fteiermärf. Quberntal- 
derordnung v. 28. Februar 1834, 3. 812, 
Brov. Gel. ©. für Steiermark Bd. 16 
Nr. 29, Roll OD. ©.1006. Wenn aljo 
ungeachtet des Proteftes eines Privat- 
gläubigers der politiide Sequeſter bei 
der Befriedigung öffentlich« rechtlicher 
Torderungen nah jeiner Anſchauung 
über die richtige Reihenfolge von 
öffentlichen und privatrechtliden Forde⸗ 
rungen vorgeht, fo thut er die auf 


eigene Gefahr. Au diejem gejeglic an‘ 
eiprochenen Rechtsſatze Tann jelbitver 
—2 Durch die Beſtimmung einer ir 
ternen SInftruction, wie jene des & 4 
der Inftruction für die Sequefter zu 
Eintreibung der Gebäudefteuer, monch 
die Beifung der Bezirkshauptmanniheit 
über die Reihenfolge der Befriebigun 
für den Sequefter bindend fein foll, nic 
geändert werden. 

2) Mit unzureichenden Ziffermbate 
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Zufammenfaffend kann man aljo den Rechtszuſtand iu Betreff des Ver⸗ 
hältniffes der politifchen Erecution für Öffentlich-rechtliche und der gericht- 
lichen &recution für öffentlich-rechtliche und Privatforderungen folgender: 
maßen darftellen. Für die Smmobiliarerecution mittels Pfändung, 
Schätzung, erecutiver Veräußerung zur Eintreibung öffentlich-rechtlicher 
Forderungen find nur die Gerichte zuftändig. In Betreff ver Mobiliar- 
erecution und der erecutiven”Segqueftration für dieſen Zweck ent- 
ſcheidet die Prävention, infoferne die politifche Mobiliarerecution binficht- 
lich folcher Gegenſtände, welche bereit3 gerichtlich gepfändet, oder die poli- 
tiiche Sequeftration ſolcher Objecte, welche bereits gerichtlicher Sequeftration 
anheim gefallen find, nicht verfügt werden darf, und infofern umgefehrt 
gerichtliche Sequeftration über politifch fequeftrirte Objecte nicht verfügt werden 
jol. Dagegen find die Gerichte nicht gehindert, die Mobiliarerecution für 
Privatforderungen an ſolchen Gegenftänden vollziehen zu Lafjen, welche 
bereit8 im abminiftrativen Wege gepfändet find. Ueber die Zuſtändig⸗ 
feit der Bivangsveräußerung entfcheidet dann in letzterem Falle wieder die 
Prävention. Einzelne inftructionelle Beftimmungen neigen dazu, auch 
in jenen Fällen, in welchen eine Zwangsveräußerung oder eine erecutive 
Sequeftration im VBerwaltungswege durchgeführt morden ift, die Ent- 
jheidung über die Reihenfolge der Befriedigung mit einander concur⸗ 
rirender öffentlicher und und privatrechtlicher Forderungen den Gerichten 
zuzuweiſen. Dieſe Iebteren fällen ſolche Graduationsurtheile nach Maß— 
gabe der materiellen ‘Brivatrechtsnormen bald in dem auberftreitigen Ver⸗ 
fahren zur Liquidirung der zu einem erecutiv erzielten Meiftbot angemel- 
deten Forderungen, zur Beitimmung der Ordnung ihrer Befriedigung und 
Zuweifung der auf fie entfallenden Beträge, bald, wenn der von der einen 
Bartei in Anſpruch genommene Rang von einer anderen beftritten wird, 
durch Enticheidung im fürmlichen Borrangsftreite.!) 


d) Die phyſiſche Herrfchaft über Sachen und die Ueber- 
wältigung perfönliden Widerftandes. 


I. Die wirkſame Erfüllung der ftaatlichen Aufgaben erfordert in 
deitimmten Fällen eine unmittelbare d. i. der Vermittlung durch einen 
Gehorſamsbefehl nicht bedürftige Verfügungsgemwalt über beftimmte Sachen, 
zur Verwirklichung öffentlicher Interefien. Das gilt vorzugsweife für 
die bereit3 erörterten Fälle der Nothpolizei. Mit dem Zwecke der 


cit. bei Roll u. ©. 958, v L ferner | Intereſſen, welche von einem Eollifiong- 
auh Hfdet. v. “ Ynne 1825, jteir. | falle abgejehen durch bie Yinanzprocuratur 
Prov. G. S. 86.7 Nr. 30. zu vertreten wären, müſſen in bem Meiſt⸗ 

1) gl. hierüber die Zubicatenfamm- | botvertheilungsverfahren und zwar jedes 
fung von Frühwald und von Schütz, | burdh einen befonderen für biefen Eolli- 
dann die auf wifienfchaftlicher &Yrund- | fionsfall | aufgeftelten Bertreter zur Gel⸗ 
lage —2 Darſtellung des Verfahrens | tung gebracht werben (8. 18 al 4 ber 
von Beiffer in Erners Deiterreichijchen Dienftinftructton für die Brnangpracure- 
Supotbefenreit D. Abth. 88. 43—48 | tur v. 16. Sehr. 1865, R. G. B. Nr. 34. 
Borwort VL Collidirende öffentliche 
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Beftinnnung, daß der Gemeindevorſteher bei Feuersobrünſten und dringenden 
Vaflermangel über Privatgewäfler verfügen, daß er im falle der 
äußerften Feuersnoth das Eindringen in Gebäude und das Nieberveihen 
derjelben anordnen darf, wäre es durchaus unvereinbar, wenn die Ber 
wirflihung diefer Verfügungsgewalt erft einer Vermittlung durch einen 
Duldungsbefehl an den Eigenthümer der zu benützenden Privatgemwäfier 
oder der niederzureißenden Gebäude bedürfte. Vielmehr darf der Ge 
meindevorfteher mit Beſchränkung auf den angegebenen Zweck über die 
fremden Sachen verfügen wie der Eigenthümer ja noch intenfiver als 
der Eigenthümer, injoferne diefer Teßtere für Verfügungen gewiſſer Art 
erft noch behördliche Bewilligung nöthig hat. In Fällen diejer Urt liegt 
eine unmittelbare Verwirklichung eines gefeßgeberifchen, an die behördlichen 
Organe fich richtenden Auftrags zum Bollzuge beftimmter Acte phyſiſcher 
Herrichaft über Sachen an. Die unmittelbare Verfügung über die Sade 
ift hier im Gegenſatz zu den anderen Fällen, im welden zunächſt ber 
Eigenthigner aufzufordern ift, über feine Saden in beftimmter eije ju 
verfügen, und die behördliche Verfügung erft im Falle des Ungehoriams 
einzutreten bat, das Primäre und ein, etwa nöthiger Executionszwang 
verfolgt hier nur den Zweck, jeden phyfiichen Widerſtand gegen bie unmitte: 
bare Verfügung der Behörde über die Sache, er mag vom Kigenthümer 
oder von dritten Perfonen berrübren, zu brechen. Als weitere Beiſpiele 
folder unmittelbarer Herrſchaft über Sachen, die fi im Privateigen: 
tum befinden, für ftaatliche Zwede und zur Vollfiredung der die Er 
füllung derfelben vegelnden Anordnungen find anzuführen: die behördliche 
Sperrung eined Stalles, in welchem ſich mit Qungenjeuche behaftete Rinder 
befunden haben, bis zur durchgeführten Desinfection auf Grund des 8.18 
al. 3 des Gef. v. 17. Auguft 1892, 8.6.8. Nr. 142, die Benübung vor 
Feldern zum Mandvriren der Truppen, die behördliche Sperrung eine 
im Privateigentdum befindlichen öffentlichen Weges für den allgemeinen 
Verkehr in den Fällen, in welchen eine folche vorgejehen ift. 

II. Der unvermittelten Herrſchaft über Sachen entjpricht die durd 
feinen Gehorfamsbefehl vermittelte Ausübung phyſiſcher Gewalt über 
Perfonen, welche zuweilen biß zur Vernichtung derjelben gehen kann, im 
Falle der Abwehr gewaltfamer Verhinderung der Ausübung hobeitlider 
Sunctionen, im Yale der Berftreuung von Anfammlungen, in welden 
von der gewaltjamen Räumung auch jene betroffen werden können, bie 
gar nicht in der Lage waren, die Aufforderung zur Räumung zu ber: 
nehmen, oder geiftig nicht fähig find, den Räumungsbefehl zu veritehen, 
ferner im Falle der zwangsweiſen Unterbringung eined Irren) in de? 
Irrenhaus. 


1) Eine der dunkelſten Partieen bes | des Minifteriums bes Innern im Ein 
öfterr. Rechts, melche nicht durch Geſetze, vernehmen mit dem Suftigminikerzu 
fondern durch bloße mit ber ftantögrund- | v. 14. Mai 1874, R. G. B. Nr. 71. Kahı 
gefeglichen Gewährleiftung der perjön- | 8. 8 bürfen in Privatirrenanftalten Per⸗ 
lien Freiheit nicht vereinbare Ber- | onen auf Grund eines ärztlichen, vom 
ordnungen geregelt if. gl. die Vog. Bezirks⸗ oder Gemeindearzt 
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Regelmäßig wird aber auch der Zwang durch phyſiſche Ueberwälti⸗ 
gung der zu Biwingenden einen vorhergegangenen Gehorſamsbefehl zur 
Borausfegung haben, Bollitredung eines Gehorſamsbefehls fen. Wuch 
hier wie in allen Fällen von Wusübung ftaatlicher Gewalt bedarf es einer 
gefeglichen Norm welche die Ueberwältigung geftattet, auch Hier tft Bu> 
ftändigleit der die Gewalt ausübenden obrigkeitlicden Perſonen, Ver⸗ 
wendung der gefeßlicden Mittel und Einhaltung der gefehlichen Grenzen 
für die Antenfität der Gewalt im Auge zu behalten. In der Zuſtändig⸗ 
feit zur Anordnung der Ueberwältigung ift die zur perjönlichen 
Ausübung phyfiicher Gewalt nicht inbegriffen. Bon größter Wichtigkeit 
find deshalb die gejeglichen Borfchriften, durd) welche die zur Ausübung 
von Waffengewalt befugten PBerjonen, die Vorausfehungen und die 
Örenzen derſelben näher beſtimmt werben.*) 

Das äußerſte Mittel für die gewaltfame Ueberwindung perjünlichen 
Widerſtandes gegen die Durchführung behördlicher Anordnungen ift die 
Anwendung der Militärgewalt. Die Behandlung derielben erfolgt 
aber, da Hier die Regelung des Verhältniffes zwiſchen Eivil- und Militär- 


auf friiher That überrafchter?), wenn 





Zeugniſſes aufgenommen werden, wenn 
ed nicht älter als 14 Tage ift, gerechnet 
. vom Beitpuntte des Anjuchens um Auf- 
nahme. Das Anſuchen kann auch von 
dritten Berfonen ausgehen. Dieſe Voraus⸗ 
jegungen genügen auch, wenn ber Auf- 
zunehmende nicht tobfilchtig if. Die 
Gerichte berührt dieſe Wrgelegenheit 
nicht weiter, als daß fie feitzuftellen 
baben, ob der Fall einer Euratel vor⸗ 
liege. Sie können der Anftalt die Frei- 
4 der Internirten nicht aufgeben. 
Auch das Entmündigungsverfahren der 
Gerichte entbehrt aller Garantieen einer 
ausreichenden Rechtsſicherheit. Ueber 
Ausübung phyſiſcher Gewalt sur Ret⸗ 
tung von en vgl. Sellinel, 

Sylem u. |. —* Tezner im 
an hr der —— Zeitſchrift 


1) Nach 8. 12 des Sdmiege 
v. 25. December 1894, R. ©. B. 
1895 Nr. 1, darf der im Dienfe 
ſtehende Gendarm unter den gebotenen 
Vorſichten bon der Waffe Gebraud 
maden: 1. im Falle der Rothwehr zur 
Abwendung eines gegen feine Perjon 
erichteten oder eines da3 Leben anberer 
Berfonen gefährbenben thätlichen An- | 
griffs, 2. zur Bezwingung eines aufdie Ber- 
eitlung feiner Dienftverrichtung abzielen- 
iderftandes (d. 1. eines activen), 





I bg. 





— — — — — 





kein anderes Mittel der Anhaltung vor⸗ 
handen iſt.“ Zur bloßen Sühne von 
Beleidigungen, wie Dies von den —*— 
wachen gilt (8.175 en chrofgeieht. 
v. 15. Sänner 1 R. G. B. Nr. 19, 
in der Faflung der a. h. Entſchl. vom 
14. Mat 1861, publ. mit driegem mißg 
vom is. Mai 1861, R. G. 
Nr. 838 darf der dienftthuenbe —8* 
die Waffe nicht gebrauchen. Bol. Mayr- 
hofer I. S. 1000 Anm.2. Das Waffen- 
recht der Tyinanzwachen regeln das Hof⸗ 
kammerdecret v. 8. Februar 1846, P. G. S. 
d. J. G. S. Kr. 127, 


Kr. 195, Min. Erl. v. 27, Juli 1864, 
.G. B. Nr. 64; jenes des beeideten 
— 8.3 des Min, Erl. 
3. Juni 1849, R. G. B. Nr. 67, 8. 64 

5 ‚Serfigel v. 3. December 1858, N. 

B. Nr. 250, 8. 3 der Min. Bhg. v. 

. Xänner 1854, N. G. B. Nr. 4; jenes 
es beeideten ——— & » 

änner 1860, R.& 


erjonale ek 
beeideten übungsgemäß verwendeten 
Beingärtenhüter 


8357 


2 


ehören nicht dazu, 
n. ö. Statthalterei v. 10. Auguſt 
1861, 8. 33401, Fund em. ale Irhens 


3. zur Vereitelung von dugren zn. 3.2.68. f. 1 


gefährlicher Verbrecher (verurtheilter ader 
Tezner, Handbuch. 
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behörden im Bordergrunde des juriftiichen Intereſſes fteht, zwedmaͤßiger 
in dem Abſchnitte über die Zuftändigleit zur Unordnung und zur Boll: 
ziehung von Bivangsmaßregeln. 

Gewiſſe Berwaltungsacte erforbern eine der Verhaftung oder ber 
Gefängnißhaft gleichtommende Beichräntung der perfönlichen Freiheit, ver- 
möge des durch biefelben zu erreichenden Zweckes. Sie find auf andere 
Weiſe nicht durchführbar; jo: die körperliche Unterjuchung der Stellungs: 
pflichtigen behufs Feſtſtellung ihrer Zauglichleit oder Untauglichkeit für 
den Militärdienft!), die bereit erwähnte Einbringung eines Irren in die 
Srrenanftalt und Snternirung in derjelben, der fogenannte Schub im 
Sinne des 8. 3 lit. b des Gel. v. 27. Juli 1871, R. G. B. Nr. 88 in 
Betreff der Regelung der polizeilichen Abjchaffung und des Schubwejens, 
die Unterbringung und Burüdhaltung einer Berfon in der Zwangsar⸗ 
beit3: oder in der Beflerungsanftalt nah den Gef. v. 10. Mai 1873, 
R. G. B. Nr. 108, und v. 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89. Ju 
diefen Fällen tft Verwahrung der zu Zwingenden ein zuläſſiges und ge 
botened Mittel des Berwaltungdzwanges.?) 

III. Als zwecklos erweiſt ſich der abfjolute Zwang vis absolut 
zur Bewirtung perjönlihen Handelns, wo ſolches von dem Berpflid: 
teten gefordert wird. Der Zwang könnte Hier nur darin beftehen, daß 
die für das Handeln geeigneten körperlichen Organe des zu Bivingenden 
durch den Zwingenden in eine derartige Thätigfeit verfeßt merden, welde 
die zu bewerkitelligende Leiftung bervorzubringen vermag. Ein Zwang 
diefer Urt wäre in allen Fällen unvernünftig, in dem meiften nicht durd- 
führbar. Deshalb entbehren alle ftaatlichen Befehle, welche dem Ein- 
zelnen perjönliches Handeln auferlegen, der Erzwingbarkeit durch abjolnte 
Gewalt; der Staat hat für folhen Zweck Teine weiteren Zwangsmittel 
als piychologifche, oder er fchreitet zur phyſiſchen Ueberwältigung der zu 
Bioingenden, wenn das, worauf e8 ihm anltommt, auf ſolche Weife erreik 
werden kann. So kann das perjönliche Erjcheinen einer Partei, wenn 
diefelbe nicht Lommen will, nicht erziwungen werden. Wenigftens kann man 
nicht jagen, die zur zwangsweiſen Vorführung gemäß 8.9 der Vdg. vom 
20. April 1854, R. ©. 8. Nr. 96, beftimmte Partei erſche ine perſon⸗ 
lid, wenn fie etwa vor die Behörde mittel$ Bivangstransportes gebradt 
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1) Ob auch für die Zwecke der fani» | tungsactes vor deſſen Vornahme mit 
tätspolizeilichen Unterſuchung von Luſt- dem Weſen der Verwaltung nicht ſchlecht 
dirmen ein phyſiſcher Zwang ftatthaft | hin unvereinbar ift, und daß Diele ge 
jel, muß als fraglich bezeichnet werden. | richtliche Vorprüfung gerade baun, m 

2) Diefe Zurückhaltung ift adminiftra- | es fih um eriftenzgefährdenbe Cingrifi: 
tiver Bivang; fie ift nur zuläffigauf@rump | der Verwaltung in die perſönliche Frei 
eines ftrafgerichtlichen Exrtenntniffes, | beit handelt, durch das Rechtsbedürjnij 
weiches die Buläffigkeit im conereten | dringend gefordert wird. | 
Talle ausipricht, wieber ein Beweis⸗ 3) Bgl. 8. 8 des Gel. v. 27. Vu 
gegen Zemapyer bei Grüngut XXII. ®d. | 1871, R. G. 8. Nr. 88, welcher jeltjemer 
©. 434, 436, 439, für bie Nichtigkeit | Weife Teine zeitlihe Beſchraänkung für 
der Anſicht, daB gerichtlihe Bor- | die Verwahrung bed Wbaufchiebeuden 
prüfung der Buläffigfeit eines Verwal- | enthält. 
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wird. Deshalb ift die Beftimmung des $. 6 diefer Verordnung, daß die 

Behörden den Verpflichteten zur perjönlichen Leiftung verhalten follen, 

wenn Gefahr am Berzuge ihnen nicht gejtattet, erft nah Mitteln und 

Berfonen zu fuchen, um die von dem Berpflichteten gefchuldete Leiftung 

auf deſſen Rechnung durch dritte zu bemerfftelligen, ober wenn das Ge- 

je auf die perjönliche Leiftung Gewicht legt, oder wenn die Pflicht nur 

durch perjönliche Leiftung erfüllbar ift, vermöge der Natur der Sache eine 

lex minus quam perfecta Sie bedeutet nicht mehr, als daß die 

Behörden in Fällen diefer Art mit allen ihnen geſetzlich zu Gebote 

itehenden Deitteln auf perjönliches Handeln Hinzumirfen nicht aber, daß 

fie e8 zu bewirken haben. Die Zwangsmittel können in foldhen Fällen 

zwar weitergehende fein, als wo e3 auf die gejegliche Leiltung, wicht 

auf die Leitung durch eine beſtimmte Perjon ankommt; andererjeitd darf 

auh in dem Halle der Ausführung diefer Vorjchrift der Zwang nur 

durch gejegliche Mittel geübt werden. Diefe Bemerkung gilt auch von 

der Beitimmung der einzelnen Semeindeordnungen, wonach im Nothfalle, 

aljo insbejondere zur Eindämmung und Abwendung der durch ein Elementar- 

ereigniß oder durch gewaltſame Ueberfälle herbeigeführten Gefahren für Leib 

und Leben, Hab und But alle tauglichen Perſonen in der Gemeinde zur 

unentgeltlichen perjönlicden Verrichtung von Dienften verpflichtet find; das 

iit der Fall des Aufgebot3 in der Gemeindemarl. Welche Zwangsmittel 

aber für die Bewirkung der perjönliden Leiftung ftatthaft find, iſt in 

diefen Beitimmungen nicht außgeiprochen. 8.48 des Forſtgeſetzes bedroht 
Jeden, welcher dem YAufgebote der Ortsbehörde zur Löſchung eines Wald- 

brands ohne zureichenden Grund feine Folge leitet, mit einer Strafe von 

5—50 fl. Conventionsmünze oder mit Urreft von 1 bis zu 3 Tagen. 
Nah 88. 14 und 62 der Tyeuerpolizeiordnung für Niederöfterreich mit- 
Ausnahme von Wien vom 1. Juni 1870, 8. ©. 8. Nr. 39, kann jeder 
tauglide Einwohner einer Gemeinde unter Androhung von Geldftrafen 
bis zu 10 fL, und von Arreſtſtrafen bis zu 48 Stunden im Fall ber 
Zahlungsunfähigkeit zu entgeltlichen perſönlichen Dienftleiftungen bei 
Jeuersbrünften innerhalb des Gemeindegebiet verhalten werden. Alſo 
feinen beide Gejehe die zwangsweiſe Eöcortirung zur Brandftätte, oder 
die Einfchließung in den Kreis der Löfchenden durch Gendarmerie nicht 
zuzuloffen. Iſt diefe Auffaffung richtig, dann bieten je ihrem Zwecke 
durchaus nicht entſprechende Zwangsmittel harmlojer Urt, und würde 
das Bewußtſein der Gefahrengemeinichaft ſowie der Gemeinfinn nicht 
ftärfere Wirkung üben als dieſe Strafandrohungen, fo wäre mit den- 
felben das Austommen nicht zu finden.?) 


1) Rad 8. 13 des Gel. v. 37. Mat | Hält, mit Einfchließung bis zu 8 Tagen 
1871, R. G. 8. Nr. 88, ift der mittels | zu beitrafen und weiterhin mittels 
Bwangspaffe® in feine Heimat Wer- | Schubes zu befördern. 8.46 des Wehr- 
wiejene, wenn er von feiner Marich- | gefebes v. 8. April 1889 gibt dem Lan⸗ 
route eigenmächtig abweicht, . . . oder | beövertheibigungäminifterium, im alte 
die —— Friſt zur Reiſe ohne | Wehrpflichtige irgendwo in größerer Zahl 
triftigen Entſchuldigungsgrund nicht ein⸗ſtellungsflüchtig werden, eine weiter 
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e) Die rechtlichen Schranken der Zwangsvollitredung. 


J. Die rechtlichen Schranten der Bmangsvollitredung ergeben fi 
zum Theil ſchon aus den bisherigen Erörterungen. Sie folgen alle aus 
dem Rechtsſatze, welcher auch dem abjolutiftifchen Staate nicht fremd war, daß 
alle ftaatliche Gewalt nur in den Formen des objectiven Rechts und nur 
innerhalb der materiellen Schranten besfelben geübt werden dürfe.') Das 
der auf individualrechtliher Auffaffung der ftaatlichen Gewalt und der 
Rechtsſtellung der Unterthanen ruhende Feudalſtaat die Ausbildung der 
formalen und materiellen Schranken für die ftaatliche Zwangsgewalt biß zur 
Ohnmacht des Staated getrieben Hat, ift bekannt. Gegenwärtig if 
normgebend Urt. 11 des Staatsgrundgeſetzes über die Regierungs- und 
Bollzugsgemwalt: „Die Staatöbehörden find innerhalb ihres amtlichen 
Wirkungstreifes befugt, auf Grund der Gefege Anordnungen zu er: 
lafien und Befehle zu ertheilen, um jowohl die Beobachtung dieler 
legteren als der gefeglihen Anordnungen felbjt gegenüber den hiezu 
Berpflichteten zu erzwingen. Bejondere Geſetze regeln das Erecutions: 
recht der Verwaltungsbehörden, ſowie die Befugniffe der betaffneten 
Macht, die zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
dauernd organifirt ift oder in befonderen Fällen aufgeboten wird.” Ge 
fordert ift alfo, daß die Verwaltungsbehörden für den von ihnen geübten 
Zwang, fo wie fie ihn ausüben, nach allen Richtungen fi) auf eine ihnen 
gefeglich ertheilte Befugniß zu berufen vermögen, der Zwang mag der 
Erfüllung ihrer eigenen gefeßlichen Befehle oder der unmittelbaren Ber: 
wirflihung des gejeßgeberifchen Willens zu dienen beftimmt fein. Geſeß 
bedeutet bier das durch den höchften geſetzgeberiſchen Willen im Staate 
gefchaffene objective Hecht, dann alles objective Hecht, welches verfafjung:: 
mäßig jo entftandenem Rechte gleichgeftellt if. Art. 11 felbft nimmt eine 
berartige Gleichftellung vor in Betreff der auf Grund der Gefege in 
dem bier erörterten technifchen Sinne des Wortes erlaffenen, im willen 
Ihaftlihen Sprachgebrauch fogenannten delegirten oder geſetzesvertretenden 
Verordnungen der Verwaltungsbehörden. 





nicht begrenzte Vollmacht Die zur Ab⸗ 
Bilfe geetgneten außerorbentlichen 
Maßregeln gegen nachträgliche Recht⸗ 
fertigung vor dem Reichsrathe im Ber- 
ordbnungswege zu treffen. Er Föunte 
alfo auch Statuirung von Exempeln 
durch ftandrechtlihe Behandlung der 
Rädelsführer anordnen. 

1) Hierüber mit Beziehung auf die 
kaiſ. Vdg. v. 20. April 1854, Randa, 
Bemerkungen zur Norbbabnfrage, Grün⸗ 
ut ide Zeitſchrift 12. Bd. ©. 710 f. 

gl. Verordnung in Galizien vom 
6, Yuguft 1789, Gef. Joſef II, Bd. X, 


©. 119, 2. Aufl.); „So nothwendig es 


an gehörigen Mitteln nicht gebricht, wet 
ben Einfluß der zur Aufrechterhaltusg 
de3 Öffentlichen Wohls gewibmeten Ein 
richtungen, die allgemeine Befolgung dit 
Anordnungen und Geſetze ficherftelen, 
fo wichtig ift es für das Wohl der ein 
zelnen Bürger, die Bwangsmittel, welae 
angemwenbet werden, nicht der Wiltäh 
zu überlafien und dadurch die Unter: 
thanen Pladereien und Bebrängunge: 
preiszugeben. Es wird Daher geger⸗ 
wärtige Erecntionsorbnung fowohl der 
Lanbesftelle als den Kreisämtern ber 
geftalt zur Richtſchnur vorgeſchriebes, 
daß Dabei weber Raafiht noch Beridär 


zur Leitung der allgemeinen Ungelegen- | fung Platz haben fol. 


beiten ift, daß es der öffentlichen Aufſicht 
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Im Uebrigen ift auf die Darftelung dieſes Werkes über die Ab- 
grenzung der Buftändigfeit der Werwaltungsbehörden gegenüber den 
Organen der gejebgebenden Gewalt (S. 36 ff.) zu verweilen. Wegen 
diefer verfafjungsmäßigen Beſchränkung der Zwangsgewalt ift der Mangel 
eines allgemeinen Erecutiondgejebes, welches anzumenden wäre, wenn be- 
fondere Beitimmungen fehlen, in hohem Grade empfindlid. Ein er- 
[höpfendes Executionsgeſetz jolcher Urt ift auch nicht die oft eitirte Taiferliche 
Verordnung vom 20. April 1854. Denn diejelbe regelt nur die Execution 
beftimmter Arten von Geld-, Natural: und Arbeitsleiftungen und jene 
höchſt perfönlicher Leiftungen. Was aber die perjünlichen Leiftungen an- 
belangt, jo gibt die Verordnung feinen Aufſchluß darüber, mit welchen 
Mitteln fie zu erzwingen feien. Sie verleiht die Zwangsgewalt nur den 
politiichen Behörden und den Iandesfürftlichen Polizeibehörden und begründet 
fein allgemeines und unbeichränftes requifitoriiches Verhältniß zwiſchen 
diefen Erecutivbehörden und den anderen mit bloßer Befehlsgewalt oder 
mit der bloßen Competenz zur Undrohung und Verhängung von Zwangs⸗ 
ftrafen ausgejtatteten Behörden (88. 3, 5). Die Competenz zum Befehle 
oder zur Verhängung einer Zwangsſtrafe begreift aber die Competenz zum 
zwangsweifen VBollzuge des Befehled oder der Strafe noch nicht in ſich. 
Das kann in wichtigen Fällen zu Verlegenheiten führen. So ift nach 8.38 
der n. d. Gemeindeordnung vom 31. März 1864, 8. ©. B. Nr. 5, der 
Gemeindeausſchuß verpflichtet, die von den politifchen Behörden ober von 
dem Landesausſchuſſe abgeforderten Gutachten und Auskünfte abzugeben. 
Wie find aber ſolche Auskünfte zu erzwingen? Dem Landesausfchuß 
fom nad der alten Faſſung der n. ö. Gemeindeordnung Erecutiond- 
zwang für diefen Zweck überhaupt nicht zu, und die ftaatlide Auflichts- 
behörde befand fich eben vor der ungelöften Frage nad den zuläffigen 
Erecutionsmitteln. &3 mußte deshalb dieſe Rechtslüde durch eine eigene 
Novelle zur Gemeindeordnung, nämlich durch Gel. vom 6. Mai 1888, 
L. G. B. Nr. 33, ausgefüllt werden, deifen Art. II dem Landesausſchuß 
jelbft eine Befugniß zur Verfügung von Geldftrafen bis zu 25 fl. zur 
Erzwingung folder Auskünfte ertheilte.*) 

1. Die gejeblichen Beſchränkungen des Erecutionszwanges äußern 
ſich durch die Beitimmung der zur Uebung des Zwangs zuftändigen 
obrigkeitlihen und der dem Zwange zu unterwerfenden Perſonen, der für 
die Bivangsbefugniß diefer Perfonen rechtsbegründenden, rechtshemmenden 
und recht3vernichtenden juriftiichen Thatjarhen, durch die Beitimmung der 
Formen der Zwangsübung, der Mittel des Zwanges, der Intenſität des- 
jelben und der fachlichen Objecte, welche einer Zwangsvollſtreckung nicht 
untertvorfen werben dürfen. Vor allen diefen Grenzen muß der behörbd- 
liche Executionszwang ftehen bleiben. Daß er nur geübt werden dürfe 
für gefeglihe Anordnungen, fordert Art. 11 des St. G. ©. über 


1) Diefer mäßige Zwang wurde auf 
Grund ber praktiihen Erfahrungen über 
die Empfindlichleit der Landgemeinde- 


orgene gegen Geldſtrafen für außreichend 
chtet. 
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die Regierungs⸗ und Vollzugsgewalt; daß er nur mit gejeblichen Mitteln 
zu üben jei, ſchärft ſchon 8. 1 der kaiſ. Vog. vom 20. April 1854 ein. 
Jede obrigfeitlihe Perjon oder Behörde darf nur jene Zwangsmittel ver: 
wenden, für welche fie zuftändig ift. Die ftaatlichen Bertvaltungsbehörben 
fönnen als Dienftbehörden ihre auf Erſatz⸗- und Straffeiftungen der 
Beamten Tautenden Erfenntniffe ohne gerichtliche Hilfe nur foweit vol: 
ziehen, als fih ein für ſolche Execution geeignet erllärtes Vermögens 
object des Schuldners in ihrer Gewalt befindet, alſo duch Zurüch 
haltung des Gehaltes, beziehentlih durch Vollziehung der Compenfation 
des zu erequirenden Anſpruchs und des Gehaltanfpruchs der Beamten 
in den gejeglich vorgejehenen Fällen, durch Befriedigung des ftaatlichen 
Anſpruchs aus einer erlegten Dienftcaution, aber auch Hier nur in den 
Fällen und in dem Umfange, als dies vechtlich ftatthaft ift. Der Ger 
darm darf feine Waffe nicht verwenden, lediglid um Verhöhnungen 
feiner Perſon zu unterdrüden,; er muß ih in foldhen Fällen begnügen, 
die Strafanzeige wegen Umtsehrenbeleidigung zu erftatten. Auch wen . 
für den Bollitrefungdziwang keine weitere Anweiſung ertheilt ift, als 
daß die „nothiwendigen, geeigneten, erforderlichen” Mittel zur Verwirh 
lichung eines beſtimmten bobeitlichen Willens anzuwenden feien, liegt darin 
eine Schrante zu Gunſten der Rechtsſphäre des Einzelnen, welche 
überfchritten wird durch überflüffige und zwedwidrige Maßregeln.!) Die 
pignoris capio und die Zwangsveräußerung darf auch im Verwaltungs: 
wege auf Gegenftände nicht eritredt werden, welche von derfelben aus 
genommen find. Wichtig für die Erfenntniß der zuläffigen Formen 
des Zwanges, wenn er den Eintritt in Wohnräumlichkeiten und die 
Durchſuchung derſelben erfordert, ift die Borfchrift bes Art. 9 des 
St. ©. G. vom 21. December 1867, R. &. B. Nr. 142, über die 
allgemeinen Rechte der Staatäbürger und die 88. 3—6 des mittel? 
diefes Artikels zu einem Beltandtheil des citirten Staatögrundgeiehes 
erhobenen Geſetzes vom 27. October 1862, R. G. B. Nr. 88, zum 
Schutze des Hausrechts über die Borausfeßungen und Formen der Hau 
durchſuchungen für polizeilihe und finanzielle Zwecke.) Die Borauk: 





1) Hierüber vergl. Tezner, Zur Lehre 
von dem freien Ermeflen der Berwal- 
tungsbehörden als Grund der Unzuftän- 
digkeit der Verwaltungsgerichte ©. 92 f. 
Ferner die dort ©. 121, Anm. 28 citirten 
Rechtsgrundſätze des preußifchen Ober⸗ 
bermaltunggeri t8, Barey u. Wiede- 
mann ID. Reihe 1876-1887 ©. 69 
Nr.21: Ehe nicht die Unmöglichkeit der 
Beleitigung des fanitätswidrigen Zu⸗ 
neh eined Kanals mittels Reinigung 
eftgeftellt ift, darf die gänzliche Sofirung 
desjelben nicht verlangt werden. ©. 163 
Nr. 26: Demolirung eines ficherheits- 
gefährlihen Baues darf nur geforbert 
werden, wenn der Gefahr anders nicht 


N begegnen it. ©. 180 Wr. 18: 
ie Bolizeibehörde hat unter mehrere 
für die Erfüllung einer polizeilichen Pflich 
geeigneten Mitteln das den Berpflictetnn 
am wenigften befchwerende zu wählen, 
unter mehreren gleich belaftenden ben 
Berpflichteten wählen & lafjen. 

1) Die 88.3, 5 des Gef. v. 27. Octobet 
1862 ſprechen zwar nur von Hansdurk 
fuhungen für Zwecke ber polizeilickn 
und finanziellen Aufſicht. Man hei 
nur die Wahl, diefe Beſtimmungen ent 
weder dahin zu interpretiren, daß ber: 
—— eine audere admini⸗ 

rative Hausdurchſuchung als für gwede 
der Aufſicht nicht ftatthaft, oder daß die 
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fegung der Eröffnung von Briefen und Schriften Privater fir Ber- 
mwaltungszivede regelt erfchöpfend Art. 10 des St. G. G. über die allgem. 
echte der Staatsbürger, das Gel. vom 6. April 1870, R. G. 8. 
Nr. 42, zum Schuge des Brief- und Schriftengeheimnifjes und das Gel. 
vom 26. Mai 1879, R. G. B. Nr. 77.%) 

IH. Eine Vorausſetzung des Vollſtreckungszwangs bildet die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des zu vollftwedenden Befehles, mag berfelbe als ein geſetz⸗ 
liher unmittelbare Befolgung Heifchen, oder mag er ein die Wirkſam⸗ 
feit des Gejebes vermittelnder oder aus der Zuſtändigkeit der Behörde 
ffießender fein, fowie die Zuftändigfeit der zwingenden obrigfeitlichen 
Berfonen zur Uebung von Zwang. Da indeß Vollſtreckbarkeit und Bu- 
ſtändigkeit zur Bollitredung Bedingungen jeder Art der Vollſtreckung 
bildet, fo find diefelben als allgemeine Vorausſetzungen derfelben abzu⸗ 
handeln. 


6. 36. Die Bollftrebarkeit der Verwaltungsacte. 


I. Bollftredbarkeit ift die Reife boheitlihen Willens für deſſen 
Verwirklichung. Derſelben iſt fähig jede Willenserklärung, melde die 
formalen Merkmale hoheitlichen Willen? an fi trägt. Allerdings ſoll 
nur vechtmäßiger hoheitlicher Wille vollftredt werden. Wllein activer 
Widerſtand ift felbit gegen unrechtmäßigen Willen der Obrigkeit unitatt- 
haft, foferne er ſich noch als obrigkeitlicher daritellt. Es muß des: 
halb Jemand die Vollftredung eines Befehles der Bezirkshauptmaunſchaft, 








Garantieen der Verfaſſung nur gegen 
willkührliche Vornahme adminiitra- 
tiver Hausdurchſuchungen für Zwecke der 
bloßen Aufſicht aufgeſtellt ſeien, oder 
endlich, daß die Garantieen des Staats⸗ 
grundgeſetzes berechnet ſeien auf alle Fälle, 
in welchen Hausdurchſuchung für bloße 
Verwaltungszwecke durch Geſetz zu- 
gelaſſen wird. Man wird ſich wohl fürden 
festen Theil diejer Alternative enticheiden. 
Neuere Geſetze regein die Zuftändigkelt 
zum Eindringen der Verwaltungsorgane 
in fremde Wohnungen ergänzend und 
zum Theil abweichend von ben Beftim- 
mungen bes Staatögrundgefehes. Der 
Gewerbeinfpector bedarf für den Einiritt 
in AUrbeiterwohnungen, welche zu einer 
feiner Aufſicht unterliegenden Gewerbs⸗ 
unternehmung gehören, feiner auf den 
einzelnen Unterſuchungsact Tautenden 
ſchriftlichen Ermädtigung der ihn ab⸗ 
orbnenden Behörde, fondern ift Hiezu 
gemib 8.8 des Gel. v. 17. Juni 1883, 

. G. B. Nr. 117 auf Grund einer vom 
Landeschef ansgeftellten, alljährlich zu 
erneuernden SLegitimationgfarte befugt. 


“mn 





Bon ber Statthaftigfeit des Eindringens 
des Gendarms behufs Hilfeleiftung im 
Falle von Elementarereigniffen, der Feuer⸗ 
wehrmannſchaft auf Befehl des Gemeinde 
vorfteher8 oder Feuerwehrhauptmanns 
war ſchon die Rede. 

1) Aus diefen Beitimmungen gebt her- 
vor, daß eine Eröffnung von Briefen 
behuf3 Verhütung von Zoll- und an- 
derer Gefällshinterziehungen durch die 
Yinanzorgane geſetzwidrig iſt. Der Gegen⸗ 
fat zwiſchen dem Inhalte dieſer Beſtim⸗ 
mungen und den 88. 3 und 5 des Gel. 
v. 27. D:ctober 1862, R. G. B. Nr. 88, 
welche eine ausdrüdliche Anerkennung 
der BZuläffigfeit der ansdurhiuhung 
für Bwede Snangieller ufficht für nötig 
erachten, fpricht deutlich genug. Einer 
Eröffnung von Briefen für den gleichen 
Zweck dur Finanzorgane mangeln des⸗ 

1b die verfaflungsmäßigen Boraus- 
egungen. Vgl. hiezu die überzeugenden 
Ausführungen Kanners, Boftdebit, Boft- 
boyeott und Briefgeheimniß im IL Bd. 
„Die Zeit“, ©.101. Dagegen Hhe 278. 


En u U a] zz =-- 
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wenn er die erforderlichen formalen Merkmale für einen ſolchen Beiechl 
an fih trägt, über fich ergehen laſſen, möchte derjelbe überhaupt nicht in 


die Zuftändigfeit der VBerwaltungsbehörden, fondern in jene der Gerichte 
fallen. Uctiver Widerftand gegen den zur Vollitredung entjendeten Amts 


boten oder Erecutor würde die Strafbarkeit folcher Gewaltanwendung 
begründen.) Selbſt die Vollſtreckbarkeit iſt nur Vorausſetzung ber 
Rechtmäßigkeit der Vollſtreckung, der Mangel derjelben aber Teine nega- 
tive rechtöerzeugende Thatjache für das Necht auf Widerftand gegen die 
Vollſtreckunug. Das Rechtsmittel gegen rechtswidrige Vollſtrecung ift 
nur die Beſchwerde, nicht die gewaltfame Bereitelung der Bollitredung. 

Die Vollſtreckbarkeit ift eine Qualität, deren auch folcher hoheitlicher 
Wille fähig ift, deſſen Verwirklichung nicht mittel3 Zwanges zu erfolgen 
hat. So Hat fih nad 8. 63 des Berggeſ. die Vollftredung der rechts 
fräftigen Entſcheidung über die Zuläfjigkeit der Verleihung einer Berg 
werlsberechtigung durch Ertheilung der Verleihungsurfunde an den Be: 
werber zu vollziehen. . 

Die Vollſtreckbarkeit einer Entſcheidung oder Verfügung kann eine rela- 
tive, auf einen beftimmten Vollſtreckungsmodus beſchränkte Bollftredungs: 
reife fein. Es ift bereits gezeigt worden, daß die Vorſchriften über die 
Steuererecution eine auffteigende, ihrem Biele fi immer mehr und mehr 
nähernde Reihe von Erecutionsftadien vorgefehen haben, deren jedes redt- 
lich durch die Fruchtlofigkeit des unmittelbar vorher zu verjuchenden Biwang?- 
mittel3 bedingt ift. 

U. Eine allgemeine, die Vorausſetzung der Vollſtreckbarkeit regelnde 
gejeglihe Beitimmung enthält das Hfdct. vom 2. März 1799, 3. ©. €. 
Nr. 459, P. ©. ©., Bd. 14, Nr. 19, welches die Wirkung der Anfed- 
tung einer behördlichen Verfügung dur) die von derjelben betroffen 
Partet in folgender Weile beſtimmt: „Ueber die Frage, ob und mir 


weit die Recurfe im politifhen Wege eine einhaltende Wirkung 


(effectum suspensivum) haben können? ift über den Sr. Majeftät er 
ftatteten alleruntertbänigften Vortrag die U. h. Entſchließung erfolgt, 
daß der Recurd im politifhen Wege, dann eine einhaltende Wirkung 
haben foll, wenn fonft durch den Vollzug des gefchöpften Erfenutnilie 
der günftige Erfolg des Recurjes für den Recurrenten ohne Frudt 
und Wirkung fein würde. Hingegen könne die einhaltende Wirkung 
nicht Platz finden: a) Wo durch den Verzug der Partei, gegen welche, 
oder der Sade, in Anjehung welcher der Recurs genommen wird, ein, 

1) Jellinek a.a.D.©.232 betradhtet | Gefegebungen kaum ein auderes all- 
es als unabweisliche Iogifche TYolge des | gemeines Brincip über die Bedingunger 
Nechtögebanfens, daß jedes competenz« | der Anwendbarkeit des Sapes: si er 
wibrig ſich verhaltende Organ, joweit die | cessit, privatus ast, finden laſſen, als daß 
Eompetenzwidrigfeit reicht, als folches | die obrigfeitliche Berfon jedenfalls danı 
nit zu behandeln fei, muß aber felbft | als Privater zu betrachten ift, wenn ihten 
zugeben, daß die praftiichen Verhältniffe en alle Merkmale obrigkeitlicen 
die unbeſchränkte gejeggeberijche Unerken- | Handelns fehlen. Vgl. auch Tezner m 
nung dieſe Folge nicht geftatten. Des- | XXI. Bd. der Grünhut'ſchen Zeitſchrift, 
Halb wird fih nad dem Stande der | ©. 187f. 
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feinen Erjaß zugebender Nachtheil zuwachſen würbe, oder b) two 
es um eine auf das Deffentliche fich beziehende Vorkehrung und 
vorzüglih um eine folche zu thun ift, bei welcher entweder ein Provi— 
jorium nothwendig ift oder die Amtspfliht von ſelbſt einzu- 
ſchreiten bat.“ 

Politiſcher Weg im Sinne dieſes Hofdecreted bedeutet den 
Gegenſatz zum Rechtsweg, und es erhebt deshalb das Hfdct. Un- 
ipruh auf Geltung in Verwaltungsſachen überhaupt, alfo auch in 
Hinanzrechtsfachen, in Angelegenheiten der Wehrpflicht, und dieſe Geltung 
muß nunmehr auch ausgedehnt werden auf hoheitliche Entfcheidungen 
und Verfügungen der Organe der Selbitverwaltung. Die Beſtimmungen 
dieſes Hofdecrets müſſen ala ausjchlaggebend erachtet werden gegenüber 
dem $. 24 al. 4 der auf Grund der kaiſ. Entihl. vom 26. uni 
1849, R. G. B. Nr. 295, erlafjenen und mit U. h. Entf. vom 14. April 
1850 genehmigten Inſtruction für Die politiichen Behörden vom 7. April 
1850), fowie gegenüber dem $. 93 der mit Vog. der Minifter des 
Innern und der Juſtiz vom 17. März; 1855 ohne Berufung auf eine 
4. h. Genehmigung erlafienen Amtsinftruction für die politifchen Bezirks⸗ 
ämter, und zwar einmal aus dem Grunde, weil dieſes Hfdet. Mittheilung 
einer perfönlichen gejeggeberifchen Willenserklärung des abfoluten 


1) &it. 8. 24 al. 4 und 5 lautet: „Ber- 
fügungen, melche im öffentlichen Intereſſe 
bon ©eite der politiichen Behörden ge- 
troffen werben, find in der Hegel auch 
während der offenen Berufungsfrift zu 
vollziehen, injoferne nicht den Par- 
teien dadurh ein unmwiederbringlicher 
Schade zugeht. — Verfügungen aber, 
wodurch Semandem gegen einen Dritten 
ein Hecht zu oder abgeſprochen oder ein 
Befugniß verliehen worden ift, können 
während der Verhandlung über die von 
dem Betheiligten rechtzeiti i eingebrachte 
Beihwerde in der Regel nicht voll» 
zogen werden, wo aber wegen drin- 

ender Gefahr am Berzuge der Aus- 
Koruch der politiihen Behörde ſogleich 
in Wirffamfeit gejegt werden muß, ift 
dieß in ber Erledigung ausbrüdlich bei- 
zufügen. $. 93 der Amtsinftruction: 
„Berfügungen, welche im öffentlichen 
Intereſſe erlaflen find, werben auch wäh⸗ 
rend der Recursfriſt vollzogen. Eine 
einhaltende Wirkung fann dem Recurfe 
in foldden Yällen ausnahmsweiſe 
dann gewährt werben, wenn bie Natur 
des Gegenftandes einen Aufſchub zuläßt 
und der Partei durch den fogleichen 
Vollzug ein unmwiederbringlicher, und 
durch den günftigen Erfolg nicht mehr gut 


g machender Schade zugehen würde. — 
erfügungen in Parteifaden, 
namentih folde, wodurch Je— 
manden (?), ungeachtet der Einſprache 
einer andern Partei, etwas zu- oder 
abgeiprochen oder ein Befugniß verlichen, 
oder ein Auftrag ertheilt wird, find in 
der Regel, fo lange die Recursfrift offen, 
oder über den angebrachten Recurs nicht 
entjchieden tft, nicht zu vollziehen; wo 
aber (aljo au in der Parteifadhe) 
wegen dringender Gefahr am Berzuge 
der Ausſpruch der politiichen Behörde 
fogleich in Wirkſamkeit geſetzt werden foll, 
ift dies in der Erledigung ausdrücklich 
anzuführen." Wie man fieht, hängt es 
nur von der Lage der Umftände ab, in 
wie fern eine Barteifache das öffentliche 
Intereſſe berührt und in welchem Grabe. 
Unter folden Umftänden erfcheint der von 
Lemahyer, Apologet. Studien ©. 430 ff., 
confteuirte Begriff der Parteiſache als 
einer Angelegenheit, in welcher fich das 
öffentliche Sintereffe gegen die Art und 
den Inhalt ihrer Erledigung von vorn- 
herein indifferent zu verhalten vermag, 
auh vom Standpunkte des pofitiven 
Rechts unbaltbar und ift befler ganz 
aufzugeben. 
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Monarchen in einer für ihre Verbindlichkeit ausreichenden Form enthält 
und ordnungsmäßig publicirt ift, während die Inftruction für die politifchen 
Behörden und die Amtsinftruction bloße Verordnungen der dem Mor- 
archen unterftehenden Minifter find, deren erjtere überhaupt nit in 
verbindlicher Form kundgemacht wurde, und deren zweite fi) aud nidt 
auf eine Genehmigung durch den Monarchen zu berufen vermag. Tu 
nun fchon das Berfafjungsrecht des abfolutiftiichen Staates beherriht 
wird von dem Grundjage, daß die ftärkfte verbindliche Kraft unter 
den ftaatlichen Anordnungen dem gehörig kundgemachten höchſten Willen 
„der allerhöchſten Willengmeinung“, d. t. den geſetzförmig kundgemachten 
perſönlichen Willenserklärungen des Monarchen zutomme, jo kann eine 
folche perjönliche Anordnung des Monarchen ihre Entkräftung nidt er: 
fahren durch eine überdieß nicht kundgemachte Erklärung, welche lediglid 
das Refultat der Prüfung der Unordnung eines Miniſters durd den 
Monarchen und keine perfönlihe Unordnung des Monarchen zun 
Ausdrud bringt’), und ebenfowenig durch eine jelbft publicirte Minifteril: 
verordnung. Außerdem find die Beitimmungen der Inſtruction und der 
Amtzinftruction nicht umfaffend, foferne fie nur für die politifchen Be 
böärden im engften Sinne d. ®. (die Amtsinftruction gar nur für die 
politifchen Behörden 1. Inſtanz) erlaffen find. Da indeß die Beftinmunge 
des Hfdcts. nicht vollitändig Har find, jo ift es nicht unftatthaft, jene 
der Inſtruction und der Amtsinſtruction, ſoweit fie nicht mit Denen de 
Hfdets. im Widerſpruch ftehen, wenn auch nicht. als authentifche, fo dod 
als autoritative interpretation des Hfdetd. zu behandeln. In dem einen 
Punkte fommen alle drei Regelungen der hier erörterten Frage überein, 
daß Verfügungen und Enticheidungen fofort volfftredbar find, wenn durch - 
den Aufſchub der Vollftredung das öffentliche Antereffe gewiß oder 
wahrſcheinlich Schaden leiden müßte. Das Hfdct. fpricht von dem 
alle, daß es fih un eine Vorkehrung im öffentlichen Intereſſe hankelt, 
daß ein Proviforium nothwendig ift, daß die Amtspflicht einze: 
ſchreiten hat, die Inſtruction und die Umtsinftruction von dringender 
Gefahr am Verzuge. Es kann deshalb zum erfennbaren ober mir: 
beiten wahrſcheinlichen Schaden eines öffentlichen Intereſſes— 
einer Beſchwerde, einem Recurſe Suspenſiveffect nicht zu 
kömmen. Ueber die Wirkung des Necurfes?), wenn das öffentlice 


— —rtm — — — — 


1) So bedürfen Beſchlüſſe des Land⸗ faflungsreit, Juriſtiſche Blätter, sn 
tags über die Ausfchreibung und die 7, ©. 77; femer die 8.98. H. 8 
Art der Einhebung von Bufhlägen zu Buben 7112, 
ben Stantsftenern, wenn diefelben über 2) Das Hfbet. fordert für den Sufpesitt- 
einen beftimmten Brocentfab der Staats⸗ effeit nicht ausdrücklich Rechtz eitigleit 
ſteuern hinausgehen ſollen, kaiſerlicher ber Ueberreichung des Recurſes und fir 
Genehmigung. Es unterliegt aber kei⸗ nach würde dieſer Sufpenfideffert, du 
nem Zweifel, daß ein ſolcher genehmigter Erfüllung feiner Vorausſetzungen any 
Beſchluß einem Geſetze im techniſchen Sinne | nommen, beſtehen, wann immer ei 
d. W. nicht derogiren könne. Vgl. hiezu | noch nicht vollzogene Auorbnung an⸗ 
Tezner, Ueber die gehörige Kundmachung | gefochten wird. Es ift zu erwägen. deß 
der Geſehe nach öſterreichiſchem —* ja auch die Frage der —— der 
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Intereſſe Aufihub einer Maßregel geitattet, geben das Hfdet. und bie 
beiden Inſtructionen auseinander. Unzweifelhaft will auch das Hfoct. 
in diefem Falle Aufſchub für ftatthaft erklären. Denn es ordnet die 
Birfung des Recurſes im politifhen Wege, wobei in erfter Linie 
an öffentlich-vechtliche, dag öffentliche Intereſſe berührende Angelegenheiten 
zu denfen ift, nicht an die AUsnahmsfälle, in welchen Civilrechtsſachen 
durh die Verwaltungsbehörden zu entjcheiden find, deren es zur Zeit 
des Hfdetd. weniger gab als jebt. $. 24 der Snftruction erkennt dem 
Recurje in diefem Falle die Wirkung eines von felbjt (ipso jure) ein- 
tretenden, leiner Vermittlung durch Parteienantrag bebürfenden Vollzugs⸗ 
hemmniſſes zu, ſowohl in dem Falle als die Behörde nur einer Partei 
gegenüberjteht (in diefem aber nur dann, wenn dem Recurrenten durch 
den Vollzug ein unwiederbringlicher Schaden erwachſen würde), als 
auch dann, wenn der Behörde mehrere Parteien mit wiberjprechenden 
Anträgen gegenüberftehen, für melden Fall das Beftehen eines damnum 
irreparabile für den Recurrenten nicht gefordert wird. 8. 93 der Amts⸗ 
infteuetion fcheidet zwifchen den Fällen, wenn die Behörde e3 nur mit 
einer, oder wenn fie ed mit mehreren Parteien zu thun bat, wieder in 
folgender Weiſe: Im erfteren alle hat der Recurs, auch wenn bie 
Vorausſetzung des untwiederbringlichen Schadens gegeben ift, feinen ipso 
Jure wirkenden Suspenfiveffect, fondern bildet nur einen Grund für bie 
Bewilligung des Aufſchubs durch die Behörde auf vorhergehenden 
Barteienantrag. In lehterem Falle wird von der Vorausſetzung des 
unwiederbringlichen Schadens abgejehen und dem Recurſe auch ohne dies 
unmittelbar hbemmende Wirkung beigemeflen. Das Hfdet. gibt jedem 
Recurfe, die Auffchiebbarkeit der angefochtenen Maßregel von 
Standpunkt des öffentlichen Interejfes vorausgefeht, hemmende 
Kraft von Rechtswegen, unter der doppelten Bedingung: a) daß durch 
den Vollzug der Recurrent um den günftigen Erfolg des Recurſes gebracht 
würde, daß diefer Erfolg für ihn feine Frucht und Wirkung haben könnte, 
und daß nicht dann b) durch den Aufichub anderen Parteien außer dem 
Recurrenten ein unerſetzlicher Nachtheil zugefügt würde. Die Beftim- 
mungen des Hfdct#. find die entjcheidenden.!) Die Vorausfehungen des 


Ueberreihung des Recurſes diecutabel | ligten verbunden if. Die Wieberein- 


ſein kann. 8. 24 der Inſtruction fordert, 
im alle mehrere Parteien einander 
egenüberftehen, rechtzeitige Ueberreichung 
fir den Suſpenſiveffect. Nach 8.33 al. 2 
er badifchen Vog. muß dann, wenn die 
Borausjegungen für Die Wiederberftellung 
oder Nachſicht der Verſäumniß der Re⸗ 
cursfrift vorhanden find, auch bei ver- 
jpäteter Einlegung des Recurjes Ein: 
halt mit dem Vollzuge des angefochtenen 
Erkenntniſſes immer bewilligt werden, 
jofern mit dem Bollzuge ein unmwieder- 
bringlicher Nachtheil für einen Bethei⸗ 





ſetzung ift jedoch nad) 8. 32 al. 3 nicht 
u geitatten, wenn zur Ausübung einer 

erngniß, beren gejegmäßige Ertheilung 
der Necurrent beftreitet, bereitö offene An⸗ 
jtalten getroffen und fett dem eriten Be⸗ 
ginne folcher Anftalten fchon drei Monate 
abgelaufen find. 

1) Mit Unrecht erflärt deshalb die bei 
Bollar a. a. O. ©. 86 mitgetheilte 
Entich. des Aderbaum. v. 26. November 
1870, 8.6561 den Sufpenfiveffect eines 
Recurjes in PBarteifachen außer Zweifel 
jtehend. 


— 44 — 


Suspenfivdeffectes und feines Wegfalls gegenüber auffchiebbaren 
Maßregeln find im Hfdet. nicht ganz gleich anggedrüdt. Der Suspenfiv: 
effect fol eintreten, wenn dur den Vollzug des Erkenntniſſes der 
(päter eintretende) günftige Erfolg des Necurfes für den Recurrenten 
ohne Frucht und Wirfung fein würde Der Suspenfiveffeet fol 
‚wegfallen, wenn durch den Verzug einer anderen Bartet ein feinen 
Erſatz zugebender Nachtheil erwachſen würde Bas ift nicht 
ganz dasſelbe. Man kann nicht jagen, daß der Recurs für denjenigen, 
deſſen Fabrikslocal auf behördliche Verfügung gefperrt wird, ohne Frudt 
und Wirkung fei, wenn es in Folge der Vernichtung diefer Verfügung 
wieder geöffnet und der Fabrifsbetrieb fortgejebt werden darf. Anderer: 
feit® wird regelmäßig die erfolgte Sperrung einen materiellen Schaden 
im Gefolge Haben, für welchen das gegenwärtig geltende echt feine 
Heilung biete. Da nun offenbar die Abficht des Hfdets. die iſt, Schö— 
digungen materieller wie immaterieller Güter!), welche durch das öffentliche 
Intereſſe nicht gefordert werden, zu verbüten, fo wird man auch für den 
Eintritt des Suspenfiveffectes eines Recurſes als ausreichend erklären 
müffen, daß, wie 8. 93 der Amtsinftruction fagt, durch den fogleichen 
Bollzug dem Necurrenten ein unwiederbringficher, und durch den günftigen 
Erfolg nicht mehr gut zu, machender materieller oder nichtmaterielle 
Schade zugehen würde. Der gegenwärtige Rechtszuſtand tft alfo folgender: 
Der Vollzug von Maßregeln, welche vom Standpunfte des Öffentlichen 
Intereſſes unaufſchiebbar find, kann durch Anfechtung derjelben nidt 
aufgeichoben werden. Auf Maßregeln, welche aufichiebbar find, übt der 
Recurs ipso jure Suspenfiveffect, wenn der Vollzug dem Recurrenten 
ein damnum irreparabile zufilgen würde, aber auch unter diefer Voraus 
fegung dann wieder nicht, wenn der Auffchub des Vollzuges nur mit 
einem damnum irreparabile einer anderen Partei erfauft merden müßte. 
Diefe Voransfegung ift nah Lage des Falls zu beurtheilen.?) Die 
alles gilt von der Verwaltungsbeſchwerde. Dagegen kommt nad 
8. 17 des Gef. über den Verwaltungsgerichtshof der Beſchwerde an 
denfelben ein ſolcher Suspenfiveffect nicht zu. Es bedarf vielmehr in 
dem Falle einer folchen Beſchwerde für den Vollzugsaufichub einer behört- 
lihen Bewilligung, zu deren Ertheilung jedoch die Behörde verpflichtet 
ift?), wenn der fofortige Vollzug durch öffentliche Rückſichten nicht geboten it, 


1) Alfo auch einen Schaden an der Ehre. | zukommenden Suſpenſiveffect rechtswidrig 
. Dan denke an den Vollzug einer Aus- | bringen, allein das ändert nichts an dem 
weifung durch die Gemeinde wegen be⸗ | geltenden Rechte, und dieſes Verhältniß 
fholtenen Lebenswandels. Darum üben | Tönnte felbft in einem ſolchen Falle zu 
Recurſe gegen polizeiliche Abfchiebungs- | praftifcher Bedeutung fommen, wenn ein 
und Abſchaffungserkenntniſſe nach der zulängliches Geſetz für Syn dicatsklager 
ausdrücklichen Beſtimmung des 8.7 al.2 | gegen Verwaltungsbeamte beſtünde. 

des Geſ. v. 27. Juli 1871, R. G. B. 3) Der V. G. H. E. lehnt es ab, Recht⸗ 
Nr. 88 von ſelbſt Suſpenſiveffect. ſchutz gegen rechtswidrige Vermweigerun 
2) Freilich kann die Behörde die Partei | dieſer Bewilligung zu gewähren, weil die 
durch eine falfche Entfcheidung über dieſe Vorausfegungen berjelben von den ve⸗ 
Vorausfegungen um den ihrer Beſchwerde Hörden nach freiem Ermeſſen zu We 
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und der Partei durch den Vollzug ein unwiederbringlicher Nachtheil 
erwachfen würde. Eine Rüdfiht auf DaS damnum irreparabile, welches 
andere Parteien außer dem Beſchwerdeführer durch den Aufichub des 
Bollzuges erleiden müßten?), fennt diefe Beitimmung nicht; fie begünftigt 
fomit den Belchwerdeführer ſchlechthin, alſo auch wenn er in allen 
adminiftrativen Inſtanzen erfolglos aufgetreten tt, gegenüber denjenigen 
Parteien, welche eine im Verwaltungswege nicht mehr anfechtbare Ent: 
ſcheidung oder Berfügung für fi} haben. Die Anhängigfeit einer Sache 
bei dem Neichsgerichte hat nach 8. 41 des Gel. vom 18. April 1869, 
R. G. B. Nr. 44, in dem Falle, wenn darüber bereitS von einer öffent- 
lichen Behörde entichieden und die Durdführung der Entſcheidung ver- 
fügt worden ift, nur dann aufichiebende Wirkung, wenn nad dem Aus: 
fprude diefer Behörde mit dem Vollzuge der Enticheidung für den 
Betheiligten ein unwiederbringlicher Nachteil verbunden wäre. Diele 
techniſch wohl kaum gelungene Beitimmung räumt der Beichwerde an 
dad NeichSgericht oder einem dort pofitio ſchwebenden Competenzconflicte 
Suspenfiveffect nur joweit ein, als derjelbe von der zur Durchführung 
der angefochtenen Entſcheidung zuftändigen oder von jener der beiden im 
Competenzconflict befindlichen Verwaltungsbehörden, welche der anderen mit 
einem Bollzugsauftrag zuvorgelommen ift, ein folcher Suspenfiveffect zu- 
erfannt wird. Diejer Ausſpruch ift ſchlechthin conjtitutiv und Tann von 
dem Neichögericht nicht überprüft werden. 

Deffentliche Jutereſſen, welche dem Suspenfiveffecte eines Recurjes 
entgegenftehen, find folche Interefjen, für deren Verwirklichung das objec- 
tive Recht den Zwang zur Unterdrüdung eines denſelben abträglichen 
Verhalten? des Einzelnen gewährt.) Darunter füllt auch das Inter⸗ 


neibeilen find. (rei I. 281, 804—807; find au die Beitimmungen des 
1530—1532, 224 49-2286.) —— Geſetzes und der babifden Ber- 
u Es ift ein tobeinswerthes Vorgehen ordnung. 8. 26 bes ſaächſ. Geſ. ſtellt in 


der modernen öſterr. Verwaltungsgeſetzge⸗ 
bung, wenn ſie, ſoweit es ſich um entgegen⸗ 
ſtehende Privatintereſſen handelt und 
öffentliche Intereſſen nicht in Frage kom⸗ 
men, ohne jede Beſchränkung den 
Recurrenten zum Nachtbeile ber. übrigen 
Barteien begünftigt. Dan vergl. 8. 34 
al.3 der Gew. Nov, (1883) und bie ein- 
Ihlägigen Beftimmungen ber einzelnen 
Waſſerordnungen, welche der Berufung 
ges egen die Bewilligung von Fabriks⸗ oder 

afleranlagen ſchlechthin aufichiebende 
Wirkung einräumen, alſo die Wirkſamkeit 
derſelben bis zum Eintritt der formellen 
Rechtskraft hinausſchieben. Dieſer Auf⸗ 
ſchub wird durch 8. 17 des Geſ. über 
den V. G. H. vielleicht oft um 1 bis 
1!/, Jahre verlängert. Das iſt eine Foͤr⸗ 
derung ber Ehicane oder illoyaler Con» 
eurrenz. Unzulänglicd in anderer Rich⸗ 


Ermanglung Ipecieller Beftimmungen ben 
Srundfag auf, daß in allen Fällen, wo 
e8 die Sicherftellung des dabei eintreten- 
den öffentlichen Intereffe verlangt, die 
Recursnahmenurbebolntive, nicht hufpene 
ive Kraft haben Tönne. 8. 33 ber bad. 

dg. mit der Einlegung bes Recurſes 
aufichiebende Wirkung bei. Es Tann je 
doch wegen beſonders dringender Um⸗ 
ftände der Vollzug, falls hiedurch kein 
unwiederbringlicher Nachtheil für einen 
Betheiligten entſteht, auch bei rechtzeitig 
erfolgter Einlegung des Recurſes geſtattet 
oder befohlen werden. Hiefür iſt ſowohl 
die entſcheidende Behoͤrde als die Recurs⸗ 
behörde befugt, welch' letztere indeſſen 
den Vollzug jederzeit einftellen Tann. 

2) Hiezu vergl. Fr. J. Neumann, 
Das öffentliche Snterefie u. f.w. in Hirth’5 
Annalen, Jahrg. 1 
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eſſe an ber Refpectirung der ftaatlichen Autorität. Die Dringlichtelt der 
Befriedigung eines Öffentlichen Intereſſe ift deshalb nicht bloß dann 
gegeben, wenn unter dem Aufſchube Leben, Geſundheit, Vermögen leiden 
müßten, fondern auch dann, wenn durch den Aufſchub des Bollzuges 
einer Verfügung dasjenige ermöglicht wilrde, was durch die Verfügung 
vereitelt werden ſoll. In lehterem Falle fließt die fofortige Vollſtred⸗ 
barkeit aus dem Zweck der Maßregel von ſelbſt. Dient die Befugnik 
des Negterungsvertreters, eine unerlaubte Vereinsverſammlung zu unter 
fagen oder zu fchließen, der Vereitelung einer folchen Berjanmlung, fo 
muß die Unterfagung oder Schließung fofort vollftredbar fein, weil die 
einmal abgebaltene Verſammlung nicht ungefchehen gemacht werden kann. 
Das gilt von allen Befehlen, welche ihrem Zwecke nach auf der Stell 
zu befolgen find.?) 

Der Bollitredbarleit fähig und bedürftig find auch proviſoriſche 
Berfügungen.?) Haben doc bdiefelben geradezu den Zweck, in, jenen 
Fällen, in weichen die Gewinnung des vollitändigen Ueberblicks üßer die 
Sad): und Rechtslage nicht fo jchnell möglich ift, um zu einer befini- 
tiven Erledigung zu gelangen, zum mindeiten eine vorläufige Ordnung 
in dem’ Verhältniffe von Behörden zu Parteien?) oder von Barteien 
untereinander herzuftellen.) Wo fte dem Bimede dienen, jene Borjorge 
für ein gefährdetes öffentliches Intereſſe zu treffen, welche fich für den 
eriten Blick als geboten erweift?), werden fie nad dem Grundſatze 
des Hfdet3. vom Jahre 1799 regelmäßig fofort vollitredbar fein, und 
darauf weiſt auch der Schlußſatz diefes Hfdets. Hin. Andererſeits 
wird dasſelbe Hfoct. zu dem Mefultate führen, dab von mehreren 
in berjelben Erledigung formell vereinigten, aber unabhängig von ein 
ander ausführbaren Berfügungen die eine auffchiebbar tft, die andere 
nicht, die auffchiebbare, den Zal eines mit dem Vollzuge für den Recur- 
renten verbundenen damnum irreparabile vorausgejeßt, von den Suspenfiv- 
effect eines Recurſes getroffen wird, während die dringliche vorläufig 


— — — — — N} 


1) Wenn 8.22 al.2 des Vereind- und | 8. 1051, Bubm. 6562; 17. Zuni 1885, 
8. 14 al. 2 des Berfammlungsgejehes | 3. 1945, Budw. 2617. 
vom Jahre 1867 ausſpricht, daß die De- 4) B. G. H. €. v., 13. Mat 1887, 3. 





örde zur Zerſtreuung aufgelöſter Ver⸗ 
ammlungen zu Zwangsmitteln greifen 
kann, alſo nicht muß, ſo folgt daraus 
nicht etwa, daß fie befugt wäre, einen 
Aufihub des Bollzuges der Auflöſung 
zu bewilligen, on ern e3 foll nur die 
Befugniß der Behörde anerlannt wer⸗ 
ben, bie ftaatlihen Machtmittel alfo im 
äußerften Fall auch die militärtfche Affiftenz 
F Bewirkung der Zerſtreuung zu ent⸗ 


alten. 
2) Arg. V. G. H. E. v. 5. Juni 
1889, 3. 1104, Budw. 4726. 


3) 8.6.9. E. v. 28. April 1892, 


1372, Budw. 8630; 6. Detober 189, 
8. 3336, Budw. 7435. 

%) Es tft deshalb, je nachdem genauere 
Erhebungen das Proviſorium ald unzw 
länglih oder zu meit gehend erlennen 
laſſen, möglich, dab das Propiforium, 
was das Maß der durch dasjelbe dei 
Barteien auferlegten Pflichten betrifft, 
entweber hinter dem Definitivum zurüd- 
bleibt oder über basjelbe hingausgeht. 
Bol. die Bdg. des Aderbauminifteriums 
v. 23. Mai 1872, 8. 4506 lit. f, ob 
gedrudt bei 8.98 der Bollzugavoricrift 
zum Berggeſ. im 7. Bd. der Manz'jchen 
Sammlung. 
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vollſtreckbar if. Um nun den Parteien Klarheit über die Bebeutung 
der an fie ergebenden Anordnungen fir das öffentliche Intereſſe zu ver: 
ihaffen, fchreibt 8. 93 der Amtsinftruction vor, es jolle, mo wegen 
dringender Gefahr am Berzuge ber Ausſpruch der politiichen Behörde 
jogleih in Wirkſamkeit zu feben fit, dieß in der Erledigung ausdrücklich 
angeführt werben. Allein was die Erledigung über die Eignung von 
Berfügungen für die fofortige Vollſtreckbarkeit enthält, ift nicht unbedingt 
bindend für die Behörde. Wenn fi nämlich die Bringlichleit des 
Vollzuges nach Hinausgabe der fie anorbnenden Erledigung herausftellt 
oder von der Behörde erkannt wird, fo kommt ihre abjolute Pflicht zur 
gebotenen Abwendung von Gefahren für das öffentliche Intereſſe zur 
Geltung. Sie Hat dann dasjenige, was auf der Stelle gejchehen muß, 
um Schaden zu verhüten, ganz jo anzuordnen, als hätte fie in der 
Sache überhaupt noch Feine Erledigung getroffen; und ebenjo bleibt von 
dem Ausſpruche der Behörde über die Vollſtreckbarkeit ihrer Erledigung 
die Zuſtändigkeit der von derjelben verjchiedenen Behörden unberührt, 
welche in Notbfällen das zur Abwendung der Noth im eriten Moment 
geboten Erſcheinende anzuordnen haben. Hätte z. B. die Bezirkshaupt- 
mannjchaft ald Wafjerpolizeibehörde eine von ihr audgegangene waſſer⸗ 
polizeilihe Unordnung nicht als fofort vollitredbar erklärt, fo müßte 
der Inhalt derjelben im alle der Dringlichkeit feiner Verwirklichung im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ohne Verzug durch den Gemeinde: 
vorſteher vollzogen werden.!) Das iſt dann nicht fo jehr Vollzug einer 
Erledigung der Bezirkshauptmannſchaft als eine jelbitftändige Verfügung 
des Gemeindevorſtehers. 

II. Aus der Bedeutung des öffentlichen Intereſſe der Sicherheit 
von Leben, Gefundheit, Vermögen einerjeitd, aus der Unmöglichleit einer 
für alle Fälle ausreichenden Vorausbeitimmung der Friſt, innerhalb deren 
dad für die Erfüllung diefes Intereſſe Gebotene beimerkftelligt werben 
Tann, andererſeits, exflärt fich der Mangel einer allgemeinen Beſtimmung 
einer Gehorjamsfrift (tempus paritionis) für die Befolgung der für diefen 
Zweck ergebenden behördlichen Unorbnungen. Was fofort gejchehen Tann 
und muß, darf nad) dem Hfdct. vom Sahre 1799 Teinen Wugenblid 
aufgejhoben und muß auch zu Wege gebracht werden innerhalb Der Zeit, 
als dies menſchlichen Kräften möglich if. Hievon abgejehen wird bie 
Behörde die Gehorjamsfrift jeweils nach ber Bedeutung der zu voll: 
ziehenden Maßregeln und unter billiger Berüdfichtigung beachtenswerther 


Intereſſen des Berpflichteten zu beftimmen haben.“) Dagegen ift eine 


1) gl. au 8. 113 F 8 der Voll⸗ 
— ** zum Berg erage 

2) Rach 8. 224 des Berggeſ. hat die 
—— den Verpflichteten für bie 
Erfällung icher oder auf Grund 
der Gefehe Kur eefaffenen en 
eine entiprehende Zeit 
währen. gl. auch 8.173 ——— 8.24 
letztes Alinea der Jnftruction für die 


politiſchen Behörden vom Jahre 1850 
fordert Aufzeichnung des Tages ber Zu- 
ftellung, der Aufgabe zur Boft und ber 
Uebergabe an den Boten jowohl auf dem 
Der Kartei puauftellenben behördlichen 
Decernate wie auf den Ausweis 

zur Ueberwachung der für bie Erfüllung 
—*— Au ide feftgefeßten Friſten. 
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geſetzliche Anordnung einer Gehorfamsfrift, innerhalb deren der Vollzug 
nicht ftatthaft ift, für fällige Abgaben fiscalifcher Natur nicht un 
gewöhnlich. Für die Zahlung fogenannter Gebühren beträgt fie nad 
8. 60 des Gebührengejebes dreißig Tage vom Tage der mündlichen oder 
ſchriftlichen Mittheilung der zu zahlenden Gebühr an den Schuldner 
oder defjen Vertreter; gemäß den 88.4, 1 des Gef. vom 9. März; 1870, 
R. G. B. Nr. 23, für die Leiftung ber directen Stenern vier Wochen!) 
nad) dem für die einzelnen Steuergattungen in ben einzelnen ändern 
anberaumten Einzahlungstermine, der übrigens für jede Stewergattung 
befonder8 mit Beginn eines jeden Jahres in jeder Gemeinde durch eine 
in ortsüblicher Weiſe officirte Kundmachung bekannt zu geben ift (8.2).) 


IV. Die bier angeführten allgemeinen Grundſätze über die Boll: 
ftredbarkeit, wie fie ſich theils aus dem Weſen und dem Zwecke hoheit⸗ 
licher Willenderflärungen des Staates ergeben, theild in ausdrüdlichen 
gejeglihen Beltimmungen enthalten find, können nur zur Anwendung 
gelangen, wenn nicht für Willenserflärungen beftimmten Inhalts bejondere 
abweichende gefehliche Anordnungen getroffen find. Dieß ift in einem fo 
weiten Umfange gejchehen, daß Hier nur Betjpiele folder Anordnungen 
angeführt werden können und im Mebrigen die Aufmerkſamkeit auf die 
einfchlägigen Beitimmungen der zahlreichen Specialverivaltungsgefehe ge 
fenft werden muß. 

Doh läßt fi als Hegel aufftellen, daß dem Recurſe gegen Ent: 
Tcheidungen und Verfügungen, betreffend die Entrichtung von fiscaliſchen 
Ubgaben, kein Suspenfiveffect zulommt, während diefe Wirkung dem 
Necurfe gegen polizeiliche Verfügungen, unbejchadet der Befugniß der 
Behörde, die dringlichſten Anordnungen für die Sicherung der poligei- 
lien Snterefien zu treffen, regelmäßig beigemefjen wird. Dabei erſcheint 
im lebteren Falle einerjeit8 die Vorausfegung eines mit dem Bollzuge 
verbundenen damnum irreparabile offenbar deshalb, weil fie ohnebiel 
in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle zutreffen wird, nicht mehr au—. 
geftellt, andererfeit3 wird unbilliger Weije diefer Suspenfiveffect un: 
beſchränkt, alfo auch für den Fall gewährt, als die übrigen Parteien 
außer dem Befchwerdeführer durh den Aufichub des Vollzuges einen 
noch jo bedeutenden Schaden erleiden, während vielleicht im umgekehrten 
Halle der Schaden des Recurrenten aus dem Bollzug ein unbedeutende 
oder überhaupt nicht erfennbarer iſt. Im Intereſſe der Hintanhaltung 
von Muthwillen und Intriguen wird der Anhalt diefer Beſtimmunger 
ftrenge eingehalten werden müffen. Man wird aljo beiſpielsweiſe, wenn 


— 





1) Die Friſt zur Zahlung von Ber- | 1871, 3. 34202, Röll II. ©. 842, bezieht 
zugszinſen tritt aber fchon mit Ablauf | die von den Finanzbehörden bewilligt 
von 14 Tagen nach Ablauf des Ein- | Einzahlungstermine für die ftaatlice 

blungstermines ein (8. 1 des Geſ.). | directen Steuern auch auf die nicht lar 

eber das von Berzugszinjen freizulaflende desfürſtlichen Zufchläge. Das Tanın abe 
Steuerminimum und die Höhe berjelben | nur dort gelten, wo diefe letzteren dr 
vergl. 88. 1 u. 3 bed Gel. ſchläge von ben ftaatlichen Finanzbe 

2) Der Yin. M. E. v. 26. Februar | hörden eingehoben werben. 
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der Suspenfiveffect nur dem Recurſe gegen eine Enderledigung beigemefien 
wird, auf den Recurs gegen proceßleitende Berflgungen die allge 
meinen Bejtimmungen vom Sabre 1799 anmenden. 

Keine auffchiebende Wirkung bat alfo ber Recurs gegen die Feſt— 
ftellung des Ergebniffes der im Wege der Evidenzhaltung bewirkten Ber- 
meffung und der Berechnung des Reinertrages von Grundftüden für 
ben Zwed der Grundfteuerbemeilung und gegen dieſe letztere felbft!), 
gegen die Bemeffung der Hauszinsftener?), der Erwerbfteuer?), der Ein- 
fommenfteuer*), der Gebühren?), dagegen beſitzt Suspenfiveffect der Recurs 
gegen die Heranziehung eines Ortes zur Hauszinsſteuer.“) Polizeiliche 
Entfheidungen und Verfügungen betreffend, ilt 3. B. Suspenfiveffect 
Ichlechthin zuerkannt dem Recurſe der Gemeinde gegen die Verleihung 
einer Gafthausconceifion innerhalb des Gemeindegebietes und gegen bie 
Bewilligung der Ausübung diefes Gewerbes in einem anderen als dem 
in der Conceſfion bezeichneten Locale”) — gegen die Enticheibung der 
Gewerbebehörde über die Statthaftigleit genehmigungsbebürftiger gewerb⸗ 
licher Betriebganlagen und über die Anwendung der Beitinmungen des 
diefen Betriebsanlagen gewidmeten Abfchnittes der Gewerbegeſetz-Novelle 
vom Sabre 1883°) — nah den einzelnen Landes-Wafjergejegen dem 
Recurje in Waſſerrechtsſachen mit Vorbehalt der zur Befeitigung von 
Gefahren unbedingt nothiwendigen Vorkehrungen — vermöge eines 
argumentum 6 contario aus dem $. 231 al. 3 bes Berggefehes ben 
Recurjen in Bergrechtsfachen, den Fall ausgenommen, daß fie gegen Vor⸗ 
fehrungen zur Bejeitigung von Gefahren für Perfonen und Eigenthum 
und gegen die Anordnung der Erhebung folder Umstände gerichtet find, 
welche leicht der Veränderung unterliegen. Suöspenfiveffect befibt der 
Recurs des Vereinsvoritandes, des Gemeindeausſchuſſes gegen die über 
einen Berein?), einen Gemeindeausſchuß verfügte Auflöfung, infoferne die 
Zegitimation der repräfentativen Organe eines Vereins, einer Gemeinde 
für die Erhebung der Befchwerde gegen die Auflöfungsverfügung und für 


18,05 des Dei. v. 28. Mai 1885, 7) 8.18 al. 6 und $. 20 al, 3 ber 
. Ar. 83 Gew. Nov. (1883). 

EEE A| Dass aan ana 
an mmun er bie fofortige Vollziehbar⸗ 
18, Röll L ©. 270 (u engen keit Der erfhnung betreffen bie ine 
citirt) unter dem Geſichtspunkte einer ftellung ber Gewerbeausüibung findet 
Ausdehnung der Beftimmungen über ben fi im 8.148 ber Gem. O., welcher den 
—A— Di von Recurjen gegen bie | Sufpenfineffect von Recurfen gegen bie 
zum Verfügung gemwerbepoligeiliher Strafen 


3) 8. 10 de3 Ermwerbftenerpatents vom 
31. December 1812, P. &. ©. Bd. 39, 
Kr. 77. 

R 8.29 des Einfommenfteuerpatent3. 
8. 78 des Tail. Bu v. 9. Februar 
1850, R. ©. 8. Kr. 50, de3 ſog. Ge- 


bührengeſetzes. 
6) 8. es Oel: v. 9. Februar 1882, 


R. G. B. Nr 
Tezner, Handbuch. 


regelt. Es iſt deshalb auf Recurſe ge en 
das gemwerbepolizeiliche Verbot 
Gemwerbeausübung die Beſtimmung bes 
8.34 der Nov. und, ſoweit diefelbe feine 
norbnung trifft, jene de3 Hfdeer. vom 
Jahre 1799 anzumenben. 


9) 8.25 ber Fereinegeſ. aus den Jahren 
1862 und 
29 


) 
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dis Vertretung derſelben durch rechtzeitige Anbringung der Beſchwerde bis 
zur endgiltigen Abweiſung aufrecht erhalten wird. Keine aufſchiebende 
Wirkung bat der Einſpruch gegen die Entſcheidung des Vorſtandes einer 
Unfollöverficherungsanftalt über Die Frage der Verſicherunggspflicht eines 
Betriebes, gegen die Einreihung desfelben in eine ber beftehenben Ge 
fahrenclaffen und unter einen beftinnnten Brocentfah derfelben, die Hei: 
ftellung der Beiträge für die Unfallgverficherung!), der Recurs gegen die 
Enticheidungen und Verfügungen der politifchen Behörden, wenn fie nidt: 
in Streitigkeiten über Unterftüßungsanfprüche ans dem Verhältniſſe der 
Öffentlihen Krantenverficherung ergangen find.°) 

Suspenfiveffect können kraft gejehlicher Anordnungen auch ander 
Thatſachen fiben als die Ueberreichung eines Recurſes, 3. B. die Ueber: 
reichung eine® prima facie begründet erfcheinenden Steuernachlaß: oder 
Befreiungdgefuches (8. 4 des Gef. v. 9. März 1870, R. G. B. Nr. 23). 

V. In dem alle, ald durch gefebliche Beitimmungen Verwaltungs 
acte ala vollftredbar erklärt find, ohne daß die fofortige Bollftredung 
unbedingt geboten würde, dann in dem Falle, als den Parteien unter be 
ftimmten Borausfeßungen ein Anſpruch auf Vollzugsaufichub wegen eine 
überreichten Beſchwerde zuerfannt ift, der aber einer fürmlichen behörd 
lichen Bewilligung bedarf, wie im 8. 17 des Geſ. über den 8. ©. 9. 
entfteht die Frage, welche Behörde zuftändig ſei, die Bewilligung zum Auf: 
ſchube auf eine eingebrachte mit dem Siitirungsantrage verbundene Be 
ſchwerde zu ertheilen. Zuweilen befaffen fi) tnftructionelle Beſtin 
mungen*) mit der Loſung diefer Frage. Denfelben kann aber binden 
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1) 88. 18 al. 4, 28 al. 7 bes Geſ. b. ©. 109 regeln nur die Gompelm; 


28. 3 December 1837, R. G. 8. Nr. 


2 8.70 al. 2 des del. v. 30. März 
1888, R. ©. B. Nr. 3 

3) Das von Rat IE. ©. 299 cit. 
Gubernialdet. vom 17. Juni 1793, Gef. 
Leop. II. findet ſich an der angegebenen 
Stelle nit. Der Fin. M. E. v. 16. Jänner 
1868, 8. 11973, Roll U. ©. 1086, 
ichreibt vor, im Falle von Erhebungen 
über Die Borausjegungen zu Steuer⸗ 
nachläflen wegen eingetveiener Elementar- 
on, mit der Steueregecution jeden- 
alls bis zur Durchführung des Schadens- 
operatee innezubalten: 

4) In der Ausgabe des Gebühren- 
gejeges von Sams, Manz'ſche Samm⸗ 
lung Bd. 12, Aufl., vermochte ich 
inftructionelle — ungen diefer Art 
nicht zu finden. Die Competenzbeitim- 
mungen des F. M. E. v. 31. Zuli 1850, 

. 20308; 26. Mai 1856, 8. 17224; 
22 bes Unterrihts v. 17. Jänner 
1885, 8. 1728, bei 8. 60 des Geb. Geſ. 


zur Gebührenftundung umd zu roter 
weijer Gebührenzahlung mit Rüchch 
auf die Dermögenölage 1 er en ii 
die Giftirung wegen a 
curſes bis zur ledigung ——— 
konnen fie nicht bezogen werben. Tu 
genen enthält der F. M. €. v. %. Zr 
1857, 8. 11858, bei $. 18 € 15 
unter 1. eine interne Weijſung u 
bie Finanzbehörden, es folle im dos 
einer „Gebühr renechöhung » d. i. me 
ſtrafweiſen höhung der normela 
Gebühr auf das Dreifache ober de 
Doppelte nad) den 88. 79, 80 84 
Geb. . &el ‚Bdg.d. Fin. Min. v. gzi Win 
1876, R. G. B. Nr. 54, anf eingebe: 
Beichwerbe, alfo ohne daß es care 
Siſtirungsgeſuchs bedürfte, die Ereadic- 
des nach außen (8. 78) fofort volitwe 
baren Bahlungsauftrages® nur bis se 
Höhe der normalen Gebühr geſtte 
werden. F. M. E. v. 26. Mai 18% 
. 31024, bei 8.60, 8. 14, S. 110 py 
nur, daß die bloße Einbringung eine? Re 
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Kraft nur zukommen, foweit den Parteien fein Unfpruh auf den Boll 
zugsaufichub zukommt. Bon diefem Falle abgejehen, ift Die Frage, wenn 
ie nicht geſetzlich geregelt ift, jelbitftändig zu löſen. In der Praxis 
—* die Auffaſſung zu herrſchen, daß die Zuſtändigkeit zur Bewilligung 
des Vollzugsaufſchubes nur derjenigen Inſtanz zukomme, welche die Ent- 
ſcheidung oder Verfügung, deren Vollzug aufgeichoben werden ſoll, er- 
lafien Hat.) Das folgt aber durchaus nicht zwingend aus der Beltim- 
mung des $.17 des Geſetzes über den B. ©. H., welcher die Parteien 
mit ihrem Antrag auf Vollzugsaufſchub wegen überreichter Beſchwerde 
an den 3. ©. H. vor die Bermwaltungsbehörde verweiſt. Damit ift 
eben nur die für die Siftirungsbewilligungsfache zuftändige Verwaltungs- 
behörde gemeint. Das allerdings kann nad) dem Hfdet. vom 2. März 
1799, dem $. 24 der Inſtruction vom 7. April 1850 nicht bezweifelt 
werden, daß die höheren Auftanzen ganz fo wie die unterfte Inſtanz 
zuftändig find, darüber zu entfcheiden, ob die Vorausſetzungen fofortiger 
Bolftredbarkeit der von ihnen im Inftanzenzuge getroffenen Ber- 
fügungen und gefällten Entfcheidungen vorhanden feien, und die fofortige 
. Vollſtreckung anzuordnen. Eine folde Anordnung ift felbftverftändlic 
für die unterfte, zum unmittelbaren Vollſtreckungsbefehle berufene Inſtanz 
bindend. Mangelt e3 aber an einer jolchen Unordnung der entfcheidenden 
Auffichtsinftenz, dann prechen überwiegende Gründe für die Buftändig- 
feit diefer unterften, zum Erlaſſe des unmittelbaren Vollitredungs- 
befehles berufenen Inſtanz. Sie tft die Erecutionsinitanz im technijchen 
Sinne d. W. An der Hegel Steht fie örtlich jenen thatfächlihen Ber- 
hältniffen am nächften, welche als Vorausſetzung für den Suspenfiv- 
effect oder die Bewilligung der Siftirung aufgeitellt find; fie iſt außer- 
dem diejenige Behörde, in deren Thätigfeitögebiet der Vollzug eigener 
wie höherer Beichlüffe fällt, und welche demnach auch in der Lage 
ift, die Dringlichleit verfchiedener zu gleiher Zeit ihr vorliegender 
Bollziehungsacte gegen einander abzufchäßen und zu beurtheilen, ob 
nicht bei der befchränkten Zeit und Kraft der Behörde beitimmte Voll⸗ 
zugSacte ohnedies wegen größerer Dringlichkeit anderer zurüdzuftellen 
feien, fie fteht auch in der Pegel den betheiligten Barteien am 
nächſten, und e3 kann ihre Enticheidung über die bier erörterte Frage 
zeitlich genug erfolgen. Endlich aber ergibt fi für jene Anſchauung, 
welche die letzte entjcheidende Inſtanz für die Beurtheilung des Sufpenfiv- 
effect3 oder die Bewilligung der Siftirung zuitändig erflärt, folgende 


curſes oder eine bewilligte Siftirung | den Amtsunterriht und den Wirkungs⸗ 
ber Erecution den Lauf der Verzugs⸗ | kreis der Finanzlandesbehörden im 
infen nicht ne nicht aber, wer zu | 8.2 ®.5 Röll Il. S. 1049 die Steuer- 
Aftiren befugt fei. Sollten fi allge» | zufriftungen dieſen Behörden zu, ohne 
meine Competenzbeftimmungen in der zwiſchen Steuerftundung und Vollzugs⸗ 
Sammlung finden, jo ftehen fie nicht an | aufjchub bis zur endgiltigen Erledigung 
jenem id Fr 4 hin ehren. u eines Steuerrecurfes zu Icheiden. 

egen w e Fin. Min. Vdg. v. 29. Ma . 
ro 4, 8. 1181. er. auf rund * 2) Bol. die Erf. 2253 und 2254 bei 
Entſchl. v. 2. Februar 1874, enthaltend g 

29 * 
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Berlegenheit: Die unterfte Inſtanz muß fich jedenfalls, wenn die Ueber: 
reichung des Stitirungsanfuchen? bei der letzten mit der Sache befaßt 
geweſenen adminiftrativen Inſtanz nachgewiefen wird, über ihr Verhalten 
gegenüber diefem Nachweis jchlüffig werden. Entweder hat diefer Rad- 
weis für die zur Vollziehung berufene Anftanz gar feine Bedeutung, 
dann wird in fehr vielen Fällen die Anerkennung des Sufpenfiveffec 
oder die Bewilligung der Siftirung durch die letzte entfcheidende In⸗ 
ftanz zu fpät kommen. Oder der Nachweis verpflichtet die Bollzugs 
behörde dazu, die Enticheidung der lebten Inſtanz über den Sufpenfir- 
effect oder die Siftirung abzuwarten, dann wird in allen Fällen, in 
welchen einer Beſchwerde fifttrende Wirkung durch Gele abgeiprocen 
it, diefe Wirkung durch das Hinterpförthen des Siftirungsgefuhs 
wieder hereingeführtl. Dem Intereſſe der ftaatlichen Aufficht über die 
Unterbehörde kann die entjcheidende Oberbehörde in Angelegenheiten 
diefer Art vollkommen dadurch entfprechen, daß fie, wo ſie es für 
nötbig hält, fofortige Vollitredung ihrer Entſcheidung anordnet. Unzu— 
ftändig für die Bewilligung des Vollzugsaufſchubs ift jedenfalls die bloß 
um die Bollziehung erjuchte Behörde. Durch eine eigenthimliche |päter 
zu erörternde Uebereinkunft zwiſchen dem Minifterium des Innern, den 
Sinanzminiftertum und dem oberiten Gerichtshof hat fi die Praxis 
herausgebildet, daß Anſprüche auf Freilaffung von Gegenftänden, die 
bei dem, der vermögensrecdtlidhen administrativen Execution Unter: 
worfenen gefunden und der pignoris capio im Verwaltungswege 
unterzogen werden, dem Erecuten aber nicht gehören, von den Gt: 
richten nad den Normen über Freilaſſungsanſprüche von gerichtliden 
Ereeutionen für privatrehtlidhe Forderungen entjchieden werden 
Solgerichtig erachten ſich auch die Gerichte fir zuftändig unter den fir 
den Aufſchub der Bmwangsveräußerung in letzterem Falle beftehenden 
Borausfehungen, auch den Aufſchub der Bmangsveräußerung im Ber: 
waltungsmege wegen eines angebrachten Freilaſſungsanſpruchs zu be 
willigen?), und die Verwaltungsbehörden, von denen die Anregung ji 
diefer Uebernahme vermwaltungsgerichtliher Yunctionen durch die Cibib 
gerichte ausgegangen ift, fügen fi der gerichtlihen Anordnung. 

VI. Der Aufſchub der Vollitredung kann von ber hierfür zuftändige 
Behörde, auch abgejehen von einer vorliegenden Beſchwerde gegen der 
zu vollitredenden Verwaltungsact bewilligt werden. Die zuftändige dr 
hörde kann dem Berpflichteten mit der Abforderung einer erecutin: 
fähigen Leiftung zuwarten, ihm diefelbe zufriften oder ftunden. Tier 
Aufſchub ift zu vergleichen mit dem Aufſchube des Strafvolljuge. 
Vorausgeſetzt ift dabei immer, daß öffentliche Intereſſen den Aufihw 
geftatten. Nah 8. 3 B. 5 der auf Grund allerh. Entfchließung vor 
2. Februar 1874 erlaffenen Fin. M. Vdg. v. 29. Mai 1874, 8. 1181 
Tommi bie Entſcheidung über Zufriſtungen von Steuern den Finan— 


1) Bien. Befät. b. o..&. 9. v. 12. November 1872, 8. 11308, GL-IL 478, 
Jud. B. Nr. 78; GL-U. 4789 





— 463 — 


Iandeöbehörden zu. Nach den Fin. M. Erläffen v. 31. Zuli 1850, 8. 
20308, 26. Mai 1856, 8.17224, 8.22 des „Unterrichts“ über die formelle 
Geichäftsbehandlung und die Verrechnung der unmittelbaren Gebühren 
innen, wenn die Erhebung der ganzen Gebühr auf einmal für die 
Partei mit erheblichen Nachtheilen oder Schwierigleiten verbunden wäre, 
und der Staatsſchatz Durch den Verzug nicht gefährdet ift, Bahlungs- 
friften und zwar von den Finanz-Landes-Directionen „im Gelammtbelaufe” 
bis zu einem Jahre, von den Bezirköbehörden bis zu ſechs Monaten 
und von den gebührenbemefjenden Aemtern bis zu dreißig Tagen be= 
willigt werden. Das Handelsminifterium nimmt mit Erl. vom 31. Mai 
1865, 3. 38799 die Bufriftung der Freifchurfe und Maßegebühren 
für ih in Aniprud. 


6, 37, Zuftändigkeit für die Vollſtreckung. 


I. Eine Behörde befigt Vollftredungsgewalt nur dann, wenn fie 
ihr das Gefeh einräumt, und fie darf nur jene Bollitredungsmittel ans 
wenden, für welche fie das Geſetz zuftändig erflärt. Es gilt dies 
auch für jene Fälle und jene Arten der Bollitredung, welche ſich nicht 
ald Acte ſtaatlichen Ziwanges darftelen. Namentlih dann, wenn die 
Eintragung einer Enticheidung oder Berfügung in öffentliche, von den 
Gerichten geführte Bücher einen zur Bollftredung derſelben gehörigen 
Act bildet, wie die Eintragung in das Firmenregiſter gegenüber der 
behördlichen Auflöfung einer Uctiengejellichaft?), die Eintragung der An- 
erfennung oder Überlennung ber radicirten Eigenschaft einer Gewerbe- 
berechtigung in das Grundbuh in das Folium des Grundſtücks, auf 
welches fich die Anerkennung oder Aberkennung bezieht?), ift Die ver- 
fügende Behörde auf die Requifition der Gerichte befchräntt, denen allein 
die BZuftändigfeit für die Anordnung der Eintragung zulommt. 

Beſonders wichtig aber ift der bier aufgeftellte Grundſatz für die 
Uebung des Bollftredungszwanges, weil theils aus hiſtoriſchen, theils 
aus politifhen Gründen, welche in dem Bedürfniſſe nach Einheitlichkeit 
der Berwaltung der ftaatlihen Machtmittel gelegen find, nicht felten die 
Buftändigkeit zu beftimmten Entfcheidungen und Verfügungen und jene zur 
zwangsweiſen Vollftredung derſelben an verjchiedene Behörden vertheilt 
find. Bor Allem find nicht einmal alle ftaatlichen Behörden, melde 
zuftändig find, zu verfügen und zu entfcheiden und ihre Entjcheidungen für 
vollſtreckbar zu erklären, in allen Fällen auch zujtändig für die Anord- 


. 
— — — — — — — — 


1) Abgedruckt im 7. Bd. der Manz⸗ | rechts ber Handelsminiſter zuftändig, 
Ichen Sammlung, Berggei. ©. 349. über die Koſtenerſatzanſprüche zu er 
2) Dieje ift gemäß 8.26 des Vereind- | Tennen und das Erfenntniß für vollftred- 
ef. vom Jahre 1852 trotz Art. 243, | bar zu erflären. Um bie Erecution 
5 G. B., aud von Amtswegen zu ver- iſt a 3 Bei dem zuftändigen Gerichte 
anlafien. Nah) 8.6 des Geſ. v. 30. —A— NW 
1895, R. G. B. Nr. 108, tft in Streitig- ) B.5 des Min. Erl. v. 31. October 
feiten über den Beftand des Marken⸗ | 1856, R. ©. B. Nr. 204. 
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nung bon Bmwangdmaßregeln überhaupt oder für bie Unorbuung 
aller Bwangsmaßregeln, deren Anwendung das Gejeh zur Vollftredung 
ihrer Entjcheidungen und Verfügungen geftattet. Die Organifation ber 
Bollftredungsgewalt in Defterreich ruht auf dem Grundſatze, daß bie 
unmittelbare, d. i. den unmittelbaren Anſtoß gewährende Anordnung von 
Bwang gegen Perjonen und von PBerfügungen über Sachen, den 
„politiſchen“ Bezirksbehörden zulomme, in welches Reffort die Feftftellung 
der Öffentlichen Pflicht auch immer fallen möge. In biejem Sinne find 
die politifchen Bezirksbehörden Erecntivbehörden zus’ dEoym; ihre 
Erecutionggewalt dient der Yinanzverwaltung, indem fie nad 8. 2 der 
kaiſ. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96, zur Anordnung der 
Steuererecution berufen werden; fie ordnen kraft der Beſtimmung des 
Hfoct. vom 4. Jänner 1836, 3.6.6. Nr. 113, die Eintreibung aller 
Eoncurrenzbeiträge an, mögen biejelden bem Zwecke der inneren Ver⸗ 
waltung?) oder denen der Militärverwaltung dienen.?) Sie vollziehen 
die Entfheidungen und Verfügungen der außer ihnen beitehenden Ve 
hörden der inneren Verwaltung, wo für beftimmte Aufgaben derſelben 
ſolche beiondere Behörden beftellt find, 3. B. der Behörden für die Ber: 
waltung der Eultus- und Unterrichtsangelegenheiten.?) Sie find, von 
dem Falle einer Gefahr im Borzuge abgejehen (8. 222 des Gef.) nad 
den 88. 224 und 232 des Berggelebes allein zuftändig, die unmittelbare 
zwangsteile Bollftredung ber - bergbehörblicden Entfcheibungen und Ber: 
fügungen anzuordnen. 

Selbft auf dem Gebiete der indirecten Steuern tritt ſubſidiär die 
Zuſtändigkeit der politifchen Bezirkabehörden zur Bivangspolifiredung 
für die Verfügungen und Enticheidungen der Finanzbehörden ein. Ti 
Finanzbehorden felbft, welche, fowelt es fi um die Verwaltung der in⸗ 
directen Steuern, der Finanzmonopole, des Gebührenweſens Handelt, die 
Bezeichnung Gefällsbehörden führen, befiben die Zuſtändigkeit zur Un 
ordnung der Anwendung von Gewalt gegen Perſonen mer zum Zwede 
der Verblitung und Entdeckung der Uebertretungen von Finanzgeiehen, 
alſo für den Zweck der fogenannten Gefällenpolizgei und Gefällsſtra⸗ 
gerichtSbarkeit*); für den Zweck der Gefällenpolizei, nur, um etwa 
Verſuche zur Begehung von Gefällsübertretungen zu m Br 


1) 8. 3 der ai Vdg. v. 20. April | firafverfaßren von Meifel Pi 
1854, 8.8.9. €. v. 58. April 1893, | Staatswörterbudh ©. 628 
B- 1528, Bubw. 7231. licher Weife find felbft Ar —* 
2) Sie exequiren alfo die vom ben | gerichte für Die Ausübung bes Fengniß⸗ 
Gemeinden im Wege freiwilliger Unter⸗ awanges im Gefällsſtrafproceſſe anf bi 
werfung übernommenen Berpflichtungen re der N —X 
in Betreff der Modalitäten der ng | (Hfbet. v. 20. September 1845, 3.3740 
der Militäreinguartirung (8. G. 9. 5) Hflundet. vom 8. Februar 18% 
—58 RNovember 1890, 3. 3744, Vudw. P.G. S. Bd. 74 Nr. 17, J. G. S. Rr. Ri, 


u. dv. 12. März 1847, Rr. 106, 
3) Erl. des Min. f. C. n. U. v. 28. Fe- Min. Whg. dv. 15. October 1863, R. 0.8. 
bruar 1876, 8. 3738, witgetheilt bei | Nr. 210; 30. Detober 1858, R. @. ®. 


Bolfar ©. 61. Nr. 195; Min. Erl. v. 27. Zufi 194, 
4) Bol. hiezu den Artikel Gefälls⸗ R. G. B. Nr. 64. 








455 


fügungögewalt über Sachen befigen fie für ben gleichen Bwed; zur 
Realifirung der ftaatlichen Forderungen aber nur, infoferne fih die 
Sachen, aus deren Erlös die zu entrichtende Abgabe getilgt werden joll, 
im rechtmäßigen Gewahrſam der Yinanzbehörde, alſo 3. B. in rechtmäßigen 
Gewahrſam des Zollamtes befinden. ft letzteres nicht der Fall, oder 
haben die Finanzorgane abgabepflichtige Sachen irrthümlich oder wegen 
Stundung der Abgabe von der Stelle, wo die Abgabe zu entrichten 
war, frei paffiren lafien, dann können die Finanzbehörden den Ausftand 
nur mit Hilfe dev Gerichte oder der politifchen Bezirlsbehörden, je 
nahdem der eine oder der andere Weg rafcher zum Biele führt, berein- 
bringen. ( Hoffammerdecret vom 10. Februar 1832, J. G. S. Rr. 2548.1) 
Diefe Urt der Eompetenzabgrenzung zwiſchen politiichen und Finanz⸗ 
behörden ift die Folge einer mehrhundertjährigen Entwidlung, wärend 
welcher die Zwangsgewalt vornehmlich Gerichtsgewalt war, und für bie 
Unordnung derfelben nur die mit folder Gewalt ausgeftatteten Regie⸗ 
rungen die Zuftändigkeit befaken, während den Finanzbehörden nur das 
unentbehrlichfte Maß von Bivangsgewalt, nämlich das Wufgreifen bes 
Gontrabands und des Eontrabandiften und die erſte Aburtheilung, die 
prima spprebensio und prima cognitio überlaffen war, welch letztere 
vor dem ordentlichen Nichter angefochten werden konnte. Dex ordent- 
liche Ricgter war aber die mit allgemeinem imperium auögeftattete Regie⸗ 
rung oder Die bon ihr abgezweigten delegirten Behörden, judicia dele- 
gata. Ueber die zuläffigen Fälle der prima apprehensio hinaus mußten 
ih die Finanzbehörden, deren Sompetenz in der ſtändiſch⸗abſolutiſtiſchen 
Epoche fich zumeiſt nur auf indirecte Steuern und Finanzenregalien bezog, 
der Aſſiſtenz der Verwaltungs: und Gerichtsbehörden bebienen.?) Der 
Abſolutismus hat diejes Organifatiouspriucip aus der füderativen Epoche 
berübergenommen und der conftitutiowelle Staat hat im Intereſſe der 
Einheitlichleit der Erecutivgewalt daran nichts geändert. Ein von dem 
Fin. Min. im Einverſtändniß mit dem Min. des Innern und dem 
Juſtig⸗Min. herausgegebener Erlaß vom 30. April 1869, 8. 13514°) 
Ipriht aus, daß die zwangsweiſe Einhebung eines hinter einem nicht 
abgefundenen Gewerbögenofien an einen Solidarabfiindungsverein aus⸗ 
Daftenden Ber ſteuerbetrags im Hinblid auf die Beitimmung der 
88. 28 -32 des VBerzehrungsftenerpatent3 vom 2b. Juni 1829, P. G. ©. 


1) Diefes Hoflanmerbecrei ericheint 
ſchon vorher in der politifchen Beicpe- 
lammlung 69. Bd. Rr. 82 unter 

December 1831 yublizirt. Beide 
8* weiſen die Finanzbehörde an die 
politiſche Ortsobrigkeit; das find damals 
die ftäbtifchen Magiftrate und die Grund- 
berrihaften auf dem Lande und in ben 
unterthänigen Städten. Im alle der 
Berweigerung der Rechtshilfe bevolvirt 
die Bolfiredung an das ftaatliche Kereis⸗ 
amt. Jetzt verfieht die Bezirkshaupt⸗ 


mannſchaft und bie zumellen an ihre 
Stelle tretenden ftädtiichen ARagijtrate 
N 16 der J— 08: v. 20. April 1856, 
&. 8. Rr. 96) bie Sunctionen der 
—— Ortsobrigfeiten als Erecu- 
onsbe 
mt BL Ratt vieler anderer Belege bad 
odex Aust. Bd. IV. ©. 953 f. citirte 
Beietent für Böhmen v. 17. September 


3) Bol. Mayrhofer L ©. 368, 
Anm. 
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Bd. 57, Nr. 74, ferner auch des oben citirten Hoflanmmerbecrets (vom 
27. December 1831, P. G. S. Bd. 59, Nr. 82) in die Competenʒ 
der politifhen Behörde gehöre, und daß dieſe fich der Competenz nicht 
entichlagen könne; und aud ein Min.⸗Erlaß vom 20. December 1876, 
8. 17609, erklärt die politiichen Behörden für die Eintreibung rüd- 
fändiger Abfindungsraten einer contingentirten oder paufchalirten Ber: 
zehrungsfteuerfumme zuſtändig. Sm jenen Fällen, in welchen bie Zu⸗ 
ftändigfeit der politiihen Bezirksbehörde an die Vollzugsbehörden 
ftädtifcher Gemeinden übertragen ift, erſtreckt fih dieſelbe auch auf die 
Zuſtändigkeit ftaatliher Bezirksbehörden zur Unordnung von Boll 
ftredungszwang (88. 4 und 16 der Tail. Vdg.). An bie Stelle beider 
kann aber für die Erzwingung ſicherheitspolizeilicher Mafregeln 
im Rahmen ihrer Buftändigteit die landesfürftliche Sicherheit3-Boligi- 
behörde treten.) 

IN. Ein Beifpiel für die Beſchränkung einer Behörde auf ganz 
beftimmte Bmwangsmittel, während für Bmangsmittel anderer Art zu 
Nealifirung desfelben Anſpruchs eine andere Behörde zuftändig ift, 
bietet da8 Verhältniß der Organe Öffentlicher Sörperfchaften zu den 
politiichen WBezirtsbehörden. Bor allem find die höheren Juſtanzen 
der Selbfiverwaltung zwar zur Strafandrohung, aber nicht zur Bol: 
ftredung der angedrohten Strafe befugt.) Es kommt ihmen überhaupt 
nicht zu, den phufifchen Eingriff in die Freiheit und das Vermögen der 
Einzelnen anzuordnen, fie befiten in diefem Sinne des Worts fein 
Erecutivgewalt und müſſen zur Vollftredung ihrer Euntſcheidungen, Ber: 
fügungen, Strafandrohungen die politiſche Bezirksbehörde angehen. Die 
Landesordnungen berechtigen allerdings die Landtage, Zuſchläge zu den 
directen Staatsftenern bi zur Höhe von 10°/, berfelben umgulegen 
und einzuheben. Allein dem Landtage find keine von ihm allem ab⸗ 
hängige Erecutivorgane durch Geſetz zur Verfügung geftellt. Was bie 
Erecutionögewalt der Gemeinden anbelangt, fo find die derſelben nidt 
befonderd günftigen Beftimmungen der kaiſ. Vdog. vom Sabre 1854 
(88. 2, 5) durch die fpäter unter der Herrfchaft des Princtps der freie 
Gemeinde erlaffenen Gemeindeordnungen?) dahin modifichrt worden, daß 
nad einzelnen derjelben die Hebung von Zuſchlägen zu den Staats 
fteuern für Gemeindezwede nur auf Verlangen der Gemeinde‘) durch 
die Beamten für die Hebung ſtaatlicher Steuern vorzunehmen, dab 
nah ſämmtlichen Gemeindeorduungen die Hebung aller anderen Yrten 





1) 8. 28 des ereinägef., 8. 16 des | glieder des Gemeindevorftandes und Ge 
Berfamminngege. aus dem Kahre 1867. | meindenusfchufied verfügten lngebor- 
V. G. 9. E. v. 7. December 1881, | famsftrafen die politiſche Bezirksbe⸗ 
—— Bud. 1230; 10. December hörde A muß. 
1885, . 3243, Budw. 2816; 1. Juni 7. December 1881, 
1889, 8.1921, Budw. 4721. Bol. aud) | 2. 2023, —8* 1280: 10. December 
Art. IT des n.ö. 8. ®. v. 6. Mai 1888, | 1885, 3. 3243, Bub. 2816; 1. Ju 
2. ©. 8. Nr. 33, demzufolge der n. 6. 1889, . 1921, Budw. 4721. 
Landesausſchuß um die Eintreibung der 4) ®. 6.8 .&.0.6. Juli 1877, 8.8, 
von ihm diefem Art. gemäß gegen Mit- | Budw. 107, die Galizien. 
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von öffentlichen Geldleiftungen für Gemeindeziwede nur durch den Ge- 
meindeborfteher mittel feiner Organe vorzunehmen und zwangsweije 
durh die für Stenerrüdftände beitehende Mobiliarerecution zu voll 
ftreden fei, und daß dem Gemeindevorfteher auch die Execution recht. 
mäßig auferlegter Dienftleiftungen für Gemeindezwede durch Bewirkung 
derfelben mittel3 dritter Perjonen auf Rechnung der Berpflichteten und 
durch zwangsweiſe Eintreibung der Koſten derfelben von dem Berpflichteten, 
bei Gefahr am Berzuge felbit unmittelbarer Zwang gegen den zu einer 
jochen Dienftleiftung DVerpflichteten zulomme. Die einzelnen Specialver- 
waltungögejebe, wie 3. B. die Bau⸗, die Wafjerordnungen anertennen die 
Buftändigfeit des Gemeindevorfteherd zur Unordnung von Bwang für die 
Durchführung ficherheitspolizeilicher Maßregeln, 8. 28 des Vereinsgeſetzes 
und 8.17 des Verſammlungsgeſetzes vom Jahre 1867 die Zuſtändigkeit 
zur Anordnung der Sprengung unerlaubter Berfammlungen — die Waſſer⸗ 
ordnungen, das Vereins⸗ und das Berjammlungsgejeg aber nur für ben 
Sal, ala Gefahr am Berzuge befteht.) Außerdem ruht auch die In⸗ 
ftruction für die Gendarmerie auf der Auffaffung, daß dieſe ftaatlichen 
Wachen im Rahmen der Buftändigfeit der Gemeindevorſteher ala Orts⸗ 
polizeibehörden diefen die zwangsweiſe Vollftredung ihrer Anord- 
nungen durch die Semeindepolizeimachen zu überlaffen und fich wejentlich 
auf Controle und Hilfeleiftung bei Unzulänglichleit der Kräfte der Ge⸗ 
meinde zu bejchränten haben.?) Werner räumen die Gemeindeordnungen 
dem Gemeindevoriteher die Befugnik ein, für den Zwed der Erzwingung 
ortöpolizeilicher unauffchiebbarer Anordnungen Heine Geld- und Arreft- 
ftrafen anzudrohen. Ueber den Vollzug derjelben wird nichts Näheres 
angeordnet?) Die Eprecution anderer Leiftungen für Gemeindezwecke 
als jolcher, welche in Geld und Dienften beitehen, der jogenannten 
Naturalleiftungen, in der Form der anderweitigen Beihaffung und der 
Eintreibung des Geldäquivalents muß die Gemeinde nach 8. 5 der Whg. 
vom 20. April 1854 der politiihen Bezirksbehörde überlafjen. 
IV. Die äußerfte Grenze der Zwangsbefugniß anderer Körper: 
haften als der Gemeinden gegenüber ihren Mitgliedern behufs Be- 
1) Berglien mit $. 22 al. 2 be» | der OrtSpolizeivorichriften, geſagt wird, 
er werde im übertragenen Wirkungskreis 


iehentlich mit $. 14 al. 2 diefer Ge⸗ 


etze. 

2) Bgl. hiezu Tezuer in Grünhut's 
Beitfchrift SEI. Bd. ©.212 ff. 

3) Eine Ausnahme madıt die n. Ö. 
Gem. D. v. 31. März 1864, 2. ©. 82. 
Nr. 5, weldhe im $. 59 die Erecution 
diefer Zwangsſtrafen ſchlechthin, und 
Gemeindeordnung für Görz v. 7. April 
1864, L. G. B. Wr. 8, welde im $. 58 
die Execution ber Geldftrafen dem Ge- 
meindevorfteher zumweift. Ungeachtet von 
diefem Erecutionszwang nicht, wie von 
der Polizeiftrafgewalt des Gemeindevor- 
fteher8 im Rahmen ber Uebertretungen 


andgeitbt, ift Doch in einzelnen Gemeinde» 
orbnungen der Beichwerbezug ausdrück⸗ 
lid an die politifche Bezirksbehörde 
eröffnet. Das macht aber den Execu⸗ 
tionszwang nicht zu einer Angelegenheit 
des übertragenen ftaatlihen Wirkungs⸗ 
kreiſes, jondern ift nur ein Ausfluß des 
aligemeinen Princips ber Gemeinde- 
ordnungen, daB ber Beſchwerdezug 
gegen Verfügungen des Gemeindevor- 
ftehers, wenn fie mehr find als bloße 
Berlautbarungen oder NReproductionen 
von Beichlüffen des Gemeindeaugfchuffes, 
an die politiiche Bezirksbehörde geht. 
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wirkung der Erfüllung von Mitgliedſchaftspflichten iſt die Androhung 
und Die Verhängung von Zwangsſtrafen. Die Entziehung der Mit 
gliedfchaft tft ein ungeeignetes Mittel der Zwangsftrafe in jenen Fällen, 
in welchen die Mitgliedfchaftsrechte erworben und die Mitgliedſchafts⸗ 
pflichten begründet werden, ohne daß es einer auf dieſen Erwerb oder 
anf die Uebernahme der Pflichten gerichteten Willenserklärung des em: 
zelnen Mitglieds bedürfte,1) ferner auch dann, wo zwar für bie Be 
gründung der Mitgliedfchaft die Eintrittserflärung des Witgliebs er 
forderlich ift, aber wegen der Bedeutung der mit der Mitgliedfchaft ver: 
bundenen Pflichten für das Öffentliche Intereſſe der Austritt nicht mehr 
oder nur unter beitimmten Vorausſetzungen ftatthaft ift, affo in dem 
Galle der durch gefeglichen Zwang gebildeten oder zum Mindeſten 
beifammengehaltenen öffentlichen Körperfchaften und Genoſſenſchaften) 
Der Ungehorfam würde fonft den Weg filr die Mitglieder eröffnen, ſich 
der Mitgliedfchaftspflichten zu entledigen. Die Befugniß zur ummittel- 
baren Anordnung phyſiſchen Zwanges gegen Perſonen und unmittelbarer 
Dispofition über Sachen des Mitgliede behnfs Verwirklichung ihrer Ber: 
fügungen und Entiheidungen fteht öffentlichen Körperfchaften mit Aus 
nahme der Gemeinden in keinem Yale zu. Sie haben dieje Anorbnung 
vielmehr von den politiichen Bezirkobehörden ober den an ihre Stele 
gefeßten Gemeindebehörden zu erwirten.®) 

V. Bon größter Wichtigkeit für die Sicherung der Rechtsſphäre 
der Einzelnen und für die Verantwortlichkeit der obrigkeitlichen Perfonen 
ift die Scheidung zwifchen der Buftändigfeit zur Anordnung von 
Zwang gegen Berfonen und von Verfügungen über Sachen für den Zwel 
der Bollftredung und zur Yusübung phyfifchen Zwanges gegen Berfonen, 
zu förperlicher Verfügung fiber Sachen. Dieſe Scheidung zwiſchen Be 
fugniß zur Anordnung und zur Ausübung von Zwang und Gewalt kehrt 
bei allen ftaatlichen Behörden und allen Selbftverwaltimgsbehörben wieder, 
welche mit Vollſtreckungsgewalt ausgeftattet find. Diefe Scheidung führt 
zur techniſchen Bezeichnung der zur Anordnung bes Zwanges und de 





1) Dies gilt 3. B. von ber Witglieb- | Falle iſt bie —— g kt 
En bei den gewerblichen @enofien- | tchrantenlofen YZuläj 
ten (8. 106 Hi 2 und 8. 107 Gem. aus ſolchen Genoffen —* „fon F 
Kr 1883), den Unfallverfierungs- ng der leßteren 
anftalten (8.10 des Geſ. v. 28. December immung der 88. 23, 25 her Pr * 
1887, R. G. B. für 1888 Nr. 1), den | vereinbar. 


Rrontencafien n (59. 18, 26, 67 al 2, 58 | 3) 8. 68 ber m. 8. und ber meihm 
bed Fr 30. März 1888, R. ©. ®. anderen Waflerorbnungen eröffnet 


Rt tändige —* — e zu ben Biveden der 

* —— 

—ã 1869, NR. Sr. 93, entweder tifhen Sivanı weg. Ruũ Aftändige Bei 

ei freie — Me aller Bether | träge zu ben lin —S— — 

ügten ober durch ftantticen Bwang | Werben nad 9. 26 bes taſ 

gegen bie Minderheit ber intereffirten Tungägeieged Im oerwaltung weg 
rundbefiter gebildet werben. In jebem nge en u 
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Gewalt zunftändigen obrigleitlichen Berfonen als Behörden, und ber 
zur Ausuübung de angeordneten Zwanges und zur unmittelbaren an⸗ 
geordneten Verfügung über Sachen zuftändigen obrigfeitlichen Berjonen 
als Organe der (Bollitredungs-) Behörden.) Diefe fogenannten Or⸗ 
gane?) alfo gewifermaßen ber Arm der Behörden ober des Geſetzes 
(brachium) haben in der Regel nebenbei eigene Befehlsgewalt — man vente 
an die zur Aufrechterhaltung der dffentlichen Sicherheit berufenen Schuß- 
männer, Gendarmen u. ſ. w. — und können im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit 
ihre Befehle auf der Stelle durch unmittelbare Ausübung von geſetz⸗ 
lichem Zwang und Gewalt vollftveden; aber die jogenannte Behörde ift 
grundfäglich von ber unmittelbaren Gewaltanwendung ausgeichloflen und 
für diefen Zweck auf die behördlichen Organe angemwiejen.?) Das dienft- 
liche Verhältuiß der Behörde zu ihren „ Organen” ift der mannigfaltigften 
Geftaltung fähig. Es kann jenes der vollitändigen bienftlichen und 
disciplinären Unterordnung fein; dies gilt 3. B. von den Amtsdienern 
gegenüber jener Behörde, deren Verband fie angehören, von Steuer- 
ereeutoren gegenüber der Bezirkshauptmannſchaft, von den Gemeindewachen 
gegenüber dem &emeindevorfteher. Es kann aber auch vorkommen, daß 
dad „Organ“ einem andern Zweige der DOrganijation der Staatsgewalt 
angehört als die Behörde und diefer nur zur dienftlichen Verfügung ge⸗ 
ſtellt iſt, ohne ihrer Disciplinargewalt zu unteritehen, ähnlich wie dies 
gilt von dem Berhältniffe der Bolizeileute zur Stantsanwaltihaft. Ein 
ſolches Verhältniß befteht insbeſondere zwiichen dem Gendarmen und 
dem Bezivrkahauptmann. Die k. k. Sendarmerie ift nach 8. 1 des Gel. 


1) Bol. 8.4 des Gel. v. 27. D:ctober ! der Fall, wenn bie Behörde einen Ver⸗ 
1862, R. G. B. Nr. 87, zum Schuge der | treter, einen 96 eorbneten (8. 18 des 
berjönticjen Freiheit, Re 24, 25, 36, | Bereind-, 8. 12 des Verſammlungsgeſ. 

uud 2, 177 der Strafproceh - | ans dem Sabre 1867) delegirt. Bann 
mung v. 28. Mai 1873, R. ©. 8. | enticheidet oder verfügt die Behörde 
Nr. 119. 8.2 des Sei. v. '27. October durch den Bertreter 
1862, R. G. B. Nr. 88, zum Schuhe beö 
uörecht3 ſcheidet wiſchen en zur 
nordnung von Hausdurchſuchungen 
uftändigen Beamten der Sicherheits⸗ 
ehörden und den Sicherheits organen. 
Auch wo bie „Drgane“ eine eigene Zu⸗ 
Er been, wie 3. 8. bie zur 
des öffentlichen Ver⸗ 
* zur Be —— ng von Gefahren zu⸗ 
Pönbigen — und Ge 
rfen fie nur de plano verfügen. 
Beichwerbe gegen ihre Berfügungen rar. 
an die Behörde, deren Drgane fie An 
und erft mit der Entſcheldung ber [eh 
teren über bie Beſchwerde, wird ber 
Inftanzenzug der Behörden. eröffnet, 
was für bie Beſchwerde au den Ber 
waltungsgerichtshof oder an das Reichs⸗ 
gericht von Bedeutung if. Anders liegt 





2) Welche indeß unter den Begriff 
ber „Obrigkeit“, im Sinne ber & 8 
8, 312, 314 des allgemeinen trafe 
gef e pe fallen, und deren Ynorbnungen 
als ſolche von —— der Regie⸗ 
rung“ den Schuß bes 8. 300 dieſes 
Geſetzes genießen. 

8) So —* 8.9 rg al. der 
faif. Bbg. dv. 20. April 1854, R. G. B. 
Nr. 96, bie Ausführung bes Borfüh- 
rungsbefehls nur Durch Die Diener ber 
politifchen ober der poligeifichen Bes 
hörden, ober Kurd) ie Benbarmerie, 
oder die im Orte beft e dligei- 
wache und aatnigentalt uch Militär 
affiftenz. darf alfo der Bezirks“ 
hauptmann ni periönlid Gewalt an⸗ 
wenden, um bie Erfüllung feiner Be 
fehle zu erzwingen. 


— — — — — —— — — — — —— — — 
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vom 25. December 1894, R. &. 8. für 1895 Nr. 1, ein militäriid 
organifirter einheitlicher Wachlörper. Die demjelben angehörigen Ber: 
‚fonen unterliegen den militärifchen Disciplinarvorfchriften ($. 10). 
Die Handhabung der Disciplinargewalt obliegt ihren militäriſchen Bor- 
geſetzten (88. 2 und 4). Allein die Gendarmen unterftehen zugleich der 
dienftlichen Verfügung ber politifchen Bezirksbehörde, der fie zugewieſen 
find, in Betreff des ihnen obliegenden Sicherheitsdienftes (8. 3). Die 
Aufträge der ihnen für dieſen Zweck als Dienftbehörde vorgejehten 
politischen Bezirtsbehörde haben fie unbedingt zu vollziehen und ſich 
in eine Beurtheilung derfelben nicht einzulafien. Zu feiner Dedung 
fann allerdings der Gendarm, vom Falle einer Gefahr am Berzuge ab- 
geſehen, fchriftliche Ausfertigung des Auftrags verlangen (8. 9). 

Behördlihe3? Organ zur Ausübung von Zwang gegen Berjonen 
und zur Verfügung über Sachen der Einzelnen kann Jemand, fofern 
dieſe Zuftändigkeit nicht nach Normen zu beurtbeilen tft, welche vor der 
Begründung der conftitutionellen Verfaſſung erlaffen wurden, uur mehr 
fein auf Grund eines Geſetzes oder einer gefehlichen Verordnung. Das 
Erforderniß geſetzlicher Regelung des Executionsrechts der Behörden, 
wie es im Art. 11 al, 2 des St. G. G. vom 21. December 1861, 
R. G. B. Nr. 145, dann im 8. 11 lit. 1 des St. G. G. vom 21. December 
1867, 8.8.8. Nr. 141, aufgeftellt ift, erſtreckt fi unzweifelhaft aud 
auf die Beitimmung der Perſonen, welde als Erecutivorgane verwende 
werden dürfen; und da es fich bier um Gompetenzen bandelt, welde 
bie perjönliche Freiheit viel intenfiver berühren, als bloße erft zu ver- 
wirklicdende Befehle, jo müßte e8 als eine aus der ſtaatsgrundgeſezlichen 
Gewährleiftung der perjünlichen Freiheit entipringende Pflicht der Ge 
febgebung angefehen werben, unerläßliche Cautelen im Intereſſe der 
möglichften Erkennbarkeit der Legitimation der Erecutivorgane und der 
Einhaltung vernünftiger und fittliher Grenzen für die Ausübung von 
Bwang und Gewalt in Geſetzesform aufzuftellen, und durch wirkſame 
Sanctionen, namentlich durch Feftfehung einer ausreichenden Haftpflidt 
des Staates für nicht zu rechtfertigende Ausichreitungen diefer Organe 
zu ſichern.) In den 88. 3—6 bes Gefehes vom 27. October 1862, 


— — — — 





I) Urt. 8 al. 3 des St... über | Beamten allein, würde wohl in it 
Die allgemeinen Rechte der Staats⸗ | Mehrzahl der Fälle ſich nicht au 
bürger verpflichtet jede gelehmibrig reichend ermweilen. Geſetzliche Zu 
verfügte oder verlängerte Berhaftung laſſung für jede Art der Feſtnahme einer 
den Staat zum Schadenerfate an den | Berfon fordert auch $. 9 Iebtes al. der 
Berlegten, alſo aud bie für Bermwal- | Taif. Vdg. v. 20. April 1854. Diesjall 
tungszwecke, beiſpielsweiſe zur Realiſi- ift aufmerkſam zu machen, daß wegen 
zung einer gelegwidrigen verfügten | eines dur eine ftrafbare Handlung 
Bwangsarrefiftrafe vorgenommene Ver- | verurjadhten Öffentlihen Aergerniſes 
Haftung. Bol. R. ©. E. v. 21. April | die Berwahrungshaft, alfo and die 
1890, 8. 42, Hye 482. Der Erjapan- | bloße poligeilihe, gemäß $. 3 de 
pruch gehört vor das Reichsgericht (arg. , ftaatögrundgejehlichen Beftimmung des 
.8 bes Gef. v. 16. März 1892, 8.8.8. | Gef. v. 27. October 1862, R. G. B. Rr. 5: 
Nr. 64). Dienoc immer gejeglich nicht | nicht verhängt werben darf. 
geregelte Haftung der jchuldtragenden | 
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R. G. B. Nr. 88, zum Schutze des Hausrechts, dann in den allenthalben 
zerſtreuten, meiſt aus der vorconſtitutionellen Epoche ſtammenden und 
durch Verordnungen getroffenen Beſtimmungen über die Grenzen des 
Waffengebrauchs kann eine zulängliche, beziehentlich eine zeitgemäße 
Regelung dieſes jo wichtigen Gegenſtandes nicht erblickt werden.. 
Die ganze Aufmerkſamkeit der Urheber der conſtitutionellen Gejeb- 
gebung war wie allenthalben jo auch in Deiterreich in Folge der Ge- 
ftaltung der vorbildlichen VBerfaffungen und der gefchichtlihden Ent- 
wicklung derjelben auf den Schub der perlönlichen Freiheit gegen will- 
fürliche Beſchränkung derjelben für die Zwecke der Strafrechtspflege 
gerichtet.) Die Gefahren, welche der perfünlichen Freiheit, der Antegrität 
von Leib und Leben von Seiten der Erecutivgewalt drohen, hielten fie 
fi nicht fo gegenwärtig. Es muß nun um jo nadhdrüdlicher auf diefe 
empfindliche Lüde in dem Syſtem von Schubmaßregeln des Rechtsſtaates 
gegen Willfür und Vebergriffe der Verwaltung bingewiefen werden, als 
doch gerade jene Yunction der Staatsgewalt, welche der Einzelne an 
feinem Leib und Gut unmittelbar zu fpüren befommt, von Rechtsun— 
fundigen geübt wird. Aber fo viel tft ſchon nach dem gegenwärtigen 
Zuftande ficher, daß die Behörden, foweit fie hierzu nicht ſchon durch 
porconftitutionele Gefehgebung ermächtigt find, WPrivatperfonen zu 
ftaatsdienftlichen Functionen?), insbejondere zur zwangsweiſen Vollfiredung 
ihrer Anordnungen nur kraft Gefehes im Sinne der gegentwärtigen Ver⸗ 
fafjung verwenden dürfen.?) Beifpiele folcher nicht im Staatsdienft- 
verhältnis ftehender Erecutoren find: die ſchon in den älteren Steuer- 
executionsordnungen zugelaffenen Civilftrafboten, welche indes zu nicht 
mehr ald zur Einhebung einer Strafgebühr, nicht zur Anwendung 
bon Gewalt zuftändig find, ferner gemäß 88. 1, 2 des Geſetzes 
vom 16. Suni 1872, R. G. B. Nr. 84, die zum Schuge einzelner Biveige 


— 


1) Das gilt fogar von der fogenannten 
Immunität der Mitglieder des Reichs⸗ 
rath3, des Landtagd und der Delega- 
tionen. Sn den Beltimmungen zum 
Schutze derſelben ift, um nur ein Bei- 
fpiel anzuführen, an den Yall einer 
zwangsmweifen Abſchiebung oder Ab⸗ 
Ichaffung eines Mitglieds dieſer Colle⸗ 
gien gar nicht gedacht (!). Diefe Maß- 
regeln können wohl faum unter den 
Begriff einer Verhaftung oder gericht- 
fichen Verfolgung gebracht werden. Man 
ift nur auf ein argumentum a majori 
ad minus angewiefen, deſſen praftifcher 
Wert um fo problematifcher tft, al3 das 
öfterr. Friche gricht in ſeiner Entſchei⸗ 
dung, Hye 482, ſich ein Herz zur Aus⸗ 
Dehnung der Schutzmaßregeln gegen ge⸗ 
richtlihe Verfolgung aut die polizei⸗ 
ftrafgerichtlihe zu faffen nicht vermocht 
bat, ungeadjtet dieſes Gericht auf der 


andern Seite (E. v. 24. October 1887, 
8. 180, Hye 417, 295, 363, 432) fi 
unzuftändig erachtet, polizeiftrafgericht« 
liche Erfenntniffe, wegen ihrer richter- 
lihen Natur zu überprüfen. 


2) So wäre 5.8. die Geſetzmäßigkeit 
der Entiendung von Privatperfonen 
in Brivatwohnungen zur Feſtſtellung 
der Zahl und der Belchaffenheit der 
Wohnräume unter dem Titel der fant« 
tätspolizeilihen Aufſicht zu leugnen. 
Mußte doch die ra ar ber Ge- 
werbeinfpectoren für ſolche Unterjuchung 
aus den im Tert angeführten Gründen 
und wegen der Beftimmung des $. 3 
des Gel. v. 27. October 1862, R. G. B. 
Nr. 88, dur Geſetz geihhaffen werden. 


8) Bgl. den fchon cit. borlepten Ab- 
Ich bes 8.9 der kaiſ. Bdg. dv. 20. April 
1854. 
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der Landescultur wie der Land- und Forſtwirthſchaft, des Bergbaues, 
der Jagd, der Fiſcherei oder anderer Waſſerberechtigungen auf Grund 
von Landesgeſetzen aufgeftellten!) Wachmänner (Aufſeher, Hüter u |. w), 
wenn fie durch die politiiche Bezirksbehörde in ihrem Amt beftätigt und 
in Eid genommen find, dann — joweit es nicht jchon unter die eben 

cit. Beitimmung füllt — das beeidete Sagd- und Forſtſchutz-Dienft 
perfonale gemäß SS. 3, 4 der auf Grund allerh. Erl. v. 15. December 
1853 erlaffenen Vdg. der Miniiterien des Innern und der Juſtiz vom 
2. Zänner 1854, R. G. B. Nr. 4, und das beeibete Feldſchutz⸗ Dienf 
perfonal gemäß 88. 9, 10 der Vdg. der Min. des Inn. u. der Surf. 
vom 30. Sänner 1860, R. G. B. Nr. 28. Es ift aber auch hier genau 
darauf zu achten, bis zu welder Grenze ihre unmittelbare Zwang: 
gewalt reicht, und welche Mittel ihnen für ihre Ausübung gejehlich zur 
Verfügung ftehen. 

Kit mehr behördliche Organe in der techniichen Bedeutung, welde 
dieſes Wort in der Sprache des öfterr. Verwaltungsrechts befitt, find 
die Privatperfonen, deren fih die Behörde zu einer ſolchen Berwir- 
lichung ihrer Anordnungen bedient, welche beſondere Fachkenntniſſe er 
fordert. Sie läßt z. B. eine nothwendige Baureparatur wegen Un: 
thätigkeit des Verpflichteten auf deſſen Rechnung durch Bauleute aus: 
führen. Die Vereitelung der Ausführung durch Abſperrung des Ge 
bäudes, durch gewaltfame Vertreibung der Bauleute fteht allerdings unter 
ber ftrafgeleglihen Sanction der Vereitelung oder gewaltſamen Ber 
Hinderung der Wusführung eines obrigfeitlihen Befehles?), allein dieſen 


— — — a — 





1) Richt nothwendig im Staats⸗ oder | wenn die phyſiſche Kraft ber behoͤrt 
im Gemeindedienfte ftehend. fihen Organe zur Ueberwältigung vor 

2) Das bet 8. 68 unter 8. 6 der | Widerfland gegen ihre Befehle nicht aus 
Eramer’fhen Ausgabe bed öfterr. | reicht, nicht Privatperfonen zur Hilie 
Strafgei. (Manz’iche Sammlung Bd. 4) | Ieiftung beizuziehen, ſondern die Ri 
abgedrudte Citat aus der Enticheidung Litäraffiften; zu requiriren. ine andern 
des öfterr. Caſſ. Hofes v. 21. Februar Frage iſt, ob den Brivatperfonen, weld: 
1880, 8. 12767: „Der beiondere Schuß | dem in Bedrängnik befindlichen behör- 
des 8. 68, R. G. 8., eritredt fich Im lichen Organe beifpringen, oder ihm be 
auf das Hilfsperfonale, welches zur | der Feſtnahme behilflich find, der Straj 
Unterflügung der Vollziehung eines | ausichließungsgrund ber gerechten Noth 
obrigfeitlichen Wuftrags oder bei einer | wehr oder der zuläffigen Beichränlun; 
Dienftverrichtung dem öffentlichen Dr- | der perfönlichen Freiheit zu ſtater 
ane beigegeben, oder von legterem zu | fomme. Diefe Frage ift nach den 88.° 
iefem Bmede hugegogen würde”, läßt | und 93 des St. G. B. nad) den male 
ben Thatbeftand nicht deutlich genug | riellen Normen über die rechtlichen de 
eriennen. Hätte das Hilfäperfonale aus | waltverhältniffe zu beantworten. Ti 
Privatleuten beftanden, und wäre e8den | Behandlung derjeiben nad 8. 68, <- 
behördlichen Organe zur Unterftüßung | G. B., ſeßt aber unbejcyräntte Stat 
in der Ausübung von Gewalt bei der | haftigfeit der Verwendung vom Privar- 
Execution eines Berwaltungsbefehles bei- | perfonen zur Hilfeleiftung bei Zwange 
pegeben worden, fo könnte dieſe Ent- | vollitcedungen voraus, fiir welde Bar 
heidung als gegründet nicht anerlannt ausſetzung jeder geſetzliche Anhaltäpunk 
werden. Denn nach $. 9 der kaiſ. Vog. | mangelt. 
v. 20. April 1854 hat die Behörde, 
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Privatperſonen felbit fteht feine wie immer geartete amtliche Befugniß 
zur Gewaltanwendung gegen den Ungehorfamen zu. E3 ift ausfchließ- 
lich Sache der zuftändigen behördlichen Organe, ihnen die Möglichkeit 
zur Ausführung ihrer Beitellung zu fchaffen und zu fichern. 

VI In teinem dienftlichen, fondern nur in einem Hilfs- oder 
requifitorifhen Verhaltniſſe ftehen die Militärbehörden zu den Civil⸗ 
Bermwaltungsbebörden, auch ſoweit es fi um die zwangsweiſe Boll- 
firedung von Anordnungen der lehteren handelt. Die Militäraffiftenz 
tft ſowohl von dem militäriichen Einlager für den Zweck der Ein- 
treibung rädftändiger Steuern und benfelben binfichtlich der Eintreibung 
gleichgeftellter öffentlicher Abgaben, der fogenannten Milttär-E&recution, 
als auch von dem fpontanen Einfchreiten der Militärbefehlshaber durch 
Entfaltung der Milttärgewalt zu ſcheiden, melde fie behufs Erfüllung 
der dem Heere durch 8. 3 des Wehrgeſetzes vom 19. April 1889, 
R. G. B. Nr. 41, zugewieſenen Aufgabe der Uufrehterhaltung der öffent⸗ 
lichen Ordnung und Sicherheit im Innern und zur Abwehr unmittel- 
barer Angriffe auf Abtheilungen des Heeres, auf militärtjche Anftalten 
im äußerften Falle auch felbftftändig zu verwenden haben. Während es 
fh in letzterem Falle um die Verhütung des Ausbruchs oder um Die 
Unterdrüdung eines ausgebrochenen Bürgerkriegs, einer bevorjtehenden oder 
ausgebrochenen Revolution handelt, jo verfolgt die Militäraffiftenz Teinen 
weiteren Zweck als der Behörde, deren normale Machtmittel für dieſen 
Bived nicht ausreichen, die nöthige Kraft zu leihen, um ihre Anordnungen 
gegenüber den Widerjtrebenden zu verwirkliden. Zur fyeititellung der 
Borausfegungen für die Anrufung der militärischen Hilfe durch die ftaat- 
lichen Eivilverwaltungsbehörden find die zur Gejeßgebung berufenen Organe 
jedes der beiden Staaten der öſterreichiſch- ungariſchen Monarchie zuftändig.?) 


— —— 





1) Richt ganz liquid iſt die Frage, in | 2. Juli 1886, Präj. Nr. 2839, kund⸗ 
weſſen Zuftändigleit die Berhängung bes | gemachten BDienftreglements für das 
Belagerungszuftandes aljo die Unord- | t. k. Heer (abgedrudt bei Mayrhofer 
nungen zur Verhütung des Ausbruchs | I. ©. 401) verpflichtet die Militärcom- 
und zur Unterdrückung eined ausge | mandanten jchlechthin auf ihre eigene 
brochenen Bingerkriegs oder einer He- | Verantwortung, wenn die Verwendung 
volution fällt. Daran allerdings kann | ber a lanot Macht zur Unterdrüdung 
nicht gezweifelt werben, daß Die Ber- | einer aufttändtichen Bewegung zur Noth- 
fügungsgewalt über das Heer und bie | wendigfeit wird, ihre Dispofitionen 


Zandwehr zu diefem Zwede dem gemein- 
famen Monarchen allein als Inhaber 
der Militärgewalt und als höchften Be- 
fehlshaber des nad 8. 3 des Wehrgel. 
v. 14. April 1889, R. ©. B. Nr. 48, 
auch zur NAufrechterhaltung der öffent- 
Lichen Ordnung und Sicherheit im Innern 
berufenen Heeres zulomme (vgl. auch 
Zaband a.a. ©. II. ©. 519). Allein 
8.71 P. 515 des mit a. h. Entſchl. vom 
20. Juni ſanctionirten, mit Circular⸗ 
Vdg. des Reichskriegsminiſteriums v. 


ganz ſelbſtſtändig, mit Beſeitigung 
jedes andern Einfluſſes, der ſie nie 
von der vollen Berantwortung ihrer Maß⸗ 
nahmen fügen könne, lediglich nach 
militäriſchen Rückſichten zu treffen. 
Diefe Vorſchrift ift zur Wahrung fo- 
wohl der verfafiungsmäßigen Sompeten 
des gemeinfamen Monarchen als ud 
der gejeßgebenden Eollegten beider Son- 
derſtaaten der Ergänzung und Erläute- 
| rung bedürftig. Einmal ericheint es 
ı nicht zuläffig, fie fo auszulegen, als ent- 
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Die Anordnungen über das Maß ber zu gemährenden Hilfe und über 
die einzuhaltende militärifche Taktik find Sache des gemeinfamen Monarchen 
allein als des ausfchließliden Inhabers der beiden Staaten verfaflungg- 
mäßig gemeinfamen Milttärgewalt.!) Seit dem Beftande der cou- 
ftitutionellen Verfaſſung ift ein öfterreichifches Geſetz zur Feſtſtellung der 
Borausfebungen für die Militäraffiftenz nicht erlaffen worden, ungeachtet 
ein folches im Art. 11 al. 2 des St. G. G. über die Regierungs- und 
Bollzugsgewalt in Ausficht geftellt if. Es gelten aljo in dieſem Puulte die 
aus der abjolutiftischen Epoche ftammenden Vorfchriften des Hofkriegsrathe 
Präfidialreferiptes vom 8. October 1844, welches fich auf eine laiſerliche 
Genehmigung beruft und mittels Hfoct. vom 19. October 1844, 3.6.6, 
Nr. 837 geſetzförmig kund gemacht tft, und die dürftige Beſtimmung 
der 88.8 und 9 al.6 der kaiſ. VBdg. vom 20. April 1354 im vorlekten Ab: 
fat, welche die Behörden berechtigt, ihren Anordnungen durch Anfbietung 
der Meilitäraffiftenz zureichenden Nahdrud zu geben und insbejonder 
auch einen Borführungsbefehl nöthigen Falles durch Militär⸗Aſſiſtenz zu 
vollſtrecken. 

Nach den durch a. h. Entſchl. v. 14. September 1862 genehmigten 
und mit Vdg. der Miniiter des Auftiz und der Finanzen v. 19. änner 


halte fie eine allgemeine Delegation der | mäßig bie Unterftelung aller Behörden 
Militärgervalt des Monarchen an jeden | und die Schaffung von Ausnahmsgeri 
Militärcommandanten für den Fall bes | jederzeit herfiellen und einer im Vor⸗ 
Ausbruchs innerer Unruhen in bem | hinein erfolgenden Regelung ber mit 
Einne, daß diefelben zuftändig wären, | dem Kriegszuſtand verbundenen Compe 
nach eigenem Ermefjen den Thatbeftand | tenzverichtebung entrathen. Es eriftit 
des inneren Krieges feftzuftellen. So | deshalb auch fein aus der abfolutiftifchen 
wenig die KRriegderflärung nach außen, | Epoche ftammendes allgemeines Gcet 
fo wenig fann die Verfügung des Kriegs- | über die Formen und die Wirkungen 
zuftandes im Innern ein für allemal | der Verfügung des Belagerungdzuftanies, 
von dem Monarchen an die Militär- | welches als fortwirkend behandelt werden 
befehlähaber delegirt werden. Es darf | könnte. Unter ſolchen Umftänden if 
deshalb die eit. Beftimmung nicht anders | der Mangel einer g iſchen 
ausgelegt werden, als daß ſie für dieſe pegeung dieſes Gegenſtandes, wie die 
Befehlshaber zu gelten habe, wenn ber | deutiche Reichsverfaſſung eine folde ent— 
Belagerungszuftand auf fpectelle Wei- | hält, höchft bedenklich. 8. 7 al. 3 des GA. 
fung des Monarchen und mit Be- | v. 20.Mai 1869, R. &. B. Nr. 78, beit. 
rufung auf diefelbe verfügt tft. Wußer- | den Wirkungskreis der Militaͤrgericht. 
dem ift aber zur vollen Berwirklihung | trifft feine Vorſorge für ben Fall eine 
ber in dieſer Vorſchrift angebeuteten | inneren Krieges. Vergl. auch den Ir 
Ueberordnung der militärifchen Behörden | tifel „Belagerungszuftand“ von Dangeb— 
über die Civilverwaltungsbehörden und | maier im öfter. a sf 
ur Herftellung der mit dem Kriegäzu- | den bier berührten Mangel mußte cu 
Kunde regelmäßig verbundenen Buftändig- | diefer Stelle aufmerffam gemacht werden. 
keit der Militärgerichte eine Aenderung infofern der Kriegszuſtand unter Um 
der für den Buftand Inneren Friedens | ftänden eine Aenderung der Zuftändie 
beftehenden jonderftaatlihen Eom- | keit der@ivilverwaltungsbehörben fordert. 
petenzgefete in beiden Reichshälften 1) Art. 5 der St. G. G. v. 20. Decht 
nöthig. Auf die Verhältnifie des abjo- | 1867, R. G. B. Nr. 145; 8. 5 al. 2 de 
lutiftiſchen Regtmes kann nicht zurüd- | Gef. vom 21. December 1867, 8.8.2. 
gegangen werden. Denn der abfo- | Nr. 146; $. 11 bes ung. XIL Ge 
Iutiftiiche Monarch Tonnte verfafiungsd- | artitel8 aus dem Jahre 1867. 
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1853, R. G. B. Nr. 10 kundgemachten Organiſationsbeſtimmungen A 
$. 54 und B 8. 23 bedarf das Bezirksamt von dringlichen Fällen und 
insbefondere von dem Falle der Gefahr am Verzuge abgejehen der Zur 
fimmung der vorgejebten Kreisbehörde zur Reguifition der Militärafjiftenz. 
Ein inſtructioneller Erlaß des Ministeriums des Innern vom 5. Jänner 
1891, 3. 5549 (M. J. ex 1890) überträgt diefe Beitimmung auf bie 
gegenwärtige Organiſationsordnung in der. Weife, daß die politiihen (Bes 
zirks⸗) Behörden regelmäßig die Militärafftitenz durch Vermittlung des (vor- 
gejegten) politifchen Landeshhefs.anzufprechen. haben, und daß das Requi- 
fitiondbegehren grundfäglih an Die Militär-Territorialcommanden zu ftellen 
ſei. Nur in dringenden Fällen dürfen fi) dieje Behörden unter fo- 
fortiger Anzeige des Falles an den Landeschef, unmittelbar an die Militär- 
Stationdcommanden menden.!) Dies entipricht dem MUebergange ver 
Zuftändigfeit der feither aufgelöften Kreishehörben als vorgejebter Be- 
börden der Bezirtsämter auf die Statihaltereien und dem im $. 11 
bes Gef. vum 19. Mai 1868, R. G. B. Nr. 44 ausgeſprochenen Grund- 
fate, daß die Zuftändigleit der neuen politifchen Bezirksbehörden von 
entgegenftehenden Beftimmungen abgefehen fich mit jener der früheren Be⸗ 
zirksämter dede. Andererſeits kann auch die Buftändigleit des Mini- 
ſteriums nicht bezweifelt werden, innerhalb des Kreifes der für die Ge: 
währung der militäriichen Hilfe zuftändigen Behörden, Diejenigen zu bes 
zeichnen, an welche die untergebenen Behörden ſich zu wenden Haben. 
Deshalb ift der früher erwähnte inftructionelle Minifterial-Erlaß für die 
Zandeschef3 wie für die Bezirkshauptmannſchaften bindend. Dies muß 
aus dem Grunde hervorgehoben werden, meil 8. 70 P. 508 des Dienft- 
reglement3 für das E. f. Heer in dringenden Fällen bei grundbältiger 
Motivirung feitens der eine folche Beiftellung anfprechenden politifchen Bes 
amten und Bolizet-(Sicherheits)-Organe auch die Truppen-(Kafern)-Com- 
mandanten und den General (Stabsoffizier) vom Tage ermächtigt, 
Afliftenzen in einem Garnifonsorte von den unterftehenden Bereitfchaften 
unter eigener Berantwortung abrüden zu laffen. Das Dienftreglement zieht 
aljo den Kreis der für die Gewährung der militärifchen Beihilfe zu= 
ftändigen Militär-Behörden und Beamten viel weiter, als es der Minifterial« 
Erlaß thut bei der Beitimmung der Militärbehörden, an welche fich die 
Eivilbehörden wenden dürfen. In gleicher Weife Haben ſich die Ber- 
waltungsbehörden die gejeglichen Beitimmungen über ihre. eigene Zu> 
ſtändigkeit, Militärafliftenz zu verlangen, gegenwärtig zu halten gegenüber 
der im $. 70 P. 506 des Dienftreglements anerkannten Befugniß aller 
öffentlichen Behörden und im Falle einer Gefahr am Verzuge auch 
ihrer Organe, Afjiitenzen von der bewaffneten Macht behufs Wufrecht- 
erhaltung oder Wiederheritellung der gejeglichen Ordnung und Sicher: 
heit wirkſam anzufpredhen. Denn diefe Vorfchrift, welche offenbar dazu 
beftimmt ift, den Militärbehörden die Verantwortung für die Ents 
fcheidung über die Zuftändigfeit der begehrenden öffentlichen Civil: 


1) Mayrh. I. ©. 399. 
Tezner, Hanbbud). 30 
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behörde abzunehmen, ift gerade Dadurch geeignet, Die Verantworilichleit der 
begehrenden Behörde für die Prüfung ihrer Legitimation zur Stellung des 
Begehrens zu ſteigern. So fteht es bezüglich der Gewmeindevorſteher 
nad) den Beitimmungen der Gemeindeordnungen unb mad ben 88.4 
Schlußabſatz und 8 der kaiſ. Big. v. 20. Upril 1854 feft, dab fe zur 
Erwirkung der Militärafſiſtenz der Vermittlung der politiſchen Bezirk 
behörde bedürfen.) 5. 7O P. 506 des Dienftreglements fordert für 
De Stellung des Begehrens um RMilitäraſſiſtenz nad Thunlichkeit 
ſchriftliche Form und in allen Fällen Angabe des Bwedes. Hr 
die Anwendung von Gewaltmaßregeln erflärt bie mit Hfbct. v. 19. De. 
1844 mitgetbeilte Allerhöchſte Entfchließung den politischen Gommiljär, 
dem die Militäraffifteng zugewieſen tft, in erfter Linie verantworilich 
Bon dem Falle eines unmittelbaren Angriffs oder einer thatfächlichen (thät- 
chen?) Inſultirung dee Truppe abgejehen, darf die letztere nach der 
eit. Entſchließang nicht eimfchreiten, ehe nicht der zu umteritäbende Be 
amte fein ferneres abmahnendes Cinfchreiten ſelbſt als unfrudhtber 
nud zur Burüdführung der Orbuung nicht mehr auslangend erklärt 
und daher das thätige Einfchreiten ber Waflenhilfe fordert. Rad 
8. 72 P. 516 des Dienftreglements hat der Waffengebrauch bei Tunmlter 
und aufrühreriichen Bewegungen, abgejehen von dem Falle thätlicer 
Aufultirung der Truppe ober ber Bebrängung derſelben durch heran 
dringende, mit Waffen oder Gewaltwerkzeugen verſehene Leute in fein: 
feliger Abſicht, nur auf ausdrückliches und begründetes Berlange 
des ermächtigten politiichen Beamten einzutreten und nur im jenen Yüllen, 
in welchen deſſen vorausgegangene Aufforderungen zur Serftellung dei 
gejehlichen Zuſtandes erfolglos geblieben find, und auch der Eom: 
mandant der ihm beigegebenen Truppe von der Nothwendigktit 
eines ſolchen Einſchreitens überzeugt if. Damit erjcheint der 
Gommandant der Truppe verpflichtet, die Vorausſetzungen des Ein 
fchreitens felbftftändig zu beurteilen. Das Commando zum Angrif 
Hat nur von ihm auszugehen, und er bat basjelbe in gleicher Bi 


mandanten. Das Commando zum Angriff geht alfo auch auf * 
fahr des Commandanten. Er bat ſich überhaupt nach 8. 70 P. 59 
gegenwärtig zu Halten, daß die Aufgabe der Aſſiſtenz nicht bar 
gelegen fei, die Amtshandlungen, für beren Exrmöglichung fie ber 
geftellt ift, unmittelbar vorzimehmen, fonbern nur Die zur Bor 
nahme derſelben zuftändigen Beamten bei der Ausübung ihres Amie⸗ 

zu fchligen und ihren Befehlen den erforderlichen Nachbrud zu verleihen.” 


1) Nach ben 88.28 und 36 der Straf | als nächſten Zweck der Militäraffiften 
peoseorbnung find die Strafgerichte | Die Vededung und deu Schub des Ein 
ie Staatdanwälte befugt, erforber- | beamten bei der Ausübung feines Amiek 
lichen alles Die bewaffnete Macht, ohne | Allein nicht jede militärtiche Bededuns 
Dazwiſchenkunft einer anderen Behörde, | fällt unter den Begriff der mifttärildes 
zum Beiftande aufzufordern. —ãA Die wilinarif Aſſiſtenz dient 
2) Das Dienſtreglement erklärt alſo Berftärtumg der ungögt 
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St aber einmal die Lofung zur Gewalt gegeben und bon bem Som: 
maudanten der Truppe befolgt, oder wenn abgejehen hienon eine thät- 
liche Sufseltirung der Truppe oder ein bemaffneter Angriff auf dieſelbe 
dem Kommandanten bie Plidt zur Abwehr auferlegt, dann vermanbelt 
Eh bie Affiftenzleiftung in eine ſelbſiſtändige, ausichlieklih mititäriiche 
Angelegenheit, welche deu Anordnungen des Civilbeamten vollftändig 
entzogen iſt und ihr rechtliches Ende nur durch vollftändige Ber- 
ſtreuung oder Die unbedingte Unterwerfung der Ruheſtörer finden kann.“) 
Das Dienftreglement enthält die näheren Anordnungen über die Durd)- 
führung der zu biefem Zwecke erforderlichen militärifchen Operationen, 
welche darauf berechnet find, da8 Maß der anzumwendenden Gewalt und 
die zu verwendenden Mittel auf dad Rothwendigfte zu beichränfen und 
den Foxderungen der Humanität zu genügen.) 

Die Militäraſſiſtenz ift fein eigenes Erecutionsftabium ſondern eine 
beſondere Form der Execution, welche bei einem in mehrere Stadien zer- 
fallenden Execntionsproceſſe erforderlichenfalld in jedem Stadium zur 
Anwendung gelangen kaun.?) 3 ift auch feine Vorausfehung der An⸗ 


Urhebern der Berfafjung als Folge aus 
dem Principe der fonftitutionellen Mini- 


walt der Eivilverwaktuugdbehörden, Die 
militäriihe Bedeckung zunädft dem 


Schutze ber perjönlidhen Sicherheit der 
Civilbeamten, alſo ganz abgefehen von 
der Nothwendigkeit der Bornahnte einer 
Bollitredungshandlung und auch gegen- 
über Gefahren, we feiner Sicherheit 
von Seiten jolcher Berjonen droht, welchen 
e3 nicht um bie Vereitelung einer Amts⸗ 
handlung zu thun tft. 

1) Ebento iſt es möglih, dab un 
achtet ein Bollitredungsauftrag der Be⸗ 
hörde an ein Erecutivorgan widerrufen 
ift, Doch noch ein Anlaß Hr dasſelbe bes 
ſtehen bann, Traft der eigenen Amts⸗ 
pflicht einzuſchreiten. Es Hat 3. B. Die 
Behörde ihren Auftrag an den Schutz⸗ 
mann, ein Straßenfhild als ein pericu- 
lose suspensum abzunehmen, zurüdge- 
uommen. Der utzmann findet bei 
feiner Runde, daß der herrſchende Sturm 
die Belaſſung des Schildes au jeinem 
Drte ohne Gefährdung der Baflanten 
nicht zuläßt, dann Hat er bei feiner 
eigenen ftrafrechtlihen Berantwortung 
(8. 335 Str. ©.) die Beſeitigung des⸗ 
ſelben auf der Stelle herbeizuführen. 

2) Rah 8. 36 der preußiſchen Ver⸗ 
fafjung darf die bewaffnete Macht nur 

den von dem Geſetze beftimmten 
Füllen und Formen zur Unterdrückung 
innerer Unruhen und zur Ausführung 
von Geſetzen ein a und nur auf 
Requifition der Civilbehörde. Die 
legtere Borausfehung ſcheint von den 


fterverantwortlichleit aufgeftelt worden 
zu fein. Buftändig zur Anrufung der 
militariſchen Hilfe ift nach preußiichem 
Hecht bei Aufläufen und Zumulten jede 
Ortöpolizeibehörde, von diefem Falle ab- 
geleben bei Gefahr am Berzuge der 
egierungspräfident, jonft nur der 
Oberpräfident. Auch nad preubifchen 
Recht hat nach erfolgter Requiſition nur 
der Militärbefehlshaber zu beurtbeilen, 
ob und in welcher Art zur Anwendung 
der Waffen geichritten werben fol. Die 
Anwendung der Waffe tft nur ftatthaft, 
um Wngriffe abzuwebren, und einen 
Widerftand, der mit Thätlichfeit oder ge- 
fährlichen Drohungen entgengefegt wird, 
u bewältigen. Die Präſumtion ftreitet 
Fr die Rechtmäßigkeit des Vorgehens 
des Milttärhefehlähaberd. Gegenbeweis 
tft Rattheft aber erſchwert. Loͤning a. 
a. O. ©. 2577. 
3) So Haben einzelne Verordnungen 
dem Wunſche des —— 
riums, das Militär für die Execution 
mitteld Einguartirung nicht allaufehr 
in Anspruch zu nehmen, in der Weile 
Rechnung getragen, bab fie ben Be— 
börben zur it machen, Milltär- 
mannſchaft nur dann zu requiriren, 
wenn dies durch die Haltung der Steuer- 
pflichtigen gerechtfertigt ericheint und 
bie abfofute Nothiwenigfeit eines ener- 
giſchen Auftretens vorliegt (8.3 der Zu⸗ 
30* 
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rufung.. des militäriſchen Beiſtandes, daß die minder weit reichenden 
Executionsmittel, etwa das Einſchreiten der Gendarmerie fruchtlos ver 
wendet worden ſeien; wenn ein gewaltſamer Widerſtand gegen die Durd;: 
führung einer Maßregel von folcher Bedeutung und in ſolchem Umfange 
zu gewärtigen tft, daß er mit den normalen Machtmitteln der Behörde 
nicht gebrochen werden Tann, hat fi) die Behörde ſofort des militärifchen 
Beiftandes zu verfiern, ohne .erit zu Fruchtlofen für die betheiligten 
Perfonen gefährlichen Verſuchen mit fchwächeren Mitteln zu greifen.!) 


$ 38. Einleitung und Form des Bollftredungsverfahrens. 


Soweit die Pfliht der Verwaltungsbehörden reicht, öffentliche 
Intereſſen von jelbft und nicht bloß auf Grund von Auträgen der 
Parteten zu verwirklichen, foweit obliegt ihnen auch bie Sorge für bie 
Herbeiführung jener Geftaltung ber thatfächliden Verhältniffe, welche das 
zu bejorgende Intereſſe fordert als eine nicht erſt durch Parteienanträge 
zu erwedende Pflicht. Die Sorge für die Vollftredung ift in der Sorge 
für Die Verwaltung inbegriffen und der wichtigfte Theil derfelben. Was 
Stein von der vollziehenden Gewalt ausgefagt hat, daß fie die That des 
Staates in höchſter und weiteſter Bebentung, die Verwirklichung des 
Weſens des Staates innerhalb der Welt.der äußeren Thatſachen ſei, 
daß fieefein tjolirtes und noch weniger untergeordnete? Glied in der 
Organifatton der ftaatlihen Function bilde?), das gilt ganz bejonders 
von der VBollziehung als Vollſtreckung in der bier erörterten Bedeutung 
des Wortes. 

&3 bat deshalb die Amtspflicht, wie fih das Hfört vom 2. Mir; 
1799 ausdrüdt, unter Umftänden auch dann von felbſt einzufchreiten, 
wenn es gilt, öffentlich-rechtliche Unfprüche öffentlicher Corporationen oder 
an folche Corporationen, welche zur geſetzmäßig gebotenen Befriedigung 
Öffentlicher oder behörblicher Obſorge und Aufficht übertragener Intereſſen 
zu dienen haben, zu verwirklihen. Wenn die 8.2 und 3 des F. R. 
€. v. 31. Oct. 1852, 8. 3435°) die Verhängung der politifchen Ere 
eution mitteld Pfändung und Zwangsveräußerung für die Cintveibung 


— — — — — — 





ſammenſtellung. F. M. E. v. 20. Aug. 
870, 3. 22490; v. 14. Auguſt 1863, 
321387, Röl II. ©. 991). In diefem 
Falle verfolgt alfo die Militärerecution 
au) ben Eve der Militäraffiftenz. 
Die vollftändige Umgehung bed Exe⸗ 


eutionsftadiums des militäriihen Ein- | 


lager, wie fie der F. M.E. v. 14. Aug. 
1863 zulaffen will, ftebt im Widerſpruch 


mit einzelnen geſetzlichen Executions⸗ 


ordnungen. 

1) 8. 9 der kaiſ. Vog. v. 20. April 
1854 geftattet die Anrufung „nöthigen 
Talles.” Der Nothfall kann aber Ichon 
bei dem erften Stadium einer ftufen- 


weiſe fortichreitenden Erecution gegeben 
jein. Das preußiſche Mecht fordert 
Sruchtlofigleit der Civilexecntion uab 
vorherige Androhung der Anwendung 
militäriicher Gewalt. Lebtere Forderung 
kann gebilligt werben, die erftere ift nich 
immer erfüllbar. 


© 2) Die Verwaltungslehre J. Th. 1. Aufl 


3) Diefer von Roll II. 997 mit dem 
Bell. L. G. B. für Steierm., Jahrq. 
868 Nr. 71 cit. Erl. findet ſich im 2. Reg- 
Bl. f. Steierm. IL. Abth. Wr. 71. Dr 
Roll'ſche Citation IE unvollkommen. 
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non Steuern. und für alle Wusftände, Giebigfeiten und Leiftungen, 
welche binfjichtlich der Bmangseintreibung den landesfürſtlichen Steuern 
gleich geftellt find, den Bezirköhehörden von Amtswegen auferlegt und 
ein vorlänfiges fchriftliches Einſchreiten für entbehrlich erflärt,!) fo ift 
damit das geltende Hecht fiir die Eintreibung von Beiträgen für öffent⸗ 
liche Bwede, welche zumeift an gefeblich für nothiwendig erklärte Corpo⸗ 
rationen oder fonftige Perfonenwereinigungen behufs Beftreitung der 
Koften Bffentliher Einrichtungen zu leiften find, richtig Dargeftellt. 
BZunädft ift es öffentliche Pflicht der biefür zuftändigen Korporationsorgane 
oder der Repräfentanten der fogenannten Eoncurrenzen, ber ftaatlichen 
Auffichtsbehörde die rüdftändigen Beiträge durch Vorlage der Rückſtands⸗ 
ausweife befaunt zu geben. Das genügt bier, um bie Pflicht Diefer Be- 
börden zur Bewirkung oder Anordnung ihrer Eintreibung zu begründen. 
Es bedarf feines ausdrüdlich hierauf gerichteten Antrags. Bernacdhläffigen 
die Organe und Nepräfentanten aber die Anzeigepfliht zum Schaden 
jener Intereſſen, deren Bejorgung mittels der eingehenden Beiträge zu 
beftreiten ift, dann tritt die Pflicht der ftaatlichen Auffichtsbehörden ein, 
die Rüdftandsausmweife den zur Aufftellung derjelben verpflichteten Corpo⸗ 
zationen und Concurrenzen nöthigenfall® zwangsweiſe abzufordern, bie 
Ausftände einzutreiben, und die Buführung berjelben zu ihren Ber- 
wendungszweden zu veranlafien. Es ift deshalb fein bloßer Zufall, 
wenn die auf die zwangsweiſe Eintreibung folder Beiträge bezüglichen 
Beitiinmungen einen Antrag der Corporation oder der Concurrenz als 
Vorausſetzung für die Anordnung des Erecutionszwangs durch die ftaat- 
lichen Behörden nicht aufftellen. So find nach 8. 3 der Tail. Vdg. Bezüge 
der von der Staatöverwaltung auf Koſten ber. Gemeinden angeftellten 
Gemeindebenmten, Beiträge für Kirchen, Pfarren, Schulen, alfo foge- 
nannte Concurrenzleiftungen, über Anordnung der politifchen Behörden 
einzubeben. Nach 8. 24 des n. d. Straßengeiehes vom 14. Jänner 
1887, & ©. 3. Nr. 4, find die politifhen Behörden berechtigt 
und verpflidtet, auf .die Erhaltung des gejetlichen Zuſtandes und der 
allgemeinen Benüßbarkeit der öffentlichen Straßen zu dringen und im Falle 
einer Communicationshemmung oder einer Gefährdung der Sicherheit der 
Berfon oder des Eigenthums die. erforderliche Abhilfe von den hiezu zu- 
nächſt verpflichteten Organen in Anſpruch zu nehmen, ſowie bei ob- 
woaltender mora der Verpflichteten oder bei Gefahr am Verzuge bie 
nöthige Abhilfe auf Koften der zur Zahlung Berpflichteten alfo nach) 
Zage des Falls der fogenannten Eoncurrenzen zu treffen. Zu der Roitenein- 
treibung gehört auch die Eintreibung rüditändiger Beiträge und es tft, 


1) So find auch nad) einzelnen Ge- | die Amtswirkſamkeit. des Landesauf- 
meinbeordnungen die teneraufchläge ſchuſſes als der Behörde, welche die Ge⸗ 
für Gemeindezwede durch diefelben Dr- | meimbewirthichaft zu beanffichtigen hat, 
gane nnd. Mittel wie die Steuern felbft | auch bie Steuereingebung zu controliren 
einzubringen, ohne daß e8 einer Re | und im alle der Säumigfeit des Ge 
autition er Gemeinden bebürfte. Wo | metnbevorftehers die nöthige Mbhilfe zu 
aber lebtered der Fall ift, fällt es in | treffen. 
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felpftverftändlich, daß in Fällen folder Urt ein Eintreibungsanteag ver 
Conenrrenzorgane wicht abgewartet werden darf.) Ra 9.63 Yes 
ſteiriſchen Waſſergeſezes vom 18. Jänner 1872, 2. &. B. Nr. 8 werden 
rüdftändige Beiträge ber Mitglieder einer Waffergewsflenfcheft im po: 
litiſchen Zwangsawege eingebracht.“) Küdfkändige 
zu den Unfallsverficherungsanſtalten werden nach 8. 26 
fihernngögefeßes im Berwaltungdwege eingetrieben. Hier überall 
bildet der Antrag der Öffentlichen Corporation Feine condieie 
juris. Alle diefe Corporationen und Goncnrreuzen find chen mar Formen 
ber Organitation für bie Verwaltung und — — offentlicher Inter: 
eſſen. Die Anſprüche auf bie VBeitragsleiftungen der Mitglieder Ka 
feine privatsechtlice, der freien Dispofition der bezmgäberedligen 
Berfonengemeinichaften unterftehende Anſprüche, jondern mit der Bi: 
mung für Öffentliche Zwecke überhaupt?) oder für concrete öſſeniliche 
Bwede belaftet. Es wird deshalb aus der im Noxmalfalle mm 
mittelbasen Beziehung zwiſchen dem Stant nud den Beitragspflichtige 
im Falle der Säuntigleit der zu betzteren tm Ynmrittelburteilsverhältniik 
ftehenden Berjonenverbände eine unmittelbare. Die Nollfiredung von 
Amtöwegen bet auch dann zu erfolgen, wern eine Bffenifihe Leiftung 
unmittelbar Privatperjonen zu ftatten gu kommen Hat, fegar auch banz, 
wenn fie nebftbem als Gegenitand eines Anſpruchs des Einzelnen aner 
kannt tft, deſſen Erfüllung aber durch bie nt als vechtlich zei, 
wendig erilärt wird. Go gewährt nad 8. 1 des Geimatögsjeheb vom 
3. December 1863, R. &. 8. Nr. 105 daß Heimatrecht in .einer Ge 
meinde den Anfprud auf Armenverforgung an biefelbe, welcher nad) 8. 44 
al. 2 des Geſetzes in dem durch die Gemeindeordnung feitgefehten de 
ſchwerdezuge auszutragen if. Allein Bie Pflicht des ftantkichen Auffict- 


1) 8.8.9. €. vom 24. Sept. 1890, 
8. 2954, Budw. 6452, Hiennt yergieige 
man Senaper, Apofsgeti ide Stubien 
©. 429 fi.: Ein zweites Gebiet wächft 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu, imo 
der Streit nicht unmittelbar ans ber | Märt 


Ritt er dagegen auf ©. 432: Die 
— 5 t werden. 


—— — Iren ein Auſucher 


ver, B Eon —— Dice aus er⸗ 
1. Zum 188, 





Relation zwifchen dem Einzelnen und 
ber Verwaltung ſich ergibt, alſo auch 
nicht mit der Berwaltungäbehörbe befteht, 
wohl aber diejer Behörbe die richter- 
liche Function in einer ein Rechts⸗ 
verhaͤltniß des Öffentlichen Rechts be⸗ 
treffenden Streitſache zufommt.— . . 
wenn bei fentlichen ı Eoncurrenzen zu 
Straßenzweden die Concurrenzguoten 
ftreitig werden ,. . . tft Die Function 
Berwaltungsbehörbe lediglich auf bie 
ensipreiien- 


den individuellen Porberungd- umb 
Leiitungsmaßes beſchrankt, alfo eine 
seinridhteriiche, das meiseinehveitende 
öffentliche Intereſſe ift fichergeftellt . 


8. —— Nas die 
prisats Gelbfordenumgen bi 
Staates mit dem Anſpruche der Br 
meinden auf Ausfolgung der duch bie 
ſtaatlichen Steuerämter eing 
Semeindezuſchlote unſtatihaft. E. d⸗ 
G. H. &1-U. 6917 geſtattet and, Di 
erecutive Pfändung von Gemeinde» 
gaben nicht. — von ED 
es 0 
2. —— —— 3. 6184, 223 
Abe fih a. a. — an @L-N. 36 
eltärt wicht, wie Roll eitizt, ein der 
bet anf Gemeiabenbguben, fanbern fir 
Gemeinbeabgaben ftatiheft. 
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behörde, auf Koften und Gefahr der Gemeinden bie erforderliche Abhilfe 
von Amtiöwegen zu treffen, wenn Diefelben die ihnen geſetzlich obliegenden 
(öffentlich-rechtlichen) Leiftungen und Verpflichtungen nicht erfüllen, ift nach 
den Gemeindeorbmungen eine allgemeine, und die Verpflichtung ber Ge⸗ 
meinde, ihre Armen zu vexforgen, von biefem officioſen Vorgehen ber 
ftaatlichen Behörden nicht ausgefchloffen!) Es wird deshalb die ftaat- 
liche Auffichtsbehörde ihren Unftrag au die Gemeinde zur Gewährung 
der Armenunterſtühnng an ihren Armen zu vollitreden haben, wenn 
derfelbe auch ſchun jenen Grad der Stumpfheit erreicht Hat, daß er 
das Berlangen nach diefer Vollſtreckung gar nicht fiel. Bon Amts: 
wegen find auch ſolche Exticheldungen über erhobene Barteienanjprücde 
zu vollitreden, deren Inhalt die Behörde von Amtswegen zu berüdfichtigen 
bat, wenn fie zur Ertennmiß feiner Richtigkeit auf andere Weile als 
mitteld einer Parteleneingabe, eines Parteienantrags gelangt. So jind 
3 B. die Wählerliften fir die eingelmen repräfentativen Kollegien von 
Amtawegen richtig zu führen Daraus folgt, dab die Evidenzhaltungs: 
bebörde, die durch Enticheidungen über Barteienanfechtungen (Reclamation) 
gegen die Wählerkifte nothwendig gewordenen Berichtigungen von ſelbſt 
vorzumehmen bat, ja fogar, daß dieje Berichtigung durch feinen entgegen- 
ftehenden Yntrag oder Berzicht derjenigen Partei aufgehalten werben 
fann, welche die ihrer Anfechtung glnftige Entſcheidung herbeigeführt hat. 
Die Bernicgtung?) eines Patents bat nach 8. 29 des Privilegiengejehes 
in den dort vorgejehenen Fällen einzutreten. Das Gefet fordert für die 
Vernichtung beim Eintritt ihrer Voransſetzungen einen Parteienantrag 
nicht. Denn dieſelbe liegt als Beſeitigung einer Beſchränkung der all⸗ 
gemeinen Gewerbefreiheit im öffentlichen Interefſe.s) Wäre deshalb ſelbſt 
eine Vernichtung eines Patents mittel Entſcheidung über eine An⸗ 
fechtung3ffage herbeigeführt worden, fo iſt aud in diefem alle die im 
8. 20 unbedingt vorgefchriebene Kundmachung des Aufhörens der Biltig- 
feit des Patents von Amtswegen und ungeachtet eines erfolgten Rück⸗ 
tritts des Unfechiungsflägers vorzunehmen. In Füllen diefer Urt 
erfüllt die Vollſtreckung der von der Partei provocirten Enticheidung oder 
Berfügung zugleich ein gejegmäßig zu bejorgendes —— Intereſſe; 
ie Partei lämpft nicht für ſich allein, jondern für die Allgemeinheit, und 
dieje Hält das gänftige Ergebmi des Rampfes feit, wenn die thätig ge: 
wordene Bartei dasſelbe preiſsgeben will. Sonach Hat die Behörde einen 


1) Rad) 8. ©. u. vom 10. Der. it oud, Dann, wenn Die 
1887, 8. 3064, 3814 nn mu Dr abet wirb durch 
Böhnen die Erfüllung ber Urnen- | Identität bes —** der Patenti⸗ 
pflegepflicht der Gemetude von ber | rung mit einer früher erfolgten. Denn 
„antonomen" Aufſichtsbehötde von 3 in biejem Falle if in Folge ber 

; Dem Batent weniger anf Der 
befteht aber auch bie Auflicht der ſtaat⸗ we und a Ar ift von Bedeutung, wenn 
lichen Behörden auf Grund des Heimats⸗ bie längfte Dauer des älteren Batents 


. ihrem e nabe ift 
2) 8. 29, 9. 1 fpridt vor Rullitätd- | 
ober Rihtigleitserflärung. 
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Bollftredungsantrag der Partei nur dann abzuwarten, .a) wenn ein folder 
gefelich gefordert wird, h) wenn die Vollftredung der. Ermöglichung oder 
Sicherung der Befriedigung von PBrivatinterefjen durch phyſiſche Hand: 
lungen oder Rechtsgeſchäfte der Intereſſenten zu dienen hat, und c) zur Er⸗ 
füllung rein privatrechtficher Anfprüche, welche ausnahmsweiſe der Cogni⸗ 
tion der Verwaltungsbehörden unterworfen find. Ein Fall der eriteren 
Urt ift wohl. durch 8. 39 des Heimatögejebes gegeben, welcher die po- 
litiſche Bezirfsbehörde zur Entſcheidung über Verpflegskoſtenerſatzanſprüche 
beruft, wenn fie bon einer Gemeinde an andere Gemeinden oder ſonſt 
hiezu kraft Öffentlichen Rechts verpflichtete Perſonen wegen Verpflegung 
ihr nicht zugehöriger Urmer „erhoben“ werden. Beiſpiele der zweiten 
Urt find zahlreich. Man denke an die Pflicht des Eigenthümers einer 
Triftbaute nah 8. 33 al. 2 des Forfigef., unter den dort angeführten 
Borausjeßungen dieſelbe neuen ZTriftunternehmungen auf deren Ber: 
langen zu entgeltlihen Gebrauche zu überlaſſen, an die Pflicht des Er: 
propriirten, demjenigen, zu deſſen Gunſten die Erpropriation erfolgte, 
den Beſitzerwerb hinfichtlicd des expropriirten Grundſtücks durch defien 
Räumung zu ermöglichen‘), dann überhaupt an alle polizeilichen Pflichten 
des Grumdeigenthümers, welche zum Gegenftande die Dulbung von 
Nutungsbandlungen dritter Perſonen an deſſen Grundftüd, oder die 
Erhaltung eines beitimmten Verhältniſſes dieſes Grundſtücks für die 
Ermöglidung und Sicherung des Erfolges von Handlungen dritter 
Berfonen zum Gegenftande haben, und von dem Dafein eines privat: 
rechtlichen, die ‚gleiche Duldungspflicht begründenden Rechtsperhältniſſes 
zwilhen dem Begünftigten und dem WBelafteten vollftändig unabhängig 
find.?) In Fällen diefer Art Hätte es einen vernünftigen Sinn, ben 


1) 8. 35,al. 2 des Gel. v. 18. Febr. 
1878, R. ©. B. Nr. 30. 

2) Zu einem großen Theile decken fich 
diefe polizeiliden Pflichten mit - den 


nach 8.8 des Reichswaſſergeſetzes, das 
| Landen und Befeftigen der Schiffe und 
| Flöhe an ben dagu behörhiid be 
ftimmten Plätzen, und jene bes $. 9 








Duldungspflihten des Eigenthümers, 
um berentwillen Die panbeltijtiiche Theo- 
rie den Begriff der Legalfervituten 
erfunden hat, ausgehend von der irr- 
thümlichen Vorausſetzung, als ob fie auch 
im : modernen Rechte privatredhtlicher 
- Natur wären. In Wahrheit aber handelt 
e3 fih bier um öffentliche Pflichten 
zur .Ermögfihung der Befriedigung 
privater niereflen, welde durchaus 
den Beftimmungen über öffentliche 
Pflichten unterliegen und denen nicht 
immer ein Recht bes Begünftigten 
gegen. den Belafteten, fondern 
bloß ein Unfprud. des Begün— 
ftigten an die Behörde auf Ber- 
wirflichung des Inhalts der öffentlichen 
Piliht des Belafteten gegenüber fteht. 
So entipricht der Pflicht der Uferbejiger 


ügen 
dieſes Gel. im Nothfalle an jeder 
‚Stelle ihrer Ufergrundftüde zu bulben, 
fein privatrehtlihder usus be 
landenden Perfonen, defien Inhalt buch 
private Dispofitionen geändert, ober ber 
durch non usus, durch Erfibung ber 
Servitutsfreiheit feitend des Grund 
eigenthümers erlöfchen Tönnte. Die 
Behörde wird verpflichtet fein, das 
Landen im Nothfalle an jeder Stell 
des Ufers, nöthigenfalls durch Ausübung 
von Zwang gegen ben Ufereigenthümer 
au dann zu ermöglichen, menu 
fi der Landende mittels Conventional 
ſtrafe gegenüber dem Ufereigenthümer 
verpflichtet Hätte, unter keinen Um⸗ 
ftänden auf deſſen Grundflüde zu.landen. 
Die Frage der vermögensrechtlicden 
Wirkung eines ſolchen paotum bleibt 





— 43 — 


Belafteten zur Duldung zu zwingen, wenn. der Begünftigte Die. fremde 
Sache gar nicht nuben will, und wenn an der Erhaltung eines be- 
fimmten Berhältniffes des belafteten Grundſtücks gar .Tein. öffentliches 
Intereſſe betheiligt iſt. Zuweilen wird. indeß auch in Fällen folcher 
Art durch ansdrüdliche geſetzliche Beitimmung der Behörde auferlegt, 
den einmal auf Antrag des Begünftigten gegen den Verpflichteten ge- 
richteten Befehl von Amtswegen"zu vollftreden.. Sp foll nach :den öfterr. 
Bafjerordnungen die Behörde dem Befitzer eines Waſſerwerkes Aufträge 
zu Beranftaltungen für den thunlichſt ungehinderten Ablauf des Waflers, 
zur Htintanhaltung von Erſchwerungen der Fiſcherei und anderer Nub- 
ungen und von Waflerverichwendungen allerdiugd nur auf Antrag ber 
Betheiligten zulommen laſſen, allein die. eriheilten Aufträge ſoll fie nach 
fruchtlos verftrichener Erfüllungsfrift ohne Weiteres auf Koften des Ver⸗ 
pflicäteten ausführen laſſen. In einem folchen Falle bedarf es eines An- 
trags des Begünftigten bei der Behörde, nicht um die Vollftredung jondern, 
sm die Kinftellung derfelben zu bewirken. | 

Die Art, wie das adminiftrative Verfahren einzuleiten ift,. ob 
von Amtswegen oder auf Antrag, entfcheidet noch nicht über die 
Zorm der Einleitung der Bollftredung der im Laufe oder zum 
Schluſſe des Verfahrens gefällten Entfcheidungen und getroffenen Ber- 
fügungen.: Nicht nur, daß in jenen Fällen, in welchen eine Entſcheidung 
oder Verfügung fowohl "dur Parteienantrag hervorgerufen werden 
als auch den Abſchluß eines officios  eingeleiteten Verfahrens bilden 
kann, die officiofe Bollftredung einzutreten bat, auch wenn die Partei, 
welche die Enticheidung oder Verfügung fin fich erwirkt, die Vollſtreckung 
nicht will, wie 3. B. bei Wahlreclamationen, nicht nur,. daß umgefehrt die 
Erhebungen im Laufe eines officios eingeleiteten Verfahrens den An⸗ 
laß zu Parteienanträgen und zu Enticheidungen und Verfügungen in 
Folge derſelben führen können, welche nur auf Antrag zu vollitreden 
find, es Tann auch vorlommen, daß zwar die Einleitung nicht mehr aber 
bie Fortführung bes Verfahrens von dem Untrage der Partei abhängig 
ift, wie 3. B. im fog. Grund⸗Theilungs⸗ und Regulirungs⸗ und im Zu- 
jammenlegungsnerfahren In dieſem Falle iſt au die Frage nad) der 
Abhängigkeit der Vollſtreckung der in diefem Berfabren gefüllten Ent⸗ 
fcheidungen und getroffenen Verfügungen von. einem PBarteienantrag ganz 
unabhängig von der Form: der Einleitung des Verfahrens, ausſchließlich 
nach dem Inhalte derfelben und ‘nach ihrer Beziehung zu ragen des 
öffentlichen Intereſſe zu beantworten.) 

Das Bollftredungsverfahren vollzieht fich in der Negel ohne jede 
Barteienverhbandlung, auf einfache Unorduung der hiefür zuftändigen Be- 
hörde nad vorgängiger | intern erfolgter Feſtſtellung der Vollſtreckbarkeit 


dem Civilrichter überlaflen. Zen: ve „ol. die 88. 50, 51, 56, 59, 108 
in Grünhufs Zeitſchrift XXL Bd. d. 2. ©. vom 8. uni 1886, 
©.115, 120 umb im Ardiv für öffentl. Fi ®. B. Rr. 39; dann bie 88. 66, 68 
RNecht ©. 38 1 ff. des n. 8.8: 6. v. 3. Inm 1886, Rr. 40, 
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eines Bertwaltungsacts fei es von Amtswegen oder auf einfeitigen An- 
trag der Partei. Der Execut iſt in der Wegel über ben Eintritt der 
Borausfegungen der Vollſtredbarkeit nicht zu vernehmen. Die 88 3,4 
und 5 der Tail. Vog. vom 29. April 1854, R. &. B. 1854, die ein 
zelnen Steuerexecutionsorduungen erflären das bloße Ausbleiben einer 
polftredbaren Leiftung für Die Durchführung der Zwangsvollſtreckung 
ausreihend. Es bedarf aber auch Teiner ‘Barteienverhanblung für bie Ab: 
weifung eines Antrags auf Bivangspollitredung. Einzelne Gehehe jorbern 
indeß förmliche Erhebungen der Behörde über die Frage, ob ein behord⸗ 
licher Auftrag gehörig erfüllt ſei oder nicht, in jenen Fällen, im welchen 
zur Beantwortung desſelben die Beherrichung eimes nicht jnriſtiſchen 
Wiſſens⸗ oder Erfahrungsgebietes erforderlich if. So bat gemäß den cin 
zelnen Banorbnungen nach Durchführung aller comjensbebürftigen Bauten, 
gemäß den Wafterordnungen nach Durchführung aller comfjenöbebkrftigen 
Waſſeranlagen eine fürmliche behördliche Prüfung der Lebereinftimammg 
der Ausführung mit dem Confenfe zu erfolgen, ohne daß unterſchieden 
würde, ob der Conſens zu einem aus freien Stüden errichteten Bau 
oder zur Exfüllung eines vellfivedbaren behördlichen Bauauftrags erfolgt 
fei. Conſensbedürftig find aber nicht bloß Nenerrichtungen fondern auf 
Reparaturen von größerem Umfange. Es wird nicht bezweifelt werden 
können, daß fi dieſe Prüfung, im Sprachgebrauch des Geſetzes und dei 
Öfterr. Amtsfigls „Sollaudirung“ genannt, als ein fürmlicher Angenicdein 
an Ort und Stelle unter Mitwirkung von Fachmännern umb unter Zr 
ziehung ber Barteien zu vollziehen habe, und daß dieſen letzteren die 
Möglichleit zur Aeußerung über die den Gegenſtand ber Erpertife bildende 
- Fragen gewährt werden muß.!) 


6. 39. Anfechtung von Bolifiredungshandlungen. 


1. Jeder hoheitliche Act, welcher es darauf abgejchen 3 

Rechtslage des Einzelnen zu beſtimmen, zu ordnen, kann 

denjenigen, gegen den oder zu deſſen Gunſſen dieſe Beſtimmung und * 
nung erfolgen ſoll, mittels Beſchwerde angefochten werden. Das gilt und 
von Acien ber Vollſtrelung. Es iſt deshalb eine Beſchwerde moglich un 
zuläſſig gegen einen Vollſtreckungſsact, welche denſelben nicht als einci 
Act rechtswidrigen Zwanges gegenüber dem Beiwerbeiührer ” 
mpf, ſondern ihren Angriff auf die Behauptung ſtützt, daß bie V 


— 


1) Eine förmliche Unterſuchung an X Falle handelt es ſich aber wii 
Ort und Stelle unter —— um Dur führung eines beftinmten 
Kunftverftändiger bei befonderer Wichtig- | techn aßregein anorbnenden Be 
feit fordert 8. 93 al. 4 der Vollzugd- | fehls, ondern Darum, bem biöker al⸗ 
vorſchrift zum Berggeſetz behufs Feſt⸗ — gehaltenen Befehl dee ben 2. Ber 
Klune der technifchen Maßregeln, wel- beten zur Fa — 

de im Falle a ir keit —* ehe einen beftiimmten ae 
Ma ung zur ——* von zu geben. 

rlsberriebe erforberlich Far In | 


* 
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fixedung dem Beſchwerdeführer nicht alles oder etwas anderes gewährt 
babe, als woranf er nad) dem Inhalte des zu vollſtreckenden Actes Au⸗ 
ſpruch erheben kann, daß alſo die Bolliredung eine unvollftändige oder 
von dem Inhalte des zu vollſtreckenden Actes abweichende je. Die Ber- 
teihungZurfumde, welche nach 8. 63 des Berggei. auf Gruud eimes rechta⸗ 
kräftigen Erkenntniſſes über die Buläffigfeit der Verleihung auszufertigen 
ift, fimmt wit dem Inhalte des Ertenutnified nicht Überein, die Zwangs⸗ 
verfügumg, welche gegen den Ufernachbar bes Beſchwerdeführers erlaften 
wird, det fich nicht mit dem auf Antrag desfelben erlaffenen einfachen 
Befehle. Auch gegen die Ueberbietung des zw vollſtredenden Actes durch 
die Bollfivedung mitteld einer Mehrgewährung an den Beſchwerdeführer 
fan die Beſchwerde ergriffen werden, werm mit berfelben weiiesgehenne 
Öffentliche oder privatrechtliche Pflichten für ben Beſchwerdeführer ver⸗ 
bunden find als mit derjenigen Bollitzedung, auf welche der Beſchwerde⸗ 
führer nad) dem Inhalte der Pie Gewährung als zuläffig erfeunenden 
Entiheivung Anſpruch Bat. 

U. Soferne eine Beichwerde ſich dagegen wendet, daß die Behörde 
den Beſchwerdeführer der Zwangsvollſtreckung nntertvorfen habe, tanıı fie 
anf die Behauptung gegründet fein, daß die Behörde durch Erlaffung 
oder AUnorönung von Biwangsmahregeln gegen ben Beſchwerdeführer 
biefem eine Hechtsverleiumg zufüge, over daß der angeorbuete Zwang, 
wenu anch innerhaib der Grenzen der Vefugniß ber Behörde gegenüber 
dem Beſchwerdeführer liegend, doch nach ben mitte interner In⸗ 
fiructionen beſtimmten Zweden und Aufgaben ber bebörblichen Thätigkeit 
nicht gevechtfertigt fei. Sie kann alfo Rechts⸗ oder Intereffenbeſchwerde fein. 
Als Nechtsbeichtiverde Tann fie fih anf jeben Grund ſtützen, welcher erfennen 
läßt, daß durch Die Bollftredungsbandlung dem Beſchwerdeführer ein Unrecht 
zugefügt werde, jet es, daß der die Bollitredungshandblung anorbnenben 
Behörde die Zuftändigfeit für die Bollfiredung überhaupt, oder für die 
von ihr angeorbnete Maßregel fehlt, oder daß fie bie thatſüchlichen oder, 
bie procefjualen Boransjegungen*) für die Anorduung von Bivangdmah-" 
regeln oder für die ſelbſtſtändige Uebung von Zwang oder die ihrer 
Zwangsgewalt gefegten Grenzen nicht beobachtet, daß fie dem Beſchwerde⸗ 
führer dur Anordnung von Zwang mehr abnöthigen will oder abge 
nöthigt Hat, als fie erzmwingbar fordern darf, daß fie fehlgegriffen Hat 
in dev Bezeichnung der Perfon, gegen welche, oder der Sache, an welder 
die Bollftredungshandlung vorgenommen werden foll, daß fie verfügt hat 
über Sachen, über welche fie nicht verfügen durfte. Noch immer liegt 
eine Rechtäbefchwerbe vor, wenn behauptet wird, die Behörde habe in 
jenen Fällen, in welchen das Gefetz die Vorausfehung und den Inhalt 
ber Bollitredungshandlungen nicht weiter bejtimmt, als daß fie für ihren 


erültr ber_ Beihwertef ng iſt nicht 
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1) Alfo 3.3. die Borausfegungen der 
Dolifredungsseife: Dad tempus pari- 
tionis ift n t abgelanfen; die 
Boliftredibarkeit ift in Folge eines Re⸗ 
eurfes aufgeichoben; bie der vollſtreckten 








Zwed geeignet oder nothiwendig fein müßten,!) ganz zweckloſe oder über⸗ 
Hüffige Maßregeln angeordnet;?) ganz jo, wie. der dominus negotii fid 
nur gegen einen. rechtswidrigen Anſpruch, gegen’ eine rechtswidrige Zu⸗ 
muthung wehrt, wenn ex geltend madt, der Aufwand, den ihm ein 
negotiorum gestor aufrechnet, fei vom Standpuncte des Intereſſe des Ge⸗ 
klagten zwecklos, überflilifig oder ſchädlich. 

Die Anfechtung des Vollfiredungszmanges kann ſich ſowohl gegen 

die Anordnung als auch gegen die Ausführung desſelben durch die Exe⸗ 
cutivorgane richten. Der Steuerexecutor hat z. B. bie Pfändung auf 
geſetzlich nicht pfändbare Gegenſtände erſtrect. 
Keine Form des Zwangs iſt von der Anfechtung duch Anwendung 
des procefiunlen Nechtsmitteld der Beſchwerde ausgeichlofien, alſo aud 
nicht Die Drohung mit beftimmten Bivangsmaßregeln oder die allgemein 
gefaßte Drohung, und auch nicht die executive Mahnung. In der 
Mahnung wie in der Drohung ftedt ein Befehl in milder beziehentlich 
in energijcher Form; beide find als Erecutionsftadien an beitimmte gejeh- 
liche Borausfegungen gefnüpft?); Nach Urt. 11 des 3. G. H. über die 
Regierungd- und Bollzugägewalt fünnen aher die Staatöbehörden befehlen 
fowohl als die Beobachtung ihrer . Befehle erzwingen nur auf Grund 
der Geſetze, alfo nur unter den Boransjegungen des Geſetzes. Sie dürfen 
deshalb jelbit den Werpflicteten an eine Verpflichtung nicht egecutiv 
mahnen und fie dürfen ihm auch nicht drohen, ehe nicht die geſetzlichen 
Borausfegungen für die Entfaltung diejer pfychologiihen Zwangsmittel 
gegeben find. Dos ift praftifch von. Bedeutung infofern dort, mo eine 
gejebliche Progreifion von Zwangsmaßregeln befteht, zur ftrengeren nicht 
geichritten werben darf, wenn die Unordnung des unmittelbar vorber- 
gehenden Stadiums des Zwanges durch die Auffichtsbehörde als rechtäver- 
legend vernichtet worden if. 

DI. Die Anfechtung von Vollſtreckungshandlungen al3 procefjuales 
Rechtsmittel unterliegt denfelben formalen und procefjualen, pofitiben wie 
negativen Borausjegungen mie die Anfechtung anderer VBerwaltungsacte. 
Sie darf nicht ausgefchloffen fein, muß zur rechten Beit am rechten Orte 
durch die legitimirte Perfon angebracht werden. - Bon entgegengejebten 
Beſtimmungen abseſehen 9, werden die proceſſualen Normen, welche Jr: 


| 1) So, wenn die Waflerordnungen die ! ift, nur im Falle gänzlicher oder theil« 
DOrtspolizeibehörde in dringenden Fällen | weifer Säumniß oder aneigerung det 


zur Unordnung ber im Intereſſe der | VBerpflichteten. Nach 8.9 kai]. Bdg 
öffentlichen Sicherheit nothmwendigen | vom 20. April 1864 va 
Vorkehrungen ermädhtigen. die. erfte Vorladung zum 6 Erfcheinen vor 


2) Hiezu Tezner, zur Lehre vom | der Behörde behufs Ertheilmg von 
relen Fmefſen ©. 92 ff. und ©. 121 | Ausfünften die Androhung einer Gel 


3) So geftattet 8. 3 der Em. Vdog. leflung ober Erwirkung eined Bor 
v. 20, April 1854, R. G. 8. Nr. 96, | führungsbefehl® noch nicht enthalten. 
die „Einnuahnung“ einer vorfchriftsmäßrtg Unrichtig bebgalb Erel 2. 
auferlegten ober beftehenden Geldleiſtung 4) Nah 8. 1 des Gel. v. 19. März 
für öffentliche Zwecke, welche nicht Steuer | 1876, R. G. B. Nr. 28, beträgt die Frik 
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ftanzenzug?), Beit und Ort für die Anfechtung eines beffimmten Ber- 
waltungsact3 feftfeßen, auch anzuwenden fein auf die behördlichen Ans 
ordnungen zu feiner Bollfiredung; denn es ift ja doch der in dem 
zu erequirenden Acte fteddende behörbliche Wille, der zur Verwirklichung 
gelangen foll. In der Regel kommt diefe Anfchauung auch gefehgeberiich 
dadurch zum Wusdrud, daB die procefjualen Normen für die -Unfech- 
tung von Ücten mittels Beſchwerde in den Gefehen über die einzelnen 
Berwaltungszweige jchlechthin und ohne Scheidung zwiſchen erften Ans 
ordnungen und Ereentionsacten aufgeftellt werden.?) Dagegen find diefe 
Normen wegen der ftrengen Unterfcheidung des öſterr. Verwaltungsrechts 
zwifchen den Behörden und ihren VBollzugdorganen auf die unmittelbaren 
Bolftredungsacte der niederen Erecutivbeamten nicht zu erftreden, und 
e3 müſſen Beſchwerden gegen dieje Acte ala unbefriftet behandelt werden, 
wenn feine befondere Anordnung ihretwegen getroffen ift. Die Beschwerde 
gegen die Vollſtreckungshandlungen diefer Organe tft, wie jede Be—⸗ 
ſchwerde gegen diefelben, bei der vorgejeßten Dienft- oder Disciplinars 
behörde anzubringen (arg. 8. 30 der Vdg. vom 3. Juli 1854, R. G. 8, 
Nr. 169). 

IV. Wie die Beichwerbe gegen einen Verwaltungsact, welcher nicht 
Vollſtreckung ift, Tann fih die Beichwerde gegen eine Bollftredung nur 
gegen jenen Inhalt der in derfelben Tiegenden Willenserklärung richten, 
welche dem Anferhtenden gegenüber noch nicht formelle Rechtskraft erlangt 
hat. Iſt alfo die zu erzwingende Verfügung gegenüber dem Beſchwerde⸗ 
führer formell rechtäfräftig, dann kann die Beſchwerde wirffam nur gegen 
die neuen Verfügungen erhoben werden, welche der VBollftredungsact zu 
den rechtöfräftig gewordenen binzufügt, alſo 3. B. gegen die Art und 
da3 Maß des angeordneten Zwanges, gegen die in der Erlafjung der 
Bwangsverfügung liegende Anerkennung der Bollitredbarleit des zu er: 
zwingenden Berwaltungsacts u. |. w. Nur wo Berfügung und Boll« 
ftredung uno actu erfolgt, wie wenn 3. B. eine befinitive oder eine Provi⸗ 
jorialverfügung, welche dem Befchwerbeführer eine Unterlaffung aufgibt, 
etwa im Intereſſe der Öffentlichen Sicherheit für ſofort volfftredbar erklärt, 
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ehr Beichwerden gegen Lnticeibungen | —— — und der mit der politi⸗ 
und Berfügungen in Angelegenheiten der | ſchen Geſchäftsführung betrauten Eom- 
directen und inbdirecten Steuern und | —— — mittels Recurſes nicht 
ſonſtigen Staatsgefälle 30 Tage, wenn mehr angefochten werden können, wenn 
fie aber gegen eine Ordnungsſtrafe ge= | fie von der Landesſtelle beftätigt worden 
richtet ſind, nur 8 Tage. Ferner ſetzt ſind, erleiden keine Anwendung auf 
eine beſondere 6Otägige Friſt 8. 20 al.1 | bloße Androhungen von Bwangsftrafen. 
des Vereinsgeſetzes vom Jahre 1867 für 2) Da die 88. 92 und 93 der Amts⸗ 
die Anfechtung der von der Landesbehörde | inftructton für Bezirksämter die Aus« 
verftigten 4 * jung eines Vereines feft. | dDräde Verfügungen und Entichetdungen 

mit Vdg. des | promiscue gebrauchen und, wie $. 93 be» 
Maifers * —* vom 31. Jänner | weift, auch für Bwangsverfügungen, fo jo 
1860, R. G. > Nr. 31, fundgemadhten | hat die für die Anfechtung bezirksämt⸗ 
4. p. Entſchl. v. 22. Sänner 1860, wo⸗licher Erledigungen feitgejegte Frift von 
nad im —— — ergangene | 14 Tagen auch für bezirksämtliche Zwangs⸗ 
Strafurtheile ber k. k. Bezirksaäͤmier, 8.2. | verfligungen zu gelten. 
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‘oder wenn dem Belchiverbeflihrer uumittelbar eine beſtimmte Leitung 
unter Androhung von Vollſtreckungszwang, etwa das perfänfiche Er⸗ 
ſcheinen unter Androhung der zwangsweiſen Vorführung aufgegeben 
wird, kann ſich die Beſchwerde zugleich gegen Verfügung und Vollftreckung 
richten. 

V. Da ſich Die Anfechtung einer Vollſtreckungshandlung der Ber: 
waltungöbehörde gegen die Rechtmäßigfeit oder Bwerlmäßigleit der Aus⸗ 
übung obrigkeitlicher Gewalt wendet, jo find zur Emticheibung über 
biefelbe die ordentlichen Gerichte nicht zuftändig, wenn ihnen nicht Die 
Buftändigleit ansnahmsweiſe durch Geſetz zuerlaumt if. Die Ueberprüfung 
der Nechtmäßigleit und der Zwedmäßigleit eimed der Vollſtreckung die⸗ 
nenden Berwaltungsactes hat vielmehr, fo Innge demfelben Die Dterimale 
eines obrigkeitlichen Actes anhaften, nur im Berwaliungdiwege zu 
erfolgen. Un der Unzuftändigfeit der Gerichte zur Aleberprüfung ber 
Rechtmäßigkeit verwaltungsbehördlicher Vollſtreckuug fan auch durch deu 
Umftand nichts geändert werden, dab ſich die Vollſtreckkung als Wer⸗ 
fügung über Vermögens rechte darſtellt. Denn hoheitliche 8: 
über Vermögensrechte find ja in dieſem Falle ſchon die zu vollſtreckenden 
Verwaltungsacte. Wen inähefondere der Staat Sachen von “Bri: 
daten mittels eines Actes in Beſchlag naimmt, ber alle formalen Voraus⸗ 
fegungen eines Aectes shrigleitlisher Gewalt en fi) trägt, und deſſen 
formaler Rechtsbeſtand nicht angezweifelt werden Zaun, jo bat ex die 
dem Privaten abgenommene Sade in feinem hoheitlichen Beſitze, in 
‘ feinem bobeitlicden Sewahrjam. Er kommt in biefer Hinficht nicht ala 
privatus in Betracht, jelbft wen er fie am fich genommen bat, um durch 
Nechtögeichäfte des Privatrecht? über biefelbe zu verfügen. Hat er ſie 
an fih genommen im Wideripruche mit bem materiellen Rechte, fei es 
in Folge falſcher Geſetzesanwendung oder felbit ohne jebe geſetzliche Er⸗ 
mädtigung, alfo willkürlich, jo wird eine entividelte Geſetzgebung Dem 
nochtheilig Betzoffenen einen Anfpruch auf Herausgabe der ihm rechts⸗ 
widrig abgenommenen Sache gewähren. Über diefer Anſpruch ift ge 
richtet auf Freilaſſung aus ftaatShoheitlicher Verfangenſchaft; er it im 
Weſen durchaus nicht verichieden von dem Anſpruche besjenigen, der 
willkürlich der Militärdienftpflicht unterworfen wurbe, auf Entlaffung ans 
dem Militärverbande. Er ift ein publiciitiiher Anſpruch. Würden des- 
halb die Gerichte über diefen Anspruch entfcheiden, jo könnte angemeffener 
Weile ihr Urtheil, wenn es dem Unfpruchöwerber Recht gibt, nicht 
anders lauten, als daß der Staat als Subject hoheitliher Gewalt eime 
beftimmte Sache aus feinem boheitlichen Nexus zu entlafien Habe. Das 
Gericht greift alfo in biefem Falle in eine Beziehung des Staates 
boheitlicher Natur zur Sache ein, wozu es ohne ermächtigende gefeßliche 
Beitimmung nicht zuftändig if. Es Hegt nur eine Verdeckung biejer 
richtigen Sachlage vor, wenn man jagt, Durch Verurtheilung des Stantes 
zur Reftttution wie tin einem privatrechtlihen Vindicationsproceß ober 
in einem Proceß über einen privatrechtlichen obligatoriihen Anſpruch 
auf Herausgabe einer Sache, werde der formale Rechtsbeſtand der hoheit⸗ 
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lichen Beichlaguahme des Staates micht berührt, nicht vernichtet, und 
ſomit die Unabhängigkeit der Verwaltung von den Gerichten geiwahrt. 
Das ift ein Tafchenfpielerftüd, melcdes es ermöglicht, durch gericht⸗ 
lichea Urtheil ale in Vermögensrechte eingreifenbe Verwaltungsacte hoheit- 
licher Ratur ohne formellen Ausſpruch über ihren formalen Mechts⸗ 
beitand ihrer Wirkungen auf dieſe Vermögensrechte zu berauben und Die 
Berwaltumg buch bie Gerichte lahm zu legen. In Wahrheit ift ein 
ſolches Urtheil ein Befehl an die Organe hobeitlicher Verwaltung, bie 
Hand wegzuziehen von den Sachen, über weiche fie Fraft obrigfeitlidher 
Gewalt verfügt haben!) Das kann den Gerichten im Intereſſe des 
Rechtsſchnhes de3 Einzelnen wegen der Unzulänglichleit des administrativen 
Berfahrens für die Feſtſtellung der rechtlichen Beziehungen des Auſpruchs⸗ 
werberd zur Sache dur Geſetz eingeräumt fein. Uber man muß immer 
feithalten, daß man e3 mit einer der Erweiterung nicht fähigen Aus⸗ 
nahme aus Zweckmäßigkeitsgründen zu thun habe.?) &8 werben deshalb 
die Gerichte nicht zuftänbig fein, über eine Beſchwerde gegen eine ver: 
waltungsbehördliche Vollſtreckungshandlung zu entjcheiden, welche auf die 
Behauptung eine3 error in objecto geftäßt wird, alfo nicht über die Be- 
ſchwerde gegen den Bollgug einer Expropriation an dem unrichtigen 
Grundftid, einer wilitärifchen Einquartirung, welche zu Laften des B 
zu gehen bat, in dem Wohngebäude des A, oder einer Pferbeanshebung 
bei A, welche bei B zu vollziehen geweſen wäre. | 

Um fo mehr muß an diefer Entſcheidung der Competenzfrage feit- 
gehalten werden, wenn die im Bermwaltungswege erfolgte Bornahme 
einer egecutiven Pfändung au Sachen britter der Execution nicht zu 
imtexiverfender Perſonen nicht ungehörig ift, und nur einen vor Der 
Bivangäveräußernug geltend zu machenden Sreilaffungsanipruch des Drit- 
ten erzeugt, der gegen den Ausgepfändeten einen Anſpruch auf Heraus: 
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1) Im Texte wird immer voraus⸗rechtlichen Pfuudr 
geſetzt, daS man es mit einem Acte einer | behandeln, vielmehr wird fie dort als 
obrigfeitlichen Perfon zu thum habe, ber | Wegnahme zum Zwecke des Verkaufs 
nicht abſolut nichtig if. Im Falle | charakterifirt, fo daß fie etwa mit einer 
ber Nichtigkeit Yiegt eben gar Tein obrig- | Abnahme von Sachen im Wege ber 
Teitliher Uct mehr vor. Eine nähere | zwangsweiſen Requiſition zu vergleichen 
Unterſuchung der Srage, wie weit ba3 | wäre. Es Handelt fich aljo bei der 
öfterr. Recht den Saß, si excessit, pri- | Exrfeindirung gegenüber der politijchen. 
vatus est, anerleune, würde zu den Re | Erecution nicht um die Frage, ob ber 
fuliate führen, ba dieſe Anerlennung faft | privatrechtlide, gegen Jedermann ge⸗ 
nur anf den Fall offenkunbiger, crimipnell | richtete, durch Die rei vindicatio ge- 
ftrafbarer Weberichreitung der Amtsge⸗ ſchühte, aus dem Eigenthum an ber 
walt befchräutt ſei. Vergl. hiezu anch | weggenommenen Sache fließende Anſpruch 
Tegner im Archip für öffentl. Recht, | ober ein anberweitiger obligatorijcher 
©. 386, 5650. Anſpruch des Ericindirungswerberö ver⸗ 
2) Deshalb tft auch Pfafi-Krainz, letzt jei, fondern um einen publiciftiichen 
Syſtem des öÖfterreichiichen allgemeinen | Anſpruch von jener Urt, wie er etwa 
Brivatrehts II, 8. 274, gar nicht ge» | buch Urt. 5 des Stantögrundgeiehes v. 
neigt, die abminiftrative Pfändung als | 21. December 1867, R. G. B. Nr. 142, 
eine privatrechtliche pignoris capio, al | über bie allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
einen anf die Begründung eines privat⸗ bürger anerlannt iſt. 


echts gerichteten Act zu 
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gabe der bei demſelben gepfändeten Sachen befitzt. Nur für die pro- 
ceffuale Behandlung eines derartigen. Anſpruches wird durch die 
Vorſchrift des Hfoctd. vom :19. Jänner 1784, 3. ©. ©. Nr. 228, auf 
die allgemeine Gerichtsordnung verwieſen, die Frage nach der BZuftänbig- 
feit der Gerichts- und Verwaltungsbehörde bleibt von diefer Verweiſung 
unberührt und wird im Hoflommerdecret vom 10. Februar 1832, J. G. S. 
Nr. 2548, P. 3, 4, 5, 8 zu Gunften der die Erecution bewilligenden 
Berwaltungsbehörde gelöft. Mit einer die Zuftändigkeit der Berwaltungs- 
behörden etferfüchtig wahrenden Tendenz erflärt da3 Hfoct. v. 16. Inni 
1823, 3.0.6. Nr. 1954, das Erecutionsverfahren in Steuerfachen (und 
fomit auch die Aufhebung der Steuererechtion) als von ſtaatsrechtlicher 
Natur und den politifchen Behörden naturgemäß zufommend. Für diefes 
Hfdet. bildet .alfo die Steuererecution durch die Gerichte eine Abweichung 
bon der naturgemäßen Regelung der Zuftändigleit, melde über die ge 
fegliche Grenze nicht ausgedehnt werden darf. An der richtigen Aufjai- 
fung bei Beantwortung der Frage nach der BZuftändigkeit zur Entſcheidung 
über Sreilaffungs- (Erjeindirungs-) Unfprüche gegenüber abmi: 
niftrativen Pfändungen nad) Maßgabe der Vorſchrift des Hfdcts. vom 
28. Mai 1845, J. ©. ©. Nr. 389°) Hat der oberfte @erichtähof bis zum 
Jahre 1872 feftgehalten. Der Anſtoß zur Wenderung der Praxis der 
Öfterr. Gerichte ging auffälliger Weile von den Finanzbehörden jelbft aus. 
Das Finanzminifterium nahm einen Fall, in welchen ber Öfterreidhiice 
oberjte Gerichtshof die Unzuftändigleit der Gerichte für Die Ent: 
fcheiduntg über: einen Anſpruch auf Yreilaffung "beweglicher Gegenftände 
aus der Verftridung in eine verwaltungsbehörblihe Pfändung aus 
gefprochen Hatte, zum Anlaß, um dieſe Braris als bedenklich zu erflären.!) 
Bon der -irrigen Auffaſſung ausgehend, als müßte diefer fogenannte Er: 
feindirungsanfpruch immer eine Yorm der Eigenthumsklage fein, 
während es für deilen Yundirung genügt, nachzuweiſen, daß die erfcin- 
dirten Sachen demjenigen, gegen welchen die adminiftrative Pfändung der: 
felben vollzogen wurde, nicht gehören, und daß der Erfceindirungskläger 
einen Anſpruch auf ihre Herausgabe beiite, verwies das Finanz 
miniftertum darauf, daß das adminiftrative Verfahren wegen des ihm an- 








1) Dies gemäß Hfdct. v. 19. Känner | vom Gericht ſofort ohne förmliche Ber- 
1784 und v. 10. Februar 1832 aud für Jenbfung zu \öfen. Dritte Perſonen 
die adminiftrative Erecution geltende | Tönnen den retlaflungsaniprucdh, des 
Hfdet. erflärt ausbrüdiih die Vor⸗ Anſpruch auf Aufhebung ber Erecntion 
nahme der Execution an allen Mobilien | auf Beliß, enthum oder "Andere 
VEN welche bei derjelben im Be- | echte” ftügen. Bol. hierüber Schrutta, 
iße de3 Schuldners angetroffen mwer- | Zur Dogmengeſchichte ber Freigebung 
den. Es find nur etwaige Einwen« | fremder Sachen im Zwangsvollftrecungs⸗ 
Ben und x emeldete Anfprüche dritter | verfahren. 


Perſonen tm Pfändungsprotocoll anzu⸗ 
merfen, und e3 find dieſe Perjonen von Grlerbe In ber vn berichtet er 


der Bewilligung weiterer Schritte zu hrg- 
verftändigen. Zweifel über bie Bi * m D» —52 aber Shrntte 


frage find auf die Anzeige des Erecutors 
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baftenden Mangels an Garantien für die Wahrhaftigfeit von Behaup- 
tungen der Barteien und Zeugen fein geeigneted Mittel ſei, um Eigen- 
thumsanfprüche mit Verläßlichkeit zu entjcheiden.!) Das Mintfterium des 
Innern fecundirte diefer Auffafjung, und fo veranlaßte das Yuftigmini= 
fterium den oberften Gerichtshof, die Angelegenheit einer principiellen 
Prüfung zu unterziehen. Der Referent, welcher den Bortrag in der zu 
diefem Zwecke einberufenen PBlenarfitung (von 15 Mitgliedern) erftattete, 
hielt an der bisherigen Auffaffung als der richtigen feit, beantragte 
aber, fih der Auffafjung der Verwaltungsbehörden anzujchließen, vor- 
zugsweife deshalb, weil es am allerwenigiten Sade der Zuftiz- 
bebörden ei, eine Beſchränkung des ordentlichen Rechtsweges 
über das unbeftrittene gefeglihe Maß hinaus anzuſtreben und 
feftzubalten“. Und fo entftand der Plenarbeichluß des oberften Ge— 
richtshofs vom 12. November 1872, 3. 11305, Judicatenbuch Nr. 78, 
Gl.U. 4772, demzufolge auch in den Fällen einer Stenererecution im 
politifhden Wege. die Enticheidung über Privatanfprüche dritter Per- 
fonen, welche fi) durch die vollzogene Erecution in ihrem Beſitze, Eigen- 
thum oder „anderen Rechten” gefräntt halten, und die gänzliche oder 
theilweife Aufhebung der Execution bewirlen wollen, ſowie die nad) 
Maßgabe des 8. 3 des Hfdct. vom 23. Mai 1845, %. ©. ©. Nr. 889, 
vorläufig zu bemwilligende Siftirung der weiteren Erecutionsfchritte dem 
Gerichte zufteht. Es ift Har, daß hier die Gerichte über den öffentlich 
rechtlichen Anſpruch auf Zurüdnahme eines rechtmäßig vorgenommenen 
Aetes odrigkeitlicher Gewalt der Verwaltungsbehörden enticheiden, das 
brachium saeculare hemmen, dem Staate bei der Ausübung hoheitlicher 


1) EinHöchft merfwürdiger Fall desZu- ; der Gebühr führen muß. Das Geſetz 
rüdjchredens einer Verwaltungsbehörde | eröffnet ausdrücklich der Partei die 
von der Ausübung einer Competenz, | Möglichkeit, „das Gegentheil” zu be«- 
weifen. Die Praxis aber lehnt alle 








ftatten fommen müßte, um jo merk⸗ 
würdiger, als e3 eine Fiscalbehörde ift, 
welche ſich vor ſich jeder zuen will. 
Zu einem anderen Ergebniß iſt, wohl 
gleichfalls in Folge der mangelnden 
Garantien für die Wahrheit von Beugene 
ausſagen im Adminiftrativverfahren, die 
Praxis der Finanzbehörden bei Anwen⸗ 
dung der Beitimmung des $. 24 des 
Söenleiftempeigeießed v. 8. März 1876, 
NR. G. B. Nr. 26, gelangt, demzufolge 
dann, wenn eine Thatſache, welche ala 
für die Gebührenpflicht enticheidend, vor 
der Bemeſſung feitzuftellen ift, aus der 
gebührenpflichtigen Urkunde nicht deutlich 
entnommen werden kann, die Bräjumtion 
zu Gunften einer ſolchen Beantwortung 
dieſer Frage ftreitet, die zur Anerkennung 
der Gebührenpflicht oder zur Feſtſtellung 
de3 für den Fiscus günftigften Ausmaßes 
Tezner, Handbuch. 


welche ihrem Reſſorizwecke ſicher zu 
| 








Beweisanerbietungen rundweg ab. Der 
V. G. H., ber tn dieſem Buntte don 
dem Vorwurfe des Fiscalismus ficher 
nicht freigefprochen werden fann, erfennt 
ohne weitere Beſchränkung die 
Befugniß der Behörden zu rer Ab⸗ 
lehnung an und ſpricht ſich ſelbſt wegen 
obwaltenden freien Ermeſſens der Ber- 
waltung3behörden in ber Beweiswür⸗ 
digung die Zuftändigleit ab, den Gebrauch 
diefer Befugniß zu controliren (vgl. 
Erel 400, Budw. 1503, 1794, 1916). 
Könnten den Parteien wie den Zeugen 
vor ihrer Einvernehmung nicht die Be⸗ 
timmungen über die Strafbarfeit faljcher 

ngaben zum Zwecke der Gefällghinter- 
iehung nach dem Gefälld-, eventuell nad) 

m allgemeinen Strafgeſetze vorgehalten 
werden? 
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Gewalt in den Arm fallen, alſo verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit 
ausüben. Dabei iſt ihre Zuſtändigkeit durch die Praxis weiter erſtreckt 
worden als jene des Verwaltungsgerichtshofes und des Reichsgerichts, 
nicht nur, weil ſie den Staat unmittelbar zur Freilaſſung der gepfändeten 
Gegenſtände verurtheilen, alſo ſich nicht wie der Verwaltungsgerichtshof 
auf die Vernichtung des Executionsactes beſchränken, ſondern auch, 
weil ſie unter den Vorausſetzungen, unter welchen die Siſtirung der 
Fortſetzung einer Execution für. privatrechtliche Forderungen bewilligt 
werden darf, den DVerwaltungsbehörden die Bmangsveräußerung der 
exfeindirten Gegenſtände im Verwaltungswege unterjagen, was wieder 
das Reichsgericht nicht ihun darf Das beweiſt wohl am beutlichiten, 
daß es fich hier um eine Unterwerfung der hoheitlichen Verwaltung 
unter die Judicatur der Civilgerichte handelt. Nach dem Hfdct. vom 
29. Mai 1845 ift dieſe Stitirung im Falle binreichender Beicheinigung 
des den Freilaſſungsanſpruch begründenden Nechtsverhältnifies ohne 
Weiteres, außer diefem Falle aber nur gegen Sicherjtellung bes Fiscus 
vor allem Schaden unter der Borausfeßung zu bewilligen, daß ſonſt 
dem Freilaſſungskläger ein unwiederbringlicher Nachtheil zugefügt würde. 
Die Beftimmung des für die Entfcheidung über die Fretlafiungsflage und 
für die Siftirung der Erecution zuftändigen Gerichts unterliegt gewifien 
Schwierigkeiten. Würde e8 fi um eine privatrechtliche Forderung han- 
deln, jo wäre die Klage gemäß dem cit. Hfdct. und 8. 72 al. 2 der 
Jurisd. Norm entweder bei der Erecutionsvollitredungsinftang, oder wenn 
diefe mit dem die Erecution bewilligenden Gerichte nicht identiſch ift, 
nah Wahl des Klägers bei dem einen oder dem anderen biejer Gerichte 
anzubringen. Auch für dad Gefuh um Sifttrung der Execution ftünde 
nad) der Entf. des 0. &.H. vom 27. September 1881, 8. 9658 ©L-U. 
8506 dem Kläger die Wahl zwilchen diefen beiden Gerichten ſelbſt dann 
frei, wenn er fein Wahlrecht in Betreff der Freilaflungsflage durch Ueber: 
reichung derjelben bei der Erecutionsvollitredungsinftanz ausgeübt hätte.!) 
Diefe Beitimmungen gejtatten nun feine Anwendung auf die Erbebung 
der Freilaffungsflage gegen eine Erecution im Verwaltungswege. Denn 
bier ift weder die Erecutionsdurchführungs- noch die etiva von ber 
eriteren verfchiedene, den Lauf der Erecution berbeiführende Inſtanz ein 
Civilgeriht, jondern eine Verwaltungsbehörde, gegen deren Erecutionsacd 
fih der Freilaſſungsausſpruch richtet. In der Unmöglichkeit, den Gerichts 
ftand für Klage und Siftirungsgefuh an der Hand des Hfdct. und der 
älteren Yurisdictionsnorm den Vorſchriften berfelben entjprechend zu be 


x 


1) Nah) dem Hfdet. v. 29. Mai 1845 | zur Gtitirung entichieden wäre. Aus 
tft in allen Bällen das Siſtirungsgeſuch dem 8. 72 al. 2 der Älteren Juris⸗ 
bei jenem Richter anzubringen, vor | dictionsnorm, welcher feine Geltung ans 
welchem die Berhandlung über den Frei« drücklich auf den Yal der Siftirung 
aſſungtanprug ſchwebt, jo daß mit | wegen angebrachter Oppofitionstlage 
der erfolgten Wahl zmiichen den zwei | beichräntt, Tann ein Argument für die 
Gerihtsftänden für Die Klage auch über | Auffafjung des o. ©. H. nicht abgeleitet 
die Zuſtändigkeit für die Bewilligung | werden. 
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ftimmen, Tiegt wohl eines der ſchwerſtwiegenden theoretifchen Bedenken 
für die Zuweiſung eines derartigen Freilaſſungsanſpruchs vor die Civil⸗ 
gerichte. Die Praxis!) behilft fih mit der Hereinziehung der Beftimmung 
des 8. 54 der älteren Jurisdictionsnorm über das forum rei sitae im 
Falle der Klage zur Geltendmachung eines dinglichen Rechts an einer be- 
weglichen Sache, ungeachtet der Freilafſungsanſpruch auch auf ein mit 
dem Erecuten gejchlofjenes Depofitum oder ein Commodatum geftüßt werden, 
und ungeachtet in diefem Falle die Ablaffung von der abminiftrativen Erecu- 
tion nicht als Befriedigung eines einem dinglichen Rechte entipringenden 
Anſpruchs behandelt werden kann. Gemäß 8. 52 ift die Klage aus einem 
Dinglihen Rechte an einer beweglichen Sache nad) Wahl des Klägers bei 
ber Berfonalinftanz oder bei dem Gerichtöftand ber belegenen Sache anzu- 
bringen. Welches ift aber in einem folchen Falle die Perfonalinftanz des 
Fiscus? Nach 8. 23 derjenige Gerichtöhof, in defjen Sprengel der Amtsfit 
der Finanzprocuratur oder, wo feine beiteht, der eines Fiscalvertreterz if. 
Welche Finanzprocuratur tft das? Jene, in ‘deren Sprengel die abmi- 
niftrative Erecution vorgenommen, oder jene, in deren Sprengel etwa 
die gepfändeten Sachen übertragen tvurden? Hätte man den Fiscus 
bier al8 Urheber einer Mechtäverlegung zu behandeln, jo wäre zuftändig 
der Gerichtshof jener Finanzprocuratur, in deren Sprengel die rechts⸗ 
verlegende Erecution vor fi ging; iſt er als detentor zu Hagen, fo 
müßte die Klage gegen jene Finanzprocuratur, beziehentlich bei dem Ge— 
richtshofe jener Finanzprocuratur eingebracht werden, in deren Sprengel 
fi) die gepfändeten Sachen zur Zeit der Erhebung der Stage befinden, 
gleichviel ob fie bei dem Erecuten al3 ein ihm anvertrautes Gut gelaffen 
oder an einen anderen VBerwahrunggprt gebracht wurden. Troß aller 
theoretifchen Schwierigkeiten ift die Geftaltung der Praxis vom Stand: 
punkte des Rechtsſchutzes des Einzelnen ficher nicht zu beflagen. Dan 
muß vielmehr eine Legalifirung derjelben durch ein fürmliches Geſetz 
wünſchen, welches die hier hervorgehobenen Zweifel und Bedenken durch 
eine befriedigende Regelung der ihnen zu Grunde Tiegenden Fragen 
bejeitigt.*) 

Außer Zweifel fteht mit Rüdfiht auf die ausbrüdlichen Beitim- 
mungen des Hfbet. vom 19. Sänner 1784, J. ©. S. Nr. 228 und des 


1) Entid. d. 0.8. 9. v. 26. April | dehnung der BVorfchriften der neuen 
1882, 3. 9286, &1.-U. 8966. Sivilproceß- und der neuen Ere- 

2) Eine ſolche Regelung lieg nicht in | cutiondordnung auf die Seltend- 
der Abſicht des Urt. VI des Entmurfes , mahung von Rechten an den durch 
eines Einführungsgefeße3 über das Ere- | eine politiiche Erecution betroffenen 
cuttond- und Sicherungsverfahren (Nr. , Gegenjtänden beantragt, dagegen feine 
1062 derBeil. zuden ftenogr. Prot. des Ab⸗ Entfheidung in der Competenzfrage 
eordnetenhaufes XI. Sell. 1894). Der- | getroffen. Allein die Schmwierigfeit, dieſe 
elbe läßt e3 vielmehr bei dem bisherigen | Normen auf das Berwaltungsperfahren 
Rechtszuſtande bewenden. Auch der | zu appliciren, wird von ſelbſt die Auf- 
Permanenzausichuß des Abgeordneten-  rechterhaltung der bisherigen Praxis zur 
Haufe® (vgl. Beilage Nr. 1106 XI. | Folge haben. 
Sefſ. 1895 Art. 111) hat nur die Aus- | 
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Hoflammerdecret3 vom 10, Februar 1832, 3. &. ©. Nr. 2548 (PB. 8), 
die Buläffigfeit der civilrechtlicden Exſcindirungsklagen gegen Executions⸗ 
acte, welche die Civilgerichte auf Requifition der Verwaltungsbehörden 
in da8 Vermögen der ihnen bezeichneten Berjonen vornehmen. Diefe 
Klage ift dann allerdings nad) Wahl des Klägers bei dem die Execution 
bewilligenden oder dem etwa von demſelben verjchiedenen Bollfiredungs- 
gerichte anzubringen. Das Crecutionsfiftirungsgefuch?) gehört vor das 
über die Exſzindirungsklage verhandelnde &ericht.?) 

Was von der Buftändigfeit zur Entfcheidung über den Anſpruch 
auf Freilaflfung der im Verwaltungswege der pignoris capio unter- 
worfenen Saden gilt, ift auch von der Buftändigfeit zur Entſcheidung 
über die Unfechtung eines folchen Erecutiongactes zu behaupten, welche 
darauf geftüßt wird, Daß der volljiredten Auflage einer Leiftung That⸗ 
fachen nachgefolgt feien mit vernichtender oder hemmender Wirkung für 
den durch die Auflage feitgeftellten vermögensrechtlichen Anſpruch des 
Staates oder eines öffentlichen Perfonenverbands, alfo 3. B. Zahlung, 
Verjährung, Nachlaß, Stundung?) u. ſ. w. Denn es handelt ſich auch 
in dieſen Fällen um die rechtliche Realiſirbarkeit oder um den 
Rechtsbeſtand einer öffentlichen Pflicht, über deren Realifirung die 
Verwaltungsbehörde ſchlüſſig werden ſoll, alſo um eine ganz liquide Ver⸗ 
waltungsſache. Allein auch dann liegt die Sache nicht anders, wenn die 
Verwaltungsbehörde den Weg der Requiſition der Civilgerichte be 
treten bat. Denn die Hfdcte. vom 19. Jänner 1784, vom 26. Febr. 
1789, 2.9.6. Nr. 977 lit. ec. und das vom 24. October 1806, J. ©. 
S. Nr. 789, bezeihnen das Verhältniß der Gerichte zu den ihre 


1) Die €. des 0. G. 9. v. 11. Zuli ſtehen fol. Un der cit. Stelle, SL.-U. 
1890, 8. 6441, Zurift. Blätter, Jahrg. | 1054, wird aber die Klage auf Manth⸗ 
1890, Nr. 46; 3. Nov. 1886, 8. 11627, | gebüßren vor bie polit. Behörben ver- 
Gl. U. 11228, laſſen die Siftirung auch | wieſen. Der von B. citirte Nechtsiag 
noh im Stadium des Verfahrens zur | ift in der Entſch. GL.-U. 8984 aus- 
Vertheilung des Erlöfes aus der Zwang?- | gelpronen, Unrichtig ift auch die von 
ner gepfänbeten Sachen unter | N er da, 33 —A— 
ie ubiger zu. aß die Eintrelbu ngen a 

2) Bgl. indeß die cit. €. d. o. G. H. öffentlichen Rechtsverhältniſſen nach 3.1 
—* bann ben ange eined ber A 0. vom F en hi 

eſetzes er das ecutiond- un . G. 8. Nr. 96, aus eßlich in 
Sicherungsverfahren 88. 30 -37, 38 3.3, | politiſchen Wege zu erfolgen habe. 8.3 
8.40a1.1,8.428.2, 5 43—46 und die dieſer Vdg. verweift bie politiichen Be- 
thmen entiprechenden Beitimmungen des | hörden auf die Anwendung ber für die 
Entwurfs des Permanenzausſchuſſes des  Eintreibung Direcier Steuern Platz 
a eh ty 1026 der ten. | greifenden Drittel, ur Ahle gehört auch 

rot. XI. . . | ng zu regtir 

3) Bernatzik cit. a. a. D. ©. 237 rirenden Civilgerichte. Enticheidend ik 
ae ee a und Tehite 

‚ .r N . , 1 * 
erklärt worden fein ſoll, daß durch Cre⸗ ſchubes feiner Erfüllung nicht zum privat⸗ 
bitirung der Wegmauthgebühr ein privat- | rechtlichen werden kann. Tezner im 
rechtliches Verhaͤltniß zwiſchen Mauth- | Archiv f. öffentl. Necht, IX. Bb., S. 506. 
pächter und dem Mautbpflichtigen ent» 
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Rechtshilfe in Anſpruch nehmenden Steuer- und fonftigen Verwaltungs 
behörden al8 ein ftreng requifitorifches. Sie fchließen jede ge- 
richtliche Eognition über den Rechtöbeftand der von ihnen einzutreibenden 
öffentlichen Forderung ausdrüdlih aus, ohne zwiſchen dem alle der 
Prüfung der Entftehung oder der Erlöfchung derfelben zu unterjcheiden. 
Sie beichränten deshalb die gerichtliche Feſtſteſeeng nur auf die Frage 
nah dem Vorliegen einer vollitredbaren Aufl: ge, nad der Buftändig- 
feit der vequirirenden Behörde, nach der Er ıllung der formalen Er- 
forderniffe des behördlichen Verlangens. - ahrend fih nun in der um- 
fafjendften, von Glaſer und Unger beg‘ «ndeten Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen des oberften Gerichtöhofes anjcheinend Teine findet, welche die Zu⸗ 
ftändigleit der Gerichte zur Erkenntniß über die Anfechtung einer im 
Bermwaltungswege erfolgten Pfändung wegen Erlöfchung oder wegen 
Stundung der einzutreibenden öffentlichen Forderung ausdrücklich an- 
ertennen würde, ift die Zuläffigkeit der Geltendmachung ſolcher nachträg⸗ 
lich eingetretener anjpruchsvernichtender und hemmender Thatſachen im 
gerichtlichen Verfahren zur Vertheilung des Erlöfes aus der Zwangs⸗ 
veräußerung gerichtlich gepfändeter Sachen in einzelnen Enticheidungen 
incidenter ausgeſprochen, andererjeit3 durch die Entſcheidung des oberften 
Gerichtshofes vom 20. Mai 1890, 3. 5634, Gt. U. 13294) die fürm- 
liche civilgerichtliche Klage zur Herbeiführung der Vernichtung einer für 
öffentliche Forderungen geführten gerichtlichen Erecution wegen rechts⸗ 
vernichtender oder rehtähemmender der behördlichen Auflage nachgefolgter 
Thatſachen ausdrücklich für ftatthaft erklärt worden. Diefe Klage führt 
in der Braris die Bezeichnung Oppoſitionsſsklage. Sie unterliegt den 
Beitimmungen des Hfdet. vom 22. Juni 1836, J. ©. S. Nr. 145. Ihre 
Anbringung hat ebenfowenig wie die Exſcindirungsklage eine von felbft 
eintretende hemmende Wirkung auf den Gang der Erecution. Es bedarf 


1) 8. 6 des Gebührengeſetzes fchließt ! 
Die gerichtliche Cognition über den Rechts⸗ 
beftand der Gebührenforderung aus, ohne 
zwiichen er licher Entftehung oder | F 


Juni 1844, 3. 17470, 0. d. Prov. Geſ. ©. 
DD, 26 Mr 102; v. 11. October 1844 


— — Deiober 1881, 
dli DI, ©. 866 fi.) in o ienbarem 
Bberiprud mit 2 Sfbrl. v. 19. Sänner 


nadträgliher&rlöfchung zu icheiden. 
Zuweilen glauben die Gerichte, ihrer 
Competenzbeichräntung dadurch aus- 


weichen zu können, daB fie behaupten, 
nur die Frage des civiirechtlichen Pfand⸗ 
rechts zu erörtern. Allein ſie dürfen 


dieß nur unter Feſthaltung der Rechts⸗ | 


beftänbigteit der ihnen zur Eintreibung | 
überwiejenen oder bei der Meiftbotver- | 
tHeilung angemeldeten Yorderung. 

ann feinem Zweifel unterliegen, daß 
die Gerichte, wenn fie fi in die Ent- 
ſcheidung barüber einlaflen, welche 
von mehreren fiscaliſchen Forderungen 
durch eine Sahlung getilgt worden jei 
(ogl. 13. März 1832, 8. 727, 
frain. Prov. Gel. ©. 85.14; Nr. 460.7. 


1784, 3%. Nr. 228 bei Ein- 
treibung eines —52— eines landes⸗ 
fürſtlichen Gefälles, anſtatt die Execution 
auf Anrufen der Beamten unmittel- 
bar, aljo ohne Dermittelung eines Aus⸗ 
ſpruchs über den Rechtsbeſtand des 
Ausſtandes zu Teiften, die Sache in 
ein rechtliches erfahren leiten. Das 
ift aber nur eine leicht verzeihliche 
Neaction gegen den Fiscalismus ber 
Sinanzbehörden, welche fich die felbft- 
tätige Wahrung ber Rechte des Einzel- 
nen in außreihendem Maße nicht an⸗ 
gelegen ſein laſſen. 
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vielmehr zur Hexrbeiführung derfelben auch in diefem Falle eines aus- 
drüdlichen Antrags des Oppofitionsflägers, welchem der Richter bei vor: 
liegender BZuftimmung des Gellagten zur Einftellung der weiteren Execu⸗ 
tionsschritte ohne Weiteres nachzugeben bat. Bon diefem alle abgejehen 
bat der Richter proviſoriſch die Einſtellung auf Antrag des Klägers 
zu verfügen, wenn derjelbe die Thatjachen, welche die nacdhträglide Er: 
löſchung des Executionsrechts begründen, Durch vollkommen beweijende 
Urkunden!) darzuthun vermag. Die endgiltige Entfcheidung über die 
Frage der Einjtellung ift nah Durchführung einer auf Turze Beit aus 
zufchreibenden Verhandlung zwifchen Kläger und Gellagtem, welch letzterer 
von der Kinftellung verftändigt werden muß, mittels Beſcheides zu treffen. 
Die Vorausſetzung eines mit der Fortſetzung der Erecution für den 
Kläger verbundenen damnum irreparabile ift im Geſetze?) nicht aufgeftellt, 
andererjeit3 die Beitellung einer Caution für die Bewilligung der Ein- 
jtelung weder als erforderlih noch als ausreichend?) erklärt. Die 
Oppoſitionsklage ijt nad) dem cit. Hföct und nah 8. 71 der älteren 
Surisdictionsnorm bei jenem Gerichte erfter Inſtanz anzubringen, welches 
den eriten Grad der Execution (fei e3 unmittelbar oder in Folge Ent- 
icheidung der höheren Snftanzen) bewilligt hat. Der Antrag auf vor- 
läufige Einftellung kann zufolge $. 72 al. 1 der Zur. N. nah Wahl 
des Klägers entweder bei diefem Gerichte oder, wenn dasſelbe mit dem 
die bewilligte Erecution vollziehenden Gerichte nicht identifch ift, bei 
dem bewilligenden oder dem vollziehenden Gerichte angebracht werden‘) 
VL Exſeindirungs⸗ wie Oppofitionstlage bilden den Uebergang 
von den rein proceßualen Rechtsmitteln für die Anfechtung von Erecu: 
tionshandlungen zu den materiell rechtliden Anſprüchen anf beftimmte 
vermögensrechtliche Leiftungen, welche für den einer Zwangsvollſtreckung 
Unterworfenen oder für dritte Berfonen. aus dem Vollzuge einer Zwangs⸗ 
vollitredtung als Folge derjelben entitehen fünnen. Hier find anzuführen der 
Anſpruch auf Erfah des durch pflichtwidrige Ausführung der Erecution 
dem Erecuten oder dritten Perjonen zugefügten Schadens, weldder durch 
caffatorifche Entjcheidungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden 
nicht ungefchehen gemacht werden kann, der Anſpruch auf Rüderjag einer 
von der Behörde irrthünlich eingetriebenen oder von dem Erecuten irr⸗ 
thümlich an die Behörde oder ihre Organe erjtatteten Geldleiſtung, oder 
auf Reftitutton einer demfelben in Folge eines Irrthums der Behörde 


1) Die €. des 0. ©. 9. v. 28. Mai 
1879, 3. 5966, Gl. U. 7494, läßt dieſes 
Erforderniß nach oder erflärt es beziehent- 





3) €. des o. G. H. v. 15. Mai 1306, 
„4434, GL-U. 2495; 27. October 1880, 
. 11692, ®L-U. 8153; 27. September 


lich erfüllt, wenn mit Beziehung auf den 
Beitpuntt des urkundlichen Erlennt- 
niſſes die Trientalverjährung bes 8. 1480 
o. b. G. €. behauptet wird. Bel. aud 
a v. 20. Mai 1890, 3. 6634 Gl.⸗U. 


2) Entf. des o. ©. 9. v. 12, Feb⸗ 
ruar 1867, 3.028, &L.-U. 2737. 


1882, 3. 11100, &1.-U.9111; 16. Sänuer 
1883, 3. 350, &1.-U. 9265. 


4) gl. nunmehr au 88. 33, 4 
8: 8, 37,38 8.2, 39,40 a. 1,42 81, 
3-46 de3 cit. Regierungdentwurfs und 
die conformen 88. des Entw. des Per- 
manenzausfchufies. 
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abgenommenen oder von ihm irrthümlich herausgegebenen und in der 
Berwahrung der Behörde befindlichen individuell beftimmten Sade, ab- 
geſehen von dem Falle, wo dtejelbe zur Bimangsveräußerung für die 
Befriedigung einer öffentlichen Forderung beftimmt if. Man vente 3. 8. 
da der Erecut in einem alle, wo der Zwang zur Urkfundenedition 
ftatthaft ift, zur Herausgabe einer anderen Urfunde genöthigt wurde, 
ala welche in dem zu vollitredenden behördlichen Auftrage angegeben 
erſcheint. Solche Ansprüche find, von entgegengefehten Beitimmungen 
abgejehen, mittel3 Syndicatöflage?), condictio indebiti?), NRejtitutiong- 
Hage und zwar im Berwaltungsverfahren geltend zu machen. Ihre 
Anbringung führt zwar zur Einleitung des. Verwaltungsverfahrend, ilt 
aber fein Rechtsmittel zur rechtmäßigen Geſtaltung desſelben. Anſprüche 
dieſer Art ſind im materiellen Verwaltungsrecht abzuhandeln. 


1) Es ſcheint mir ein Irrthum zu ‚vd. 14. März 1806, J. G. S. Nr. 768, 
fein, wenn allgemein angenommen wird, | bie Geltendmachung einer ſolchen Haftung 
Art. 11 al. 3 des St. d. G. der Regie- | auh im Verwaltungswege ausd« 
rungs⸗ und Bollsugsgemvaft geftatte ſchließen will, ift aus dem Inhalte des⸗ 
derzeit noch feine Syndicatsklage gegen | jelben im Befanmenpalte mit 8. 1341 
Berwaltungsbeamte. Dieje Beftimmung | a. b. &. 8. nicht zu entnehmen. Bol. 
jteit nur ein Geſetz in Ausficht, welches | auch Stantäminifterialeriag v. 10. Ung. 

te Haftung der Berwaltungäbeamten | 1864, 9. 3206. 
für Schadenzufügungen durch rechtöver- 2) Budw. 2082, 2232, 2298, 3932, 


legende, pflichtwidrige Amtshandlungen $. 77 des Geb. Gel. ® 
_ gl. hiezu Kezner 
als eivil⸗ d. i. als privatrechtliche, ber im im Bei fi für „aflentriges Recht, IX. Bd., 





civilgerihtliden Lognition unter- 
liegende regeln wird. Daß das Hfbct. 


Fünfzehntes Capitel. 
Die often des Adminiſtrativverfahrens. 


8. 40, Die Koften des Staates, der Selbftverwaltungstörper 
und der Hilfsperfonen des Verfahrens. 


J. Dem Staate und den Selbftverwaltungstörpern erwachſen durch 
das bloße Beftehen der ftaatlicden Behörden, beziehentlih der Behörden 
der Selbſtverwaltung und durch die Herftellung und Erhaltung ber für 
ihre Gefhäftsführung nothwendigen fachlichen Einrichtungen Koften, ganz 
abgejehen davon, ob und in welchem Umfange und für welche Zwecke fie 
wirklich thätig find. Dieſe Koſten fallen als Betriebsauslagen der ftaat- 
lichen Verwaltung und Selbitverwaltung dem Staate, beziehentlich den 
GSelbftverwaltungsförpern zur Laft. Kein Erjab diefer Koften Liegt in 
jenen Fällen vor, in welchen von dem Einzelnen anläßlich der Vornahme 
oder für die Vornahme einer in feinem Intereſſe erfolgenden Amtshand⸗ 
lung dieſer Behörden eine öffentliche Abgabe zu entrichten ift, fie mag 
fih als Verkehrsſteuer oder als Gebühr im techniichen Sinne des Wortes 
haralterifiren. Denn in beiden Fällen erfolgt durch die Zahlung der 
Steuer ober ber Gebühr fein Erfah für die Koften diefer concreten 
Umtshandlung, die fih auch richtig kaum ermitteln Laffen, ſondern die 
Leiftung einer Öffentlichen Abgabe, für deren gejehlih im vorhinein 
erfolgte Firirung ausfhließlih finanzpolitifche Geſichtspunkte maß: 
gebend find, und deren Betrag im Falle des Vorliegens einer Steuer 
die Koften der Amtshandiung, fowie fich diejelben auf Grund einer bei- 
läufigen Schätzung herausſtellen würden, überjchreitet, während er im 
Falle des Vorliegens einer Gebühr in jehr vielen Fällen hinter derſelben 
zurüdbleiben wird. Die Koften, um welche es fich in diefem Abſchnitte 
handelt, find aber foldhe, die in Folge der Durchführung eines admini⸗ 
ftrativen Procefjes entftehen, und deren Betrag einer ziffermäßigen 
Feſtſtellung fähig fit. Der zur Inſtruirung des Proceſſes abgeordnete 
Beamte muß, um die Erhebungen an Ort und Stelle vorzunehmen, fi 
von feinem Amisſitz auf eine ſolche Diſtanz entfernen, daß ihm daraus 
ein Anſpruch auf Erfab von Zehrungs- und Reiſekoſten entfteht. Wie 
Buftellung bebördlicher Verfügungen und Enticheidungen vollzieht ſich in 
folder Entfernung vom Amtsorte, daß dem Amtsboten Gang- und Behr: 
geld oder eine Zuftellgebühr zu entrichten iſt. Es müſſen Experten ver- 
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nommen werden, welche nicht verpflichtet find, ihr Gutachten unentgeltlidy 
abzugeben, und denen auch die Koften ihrer Reife und ihres Aufenthalts 
am Orte der Bornahme des amtlichen Augenfcheins erfeßt werben müflen. 
Es entftehen durch die Requifition von Acten fremder Behörden und 
durch Rückſendung derfelben in Fällen, wo Portofretheit nicht beiteht, 
Bortvauslagen; e3 find Einjchaltungen in öffentliche Blätter vorzunehmen, 
welche den Beitungseigenthümern zu bonoriren find. Die Möglichkeit 
von Auslagen diefer Art führt zu mehreren Fragen. Wer bat diefelben 
zunächſt zu betreiten? Wen belaften fie endgiltig? Bwilchen welchen 
Perſonen entftehen durch den Koftenaufiwand unmittelbare obligatorifche 
Anſprüche, wenn der Kofteubetrag nicht etwa im vorbinein bei der Be- 
börde von den Parteien zu erlegen, fondern erjt nachträgli von ben- 
felben zu erjeten ift? Das öfterreichiiche Verwaltungsrecht entbehrt 
erjchöpfender, allgemeiner geſetzlicher Beitimmungen, aus welden die 
Beantwortung diefer fragen abgeleitet werden könnte. Es tft dies, was 
zunäcft die Frage nach der Pflicht zur Koftentragung anbelangt, aus 
der Mannigfaltigleit der Zwede des Adminiſtrativverfahrens, aus der 
Deannigfaltigleit der Kombinationen, welche ſich in Betreff des Bethei- 
ligtſeins der öffentlihen und der privaten Intereſſen an der Durchführung 
des Nominiftrativverfahrens ergeben können, und mohl auch aus Rück— 
ſichten vollswirthſchaftlicher Natur erklärlich. Eine Rüdjicht Iehterer Art 
dürfte 3. B. der Beitimmung des 8. 16 deö Gef. vom 3. April 1875, 
R. G. B. Nr. 61, betreffend Maßregeln gegen die Verbreitung der Reb- 
laus zu Grunde liegen, wonach die anläßlich der commiffionellen Er- 
bebungen zur Feſtſtellung der Infection und zur Beſtimmung der Abwehr⸗ 
maßregeln auflaufenden Koften an Taggeldern, Reifegebühren und fon- 
ftigen Entlohnungen für die behördlichen Organe... ., dann die an- 
läßlich der behördlich vorgenommenen Durhforihung (88. 2, 14 und 18 
bes Geſ.) erwachſenden Koften vom Staatsſchatz beftritten werden. Darin 
drüdt fich einerfeitS die Anerkennung der Bedeutung des Grundbefibes 
für die Volkswirthſchaft, andererfeit3 die Rückſicht auf die ökonomiſche 
Zage des Bauernftandes aus.!) Das Gleiche gilt von den Beitimmungen 
der beiden Neichögefehe vom 7. Juni 1883, R. ©. B. Nr. 92 (8. 43) 
und Nr. 94 (8. 14), foweit diefelben die Tragung der Koften des Bu- 
Tammenlegungs- und des Grundtheilungs- und Negulirungsverfahreng 
dem Staatsſchatze auferlegen. Die von jocialem Geifte burchjättigte 
Sojefintfche Geſetzgebung befchränfte gar in einzelnen Beftimmungen die 


1) Nach 8. 10 des nicht Geſetz ger | | Brob. Gef. S. für Steierm. 26. Bd. 
wordenen Beichluffes des Ubgeordneten- | Nr. 101, für DO. Defterr. publ. mit 
haufes, abgedrudt bei ROT I, ©. 57, | Reg. „Kundmachung vd. 14. October 1844 
follen die Commiſſionskoften des dele⸗ 8. 23845, Prov. G. ©. u. 26 Nr. 163 
girten der Yinanzbehörden, welche durch | (Röll I, 50, unridtig Pr. 63), daß 
die Erhebungen von lementarf en die Steuerbegirköbenmien in diejem Falle 
behufs Nachlaſſes von der Grundſteuer | überhaupt Teinen Anſpruch auf Reiſe⸗ 
entftehen, vom Werar getragen werben. | Toftenentihäbigung und Spefen haben. 
Hart ift die VBeftimmung des $. 6 al ferner Hye1 
Hfdets v. 26. Ang. 1844, 2. 17381 
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Koftenerfabpflicht auf die vexmöglicheren Barteien zum Nachtheile der 
Kreisbeamten, welche, foweit es fih um die vermögenslofen Parteien 
(Unterthänigen) handelte, die Koften ihrer Amtöreifen aus ihren Amts: 
bezügen deden jollten (1).?) 

II. Die Auflage zum Erſatze der Koften des Adminiſtrativberfahrens 
durch die Parteien darf gegenwärtig wie jede andere behördliche Auf- 
lage nur auf Grund von Geſetzen erfolgen.) Soweit die vorconftitu- 
ttonelle Epoche in Betracht kommt, ift Die Frage nach der Geſezzeskraft 
einer die Koftenerfagfrage regelnden Beitimmung auf Grund der Rechts: 
ſätze der abfolutiftifchen Verfafjung zu beantworten. Verordnungen, welde 
fett der Wirkfamteit der conftitutionellen Verfaſſung über diefen Gegen: 
ftand erlaffen worden find, befißen verbindliche Kraft nur, wenn jie auf 
Grund geſetzlicher Ermädhtigung von der zuftändigen Behörde Hinaus: 
gegeben worden find.) Erweiſt fi ihr Inhalt nur als Entwidlung 
des Inhalts eines beftimmten Geſetzes, dann können fie nach außen hin 
doch nur als autorktative Geſetzesauslegungen in Betracht kommen, nit 
aber als objectives Recht. Da ſich für Die Regelung der Koftentragungs: 

pflicht im Adminiſtrativverfahren verfchiedenartige Tegislative Erwägungen 

in Fällen ähnlicher Art darbieten, und da auch die pofitive Geſetzgebung 
in Fällen ähnlicher Art zwifchen diefen Erwägungen nicht immer diejelbe 
Wahl getroffen Hat, jo find Unalogteichlüffe aus einzelnen Verwaltungs 
geſetzen für die Beantwortung der Trage, wem die Koftentragungspflidt 
obliege, von fehr precärem Werthe; Analogieſchlüſſe aus den Beftimmungen 
des Civil⸗ und des Strafprocefies find aber, mit Uusnahme ber Fülle, 
in welchen eine offenbare Berufung der Verwaltungsbehörden zur Civil⸗ 
rechtspflege vorliegt, geradezu unſtatthaft, aber ſelbſt in letzterem Falle 
unficher, weil ſich die publiciſtiſchen Intereſſen, welche eine ſolche Com⸗ 
petenzverſchiebung herbeiführen, der Verwendung von Analogieſchlüſſen 
hemmend entgegenftellen. 


1) Hfdet. v. 22. Mär; 1782, Geſ. | hörde folgen würde, von biefer Regel 
30] ef II, 2. Aufl. 8b. V, ©. 1 A abzugeben und die ſchuldtragende Partei 
. 14. Huguft 17 6, Bd. XL, S. 876 ff. ind den Koftenerfag zu verfällen. Bid 
mtsunterriht für Kreisämter, g. 13). |, mehr, ann bie rhörbe von biefer wie 
2) Urt. 11, al. 1 des R. G. G. über don jeder anderen geſetzlichen Regel nur 
die Regierungs- und Bollzugsgewalt. burd Gert it, ob nia en Eint 
B.O.D.E. ve 26. ae loben 
Bub. 2000; 22. Nov, 1889, i 8131, diger Regel einen reijeren Snpalt 
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elben ergibt, als welcher ſich dem erften 
Budw. 4971: 25. Juni 1891 
Budw. 6060; 26. Nov. 1892, 3. 35 Biide Harbiet 
Budw. 6897: 24. Upril 1891, 1499, 3) Eine Ermädtigung zur Ergänzung 
Budio. 5911. Unridtig ift die Krgu- . ber geteglichen Regelung der Ko 
mentatton des Min. des Innern vom | mie crorönung enthalten z. B. bie 
20. Mai 1870, 3. 7327, 8. f. 8. 1870, v. 3. Juni 1886, 2.0.8 
Nr. 42, ©. 166, wonach aus der Bor- Ä Sr. * 120) und Nr. 40 (8. 131) 
N rift bes 8. 24 der Big. v. 3. Juli Diefelbe erfolgte für Riebertlternih 
‚ baf die das Verfahren veran- | mittel$ der Verordnungen v. 8. Feb 
foffenbe PBartetin der Regel die Koften | ruar 1887, 2.8.8. Ar. 20 (@. 144) 
zu tragen habe, die Befugniß der Be- und Nr. 21 (8. 155). 
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OI. Das öſterr. Bermwaltungsreht befitzt nur eine allgemeine 
Beitimmung über den. bier behandelten Gegenttand. Um fo. wichtiger 
erjeheint es, ihren Inhalt nach allen Richtungen Harzulegen. Dieje Be- 
ftimmung ift enthalten in 8. 24 der auf Grund A. h. Entſchl. vom 
21. Juni 1854 für die damaligen Unter- und Mittelbehörben des poli= 
tiihen Verwaltungsdienſtes erlajienen Vog. der Minifter des Innern, 
der Juſtiz und der Finanzen vom 3. Quli 1854, R. G. B. Nr. 169. 
Es gilt deshalb, dieſe durch kaiſerliche Entichließung angeregte oder ge: 
nehmigte Verordnung nur für das Verfahren vor den politiſchen Be- 
hörden eriter und zweiter Inſtanz, hier aber ohne Unterfchied des Nefforts, 
für welches jie im Rahmen ihrer Zuftändigfeit thätig find, nicht aber für 
das Verfahren vor den Behörden anderer Neflorts!) oder vor ben 
Selbitverwaltungsbehörden,?) Der cit. 8. 24 Inutet: „Die Vergütung 
der Commiſſions-8) und Reiſekoſten ($. 12) der Beamten, dann der Zehr⸗ 
und Ganggelder (88. 3, 15, 17) und endlich der Buftellungsgebühr ($. 21) 
für alle über eine Eingabe oder ein anderes ämtlihe® Anbringen 
erjlojjenen. Erledigungen, jelbjt wenn deren Buftellung nicht vollitändig 
bewirkt werden konnte, obliegt in der Kegel derjenigen Bartei oder 
deren Bevollmächtigten, welche durch ihr Einjchreiten die behördliche 
Erledigung oder Unordnung veranlaßt hat, unbeichadet des allfälligen 
Anfpruches auf Rüderfag an die Gegenpartei oder an einen Dritten. 
Wird eine Eingabe Jemandem um feine Aeußerung mitgetheilt, fo ift die 
Gebühr für die Zuftellung der über die Aeußerung ergebenden Er- 
ledigung von derjenigen Partei, welche die Aeußerung veranlaßt hat, 
einzubeben.“ *) 

Klar und unzweidentig legt diefe Beftimmung die KRoftentragungs- 
piliht in jenen Fällen, in welchen die Behörde nur auf Untrag einer 
Partei zur Hilfeleiftung für die Verwirklichung oder für die unmittel- 


1) Der bei Mayrhofer I, S. 139, | 50er Jahre und hie und da ſchon im 
Ann, 2, angeführte FM. E. v. 6, au Sprachgebrauch des älteren öfterr. Ant» . 
1856, 3. 46505, 5.8. BI. Nr. 35 ©, 329, ſtyls die technifche Bezeichnung für bie 


welcher die Auslagen für die im jpectellen 
Sntereffe von Privaten, Corporationen, 
nicht dotirten Fonden u. dgl. gepflogenen 
Amtshandlungen biefen auferlegt, Mi des⸗ 

alb, ſoweit das Verfahren vor den 

nanzbehörden in Betracht kommt, un⸗ 
verbindlich, ganz abgeſehen von dem 
Mangel gehöriger Kundmachung. Die 
Finanzbehörden können Koſten des von 
ihnen gepflogenen Verfahrens den Par⸗ 
teien nur kraft geſetzlicher Beitim- 
mung auferlegen. 


3. 3131, Budw. 4971; 25. November 
1892, 3. 3551, Budw. 6897, dann 
Budw. 865. 

3) Commiſſion ift im Sprachgebrauche 
der Öfterr. Verwaltungsgefebgebung der 





Vornahme von Erhebungen unter Zu⸗ 
ziehung der Parteien und für Die ſich 
zuweilen daran knüpfende Barteienver- 
Handlung im admintiftrativen Verfahren 
außerhalb der Amtslocalitäteu 
an Ort und Stelle Es liegt deshalb 
feine Commiſſion vor, wenn die Behörde 
außerhalb ihres regelmäßigen Amtsſitzes, 
aber in einem für ihre Amtirung be- 
ftimmten 2ocale fogenannte Amtstage 


abhäft. 
| 4) Bel. 8. 15 der bad. Bbg.: „Die 
2) V. G. H. E. v. 22. November 1881, : Koften des 


Verfahrens fallen demjenigen 

ur Laft, der das Verfahren veranlaßt 
dat: durch ungegründete Einwendungen 
verurfachte Kolten können dem Wider⸗ 
Iprechenden auferlegt werden.“ 
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bare Verwirklichung der Privatintereſſen derſelben einſchreiten darf, in 
welchen der Parteienantrag die condicio juris für das behördliche Ein- 
fchreiten bildet, grundfäglich derjenigen Partei auf, welche die Antervention 
der Behörde in ihrem Sntereffe verlangt. Eine unmittelbare und aus: 
drüdliche Anwendung diefes Anterefjenprineipes, welches die follieitirente 
Partei (die pars, quae novarım rerum cupida quieta movet) für erſat; 
pflichtig erklärt, enthält 8. 44 des Gef. betreffend die Enteignung für 
Eijenbahnzwede aus dem Sabre 1878, welcher die Koften des admi- 
niftrativen Enteignungsverfahrens regelmäßig die dasſelbe beantragende 
Unternehmung, dann $. 31 der Gew.-Nov. (1883), der die Koften des 
Verfahrens über gewerbliche Betriebsanlagen einfchließlich jener für die 
Bekanntmachung des Projects regelmäßig den Unternehmer tragen läßt. 
Bu dem gleichen Reſultate führt die Beſtimmung des 8. 234 des Berg: 
geſetzes, wonach die Koften der Verhandlungen „in Angelegenheiten der 
Barteien“ in der Hegel von den Parteien zu tragen find, melde bie 
Verhandlung veranlaßt haben, oder die Beitimmungen der Waſſer⸗ 
ordnungen, denenzufolge die Koften der commiffionellen Erhebungen und 
Verhandlungen in Barteiangelegenheiten von derjenigen Partei zu tragen 
find, welche die Einleitung des Verfahrens angefucht bat, foweit es fid 
um das Verfahren zur Verleihung von Bergwerfsberechtigungen, Wafler: 
rechten oder um die Prüfung von projectirten Wafleranlagen handelt. 
Indeß iſt die erwähnte Beftimmung auf diefen Fall nicht zu befchränfen. 
Sie fordert nämlich nicht, daß der das Vorgehen der Behörde veran- 
laffende Antrag gerade nur derjenige fei, welcher die Vorausſetzung der 
Einleitung des Verfahrens bildet, und fie fpricht auch nicht aus, daß 
gerade nur ein Untrag auf Einleitung eine nur auf folchen Antrag 
einzuleitenden Verfahrens die antragftellende Partei verpflichte. Es if 
vielmehr mit der Beitimmung des 8. 24 wohl vereinbar, bie Koſten 
erjagpflicht einer antragftellenden Partei auch dann aufzuerlegen, wem 
fie einen Untrag im Laufe. eine8 von Amtswegen eingeleiteten Ber: 
fahrens geftellt hat. Das ericheint in einzelnen gejeglichen Beftimmungen 
auch ausdrüdlich zugelaſſen. So hat nach dem Hfdct. vom 18. October 
1840, 8. 27581, n. ö. Prov. Gef. 22. Bd. Nr. 176°), die Partei die 
Koften der durch ihre Beſchwerde gegen die behördliche Richtigftellung 
ihres Hauszinaftenerbefenniniffes hervorgerufenen Zocalerhebung dann zu 
tragen, wenn. diefelbe die Nichtigkeit der amtlichen Correctur ergibt. 
Die Vdg. des Minifteriums für Eultus und Unterridt vom 25. Mai 
1859, R. G. 3. Nr. 99, belaftet mit den Koften des Verfahrens zur 
Feſtſtellung der Nothwendigkeit der Herjtelung und der Reparatur von 
Kirchen, Pfarr, Schulbauten, Begräbnißplägen unter allen Umſtänden, 
aljo au dann, wenn die Gebahrungsüberjchüffe des Kirchenvermögen? 
für deren Dedung ausreichen twürden, die Parteien infoweit, ala Com: 
miſſionen auf ihr ſpecielles Verlangen und in ihrem ausſchließlichen 








1) Mbgebrudt bei Roll I, ©. 181. Bol. ferner die Angaben bei Mayr. ], 
©. 106, Anm 1 
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Intereſſe oder durch ihr Verfchulden ftattfinden. Wenn ferner $. 234 
des Berggeſ. die Koftenerfahpflicht jener Partei auferlegt, welche die 
Verhandlung veranlaßt, die Waſſerrechtsordnungen jener Partei, welche 
die commilfionellen Erhebungen und Verhandlungen durch ihr Der: 
ſchulden und insbejondere durch muthwillige Einwendungen veranlagt 
hat, jo ſcheiden dieſe Vorfchriften nicht weiter, ob jener Antrag der 
Bartei, welcher die mit Koften verbundenen Amtshandlungen hervor- 
gerufen bat, Vorausſetzung der Befugniß der Behörde zur Einleitung 
des Verfahrens gewefen ift, oder aber im Laufe eine von Amtswegen 
einzuleitenden Verfahren geftellt murbe. Außerdem ift aber mit ber 
Beitimmung des 8. 24 der Vdg. vom Jahre 1854 vereinbar und durch 
einzelne der bier citirten Beitimmungen ausdrüdlich zugelaffen, auch in 
jenen Fällen, in welchen das Verfahren nur auf Antrag einzuleiten ift, 
andere antragftellende Parteien außer dem Brovocanten?) in den 
Koſtenerſatz zu verfällen, joferne man fagen Tann, daß die mit Koften 
verbundenen Amtshandlungen diefen anderen antragftellenden Barteten, 
zur Laſt fallen, fei es daß fie mit jenen thatfächtichen Behauptungen 
oder mit den Mechtsbehauptungen, welche jie dem Untrage des Pro- 
vocanten entgegenftellen, nicht Recht behalten, alſo fachfällig werten, fei 
ed, daß fie in jenen Fällen, in welchen die Behörde diefe Behauptungen 
al3 nicht beweis⸗ oder feftftellungsbedürftig anerkennt, aus übertriebener 
Aengftlichleit Doch noch Erhebungen beantragen, ſei e8, daß fie das 
von Anderen probozirte Verfahren zur Stellung von Anträgen benüben, 
die für fich allein geeignet find, ein felbftfländiges Verfahren auf Un 
trag hervorzurufen. Denn jeder Antragfteller foll nah 8. 24 
der Bdg. die Koften der Commiſſionen nur fo weit tragen, 
als die Unordnung derjelben gerade nur durch jein Ein— 
ſchreiten verurfadt wird. Der Brovocant Hat aljo allerdings die 
Koften aller Erhebungen zu tragen, welche die Behörde in Folge feines 
Antrages zu pflegen bat, ohne erſt WUntragftellungen der durch den 
Antrag des PBrovocanten betroffenen Berechtigten und Intereſſenten ab⸗ 
zuwarten, aljo aud die Koften der von Amtswegen borzunehmenden 
Erhebungen über den Inhalt ihrer Rechte und Intereſſen, nicht aber 
die Koften von Amtshandlungen, welche die anderen Parteien über 
da3 Maß diefer gefetlichen Nothivendigfeit hinaus beanträgen und 
welche ein denfelben ungünftiges Wefultat, oder welche nur eine über 
flüffige VBeftätigung für das von der Behörde ohnedies Konftatirte 
ergeben; ferner nicht die Koften der Amtshandlungen auf Grund folcher 
Anträge der anderen Parteien, für welche das eingeleitete Verfahren feine 
weitere Bedeutung als einer zufälligen Veranlafjung bat. Regelmäßig wird 
für die Verurtheilung eines Antragsgegners des Provocanten genügen, 
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1) Provocation ift der Ausdruck, wel- üblich iſt. 
cher in ben öſterr. Grundentlaſtungs-⸗ R. G. B. N 
und Grundregulirungsgeſetzen für den : 1886, R.G 
das Verfahren vernurfachenden Antrag | 


Bol. Gel. v. 5. Juli 1803, 
r. 130, n. 8. L. G. v. 3. Juni 
. B. Nr. 39 (88. 57 ff.). 
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daß derſelbe mit einem Antrag, deſſen Inhalt die Behörde nicht von 
Amtswegen aufzunehmen, fi) anzueignen hat, ſachfällig wird. Einzelne 
Sonderbeftimmungen fordern aber, daß diefer Antrag fih als ſchuldhafte 
Barteienhanblung darſtelle. So laſſen die Waſſergeſetze die Modification 
des Brincips der Kpftenerjabpflicht des Provocanten in dem Yalle, ala 
ein Meitbetheiligter durch feine Einwendungen Erhebungen hervorruft, 
nur unter der Vorausſetzung eintreten, daß dieſelben muthwillig waren. 
8. 44 des Gifenbahnerpropriationägefeßes enlaftet die Unternehmung, 
für welche erpropriirt wird, nur bon jenen Koften des Verfahrens, 
welche durch „ungerehtfertigtes" Einſchreiten eimer Partei ber: 
Vorgerufen wurden und deshalb von diefer zu erfegen find. $. 31 der 
Gew.⸗Nov. (1883) fordert für die Muflage der Koften des Verfahrens 
zur Prüfung der Yuläffigkeit einer gewerblichen Betriebsanlage auf bie 
Gegner des Broject?, daß die Koften durch muthmillige Einwen⸗ 
dungen derſelben verurfacht würden. Die n. 8.2. G. vom 3. Juni 
1886, 2. ©. 8. Nr. 39 (8. 118, 3. 5) und Nr. 40 8. 128, 3.5) 
verpflichten im Grund⸗Theilungs⸗ und Regulirungs- und im Bufammen: 
legungsverfahren jeden Betheiligten zum Erſatze jener Koften der Ber: 
Handlungen, welche durch fein VBerjchulden, insbefondere Durch das Ericheinen 
erit bet einer jpäteren Verhandlung oder dur muthwillige Anjprüde 
oder derlei Einwendungen verurſacht werden.!) - Daß! jede Partei die 
Koſten der Beachtung bloßer Sonderwünfche zu tragen hat, melde für 
die Erfenntniß der Zuläffigteit des Antrags des Prodocanten nichts mehr zu 
bieten vermögen, welche insbeſondere auf felbftftändige Rechtsgewährungen 
gerichtet find, wird in einzelnen Beftimmungen ausdrüdlich feitgefegt. Nach 
ber Vdg. des Landesvertheidigungs- und des Finanzmintft. dv. 9. Juli 1880, 
R. G. B. Nr. 96, hätte in dem Falle, als etwa die Gemeinde das Per- 
fahren zur Seftitellung der Einquartierungslaſt eines Gemeindemitgliedes 
beantragen würde, jede biefer Parteien die Commiffiongtoften zu tragen, 
welche durch eine in den Vorſchriften nicht vorgejehene Conmiſſion ber- 
borgerufen werden Die n. 6. L. G. vom 3. Juni 1886, 2.6.8. 
Nr. 39 (8. 118, 8. 4) und Nr. 40 (8. 128, 8. 4), laſſen die Roften 
für Verhandlungen, welche für den orbnungsmäßigen Gang der Grund 
tbeilung und der Bufammenlegung entbehrlich find, und nur von ein 
zelnen Betheiligten in Verfolgung eigener Intereſſen bervorgerufen 
werben, von den betreffenden Betheiligten allein beftreiten. Wuch die 
Beitimmung des Berggejebes, welche die Behörde ermächtigt, nach Um: 
ftänden das Verhältniß zu beftimmen, in welchem die Parteien diefe 
Koften zu tragen haben, und jene ber Waſſerrechtsordnungen, denenzufolge 
die politische Behörde zu erkennen bat, wie die Commiſſionskoſten bei 
gemeinfchaftlichem Intereſſe auf die Parteien: angemefjfen zu vertheilen 
find, ermöglichen in weiten Umfange, den Caufalnerus zwiſchen ben 
Berfahrenskoften und den Anträgen der verfchiedenen Parteien zu br 
rüdfichtigen und die Koftenerjabpflicht derjelben auf diejenigen Amts 


1) WVal. ®. ©. 9. E., Budw. 221, 2821, 4686, 6804. 
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handlungen zu beichränfen, welche gerade nur durch ihre Partetenthätigkeit 
nöthig gemacht wurden. Es ift bier befonders zu beachten, was an 
früherer Stelle bereit3 des Näheren ausgeführt wurde, daß fiir die Be: 
jftimmung des procefiualen Nechtsverhältnifies der Barteten im Adminiſtra⸗ 
tioprocefje die Beziehung von Haupt: und Mitbetbeiligten in der großen 
Mehrzahl der Fülle nichts zu bieten vermöge?), daß fich felbft unter 
den Barteien, die dem Verfahren außer dem WProvocanten beizuziehen 
find, die verichiedenartigiten Gruppirungen in Bezug auf Vereinbarkeit 
oder Gegenfäglichleit ihrer Nechte, Intereſſen ergeben können, daß Yurth 
felbftftändige Unträge, welche, ohne ſich auf den einleitenden Antrag zu 
beziehen, im Adminiftrativverfahren zumeilen geftellt werben dürjeh?), 
jeder Mitbetheiligte zum Sauptbetheiligten werden, daß bie Einheit des 
Adminiſtrativproceſſes bei näherer Betrachtung einen ganzen Compiler bei 
demjelben thatjächlichen Anlafje entitandener und einheitlich zu erledigender 
Proceßſachen umfaflen kann, und dab dies unter Umftänden für den 
Zweck der Beurtheilung der Frage, wie weit eine Bartei die Koften des 
Verfahrens veranlaßt hat, die Nothwendigkeit herbeiführt, den Provocanten 
und jede andere Bartei außer ihm jeder anderen Partei gegenüber: 
zuftellen. 

In allen im 8. 24 der Vdg. vom Jahre 1854 inbegriffenen Fällen 
iſt Vorausfegung der Koftenerjaßpflicht der Parteien, daB die mit Koften 
verbundenen Amtshandlungen durch einen Antrag oder durch eine dem 
Untrage gleihlommende Barteienthätigkeit, wie z. B. durch Einwen- 
dungen?) Brotefte der Barteien verurfacht worden find, Andererſeits 
trifft die Koftenerfabpfliht nach diefer Beftimmung die Parteien nur als 
Parteien. Woferne nun der Anhalt des Antrages ein folder ift, daß 
die Behörde von Amtswegen hätte einichreiten müſſen, auch wenn ihr 
die Kenntniß desjelben aus anderen Quellen als aus einem Barteien- 
antrage zugeflofien wäre, man dente 3. B. an den Untrag auf amtliches 
Einfchreiten wegen eine vorgefallenen Einſturzes eined Bergwerks⸗ 
ſchachtes, Tann man nicht fagen, daB das Vorgehen der Behörde im 
Sinne des 8. 24 durch das Einfchreiten einer Partei, oder durch das 
Einfchreiten einer Partei als Partei veranlaßt worden fei.t) Hier 
Tommt dem Untrage der Partei in Betreff der Herbeiführung des amt⸗ 
lichen Vorgehens feine weitergehende caujale und procefjunle Bedeutung 
bei, als die einer Anzeige in öffentlichen Angelegenheiten, und auf folche 
Anzeigen bat 8. 24 keinerlei Beziehung.) In der That könnte bei 


1) gl. ©. 93 biefes Werkes. 
2) Wan vergleiche die Beitimmungen 
ber Waſſerrechtsordnungen für ben Fall, 


als ſich „Anſprüche der Unternehmer 


entgegenftehen“. Hier tft jeder Unter- 
nehmer Sauptbetheiligteer Hinfichtlich 
feine® Anſpruchs und Mitbetheiligter 
hinfichtlich der Anfprüche jebes anderen 
Unternehmers. 

3) Bgl. die Beſtimmungen der Wafler- 


rechtsordnungen, 8. 44 des Eifenbahn- 
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der entgegengejebten Auslegung die Koftentragungspflicht in Fällen folder 
Art dadurch leicht umgangen werden, daß die an dem behördlichen Ein- 
Ichreiten intereifirten Barteien jene Berbältniffe, welche ein officiofes 
Vorgehen erfordern, entweder anonym oder pfeudonym anzeigen ober 
durch dritte Unbetheiligte (mie etwa durch Mittheilung des amtliches Ein- 
ſchreiten gebietenden Vorfalles in den öffentlichen Blättern) anzeigen 
laſſen. Andererſeits ift freilich in jenen Fällen, wo die Parteien⸗ 
thätiglett das Vorgehen der Behörde rechtlich verurjacht, für die 
Koitentragungspflicht der Parteien nicht erforderlich, daß Parteienanträge 
ausdrücklich auf ein beitimmtes, fpäter wirklich erfolgtes Vorgehen der 
Behörde gerichtet geweſen jeien, wofern fi} dasjelbe nur als nothmwendig 
oder zivedmäßig darftellt, um die Richtigfeit der aufgeitellten Behauptungen 
der Barteien, die Rechtmäßigkeit der von ihnen erhobenen Anſprüche und 
eingebrachten Anträge zu prüfen.) 

IV. Wie man fieht, ermeift fich die Regelung der Koftentragungs 
pflicht in der Verordnung vom Jahre 1854 als eine Höchft unzuläng: 
liche. Nicht nur, daß fie ihre Geltung auf das Verfahren vor ten 
politiſchen Behörden beichräntt, alfo nicht einmal auf das Verfahren 
vor den anderen ftaatlichen Neffortbehörden, geichtweige denn auf jenes 
vor den Behörden der Selbftvermaltung anwendbar ift, jo kennt fe 
feinen andern Rechtsgrund für die Pflicht zum Erfa der Koſten de 
Staates als den für das Vorgehen der Behörde caufalen Antrag der 
Partei. Wenn die Partei keinerlei Parteienthätigfeit entfaltet, etwa von 
der adminiftrativen Verhandlung fernbleibt oder derjelben ala müßiger 
Zuhörer und Bufchauer beimohnt, oder wenn die Behörde von Amts 
wegen gegen die Bartei einjchreiten muß, ohne den Antrag einer anderen 
Partei abwarten zu dürfen, erweiſt fich dieſes Koftenerfaßprincip de} 
canfalen Antrags unanwendbar, und die Anrufung der Verordnung fir 
die Verbaltung einer folden Partei zum Koſtenerſatze unftatthaft, jo 
billig und gerecht eine folche Koftenauflage auch erfcheinen mag. Kann 
fih die Behörde nicht auf eine Sondberbeftimmung eines einen beftimmten 
Verwaltungszweig regelnden Geſetzes ftühen, daın muß fie in einem 
jolden Falle die Partei frei ausgehen laſſen.,“) Denn ein allgemeine, 
diefen Fall regelndes Geſetz eriftirt nicht. Dagegen beſtehen allerding? 
folhe Sonderbeftimmungen, ohne daß fi die ihnen zu Grunde Tiegente 


behandeln fei, ift allerdings unter Um- | Tihen Fond durch die ftaatliche Auffichs 
ſtänden ſchwer zu beantworten, wenn behoörde reſultatlos beantragt hatte, den 
mit einem Antrage, der nur auf die | Antragfteller als felbfiftändige Partei 
Realifirung von Privatinterefien abzielt, : Weber die Behandlung der Gemeint, 
pugleig auch die auffichtliche Thätigkeit | welche in der Ausübung des eigenen 
r Behörden im öffentlichen Intereſſe Wirkungskreiſes den Privaten gegenüber 
Imyulſe erhält, ein Fall, anf welchen Behörde, dem Staate gegenüber Parte 
8. 81 al 3 des Gebührengefepes hin⸗ F in Bezug auf görde Br vergl, 
—* V. G. H. E. Budw. 4686 be⸗ .E. Budw. 8 
handelt in einem Falle, wo Jemand im 2 .8.9.€. om 98 . Sept. 1886, 
Privatinterefie die Reviſion von Ber- | 8. 2414; Budw. 3173. 
waltungsrechnungen über einen öffent- | 2) Bub. 2000. 
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Erſatzprincipien decken. Vor allem fordert 8. 234 des Berggeſ. für die 
Koſtenauflage zu Laften einer Partei nicht mehr, als daß dieſelbe die 
Verhandlung veranlaßt hat, alfo nicht gerade nur durch ihren Antrag, 
und nicht gerade durch ſchuldhaftes erhalten, fei e8 in der Ausübung 
des Bergwerföbetriebes, jei e8 durch ſchuldhafte, chicandfe oder muthwillige 
Barteienhandlung. Es genügt vielmehr, daß in den Betriebsverhält- 
niſſen einer Bartei die Urfache gelegen tft, warum das Verfahren eingeleitet 
werden mußte. Der Bergbau geht eben, was die Koftentragungspflicht 
im bergredhtlicden Verfahren anbelangt, auf Gefahr des Unternehmers.') 
Freilich muß auf die Erforfhung der Anfangsurſache zurüdgegangen 
werden, ſoweit diefelbe menfchlicher Erkenntniß überhaupt zugänglich iſt. 
Ergibt fich Hiebei, daß die in dem Betriebe des A. ohne defien Schuld 
eingetretenen Berhältnifje, welche ein amtliches Einfchreiten nöthig machen, 
durch Uebertretung der bergpolizeilichen Borjchriften feitens des Bergwerks⸗ 
beſitzers B. hervorgerufen wurden, dann allerdings darf die Behörde kraft 
der weiteren Beftimmung des 8. 234, welche fie ermächtigt, unter Um: 
ftänden das Verhältniß der Koftentragungapflicht ander® als nach dem 
Principe des Handelns auf eigene Gefahr oder nad) dem ſachlichen Ber- 
urfahung3princip zu beftimmen, den Roftenfab auch derjenigen Partei 
auferlegen, welche das behördliche Einfchreiten verfchuldet hat. Und 
endlich darf fie in Folge dieſer allgemeinen Ermädtigung dad Schuld- 
princip auch in der Richtung durchführen, daß fie felbit in jenen Fällen, 
in welchen die Einleitung des Verfahrens durch Verſchulden eines Berg- 
werksbeſitzers verurfacht wurde, jeder anderen Bartei des Verfahrens 
diejenigen Koſten desfelben auferlegt, welche durch muthwillige und chicanöfe 
Anträge derjelben hervorgerufen worden find. Da indeß die Abweichung 
von dem Verurſachungsprincip in diefer Beitimmung des Berggeſetzes ber 
Behörde nur erlaubt, aber nicht vorgeichrieben wird, fo Tann nicht be 
bauptet werden, daß diejelbe einen Anſpruch der Partei auf dieſe 
Abweichung begründet. Wohl aber wird die Anwendung des Schuld» 
princip8 der Behörde imperativifch auferlegt burch die Beftimmung 
der Wafjerrehtsordnungen, wonach die Koften für commiffionelle 
Erhebungen und Verhandlungen in Barteiangelegenbeiten diejenige Bartei 
zu tragen Hat, welche die Einleitung des Verfahrens angeſucht oder 
durch ihr Verſchulden und insbefondere durh muthwillige Ein- 
wendungen veranlaßt bat. Die Erwägung, welche der hier ausdrüd- 
Yich ausgeſprochenen Anerkennung des Schuldprincips zu Grunde Iiegt, 
führt zu einer folchen Auslegung derjelben, daß die Koftentragungspflicht 
in erfter Linie derjenigen Partei obliege, welche beftimmte Koſten ver- 
ſchuldet hat”), aljo auch dann, wenn das Verfahren, ald nur im Inter⸗ 
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eſſe einer Partei gelegen, nur auf: Untrag derjelben eingeleitet werden 
durfte und beftimmte, Koften verurfachende Erhebungen durch muthwillige 
Einwendungen eines Parteigegners des Provocanten herbeigeführt worden 
find. Das Schuldprincip fteht demnach bier in erfter Reihe. Gleiches 
gilt von der Beltimmung der bereitd erwähnten Miniftertalverordnung 
vom Sabre 1859), wonach die Reiſe- und Commiſſionskoſten aus Anlaß 
von Kirchen⸗, Bfarr-, Schulbaulichkeiten für ſolche Commiffionen, welche auf 
fpecielle3 Berlangen und im ausfchließenden Intereſſe oder durch Ver⸗ 
Tchulden einer Partei oder Corporation ftattfinden, von legterer allein 
ohne Rüdficht auf das Concurrenzverhältniß zu tragen find. Auch 
hier wird die Verſchuldung die Anwendung aller anderen Erſatzprincipien 
ausschließen, alfo in erfter Reihe zu berüdfichtigen fein. Ebenſo läht 
die Fin. Min. Vdg. vom Jahre 1880 in Einquartierungsangelegenheiten 
Commiſſionskoſten, welche durch das Verſchulden einer Partei bervorge 
rufen wurden, .die fchuldtragende Partei erjegen. Nur den Fall des 
Berichuldens einer Partei regelt 8. 23 des Foritpatentes vom 3. De 
cember 1852, R. G. B. Nr. 250, demzufolge in Forſtſachen die Eom: 
miſſionskoſten von dem nicht fchuldfrei erfannten „Beanzeigten“, bei 
nichtigen Anzeigen oder Anklagen von dem hieran Schuldtragenden zu 
beftreiten find. Es wird hier für die Verurtheilung des nicht Schuld 
freien nicht gefordert, Daß das Verfahren durch eine Partei provocirt 
worden fei, es ift vielmehr gleichgiltig, von welcher Seite die Behörde 
die Kenntniß von dem amtliche Einfchreiten erfordernden Sachverhalie 
erlangt hat. Wohl aber. hat die anzeigende Partei den Koftenerjat zu 
Ieiften, wenn und injoweit fich ihre. Anzeige als nichtig, jeder thatſäch 
lichen Grundlage entbehrend darſtellt. Soferne fich dieſe Beitimmung 
als unzureichend erweiſt, hat die allgemeine Norm des $. 24 der 3. 
vom Sabre 1854 zur Anwendung zu kommen. 

Eine nähere Beftimmung des ſchuldhaften Willens enthält feine der 
bier angeführten Normen, abgejehen von dem Falle mutbwilliger Anträge 
und Behauptungen, alfo von ſchuldhaften Prozeßhandlungen der ‘Parteien. 
Dad V. G. G. €. vom 5. Juni 1885, 8. 1523, Budw. 2595 hält für 
die Annahme eines die KRoftenerjaupflicht begründenden Verſchuldens einer 
Bartei außreichend die feftgeftellte Thatjache, daß diefelbe durch Leber: 
fchreitung ihrer Rechte und Befugniffe, mangelhafte Erfüllung ihrer Pflichten 
das Berfahren nöthig gemacht hat?), und das Erlenntniß vom 83. Zum 
1887, 3. 1618, Budw. 3574 macht jeden Waſſerwerksbeſitzer verantwort: 
lich für die polizeiwidrigen Zuftände, die noch aus der Beit feines Bor 
gängers herrühren. Diefe Rechtsanſchauung verträgt eine Doppelte Aus 
legung: Entweder begründet der durch objectiv rechtswidrige Hank 
lungen oder Unterlafjungen einer Partei hervorgernfene polizeimidrige Zu- 
ftand der eigenen oder fremden Sache eine unwiderlegliche Bermuthung 


1) Die Giltigkeit diefer Bdg. wird 2,8. 6. 9. E., Bubm. 221, 3927 
anerfannt in dem 8.9.9. €. vom 27. | dagegen V. G. H. E. Budw. 3237. 
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für ein ſubjectives Verſchulden derfelben, oder das im Geſetze fogenannte 
Schuldprincip gilt dem 3.9. ©. ala von jedem jubjectiven Berichulden un- 
abhängige Haftungsprincip mit dem Inhalte, daB jede Partei Ddie- 
jenigen Koften, welche durch ein objectiv rechtäwidriges Verhalten ber- 
ſelben nöthig gemacht werden, fchlechthin zu erjegen babe, gleichviel ob das 
nöthig gewordene Verfahren eine Sade der jich rechtswidrig verhaltenden 
Bartei oder eine andere Partei betrifft, und unabhängig von dem Bu: 
treffen der Vorausſetzung einer privatrechtlihen oder ftrafrechtlichen Ver⸗ 
fyuldung (dolus oder culpa).!) Demnach wäre ein Verjchulden beziehent- 
lich eine Haftung der Partei nur joweit ausgeſchloſſen, als der polizeilid; 
nicht zu duldende Buftand dur einen mittel8 menichliher Macht nicht 
aufzubaltenden Zufall force majeur, vis major herbeigeführt wurde. ?) 
An der That geitattet da3 V. H. G. E. vom 23. Mai 1890, 8. 1705, 
Budw. 5333, die Erörterung der Schulöfrage für dei Zweck des Aus- 
ſpruches über den Koſtenerſatz im mafjerrechtlihen Verfahren ſelbſt dann, 
wenn jene Partei, deren Verſchulden in Frage jteht, im polizeiftrafrecht- 
lichen Verfahren für jehuldlos erklärt wurde.?) Dieje Auffaffung, mag 
man jie als Anerkennung einer gejeblichen Erleichterung der Feſtſtellung 
der Schulöfrage oder der nur duch vis major beichräntten Haftung für 
objective3 rechtswidriges Verhalten bezeichnen, erweiſt fich ala ein frucht- 
barer legislativer Gedanke für die Regelung der Koftenerfagpfliht im 
Berfahren, welches durch den polizeiwidrigen Zuſtand von gewerblichen 
Betriebsanlagen jeder Urt, alfo von Fabrifen, Gewerbsanlagen, Berg: 
oder Wafjerwerfen nöthig gemacht wurde. Ueberaus nahe fteht derjelben 
die eigenartige Formulirung des Schuldprincipg im $. 23 des Forit- 
gejeged, wonach die Koften des Verfahrens in Foritfachen der „nicht 
ſchuldfrei erkannte Beanzeigte” zu tragen bat. Dana) würde es nicht 
erforderlich fein, daß der YUngezeigte ſchuldig erfannt wird, ed müßte 
vielmehr genügen, daß fich feine Schuldlofigfeit mit Gewißheit nicht feit- 
jtellen läßt. Selbftverjtändlich müßte auch dieſes Princip ſeine Modi- 
fication duch die Erſatzpflicht der jachfälligen, muthwilligen oder 


1) Man benfe an den Yall, daß der | geführt worden fei ober nicht, offenbar 
Beliyer einer Wafjeranlage durch unver» | deshalb, weil bisher kein wirkſames 
fhuldeten Bermögensverfall außer Stand | Mittel zur Verhütung der Infeetion 
efegt wird, diefelbe in ordnungsmäßigem gefunden worden ift, und jtellt ſich des- 
Aufkand zu erhalten, dann wird die ! halb als Fall ber Anwendung de3 im 
Coneursmaſſe die Koften des Verfahrens ! Texte entwidelten auf dem Begriff ber 
zur Feſtſtellung dieſes Zuftandes und bie | vis major rubenden SKoftentragungs- 
zur Bejeitigung der Anlage nöthigen , princip8 dar. Bgl. hierüber Erner, 
Maßregeln bet ſonſtiger politifcher Ere- | Begriff der höheren Sewalt im X. BD. 
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Lich, foweit er die Berfahrensfoften dem | a 3 dur‘ Fe Im Bar „Den 
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chicanoſen Bartei Hinfichtlich der Koften der Beachtung ihres refultatlofen 
oder muthwilligen!) Antrags, oder ber intereffirten Partei, Hinfichtlic 
der Koſten der nur in ihrem Intereſſe gelegenen amtlichen Schritte er: 
halten, wie dies beiſpielsweiſe in den Waflerrechtögejegen und in anderen 
bereit3 citirten Beftimmungen ausbrüdlich vorgejeben tft, während 8. 234 
des Berggejeges eine für die Berüdfichtigung diefer Momente aus: - 
reichende allgemeine Ermächtigung enthält. Wenn alſo beifpieläweile 
polizeiwidriged Verhalten eines Waſſerwerksbeſitzers ein Einfchreiten der 
Behörde erfordert und dasfelbe von den andern Werlsbefigern benutzt 
wird, um eine neue über den status quo ante zu ihren Gunſten hinaus 
gehende Sicherung und Regelung ihrer Nutzungsrechte herbeizuführen, 
fo werden fie auch in den bier berührten Fällen eined von Amtswegen 
eingeleiteten Verfahrens die Koften der Prüfung ihrer hierauf gerichteten 
Anträge entweber allein oder in einer angemeſſenen PBroportion mit jener 
Bartei zu tragen haben, deren Verhalten oder Berhältniffe das officiofe 
Vorgehen der Behörde nöthig gemacht haben. Da ferner die Behörden 
nur rechtmäßige Befehle an den Einzelnen ertheilen dürfen, fo bat eine 
Bartei in dem Falle eines officios gegen fie eingeleiteten Verfahrens 
jedenfalls nicht die Koſten der Amtshandlungen zu tragen, welche durch 
ihre auf Abwehr einer rechtswidrigen Auflage gerichteten Anträge der: 
vorgerufen wurden, wenn diefe Amtshandlungen ergeben, daß die Partei 
mit ihren Behauptungen und Anträgen Recht habe. ?) 

V. Ein ferneres SKoftenerfaßprincip, welches gleichfalls nicht in 
einer allgemeinen Beitimmung, wohl aber in Sonderbeftimmungen an: 
erfannt iſt, über Deren Inhalt es nicht ausgedehnt werden darf, ift das, 
daß jede mit einer vollitredbaren Leiftung in mora befindliche Partei, 
die geleglih firtrten oder in Ermanglung einer gefeblichen Firirung die 
nothwendigen Koften der amtlichen Vollſtreckung zu tragen habe. 

Fir Urbeits- oder Naturalleiftungen, welche dem Einzelnen 
fraft Geſetzes, Fraft einer wirffamen Anordnung einer politifhen Br 
hörde, kraft eines wirkſamen Gemeinde: (Ausſchuß-) Beſchluſſes obliegen, 
ordnet $. 5 der kaiſ. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96, nad 
vorgängiger fruchtlofer, zeitlich beftimmter Aufforderung des Berpflichteten 
zu vollftändiger Erfüllung, die Bewirtung der gefchuldeten Leiftung durch 
Dritte auf Gefahr und Koften des Verpflichteien an. Es darf alfo dieie 
Subftituirung der gejchuldeten Leiftung des Werpflichteten durch die 
Leiftung eines Dritten den Staat oder die Gemeinde nichts koſten. Dei 
halb Hat der Berpflichtete auch die Koften jener Amtshandlungen zu tragen, 
welche gerade nur durch die Subftituirung feiner Leiltung nöthig gemadt 
werden. Feſtgeſtellt wird die Erſatzpflicht der im Rückſtande befindlichen 


— — — — 


1) gl. B. G. H. €. vom 16. Sept. | | Bom Standpunfte jener unangemeflenen 
10%, * 1403, Budw. 1157. Auffaſſung, welche das Verwaltungsver⸗ 
2) Ri das cit. Hfdet. vom 18. Oc- | fahren ald Streit zwiſchen dem Staat 
ber 1 I, 8 27581 n. d. Prop.⸗Geſ. | und dem Einzelnen nieht, könnte mon 
176, 8.8.9. E. vom 22, | Hier jagen, der Staat fei fachfällig ge 

December 1892, B. 3951, Budw. 6961. worden. 
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Partei Hinfichtlich der Koften der Steuererecutionsordnungen in ‚den für 
die einzelnen Kronländer erlafjenen Stenererecutionsordnungen.*?) Hier er- 
fcheinen jedod im Intereſſe der Hintanhaltung einer Ueberbitrdung des 
Berpflichteten die Koften der erecutiven Mahnung theils, ſoweit es fich 
um die Boten-Mahngelder handelt, von vornherein firirt, theils, ſoweit 
das milttärifhe Einlager in Betracht kommt, durch rechtliche Feſtſetzung 
der Naturalleiftungen, welche der eingelegten Mannfchaft feitend des 
„Rüdftändners“ gebühren?), in beftimmte Grenzen eingefchloffen. 

Was von den Steuern gilt, trifft für alle öffentlich=rechtlichen 
Zeiftungen zu, für welche die zwangsweiſe Eintreibung durch die für die 
Steuereintreibung beftehenden Zwangsmittel zugelafien iſt. Die Pflicht 
des Erecuten, die Koſten der erecutiven Eintreibung einer ſogenannten 
Gebühr, zu tragen, ift durch 8. 60 al. 4 des Gebührengeſetzes beſonders 
anerkannt. 

Es entjteht die Frage, wer dem Staate gegenüber die Koften 
der Crecution zu tragen bat, wenn diefelbe nur auf Antrag und 
nicht im officiofen Wege zu erfolgen Hat. Der cit. 8. 5 der kaiſ. Vdg. 
vom 20. April 1854 jcheidet bei feiner Vorſchrift, rüdjtändige Natural: 
oder Wrbeitsleiftungen auf Koften des VBerpflichteten durch Dritte 
erecutiv bewirken zu laſſen, nicht zwiſchen den Fällen einer officiofen 
oder einer Erecution auf Antrag. Auch die einichlägige Beitimmung 
der Waflerrecht3orduungen weiſt die politifchen Behörden an, den auf 
Antrag der Betheiligten erlafjenen Befehl an den Waſſerwerksbeſitzer 
zur Herftellung von Einrichtungen behufs Ablaufs des Waflerd, Hintan- 
haltung von Erjchwerungen und Beeinträchtigungen der Fifcheret und 
anderer Nubungen auf Koften des Säumigen bemerfitelligen zu lafjen. 
Bu diefer Bewerkfftelligung gehören aber auch die Koften für die amtliche 
Beauffihtigung und Controle der Herftellung. In jenen Fällen, in 
welchen Sonderbeftimmungen den jchuldigen Theil die Koften des Ver: 
fahren? tragen laſſen, find darunter auch die Koften der Erecution, der 
ihm in diefem Verfahren auferlegten, durch ihn zu vollziehenden Leiſtungen 
inbegriffen.°) Fehlt es aber an geſetzlichen Anbalt3punften für eine 
derartige Koftenvertheilung, dann erübrigt nicht? anderes, als dem: 
jenigen, auf deſſen Antrag die Erecution zu vollziehen ift, im Verhältniß 
zum Staate die Koftenerjagpflicht gemäß $. 24 der Vdg. vom Jahre 
1854 aufzuerlegen, ganz unabhängig davon, ob ihm ein gejeglicher An⸗ 
ſpruch auf Rüderjat gegenüber dem Erecuten zufommt, jo hart die An 


wendung diejes Principe in einzelnen Fällen erjcheinen mag.) 


1) ®gl. 8. 32 der Stenererecut.-D. 
für Galizien und Bukowina, RI L, 
©. 949, 8. 22 der böhmiſchen a. a. O. 
955, , ferner 8. 3 8. 35 der Zujammenftellung 


*28 8. 14 ber e hafi, 8. 17 der böhm. 
Erec-D.; vgl. über Diefe Materie noch 
Nö I, ©. 869, 930, 937, 945, 983, 


1019. Solche gefepiche er 
un ch A in Ich „reüher Ö eit. 


December 
189, g8 4039, Br, "6315, 

4) VBerſucht man aus den im Texte 
entwickelten Erſatzprincipien, die in den 
verſchiedenſten Geſetzen wie Moſaikſtücke 
zerſtreut ſind, ein einheitliches Ganze 
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VI. Die Barteien haben, wenn die fonftigen Vorausſetzungen ihrer 
Koſtenerſatzpflicht zutreffen, doch nur die Koften eines zu Recht be: 
ttehenden Verfahren? zu tragen. Wird ein Verfahren vernichtet oder 
für nichtig erklärt, dann find. fie der Koftenerfahpflicht ledig und erlangen 
einen Anfpruch auf Rückerſatz der von ihnen bereits bezahlten Koften.') 
Die Barteien haben nur die nothwendigen Koiten des Verfahrens zu 
erſetzen. Sind die Mittel amtlicher Thatbeftandsfeftftellung geſetzlich be 
jtimmt, dann haben die Parteien nicht aufzulommen für die Koften der 
Berwendung folder Mittel der Feftftellung, deren fih die Behörde über 
die geſetzliche Borfchrift hinaus bedient, um ganz fiher zu gehen. Iſt 
3. B. die Zahl der einem Verfahren beizuziehenden Sachverſtändigen gefeb- 
lid begrenzt, dann dürfen die Koften einer von Amtswegen erfolgten 
Vermehrung diefer gefeglichen Zahl der Partei nicht aufgebürdet werden.?) 

VD. Die Ermittlung des den Parteien obliegenden Erſatzes der 
zufammenguftellen, fo Dürfte fich folgendes | cipien erhalten ihre nähere Beftinmung 


Ergebniß ald entiprehend ermweijen: | in Betreff des Cauſalnexus 
Die Pflicht der Parteien, dem Staate , Antrag oder rechtswidrigen: Verhalten 


die Koften des Adminiſtrativverfahrens 


zu erben, hat gejegfiche Anerfennung 
zur 

gegenwärtigen Stande der Gejebgebung 
regelmäßig nur die Parteien, nicht die 
Anzeiger, legtere auch nicht aus dem 
Grunde allein, daß ihnen in dem durch 
ihre uinzeige veranlaßten Berjahren Bar- 
teienrolle zulommt. Anträge der Bri- 
vaten bei den Behörden haben dann die 
Bedeutung einer bloßen Anzeige, wenn 
die Behörde von Amtswegen vorzugehen 
bat, um fi von der Richtigkeit der An⸗ 
gaben, auf welche ver Antrag eftügt 
wird, zu überzeugen, und wenn jie die 
der Sachlage entjprechenden Berfügungen 
von Amtswegen zu treffen hat. Ron 
diejem Falle abgejehen hat jede Bartei, 
das Verfahren mag auf Antrag oder 
von Amtswegen einzuleiten fein, und 
die antragftellende Bartei mag Provo⸗ 
cant be3 erfahren? jein oder nicht, Die 
Koften der durch ihren Antrag berur- 
jachten Amtshandlungen zu erjegen. Die 
Koiten jener Amtshandlungen, welche 
durh das objectiv rechtswidrige 


Berhalten oder durch den redt3- : 


widrigen Buftand der Saden einer 
Partei behufs Aoftelung ber Rechts⸗ 
widrigfeit nöthig gemacht werben, hat 


nad) einzelnen Geſehen diefe Partei zu . 


tragen.” Einen Fall der Anwendung 
dieje8 Princips bildet die mora einer 
Partei gegenüber einem an fie er 
gangenen vollſtreckbaren Auftrag. Die 

den zulegt angeführten atzprin⸗ 


orausiegung. Sie trifft nach dem | 


und den fi) anfchließenden Amtshand⸗ 
| Iungen durch ben Rechtsſatz, dab fede 
dem Antragitelier oder dem ſich rechts⸗ 
‚ widrig erhaltenden gegenüber- 
ftehende Partei die Koften jener Amts- 
handlungen zu tragen bat, welche durd 
Anträge derfelben orgerufen twird, 
I mit Denen der Antragfteller eigene, über 
den Zwed ber Ubwehr eines Gegenantrag? 
| oder über die Heritellung des geiler 
! Tich Gebotenen Hinausgehende Privat- 
intereffen verfolgt, oder mit denen a 
jachfällig wird, oder weiche ſich alö 
ı Iguldhafte arteienhbandlungen 
ge Einwendungen, Chicane, 
Proceßverſchleppung) Ddarftellen. Tie 
Koften der Prüfung von Anträgen, mittel? 
weicher ber Antragfteller rechtswidrige 
| Wuflagen erfolgreid abwehrt, fallen, 
‚ wenn nicht nach Maßgabe der hier an- 
‘ geführten Grundfäge eine andere Partei 
| erjaßpflichtig ift, auf den Stant. 


1) V. G. H. E. v. 14. October 1888, 
ı 8. 2317, Vubmw. 4291: 22. December 
1892, 3. 3951, Budw. 6961. 


2) 8. ©. 9. E. vom 25. Rovember 
1892, 8. 3551, Budw. 6897. Dei 
ı Gegenftüd zu dieſem Fall bieten ent 
behrliche Erhebungen, welche die Bartri 
aus Wengftlichkeit für den Erfolg ibres 
Antrages verlangt, und deren Koſten 
fie zu tragen hat, audh wenn bie Er: 
hebungen ihren bereit3 anderweitig be 

ftätigten Angaben eine neue Betätigung 
‘ Binzufügen. 








Koften des Aominiftrativverfahrens, welche durch die für Zwecke derjelben 
unternommene Dienftreifen der Beamten hervorgerufen werden, vollzieht 
ich in folgender Weife: Der abgejendete oder kraft feiner Amtspflicht 
die Dienftreife unternehmende Beamte hat entiweder dem Amtsvorftande 
oder, wenn er felbit Amtsvorftand ift, der vorgeſetzten Behörde Rechnung 
über die Koften feiner in PBarteifachen unternommenen Reife und feines 
Aufenthaltes am Orte der Vornahme feiner Amtshandlung zu legen, 
jet e3, daß er damit zugleich einen ihm aus Staatsmitteln (dem Amts» 
pauſchale) ertheilten Koftenvorfhuß oder aus eigenen Mitteln beftrittene 
Auslagen verrechnet. Der Amtsvorftand beziehentlich Die vorgelegte Be⸗ 
hörde ftellt mit Hilfe von Nechnungsbeamten den von dem Beamten zived- 
mäßig und rechtmäßig verwendeten oder ihm zu vergütenden Betrag feft. 
Für die vorgelegte Rechnung ift die aus dem Amtsitil und dem Sprad) 
gebrauche der Gejebe des vorigen Sahrhundert3 ftammende Bezeichnung 
„Reifeparticulare”, für die Rechnungserledigung die Bezeichnung „Wojuftt- 
rung” üblich.)) Gegen diefe Erledigung fteht dem rechnungslegenden Be- 
amten die Beſchwerde offen, über welche, im Falle es fih nur um die 
Stage der Notwendigkeit der von ihm beftrittenen Wuslagen handelt, 
die vorgejehte Dienftbehörde allein, wenn aber die Anwendung der diefe 
Auslagen betreffenden materieller Rechtönormen angefochten wird und bie 
borgejeßte Behörde nicht ohnedies Finanzbehörde tft, im Einvernehmen mit 
der ihr organifatortfch entjprechenden Finanzbehörde zu entfcheiden hat.?) 
Die materiellerechtlichen Normen, welche den Maßſtab für die Beſtim⸗ 
mung dieſer Auslagen abgeben, find in einer -unüberfichtlichen Weiſe 
theils im Reichsgeſetzblatt, theils in den Minijterialverordnungsblättern, 
theil3 in internen Verordnungen enthalten, welche, da fie von verfchiedenen 
Miniſterialreſſorts ausgehen, der Einheitlichkeit entbehren. Man fann 
deshalb behaupten, daß die Kenntniß diefer fogenannten Gebührenvor- 
fchriften gu einer Urt Geheimwiſſenſchaft geworden ift, welche nur wenigen 
für die Erforfchung eines ebenfo verworrenen als trodenen Stoffes ver- 
anlagten Geiftern zugänglich ift, und deren Ausübung ſelbſt dem oberften 
Nechnungshofe die allergrößten Schtwierigfeiten bereitet.) Um fo nadj- 


1) Bgl. Mayrh. I, ©.102, 105f. ' 3) gl. Mayrh. I, ©. 91—147. 

2) arg. Erl. ded Min. des Innern Leider iſt au) in der 5. Auflage des 
v. 4. März 1853, 8.4742, Mayrh. I, | Mayrhofer’schen- Handbuch der nicht 
©. 109, Unm. 1, Abſ. 2. Es Haralfo die | ganz unmögliche Verſuch, das Material 
ftaatliche Yandesbehörde der innern Ver- | ın eine halbwegs erträgliche Ordnung 
maltung die jogenannte politifche Landes⸗ zu bringen, gar nicht unternommen 
ftelle da3 Einvernehmen mit der Finanz« | worden. Die Gebühren des Beamten 
Iandesbehörbe zu pflegen, beziehentlich find theils folche, welche ziffermäßig 
Das Minifteriun dee Snınern mit dem fixirt oder nach einem im Geſetze auf- 
Yıinanzminifterium, wenn die erftge- ' 
nannten Behörden fi nicht einigen | nd, und die demjelben zu Statten 
tönnen, oder wenn der rechnungs- kommen, ob er die Auslagen, für deren 
Iegende Beamte dem Minifterium de3 | Erjaß fie beftimmt find, gemacht bat 
Innern unmittelbar unterfteht und von | oder nicht; theils beftehen ite in dem 
demſelben abgeordnet wurde. ' Erjage der wirklich gemachten noth- 


pen fireen Maßftabe zn ermitteln 
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drüdlicher wird man im Intereſſe der Rechtsficherheit der Parteien 
folgende Grundfähe betonen müflen: Den Parteien gegenüber Eönnen die 
Beitimmungen über die den Beamten gebührenden Erſätze für Auslagen 
in PBarteifahen nur kraft geſetzlicher, alfo foweit die Zeit nad) dem 
Beginn der Wirkſamkeit des Urt. 11 des St. G. G. über die Regie 
rungd- und Vollzugsgewalt in Betracht kommt, nur fraft gehörig fund 
gemachter Geſetze und kraft gejehlicher, gehörig kundgemachter Ber 
ordnungen zur Anwendung gebracht werden.) Die Motivirungspflidt 
der Behörde erftredt fich auch auf die Angabe der die Ermittelung der 
fogenannten Commiffionstoften regelnden Normen, welche die Behörde im 
concreten Fall für maßgebend erachtet hat. Leugnet man dieß, jo 
ſchneidet man in der weit überwiegenden Zahl der Fälle den Parteien 
die Möglichkeit der Controle und ſomit der Beſchwerde ab und verlegt 
damit den für die Aominiftrativbehörden weſentlichen Grundſatz dei 
Parteiengehörs.?) Man wird die Wichtigkeit der bier vertretenen An- 
ſchauung ihrer vollen Bedeutung nach würdigen, wenn man erwägt, 
welche bedeutende Laft die Commiſſionskoſten für den minder be 
mittelten Theil der Bevölkerung bilden, und mie empfindlich von 
denfelben insbefondere die bäuerlide Bevölkerung betroffen wird, 
welche wegen der Entfernung der bäuerlichen Grundftüde von dem Sizß 
der Behörde die theuerften Commiffionen nöthig macht. Es könnte nicht 
ausbleiben, daß eine energifche Betonung dieſer Forderung zu einer den 
modernen Yorderungen entiprechenden, allgemein zugänglichen Regelung 
der fogenannten Commiſſionskoſten führen würde. Gleiches gilt aud 
von den Auslagen, welche den niederen Staatöbienern anläßlich der Bor: 
nahme von Amtshandlungen außerhalb des Amtsſitzes unter dem Titel 
des Zehr⸗, des Gang⸗, des Weg-, des Botengeldes, der Buftellungsgebüht, 
der Strafs oder der Erecutionsgebühr u. f. w. zu erjeßen find.®) 

Die Erledigung der NReiferechnung des Beamten ift eine Enticheidung 
nur über den Koſtenerſatzanſpruch des Beamten an den Staat. Der 
Beamte Hat nur den Staat und nicht die Partei zu feinem Schuldner, 
und umgelehrt bat den Anspruch auf Erfah der von bem Beamten be 


wendigen oder zwedmäßigen Auslagen. | 2 arg. e contrario aus dem ®. ©. 
Zahlreiche Borfchriften betreffen die von ' 9. E vom 3. Februar 1888, 8. 181, 
den Beamten zu bemugenden Trans- Budw. 3910; vgl. übrigens Bubmw. 9%, 
portmittel, als Vorſpann, Heitpferde, | dann das Galiz. Gubernialdecret v. 3. 
Poſtwagen, Lohnfuhrwert, Eifenbahnen, | December 1825, 8. 74079 A. 1: „Far 
Dampfichiffe. teten find über Commitfiongfoftenerjäg 
1) Auch 8. 30 der oft cit. Bbg. vom | genau zu belehren”, Mayrh. I, S. 106: 
3. Juli 1854, R. G. 8. Nr. 169, geftattet | ferner 8.31 der Vdg. vom 3. Juli 1854, 
dur Zulaſſung der VBeichwerde gegen | R. G. B. Nr.169, welcher die Anheftung 
gelebmibrige Koftenberechnung eine | einer Tabelle über die Entfernungen ber 
oftenbereinung nur auf Grundlage | einzelnen Orte des Amtsſprengels vom 
geſetzlicher KBeitimmungen. Allo | Sie der Behörde im Amtslocale vor- 
müflen ſolche Beftimmungen, wenn fie | fchreibt. 
aus der Zeit der conftitutionellen Epoche 3) Bgl. Mayrh. I, ©. 139, 146, 
ftammen, entweder in Gefegen ober | Um. leßter Abſatz; Röll IL, ©. 30. 
giltigen Verordnungen enthalten fein. 
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ftrittenen Auslagen gegenüber der Partei nur der Staat. Deshalh 
find diefe Koſten nad) 8. 13 der cit. Verordnung vom 3. Zuli 1854, 
R.G.B. Nr. 169, von den Parteien längftens innerhalb vier Wochen 
nah erfolgter Adjuftirung auf Rechnung des Ärars hereinzubringen, 
und zwar gemäß $. 29 dieſer Vdg. nach vorhergegangener eine Kurze 
Baritionzfrift feftfegenden Androhung der Erecution gegen die fäu- 
mige Partei mitteld der politifhen Erecution im Sinne des $. 3 

der kaiſ. Vog. vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96. Darum wirkt 
auch die formelle Rechtskraft der Rechnungserledigung gegen den Beamten 
feinesfall3 auch gegen die Partei, welcher der Koſtenerſatz auferlegt 
wird.!) Dieſer jteht vielmehr die Beſchwerde gegen die ihr zugeftellte 
Koftenauflage ſchlechthin zu und ohne Rüdficht darauf, in welchem Stadium 
die Erledigung der Koftenrechnung des Beamten fich befindet. ?) 

Die Zuftändigleit der Berwaltungsbehörden zum Ausſpruche Über 
die Erjabpflicht der Parteien in Betreff der dem Staate aus der Durch⸗ 
führung des Adminiftrativverfahrens erwachſenden Koſten fteht nach der Vdg. 
vom 3. Zuli 1854, R. G. B. Rr.169, ſowie nach den jondergefeglichen Be⸗ 
ftimmungen über Koftenerjäge im Adminiftrativverfahren feit. Dieje Beſtim⸗ 
mungen bilden ja einen Beitandtheil der procefjualen, den Verwaltung3- 
behörden zur Handhabung überwiejenen Normen. Diefer Ausſpruch wird 
aber nicht früher erfolgen dürfen, bis die für die Koftenerfaßpflicht gegen: 
über den Staate maßgebenden thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe 
mit der für die Enticheidung erforderlichen Klarheit feitgejtellt find, alſo 
regelmäßig erjt in der Schlußerledigung des Verfahrens. Mit diejer 
Beihräntung ift deshalb die Vorſchrift des 8. 13 der Vog. v. 3. Juli 
1854, daß die Koften von den Parteien für Rechnung des Ürars - 
fängftens binnen vier Wochen hereinzubringen find, auszulegen. Diele 
Beitimmung feßt eben voraus, daß der Ausfpruch über die Koſtenerſatz⸗ 
pflicht innerhalb diefer Friſt gehörig erfolgt ift?); fie hat alfo nur die 
Bedeutung einer internen Inftruction und beabjichtigt nicht, ſei es eine 
Ermädtigung zu willführlidem Vorgehen gegen die Partei, fei es eine 
Prächufivfrift zum Nachtheile des Fiscus, feftzujegen. 

VII. Höchſt precär ift die Nechtölage der dem Wbminiftrativver- 
fahren beigezogenen Beugen und folder Sacjverftändiger, welche in dem 
Verfahren nicht kraft der ihnen obliegenden ſtaatsdienſtlichen Pflicht zur 
Verwendung Tommen. Einerſeits begründet $. 9 der Tail. Vdg. vom 


1) Ueber die Verwaltungsfonds, aus | zur Einpebung o abgejandten „Organs“ der 
welchen ber Erjah ra leilten it, vgl.  feitftellenden Behörde, dann ift fie bei 
Mayrh. I, ©. 144 diefer anzubringen (8. 30 


2) Soweit es —4 um je Beamten | 3) Freilich find unter Umfänden die 


een— gelge Wi Fra 189 ’ ut | Grenzen der Einheit des abminiftra- 


fiegen, ift bie hempeifzeic Befchwerde 
bet der vorgejegten Behörde be#- 
jenigen Amtes einzubringen, von welchem 
die Koftenfeftftellung ausgegangen: ift. 
Nichtet fie jich gegen das Vorgehen des 


tiven Proceſſes fchwer zu beitinmen, 
der Schlußpunkt des Proceſſes ſchwer 
zu fixiren. Es iſt hierüber auf das im 
Texte an früherer Stelle Ausgeführte zu 
verweiſen. 
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20. April 1854, R. ©. B. Nr. 96 eine allgemeine Pflicht, auf Vor⸗ 
Yadung zur Auskunftsertheilung vor den politiihen Behörden und den 
Iandesfürftlichen Sicherheit8behörden zu erſcheinen, andererfeit# finden ſich 
geſetzliche Beſtimmungen, welche den Erfchienenen einen Anſpruch auf 
Erfah der Roften ihres Erjcheinens zuerfennen nur ganz vereinzelt!) 
Die auf Grund der n. 6. 8%. ©. v. 3. Juni 1886, 8 ©. B. Nr. 39 
(8. 120) und Pr. 40 (8. 131) erlaffenen Verordnungen v. 8. Februar 
1887, 2. ©. B. Nr. 20 und 21 fchreiben in den) 88. 135 beziehentlic 
146 den Behörden und Gerichten vor, ſolchen Zeugen und Gedentmännern, 
die vom Tag» oder Wochenlohn leben, und welchen daher eine Entziehung 
auch nur von wenigen Stunden einen Entgang an ihrem Erwerbe bringen 
würde?) auf ihr Verlangen nit bloß eine Schadloshaltung für die 
nothwendigen Koſten des Hin- und Rückweges, fondern aud den Er 
fab des entgangenen Erwerbes und der allenfalls höheren Koften 
des Aufenthalte® am Drte der Vernehmung mit billiger Erwägung aller 
Berhältniffe zu beftimmen. Andere (alfo nicht vom Tag- oder Wochen⸗ 
lohn lebende) Zeugen und Gedenkmänner haben auf einen ſolchen Erſaß 
feinen Anspruch; es wird den Gerichten und Behörden nur erlaubt, den: 
felben auf ihr Berlangen und nur in dem Falle, wenn der Ort ihrer 
Vernehmung von ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsorte mehr als 8 Kilo 
meter entfernt ift, eine angemefjene Vergfitung der nothiwendigen Aus— 
lagen für die Reiſe und für den Wufenthalt am Orte der’ Vernehmung 
zu bewilligen. Die zuerlannten Gebühren find ſogleich nach der Ber: 
nehmung auszuzahlen, oder wenn dies ohne Verfchulden der Zeugen und 
Gedenkmänner nicht fogleich geichehen Tann, in kürzefter Friſt koſtenlos 
zuzumitteln. Das Begehren um Zuerlennung des Koftenerfahes mus 
von den: Zeugen und Gedenkmänner bei fonftiger Präclufion längftens 
binnen 24 Stunden nad) ihrer Vernehmung gejtellt werben, morauf bie 
zu Bernehmenden ſchon in der Borladung aufmerkſam zu machen fin. 
Die Entlohnungen der dem Verfahren zugezogenen privaten Sadver: 
ftändigen, welche alfo nad) der Bedeutung dieſes Wortes auch das Ent- 
gelt für die Abgabe des Gutachtens in fich begreifen, find zu Folge der 
88. 134 beziebentlih 145 mit bdenfelben zu vereinbaren.?) Die auf 
Grund des 8. 15 des Gel. vom 21. Juli 1871, R. G. B. Nr. 77 e: 








— — 


1) Mit Erl. des Minifters des Innern | Uußenhin fchon mangels gejehlider 
v. 31. Mai 1869, 3. 5536, ift die ana- |! Grundlage verpflichtender Kraft und it 
loge Anwendung der Normen des Straf-  megen der weientlichen Verſchiedenheit ven 
proceſſes über den Anſpruch auf Sady- | Bolizeiftraf- und Adminiftrativverfahren 
verftändigen- und Beugenbühren im polit. | auch als bloße Inftruction aufletterernict 
polizeiftrafgerichtlichen erfahren der | übertragbar. gl. hiezu auch Hye 18. 
Berwaltungsbehörden jowie die Ver- 2) Das ilt nur eine Motivirung aber 
urtheilung des fchuldig Erfannten zum | feine Vorausſetzung des Anſpruch ar 
Erſatze dieſer Gebühren für ftatthaft er- | Erſatz der Reiſekoſten dieſer Berjonen, 
Härt worden. Diefer im LQandesgefeg- | von deren Zutreffen biefer Erfah ab⸗ 
blatt für Salzburg 1869, Nr. 17 fund- hannig gemacht werben dürfte. 

gemachte Erlaß (Mayrh. I. 406) Hat nur 3) Staats⸗ oder Randesbeamte, meld 
initructionelle Bedeutung, entbehrt nach | al Sachverftändige dem Berfahren zu 
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laffene Verordnung des Aderbaw und Yinanzminifteriums v. 23: April 
1874, R. G. B. Nr. 47 beitimmt im 8. 25, daß die Gebühren für 
Sachverſtändige, welche den bergbehördlichen Kommiffionen über Anfuchen 
der Barteien oder von Umtöwegen beigezogen werden, mit Rüdficht auf 
die perſönlichen Berhältniffe derjelben, auf die Größe der Entfernung 
ihres Aufenthaltsortes vom Commtffionsorte, auf die Dauer ihrer com- 
mifftonellen Verwendung und endlih auf den Umfang und die Beichaffen- 
heit ihrer Wrbeitleiftung bei- der Commiſſion von der Berghauptmann- 
Ihaft von Fall zu Fall zu beftimmen find. Bergbehördlich autorifirte 
Bergbaus${ngenieure, das find nur behördlich autorifirte aber nicht im 
Staatsdienſt ftehende Perfonen?), haben einen Anſpruch auf Vergütung 
nach einem im Vorhinein aufgeftellten behördlihen Tarife.) Außerdem 
befteht eine Reihe theils publicirter theils nicht publicirter Verordnungen, 
welche die Entlohnung privater, behördlich autorifirter oder nicht autori- 
firter Sachverſtaͤndiger und fachverjtändiger Zeugen für ihre Verwendung 
im adminiftrativeu Verfahren regeln.?) Möchte man aber auch diefelben 
in allen Yällen für geeignet halten, als eine Art von einfeitigem verbind- 
Itchen Berfprechen des Staates?) einen Anſpruch diefer Sachverftändigen 
und Zeugen an den Staat zu begründen, fo können doch die Barteten 


egogen werben Haben nur einen An- ! 29. März 1850, 8.1842, 2%. G. 8. für 
* auf Diäten und Reiſegebühren Salzburg Nr. 219, demzufolge den im 
nach den für diejelben beftehenden Vor⸗ Verfahren zur Seftfielung der Ein⸗ 


jchriften nicht aber auf beiondere Ver⸗ 
gütung für ihre Mühemwaltung. 

1) Hiezu Tezner in Grünhut's 
geitichrift 21. Bd. S. 190 

2) Bon den Tarifen für die Gebühren 
der Erperten des Adminiſtrativverfahrens 
find zu unterjcheiden die Tarife über 
die jogenannten Taxen für die Bor- 
nahme beſtimmter Amtshandlungen bes 
Kominiiteatiuverfahten?, wie joiche bei«- 
ipielöweife in den n. ö. Landesgeſetzen 
vom 18. Febr. 1866, 8. ®. 8. Nr. 3 
für Wien und vom 19. Jänner 1877, 


L. G. B. Nr.9, für Niederöfterreich mit | 


Ausnahme von Wien binfichtlich einzelner | 
Amtshandlungen des Berfahrens in 
Bauſachen aufgeftellt find. Diefe Taren 
haben durchaus Gebührencharacter. Mehr | 
als dieſe Taren haben, die Barteien für 
die Berrihtung der Amtshandinng nicht 


au bezahlen, unabhängig davon, ob und ' 


welche Koftenerfabanfprüche den interve- 
ntrenden behörblidyen PBerjonen und zu. 
gezogenen Sacdverftändigen gegen den 
Staat oder gegen die Selbitwaltungs- 
—5 von welchen ſie verwendet werden, 
entſtehe 

3) Bg i. B. den bei Röll II. S. 629 
—** SE nanzminifteriaferiof dom 


| dieſen 


Meile zu entricht 


kommenſteuerpflicht zugezogenen perma⸗ 
nenten Vertrauensmännern nur aus—⸗ 
nahmsweiſe und nur auf ihr Ver—⸗ 
' Tangen, im Falle ihnen durch Orts⸗ 
beränderung größere Außlagen, ober 
wenn ihnen ein „Gewerbsentgang“ ver- 
urſacht wird, ein Taggeld von 2 fl. 
C. M., den zeitlich berufenen unter ben 
gleichen Borausfegungen die Hälfte dieſer 
Gebühr, dann eine Subrfojtenvergäkung 
von 1 fl. für die Meile des Hin⸗ und 
Rückweges zu bemilligen fit; ferner 
die Abänderung dieſes Erl. durch den 
Fin. Min. Erl. v. 26. Jänner 1866, 
.59510 Wr.5 Fin. V. B. a. a. O. unter *5 
ayrh. I. ©. 130 Anm. 1, wonach 
ertranensmännern bie Gebühr 
für die Fuhrkoſten mit 1 fl. 8. W. für jede 
zurüdgelegte deutiche Meile, ſowohl des 
Hin- ald des Rückweges und zwar für 
die zurückgel egten een pro rata 
parte der Vergütung für die ganze 
ten ift. Die Verordnung 
betreffend die Entlohnung privater Er- 
perten auf dem Gebiete des Sanitält- 
Een finden fih bei Mayr. 
4) Te — im Archiv für öffentl. 
ect . 512; Hye 260. 
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zum Erſatze der diefen Perjonen ausgezahlten Beträge nur dann ver- 
halten werden, wenn die Behörden ſich hiefür auf ein Geſetz oder eine 
fraft gejegliher Ermächtigung erlafiene Verordnung berufen Tönnen. 
Dies gilt auch von dem Erlafje des Min. des Innern vom 9. Jänner 
1855, 3. 29541 Anhang, verlautbart mitteld Erlafjes des Yin. Min. v. 10. 
Jänner 1855, 8. 1977, Finanzminifl. V. B. Nr. 6%), durch welchen 
für das Reſſort des Minifteriums des Innern allgemein angeordnet wurde, 
daß privaten Sachverjtändigen die Entlohnung von den fie verwendenden 
Behörden nad) der Analogie der für Gerichte beſtehenden Vorſchriften mit 
Rückſicht auf Die Localverhältniffe, die gehabte Mühewaltung, dann auf die 
künſtleriſche und wiffenfchaftliche Bildung und auf den Stand der Sad; 
verjtändigen in einem billigen Ausmaße von Fall zu Fall zu beitimmen 
it. Es gilt dies von der Uebung des Handelsminifteriums, im Berfahren 
betreffend die Patentangelegenheiten den Beugen Neifeloftenerjähe, und 
wenn biejelben vom Tag und Wochenlohn eben, überdies Die Vergütung 
ihres Beitverluftes zuzubilligen.?) Für die gleihfalls übliche Heranziehung 
der Parteien zum Erjate dieſer Koften reicht jedenfalls die Beftimmung 
des 8. 24 der Bdg. vom Sabre 1854 nicht aus, da diejelbe die Parteien 
ausdrüdlih nur zum Erjabe der Commiſſions⸗ und Neifelojten der Be: 
amten verpflichtet.?) Gegen die Anwendung der Civilproceßnormen 
Sprechen aber mit Ausnahme jener Fälle, in welchen die Berialtundsbe- 
hörden Civilrechtöpflege üben, nicht unwichtige Bedenten wegen ber inneren 
Verichiedenheit des Adminiftrativ- und des Eivilprocefjes. 

Jedenfalls kann gegen die Feftftelung der den privaten Hili® 
perjonen des Wominiftrativverfahrens bald unmittelbar von den Par 
teien*) bald aus dem Staatsfchahe zu leiftenden und den Parteien vor 
zufchießenden Koftenerjäge fowohl von diefen Hilfsperfonen jelbit, al 
auch unabhängig von bdenfelben durch die Parteien, denen der Rüderlat 
oder die Bahlung auferlegt wird, die Beſchwerde ergriffen merben.°) 

IX. Die Behörde Hat die thatfächlichen Vorausſetzungen für die 
gefetliche Koftenerfagpflicht der Parteien, wie etwa die Frage nad) ob⸗ 
waltendem Muthwillen, Verſchulden“) der Partei, nach polizeimidrigem 


— 








1) Mayrh. J. S. 130. 4) N.Oe. L. G. vom 3. Inni 1886, 

2) Beck-Managetta ©. 469. 2. G. 8. R. 39 ($. 118 vorleiter Ab- 

3) 8. ©. H. E. vom 3. März 1892, | jah), Nr. 40 ($. 128 vorlegter Abjapı. 
8. 745, Budw. 6471. Undeutlih 8. 6 | 5) ag . 31 der Bdg. v. 23. April 
des Gef. v. 30. Juni 1895, R.G.B.108, | 1874, #. G. B. Nr.47 welche in Very 
wonach im Martenrechtöftreite der Han«- | redhtöjachen den Barteien und ben Hilid- 
belsminifter nach freiem Ermefjen ben | perjonen der Behörde eine 3U tägige 
Untbheil der Barteien an ben „Roften | Frift für die Beſchwerde gegen ba 
des Verfahrens“ und dieſe felbft zu be- | Ausipruch über die Koften gewährt und 
ftinnmen hat. Bezieht fi) das Ermeflen | den Parteien die Einficht in das Reiſe⸗ 
nur auf jene Koſten, welche die Parteien particulare frei ſtellt. 
zu zahlen nad) allgemeinen Verfahrens⸗ 6) Die Beitimmung des Rechtsbe 
. normen rechtlich verpflichtet find, oder | griff des Verſchuldens iſt nicht dem 
ſoll die Behörde ermächtigt werden, in | freien Ermeſſen der Behörde anhein 
jeder Beziehung den Gejeßgeber zu | geftellt, fondern bat auf d der ol 
ſpielen? gemeinen oder beſonderen geſezlichen 
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Verhalten derjelben frei zu mürbigen, und das Ausmaß der Koften nad) 
den biefür beftehenden gejeglichen Beftimmungen oder innerhalb ber 
Grenzen derfelben feftzufegen. Die Koftenerfaspflicht der Barteien wird 
dadurch, daß die dad Verfahren abjchließende Erledigung durch einen Ver⸗ 
gleich der Parteien!) herbeigeführt wurde, nicht berührt. 

Niemald darf aber die Behörde, ohne eine geſetzliche Grundlage 
biefür zu befigen, die Vornahme von Amtshandlungen von einem vorher- 
gehenden Erlage eines zur Dedung der Koften des Verfahrens muth- 
maßlich ausreichenden Betrages oder einer anders gearteten Sicherftellung 
der Roftenerfagpflicht der Parteien abhängig maden.?) $. 23 der Min. 
Bdg. dv. 23. April 1874, R. G. 8. Nr. 47 ermächtigt die Bergbehörde, 
welche auf Unfuchen einer Partei eine auswärtige Amtshandlung d. i. 
eine Amtshandlung außerhalb des Ortes ihres AUmtsfiges anzuordnen 
bat, von der anſuchenden Partei den Erlag eines angemefjenen Com⸗ 
miffiongkoften-Vorfchuffes gegen nachträgliche Verrehnung zu verlangen?) 


F. 41. Koften der Parteien, 


I. Den Barteien erwachſen aus ihrer Theilnabme an dem Abmini- 
jtrativverfahren, aus ihrer procefjunlen Thätigfeit theils bare Auslagen, 
welche mit ihrem Erſcheinen und ihrem Aufenthalt am Orte der Ber- 
handlung oder der ämtlichen Erhebungen oder mit der Verwendung bon 
rechts⸗ oder fachkundigen Beiftänden, mit der Herbeilchaffung von Beweis⸗ 
mitteln, mit der Stempelung der Eingaben und PBrotocolle u. ſ. mw. ver- 
bunden find, oder aus ihrer Koftenerfagpflicht gegenüber dem Staate 


ftempeltes Geſuch dieſer alljogleich zu⸗ 


Beſtimmungen zu erfolgen V. ©. 
rüdgeftellt werden, e3 ſei denn, daß auf 


E. 
v. 5. Nir izz⸗ 4, 8.442, Budw. d 


gl. G. v. 3. Suni 1886 Pr. 
39 ® 18 ee Abf.), Ar. 40 (8. 128 


a 
9. € . 17. Jänner 18%, 
B. "lsı, Budiw. 5081 

2) Dielen Srundfag anerfennt auch 
Die Entih. des Min. des Innern von 
10. Sept. 1870 8. 9278, 2. f. g. 
1870, Nr. 41 S. 162 mitgetgeif auch 
bei Mayr. I. ©. 142, 

3) Eine eigenartt —— nicht 
zur Sicherung des —** Anſpruchs 
auf Koſtenerſatz ſondern auf die Stempel⸗ 

ebühren trifft 8.81 des Gebührenge⸗ 
—* vom 9. Februar 1860, R. G. B. 
Nr. BO. Nach der Anordnung besſelben ſoll 
ein, in einer nicht geriattinen Un. 
gelegenBeit bei einer Behörde oder einem 

mte von ber Bartei, perfönlich (oder 
wohl auch durch einen Bevollmächtigten 
ober Boten) überreichte ftempelpflich- 
tiges, und nicht (oder nicht gehörig) ge- 


defien Annahme beharrt wird, in weldhem 
Falle dieſelbe unter Bemerkung dieſer 
Thatſache auf der Eingabe ſeitens des 
übernehmenden Beamten zu erfolgen 
bat. Damit ift aber die Gebührenftrafe 
verwirlt. Wird die Eingabe von ber 
Bartei nicht perſönlich überreicht (alfo 
etwa mit ber Poſt) eingejendet, jo er- 
fährt fie abgejehen von dem Falle, daß 
ihr Inhalt ein Einfchreiten von Amts⸗ 
wegen nöthig erjcheinen läßt, oder daß 
die Unterlafjung der Erlebigung eine 
Gefahr (alfo einen erheblichen Rachtheil) 
für die Bartei im Gefolge haben müßte, 
feine Erledigung. Sn legterem Falle er- 
höht fich die Gebühr auf das doppelte, wenn 
die Amtshandlung nur im Intereſſe der 
Partei elegen iſt; ift aber z gleie das 
öffentliche nterefle an ihrer Bornahme 
betheitigt, dann bleibt es bei der ein- 
fahen Stempelgebühr, wenn nicht gar 
ber Fall der Stempelfreiheit gegeben ift. 
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hervorgehen, theild Vermögensnachtheile in Folge der Beeinträchtigung 
ihrer Ermwerbsthätigfeit durch die auf die PBrocebthätigleit verwendete 
Zeit und Mühe. Es fehlt nun an einer allgemeinen Beitimmung zur 
Regelung der Vorausſetzungen, unter welchen für die eine Partei ein 
Anſpruch auf Erfah diefer Koften gegen eine andere Bartei des Ad 
miniftrativverfabrens zur Entftehung gelangt. $. 24 der Verordnung 
v. 3. Juli 1854, R. ©. B. Nr. 169 weift zwar auf die Möglidfeit 
hin, daß einer Partei, welche nach dem Juhalte feiner Beltimmung 
dem Staate die Koften des Berfahrens zu erfegen hat, ein Regreßan⸗ 
ſpruch gegen eine andere Partei oder .einen Dritten zukommen könne, 
enthält aber felbft feine materiell-vechtliche, einen foldyen Aniprud be 
gründende Norm. Daran fann nicht gezweifelt werden, daß jede im 
Adminiſtrativverfahren koſtenerſatzpflichtig gemachte Partei unter den 
Vorausſetzungen eined civilrechtlichen Schadenserſatzanſpruchs von Dem 
jenigen die an den Staat gezahlten Koiten rüderfegt verlangen könne, 
durch defjen zum Schadenerſatz verpflicytende Handlung oder Unterlafjung 
ihr dieſe Koſten verurfacht worden find. Der Erfab der Verfahrens 
toten kann dann ausjchließlid oder zum Theil den Gegenſtand des 
Schadenerſatzanſpruchs bilden. Es ift dies feine Befonderheit der Kolten 
ded Adminiſtrativverfahrens fondern gilt von jeder Urt der den Parteien 
erwachſenden Proceblojten. Auch der Käufer einer ihm entwährten Sadk, 
der Käufer verſeuchter Thiere kann von feinem Verkäufer, fei es mit der 
Gewährleiſtungs- oder mit der Schadenerfaßklage, die Koſten des für ihn 
ungünftig ausgefallenen Broceffes, den er nach erfolgter Streitver: 
fündigung oder unter Vertretungsleiftung des Auctors vor dem Civilgerichte 
geführt Hat, um ſich in dem Beſitze der gelauften Sache zu erhalten, oder vor 
dem Neichsgerichte, um den Erfah des gefeulten Viehes zu erhalten, mit 
der Eivilflage verlangen, unter jenen Vorausſetzungen, unter welchen der 
Berfäufer gewähr- oder fchadenerfagleiftungspflichtig tft.) In dieſen 
Falle Spielt aber die Eigenfchaft des Rüderlagpflidhtigen als Partei des 
Udminiltrativverfahrens feine Rolle; fie iſt für die Enticheidung über den 
Rückerſatzanſpruch gleichgiltig.. Die Entjcheidung über diefe cicilrechtliden 
Anfprüche kommt den Civilgerichten zu. Für die Erörterungen an dieler 
Stelle fommt es aber darauf au, inwieferne aus der Theilnahme mehrerer 
Parteien an dem Adminifirativverfahren und nur wegen diefer Theil: 
nahme Koftenerfaganfprüche verfelben unter einander entftehen. Solche An 
ſprüche bedürfen nun wie alle obligatorischen Anſprüche des Einen an 
den Anderen bejonderer gejeglicher Anerlennung”), wobei allerdings di 


1) SInfofern geht die Entſcheidung d. | gerichtliche Judicatur. Über Nüderiof 
0. ©. 9. v. 15. Febr. 1887, 8. 1594, | anfprüde hinſichtlich dieſer Koken 
Sprucdirepertorium Nr. 134, Glaſer⸗ ſchlechthin ablehnt, zu weit. 
Unger 11452, melde nur wegen de 2) V. G. H. E. v. 14. Dee 188, 
Zufammenhangs der Enticheidung über | 8. 3183, Budw. 4408; 10. April 18%, 
die Koftenerjappflicht der Parteien im | B. 1356, Bubw. 4625; 4. Zuli 1891, 
Adminiftrativverfahren mit ber Ent- | 2. 2359, Budw. 6079; 3. März 18%, 
jheidung in der Hauptſache, die civil- | 8. 745, Budw. 6471. 
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Möglichkeit nicht ausgeſchlofſen- ift, daß fich die Vorausſetzung des Koſten⸗ 
erſatzanſpruchs des Einen, als der einen Partei des Adminiftrativ- 
verfahrens an den Undern, als der anderen Partei des Admini— 
ftrativverfahreng fih mit den Vorausjegungen eines civilrechtlichen 
Schadenerſatzanſpruchs deden könne. Wo ſolche Anſprüche geſetzlich an- 
erkannt find, gehört die Thatſache, daß derjenige, gegen welchen ein 
folder Anſpruch erhoben wird, und der Anſpruchswerber Parteien de2- 
jelben Berfahrens geweſen feien, mit zu den vechtzerzeugenden That- 
fachen diefes Anſpruchs. 

II. Soweit in Sondergefegen Koftenerfabaniprüdhe der Parteien 
des Mominiftrativverfahrens untereinander als Nechtöfolge diejed PBar- 
teienverhältnifies anerkannt find, erjcheint nach eben dieſen Geſetzen die 
Enticheidung über diefe Koftenerfaganjprüche ebenfo wie die Entjcheidung 
über die Koftenerfabaniprückhe de Staates ald ein Theil des Admini- 
ftrativverfahrens felbit, al3 zur Erledigung desſelben gehörig und in die 
Buftändigkeit der enticheidenden Behörde fallend.!) Dieſe Zuftändigfeits- 
regelung erfolgt unabhängig von der Natur des Koſtenerſatzanſpruchs aus 
dem Grunde, weil derjelbe wie jeder Koſtenerſatzanſpruch mit beitimmten, 
fchon während des Verfahrens erkennbaren und leicht feftitellbaren Berhält- 
niffen in urſächlichem Zuſammenhange fteht, während die eititellung dur 
eine andere ald die das Verfahren durchführende Behörde mit Umjtändlich- 
feiten, Schwierigkeiten und überflüfjigen Kosten verbunden wäre. Der Grund 
für diefe Zuftändigkeit ift alfo die Broceßvereinfahung?) und nicht etwa ein 
rechtlicher Bufanımenhang des Roftenerfabanipruchs als eines Nebenanſpruchs 
zu irgend einem Hauptanfpruche der Parteien des Adminiitrativverfahrens 
gegen einander, da ja Diefed Verfahren in einem ſehr weiten Umfange zur Ber- 
folgung von Anfprüchen der Parteien gegen einander nicht beitimmt: ift. 
Man wird deshalb die in diefen bejonderen Beitimmungen geregelte Bu: 
ftändigfeit der Adminiftrativbehörden zur Entjcheidung der Frage, ob in 
dem von ihnen durchzuführenden Verfahren Proceßkoſtenerſatzanſprüche 
al3 Folge des Barteienverhältniifes entitehen können, und unter 
welchen Borausjegungen, ald Ausdruck eines allgemeinen Principes an- 


1) Bel. 4. B. die Beltimmung der | urjachten Koften für die Verwendung 
Bafferrachtäorbnungen: „Die politifche | vechtd- und fachkundiger Beiltände zu 
Behörde Hat zu erfennen, .. wie weit | erjegen, ift im Berlaufe der betreffenden 
ber Gachfällige die durch fein Der- Berhanblung mit der Hauptſache zu 
jhulden dem Gegner verurfachten | euticheiden. 

Koften be „Seriahreng an erjegen hat,“ 2) Die im Einverftändniß ınit dem 
oder $. 3 Bel. v. 30. Aunt 1895, Min. des Inn. gefällte Entfcheidung, des 
R. G. 8. Se. 108: ‚Der Handels- | Aderbauminifterium® vom 16. Juli 
minifter hat nad) freiem Ernefjen zu ı 1878, SE Mayrh. I. ©.139 
beftimmen, zu weldyen Untheilen die Anm. 8. f. V. 1878 Nr. 39 ©. 155 
Koften . . ber Nechtövertretung den | erllärt es als einen in der ganzen 
Betheiligten zur Laft fallen." N.5.2.G. | Judicatur feititehenden Grundjag, daß 
v.3.3uni1886, 8. G. B Nr.39 (8.118 | die judicivende Behörde mit ber Ent- 
letzt. Abf.), Nr. 40 (8. 128 legt. Abj.): | Scheidung in der Hauptſache auch über 

. ; Imiemeit der Sachfaͤllige ſchuldig die Kolten des Verfahrens abjpricht. 

it, die... . anderen DBeiheiligten ver- | Hye 406 
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erfennen müflen, weiches auch dort zur Ansichließung anderer Behörden 
und insbefondere der Civilgerichte führt, wo ſich die geſetzlichen Voraus 
ſetzungen — Koſtenerſatzanſprüche mit jenen eines civilrechtlichen 
Regreß⸗ oder Schadenerſatzanſpruches deden.”) 

II. Rormen, welche Erſatzanſprüche der Parteien des Adwminiſtra⸗ 
tivverfahrens gegen einander hinfichtlich der ihnen durch dasſelbe er⸗ 
wachſenden Koſten ausdrücklich regeln, ſind nun in der öſterreichiſchen 
Verwaltungsgeſetzgebung höchſt ſporadiſch, und die wenigen vorkommenden 
entbehren fo ſehr eines einheitlichen Princips, daß ſich kein Anhaltspunlt 
für eine Fortbildung des geltenden Rechts bietet. Mit Uurecht wird für 
die fih hieraus ergebenden Härten die Praris der Behörden von den 
Praktikern verantwortlich gemadht.”) Unter ſolchen Umftänden ift von Be- 
deutung der von ‚dem Berwaltungsgerichtähof confequent feftgehaltene 
Grundſatz, daß, woferne eine Rorm des adminiftrativen Bro- 
cefje3 die Srundfäge für die Koftenerfagpfliht der Parteien 
Ihlehthin ohne Beihränfung auf die dem Staate gebührenden 
Koſten und ohne weitere Unterfcheidung regelt, die Beftimmungen 
derfelben ſowohl auf die Erfabpflicht der Parteien gegenüber dem Stante 
ald au auf Koftenerfatanfprüde der Barteien unter einander 
zur Anwendung zu bringen feien, daß durch eine ſolche Rorm alio 
Koftenerfaganiprüde der letzteren Art begründet werden.‘) 
Nah diefem Rechtsſatze hätten in allen Fällen dieſer Urt diejelben 
Parteien und in demfelben Verhältniffe, in welchem fie die dem Staate 
erwachſenden Koften zu tragen haben auch die den übrigen Parteien de 
Verfahrens erwachſenden Koften zu erſetzen. Das hätte demnach beiſpiel⸗ 
weile zu gelten im bergrechtlichen Verfahren, im Erpropriationsverfahren 


1). ©. E. Bubm. 184, 185. | Anſpruch regelnden Normen begründet. 
An einem len Umfange in dieß im | Die Analogie bes Civilproceßes ik 
waflerrehilichen erfahren, Ber- | feine vollftändige, da ber Anfechtung; 
fahren für die Yeftftellung einer er ap fläger in einem gewiflen Umfange für 
pfliht für Wildfhäden, im Grund», | Kr Sterfen zugleich kaͤmpft. 
Theilungs-, Regulirungs- und im Zu⸗ . vom 5. März 1884, 
jammenlegungsverfahren der Tall. us. ER Ss: 10. April 1889, 

2) Im @egentheil die abmintftrative 8 1356, Budw. 4635; 30. Ron. 1889, 
Praxis erweiit ſich über das Geſetz Hin- 8. 3708, Budw. 4990. Bol. auch die 
aus dem Bedürfniffe des Publicums ent- Ber eit. Entſch. des Aderbauminiite 
gegenlommend. Nah dem Sengnile riums, Mayrh. I. ©. 139, welche mit 
von Bed-Managettaa. a. D. ©.4 Beziehung auf 8. 234 Berggefeh aus⸗ 
ſpricht das Handelsminiſterium in * führt, daß unter der dort geregelien 
der Enticheidung des R.G. Hye 406, Erſatzpflicht Hinfichtlich der göften de⸗ 
aus welcher die Zuſtandigkeit desſelben bergrechtlichen Verfahrens bei dem 
für die Entfheidung von Koftenerfag- | Mangel jeder weiteren Unterſcheidung 
anfprühen im Batentanfechtungsver- | im Gejege, die Erfagpflicht Sinfigetid 
fahren abzuleiten ift, den Parteien dieſes der gefammten Koften der Berhand kung 
Verfahrens Koftenerfäpe zu. Es Teuchtet | verftanden werden müſſe. Anch der 
aber ein, daß bie bloße Buftändigteit bereit? &. 491 Anm. 4 citirte 8. 35 
des Handelsminifteriumd zur Entfchei- | der bad. Vdg. regelt die Koftentragungs 
dung nod feine Buftänbigfeit — ohne Unterſcheidung zwiſchen den 
Schaffung der fehlenden, einen Golden Koften des Staates und der Parteien. 
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für die Herftellung von Eifenbahnen, im Verfahren zur Prüfung ge 
merblicher Betriebsanlagen, dann wohl auch im waflerrechtlichen Ber- 
fahren, injoferne bei näherer Betrachtung die dem erften Blide fih 
darbietende Unterſcheidung zwiſchen den Commiſſionskoſten und den 
Koften der Barteien keine Verſchiedenheit der Koftenvertheilungsgrundfäße 
bezwedt.) Bu Bweifeln kann 8. 6 bes Gef. vom 30. Suni 1895, 
N. G. B. Nr. 208 Anlaß bieten, demzufolge in Markenſchutzſtreitigkeiten 
der Handelsminiſter nach freiem Ermeſſen zu beftimmen hat, zu weldjen 
Antheilen und Beträgen bie Koften des Verfahrens und der Rechtsver⸗ 
tretung den Betheiligten zur Laft fallen. Hier kann die Auffaffung nicht 
ausgefchloffen erachtet werben, daß das Handelsminifterium ermächtigt 
fei, die Grundſätze für die Koftenerfahfrage ſelbſt zu fehaffen und mit 
diefer Auffaſſung ift es nicht unverträglich, daß für den Erſatzanſpruch 
des Staates andere Grundſätze als maßgebend erklärt werden wie für jene 
der Parteien unter einander. Eine zwedmäßige und zur Nachahmung 
anzuempfeblende Norm der trage nad den Barteienkoften im alle 
der Erhebung von Schadenerjahanfprühen im Berwaltungswege 
enthält Art. 10 des fteirifchen Jagdgeſetzes v. 17. September 1878, 
2. ©. B. Nr. 10: „Der zum Schadenerjah (für Jagd- und Wildſchäden) 
verurtheilte Sagdberechtigte hat in der Hegel dem beſchädigten Grund 
befiger die zur zwedentiprechenden Geltendmachung des Erjahanipruches 
nothiwendigen Koſten, Dagegen aber der mit dem Erjaganfpruche gänzlich 
abgewiefene Kläger dem Jagdberechtigten die zur zweckentſprechenden Ver⸗ 
theidigung nothwendigen Koften zu erjeben. Die Behörde Tann übrigens 
diefe Koften verhältnigmäßig theilen, wenn die von dem Jagdberechtigten 
vor der Abſchätzung des Schadens im Vergleichswege angebotene und 
von dem Beichädigten zurüdgewiejene Vergütung denjenigen Betrag be- 
trächtlich überfteigt, auf welchen die Behörde zu erkennen findet.“ ®) 

IV. Die Parteien müſſen ihren Unfpruch auf Koftenerjag noch im 
Zaufe des Berfahrens befonders ftellen und rechtfertigen?), weil bie 
Entſcheidung über diefen Anfpruch einen Theil der Erledigung des Ver⸗ 
fahrens zu bilden bat, was wieder damit zuſammenhängt, daß fonft der 
Zwed der Broceßvereinfachung nicht erreicht würde. Weber den Anſpruch 
muß der Anſpruchswerber und derjenige, gegen den ſich der Anſpruch 
richtet, regelmäßig gehört werden. Eine Aberkennung des Anſpruchs 
ohne Erhebung der der thatſächlichen Vorausſetzung desfelben und ohne VBerhand- 


1) B. G. H. —— Oct. 1888, 

. 3144, Budw. 4279; 1. Der. 1898, zu — V. G. H. E. Budw. 184, 

. 4077, Budw. 7555. l. auch die 185, 3002. Das fteirifche Gin trifft 

8.2.8. v. 80. Juni 1886, 2.8.8. | zweckmäßige Vorſorge einerjeit3 gegen 
Fr. 39 (8. 118) und Nr. 40. G. 128).die Rückſichtsloſigkeit der großen Jagd⸗ 

2) Nach den älteren Beſtimmungen, | herren, andererjeit3 gegen bie Habfucht 
als deren Mobification fich das fteiriiche der Bauern und legt billigerweie bie 
Zandesgefeh darftellt, Hat der geichädigte Initiative zum Bergleich den erjteren auf. 
Grundeigenthümer die Koften des Ver⸗ ) B. G. H. €. 24. März 1891, 
fahrens zu tragen, wenn er defien Ein- | 3. 1134, Budw. 5848, Managetta 
deitung begehrt, ohne einen gütlichen | ©. 484. 


Tezner, Handbuch. 33 
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ung über denfelben ift regelmäßig nicht ftatthaft.!) Andererfeits wird 
aber nicht bezweifelt werden fünnen, daß, die innere Kontinuität mehrerer 
durch Erledigungen getrennter Stadien desfelben adminiftrativen Procefies 
vorausgefeßt, die eine Partei in einem fpäteren Stadium desjelben 
Procefjed zum Rückerſatze der Koften an eine andere Partei verurtheilt 
werden Tann, welche diefe in einem früheren Stabiun desfelben dem 
Staate bat bezahlen müfjen, woferne die für die Koftentragungspflicht 
der zunächſt frei ausgegangenen Partei maßgebenden Thatſachen erft in 
diefem fpäteren Stadium hervorkommen. Diefe Möglichteit hat offenbar 
die Beitimmung der Wafjerrechtsorbnungen im Uuge, welche die Pflicht 
der Parteien zum Erjage der Koſien für commilfionelle Erhebungen 
regelt und dann die Behörde anweifi, zu erlennen, in wiefern dieſe 
Roften auf die Parteien zu verteilen feien, wie weit der Sachfällige 
die dem Gegner verurfacdhten Koften zu erieten babe. Und allgemein 
deutet auf die Möglichkeit des Beftehens folcher geſetzlichen Modificationen 
des ökonomiſchen Refultates, der eine Bartei belaftenden Auflage zum 
Erfate der Koften des Staates durch Rüderfahpflichten anderer Parteien, 
der erite Sab des $. 24 der Vdg. vom Jahre 1854 Hin.?) 

Eine Ausnahme von der Regel des Erforderniffes einer dem 
Koftenzufpruche vorangehenden Vernehmung der Parteien bildet der Zu: 
ſpruch der einer Partei infolge der Säumigkeit einer anderen "Partei 
vom Zeitpunkte der rechtsfräftigen Erledigung an erwachſenden Koften der 
Vollitredung einer dem Eprecutionswerber günftigen Entjcheibung oder 
Verfügung; denn es hat der Bewilligung der Vollftredung in dielem 
Halle regelmäßig?) kein Berfahren mit Vernehmlaflung derjenigen Partei 
vorherzugeben, gegen welche fich die Vollitredung richtet, vielmehr voll 
zieht fi) die behördliche Liquidirung der bis dahin feftftellbaren Koften 
des Erecutionswerbers zugleich mit der Vollſtreckungsbewilligung. Bo 


1) 8. ©. 9. €. v. 23. Mai 1890, | Mnorhuung bed weiten Sages des 5.21 
3. 17086, Budw. 6333, dom & Juli 1 in Betteff 
2) In der Bears findet beshalb Die | * * ellgebühren, wonach bie Gebühr 
Deitimmung des 8. 13 der Big. vom | für die Zuftellung der Erledigung ber 
3. Juli 1864, a N Koſten des Begenduberung ner Partei auf de 








Verfahrens bon den Barteien binnen 
vier Wochen auf Rechnung des Aerars 
einzutreiben find, im Intereſſe bes Fi3- | 
eus die eruslegung, daß die Tiquid ge- 
ellten Koften einer Commiflion, wenn 
ih ein anderes Princip der Koftenauf- 
lage vorläufig nicht ermitteln läßt, jo- 
fort dem Provocanten des Verfahrens 
zut Bahlung aufgegeben werden, und 
daß es der Enderledigung vorbehalten 
bleibt, etwaige Rüderjagpflichten anderer 
Barteien jean tellen. Dies gilt nament- 
li von oſten der Execution don 
Aufprühen der Parteien. Einen An- 
yaltapıntt für dieſe Behandlung der 
oftenfrage findet die Praxis in ber 


Eingabe einer anderen Bartei von dieſer 
legteren einzuholen if. Indeß wird man 
dieſe Beftimmung nicht über ihren Inhalt 
ausdehnen dürfen und grundjäglic die 
Vorſchrift des erften Satzes, daß jene 
Bartei die Commiſſionskoſten zu entrichten 
bat, welche dur ihr Einfchreiten die 
„Erledigung“ oder Unordnung veran- 
{aßt, auf bie Enderledi eh nicht 
auf bloße —— * —A— 

er⸗ 


zu beziehen haben. Kal. für 
ee Budw. 5333. 

h. wenn feine förmliche Er⸗ 
Sehung über den Thatbeftand der mora 


nötbig iſt. Sg er 8.8.5. €. 
vom 16. Dec. 1891, 3.4034, Bubw.6315. 
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ſolche Parteien in Betracht kommen, welche durch ihre Parteienthätigkeit 
Öffentliche Intereſſen zur Geltung bringen, wie etwa die „Concurrenzen“ 
für die Herjtelung oder Erhaltung einer öffentlichen Veranſtaltung, die 
Gemeinden bei der Erhebung des Anfpruches auf die &emeinbefteuern, 
haben die Behörden, welche zur ziwangsweilen Befriedigung der dem Ge- 
meininterefje dienenden Aniprüche derartiger Parteien berufen find, Die 
Koſten der Erecution, foweit fie von den mit der Erfüllung Säumigen 
zu tragen find, auch ohne darauf gerichtete Untragitellung mit der 
fhuldigen Leiſtung zugleich einzutreiben: 

V. Gegen die behördliche Beſtimmung der Koften fteht ſowohl dem- 
jenigen, der auf den Erſatz Anfpruch erhebt, ald demjenigen, welcher zum 
Erſatz derjelben verurtheilt wird, die Beſchwerde offen. Sie kann fid 
entweder gegen die Rechtmäßigkeit der Enticheidung oder gegen die Ange- 
mefjenheit der Beftimmung richten. Es gelten für fie, wenn nicht etwas 
anderes feſtgeſetzt erjcheint, die gleichen procefjualen Vorſchriften in Be- 
treff der Buläffigfeit, der Beit und des Ortes der Ueberreichung, wie für 
die Beſchwerde gegen die Erledigung der in dem Verfahren behandelten 
Berwaltungsfache. | 


VI Auch die Sicherſtellung der Parteienkoſten darf von der Be- 
börde zur Bedingung der Einleitung des Verfahrens oder einer im 
Laufe derjelben vorzunehmenden Amtshandlung nur dann gemacht werden, 
wenn das Geſetz die Stellung einer ſolchen Bedingung geitattet.') 


VD. Die proceffualen Normen über den Erfat von Parteienfoften 
im Wominiftrativverfahren gelten nur für das Verhältniß der Parteien 
zu einander, nicht zu dritten Perſonen, welche etwa durch ihr doloſes 


1) Erf. des Min. des Innern vom | legiumseingriffsflage dem von berfelben 
10. September 1870, 3. 9278, 8. f. 3. | Betroffenen zugefügt werben konnte, 
Nr. 41 S. 162. Einefolche ausdrädliche | darf nach 8.44 Schlußabſatz des Privi- 


gejegliche Beitimmung hat der Verfafler 
nicht zu finden vermocht. 8.27 der auf 
Grund des Geſ. v. 21. Juli 1871 erlaffenen 
Vig. vom 23. April 1874, R. G. B. 
Nr. 47 geftattet im bergrechtlichen Ver⸗ 
fahren nur die Yorderung eines Koften- 
vorjchuffes von den Parteien für die 
Commiſſionskoſten. Die nad 8. 37 
des Forſtgeſ. von dem Bewerber um 
eine Holztrift zu leiftende Kaution dient 
nur der Gicdherftellung der Erfüllung 
der Vorſchriften der Triftbewilligung 
und der Anſprüche auf Erfah von 
Sachbeſchädigungen, welhe durch 
die Trift hervorgerufen werden könnten. 
Pol. auch V. G. H. E. vom 19. October 
1889, 8. 3274, Budw. 4890, P. 8. 
Die Caution für Schimpf und Schaden, 
welcher durch die Beſchlagnahme von 
Gegenſtänden auf Grund einer Privi⸗ 





legiumgeſetzes nur im Patent⸗Straf⸗ 
verfahren auferlegt werden. Nach 
Beck⸗Managetta ©. 444 wendet das 
Handelsminifterium die Beftimmungen 
der allgem. Ger. DO. über die actoriiche 
Kaution im Batentanfechtungsverfahren 
analog an, allein (wenn die a. a. O. cit. 
Entſch. v. 20. Auguft 1889, 3. 33626 
richtig mitgetheilt ift) ohne Kenntniß der 
Beitimmung bes 8. 408 ber allgem. 
Ger. D., demzufolge der Gellagte Sicher- 
ftellung für feine Koften vom Kläger 
auch nad erfolgter Einlafjung in die 
Klage fordern darf; nur daß in dieſem 
leßtern Yale das Begehren den Lauf 
des Verfahrens in der Hauptſache nicht 
aufzuhalten vermag. Vgl. nunmehr 
88. 56—62, 64, 239 der neuen Civil⸗ 
proceßordnung. 


33 * 
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oder culpofes Verhalten das Verfahren nothwendig gemacht, etwa durch 
eine dolofe oder culpofe Sachbeſchädigung oder durch eine muthwillige 
Anzeige das Berfahren hervorgerufen haben, ohne Parteien desjelben zu 
fein.!) Koftenerfäte gegen folche Perſonen können nur aus dem Rechts: 
geunde der civilrechtlihen Schadenserfahpflicht entweder bei bem Civilge 
richte oder im Adhäſionsproceſſe des ftrafgerichtlichen oder polizeiftrafrect- 
lien Berfahrens geltend gemacht werden. 

VIII Das Lohnverhältnis zwiſchen den Barteien und ihren An- 
wälten und Beiftänden iſt gleichfall8 ein ausgeſprochen privatrechtliches 
und unterliegt deshalb nicht der Enticheidung der Berwaltungsbehörden. 


$. 42. Die zwangsweile Eintreibung der Koften des Admini- 
ſtrativverfahrens. 


Auf die zwangsweiſe Eintreibung der Koften des Adminiftrativver: 
fahrens, fie mögen Koften des Staates, feiner Hilfsperjonen oder ber 
Parteien fein, haben die Grundfäge für die zwangsweiſe Eintreibung von 
Gelbleiftungen Anwendung zu finden, alfo beifpieläweife die Grundſätze 
über Eintreibung von Amtswegen?) und auf Parteienantrag, über bie 
Zuftändigkeit zur Eintreibung u. |. w. Deshalb begreift die Zuſtändig 
feit der Livilgerichte zur Eintreibung öffentlider Abgaben ſoweit fie 
reicht, zugleich auch die Eintreibung der Erecutionzkoften in fi, und 
e3 beſtimmt fich in diefem Halle die Form der Geltendmachung des Koften: 
erfaganfpruches, wenn die Berwaltungsbehörden nicht ausſchließlich auf 
den Weg der Requifition der Gerichte verwiefen find, ſowie unter 
allen Umständen die Feititellung desjelben, joferne er nicht jchon im 
abminiftrativen Verfahren entftanden ijt, nad den Vorſchriften 
des @ivilprocefjes.®) 


1) 8. ©. 9. €. v. 24. April 1891, ſpruchs auf die Koſten der civilgericht- 
3. 1499, Budw. seri: 25. Juni 1891, lien Eintreibung von Gebühren im 


3. 2258, Bub. 6060. EM. €. v. 15. Oct. 1855, 8. 42006, 
2) Sl. a 13 und 29 der Bbg. v. : en im 12. ®d. der Manz’icen 


3) —* Be inftructionellen Beſtim⸗ | gejeges unter 8. 10 Einbringungsfoften. 


3. Zuti 1 Gefetzesausgabe bei 8.60 des Gebühren- 
mungen über die Erhebung de3 An- 





Nachtrag. 


In der Sitzung des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes vom 26. März 
1896 iſt der durch eine Regierungsvorlage hervorgerufene Entwurf eines 
Geſetzes betreffend die Rechtsmittel gegen Entſcheidungen und Verfügungen 
der politiſchen Behörden, in der vom Verwaltungsausſchuſſe vorgeſchlagenen 
Faſſung mit unerheblichen Modificationen angenommen worden (Nr. 1399 
der Beil. zu den ſtenogr. Prot. des Abgh. XI. Seſſ. 1896). Da dieſer 
Entwurf Ausſicht Hat, Geſetz zu werden, jo wirb er an dieſer Stelle 
zufammen mit der Pegierungdvorlage und mit Beziehung auf die ein- 
Ichlägigen Parteien diefes Werkes mitgetheilt. 


| Anträge des Ausfchufles. 
Geſetz | Geſetz 
| 


betreffend 
die Beitimmung der Friſt zur | ergänzende, beziehungsweiſe 
Einbringung von Recurſen | abändernde Beftimmungen be- 
gegen Entiheidungen und Ver- | züglich des Verfahrens bei Gel- 
fügungen der politiſchen Lan- tendmahung der Rechtsmittel 
desbehörden. ı gegen Entjcheidungen und Ber- 
ı fügungen ber politifchen Be- 

| hbörden getroffen werden.!) 


Regierungsvorlage. 





Mit Zuftimmung beider Häuſer Mit Buftimmung beider Häufer 
des Reichsrathes finde Ich anzu: | des Reichsrathes finde Ich anzu: 
ordnen, wie folgt: | ordnen, wie folgt: 


2 8.1. 


Recurſe gegen Entſcheidungen und Recurſe (Berufungen) gegen Ent- 
Berfügungen der politiichen Landes⸗ | Iheidungen und Verfügungen der 
behörden, infofern diefelben noch politiſchen Bezirksbehörden?) find, 


1) Nah der Anſchauung des Bericht- Berichterftatterd a. a. D. die Magiftrate, 
erftatterd des Verwaltungsausſchuſſes die autonomen Behörben der Gemeinden 
(ftenogr. Prot. des Abgeordnetenhanfes | mit eigenen Statuten verftanden. Das 
XI. Seſſion 1896 ©. 23823) foll das genügt nicht, um Magiſtrate zu politifchen 
Geſetz auch auf Dezernate in Polizei⸗ | hörden zu maden. Es muß ihnen 
ftraffachen anwendbar fein. vielmehr gemäß 8. 16 der Vdg. vom 

2) Darunter find nach der Unficht des | 20. April 1854, R. ©. B. Nr. 36, die 





Negierungsvorlage. 


einem Rechtszuge unterliegen, find : 
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Anträge des Ausfchufies. 


infoferne diefelben noch einem Rechts⸗ 


in allen Fällen, für melde nicht | zuge unterliegen, in allen Fällen, 


eine bejondere Recursfrift vorgezeich⸗ 
net ift, binnen vier Wochen, von 
dem dem Zuſtellungstage nad) 
folgenden Tage an gerechnet, ein: 
zubringen. 


Der Tag der Uufgabe auf die Boft 


für welche nicht eine befondere Recurs⸗ 
friſt vorgezeichnet iſt, binnen der Friſt 
von 14 Tagen und Recurſe (Be 


rufungen) gegen Entjcheidungen und 
- Berfügungen der politifchen Landes 


wird gleichfalls als Einbringung?- . 


tag des Recurſes angejehen. 
Ueber die Frage, ob der Recurs 


verſpätet überreicht wurde, hat nur 


die Minifterialinftanz zu erfennen. 


. — 


polittfche Seloäftafübrung an Stelle der 
Iandesfürftlihen Behörden anvertraut 
fein. Regelmäßig erfolgt dieſe Ueber⸗ 
tragung an Städte mit eigenen Statuten, 


aber begrifflich N] ift das nicht. 


1) Siehe oben S. 269 


behörden unter denſelben Voraus 
ſetzungen binnen der Friſt von vier 
Wochen, von dem dem Zuſtellung⸗⸗ 
tage nachfolgenden Tage an gerechnet, 
einzubringen. ?) 

Die Einbringung der Recurſe 


fann mündlich, fchriftlich) oder im 
telegraphiſchen Wege erfolgen.?) 
Der Tag der Aufgabe auf bie 
Poſt oder auf das Telegraphenamt 
wird gleichfalls als Einbringungs: 


- tag des Recurſes angefehen.?) 


Fällt der lebte Tag der Frift auf 
einen Sonntag oder Feiertag, Io 
endet die Friſt erft mit Dem nächſten 


Werktage.“) 


| 
| 


| 


Ueber die Frage, ob der Recurs 
unzuläffig tft oder ob derſelbe ver- 
jpätet überreicht wurde, hat die Be 
rufungsinſtanz zu erfennen.”) 


8. 2. 


Die Recurſe find, infoferne nidt 
beitehende Geſetze eine ausdrüdlice 


. anderweitige Beitimmung treffen, bei 


jener Behörde, welche in erfter In⸗ 
ftanz die Enticheidung gefällt hat, 
einzubringen.) 


2) ©. 24. 
3) ©. 269, 262. 
. 262. 


5‘ S. 268,, 271. 
e\ ©. 264 ff. 











Regierungsvorlage. 
8.1. 


Die politifchen Landesbehörden 
haben in ihren Enticheidungen und 
Berfügungen ausdrüdiih bekannt 
zu geben, ob diefe noch einem Rechts⸗ 
zuge unterliegen, und im bejahenden 
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Halle ſowohl die Recursfriſt, als 


auch die Miniſterialinſtanz ausdrück⸗ 
lich anzuführen. 


— — — — — — 


Anträge des Ausſchuſſes. 


8. 3. 
Alinea 1. 

Die im 8.1 benannten politijchen 
Behörden haben in ihren Entſchei⸗ 
dungen und Verfügungen ausdrück⸗ 
lih befannt zu geben, ob dieſe noch 
einem weiteren Rechtszuge unter- 
liegen, und im bejabenden Falle die 
Recursfrift, die Recursinftanz!) und 
die Behörde, bei welcher der Recurs 


| einzubringen iſt, ausdrücklich an- 


zugeben. 

Wird im Falle einer unrichtigen 
Sriftbeftimmung in der Entfcheidung 
oder Verfügung der Recurs wohl 
innerhalb der angegebenen Friſt, 
aber erjt nach Ablauf der richtigen 
geſetzlichen Friſt eingebracht, fo ift 
die angefochtene Entſcheidung oder 
Verfügung wegen mangelhafter Friſt⸗ 
belehrung aufzuheben, und die 
Hinausgabe einer, mit der richtigen 
Belehrung verſehenen, dem neuer- 
lichen Rechtszuge unterliegenden Ent- 
Iheidung oder PBerfügung anzu- 
ordnen. 

Diefe legtere Beitimmung bat für 
den Hall unrichtiger Angaben über 
die Recursinstang, über die Behörde, 
bei welcher der Recurs zu über- 
reichen iſt oder darüber, ob die Ent- 
fcheidung oder Verfügung noch einem 
Rechtszuge unterliegt, finngemäße 
Anwendung zu finden. 

Im Falle der Außerachtlaffung 
der im Abſatze 1 verfügten Bor- 
fchrift fteht den Parteien zur Be⸗ 
bebung dieſes Mangels ein ab 
gefonderter Recurs frei.?) 


1) Die Worte „die Recursinftanz” in | einer incompetenten Behörde diefe den- 


diefem und im 3. Abſatz wurden auf 


Antrag des Abg. PBergelt geftrichen, 


welcher geltend machte, es möge im Falle | 
der Ueberreichung einer Veſchwerde bei 


felben im kurzen Wege an die compe- 
tente leiten. - 
3) Ueber diefe Höchft verunglüdte Bes 


| ftiimmung, welche auch die rechtskundige 


— 520 — 
Regierungsporlage. Unträge des Ausſchufſes. 


8. 3. 8.4. 

Die Beftimmungen des Abſatzes 3 Dur dad gegenwärtige Geſetz 
der Verordnung des Miniftertums | werden alle Anordnungen, welche ſich 
des Innern vom 27. October 1859, | auf Gegenftände dieſes Geſetzes be: 
R. G. Bl. Nr. 196, werden außer | ziehen und mit bemfelben nicht im 
Kraft gejekt. Einklange ftehen, insbejonders bie 

| Beitimmungen des Abjabes 3 der 
ı Verordnung des Minifteriums des 
Simmern vom 27. October 1859, 
R. G. BL. Nr. 196, außer Kraft 
geſetzt. 
8. 4. 8. 5. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage 
der Kyndmachung in Wirkſamkeit. der Kundmachung in Wirkſamleit. 

Jene Fälle, in welchen die Zu⸗ Jene Fälle, in welchen die Zu—⸗ 
ftellung vor diefem Tage ftattgefunden | ftellung von Entfcheidungen oder Ber- 
bat, find, wenn ein Recht3mittel noch | fügungen der Landesbehörden vor 
zuläjfig ift, jo zu behandeln, als | diefem Tage ftattgefunden hat, find, 
wenn die Zuftellung an diefen Tage ; wenn ein Rechtsmittel noch zuläffig 
erfolgt wäre. ift, fo zu behandeln, als wenn die 
Buftellung an diefem Tage erfolgt 
| wäre. 


8. 5. | 8. 6. 
Mit dem Vollzuge diejes Geſetzes (Gleichlautend mit 8. 5 der Regie 
ift Mein Minifter ded Innern im | rungsvorlage.) 
Einvernehmen mit Meinen übrigen 
betheiligten Miniſtern betraut. 








Partei nöthigt, eine Vernichtung der in« | ift Berfchleppungen und Erpreſſungs⸗ 
eorrecten Erledigung und Wiedereröff- | verhältnifie —— vgl. Teznet 
nung der Friſt herbeizuführen, um ut in den Jurit lättern Jahrg. 18% 
ordnungsmäßigen Ueberreichung der Nr. 16 ©. 1 

ſchwerde zu gelangen, und welche geeignet 








Wegifter. 


(Die Zahlen mit ben großen Ziffern deuten auf bie Seiten beö Werfes, bie Kleinen Bi em an 
8 der großen auf die Anmerkungen der bezogenen Seiten hin.) Bf ı Zuße 


A. 


Abänderung, eines genehmigten Markt⸗ 


ftand3ort3, einer genehmigten Baulinie, 


einer Ausſchulung 317. 
Überlenunng gejegwidriger Begänfti- 
gungen it Sehe der Erfüllung der 
Fe 1 8 Berfahren in Waſſerrechts⸗ 
a 6. 
Able nung v von Anitöperfonen 35. 
Abſchaffung 611; ſ. Arreſt, Beſchwerde⸗ 
friſt, Immun ität. 

Abſchiebung 611; f. Arreſt, Beſchwerde⸗ 
friſt, Immunität. 
Abſchriften, Sewährun 
Abſolute Gebote 239, 
Ab riugen vom Eiienbafnivagen 69, 


— — einer Eiſenbahnunternehmung 
415, eines Hauseigenthümers 415. 
Abweiſung aus formalen Gründen 210; 
aus meritalen 210 

Blende, Fürforge für und gegen bie- 
elben 9 

Actiengeſellſchaften, Repräjentanten der⸗ 
ſelben 96; Wirkung der Auflöſung 
von U. auf ihre Barteienlegitimation 


gr 1551. 


Actio ex lege diffamari, f. Aufforbe- 
rungsproceß; popularis 121, 125; 
Birfungslofi keit ber Rüdziehung der 

p. nad) erfolgter Stattgebung 471. 

Activle timation, ſ. Legitimation. 

Actoriſche Eaution 509, bidı. 

Adelsſachen 42, 146. 

Adhä uöverfahren 832. 

Adin g, ſ. Reiſekoſten. 

—— — Verfahren 6. 

Adminiſtrative Execution, ſ. Execution, 
Vollſtreckung, Verbot. 


Admin iſtrativiuſtiz 2. 
Adn in intativ uſtizſache 88, 91, 


Malen — f. 
— 103. 


— der Behörde 188. 
den 1 


— Behorden 70, akademiſches 
Bürgerrecht 701. 

Altenmäßigfelt ber Erlebi igung 179,277 ff. 

Altenverfendung 269, 2 

Altenwidrigleit, |. Yetenmäßigtei und 
Weſentliche Mängel. 

Amtöfiegel 202. 

Amtsſprachte 111 ff., 1152, 177, 198 f. 

— der Gemeinden 112, 1158. 


Amtöfprengel ö6. 
Amtöunterridt 189. 


933, 


Anoiphabeien 176. 


Anfechtung von Erledigungen, |. Be⸗ 
fchwerde; von Verordnun on 101, 342; 
von Erecutionsacten, { zecutiondan- 
fehtung und Boliftredung. 


| Anbängigleit einer Sache 210. 
‘ Annabmeftelle für Beſchwerden, |. Be 


Anftaite 


ſchwerde. 
Aunullirung von Gemeinde⸗Jagd⸗Pacht⸗ 
berträgen 51, 24553; von Beugniflen 


Anonyme Anzeigen 1391. 
Anrainer 89 f., 92, 124 ff. 351; ſ. 
Baubedingungen. 


Anſprüche auf 2 eaupune der Gemeinde- 
anftalten 42, auf Eriag von Trift⸗ 
ſchäden 46, aus dem Staatäbienfte 45, 
—— 41, 4601. 

n 9b. 

Autragsgegner 931, 493 ff., 49. 

Anwälte, . Advocaten, Advocatenzwang, 
Beiftände. 


, Anwaltötoften 509 f. 


Beige 1, nn Angelegenheiten 

Anzeiger 87, 121, 139, 120, is r. 

Anbeiterjänd 10, 316; f. Gewerbein- 

ector 

Arbeiterverfiherung, ſ. Kranken⸗ und 
Unfalläberfiherung. 

Armee 67 

Armeeveror nung 67. 

Armeevertretung 102, 110. 

Armenverwaltung 8, 209, 288, 315, 471. 

Armutszeugniß für den Bwed der Stem- 
pelbefreiung, |. Annullirung. ı) 
Arreft, adminiſtrativer 432, 434; |. Ein- 





antwortung. 

Auetoritasrerum judicatarum 78,296 1, 
316, 323. 

Anfbietung der Parteien, ſ. Edictal- 
verfahren. 

Aufforbernngöpeocef ‚ öffentlich» recht- 
licher 30; |. Rechnung3proceß. | 


—A —— in Waſſerrechts⸗ 

achen 1 

Aufllärnugspflicht der Behörde 123, 132, 
134, 1381; |. Belehrungspflicht, Riechis⸗ 
belehrung. 

Bean eines Bereins, f. Vereinsauf- 


Augenfdein 140, |. Autopfie, Begehung, | 
Collaudirung. | 

Auöbleiensfel: en 118, 132, 186. 

Ausbleibensre tfertigung 167, 368 ff. 

Ausfertigung d. Erledigungen 196, 199 FF. 

Auskunftspflicht im Aominiftrativver- 
fahren 102, 143 ff.; der Gemeinde- 
ausihußmitglieder 148, 437; ſ. Wahr- 
heitöpflicht. 

Ausländer 70 f. 

Aus chließung bebördlicher Berjonen von 

Amtsbandlungen 35, 61. 

Ausſetzen der Entfcheibung 48, 

Authentification der Erledigungen 199 ff. ; 
des Berhandlungsprotofoll3 175 ff 

Autonome ehörben, |. —— 

Autopfie in den hö eren Inftanzen 17 

Avis prealable 1091, 1361. 


B. 


Baubebingungen im Öffentlichen und im 
privaten Intereſſe 320; eigenmächtige 
Abweichung von denfelben : 328. 

Baubewilligung 92, 105, 124; Bedeutung 
ihrer Rechtökzaft 323, 338 1, ſ. Bau⸗ 
bedingungen; Verhaliniß der B. zum 
Betriebsconfens 392. 


1) 8.8.9. €. Budw. 2074. 
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Banlinie, Abänderlichleit derjelben 317. 
Beamiengehalte 2151; Rormen über die: 
jus cogens? 3151; AYuftändig 

feit ur Entoeldung über Anfprüde 


Befähigungsundweis als Borausjegung 
für die AYuläffigfeit des Gewerbebe⸗ 
triebes 158; ſ. Bräfumtionen. 

Befangenbeit Behörden Perſonen, i. 
Ablehnung, Ausichließung; von EA 
verftändigen und Zeugen, ſ. 
ftändige, Beugen. 

Befuguibl überfönetiungen durch die Be 
börden 36, 439, 4401, 478 f. 

Begehung, politifche 140; ſ. Augenschein. 

Begleitberiht zur Beichwerbe 269 f. 

Begrüßung 66, 671; dann Nequifition. 

Veglin ef Brivatintereffen, f. Privat⸗ 


Sachver⸗ 


inter 

Begünſtigung, geſetzwidrige ſtellungs⸗ 
pflichtiger „Berlonen 117, 121, 313. 

Brheie Belege. 
Behörden, autonome, f. Selbſtverwal⸗ 
tung; bureaufratifche 33, 178, 201; 
collegiale 33, 178, 2001, 2; Taifer 
lich oniglich⸗ bb; Tondesfürftlice öd; 
landesfürftliche Sicherheitöbehörben 66, 
456; politifche 55, 2368, 2661, als 
Erecutiongbe öcben 65, 143, 454 ff; 
ſ. Barteienfähigleit, Parteiloſigkei, 
Selbſtverwaltung. 

Behördenrecht 33; Verhältniß der de 
Örden nad) Außen und nad Innen 

‚ 118, 2001, 235, f. Firma. 
Beiladnı 


Dritter 93, 268, ſ. Weſent⸗ 
liche Dlängel des Verfahrens. 

Beift inde 102 f. 

Selagerun Bauftand an 
—** . Urkunden. 

Belehrnugsp ir ber Behörden 1091, 

182; über Rechtsmittel 204 f., 957i, 
266, 334, 519. 

Beleidigung der Behörde durch Ungebüht 
in der mündlichen Berhandlung und 
in einer fchriftlichen Eingabe 171 1. 

Beneßeia non obtruduntur 182, 183:, 
(2871, 290s, 291, 3051?) 

Berechtigte als Barteien 126. 

Bergbehörbe 58, 69. 


Berghauptmannfchaft 17, 
Bergrechtsſachen 3, 53, 1 "1108, 124, 


126, 128, 131, 1368, 497 f. 


Bergwerföberechtigungen, ſ. Bergredti- 


jachen. 














Berufung, ſ. Beichwwerbe. 
Berhträniginge äbige Privatinterefjen, 
Brivatinterefien. 

Beigiannupme 415, 439. 

Beſchwerde 249 ff., abgethane 296; An⸗ 
nahmeftelle für die Beſchwerde 264 ff., 
2654 f., 261 (gegen Selbitverwaltungs- 
be örden); Auslegung der Beſchwerde⸗ 
abficht 274, 291; Abweiſung a limine 


2688, 271 f, 818; Begleitbericht ur 


Beichtverbe 269; Form der 9. 253 

Inhalt der B. 253 f.; Intereifen, 
beichwerde, |. biefe: Legitimation 
zur B. 267 f.; Netäbeihmerbe, ſ. 
dieſe; Rechtzeitigkeit der B. 268 ff.; 
Suſpenfive ect der B. 440 ff.; tele- 
Fra e 8. 254, 518; berfeäe B. 

verſpãtete 8. 258 #5 8. 


Befäwerbefeik, Berechnung 206, 259, 
2, 517 ff.; Dauer im Verfahren 
——2 die Abſchiebung und Ab⸗ 
ſchaffung 261, in Finanzrechtsſachen 
205, 260, 263 f., in Gewerbeſachen 
261, im Berfahren vor den politifchen 
Behörden 258 ff., vor ben gelbftver- 
waltungsbehörden 260 ff., 388 ff., 
Bereinsjachen 261; Erftredung der 3 
263f.; Mangel einer B., ſ. Friftlofig- 
feit; Unterbrechung des Laufs der B. 
259, 263 f. 
Veſchwerdegtunde 251 f., 275, 475. 
Beihwerbemängel, Nachſicht ber 272,518. 
ge anbtheile der Entſcheidung 211 f. 
mtheit des Gejuchsinhalts 108; 
. Erledigungsinhalts 205 ff. 
Beipeiligte am Abminiftrativverfahren 
90 f., 133 ff. |. Eigenthümer, Enteig- | 
neter, Nußnieber , Pfandgläubiger, 
Servitutäberechtigte. 
—— J. en öffentliche. 
Vevollmädtigte 99 f., 134; gemeinjame 
101, 137; one, Ku ellungsbe⸗ 
vollmächt! I 
Beweis 140ff.; Beweiskraft 157 ff. 160 ff.; 
Beweiglaft 148 ff, |. Gebührenfachen, 
Bräjumtionen; Beweismittel 140 ff-; 
Beweisregeln 157 ff., f. Gebübren- 
fachen, a one Beweisnerfahren 
153 ff., 186 f.; Beweis zum emigen 
Gebächtnig 157. 
Bemweißwärbigung 157 ff. 
—— 1086. 
Bezirke 56 
veziriſhanptmaunſchaften 62, 541, 56; 
ſ. Behörden, politiſche. 
— als Partei 1163, 117. 
Beatelövertrerungen 57. 
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perjönlihen Widerſtands 
ſ. Militärafliftenz, zwangs⸗ 

weiſe Vorführung. 
Botſchaftswohnungen 65. 
Seieigehetmuiß, abrung des 439. 
Bruberlabe 10, 59. 
Bureaufratifche Behörden, |. Behörben. 
Burg, Taijerliche 63. 


&, 
Calumnieneid 365. 
Canalräumung 
Ganaieinmkubun noögchlren 44. 
Cantinenre in Deilitärgebäuben 69. 


Bezwingung 
—— 


Caſſation auf Beſchwerde 274 ff.; von 


Amtswegen 239 ff.; C. von Amts⸗ 
wegen im Brivatinterefie 242 f., 2738; 
C. von —8 245; |. Annullirung 
und wejentliche Mängel. 

Cantion, |. actorifche C., Dienftcaution. 

Gertificate über Anftellungsanfprüche der 
Unterofficiere 195. 

Ceſſion öffentlich-rechtlicher Forderungen 
4221; erecntive C. von Privatforde- 
rungen, |. Einantwortung. 

ale 4 ff. 

Civifrehtäweg, | Bectöweg. 

Givilftandsregifter 880 ff 

Collandirung 474. 

Coflegialbehörbe, |. Behörde. 

Commiſſion 4913 ff. 

Commiſſionelle Verhandlung 1538. 

Commilfiongtoften 488 ff. 

Compenfation 422 f. 

Competenz der Bezirkshauptmannfchaften 
521,54; örtliche ©. 55; fachliche 85 ff.; 

zum " Erecutionszwang 54. 


| Gompetenzag enzungen, zwiſchen Ge⸗ 


richten und Berwaltungsbehörden 39ff.; 

ſ. Cooporation, Gerichte, Matriken⸗ 

ämter, Rechtsweg, Steuerexecution, 

Vorfragen; zwiſchen Verwaltungsbe⸗ 
hörden unter einander 52 ff- 

Eompetengeonfiich, affirmativer oder po- 

tiver 71 ff., negativer 84 ff.; E. zwi⸗ 

gen Gericht3- und Berwaltungäbe dr⸗ 

n 73 ff. 85 ff.; zwiſchen Verwal⸗ 

tung sbehörden unter einander 82 ff., 


Gompetenzconflictägerichtöbarfeit 77 ff. 
ompetengireitigleiten 46 ff., 72, 2801. 
Conceptsfach 541, 54. 
Gonczritloneberfeheen 59, 76, 84 f., 


116, 255. 

Conceſſion 105, 1201; Rechtskraft der 
C. 3411; ſ. Abftiftung, Eifenbahn- 
conceffion, Tramwayunternehmungen. 


Concurrenʒꝭ 129, 402 f., 416. 
Coucnrrenzleiftungen, executive Eintrei- 
bung berfelben 402 f., 416, 469 ff. 

Goncnrögericht 98. 
Concursmaſſeverwalter 98, 134. 
Condietio causa data causa non 8e- 
cuta 879; indebiti 342, 367, 487. 
Conſeils 34, 84 f., 116, 256. 
Conſens ſ. Baubewilligung, Wafjerrechte. 
Conjcrtption von Häufern 65. 
Conftitutive Verfügung 191. 
Coutentioſes Berfahren 6. 
Coutraſiguatur 37 7. 
Contumacialfolgen, |. Ausbleibenzfolgen. 
Cooporation der Gerichte und Berwal- 
tung&behörben |. Sompetenzabgrenzun- 
en und Gerichte, Steuererecution und 


.43. 
Corporntionen 95, 402. 
Gumulation von Geſuchen 107. 
Curator 97, 134; f. Zuftellungscurator. 
Cyrilliſche Schriftzeichen 1103. 


D. 


Damnum irreparabile als Voraus- 
ſetzung: der Suſpenſivkraft eines Re⸗ 


curſes 444, 446, 448; ber Siſtirung 
einer Mobiliarpfändung auf Erfein- 
dirungsflage 482; auf eine Oppofiti« 
onsklage 486. 

Defectenverfahren 3961, 4222. 

Delegation 60 fi., 4198. 

Delogirung durch ben Gteueriequeiter 
4261, ficherheitspofigeiliche 17 f. 


Demolirung 803; |. Abitiftung des Ei⸗ 


genthümers eines baufälligen Gebäudes. 


Demonftratived Berhalten gegenüber der 


Behörde 171. 
Dennnclation 87, 498, 516. 
Dentlichteit des Geſuchsinhalts 108; des 
Erledigungsinhalt3 206 f. 
Devolution 59, 82, 861, 293 f. 


Dienftbotenftreitigfeiten 11, 17, 508, 


58; Parteien- und Zeugeneid in ®. 
141 f.; |. Rechtsweg. 

Dienftcantion, executive Befriedigung aus 
derſelben 422 f 

Dies interpellat pro homine 3991. 

Disciplinarrecht 39; militäriiches 68. 

Dispenfationen, Unwiderruflichkeit recht- 
mäßig ertheilter 231. 

Dnplicate 1923. 


©. 
Eadem causa 303, 353 fi., 358, 360; 
eaedem personae 303, 343 ff. 
Edict, Affigirung und Abnahme 223. 
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Edictalcitation 132, 216 f. 

Edictalverfahren in Sachen der Geneh⸗ 
migung gewerblicher iebsanlagen, 
Waſſeranlagen 133, 1331. 

Epitien von Urkunden, ſ. Urkunden. 

Chemaun, Repräſentationsbefugniß 987., 
Vollmachtspräſumtion 100, 134; Bu 
ftellungsbevollmäcdhtigter 1002. 

Eid, Parteieneid 141 ff.; Sachverftän- 
Digeneid 142 f.; Zeugeneid 142; |. 
Calumnieneid. 

Eideszwang? 146. 

Eigener Wirkungskreis der Gemeinde, 
Wirkungskreis. 

Eigenthümer als Betheiligte 128. 

Einantwortung von Forderungen, exe⸗ 
cutive 421 ff. 

Einforfiungen 43. 

' Eingehen in die Sache 210 fi. 

ı Eingriffe in das Privateigenthum &, 

410 fl 415 ff., 431 f. 

Einjüß ge Freiwillige, Buftellung an die 
felben 683; ſ. Minderjährige. 

Einlommenftener, Anſpruch der Spar 
cafien auf eventuelle Herabjegung 150. 

ı Eintoumenftenerbeleuntuiß 963, 9: 

| „135, 140, 144, 338. 

| Eintager, militärijches, ſ. Militäregecu- 


on. 
Einteitung des Adminiftrativverfahrens 
11 f., 183; des Egecutionsverjahten? 


Einquartiruugspflicht 63, 454, 479. 

Einfiht, Gewährung ber €. in Urkunden, 
} Hrtunden itton, Verhandlungspro⸗ 
okoll. 

Einvernehmen zwiſchen Behörden 811. 

116; ſ. Concertation. 
Einwendungen 922, 1371; muthwillige 
494, 497 f. 

Eifenbahuconceffionen, Berfahrenzurär- 
tbeilung derjelben 124. 

Eifenbahnpolizeilihe Anordnungen 3. 

Endgiltigleit der Erledigung 29, MW. 

an ae ne 

eigunng, j. Erpropriation. 
Entlaftungsanträge der Barteien 89, 500. 

' Entfheidungen 25, 192 ff., 339. 
Entjüelbungsgräude 202 fi.; Bedentung 

. für die Rechtskraft 277, 356 j. |. 

Weſentliche Mängel. 

: Entfhiedene Sache 207. 
Epidemien 171. 
Ergänzung der Verhandlung 151ı, 1691. 

ı 280 f.; ſ. Wejentliche Mängel. 

Erklärung der Gemeinnügigleit eine 

ı  Eifenbahnunternehmens 123. 











Erlanbniß 105, 191. 
Griebigung, adminiſtrative 188ff.; Form 
196 ff.; Inhalt 202 ff.; ſ. Weſentlich⸗ 


Mäng 

Griebigungsanfiit 206. 

Erledigungspflicht 188, 208 ff. 

Ermefien, freies 127, 1481, 231, 2521, 
23738, 2, 3598, 4381; ſ. Ermwor- 
bene Rechte. 

Error in ebjecto bei der Vollftredung 
4 

Erſatzanſprüche an die Poſt 448; öffent- 
lich-rechtliche 43, |. Reichsgericht; wegen 
Beihädigung durch Remontentrans- 
porte 46; wegen vollzogener Öffentlich- 
rechtlicher eiftungen oder anferlegter 
öffentlich«rechtlicher Laften 44 ff.; we- 
gen beftrittener Berpflegätoften 43, 
502; wegen ftaatliher Keulung von 
Rindern 334 f., 3878; wegen Trift- 
\gäben 17, 46; wegen Wildſchäden 


Grfagertenntuifle, abnıiniftrative 3961, 
223, 4871 

Grfasreferniften 68. 

Erfitzung 46. 

Erworbene Rechte 181 f., 231, 248, 
274, 289 f., 317 ff. 

Gventualanträge 153, 211. 


Evidenzhaltungsbehörden, ihr Verhält- | 
niß zu den entjcheidenden 379 fi. 

Exe2ös de pouvoir, si excessit privatus 
est 36, 439 ff., 478, 4 

Erecntion, Einleitung bon Ymtswegen | 
468 ff.; auf Antrag 472; €. alt 
perjönlicher Leiftungen 434 ff.; öffent- 
licher Abgaben und Steuern 415 ff. 

Erentiondanfehtung 474 ff. 

Executionsfreie —— 420. 

Execntionsfriſt 447 ff. 

Executionstoſten 501. 


Erecntive Abnahme von individuell be- . 


jtimmten Saden 413; Beſitzentſe 1 A 
413; Mahnung 418, "476; Pfändu 
419.: Fehagun üs ff.; —— 
tion 33ff ——* 143 ff., 434; 
Bmangsveräußerung 419, 421, 428, 
ſ. Compenſation, Einantwortung, Meiſt 
botvertheilung. 

Executivorgane 18, 458 ff. 

Eremplare der Eingaben, erforderliche ' 
Bahl derfelben 11 

a ie von bebördlicher Gewalt 62 ff, 

ſ. Luſtſchlöſſer, Nefidenzen, Taiferliche, 

Kmmumität. 


" Erpropriatton 45 ff., 10% Anſpruch auf 


105; Beſchränkung auf dad Maß des 
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Notäwendigen 1491; Beſchränkung der 
Wirkung der Rechtöfraft einer Ex⸗ 
peopriationderf, in Eifenbahnfachen 


Grieinbirung gegenüber der adminiftra- 








tiven Mobiliarpfänbung 480 ff.; von 

| Pfarreinkünften 59. 

| 

! 

| 3. 

| Fabritsfhorufteis 1251. 

| Selm !. Einfommenfteuerbefenntnif, 
Favor metallofodii 167; j. Brivat- 
Feftftellungdanträge 152 f. 
Hanne nd ber Behörde 
Firna 960f.; F. der —* 199, 2001, 
— **2 192. 

Seweiäwürbigung; Rechtslraft ſiehe 

Rechtskraft. 

178 ff.; Weſentliche Mängel. 
Formloſe Sgnorirung eines Berwal- 
Formwidrigleit einer delänene 252 ff., 

272; einer Eingabe 108 | 
Frauensperſonen 98 f., 101. 

Ku ſ. Eſcindirung. 


Crierritortalität 65. 
chmeldung 146. 
interefien, begünitigte. 
0? 
anzprochratur 100, 38 — 
Formellte Beweistheorie, ſ. Beweisnormen, 
dormer des Adminiſtrativverfahrens 3, 
tungsacts durch die Gerichte 373. 
| Forum domicilii 59 f., rei sitas 58. 
eiwillige Uebernahme öffentlicher Pflich⸗ 


ten 98, 184. 


riſt, ſ. Veſchwerdefriſt, Exeeutionsfriſt. 
tie dung 242 f., 263 f., 272; f. 


undun 
| ai der Veſchwerde 269 Anm., 


| G. 
Gebühren 182, 44, 481, 2801, 3858, 
488, 5072; . Sachverftändig e. 


Gehäbrenheratte bon öffentlichen Geld⸗ 
Geb —— 150, 1611. 
Gebüprenrüdforderung 367, 3791. 
Gehäiprenfaßen, Beweislaft in G. 151ı, 
8; Bräfumtionen in G. 158. 
| Gebunbenbeit der Behörden an Parteien- 
|  anträge 183 ff., 211; ber Behörden 
des einen Reflorts an Berwaltung3- 
acte der Behörden eines andern Reſ⸗ 
|  jorts 372 ff.; der Parteien an ihre 


— — — — — 
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Erflärungen 1041, 154, 1852, 321, 378 f.; Cooporation mit den Ber- 
399; des Staates an feine einfeitigen waltungsbehörden 43, |. Steuererecu- ' 
Aufag gen 2152. tion; al3 Steuererecutionsbehörben 
Gedentmänner 1401. —* tanſliche 91 
Gefüllenpolizei 454 ff.; ſ. Briefgeheim⸗ Serinme, Tünitlicde 912. 
PN Saudburäfuchung, 68,58, 366 t. eh, 5.1. 
Gefahr am Berzuge 1 
Gefaßrenpolizeiliche Berfügungen 122 f.: Geiadnablhen, Beweißtaftber 163, Ein- 
elahr am Verzuge. | —128— 140, 162. 
Gegenänßerun gegen bie Beſchwerde 271. 
Gegenantrag — Antragsgegner. | Geluße, Sormerforbernifi 106 f., 108 i.; 
Gegenbetheiligter 89, 931, 495 a 


j Geſuchsgegner 931. 
Gegenbeweid 152 f. Gewährungen 105. 
Gegenpartei, 90, 108, 231, 243, 306 fi, | Gewerbebehörde, Berhältniß zur Baube- 


Ak | Hörde 392; 
; zur Ort3polizeibehörde 392. 
Schattsanfpräe der Staatsbeamten 45. Gewerbebere Ötigung, rabicirte 378. 


Geme ae 54; ats Barei In, 116 he | er, Nantsanwattfchafttic« 
1; ecutiongre er G. 
456 ff; Thellung der ©. und Xereini- | rw a Berkte 146; Siftetiondrnie 
gung von Gemeinden 181, 571. 6 ewerbefaden 50, b4, 59 

Gemeinbeanftalten 42. | Gnabenurt 987:. 

a, Inftanzenzug gegen , gengpen gefuh 2321. 

üffe 
Gemeinde muöfnäfigungen, formaleßor- | Grengftreitigleiten, ſ. Gemeindegrenz 


ftreitigfeiten. 
— —A— 67. Giltigkeit 341. —8 — des Adminiſtrativverfahrens 
Gemeindegrenzſtreitigkeiten 84. | 180 ff.; ſ. Weſentliche Mängel des 
Gemeinbefagbyerpadtung 61, 2458. aelahrend. 


achten, |. Conſeils, Sachverftänbdige; 

Gemeindevorfteher, Inftanzenzug gegen —— von — 163 f., 256 bige: : 
befien Entſcheidungen und Berfügun- | gerichtlihes ©. in Sachen der Ker- 
Rn 388 ff., 391; Berhältniß jeiner | _ wahrungsgebühr 3861. 


uftändigteit als Baubehörbe zu jener | Gnt 54, 
der ftaatlichen Gewerbebehörden in ' Ontögebiete, auögefchiebene 57. 


Burenl ber Sulaffung gewerblicher Be- . | 9. 
triebsanlagen 
Gemeindewege, öffentliche 47 f., 49ı. ea Gejchäftöbücher. 


anbelöfanmern als Re gifterbehörben 
Beneinbewirtungäfzeid , 1. Wirkungd- | 3792: j Barteienfähigfeit —* 116. 


lsmi f I 
Gemeindezugehörigleit 42, 861; |. Sta- | on en —E —— 


tusſachen. | gl ——— — at 
Gemeindezuſchläge, ihr Ver ältniß zu nid * Ale vr er Gemein 


den ftaatlichen Steuern 394; zwangs⸗ ab nngs unfäbigfeit 97. 


weife Ausſchreibung berjelben als Ere- | Saupthetbeil 95; ntra 
cutionsmittel gegen bie Gemeinde 415. — ri |. Antragögegner. 


| 
| 
Gemeinfamer Zevollmächtigter, ſ. Be⸗ ansburchſuchung 148, Anm.; 
vollmächtig Heeres⸗Einquartirung 5 er gung 
Gemeinfgaftätheilungsverfahren 3,6, 4b. 
7, 14. eimatredt 22, 431, 48, 58, 60. 


Geudarm 18 Anm., 68; fein Berhältniß | — An echtung des Snhalız 
ur Bezicköhauptmannfchaft 459 ff.: | eines 200 160; Ar auf Anzsferti- 
ung 


Waffengebrauch 
— 75 — 191, 215. —— ——e—— 50. 





Generalver 

Genofienfhaften 95; als Parteien 116. Hochſchüler 7 

Gerichte, ihr Vverhaltniß zu den Ver- Hof 64; —WR ⸗Garten, Ge⸗ 
waltungsbehörden 46 f., 2801, 375, bäube 














J. 
Jagoeetiet, Vorſchriften über deſſen Bil- 
dung, ſ. jus cogens. 
Jagdpachtannullirnung, ſ. Annullirung. 
Immediatbeſchwerde 292 f. 
Immunität der Landtags⸗, Reichsraths⸗ 
und Delegationdmitglieder 4611. 
Individnaliſiruug des Sach⸗ und Rechts- 
verhältnijles in der Erledigung 207. 
Individuelle Ladung der Barteien 132 f. 
ee 3; ſ. Privatinterefien, begün⸗ 


Sunkifittonömagime 180 ff. 
Inſtanzenzug 53, 55, 2551; Beſchrän⸗ 
tungen de3 En 26 ff.: ; gegen gemein- 
ſame Entfcheidungen mehrerer Behör- 
den 255 f.; gegen Strafzwangsverfü- 
gungen 4078: Vorſchrift der Einhal⸗ 
tung des J. 246, 266, 276 f.; Weg⸗ 
fall je biefer Borfhrift 283 f.; {. Anterne 
Weiſun 
<uftruction, | . Broceßinftruction. 
Juſtrnirnug des Geſuchs 105. 
Intereſſenbeſchwerde 251 f., 475. 
Anterefienten 125 ff. 
Interne Weiſung, |. ‚eifung. 
Interpositio auctoritatis Y 
Irreführung der Behörden 146. 
Srefnnige ‚ „grangöweie Internirung 
21; ſ. Curator, Vormund. 
—* Rechtöbelehrung 205, 257f., 


Zerthum, Reitz, Thatirrthum 163; ſ. 
error in objecto. 

Quriöbietionäfte treitigleiten 72. 

Judex ne eat ultra petitum, |. Ge⸗ 
bunbenbeit derBehörbe, Berhandlungs- 
magime. 

Jus cogens 240, 302, 309 ff. 


8. 


Saifer 62 f., 118, 390. 

Kaiſerliche Berordnungen 38; ſ. Luft- 
ſchlöſſer, Refidenzen. 

Kaiſerliches Haus 63. 

Kaſernen 66, 69. 

Kenlung von Rindern, ftaatliche 3878. 

Kirche als Religiousgenoſſenſchaft 99. 

— 14, 492 f.; ſ. Concur⸗ 


eliger 91. 

Koften de3 Abminiftrativverfahreng 884, 
151, 211; Execution der 8. 601; |. 
Sachverftänbige 
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Kofteneintreibung 516. 

Koſtenerſatzpflicht im Adminiſtrativver⸗ 
fahren gegenüber dem Staate: An- 
tragsprincip 488 ff.; Princip der Haft- 
pflicht 497 ff.; Schuidprineip 498 ff.; 
gegenüber den Parteien 509 ff. 

Rofenfeftellungäverfahren 502 ff., 509 


Pd herſtellung 509, 515. 
Sranlencaflen 10, 95. 
Rrantenverfigerung (jus cogens) 314, 


Kundmadung der Geſetze 375; der Ver⸗ 
ordnungen 39 


Kompetenzconflict, |. Competenzconflicte. 


L. 
Sünder, die, als Selbſtverwaltungskörper 


Sugerplan 1%. 
Laudesansſchußt 55, 82 ff., 86 f.; fein 
ar. zu den Staatsbehörden 


Landesfürftliche Behörben 55; Sicher⸗ 
beit3behörden der 5 

Landeögejeb- und Berorbnungäblatt 374. 

Landesregiernug 56. 

Landesſauitätsrath 343. 

Landesſchulrath 55. 

Landes —5 111 ff. 

Landesſtelle 55 

Landesübliche Sprache, ſ. Landesfprache. 

Zandeövertretung 82 7. 

Saubeövermaltungäbehörbe 717. 

Landtag 83. 

Landwehr 68 f. 

Randwirtfhaftlihe Intereſſen 3. 

Legalſervituten 4721. 

Legitimation zur Sache: active 118 ff., 
1202; paffive 122 ff., 130; zur Be⸗ 
ſchwerdefůhrung 267, 325. 

Siquibirungäpraceß, adminiftrativer, als 

Vorausſetzung civilgerichtlichen Pro⸗ 
ceſſes 330 f., 3352. 
Luft htöfier, taiferliche 63. 


M. 
Mängel — des Verfahrens, ſ. Weſentliche 


Marine. 68, 

Marlenbilder 1793, 2792. 
Marleuregifter 3798. 
Marleiender 69. 
Marktitandort, |. Abänderung. 
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Matrilenämter, ihr Verhältniß zu ben 
Gerichten 380 ff. 

Meine im Adminiftrativverfahren 142, 

8. 

Meiſtbotvertheilung 430 f. 

Meritale ve iebigungeiner Beſchwerde 285. 

Mititäraffiftenz 463 f. 

Milttärbehörden, ihr Verhältniß zu den 
Civilbehörden 66 ff., |. —— 

Militärexecntion 418 f. 

Militärgebände 66. 

Nilttärinvaliden 64. 

Militäriſche Dienftpfliht 67 ff.; militä- 
riſches Einlager, |. Wilitäregecution. 

Nilitärmarodehand 671. 

Milttärperfonen 67; actives Wahlrecht 
berielben 99, 101; Zuftelung an M. 


2. 
Militärwache 681; Vorausfegungen des 
Fee dur die M. 4331. 


Minderjährige 97 f. 

Minifterialverordnungsblätter 2151, 2. 

Miniftertum des Innern 55. 

Missio in possessionem 413. 

Mitbetheiligte 92. 

Mitglieder des Taiferlichen Yaujes 63. 

Mittelbarleit des Verfahrens 178, 271, 
278; f. Autopfie. 

Mitteljpäfer 70a. 

Monard), feine Rechtsſtellung 
Berwaltungsbehörden 621, 11 

Mora als ausreichende Borausfegung 
für die Execution 469, 4763; für den 

' Sreafgwang 406; für Berzugszinien 

1. 


Mündlichleit des Adminiftrativverfahreng 
109 f., 180, 197 f. 
Mufter 1798; Mufterregiiter 3798. 


N. 
Naggqht von Beſchwerdemängeln 272 ff., 
5 


Namendänderungen 68. 

Naseituri 97. 

Negotiorum gestio ber Behörden 265. 

Neuerungen im Recurs 363, 367. 

Nidgtigerflärung 247 ff. 

Nichtigkeit, abjolute 36, 2391, 247 ff. 
relative 60, 239 f. 

Normencounflict 79 f., 373 f. 

Nothpolizei 431; f. Gefahr am Berzuge. 

Vothverordnungen 37. 

Notorietät 140, 179. 

Nova |. Neuerungen. 

Nova eausa superveniens 858, 360. 

Nuntiatur 65. 


gu den 


Kane als Beiheiligte 1281. 
Ausniegung als Gegenſiand adminiftre- 
tiv⸗executiver Sequeftration 4234. 
Nutzungen an öffentlichen Wegen 49ı. 


d. 
Oberfthofmeifteramt 64. 


Oeffentliche Bauten 66; Intereſſen, Ein- 


fluß der Parteiendispofttionen auf die 
Regelung derfeiben 184 f.; Körper 
haften 95; Executionsrecht berfelben 
458; Lehranſtalten 41; f. Parteiſachen, 


Wege. 

DOeffentlihlett der Singen des Ge 
meindeausſchuſſes 34; des Verfahrens? 
178; der Wege 49ı. 

Oeffentlich⸗rechtliche Anſprüche 41; Für- 
lorgepflichten 43; Hilfsorganifationen 
43; Pflichten 41, enigeltlih zu er- 
füllende 44 f., freiwillige Hebernahme 
v. Pflichten 98 f. 

Dertlide Competenz, |. Competenz. 

Offenheit der Behörde, |. Aufklärung 


pflicht. 
Offieiolmarime 131 f., 180; j. Exen- 
tion von Amtswegen. , 
Dfficiere 688. 
Oppoſitioustlage 484 ff. 
Ordnungspolizei 50; |. Verhandlung: 
polizei. 
Orduungöftrafe 145. 
Organe der Behörde 18, 458 fi. 
Ort der Verhandlung 168, 174. 
Detöpalige Verhältniß zur Staatspeli- 


Orients, Bartetjähigteit besjelben 
3. 


P. 


Partei 87 ff., 130, 305 ff., 316 ff.; aß 
Zeuge 141, 143 ff., 148, 163; leſens⸗ 
unfundige 176; hreibunfähige 176. 

PBarteiendispofition 89, 183 f.; Gufluß 
auf die Rechtskraft von Erledigungen 
auf die Beſorgung dffentlicher Inte 
reſſen 184 f.; ! Gebundenheit, Ber: 
gleich, Berhandlungsmarime. 

Beten 141 f. j 
artetenfühigleit der Behörden 115, 
117 f.; ſ. Weſentliche Mängel. 

Parteiengehör 17f., 1227., 1381; Bar- 
teienöffentlichleit Der Bewei⸗— 
mittel und des Beweisverfahrend 15. 

—ã— der Behörde Bf. 
artetiahen, öffentliche 62, 72, 22, 3, 
27 f.; |. Bartei. 
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Partetitreitigleiten 62, 22, 25, 27. | tie matnngen 51, 1254,2 208 ff.; 
, tendispofition. ringliche, wegen Gefahr am Berzuge 
Bartelwilltär, Parteienbi poſition 442, 446 ff.; zur vorläufigen Ordnung 
Paſſivlegitimatiou, ſ. Legitimation. von Rechtsverhältniffen 331. 
Patentanfehtung 1202 (Legitimation); | Propocant des Verfahrens 92, 1043, 493, 
}. actio popularis. : Provoeatio ex lege diffamari 30. 
Perfönliged Erſcheinen 102, 132; Han- Procehführungdlegitimatien 96,108, 131. 
dein 18 7.; }. Vorführung, Winfel- Procepinfttucen 61, 1311, 178 fi 
Iehreiber, Erzwingung perfönlichen San- Proceßverſchleppung, ſ. Verſchleppung. 


being 4 * Publicum jus privatorum pactis mu- 
Perſonlichtkeitsrecht 95. tari non potest 184 f. 
Perſonalforum 59 f. Punzen 196. 
Retitionsrecht 1211, 250, 252. Pupillen 98. 
Pfandgläubiger als Betheiligte 128. | 
Ka engemeinden, katholiſche 6. | On. 

ferdeanshebung 45, 113; j. error in , Querela ob justitiam denegatam aut 


objecto. \ protractam 292 ff. 
Pflegebefohlene 97 f. | Quod non est in actis non estin mundo; 
Ptegfhaftögericht 98. i ſ. Mittelbarkeit, Unmittelbarteit. 
Pflichten, öffentliche, |. öffentliche Pflichten. | 
| R. 


Pfründengebünde 14. 
Piae causae 96, 100. < 
Politiſche Behörden, |. Behörden. Rechnnngserledigung, Rechnungsproceß 
Poſtzezuſſin 302. Nedhte Dritter 23 [, 248, 274 
Pauigeibehörbe, landesfüritliche, |. Be- Ä — 325 — | — ii 
nf 4 7 e eſchwerde , 4381, 475 f. 
Puugigewalt über Gerichtsperſonen 79f., Nedptöeriwerb ohne Zillen 105, 
olizeirayon 56. Rechttstraft, formelle 295 ff. materielle 
— 54, 68, 405 ff.; Inſtanzen- 299 ff., 303 fi; Verhältniß beider zu 
zug zur Anfechtung der Verhängung einander 301, 303; Verhältnif zur 
der %. 4072, 4771. Rüdwirkung ber Geſetze 324; Einfluß 
Polizeiſtrafrecht 40, 38; ſ. Polizeiſtrafe. —— leit bes al he 
Prneihrafoeriajten 20, 170 ff.; ſ. Bo- hen Befämerbe 325, auf bie N. ad» 
ne . 2411. miniftrativer Erledigungen; Wirkun 
Pat Bee rorhnungen 163 58, 101, 311; ber R. gegen den Staat 75, 78, 80, 
oftgebühr Ads. ‚ DES. 1932, 315, 318 ff.; Beſchränkung ber- 
hi Kr ation, (andesherrli de 9. felben auf die Ordnung des Rechtöver- 


\ u hältnifjeö pro praeterito 314, |. Wb- 
Praescriptio immemorialis 46 f., 491, änderung, jus cogens, Gtaat3noth- 
91, 2482, 3131, 3638; f. Gedent- 


iwendigfeit, Statusfachen. 
männer. i Rechtsſprechung 24 ff. 
Präfumtiouen 158, 2271. Rechtsderleihuügen 884, 89, 105. 
Preßgewerbe 53. Rechtsverweigerung 292 ff. 
Preßweſen 20. m Rechtsweg, Eröffnung desfelben an bie 
Privatinterefien3ö (Befangenheitsgrund), | Givil- oder ordentlichen Gerichte gegen 
#2, 318 fi, 493 f.; begünftigte 126, | Entſcheidungen der Vermaltungsbeh. 
128, 139, 151 f., 182, 289; zu be | in Eivitrechtsjachen 49f., 327 f.; in 
rüdjichtigende 126, 183, 318 ff. Verwaltungsſachen 326; f. Rechtöftaft. 
Privatrechtstitel 46. Reclamation behufs Vegünftigungs- 
Privilegienanfechtung, ſ. Patentanfech⸗ gewährung bei Erfüllung der Wehr- 
t - 
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ung. ı . pfliht 121; in Wahlſachen 101, 471. 
Privilegienardiv 3792. Reeursus per saltum 292, 
Procura 100. Reformation unterbehördlicher Erledi⸗ 
Protofoll, ſ. Verhandlungsprotokoll; | gungen 246, 286f.; in melius über 
furzes 173. ı den Befchtverdeantrag hinaus 290; in 
Brotofollführer 176. |  pejus 286 f. 


Tezner, Handbuch. 34 


Negelung von daghfungen 123f. 
Regiſterbehörden 379 fr. 
Regreßanſprüche 9, 43, 59, 121. 
Reichsgericht, als Cauſalgericht für obli- 
gatoriſche Öffentlich-rechtliche Anſprüche 
8f., 3362, 4601; als Competenzcon⸗ 
flictSgericht 76 ff, BA ff, 391 ff.; Ab⸗ 
grenzung feiner Competenz gegenüber 
—F des Verwaltungsgerichtshofs 9 f., 

Reichsgeſetzblatt 374. 

Recurs, ſ. Beichwerbe. 

Reiſekoſten, j. Commiſſionskoſten. 

Religionsgenofſenſchaften 99. 

Nepräfentanten 96 ff. 

Nteproducirungsfriit für Die Verbeſſerung 
mangelhafter Eingaben, ſ. Berbefic- 
rungsfriſt. 

Requiſition 43, 61; requiſitoriſches Ver⸗ 
haͤltniß zwiſchen Behörden 379 ff., 453. 

Neferveleute 68 7. 

Ntefidenzen, Taiferliche 64. 

Res integra 358, 360. 

Res judicata jus facit inter partes 
78, 305; ſ. Rechtskraft. 

Bestitutio in integrum 360 ff.; ob 
noviter reperta 360 ff.; ob terminum 
(peremtorium) prolapsum 3362, 368 ff. 

Retourrecepifie 224 f. 

Reverſionsbefehl 50. 

Rückbeziehung der Wirkungen einer con- 
ftitutiven Verfügung auf eine ihrer 

uftellung vorangegangene Zeit 2973. 

Rückſtandsausweis, amtlicher, als Exe⸗ 
cutionstitel 3833. 

Nüdwtrfung der Geſetze 3191, 3241; f. 
Rechtskraft, Socialgeſetze. 

Rutheniſche Eingaben 1103. 


©, 


Sachnutzungen, ſ. Regelung von. 
Sadverbaltödaritellung bei Hinausgabe 
von Entiheidungen und Verfügungen 
!. — in Geſuchen 107. 
Sachverſtändige 872, 140, 163 f., 166; 
Beeidigung von ©. 142 f.; Befangen⸗ 
heit von ©. 158, 164; Beweis durch 
Gutachten ©. 160, 163; in Patent⸗ 
ſachen 1581; Gebühren der Sadjver- 
tändigen 505 f.; Ueberprüfung (Ueber⸗ 
hau) von Gutachten ©. 1637., 166. 
Santtätspolizeilihe Anordnungen 343. 
Schiedsgerichte 1075. 
Schluß der Verhandlung 168 f. 
Schreibweiſe, beleidigende, |. Beleidigung. 
Schriftlihleit des Verfahrens 109f., 
180; der Erledigung 197. 
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Schriftſütze 1801. 

Schriftzeichen 110. 

Schulbehörden 70. 

Scurfbewilligung 1081. 

Seewehr 68 f. 

Selbfteinfhätung in der Form der frei- 
willigen Uebernahme öffentlicher Pflich⸗ 
ten, oder der Bereinbarung über das 
Ausmaß 134. 

Selbftverwaltung 54f., 94 Anm. f., 116. 

Selbituerwaltungäbehörden, ihr Berhält- 
niß zu den Gerichten 77, 8öf.; zu 
den ftaatlihen Berwaltungsbehörden 
55, 82 f., 86, 388 ff.; |. Gemeinde. 

Selbſtverwaltungskörper 54 f.; Erecu- 
tiondrecht derjeiben 456 ff. 

Sequefter, politiiher 423 ff. 

Sequeftration, adminiſtrativ⸗executive 
eines Bergwerks⸗, einer ijenbahn-, 
einer Trammwayuınternefmuug 414, 
einer Gemeinde wegen ſchlechter Ber- 
mögensverwaltung 414; jo für bie 
Eintreibung von Steuern und Öffent- 
lien Abgaben 423 ff. 

Servitutsberechtigte als Betheiligte 128. 


Sicherheitswache, Wiener 18 Yum., 67, 
681, 123 


Eiftirung 235 ff., auf Beſchwerde 238, 

440 ff., ; der adminiftrativen 
Steuererecution durch die Eivilgerichte 
80, 4521; von Beichlüfien des Ge⸗ 
meindeausichuffes 841, 2368, 238, 
389 ff., des Landesausſchuſſes 82, 238, 
3938, der Privatcorporationen 2381. 


Socialgeſetze, rückwirkende Kraft 315. 

Souvernine, fremde 65. 

Sparcaflen, Anſpruch auf Herabſetzung 
der Einfommenjteuer 150, fleuervedt- 
lihe Behandlung 387. 

Sprache der Erledigung 198 f.; der Bar- 
teienanträgelll e : des Protocolls 177. 

Staat als Partei 66. (in ſtaatswirth⸗ 
ſchaftlicher Hinficht), 118 (al Brivar- 


mann). 

Staatdanwaltihaftlige Function ein 
zelner Behörden 117 f., 306 

Stantöblirgerihaft 42. 

Stantödiener 54,116 f.; Anfprüce aus 
dem Staat3dienftverhältnip. 

Staatsnothrecht 3108. 

Stantönothwendigleit 240, 311 ff. 

Staatöpolizei 20. 

Stantörath 733, 74. 

Stadtgemeinden, zur ftaatlichen Verwal⸗ 
tung in erfter Inſtanz berufene 51, 
171; Egecutionsgewalt 456, Buftellung 
an diejelben 2162. 








GStatthalterei 55 

Statndfaden 42, 
352 f., 368 f. 

Statut %. 

Stellvertretung |. Bevollmächtigte, Re⸗ 

präfentanten, unzuläſſige 9 

Stemerbelenntnip j- Ede menfteuecbe- 
fenntniß. 

Stenerereention, gerichtliche 383, 428 ff; 
politifhe 415 ff.; executive Mahnung 
418; Militärerecution oder Einlager 
418: Mobiliarpfändung und Schätzung 
419 f; ; Zwangsveräußerung 411f., 
419, 421, 428; Sequeſtration 423; 
Siftirung auf eine eingebrachte gericht- 
liche Erjeindirungsffage, |. Siftirung; 
auf ein überreichtes Steuernachlaß⸗ 
Stunbungagelun 452 ff.; Berhältniß . 
der Gerichte und Berwaltungsbehörden 
jo Betreff der Steuererecution 381 ff., 


Steuerläiperter 118. 

Gtiftungen 95f., 96, 100; Bertretung 
durch die Finangprocutatur 116. 

Stifiungsgennp, Competenz zur Ent- 
\heidung über den Anſpruch auf St. 


Stiffungöverleifung, Competenz zur Ent- 
Kheibung über den Aniprud auf St. 


wangs 
Sperrung öffentficher 


echtskraft in St. 347 f., 


Strafen, Bolizeiftrafen und 
ftrafen 54, 145, 170 ff., 404 

Straßen 491; 
Straßen 432 

Streit enofienfaft 59, 219. 

Streit aden, abminiftrative 193, 22, 


Gaben 70, Stubentenverbindungen 
ebenda 

Stundung 232, öffentlicher Abgaben 450 1. 
Subventionen, ftaatliche 9. 

Sucenrfe, d. i. wechſelſeitige Unterftügung 
der Kronländer zur Zürlenzeit 8. 
Snfpenfiveffect des Recurſes 440 ff., 

eines Steuernachlaßgeſuchs 450. 
Syndilatsklage 487. 


T. 
Telegraphiſche Beſchwerde, ſ. Beſchwerde. 


Tempus continuum 263, paritionis, |. 
Erecutiongfrift. 

Theilbarleit der Berwaltungsacte 2451, 
247, 284. 


Tpeilung von Gemeinden, |. Gemeinde. | 


Thereſianiſche Ritterakademie 70. 
Titel, beſondere, ſ. Privatrechtstitel; T. 
der Behörde, |. Firma. 
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Todtenbeſchan 44. 

. Zramwayunternehimungen, Snbalt ber 
Conceſſion 356; adminiftrative Seque- 
ftration ?4143. 


‚ Zeiftbeisifligung 124. 


| 


| Triftfhäden 17, 59 f., 92. 
Triplikate 1923. 


u. 
Ueberreichungsſtelle für Beſchwerden, | 
Annahmeſtelle. 
Uebertragener Wirkungskreis der Ge⸗ 
meinde, ſ. Wirkungskreis. 
Ueberwältigung, phyſiſche, als Execu⸗ 
cutionsmittel 433 
Unerſchöpfliche Verpflichtungen 316. 
Unfallöverfiderungsanftalten 10, 
Unm.; Zwangsrecht der U. 4681. 


17 


| Ungebähr gegenüber der Behörde, ſ. Be- 


reibigung; gegenüber Gemeindevor- 
ehern 171. 

Univerfitätöbebörden als Parteien 1165; 

ſ. alademijche Behörden. 

Univerfitätöhörer |. Studenten. 

Unmtittelbarfeit des Verfahrens 178. 

Unmündige 97. 

Unpartetlichteit, Brlicht der en 


Berjonen zur U. 34f., 935 Bar- | 
teilofigfeit. 
Unter! EungSpflicht ber Behörde 108 f., 


2, |. Belehrungspflict. 

Hrtunden, private 163; öffentliche 140, 
158 f., 162, 191 f.; Anfechtung öffent« 
licher Urkunden 158, 1621; Editions⸗ 
zwang in Betreff von Urhunden 147, 
156, 158». 

Urlauber 68 f. 

Usus, ſ. Legalſervituten. 

Usus longaevus, |. Praescriptio. 

Utile per inutile non vitiatur, . Theil- 
barfeit der Bertvaltungsacte. 


V. 

Vater 97. 

Veränderungen, eigenmächtige, gegenüber 
dem Bauconfend, dem Conſens für 
eine Bafleranlage 323. 

Verantwortlichleit der Beamten 39; |. 
Erjagerfenntniß, Spnbicatöflage. 

Verbeflerung von Oeluden 109, 

Berbefierungsfrift 210 

Verbot, — 41f. 

Verein Bf; Bereinsauflöfung 72, 325 f.; 
Bereinsverjammlung 18, 145, 446, 
457; Bereindpermögen, Fürforge für 
basfeibe im Falle der Vereinsauf- 
Iöfung 40 

34* 
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Verfligung 190, 196 f.; materielle Rechts- Verzicht 46 f. 


fraft derjelben 339 ff. 354 ff. 
Vergleich der Barteien 136. 


Vergleichspflicht der Behörde 136, 182 f. 


Verhandlungsmarime 183 ff. 


Verhandlungsprotocoll 172ff.; Aufpruch 
der Parteien auf Gewährung der Ein- 


fit in dasjelbe 15+ ff. 
Verbandiung&polizei 170 ff. 
Berhör der Parteien 133 ff. 
Verjährung 46, 312, 314. 


Verlündigung einer Erledigung zu Pro- 


tocoll 198, 2237. 
Ben arteit von Bermwaltungsacien 
239 5. 


Vernichtuug von Berwaltungsacten, |. 


Bafjation. 

Verordnungen 37 f., 188f.; Ausnahme» 
Vdgn. 39; gejeßesvertretende V. 16, 
38, 2151, 460, 504; V. des Katfers 
38; Noth⸗V. 37; ficherheitspoligeiliche 
V. 38; Vollzugs⸗V. 16f., 39, 189; 
richterliche Feſtſtellung der Unverbind- 
lichkeit von V. 373. 

Verpflegskoſten 441. 

Verſammlungsrecht 18, 145, 446, 457. 

Verſchleppung bes Procefies durch Bar- 
teien 137, 139, 165, 167, 364; durch 
die Behörde 292 ff. 

Verſchollene 98. 

Verſchweigen der Partei 151. 

Berihwender 97. 

Berftändigung der Parteien von dem 
Inhalte der Enticheidungen und Ber- 
fügungen 213 ff.; individuelle 216 ff. 

Bertagung der Berhandlung 166 ff. 

Vertrag 46 f., 1547. 

Vertreter des Heeres und der Landwehr 
1 zmeinſamer V. 101; geſetzlicher 


Vertretungslörper, verfaſſungsmäßige 
3 


Vertretungskoften 609 ff. 
Berwahrungsgeblihr 442, 386 1. 
Verwaltungsgerichtsbarleit 4,7, 22, 30, 


Verwaltungsgerichtliches Verfahren 4, 8, 
15, 275 T. 


Verwaltungsrechtspflege 3. 

Berwaltungsitreitfadhen 2. 

Berwaltungsitreitverfahren 5, 22. 

Verwaltungöverfabren 1, 23, 28. 

Verwandtſchaft zwiichen Mitgliedern einer 
Behörde ald Ausſchließungsgrund 35; 
| Wefentliche Mängel des Verfahrens. 

Verzehrungsſteuerſachen 873; Execution 
in V. 455 f. 


ı Normen 1591; 


Vollmacht 98 f., 100Ff., 134. 
Vollſtändigkeit des Verfahrens 123, 137, 
169; |. Weſentliche Mängel. 
Vollſtredbarkeit 296ff., 4397. ; jofortige 
V. der auf der Stelle zu befolgenden 
Befehle 446; 8. von Entfcheidungen 
und Berfügungen fremder Staaten 
401 f., öffentlicher Körperichaften 401. 
| Bollitredung 396 ff. 
Vollſtreckungszwang j. Execution, Mili- 
täregecution, Militärajfiftenz- 
Vollzugsaufſchub in Folge reichsgerict- 
liher 445, verwaltungsgerichtlicher 
Beichwerde 447 f.; ſ. Siftirung, Stun- 





ung. 
Vollzugöverordnungen 16 f., 39, 189. 
Vorfragen 47 f.; privatrechtliche 8. für 
ben Beftand öffentlich-rechtlicher Rechts⸗ 
verhältniffe 48, 753; öffentlichereht- 
lide 3. für den Beftand von Brivat- 
rechtöverhältniffen 47 f., 374, 385. 
Vorführung, zwangsweife 144, 4763. 
Vorgehen auf Antrag und von Ants _ 
wegen 104 f.; j. Erecution. 
Boriabung 131f.; von Militärperjonen 


Bormund 97, 134. 
Vorſpannpflicht 45. 
Vorftellung 232. 


W. 


Wachen 54, 461f. 

Waffengebrauch 433. 

Wahlcommiſſion 331, 115. 

Wahlfreiheit der Behörde 127; ſ. freie: 
Ermeſſen. 

Wabhlrecht, actives 8, 42, 9, 101; 

paſſives 8, 42. 

Wahlvollmacht 982, 101 Anm. 

Babrheitäpflicht der Barteien und Zeugen 


Wahrzeihen des Aufſchluſſes von Berg- 

werfen 179s. 

Wafferbedarfödedung 105. 

Waſſerbuch 3792. 

Woaflergenofienichaften 104 1. 

| Wafferrepte 22, 124; Veridjichtigung 
von Amtswegen 149. 

Waſſerrechtsſachen 421, 49ı, 53, 59. 

| Wege, öffentliche 491; |. Straßen. 

Wehrpflicht 117, 121. 

Weifung, interne 233 f. 

Weſentliche Mängel des Verfahren? 
281 ff.; Verlegung ausdrücklich unter 
die Sanction der Nichtigkeit gejehter 

örtliche und ſach⸗ 
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Winkelſchreiber 1031. 


Wirkungskreis der Gemeinde, eigener 
54 1, 55, 260; übertragener 541, 115f., 
4193. - 


3. 
Zahlungsanfträge 195, 3834. 
Zeichnung der Behörde 200 f. 
Zeit der Verhandlung 168, 174 f. 
Zeuge 872, 140; befangener 3. 163, 165. 
‚ Zengenetd 142 f. 
Zengengebübr 505 f. 


- Zengenvernehmnng, gerichtliche, in Ge⸗ 
bührenfachen 146, 147 
Zengnißpflicht im Adminiftrativverfahren 


liche Unzuftändigfeit der Behörde 363, 
60,1311; -Berlebungderdielinbefangen- 
heit und Unparteilichleit der Behörde 
ſichernden Borichriften 351; Verlegung 
des Grundfaßed des Barteiengehörs 
15, 27, 123, 126, 1538, 182; Unter- 
faffung der Beiladung Betheiligter 
130; Unterlaffung der gebotenen in« 
Dividuellen Ladung? 128, 133; Ber- 
fegung des Grundſatzes der Barteien- 
Öffentlichleit der Beweismittel 1532: 
Berletung der Aufklärungspflicht 
1351,2, 1381; der Vergleichspflicht 
der Behörde? 136; Unvolitändigteit 
der Erhebungen 183, 137f., 280 
Unterbleiben der vorgefchriebenen gute 
achtlichen Vernehmung einer Behörde 
343; Fetftelung thatlächlicher Ber- | 
hältnife auf Grund der Aus- 
jagen befangener Zeugen 163; Un- 
deutlichleit der Erledigung 207; Ber: 
fehlen des Erledigungsziwedes 2065, 
208; Berfehlen des zu erledigenden 
Antrags 2111; Mangel der Cr- 
Ihöpfung des Rerhandlungdgegen- 
ſtandes durch die Erledigung 211; 
Verlegung der Vorſchrift der Ein- 
haltung des Smftanzenzuges 276; , _ erledigende Behörde 2 

Actenwidrigfeit der Erledigung 278 ff.: | Zuftändigteit, |. Competenz. 

ungehörige Ausfertigung der Erledi- | Zuftellung an Städte mit Magijtraten 
gung? 201, 2021; Mangel der Be- | 21623, an Streitgenoffen 219 f.; durch 
gründung ? 2041; ; Mangel oder Unrich⸗ Uebergabe an Bevollmächtigte 95 f., 
tigfeit Der Rechtsmittelbelchrung? : 1003, an Haudgenojjen 219, an Zu- 
2051; Berlegung des Anſpruchs auf | ftellungscuratoren 220 f.; mittel Amts- 


Bengnißjonn g im Adminiftrativverfahren 


Zimsverheimfichung 146, 
Sufahrtftraßen zu Bahnhöfen 185, 4003. 
Surüdleitung einer Sadye an die Unter- 
behörde zu neuerlier Verhandlung 

241, 246, 276, 280 ff. 
Zurlidnahme einer eng durch die 


Hinausgabe der Erledigung der vom 
Einjchreiter verwendeten Landes» 
ſprache? 112; Unterbleiben der Buftel- 
fung oder Ungehörigfeiten bet derjelben 
2171, 2231 


diener 217f., der Boft 217F., Rund- 
fchreiben 219 f., durch Vermittlung der 
Gemeindevorfteher 217 f.; Requifition 
von Behörden um Vornahme ber Zu- 
ftelung 218; zwangsweiſe Zuftellung 


Wiederaufnahme des Verfahrens 360 f., 
ſ. restitutio in integrum. 
Wiedereinfebung wegen neu aufgefun- 


222; ſ. Wefentliche Mängel. 
— Zuftelkugdauöfereibung 2252. 
uſtellungsausweis 222, 226. 


dener Beweismittel und wegen ver- 
jtrichener Fallfriſt, ſ. restitutio in 
integrum 

Wiedereröffnung des Verfahrens 169 f.; 
auf Grund vorbergehender Laffation 
eined mangelhaften Verfahrens 241, 
246, 280 ff. 


’ 


Zwangsweife Delogirung 171, 


wang, ſ. Execution. 
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wangöäftrafe 
144 ; 
Berfügung über Sachen 431 f.; Bor- 
führung 144, 408, 434; Buftelung, 
!. Buftellung. 
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Buchdruckerei Julius Klinkhardt, Leipzig. 
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